
K-1-015-2 Präambel

Antragsteller*in: Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 14 bis 16 einfügen:
schnellem Netz auf dem Smartphone. Mit Fahrradwegen und Elektrobussen, mit Solarpaneelen auf
den Dächern und an den Balkonen, mit grüner Wärme und frisch sanierten Schulen, mit ausreichend
Kitaplätzen und gesundem Essen aus der Region, mit weniger Müll, mehr BVG, zuverlässigen, digitalen
Bürger*innendiensten, mit 

Begründung

Balkone und Wärme sind auch wichtig

Unterstützer*innen

Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Florian Fruth (KV Berlin-Kreisfrei); Jürgen Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-016 Präambel

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 15 bis 17:
den Dächern und frisch sanierten Schulen, mit ausreichend Kitaplätzen und gesundem Essen aus der
Region, mit weniger Müll, mehr BVGöffentlichem Verkehrsangebot, zuverlässigen, digitalen
Bürger*innendiensten, mit guter ärztlicher Versorgung in ganz Berlin, dem Wochenmarkt und dem
Einzelhandel in der Nähe 

Begründung

"mehr BVG" suggeriert, dass der Ausbau des BVG-Angebots wichtiger ist als der Ausbau z.B. des S-
BahnAngebots, oder auch anderer öffentlicher Verkehrsangebote wie der Bikesharing-Flotte. Die BVG
ist zwar im Gegensatz zur S-Bahn Berlin ein landeseigenes Unternehmen, aber das S-Bahn-Angebot
wird auch durch das Land bestellt, und es ist besonders wichtig für Einpender*innen. Der berufliche
Pendelverkehr gerade aus dem Berliner Umland ist stärker Pkw-lastig und verursacht durch längere
Distanzen auch mehr Emissionen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-061 Präambel

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 60 bis 62:
Verkehrswende voranbringen, lebendige Kieze entwickeln und Wohnen bezahlbar halten, die
Wirtschaft ökologisch modernisieren und Arbeitsplätze schaffen, Kitas und, Schulen und Berlin als
Wissenschaftsstandort zukunftsfest machen, eine freie und offene Gesellschaft sichern und unsere
Demokratie 

Begründung

Berlins wichtigste Ressource sind seine klugen Köpfe. Die vielfältige Wissenschaftslandschaft ist ein
Magnet für Menschen aus aller Welt und die Hochschulen mit ihren rund 250.000 Studierenden
prägen das Leben in unserer Stadt entscheidend mit. Die wirtschaftliche Entwicklung ist eng mit dem
Wissenschaftsstandort Berlin verbunden. Insofern muss dieses für die nächste Legislatur zentrale
Thema wenigstens einmal in der Präambel benannt werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-053 Präambel

Antragsteller*in: Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 52 bis 55:
soziale Spaltung zwischen Arm und Reich unsere Gesellschaft zu zerreißen drohen. Und wir müssen
uns jetzt Rechtsextremist*innen und, Populist*innen und Neonazis entgegenstellen, die dazu aufrufen,
unsere demokratische und weltoffene Gesellschaft zu zerstören. NieWir sind und bleiben
antifaschistisch: nie war es dringlicher, diese Herausforderungen anzugehen.

Begründung

Unsere Haltung als Partei ist antifaschistisch. Diese Leitlinie sollte in unseren Werten - also in der
Präambel - sichtbar gemacht werden, denn diese Haltung prägt unsere Ideen und Haltungen. Der
Einschub von "Neonazis" macht noch einmal mehr deutlich, dass die Bedrohung alles andere als
harmlos ist. Rechter Terror wird eben immernoch auch von Neonazis verübt!

Unterstützer*innen

Linda Schwarz (KV Berlin-Neukölln); Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln); Richard Steinberg
(KV Berlin-Neukölln); Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Michael Haßlbeck (KV Berlin-Neukölln); Lukas
Winkler (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Irene Hilden (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-059 Präambel

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND BERLIN
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 59 bis 60:
Wenn Berlin sich dafür entscheidet, können wir gemeinsam das Klima schützendie Klimawende zu
schaffen und die Verkehrswende voranbringen, lebendige Kieze entwickeln und Wohnen bezahlbar
halten, die 

Begründung

Wir schützen nicht das Klima sondern uns vor den Folgen der Klimakrise, die wir verursacht haben.
Klimschutz kennen zwar viele, aber die Assoziationen, die unterbewusst hervorgehoben werden, sind
kontraproduktiv.

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-015 Präambel

Antragsteller*in: LAG Energie Berlin/Brandenburg
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 14 bis 16 einfügen:
schnellem Netz auf dem Smartphone. Mit Fahrradwegen und Elektrobussen, mit Solarpaneelen auf
den Dächern und an den Fassaden und frisch sanierten Schulen, mit ausreichend Kitaplätzen und
gesundem Essen aus der Region, mit weniger Müll, mehr BVG, zuverlässigen, digitalen
Bürger*innendiensten, mit 

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-012 Präambel

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 11 bis 13 einfügen:
Eine Metropole, in der allen Menschen alle Wege offenstehen – gleich ob sie reich oder arm, jung oder
alt sind, wen sie lieben, an wen sie glauben oder religionsfrei leben, wie sie aussehen oder wo sie
geboren wurden. Eine Großstadt mit gesunden Bäumen, frischer Luft, klarem Wasser in der Spree und 

Begründung

In der Aufzählung wird auf Gegensätze resp. Unterschiede bezuggenommen. Der Glaube steht dann
allerdings allein als positives Merkmal; die Mehrheit der Berliner*innen lebt aber religionsfrei und sie
werden hier nicht berücksichtigt. Religiös motivierte Diskriminierung und Ausgrenzung von
religionsfreien Menschen ist in unserer Stadt leider immer noch an der Tagesordnung. Wir müssen uns
klar dazu bekennen, dass auch religionsfreien Menschen alle Wege offenstehen müssen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-020 Präambel

Antragsteller*in: Torben Greve (KV Berlin-Pankow)

Titel

Ändern in:
Mobilitätswende statt Verkehrswende

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 19 bis 21:
Über Jahrzehnte wurde in Berlin für das Auto geplant, die „autogerechte Stadt“ in Beton gegossen. Nun
ist die VerkehrswendeMobilitätswende eingeleitet. Überall entstehen Fahrradwege, mit Autos
verstopfte Kieze werden langsam zu neuen Lebensräumen. Mieter*innen dieser Stadt leiden 

Begründung

Ich beantrage, dass wir das Wort „Verkehrswende“ durch „Mobilitätswende“ ersetzen - und zwar an allen
Stellen im Wahlprogramm. (Ich habe die Änderung aber nur beim ersten Mal durchgeführt, weil ich
nicht wusste, wie ich es technisch machen sollte, ohne massenweise Änderungsanträge zum gleichen
Thema zu stellen.)

Warum? Verkehr ist die rein negative Last aus der Mobilität, die eigentlich niemand haben will – egal
ob gewendet oder ungewendet. Mobilität hingegen ist ein Grundbedürfnis, das wir alle haben und das
unser Leben bereichert. Wir Grünen wollen ja auch keine Mobilität verbieten oder einschränken,
sondern „nur“ eine „andere“ Mobilität mit weniger Verkehr und weniger sonstigen negativen
Beeinträchtigungen für die Gesellschaft.

Unterstützer*innen

Silke Gänger (KV Berlin-Pankow); Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Julius J. Oblong (KV Berlin-Pankow); Oda
Hassepaß (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian Höpcke (KV Berlin-Pankow); Nicolas Scharioth (KV
Berlin-Pankow); Hans Hagedorn (KV Berlin-Pankow); Kerstin Crocoll (KV Berlin-Pankow); Jonathan
Kliem (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-014 Präambel

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 13 bis 15 einfügen:
wurden. Eine Großstadt mit gesunden Bäumen, frischer Luft, klarem Wasser in der Spree und
schnellem Netz auf dem Smartphone und zuhause. Mit Fahrradwegen und Elektrobussen, mit
Solarpaneelen auf den Dächern und frisch sanierten Schulen, mit ausreichend Kitaplätzen und
gesundem Essen aus 

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-012-3 Präambel

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 11 bis 13:
Eine Metropole, in der allen Menschen alle Wege offenstehen – gleich ob sie reich oder arm, jung oder
alt sind, wen sie lieben, an wenworan sie glauben, wie sie aussehen oder wo sie geboren wurden. Eine
Großstadt mit gesunden Bäumen, frischer Luft, klarem Wasser in der Spree und 

Begründung

Glaube ist nicht wirklich an eine Person(ifizierung), sondern eher an "etwas". An sich eher redaktionelle
Änderung.

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-012-2 Präambel

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 11 bis 13 einfügen:
Eine Metropole, in der allen Menschen alle Wege offenstehen – gleich ob sie reich oder arm, jung oder
alt sind, welches Geschlecht sie haben, wen sie lieben, an wen sie glauben, wie sie aussehen oder wo
sie geboren wurden. Eine Großstadt mit gesunden Bäumen, frischer Luft, klarem Wasser in der Spree
und 

Begründung

Geschlecht kann ebenso ein Grundlage für Diskriminierung sein.

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-024 Präambel

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 23 bis 25:
gemeinsam mit ihnen um jedes Haus, kaufen Wohnungen an, stärken den Neubau und haben die
Mieten gedeckelt. Wir haben das „Ausländeramt“ zum „Einwanderungsamt“ gemacht, und ein
wirksames Landesantidiskriminierungsgesetz geschaffen. Wir haben Kohlekraftwerke abgeschaltet und
investieren viel Geld, um die Schulen zu sanieren, die wir 

Begründung

In den vergangenen Jahren gab es im Bereich Antidiskriminierung einige große Erfolge. Davon sollte
hier etwas genannt werden - das LADG ist als erstes seiner Art in Deutschland sicherlich passend.

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-012-4 Präambel

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 11 bis 13:
Eine Metropole, in der allen Menschen alle Wege offenstehen – gleich ob sie reich oder arm, jung oder
alt sind, wen sie lieben, an wenwas sie glauben, wie sie aussehen oder wo sie geboren wurden. Eine
Großstadt mit gesunden Bäumen, frischer Luft, klarem Wasser in der Spree und 

Begründung

„Wen“ suggeriert den Glauben an eine (monotheistische) Gottheit oder Person. „Was“ impliziert
zusätzlich Weltanschauungen wie den Atheismus, Agnostizismus oder gar politische Konzepte wie den
Feminismus, Sozialismus oder Pazifismus und ist daher besser geeignet.

Programm-LDK am 19./20. März



K-1-012-5 Präambel

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-1

Von Zeile 11 bis 13 einfügen:
Eine Metropole, in der allen Menschen alle Wege offenstehen – gleich ob sie reich oder arm, jung oder
alt sind, welches Geschlecht sie haben, wen sie lieben, an wen sie glauben, wie sie aussehen oder wo
sie geboren wurden. Eine Großstadt mit gesunden Bäumen, frischer Luft, klarem Wasser in der Spree
und 

Begründung

Leider ist es bisher nicht so, dass Menschen aller Geschlechter alle Wege offen stehen, auch nicht in
Berlin.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-082-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 6 bis 9:
gesundheitlichen Problemen – besonders Ältere, kleine Kinder und sozial Benachteiligte. Diese
extremen Wetterlagen werden noch stärker zunehmen. Es ist deshalb zentralwichtig , Berlin durch
Klimaanpassung fit für die Klimakrise zu machen und auch auf Klimaanpassung. Noch wichtiger aber
ist es zu setzenzeigen dass, und wie Metropolen wie Berlin selbst klimaneutral sein können . Wir
wollen den Umbau Berlins vorantreiben: zu einer Metropole, in der ökologische Verantwortung,
moderne 

Von Zeile 16 bis 17 einfügen:
Planeten. Das Zeitfenster, sie ganz abzuwenden, haben wir bereits verpasst. Aber noch können wir die
schlimmsten Folgen abmildern und vor allem zeigen wie es besser geht. Dafür müssen wir jetzt
handeln!

Begründung

Wir müssen gestallten, nicht nur anpaßen. Es liegt an uns! Noch.

Unterstützer*innen

Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Florian Fruth (KV Berlin-Kreisfrei); Philine Wedell
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jürgen Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte
Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-092-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 16 bis 17 einfügen:
Planeten. Das Zeitfenster, sie ganz abzuwenden, haben wir bereits verpasst. Aber noch können wir die
schlimmsten Folgen abmildern. Und wir können zeigen, dass uns wie Metropolen klimaneutral werden
können. Dafür müssen wir jetzt handeln!

Begründung

Positiv!

Unterstützer*innen

Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Florian Fruth (KV Berlin-Kreisfrei); Jürgen Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Klemens
Griesehop (KV Berlin-Pankow); Nicole Pillen (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-101-9 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 25 bis 27 einfügen:
Bundesland die Klimanotlage ausgerufen hat. Wir wollen die gesetzlichen Grundlagen schaffen, um
auch auf den Dächern, den an den Balkonen und allen sonst geeigneten Flächen der Stadt zu 100
Prozent auf erneuerbare Energien umzusteigen. Zukünftig soll auf allen Neubauten verpflichtend eine
Solaranlage installiert werden. Die 

Begründung

Nicht nur Dächer. Überall wo es geht

Unterstützer*innen

Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Florian Fruth (KV Berlin-Kreisfrei); Jürgen Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Klemens
Griesehop (KV Berlin-Pankow); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-202-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 126 bis 128 einfügen:
Berlins. Die Stadt kann dadurch ihren Anteil von derzeit 1 Prozent Solarstrom auf knapp 25 Prozent der
gesamten hier verbrauchten Energie bis 2035 erhöhen. Wir wollen gesetzlich festschreiben, dass der
Einbau von Solaranlagen zur Strom- und Wärmegewinnung bei Neubauten verpflichtend wird. Die
Stadtwerke 

Von Zeile 131 bis 137:
sollen alle öffentlichen Gebäude, auf denen das möglich und sinnvoll ist, mit Solaranlagen
ausgestattet sein und eine klimaneutrale Wärme- und Kälteversorgung haben. Mit der Gründung des
„SolarZentrums Berlin“ haben wir bereits die Beratung und den Austausch zur Solarwende massiv
gefördert. Die digitale Plattform Solardachbörse wollen wir weiter stärken, so dass nicht genutzte
Dächer für den Aufbau von Solaranlagen zur Verfügung gestellt werden können. Das erfolgreiche
Energiespeicherprogramm wollen wir fortführen und weiter ausbauen, denn gerade bei EinDurch eine
integrierte Planung von Strom- und Zweifamilienhäusern sind Speicher die sinnvolle Ergänzung zur
Photovoltaik-Anlage auf dem Dach.Wärme- Netzen sowie den dazugehörigen geeigneten Speichern
stellen wir eine effiziente Integration der lokal gewonnen Energie sicher

Begründung

Es geht nicht nur um Strom. Die Solarenergie muss sektorübergreifend sinnvoll integriert werden!

Unterstützer*innen

Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Florian Fruth (KV Berlin-Kreisfrei); Jürgen Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Clara-Sophie Schrader (KV
Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-221 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 145 bis 152:
Die Hälfte aller klimaschädlichen Emissionen Berlins fallen im Gebäude- und Wärmesektor an. Hier
wollenAuch hier müssen wir den Treibhausgasausstoß der Hauptstadt massiv reduzierenauf null
bringen. Dazu soll die kohlebetriebenekohle- und gasbetriebene Fernwärmeerzeugung beendet
werden. Wir halten am Ziel fest, die KraftwerkeWärmeversorgung bis 2035 komplett auf
klimafreundliche Energieerzeugung umzustellenklimaneutral zu machen. Neben der Fernwärme sollen
auch andere Formen der Wärmeerzeugung klimaneutral werden. Den Umbau von Gas- und Ölkesseln
auf klimafreundliche Heizungsanlagen, wie Solarthermie oder Wärmepumpen, wollen bringen wir 
stärker förderndurch eine integrierte Infrastrukturplanung aus Strom- und Wärmenetzen sowie den
dazugehörigen Speichern gezielt voran. Wir sind uns bewusst, dass grüner Wasserstoff und dessen
Derivate rar und teuer sein wird, vor allem zur Dekarboniserung der Industrie und der Landwirschaft
benötigt wird, und deshalb im Gebäudebereich keinen Platz hat. Auf Bundesebene wollen wir uns
dafür einsetzen, dass der Einbau von neuen Ölkesseln verboten wird. Unser Ziel ist es, örtlich erzeugte
Wärme aus verschiedenen 

Von Zeile 159 bis 161:
ergreifen und dabei Aktivitäten verschiedener Akteur*innen zu koordinieren. Mit einem stetig
wachsenden CO2-Preis werden zudem NetzbetreibendeWärmeerzeugende , die auf fossile Brennstoffe
setzen, stärker in die Pflicht genommen.

Begründung

Paris = NULL bis 2035. Wasserstoff ist für Gebaüde viel zu teuer.

Unterstützer*innen

Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Florian Fruth (KV Berlin-Kreisfrei); Philine Wedell
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jürgen Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte
Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-197-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 121 bis 122 einfügen:
und der zentrale Dienstleister für Energie- und Quartiersprojekte des Landes und der Bezirke werden.
Beim Paris-gerechten Umbau von Berlin nutzen wir auch die große Klima- udn
Energiewendekompetenz in unserer Stadt, denn gerade Berlin bringt seit Jahrzehnten immer wieder
menschen, Ideen und Firmen hervor, die weltweit die Energiewende voranbringen.

Begründung

Das ist ein großer Schatz, den wir noch nicht aussreichend nutzen.

Unterstützer*innen

Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Florian Fruth (KV Berlin-Kreisfrei); Jürgen Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Klemens
Griesehop (KV Berlin-Pankow); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-240 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 164 bis 166 einfügen:
nicht hinnehmbar, dass Modernisierungskosten, wie derzeit im Bundesmietrecht vorgesehen, komplett
auf Mieter*innen abgewälzt werden. Und auch deshalb ist teuerer Wasserstoff nicht zur
Wärmegrundversorgung geeignet. Das schafft keine Akzeptanz für Klimaschutzmaßnahmen und
befördert soziale Verdrängung. Stattdessen setzen wir uns für eine 

Unterstützer*innen

Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Florian Fruth (KV Berlin-Kreisfrei); Jürgen Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-251-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 176 bis 177 einfügen:
Für die Berliner Verwaltungen muss Klimaschutz zur Querschnittsaufgabe werden. Wir haben noch 15,
maximal 20 Jahre um klimaneutral zu werden. In dieser Zeit können wir die Stadt maximal einmal
umbauen. Wir brauchen deshalb eine integrierte, Paris-kompatible Infrastrukturplanung, die Strom,
Wärme und Mobilität, aber auch Klimaanpassung, Wassermanagement gemeinsam denkt und
vorantreibt. Wir wollen, dass jeder Bereich feste Vorgaben für seine jährlichen Treibhausgas-
Einsparungen erhält und 

Begründung

das ist extrem wichtig

Unterstützer*innen

Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Florian Fruth (KV Berlin-Kreisfrei); Jürgen Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Klemens
Griesehop (KV Berlin-Pankow); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-989 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 914 bis 918:
Berlin kann 25 Prozent der Stromerzeugunggesamten hier benötigten Energie aus Solarenergie
decken – wir wollen das bis 2035 schaffen. Dazu bauen wir die Solarenergie massiv aus. Mit
Brandenburg und anderen Lieferregionen treffen wir verbindliche Vereinbarungen zum nachhaltigen
Ausbau 100% CO2-freier Energieerzeugung für unseren Bedarf. Diese saubere Energie nutzen wir
durch eine integrierte Infrastrukturplanung effizient und intelligent für Strom, Wärme und Mobilität,
denn gerade der Wärme- und auch der Mobilitätssektor können schwankende erneuerbare Erzeugung
besonders gut aufnehmen und bedarfsgerecht zur Verfügung stellen. Auf Neubauten und bei
Sanierungen machen wir eine Solaranlage zur Pflicht. Bis 20302025 sollen berlineigene Gebäude wie
Schulen oder. Ämter oder Schwimmbäder standardmäßig mit Solaranlagen ausgestattet werden. Mit
der Solardachbörse wollen wir erreichen, dass Hauseigentümer*innen ihr Dach zur Verfügung stellen,
um es in ein Solarkraftwerk umzuwandeln. Die Netze für Strom, Wärme und künftig Wasserstoff sowie
die dazugehörigen Speicher denken wir gemeinsam. Mit einer stadtweiten Wärmeplanung und
quartiersweise Sanierung senken wir den Energiebedarf und nutzen erneuerbare Energiequellen
optimal.

Begründung

-Laut HTW-Solarcity-Studie reicht das Solarpotential für 25% der ENERGIE.
- Die Energie die wir nicht selbst machen, müssen wir importieren. Das kostet Platz und muss
nachhaltig erfolgen.
-Die Netze und Speicher für Wärme und Strom ergänzen sich ideal
- Zudem ist Wärme DER Knackpunkt für eine erfolgreiche Dekarbonisierung.
-2030 ist zu spät - gerade für den eignen Laden
-Solarpflicht auch bei Sanierungen

Unterstützer*innen

Florian Fruth (KV Berlin-Kreisfrei); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Uwe Lebelt
(KV Berlin-Kreisfrei); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Carolin Schenuit (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-573 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 497 bis 499 einfügen:
und dann zum Ostkreuz. Schon bald sollen dann auch vom Alexanderplatz zum Potsdamer Platz, nach
Spandau, zum Hermannplatz und später auch durch die Sonnenallee, zum Rathaus Steglitz, nach Tegel
und zum Bahnhof Zoo Straßenbahnen fahren. Um das gewährleisten zu können, braucht die BVG neue
und moderne Züge 

Begründung

Die von Kreisverband Neukölln geforderte Tramverbindung durch die Sonnenallee und weiter
Richtung Süden gehört zu den Eckpfeilern der Verkehrswende auf einer der am dicht befahrensten
Straßen Berlins. Sie ist darüber hinaus ein zentrales Projekt zur besseren Anbindung von Stadtrand
und Innenstadt durch den Nahverkehr. Ihre Realisierung würde das Umsteigen vom Auto auf den ÖPNV
stark befördern und ein wichtiges Symbol für die Verkehrswende als gesamstädtisches Projekt setzen,
weshalb sie als Zukunftsprojekt im Wahlprogramm hervorgehoben werden sollte.

Unterstützer*innen

Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anja Schillhaneck
(KV Berlin-Kreisfrei); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-
Neukölln); Artur Krutsch (KV Berlin-Neukölln); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-652 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 576 bis 578 einfügen:
bleiben und solidarisch finanziert sein. Unser Ziel ist zudem die Einführung unserer Bärenkarte, die
durch eine geringe monatliche Abgabe aller Berliner*innen, ausgenommen Empfänger*innen von
Arbeitslosengeld II und Sozialhilfe, finanziert wird. Außerhalb der Stoßzeiten können dann alle
Berliner*innen fahrscheinfrei den ÖPNV nutzen. Und 

Begründung

Menschen, die besonders einkommensschwach sind und am Existenzminimum leben, sollten weiter
freiwillig entscheiden können, ob sie den ÖPNV nutzen und dafür bezahlen oder andere
Mobilitätsformen wählen. Für eine soziale Ausgestaltung und die stadtweite Akzeptanz der Bärenkarte
ist eine solche Ausnahmeregelung wesentlich, weil damit die Härtefälle stark reduziert werden. Um
dennoch eine breite Einnahmebasis sicherzustellen, könnte auch eine progressive Staffelung der
Tarife, das heißt eine Erhöhung für gute bzw. sehr gute Einkommen, eingeführt werden. Das
vorliegende Gutachten von SenUVK sollte auf diese Option erweitert und überarbeitet werden.

Unterstützer*innen

Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV
Berlin-Mitte); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-686 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 610 bis 612 einfügen:
sicherem Rad- und Fußverkehr und intelligenten Sharing-Systemen den motorisierten
Individualverkehr in der Stadt in den kommenden Jahren weitgehend ablöst und in der Innenstadt auf
das notwendige Minimum reduziert. Dies schafft nicht nur eine gerechtere Verteilung des Raums unter
allen Verkehrsteilnehmer*innen, sondern 

Begründung

Wir Grüne haben das Volksbegehren Berlin autofrei bislang ausschließlich positiv kommentiert und
sollten deshalb eine weitergehende Forderung zu einer autofreien Innenstadt im Wahlprogramm
verankern. Auch wenn wir die Forderungen des Volksbegehrens nicht eins zu eins teilen und
beispielsweise einen großzügigeren Einsatz von Sharingmobilität befürworten, deckt sich die
Grundidee, der Reduktion des MIV auf ein Minimum, mit unseren Vorstellungen von der
Verkehrswende. Zudem scheint der rechtliche Hebel, Straßen zu autoreduzierten Straßen
umzuwidmen, ein gangbares Mittel zu sein.

Unterstützer*innen

Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV
Berlin-Mitte); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Almut Neumann (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-740 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 664 bis 665 einfügen:
Fahrradstellplätze und Fahrradparkhäuser weiter deutlich erhöhen. Dabei wollen wir mögliche
Konflikte zwischen neuer Fahrradinfrastruktur und Naturschutz differenziert lösen. Die Anschaffung
von Lastenrädern wollen wir als Transportalternative zum Auto weiter fördern.

Begründung

Lastenräder bieten vielfältige Möglichkeiten mehrere Personen und schwere Gegenstände zu
transportieren. Sie erlauben es außerdem, verschiedene alltägliche Erledigungen, bsp. den Weg zur
Arbeit, Einkaufen und Kinderabholung, zu kombinieren. Damit eignen sie sich besonders als
funktionale Alternative zum Auto und sind ein Eckpfeiler einer erfolgreichen Verkehrswende. Mit
batterieelektrischem Antrieb lassen sich auch weitere Wege ohne große Anstrengung zurücklegen.
Gerade E-Lastenräder sind aber relativ teuer und die Anschaffungskosten etwa auf dem Niveau von
Gebrauchtwagen. Eine öffentliche Förderung senkt diese finanzielle Einstiegshürde. Für
einkommensschwache Haushalte sollte ein höherer Fördersatz eingeführt werden. Für die
gleichzeitige Abmeldung eines eigenen PKWs könnte ein Bonus gezahlt werden.

Unterstützer*innen

Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Thore Hagemann (KV
Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Laura Brehme (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Stefan Taschner (KV Berlin-
Lichtenberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-773-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 697 bis 699 einfügen:
den Wert des öffentlichen Raumes widerzuspiegeln. Auch die Anzahl von Stellplätzen werden wir in
den nächsten zehn Jahren halbieren und die Flächen umwidmen. So schaffen wir im partizipativen
Austausch mit den Anwohner*innen mehr Lebensqualität für alle Berliner*innen, die mehr Platz für
Spiel, Sport und Bewegung 

Begründung

Wenn Parkplätze wegfallen, entsteht neuer Raum zur Gestaltung des städtischen Lebens. So vielfältig
wie die möglichen Folgenutzungen, so unterschiedlich sind oft auch die Meinungen der
Anwohner*innen darüber. Deshalb ist es wichtig, diese in den Planungsprozess einzubeziehen und die
Neugestaltung der Kieze, die ein gemeinsames Anliegen ist, auch als gemeinschaftlichen Prozess zu
organisieren. Hier gilt es bezirksübergreifende Standards zu entwickeln.

Unterstützer*innen

Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Thore Hagemann (KV
Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Philipp
Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Thuy Chinh Duong (KV
Berlin-Mitte); Lisa Karoline Ruppel (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-798 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 722 bis 724 einfügen:
lärmbelastende Faktoren geknüpft werden. Öffentliche Mittel zur Finanzierung einer kostspieligen
Erweiterung des BER ohne wirtschaftliche Grundlage lehnen wir ab, weitere Finanzierungszusagen für
den laufenden Betrieb des BER knüpfen wir an die Entwicklung eines effektiven Klimaschutzkonzepts.
Der Flughafenbetreiber sollte zukünftig sämtliche Betriebs- und Investitionskosten aus eigener 

Begründung

Während der Corona-Pandemie häuft der BER zusätzliche Verluste von bis zu einer Million Euro täglich
an. Schon zuvor war die finanzielle des BER höchst prekär. Nach RBB-Informationen summiert sich die
Deckungslücke im Wirtschaftsplan auf bis zu 792 Mio. Euro. Da der BER auf absehbare Zeit keine
Bankkredite erhält, drohen die öffentlichen Gesellschafter des Flughafens (Bund, Berlin und
Brandenburg) weitere Finanzierungszusagen machen zu müssen - über die bereits gewährten Kredite
in Milliardenhöhe hinaus. Finanzielle Hilfen für den BER dürfen kein Automatismus sein, sondern
müssen an klare Bedinungen geknüpft werden. Wenn der Betrieb ohne öffentliche Unterstützung nicht
möglich ist, muss der Flughafen auch einen Beitrag zum Klimaschutz als einem übergeordneten
öffentlichen Ziel leisten. Weitere Finanzierungszusagen müssen daran geknüpft werden, dass ein
effektives Klimaschutzkonzept für den nachhaltigen Luftverkehr von und nach Berlin entwickelt und
verbindlich umgesetzt wird. Dazu müssen u.a. folgende Maßnahmen gehören: Der Abschied von den
Wachstumszielen, d.h. eine dauerhafte Reduktion des Flugverkehrs auch nach der Pandemie. Die
Senkung der Treibhausgasemissionen pro Flug, zum Beispiel durch den Einsatz erneuerbaren Kerosins
oder die Entwicklung von Wasserstoffflugzeugen. Außerdem die umfassende Aufklärung der
Passagiere am BER über die ökologische Schadensbilanz ihrer Flugreisen (THG-Kennzeichnung) und
die Information über Reisealternativen.

Unterstützer*innen

Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Thore Hagemann (KV
Berlin-Neukölln); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick);
Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Linda
Schwarz (KV Berlin-Neukölln); Mira Raab (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-108-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 32 bis 34 einfügen:
Rechtsstreit, sondern ermöglicht endlich gezielte Investitionen in die Infrastruktur der Energiewende
der Stadt. Mit Beginn der Coronapandemie wurden Energiesperren in Berlin ausgesetzt, diese
Vorschrift wollen wir zukünftig in der Zeit von Mitte Herbst bis zum Ende des Winters fortführen. Um
den hohen CO2-Ausstoß im Gebäudebestand deutlich zu reduzieren, haben wir ein neues
Sanierungsförderprogramm entwickelt und die gesetzliche Grundlage für 

Begründung

Noch 2019 bewegten sich die Stromsperren in Berlin weiter auf hohem Niveau. In 18.024 Fällen
wurde Haushalten der Strom abgestellt. Die Bezirke mit den meisten Abschaltungen waren Mitte,
Pankow und Neukölln. Strom- und Gassperren sind als Problem schon lange bekannt und verletzen die
sozialen Menschenrechte. Insbesondere in der kalten und dunklen Jahreszeit sind die Auswirkungen
für die Betroffenden unzumutbar, deswegen sollte die Abschaltpraxis in diesem Zeitraum umgehend
unterbunden werden. Das coronabedingte Abschaltmoratorium zeigt, dass das Land Berlin hier einen
großen Handlungsspielraum hat. Diesen gilt es auch in Zukunft für eine soziale Energiepolitik zu
nutzen. In Frankreich existiert ein gesetzliches Verbot von Energiesperren bereits seit 2014.

Unterstützer*innen

Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Laura Brehme (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Robert Hahn (KV
Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-134 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 58 bis 59:
haben. An der Friedrichstraße haben wir es vorgemacht, viele andere Straßen werden bald schon
folgen – egal ob temporär oder am besten dauerhaft.

Begründung

Temporäre Aktionen sind schön und können Dinge anschieben. Besser als "Pop-up-Radwege" oder
temporäre Spielstraßen etc. wäre jedoch die dauerhafte Umgestaltung unseres öffentlichen Raums
zugunsten von mehr Verkehrssicherheit für die Schwächsten und mehr Aufenthaltsqualität. Von daher
sollte das Wort "egal" auf jeden Fall gestrichen werden und betont werden, dass etwas Dauerhaftes
vorzuziehen ist.

Unterstützer*innen

Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Yvonne Zwißler-Bourger (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Jennifer Uka (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sarah Ribbert (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-102 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 26 bis 28:
um auch auf den Dächern der Stadt zu 100 Prozent auf erneuerbare Energien umzusteigen. Zukünftig 
soll auf allen Neubauten verpflichtendwerden wir eine Solaranlage installiert werdenauf Berliner
Dächern zum Standard machen. Die Berliner Stadtwerke werden für fast alle Bezirke Solarpakete
schnüren, haben die Kälte- und 

Begründung

Wir wollen Solaranlagen nicht nur auf Neubauten sondern auch bei Dachumbauten im Bestand. Dafür
haben wir in der Koalition hart gekämpft. Daher eine offener Formulierung, die nicht so klingt, als
fallen wir dahinter zurück.

Unterstützer*innen

Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lisa Marie Eckart (KV Berlin-Neukölln); Philip
Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln);
Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Michaela Thurau (KV Berlin-Neukölln); Stefan Taschner (KV Berlin-
Lichtenberg); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Jennifer Rasch (KV Berlin-Neukölln); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Manfred Herrmann (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-203 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 127 bis 129 einfügen:
Prozent bis 2035 erhöhen. Wir wollen gesetzlich festschreiben, dass der Einbau von Solaranlagen zur
Strom- und Wärmegewinnung bei Neubauten sowie bei Dachsanierungen verpflichtend wird. Die
Stadtwerke Berlin werden für alle geeigneten bezirklichen Bestandsgebäude Solarpakete sowie 

Unterstützer*innen

Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lisa Marie Eckart (KV Berlin-Neukölln); Philip
Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln);
Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Michaela Thurau (KV Berlin-Neukölln); Stefan Taschner (KV Berlin-
Lichtenberg); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Jennifer Rasch (KV Berlin-Neukölln); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Manfred Herrmann (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-205 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 129 bis 131:
Berlin werden für alle geeigneten bezirklichen Bestandsgebäude Solarpakete sowie Photovoltaik-
Lösungen für neue Quartiere und Neubauprojekte anbieten und umsetzen. Bis 20302025 sollen alle
öffentlichen Gebäude, auf denen das möglich und sinnvoll ist, mit Solaranlagen 

Begründung

Wir sollten hinter das von uns in der Koalition geforderte Zielzahl und im Senat (Stand Januar 2021)
konsentierte Ziel - bis 31.12.2024 - nicht zurückfallen.

Unterstützer*innen

Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lisa Marie Eckart (KV Berlin-Neukölln); Philip
Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln);
Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Michaela Thurau (KV Berlin-Neukölln); Peter Romero (KV Berlin-
Neukölln); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln);
Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jennifer Rasch (KV Berlin-Neukölln); Manfred
Herrmann (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-990 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 914 bis 916:
Berlin kann 25 Prozent der Stromerzeugung aus Solarenergie decken – wir wollen das bis 2035
schaffen. Auf Neubauten machen wir eine Solaranlage zur Pflicht. Bis 20302025 sollen berlineigene
Gebäude wie Schulen oder Ämter standardmäßig mit Solaranlagen ausgestattet 

Begründung

Wir sollten nicht hinter die von Regine Günther im Senat erkämpfte Position zurück fallen.

Unterstützer*innen

Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lisa Marie Eckart (KV Berlin-Neukölln); Philip
Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln);
Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Michaela Thurau (KV Berlin-Neukölln); Peter Romero (KV Berlin-
Neukölln); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln);
Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jennifer Rasch (KV Berlin-Neukölln); Manfred
Herrmann (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-144 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 68 bis 69 einfügen:
schlafen können. Deshalb muss am BER ein striktes Nachtflugverbot zwischen 22 und 6 Uhr gelten.
Auch aus Klimaschutzgründen wollen wir einen Masterplan Klimaschutz für den BER mit den anderen
Gesellschaftern beschließen, welcher eine Reduktion der Flugbewegungen vorsieht. In einem ersten
Schritt soll es keine unnötigen Kurzstreckenflüge mehr vom BER geben.

Unterstützer*innen

Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Michaela Thurau (KV Berlin-Neukölln); Manfred Herrmann (KV
Berlin-Neukölln); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Michael Sebastian Schneiß (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jennifer Rasch (KV
Berlin-Neukölln); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-108 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 32 bis 34 einfügen:
Rechtsstreit, sondern ermöglicht endlich gezielte Investitionen in die Infrastruktur der Energiewende
der Stadt und die genossenschaftliche Beteiligung der Bürger*innen zur aktiven Mitgesteltung über
die BürgerEnergie Berlin. Um den hohen CO2-Ausstoß im Gebäudebestand deutlich zu reduzieren,
haben wir ein neues Sanierungsförderprogramm entwickelt und die gesetzliche Grundlage für 

Unterstützer*innen

Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Jennifer Rasch (KV
Berlin-Neukölln); Peter Ugolini-Schmidt (KV Berlin-Mitte); Barbara Wünsche (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/
Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-213 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 138 bis 143:
Auch Privathaushalte und Unternehmen wollen wir motivieren, auf erneuerbare Energien 
umzusteigenselbst zu produzieren und zu verbrauchen. Die Grundlage dafür ist der „Masterplan Solar
City“, den wir in den letzten Jahren erarbeitethaben. Darüber hinaus sollen Kleinstanlagen für den
privaten Gebrauch stärker direkt oder indirekt gefördert werden. Die Mieter*innenstrom-Projekte der
Berliner Stadtwerke sollen deutlich ausgebaut werden. Mit all diesen Maßnahmen wollenFür die
Umsetzung müssen wir alle Akteure einbeziehen und fördern, insbesondere die Solarwende
einleitenBerliner Stadtwerke aber auch Energiegenossenschaften und engagierte Bürger*innen.

Unterstützer*innen

Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Jennifer Rasch (KV
Berlin-Neukölln); Peter Ugolini-Schmidt (KV Berlin-Mitte); Barbara Wünsche (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf);
Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-201 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 125 bis 132:
Das größte Potential liegt dabei im Ausbau der Solarenergie auf Dächern und an Fassaden Berlins. Die
Stadt kann dadurch ihren Anteil von derzeit 1 Prozent Solarstrom auf knappmindestens 25 Prozent bis
2035 erhöhen. Wir wollen gesetzlich festschreiben, dass der Einbau von Solaranlagen zur Strom- und
Wärmegewinnung bei Neubauten und im Bestand verpflichtend wird. Die Stadtwerke Berlin werden
für alle geeigneten bezirklichen Bestandsgebäude Solarpakete sowie Photovoltaik-Lösungen für neue
Quartiere und Neubauprojekte anbieten und umsetzen. Bis 2030 sollen alle öffentlichen Gebäude, auf
denen das möglich und sinnvoll ist, vollständig mit Solaranlagen ausgestattet sein. Mit der Gründung
des „SolarZentrums Berlin“ haben wir bereits die 

Unterstützer*innen

Barbara Wünsche (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sandra Giglmaier (KV Berlin-Lichtenberg);
Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Joachim Schmitt (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-243 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 167 bis 169 einfügen:
faire Kostenverteilung im Sinne eines Drittelmodells zwischen den Mieter*innen, den Vermieter*innen
und der öffentlichen Hand ein. Bis dies auf Bundesebene realisiert ist, schöpfen wir die Möglichkeiten
auf Landesebene aus. Dazu gehört neben der Deckelung der Umlage für Mieter*innen, wie derzeit im
Mietendeckel verwirklicht und die Bereitstellung von Landesfördermitteln auch die Einführung des
Stufenmodel, das Immobilienbesitzende in die Pflicht nimmt. Für Mieter*innen soll die Warmmiete
durch sinkende Energiekosten neutral bleiben. Die höhere Kaltmiete sollte sich durch niedrigere 

Unterstützer*innen

Barbara Wünsche (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Sandra
Giglmaier (KV Berlin-Lichtenberg); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Oliver Powalla (KV Berlin-
Neukölln); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan Drews (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-197 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 121 bis 122 einfügen:
und der zentrale Dienstleister für Energie- und Quartiersprojekte des Landes und der Bezirke werden.
Mit einer zu gründenden Energiewende-Agentur in öffentlicher Trägerschaft schaffen wir einen
Partner für die Verwaltung sowie für Unternehmen, der bei der Umsetzung von Aktivitäten zur
Energiewende unterstützt.

Begründung

In Berlin benötigen wir dringend eine echte Energieagentur. Im Abschlussbericht der Enquete-
Kommission „Neue Energie für Berlin –Zukunft der energiewirtschaftlichen Strukturen" wird von einer
Energiewende-Agentur gesprochen in Abgrenzung zur bestehenden Berliner Energieagentur
gesprochen.

Unterstützer*innen

Barbara Wünsche (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Sandra Giglmaier (KV Berlin-Lichtenberg); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Oliver
Powalla (KV Berlin-Neukölln); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-206 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 130 bis 132 einfügen:
Photovoltaik-Lösungen für neue Quartiere und Neubauprojekte anbieten und umsetzen. Bis 2030
sollen alle öffentlichen Gebäude, auf denen das nach aktuellem technischen Stand möglich und
sinnvoll ist, mit Solaranlagen ausgestattet sein. Mit der Gründung des „SolarZentrums Berlin“ haben
wir bereits die 

Begründung

Da heute auf den öffentlichen Gebäuden meist PV Anlagen installiert werden, die das dafür geeignete
Dachflächen-Potenzial bei weitem nicht ausschöpfen, kann bei dieser Praxis das ehrgeizige Ziel von
25% Solarstromanteil sicherlich nicht erreicht werden. Deshalb bedarf es der Klarstellung, dass
"möglich und sinnvoll" sich auf die technische Realisierbarkeit und nicht etwa auf Wirtschaftlichkeit
gemäß den restriktiven Regelungen des EEG bezieht.

Unterstützer*innen

Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei);
Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg);
Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Beate
Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Herbert
Thienpont (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Delphine Scheel (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-207 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 131 bis 133 einfügen:
sollen alle öffentlichen Gebäude, auf denen das möglich und sinnvoll ist, mit Solaranlagen
ausgestattet sein. Die für Photovoltaik geeigneten Dachflächen werden dabei konsequent ausgenutzt.
Mit der Gründung des „SolarZentrums Berlin“ haben wir bereits die Beratung und den Austausch zur
Solarwende massiv gefördert. Die digitale Plattform 

Begründung

Es soll klargestellt werden, dass das für PV-Installation geeignete Dachflächenpotenzial wirklich
ausgeschöpft werden muss, wenn wir das ehrgeizige Ziel von 25% Solarstromanteil erreichen wollen.
Da den öffentlichen Gebäuden hier eine Vorbildrolle zufällt, muss hier künftig konsequent gehandelt
werden - im Gegensatz zur derzeitigen Praxis, bei der meist nur weitaus kleiner dimensionerte
Solaranlagen installiert werden, als es auf den Dächern der betreffenden Gebäude möglich und für die
Erreichung der Klimaziele notwendig wäre.

Unterstützer*innen

Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei);
Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg);
Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Beate
Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Emma
Lou Unser (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-139-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Janik Feuerhahn (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 63 bis 65 einfügen:
Lärmbelastung bei. Deshalb ist es gut, dass wir an vielen Straßen Tempo 30 eingeführt haben und
damit nicht nur die Feinstaub-, sondern auch die Lärmbelastung reduzieren. Einem weiterem Ausbau
der A 100 quer durch die Stadt erteilen wir eine klare Absage. Dafür setzen wir uns auf Bundesebene
ein. Und auch Fluglärm wollen wir nachhaltig mindern. Während der Corona-Krise sind die
Flugbewegungen 

Begründung

Der Weiterbau der A 100 quer durch die Stadt von der Spree durch Friedrichshain und den Prenzlauer
Berg bis zur Seestraße steht allen unseren stadtentwicklungspolitischen Zielen (Verringerung des
Autoverkehrs, Lärmminderung, Klimaschutz) entgegen.

Unterstützer*innen

Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Jonas Schumacher (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ruben
Joachim (KV Berlin-Pankow); Holger Thurm (KV Berlin-Pankow); Sabine Ponath (KV Berlin-Pankow);
Reemt Heuke (KV Berlin-Pankow); Hans Hagedorn (KV Berlin-Pankow); Klemens Griesehop (KV Berlin-
Pankow); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf); Jörg Barnstedt
(KV Berlin-Pankow); Hans-Christian Höpcke (KV Berlin-Pankow); Julia Bornkessel (KV Berlin-Pankow);
Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow); Christoph Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow); Verena
Toussaint (KV Berlin-Pankow); Tonia Budelmann (KV Berlin-Pankow); Konstantin Litke (KV Berlin-
Pankow); Delia Baum (KV Berlin-Pankow); Mareike Wijers-von Mering (KV Berlin-Pankow); Sascha
Krieger (KV Berlin-Pankow); Patrizia Flores (KV Berlin-Pankow); Katharina Weske (KV Berlin-
Reinickendorf); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf); Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-
Reinickendorf); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-990-5 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Janik Feuerhahn (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 914 bis 916 einfügen:
Berlin kann 25 Prozent der Stromerzeugung aus Solarenergie decken – wir wollen das bis 2035
schaffen. Auf Neubauten und bei Dachsanierungen machen wir eine Solaranlage zur Pflicht. Bis 2030
sollen berlineigene Gebäude wie Schulen oder Ämter standardmäßig mit Solaranlagen ausgestattet 

Begründung

Der Ausbau nur bei Neubauten ist nicht ausreichend. Wir benötigen auch die Dachflächen der
Bestandsgebäude und sollten diese zum Einbau einer Solaranlage verpflichten, wenn sie ihr Dach
sanieren.

Unterstützer*innen

Holger Thurm (KV Berlin-Pankow); Sabine Ponath (KV Berlin-Pankow); Klemens Griesehop (KV Berlin-
Pankow); Janis Prinz (KV Berlin-Pankow); Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow); Silke Gänger (KV Berlin-
Pankow); Hans-Christian Höpcke (KV Berlin-Pankow); Verena Toussaint (KV Berlin-Pankow); Tonia
Budelmann (KV Berlin-Pankow); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Konstantin Litke (KV Berlin-
Pankow); Delia Baum (KV Berlin-Pankow); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Katharina Weske (KV
Berlin-Reinickendorf); Mathias Adelhoefer (KV Berlin-Reinickendorf); Reinhard Koppenleitner (KV
Berlin-Reinickendorf); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Barbara Boeck-Viebig (KV
Berlin-Reinickendorf); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Thomas Rost (KV Berlin-
Reinickendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-222-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Janik Feuerhahn (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 146 bis 149 einfügen:
Hier wollen wir den Treibhausgasausstoß der Hauptstadt massiv reduzieren. Dazu soll die
kohlebetriebene Fernwärmeerzeugung beendet und möglichst vollständig durch erneuerbare Wärme
ersetzt werden. Wir halten am Ziel fest, die Kraftwerke bis 2035 komplett auf klimafreundliche
Energieerzeugung umzustellen. Dazu werden wir die Fernwärme schrittweise dekarbonisieren, auf
erneuerbare Wärme umstellen und spätestens ab 2035 nur noch klimaneutrale Gase einsetzen. Neben
der Fernwärme sollen auch andere Formen der Wärmeerzeugung klimaneutral werden. Den Umbau
von Gas- und 

Begründung

Der Ausstieg aus der Kohlewärme darf nicht zu einem Einstieg in die Gaswärme werden. wir wollen die
erforderliche Wärme mit einem ambitionierten Wärmekonzept weitestgehend aus erneuerbaren
Quellen decken. Der Einsatz von Erdgas oder später synthetischen Gasen darf nur zur Abdeckung von
Spitzenlasten im Winter erfolgen. Nur so ist der Weg zur Klimaneutralität Berlins gangbar.

Unterstützer*innen

Holger Thurm (KV Berlin-Pankow); Sabine Ponath (KV Berlin-Pankow); Klemens Griesehop (KV Berlin-
Pankow); Janis Prinz (KV Berlin-Pankow); Sophie Adler (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian Höpcke (KV
Berlin-Pankow); Verena Toussaint (KV Berlin-Pankow); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow);
Konstantin Litke (KV Berlin-Pankow); Delia Baum (KV Berlin-Pankow); Mareike Wijers-von Mering (KV
Berlin-Pankow); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Katharina Weske (KV Berlin-Reinickendorf);
Mathias Adelhoefer (KV Berlin-Reinickendorf); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Barbara
Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Thomas Rost (KV
Berlin-Reinickendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-251 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 176 bis 177 einfügen:
Für die Berliner Verwaltungen muss Klimaschutz zur Querschnittsaufgabe werden. Das braucht klare
Strukturen, Verantwortlichkeiten und mehr Personal auf Landes- und Bezirksebene. Wir wollen, dass
jeder Bereich feste Vorgaben für seine jährlichen Treibhausgas-Einsparungen erhält und 

Unterstützer*innen

Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Friedemann Dau
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Catherina Pieroth-Manelli (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian Walter (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Mira Raab (KV Berlin-Neukölln); Artur Krutsch (KV Berlin-Neukölln); Oliver
Powalla (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-733 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Pascal Grothe (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 657 bis 661:
sollen die Wohnstraßen so hergerichtet werden, dass zum Beispiel auch auf Kopfsteinpflaster sicheres
und bequemes Radfahren möglich ist. Zur Beschleunigung des Ausbaus und zur Verbesserung der 
vorhanden Radinfrastruktur soll die Zuständigkeit bei der Planung und, Umsetzung des
Radverkehrsund dem Betrieb von Radverkehrsanlagen an allen Hauptstraßen und bei Straßen, die das
Rad-Vorrangnetz betreffen, sowie ergänzender Infrastruktur, wie z.B. Fahrradbarometern und
Fahrradparkhäusern von den Bezirken gänzlich an den Senat übergehen. Im Gegenzug sollen die
Bezirke von Anfang bis Ende für die 

Begründung

Bisher sind einige betriebliche Themen hoheitliche Aufgaben der Bezirke. Damit ein
Landesunternehmen Aufgaben übernehmen kann sind Einzelvereinbarungen mit den Bezirken
notwendig. Das sollten wir vereinfachen, um so die Bezirke zu entlasten.

Unterstützer*innen

Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Maya Richter (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Julia Scharf
(KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Isabella Hoyer (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-372 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Oskar Tschörner (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 296 bis 298 einfügen:
schützen, indem wir sie zu Landschaftsschutzgebieten aufwerten. Damit soll der Anteil auf 20 Prozent
der Landesfläche steigen. So sollen z.B. Felder der Elisabeth-Aue als Teil einer übergeordneten Natur-,
Kultur- und Erholungslandschaft in das umgebende Landschaftsschutzgebiet integriert werden. Zudem
sollen mindestens vier Prozent der Landesfläche zukünftig völlig unter Naturschutz stehen. Die
Berliner Wälder wollen wir gezielt aufforsten 

Begründung

Die Felder haben eine wichtige Funktion als Kaltluftentstehungsgebiet für das Stadtklima, die
Grundwasserneubildung und den Schutz einer vielfältigen in ihrem Bestand bedrohten Tier- und
Planzenwelt. Für Erholungssuchende ist die offene und abwechslungsreiche Landschaft mit ihren
Äckern, Wiesen, Weiden, Feldgehölzen, Hecken, Obstbaumalleen und naturnahen Bereichen vor allem
durch die weiten Sichtbeziehungn eine Besonderheit.

Unterstützer*innen

Axel Lüssow (KV Berlin-Pankow); Jens Haustein (KV Berlin-Pankow); Cordelia Koch (KV Berlin-Pankow);
Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow); Andreas Faensen-Thiebes (KV Berlin-Reinickendorf); Renate
Dörfler (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Turgut Altug (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christa
Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Ulrike Tschörner (KV Berlin-Pankow); Theresa
Theune (KV Berlin-Pankow); Mathias Kraatz (KV Berlin-Pankow); Inez Mischitz (KV Berlin-Pankow);
Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Andrea Gerbode (KV Berlin-
Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-702 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Dániel Fehér (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 626 bis 630 einfügen:
Planck-Institutes, dass in Deutschland 26 Prozent der Covid-19-Todesfälle auf die gesundheitlichen
Auswirkungen der schlechten Luftqualität zurückzuführen sein könnten. Der psychologische Druck des
Lockdowns trifft Menschen deutlich härter, die mit vielen anderen auf kleiner Fläche zusammenleben.
Deshalb ist die Verkehrswende nicht nur ein Beitrag zum Klimaschutz, sondern ein Gewinn an
Lebensqualität für alle Berliner*innen. Wer sich kein Eigenheim mit Garten leisten kann, wer den
Wohnraum mit vielen anderen teilt, profitiert besonders von dieser Entwicklung.

Begründung

Die Benachteiligung fängt nicht beim fehlenden Garten an. Wer wenig Quadratmeter pro Kopf ihr/sein
eigen nennen kann, hat gerade in Zeiten von Lockdown, Home-Office und Home-Schooling deutlich
mehr Last zu tragen. Gerade beim Home-Office ist aber davon auszugehen, dass das ein Modell ist, das
auch nach der Pandemie zunehmend Verbreitung finden wird. Die Vergrößerung der Wohnfläche pro
Kopf ist klimaschädlich, daher keine erstrebenswerte Lösung. Daher muss die Ausbreitung der
gemeinsam nutzbaren öffentlichen Flächen auch aus diesem Grund das Ziel sein.

Unterstützer*innen

Nina Freund (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Blanka Vay (KV
Berlin-Pankow); Janis Prinz (KV Berlin-Pankow); Daniel Freudl (KV Berlin-Pankow); Stefan Ziller (KV
Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian Höpcke (KV Berlin-
Pankow); Patrizia Flores (KV Berlin-Pankow); Heidrun Bäumker (KV Berlin-Pankow); Andrea Koschwitz
(KV Berlin-Pankow); Bärbel Kier (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-114 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 39 einfügen:
Verkehrswende: der Mensch im Mittelpunkt
Wir stecken in einem Dilemma zwischen dem Dogma des endlosen Wachstums und der Endlichkeit
des Planeten. Der Ressourcenverbrauch der Natur führt zu einer massiven Verschmutzung und einem
Kollaps der globalen Systeme. Im Verkehrssektor ist keine Trendwende in Sicht. Er ist einer der
wenigen Sektoren, in dem die Verschmutzung stetig steigt und daher auch der Sektor, der mit
Abstand am weitesten davon entfernt ist, die Klimaziele des Pariser Abkommens zu erreichen.
Gleichzeitig sehen wir in dem gut erschlossenen Raum Berlins große Potenziale für die
Mobilitätswende.
Die Maximen für die Wende lauten: Verringern, Verlagern und Vermeiden. Die Säulen für die Wende
sind Barrierefreiheit, Klimaschutz und Teilhabe.
Mit einer klimafreundlichen Mobilitätspolitik erhöhen wir gleichzeitig die Lebensqualität und
schützen die verletzlichsten Verkehrsteilnehmer*innen.

Begründung

Hier fehlt bisher eine Einführung und übergeordnete Zielsetzung.

Unterstützer*innen

Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Oliver Powalla
(KV Berlin-Neukölln); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Heiner von Marschall (KV Berlin-
Reinickendorf); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln);
Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Anja Schillhaneck (KV Berlin-Kreisfrei); Willi Junga (KV Berlin-
Treptow/Köpenick); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln);
Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick);
Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-117-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 41 bis 43 einfügen:
Stadt zu gelangen macht Berlin zu einer lebenswerten Metropole. Deshalb ist unser Ziel, dass alle
Menschen in Berlin rasch, bequem und klimaneutral unterwegs sein können. Außerdem wollen wir der
besitzunabhängigen Mobilität deutlich mehr Rechnung tragen, sodass die ökologische
Mobilitätswende gleichzeitig auch eine soziale Wende ist. Je mehr Menschen kein eigenes Auto mehr
brauchen, desto mehr Platz bleibt für diejenigen, die nicht 

Begründung

Häufig hängt die Mobilität vom Fahrzeugbesitz ab, dies soll geändert werden um sozial gerechtere
MObilität zu ermöglichen.

Unterstützer*innen

Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Johanna
Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Stefan Taschner (KV
Berlin-Lichtenberg); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Willi Junga
(KV Berlin-Treptow/Köpenick); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-
Neukölln); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-126 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 50 bis 53:
zweitgrößten Verursacher von CO2 in der Stadt, emissionsärmer, leiser und sicherer zu machen. Wir
haben damit gesetzlich sichergestellt, dass bei der Planung von VerkehrsstraßenVerkehrsplanung der
Umweltverbund, also Fußgänger*innen, Fahrräder und öffentliche Verkehrsmittel, vor dem Autoverkehr
zu berücksichtigen sind. Viele Berliner*innen sind bereits auf das Fahrrad und den ÖPNV umgestiegen.
Das liegt nicht nur an 

Begründung

eher redaktionelle Änderung

Unterstützer*innen

Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf);
Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Willi Junga (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-
Neukölln); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-121 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 45 bis 47 einfügen:
Anstatt Verkehrswege nur für Autos zu planen, stellen wir den Menschen in den Mittelpunkt der
städtischen Mobilitätsplanung. Das bedeutet, dass sich die Planungen an den Bedürfnissen der
Menschen orientieren müssen. Diese sind im wesentlichen gutes Klima, gute Luft, Spiel- und
Sportflächen, Wege zum Einkaufen und Wege mit Älteren und Kindern. Mit dem Kfz zurückgelegte
Arbeitswege sollen nicht länger die Verkehrsplanung dominieren. Dies schützt nicht nur das Klima,
sondern nimmt auch alle Berliner*innen in den Blick, die sich kein eigenes Auto leisten können oder
wollen, denn sie 

Begründung

hier soll der besondere Bezug zur Nahmobilität und nicht die Ausrichtung der VErkehrsplanung an die
autofahrenden Pendler*innen hervorgehoben werden.

Unterstützer*innen

Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Tanja Prinz (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Philipp Ahrens (KV Berlin-
Lichtenberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick);
Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Catrin Wahlen (KV
Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-136 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 60 bis 68:
Nicht nur für den Klimaschutz ist die Verkehrswende wichtig. Wir schützen damit auch die Gesundheit
der Menschen an besonders feinstaubbelastetenvom Verkehr belasteten Straßen. Sie erkranken nicht
nur öfter an Lungen-, sondern auch an Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Dazu trägt auch die hohe
Lärmbelastung bei. Deshalb ist es gut, dass wir an vielen Straßen Tempo 30 eingeführt haben und
damit nicht nur die FeinstaubAbgas-, sondern auch die Lärmbelastung reduzieren. Und auch Fluglärm
wollen wir nachhaltig mindern. Während der Corona-Krise sind die Flugbewegungen massiv
zurückgegangen. Viele Menschen haben den wegfallenden Lärm als eine Wohltat erlebt. Wir wollen
dafür sorgen, dass dann, wenn der Flugverkehr wieder zunimmt,die Menschen dennochwenigstens in
der Nacht in Ruhe schlafen können. Deshalb muss am BER ein striktes Nachtflugverbot zwischen 22
und 6 Uhr 

Begründung

Die Änderungen sind zum Teil redaktionell, aber auch in bezug auf den Fluglärm hätte man hier auch
die SChießung von Tegel erwähnen können. Eine Konzentration auf dn wesentlichen Punkt tut hier
m.E. gut.

In Bezug auf die Änderung von Feinstaub auf Abgas ist das die umfassendere Formulierung, zumal das
NOx wohl z.Z. das gravierende Problem ist.

Unterstützer*innen

Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf);
Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Philipp Ahrens
(KV Berlin-Lichtenberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-166 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 90 bis 91 löschen:
wir, soweit Mehrkosten entstehen, für diejenigen sozial abfedern, die aus gesundheitlichen oder
wirtschaftlichen Gründen auf ein Auto in der Stadt angewiesen sind.

Begründung

Diese Formulierung erscheint mir mißverständlich. Hier könnten sich alle angesprochen fühlen die
meinen weiter Autofahren zu müssen und für die durch Mehrkosten wirtschaftliche Nachteile
entstehen. Auf den Wirtschaftsverkehr wird an anderer Stelle eingegangen, so dass er nicht vergessen
wird.

Unterstützer*innen

Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Heiner von
Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P. Kössler
(KV Berlin-Neukölln); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Philip
Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-740-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 664 bis 665 einfügen:
Fahrradstellplätze und Fahrradparkhäuser weiter deutlich erhöhen. Dabei wollen wir mögliche
Konflikte zwischen neuer Fahrradinfrastruktur und Naturschutz differenziert lösen. Um Konflikte mit
dem Fußverkehr zu vermeiden, muss beim Ausbau der Fahrradstellplätze darauf geachtet werden, dass
diese konsequent auf der Fahrbahn auf umgewidmeten Autoparkplätzen entstehen.

Begründung

So begrüßenswert die Installation von neuen Radbügeln ist, so werden diese bislang zu oft auf
Bürgersteigen und Gehwegvorstreckungen platziert. Hier stehen sie in Konflikt mit den Bedürfnissen
von Fußgänger*innen. Neue Fahrradparkplätze sollten deshalb auf bisherigen Autoparkplätzen
installiert werden.

Unterstützer*innen

Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow); Reemt Heuke (KV Berlin-Pankow); Janik Feuerhahn (KV Berlin-
Pankow); Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf); Cornelia Dittrich (KV Berlin-Pankow); Patrizia Flores
(KV Berlin-Pankow); Mathias Kraatz (KV Berlin-Pankow); Hans Hagedorn (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-568 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 492 bis 493 einfügen:
dem Auto auf die Schiene bringen wollen, brauchen wir eine Erweiterung und neue Verknüpfungen im
Netz. Um das gewährleisten zu können, braucht die BVG neue und moderne Züge und Busse.

Begründung

Dieser Satz ist ier an der richtigen Stelle, nicht beim Tramausbau im nächsten Absatz, daher da die
Streichung.

Unterstützer*innen

Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf);
Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Willi Junga (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-
Neukölln); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-570 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 495 bis 496:
BesondersSie ist komfortabel, erschließt Quartiere wie der Bus, bietet demgegenüber aber Platz für
mehr Fahrgäste. Wer sie nutzen will, muss keine Treppen steigen. Fährt sie auf eigenem Gleisbett, kann
sie an jedem Stau vorbeifahren. Bau und Betrieb sind preiswerter als bei der U-Bahn. Viele Argumente
sprechen also für den Ausbau des Straßenbahnnetzes. Deshalb wollen wir besonders den Bau weiterer
Tramverbindungen wollen wir fortsetzen. In den kommenden Jahren wird das Straßenbahnnetz um ein
Drittel verlängert – zunächst nach Adlershof, zur Turmstraße 

Von Zeile 498 bis 500:
nach Spandau, zum Hermannplatz, zum Rathaus Steglitz, nach Tegel und zum Bahnhof Zoo
Straßenbahnen fahren. Um das gewährleisten zu können, braucht die BVG neue und moderne Züge
und Busse.

Auch die Außenbezirke werden perspektivisch besser an das Tram-Netz angebunden. Wir wollen uns
dabei am „Zielnetz Berlin 2050“ des Bündnisses „Pro Straßenbahn Berlin“ orientieren.

Unterstützer*innen

Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf);
Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Philipp Ahrens
(KV Berlin-Lichtenberg); Anja Schillhaneck (KV Berlin-Kreisfrei); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Philip
Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg); Catrin Wahlen (KV Berlin-
Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-1017 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 941 bis 942 einfügen:
vom Durchgangsverkehr zu befreien, wollen wir auch in der nächsten Legislatur viele neue Kiezblocks
schaffen. Berlinweit wollen wir 180 Kiezblocks schaffen und dafür sorgen, dass die Bezirke die für eine
schnelle Umsetzung nötigen Mittel und Zuständigkeiten besitzen.

Begründung

Es ist wichtig, die Zahl der zu schaffenden Kiezblocks zu benennen. 180 greift eine Forderung von
Changing Cities auf (https://twitter.com/kiezblocks).

Ein Erreichen des Ziels wird nur mit klareren Zuständigkeiten und der Aufgabe entsprechenden
Ressourcen machbar sein. Es ist wichtig, dies hier noch einmal zu benennen.

Unterstützer*innen

Reemt Heuke (KV Berlin-Pankow); Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Kurt Hildebrand (KV Berlin-
Mitte); Hans Hagedorn (KV Berlin-Pankow); Janik Feuerhahn (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian
Höpcke (KV Berlin-Pankow); Cornelia Dittrich (KV Berlin-Pankow); Nicole Holtz (KV Berlin-
Reinickendorf); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Simon Stolz (KV
Berlin-Mitte); Patrizia Flores (KV Berlin-Pankow); Mathias Kraatz (KV Berlin-Pankow); Carola Ehrlich-
Cypra (KV Berlin-Pankow); Sebastian Kraus (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Angelo Bienek (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Henning Schrader (KV Berlin-Pankow); Robert Teschendorf (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Michael Schulte (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Justus
Schöller (KV Berlin-Lichtenberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-579 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 503 bis 507:
Pendler*innen aus dem Umland zuverlässig und pünktlich in die Innenstadt kommen, haben wir im
Senat die Beschaffung neuer S-Bahn und U-Bahn-Wagen durchgesetzt. Dabei wird Berlin bauterstmals
einen eigenenlandeseigenen S-Bahn-Fuhrpark aufaufbauen. DazuWir haben wir 1.380 neue S-Bahn-
Wagen, im Wert von rund drei Milliarden Euro, ausgeschrieben, die bis 2033schrittweise an 2027 durch
die Stadt fahren sollen, und eine Option auf über 850 weitere gesichert. Dadurch kann nicht nur die
Taktung des S-Bahn-Angebots 

Begründung

Präzisierung zu den S-Bahnfahrzeugen.

Unterstützer*innen

Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Tanja Prinz
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Willi Junga (KV Berlin-
Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-584-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 509 bis 513:
Mit der Bestellung von bis zu 1.500 U-Bahn-Wagen können engere Takte und längere Züge angeboten
werden. Nach Jahren des Stillstandes haben wir endlich wieder Machbarkeitsstudien zum Ausbau
bestehender U-Bahn-Strecken

Mit der Bestellung von bis zu 1.500 U-Bahn-Wagen können engere Takte und längere Züge angeboten
werden. Die bestehenden U-Bahn-Strecken wollen wir weiter ausbauen und wir haben nach Jahren des
Stillstandes endlich wieder Machbarkeitsstudien dazu in Auftrag gegeben.in Auftrag gegeben. Der Bau
von U-Bahnen ist allerdings deutlich langwieriger und kostenintensiver als der Ausbau 

Begründung

Für uns ist die U-Bahn selbstverständlicher Teil des ÖPNV, allerdings legen wir die Priorität auf die
Tram ohne die langfristige Perspektive bei der U-Bahn außer Acht zu lassen. Allerdings wird in der
nächsten Legislaturperiode auch beim besten Willen kein tatsächliches Ausbaugeschehen bei der U-
Bahn erfolgen. DEshalb ist die bestehende Formulierung auch Mißverständlich.

Unterstützer*innen

Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg
P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV
Berlin-Neukölln); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/
Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-745-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 669 bis 671:
leichter Tempo 30 zur Erhöhung der Verkehrssicherheit anordnen zu können. Ampelschaltungen sollen
stärker auf die Bedürfnisse von Fußgänger*innen abgestimmt werden. SpielstraßenSpiel- und
Nachbarschaftsstraßen, autofreie Kieze und Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung wollen wir weiterhin
fördern und 

Begründung

Die Ergänzung des Begriffs Nachbarschaftsstraße soll ausdrücken, dass es um Straßen zur Begegnung
von Jung wie Alt geht.

Unterstützer*innen

Reemt Heuke (KV Berlin-Pankow); Janik Feuerhahn (KV Berlin-Pankow); Nicole Holtz (KV Berlin-
Reinickendorf); Cornelia Dittrich (KV Berlin-Pankow); Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow); Patrizia
Flores (KV Berlin-Pankow); Mathias Kraatz (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-606 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 530 bis 533:
Umland noch mehr als bisher genutzt wird, wollen wir deutlich mehr Fahrradparkplätze und
Fahrradparkhäuser an großen U- und S-Bahnhöfen undbesonders im äußeren Stadtgebiet schaffen
und gezieltwo möglich Park-and-Ride-Stationen einrichten oder erweitern. Die Fahrradmitnahme
wollen wir ebenfalls erleichtern, indem wir im Rahmen von Ausschreibungen entsprechende
Anforderungen an die zu 

Begründung

P&R wollen wir nicht gezielt erweitern, dafür fehlt der PLatz und das Geld sollten wir besser in den
Umweltverbund direkt stecken. Außerdem ist aufgrund der Anzahl der Pendler*innen ein gezielter
Ausbau von P&R unmöglich, deshalb sollten wir dies nicht versprechen.

Unterstützer*innen

Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Heiner
von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P.
Kössler (KV Berlin-Neukölln); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Anja Schillhaneck (KV
Berlin-Kreisfrei); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln);
Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick);
Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-619 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 543 bis 545 einfügen:
problemlos alle Bahnsteige und Haltepunkte erreichen können, um das Angebot des ÖPNV nutzen zu
können. Das Mobilitätsgesetz schreibt einen barrierefreien ÖPNV vor. Wo das noch nicht erreicht ist
und für den Havariefall ist die BVG mit dem Aufbau eines Pilotprojekts zur "Alternativen Barrierefreien
Beförderung" beauftragt worden. Diese Angebot wollen wir sukzessive auf ganz Berlin ausgeweitet
werden.Gleichzeitig setzen wir uns dafür ein, die Anzahl der Inklusionstaxis im öffentlichen Raum
deutlich zu erhöhen, um echte Mobilität für alle zu verwirklichen.

Begründung

MIt diesem ABB wird die Mobilitätsgarantie im ÖPNV eingelöst. Daran haben wir konkret
mitgearbeitet und das wollen wir für ganz Berlin in den nächsten Jahren umsetzen.

Unterstützer*innen

Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Oliver
Powalla (KV Berlin-Neukölln); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Heiner von Marschall (KV
Berlin-Reinickendorf); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-
Neukölln); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia
van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Philip Schmitz (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/
Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-159 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 83 bis 88 löschen:
Bewegungsfreiheit in der Stadt ermöglicht wird. Wenn wir Alternativen zum Auto ausbauen, profitieren
auch die, die auf das Auto angewiesen sind. Dennoch hat das Auto mit fossilem Verbrennungsmotor in
der Stadt keine Zukunft, zu hoch sind die Schadstoffbelastung, der Flächenverbrauch und die
Lärmemission. Deshalb wollen wir bis spätestens 2030 die Innenstadt zu einer Null-Emissions-Zone
umgestalten, in die weitestgehend keine Fahrzeuge mit fossilem Verbrennungsmotor mehr fahren
dürfen und die wir sukzessive auf weitere Teile Berlins 

Begründung

Wir wollen auch keine Verbrenner mit E-Fuels o.Ä., die Einschränkung "... mit *fossilem*
Verbrennungsmotor ..." sollte daher gestrichen werden.

Unterstützer*innen

Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Thilo Klawonn (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tobias Balke (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Kurt Hildebrand (KV Berlin-Mitte); Cornelia Dittrich (KV Berlin-
Pankow); Hans Hagedorn (KV Berlin-Pankow); Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Klemens Griesehop (KV
Berlin-Pankow); Inez Mischitz (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-706-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 631 löschen:
Weniger Autos und keine fossilen Verbrenner mehr – in ganz Berlin

Begründung

Wir wollen auch keine Verbrenner mit E-Fuels o.Ä., die Einschränkung "...*fossilen* Verbrenner..." sollte
daher gestrichen werden.

Unterstützer*innen

Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Thilo Klawonn (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tobias Balke (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Kurt Hildebrand (KV Berlin-Mitte); Cornelia Dittrich (KV Berlin-
Pankow); Hans Hagedorn (KV Berlin-Pankow); Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Klemens Griesehop (KV
Berlin-Pankow); Inez Mischitz (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-707 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 632 bis 633 löschen:
Die klima- und gesundheitsschädlichen fossilen Verbrenner sollen bis 2030 aus der Innenstadt und bis
2035 aus ganz Berlin verschwinden. Die verbleibenden Autos fahren emissionsfrei, 

Begründung

Wir wollen auch keine Verbrenner mit E-Fuels o.Ä., die Einschränkung "...*fossilen* Verbrenner..." sollte
daher gestrichen werden.

Unterstützer*innen

Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Thilo Klawonn (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tobias Balke (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Kurt Hildebrand (KV Berlin-Mitte); Cornelia Dittrich (KV Berlin-
Pankow); Hans Hagedorn (KV Berlin-Pankow); Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Klemens Griesehop (KV
Berlin-Pankow); Inez Mischitz (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-714 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 638 bis 640 einfügen:
Dennoch sollte das Auto in der Innenstadt nicht mehr die Norm, sondern nur noch die Ausnahme sein,
denn auch Elektroautos brauchen Platz. Beim Ausbau der Ladeinfrastruktur achten wir daher auch
darauf, die autozentrierte Stadt nicht zu zementieren. Klar ist: Manche Menschen werden immer
individuelle Mobilität brauchen oder aufgrund ihrer Tätigkeit während ihrer Arbeit auf ein 

Begründung

Der Ausbau der Ladeinfrstruktur ist notwendig. Wir sollten diesen aber insbesondere in Parkhäusern,
im Tankstellenkonzept oder z.B. in Kooperation mit Supermärkten auf deren existierenden Parkplätzen
vorantreiben. Im öffentlichen Straßenland müssen wir darauf achten, dass durch Ladesäulen am
Straßenrand nicht der Bau von Radverkehsanlagen, Busspuren oder andere Verbesserungen für den
Umweltverbund behindert werden.

Unterstützer*innen

Thilo Klawonn (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Cornelia Dittrich (KV Berlin-Pankow); Hans Hagedorn (KV Berlin-Pankow); Frank Schmuntzsch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-
Mitte); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Kurt Hildebrand
(KV Berlin-Mitte); Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Delia Baum
(KV Berlin-Pankow); Julia Bornkessel (KV Berlin-Pankow); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Claudia
Jung (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian Höpcke (KV Berlin-Pankow); Silke Gänger (KV Berlin-Pankow)
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K-2-691 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 615 bis 616 einfügen:
aufreißen und Grün wächst, entstehen Versickerungsflächen, die kühlen und das Regenwasser
speichern.
Wo immer möglich, werden wir den Rückbau von Relikten der autogerechten Stadt, wie aktuell die
Breitenbachplatzbrücke, anstoßen.
Wir werden uns gegenüber dem Bund dafür einsetzen, dass die in Berlin liegenden Straßenprojekte
des Bundesverkehrswegeplans, wie den 17.BA der A100 oder die OU Malchow, aus dem
Bundesverkehrswegeplan und dem Fernstraßenausbaugesetz gestrichen werden.

Begründung

Die Straßenprojekte aus dem BUndesverkehrswegeplan passen in keiner Weise zu unserer Politik der
Verkehrswende und dürfen daher nicht umgesetzt werden.

Unterstützer*innen

Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Oliver Powalla
(KV Berlin-Neukölln); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Heiner von Marschall (KV Berlin-
Reinickendorf); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln);
Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Jette Nietzard (KV Berlin-Lichtenberg); Jakob Wilke (KV Berlin-
Lichtenberg); Justus Schöller (KV Berlin-Lichtenberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia
van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Dante Esteban Davis (KV Berlin-Lichtenberg); Fabio Reinhardt (KV
Berlin-Lichtenberg); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Philip Schmitz (KV Berlin-
Treptow/Köpenick); Fatos Topaç (KV Berlin-Kreisfrei); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)
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K-2-741 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 666 bis 667:
Auch den Fußverkehr wollenMit dem Fußverkehrsgesetz, als neustem Teil des Mobilitätsgesezes,
haben wir dem fundamentalsten Teil des Umweltverbundes große Bedeutung eingeräumt und wollen
ihn damit weiter fördern und sicherer machen. Dazu braucht es mehr geschützte Fußgängerüberwege,
vor allem an Hauptverkehrsstraßen. Wir wollen weitere Tempo-

Von Zeile 669 bis 671:
leichter Tempo 30 zur Erhöhung der Verkehrssicherheit anordnen zu können. Ampelschaltungen 
sollenwerden künftig stärker auf die Bedürfnisse von Fußgänger*innen abgestimmt werdenund alle
mit Vibrationstastern und Blindenarkustik ausgestattet. An Straßenquerungen werden optimierte
barrierefreie Standards (Doppelquerungen) zur Anwendung kommen, die auf Rollstuhlfahrer*innen als
auch Blinde und Sehbehinderte zugeschnitten sind. Mehr Bänke auf Straßen und Plätzen werden für
mehr Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum sorgen und längere Fußwege auch für ältere
Menschen wieder möglich machen. Spielstraßen, autofreie Kieze und Maßnahmen zur
Verkehrsberuhigung wollen wir weiterhin fördern und 

Begründung

Mit der Textlichen Erweiterung soll der Fußverkehr und die neuen Möglichkeiten aus dem
Fußverkehrsgesetz deutlicher gemacht werden.

Unterstützer*innen

Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Johanna
Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Stefan Taschner (KV
Berlin-Lichtenberg); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Georg P. Kössler (KV Berlin-
Neukölln); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Willi
Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Annika Gerold (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Jakob Wilke (KV Berlin-
Lichtenberg); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)
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K-2-760 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 684 bis 687:
auf Fahrrädern, um alle Verkehrsteilnehmer*innen auf Augenhöhe anzusprechen und für mehr
Sicherheit auf Berlins Straßen zu sorgen. Der Aufbau von 1.000 neuenweiterer stationärer und
halbstationärer (Blitzeranhänger) Blitzern im Stadtgebiet soll Raser*innen abschreckenerfassen, zur
Ahndung und Abschreckung führen. Radfahrer*innen sollen an immer mehr Kreuzungen zukünftig eine
vom Autoverkehr getrennte Ampelschaltung erhalten. Die Umsetzung haben wir bereits auf 

Begründung

1000 neue Blitzer hört sich gut an, ist aber nicht erforderlich.

Unterstützer*innen

Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Jacob
Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); René Prüfer (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Christiane Hohensee (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Lena Jacobi (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Andrea Gerbode (KV Berlin-
Treptow/Köpenick); Kristina Redecker (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Amrei Münster (KV Berlin-
Treptow/Köpenick)
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K-2-665 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 589 bis 593 einfügen:
Sharing-Mobilität als zusätzliches Angebot in den ÖPNV zu integrieren. Denn gerade in den mit dem
ÖPNV unterversorgten Bereichen der Stadt können Sharing- und Poolingdienste die Lücke zwischen
klassischem ÖPNV und dem motorisierten Individualverkehr schließen und damit zur Verkehrswende
beitragen. Wir wollen dabei alle Möglichkeiten nutzen, um Car-, Bike-, Scooter- und Ride-Sharing in die
ganze Stadt zu bringen, und gleichzeitig ökologische Standards hierfür 

Von Zeile 595 bis 597 einfügen:
beitragen, unterschiedliche Mobilitätsangebote sinnvoll aufeinander abzustimmen, zu verzahnen, ihre
Nutzung zu vereinfachen und so Verkehr zu reduzieren. Wir wollen auch das Taxi erhalten und ihm
neue Geschäftsfelder eröffnen: ob beim Pooling oder durch Inklusionstaxis. Deshalb setzen wir uns 

Begründung

Nicht nur Pooling-, auch Sharingdienste können helfen, Lücken zu schließen. Und auch in Randbezirken
können Bike- und Scooter-Sharing als Zubringer zum ÖPNV funktionieren, nicht nur Car- und Ride-
Sharing.
Apps wie Jelbi sollten insbesondere die Nutzung der verschiedenen Angebote vereinfachen -
Verzahnung ist auch möglich, wenn man verschiedene Apps für verschiedene Anbieter nutzen muss.

Unterstützer*innen

Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Thilo Klawonn (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Frank
Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh
Duong (KV Berlin-Mitte); Kurt Hildebrand (KV Berlin-Mitte); Katharina Koufen (KV Berlin-Pankow);
Christoph Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Oda
Hassepaß (KV Berlin-Pankow)
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K-2-773 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 697 bis 699 einfügen:
den Wert des öffentlichen Raumes widerzuspiegeln. Auch die Anzahl von Stellplätzen werden wir in
den nächsten zehn Jahren halbieren und die Flächen umwidmen. Die Grundlage für eine andere
Aufteilung des Straßenraumes haben wir mit dem Mobilitätsgesetz geschaffen. So schaffen wir mehr
Lebensqualität für alle Berliner*innen, die mehr Platz für Spiel, Sport und Bewegung 

Begründung

Hier soll noch einmal die Möglichkeiten des MObilitäsgesetzes verwiesen werden, das ja für den
Konfliktfall klae Priorität für den Fließverkehr bzw. den Umweltverbund setzt.

Unterstützer*innen

Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Heiner von
Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Joachim Schmitt
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Willi Junga (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick)
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K-2-775 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 699 bis 700 einfügen:
Lebensqualität für alle Berliner*innen, die mehr Platz für Spiel, Sport und Bewegung bekommen. Um
die Bezirke bei der Umgestaltung heutiger Parkflächen zu attraktiven Stadtplätzen zu unterstützen,
wollen wir ein Programm auflegen,welches eine großzügige Co-Finanzierung von Planung und deren
Umsetzung sicherstellt.

Begründung

Hintergrund: Schöne Stadtplätze überall sind nicht nur Teil, sondern der Benefiz der Mobilitätswende!
An dieser Stelle überzeugen wir die Menschen von unserem Weg! Mir schwebt eine 100%ige
Kompensation bezirklicher Platzneugestaltung durch das Land vor, wenn insbesondere Parkplätze zu
Stadtplätzen werden. Pro Bezirk und Jahr sollten 1-1,5 Mio € zur Verfügung gestellt werden...
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K-2-572 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 496 bis 498 einfügen:
wird das Straßenbahnnetz um ein Drittel verlängert – zunächst nach Adlershof, zur Turmstraße und
dann zum Ostkreuz sowie ab Potsdamer Platz durch Neukölln nach Schöneweide, von Pankow nach
Moabit und in Richtung Lankwitz - Marienfelde - Lichterfelde ganze Stadtteile miteiander verbinden..
Schon bald sollen dann auch vom Alexanderplatz zum Potsdamer Platz, nach Spandau, zum
Hermannplatz, zum Rathaus Steglitz, nach Tegel und zum Bahnhof Zoo 

Begründung

Hintergrund: Möglichst zügige Umsetzung der im NVP enthaltenen Maßnahmen. Abläufe entsprechend
Beschleunigen, ein neuer Drive bei der Realisierung! Straßenbahnen sind nicht nur attraktiver, sondern
um ein fünffaches energieeffizienter als Busse...
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K-2-574 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 498 bis 500 einfügen:
nach Spandau, zum Hermannplatz, zum Rathaus Steglitz, nach Tegel und zum Bahnhof Zoo
Straßenbahnen fahren. Um dies zu beschleunigen, werden wir neue, attraktive Planer*innenstellen in
der Verwaltung schaffen und die Abläufe neu organisieren. Die BVG braucht geräuscharme Züge und
Busse.Um das gewährleisten zu können, braucht die BVG neue und moderne Züge und Busse.

Begründung

Hintergrund I:

Quietschende Züge sind das große Problem der Straßenbahn, auch ln der öffentlichen Debatte.
Elektrobusse sind zur Zeit deutlich leiser...

Hintergrund II: Nur ein kleiner Teil der Planer*innenstellen konnten in dieser Legislaturperiode besetzt
werden, was daran liegt, dass es nicht nur viel zu wenig Planer*innen, sondern auch eher ungünstige
Konditionen in der
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K-2-584 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 508 bis 509 einfügen:
deutlich erhöht werden, sondern auch dessen Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit verbessert
werden. Darüber hinaus wollen wir mehr Orte an die S-Bahn anbinden. Ziel ist ein 5-Minuten-Takt auf
allen S-Bahn-Strecken innerhalb Berlins und ein 10-Minuten-Takt auf den Umlandverbindungen.

Begründung

Begründung: rd. 100 Mio zusätzliche Fahrten im Jahr mit des S-Bahn... überwiegend vom MIV
kommend...
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K-2-602 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 526 bis 528 einfügen:
ausbauen. Rund 100 Stationen und Bahnhöfe in der Hauptstadtregion sollen neu, aus- oder umgebaut
werden. Langfristig wollen wir Pendelnden das Umsteigen auf die Bahn durch neue
Regionalverkehrsangebote mit dichten, einheitlichen 30'- und 15'-Taktfolgen und ausgedehnten
Betriebszeiten auch in den Randverkehrszeiten und an Wochenenden erleichtern. Künftig werden wir
uns zudem dafür einsetzen, dass auf den Strecken, die nicht elektrifiziert werden können, Alternativen
zum Dieselantrieb zum Einsatz kommen.

Begründung

Begründung: Fast 2/3 der 600.000 Pendlerfahrten werden mit dem Auto, 1/3 mit der Bahn
zurückgelegt. Wir wollen das umkehren! Der Pendler-MIV hat erheblichem Anteil am Gesamt-MIV in
Berlin.
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K-2-790 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 715 bis 726:
Auch der Berliner Flugverkehr ist stark zurückgegangen. Hier findet ein struktureller Wandel hin zu
weniger schädlichen Kurzflügen im Inland und innerhalb Europas statt. Wir werden diesen
Strukturwandel hin zur Reduzierung klimaschädlicher Flüge politisch befördern. Flugzeuge sind mit
Abstand die klimaschädlichsten Verkehrsmittel. Zudem ist die Lärmbelastung für Anwohnende von
Flughäfen enorm. Deshalb befürworten wir ein Nachtflugverbot am neuen Flughafen Berlin
Brandenburg (BER) zwischen 22 und 6 Uhr. Darüber hinaus setzen wir uns dafür ein, dass die Start- und
Landegebühren an ökologische und lärmbelastende Faktoren geknüpft werden. Öffentliche Mittel zur
Finanzierung einer kostspieligen Erweiterung des BER ohne wirtschaftliche Grundlage lehnen wir ab.
Der Flughafenbetreiber sollte zukünftig sämtliche Betriebs- und Investitionskosten aus eigener Kraft
stemmen.Flugzeuge sind mit Abstand die klimaschädlichsten Verkehrsmittel. Deshalb ist der
Luftverkehr zu Recht in den Focus der Klimadebatte gerückt. In Berlin ist der CO2-Ausstoß des
Luftverkehr gegenüber 1990 um das 3,5 fache gestiegen, damit die höchste Steigerung im
Verkehrssektor. Dieser Entwicklung muss auf allen Ebenen entgegengewirkt werden und mindestens
die klimaschädlichen Subventionen bei Luftverkehr abgebaut werden. Berlin als Mitgesellschafter der
FBB muss sich deshalb dafür einsetzen, dass die Entgelte am BER an ökonomisch notwendigen und
ökologisch sowie lärmentlastende Faktoren geknüpft werden. Neben der Klimabelastung des
Luftverkehrs werden die Anwohnenden von Flughäfen enorm vom Fluglärm belastet. Deshalb setzen
wir uns weiterhin für ein Nachtflugverbot am Flughafen Berlin Brandenburg (BER) zwischen 22 und 6
Uhr ein.
Nachdem es nach 9 Jahren Sanierung des Hauptterminals mit enormen Finanzmitteln gelungen ist
den BER zu eröffnen stehen wir vor dem Problem der wirtschaftlichen Schieflage der
Flughafengesellschaft. Diese wirtschaftliche Schieflage wird aktuell durch die Coronapandemie
überdeckt und verschärft. Für die FBB muss ein Sanierungskonzept erarbeitet werden, dass es nach
EU-wettbewerbskonformen Maßnahmen möglich ist, den Flughafen in öffentlicher Regie weiter zu
betreiben und die Belastungen der Steuerzahler*innen dauerhaft zu begrenzen. Der
Flughafenbetreiber muss zukünftig sämtliche Betriebs- und Investitionskosten aus eigener Kraft
stemmen. Wir fordern Lärmobergrenzen nach dem Vorbild Frankfurts und die Änderung der
Betriebszeiten des Flughafens um die o.g. Nachtruhe zu gewährleisten. Der Masterplan 2040 soll nicht
nur auf Eis gelegt werden, sondern in einen Flugminderungsplan umgewandelt werden. Wir wollen
keinen vermeidbaren Luftverkehr mehr von BER. Eine dritte Start- und Landebahn darf es nicht geben.
Stattdessen setzen wir uns auf Bundesebene für einen Ausbau der Nachtzug-Verbindung ein. Berlin
soll Nachtzug-

Begründung

Der Ursprungstext am Anfang des Absatzes bezog sich wahrscheinlich auf die Coronasituation, was
aber nicht erkenntlich war und stellte so eine falsche Situation dar.

Einzelne BEgründungen gern mündlich.

Unterstützer*innen
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K-2-790 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Seite 2

Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Heiner von
Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Georg P. Kössler
(KV Berlin-Neukölln); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Claudia Schlaak (KV Berlin-Treptow/Köpenick);
Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Catrin Wahlen (KV
Berlin-Treptow/Köpenick)



K-2-745 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 669 bis 672 einfügen:
leichter Tempo 30 zur Erhöhung der Verkehrssicherheit anordnen zu können. Ampelschaltungen sollen
stärker auf die Bedürfnisse von Fußgänger*innen abgestimmt werden. Der Durchgangsverkehr soll aus
den Kiezen herausgehalten werden. Spielstraßen, autofreie Kieze, Kiezblocks und Maßnahmen zur
Verkehrsberuhigung wollen wir weiterhin fördern und ausweiten.

Begründung

"Autofreie Kieze" ist dabei zu einem Kampfbegriff zu werden, der sicherlich mehr Gegner*innen hat, als
"Kiezblocks". In den meisten Kiezen ist es kurzfristig erreichbarer, den Durchgangsverkehr ganz
herauszuhalten; das wird auch deutlich höhere Akzeptanz von Anwohner*innen und
Gewerbetreibenden bekommen, als ihnen allen "ihr Auto zu verbieten". Da die Stichworte
Durchgangsverkehr und Kiezblocks in der Kurzfassung im vorletzten Absatz genannt werden, sollten
sie auch in der Langfassung stehen, im deutlich zu machen, dass es nicht immer darum geht, alle Autos
in Kiezen zu verbieten.
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K-2-669 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 593 bis 595 einfügen:
Sharing in die ganze Stadt zu bringen, und gleichzeitig ökologische Standards hierfür vorgeben.
Gleichzeitig sollen die Sharing- und Poolinganbieter ihre Angebots- und Nachfragedaten dem Land
und möglichst nach dem Prinzip Open Data der Öffentlichkeit verfügbar machen, damit verkehrliche
Effekte der Angebote ständig anbieterübergreifend untersucht werden können, und damit die
Entwicklung unterstützender Community Open Source Tools ermöglicht wird. Digitale
Mobilitätsassistenten wie die Jelbi-App sollen noch stärker dazu beitragen, unterschiedliche
Mobilitätsangebote sinnvoll aufeinander abzustimmen, zu 

Begründung

In vielen Sharing-Angeboten wird Potenzial gesehen, zu Emissions- und Verkehrsreduktion
beizutragen. Unter welchen Umständen die positiven Effekte tatsächlich auftreten, oder wann und wo
eher negative Effekte zu beobachten sind, ist häufig noch nicht näher bewiesen, da die
Datengrundlage für genauere Evaluierung noch nicht besteht. Diese Datengrundlage sollte von
vornhereich geschaffen werden, um später auswerten zu können, welche Angebote politisch gefördert
werden sollten und welche nicht.
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K-2-651 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 575 bis 580:
ist: Damit sich mehr Menschen für den ÖPNV entscheiden, müssen die Tarife dauerhaft niedrig bleiben
und solidarisch finanziert sein. Unser Ziel ist zudemdaher die Einführung unserer Bärenkarte in der
nächsten Legislaturperiode, die durch eine geringe monatliche Abgabe aller Berliner*innen finanziert
wird. Außerhalb der Stoßzeiten können dann alle Berliner*innen fahrscheinfrei den ÖPNV nutzen. Und
auch für die, die in den Stoßzeiten fahren, wird es erheblich günstiger als bisher. Die Kosten für die
Bärenkarte werden deutlich unter dem heutigen Preis einer Monatskarte liegen, so dass die 

Begründung

Die Bärenkarte sollte also ein erster Meilenstein der reformierten ÖPNV-Finanzierung vor 2026 sein.

Sobald andere zusätzliche Finanzierungsinstrumente geklärt und fest geplant sind, kann in einem
künftigen Schritt der gänzlich fahrscheinfreie ÖPNV angestrebt werden. Letzteres ist dann erst richtig
sinnvoll, wenn gleichzeitig auf die Vertriebs- und Kontrollinfrastruktur verzichtet wird und damit
Kosten deutlich eingespart werden können.
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K-2-117 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 41 bis 43 einfügen:
Stadt zu gelangen macht Berlin zu einer lebenswerten Metropole. Deshalb ist unser Ziel, dass alle
Menschen in Berlin rasch, sicher, bequem und klimaneutral unterwegs sein können. Je mehr Menschen
kein eigenes Auto mehr brauchen, desto mehr Platz bleibt für diejenigen, die nicht 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-749 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 674 bis 676:
Wir wollen dieDie Verkehrssicherheit besonders für Fußgänger*innen, Radfahrer*innen, ältere
Menschen und Radfahrer*innenKinder muss weiter erhöhenerhöht werden. Aktuell führen sie leider
die traurige Statistik der Unfalltoten und Schwerverletzten im Straßenverkehr an. Falschparken,
Geschwindigkeitsübertretungen, 

Von Zeile 684 bis 689:
auf Fahrrädern, um alle Verkehrsteilnehmer*innen auf Augenhöhe anzusprechen und für mehr
Sicherheit und Miteinander auf Berlins Straßen zu sorgen. Der Aufbau von 1.000 neuen Blitzern im
Stadtgebiet soll Raser*innen abschrecken und Radfahrer*innen sollen an immer mehr Kreuzungen
zukünftig eine vom Autoverkehr getrennte Ampelschaltung erhalten. Die Umsetzung haben wir bereits
auf den Weg gebracht. Mit diesen Maßnahmen wollen wir demdas Leitbild der Vision Zero, einem
Verkehr ohne Unfalltote und Schwerverletzte, in unserer Stadt näher kommenverwirklichen.
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K-2-706 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 631 einfügen:
Weniger und kleinere Autos und keine fossilen Verbrenner mehr – in ganz Berlin

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-139 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 63 bis 65 einfügen:
Lärmbelastung bei. Deshalb ist es gut, dass wir an vielen Straßen Tempo 30 eingeführt haben und
damit nicht nur die Feinstaub-, sondern auch die Lärmbelastung reduzieren. Einem weiterem Ausbau
der A 100 quer durch die Stadt erteilen wir eine klare Absage. Und auch Fluglärm wollen wir
nachhaltig mindern. Während der Corona-Krise sind die Flugbewegungen 

Begründung

Der Weiterbau der A 100 quer durch die Stadt von der Spree durch Friedrichshain und den Prenzlauer
Berg bis zur Seestraße steht allen unseren stadtentwicklungspolitischen Zielen (Verringerung des
Autoverkehrs, Lärmminderung, Klimaschutz) entgegen.
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K-2-730 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 654 bis 656 einfügen:
mehr Tempo weiter neue Radwege bauen, Autostraßen zu Fahrradstraßen umwidmen, 100 Kilometer
Radschnellwege schaffen und an allen Hauptstraßen sichere Radstreifen einrichten. An Hauptstraßen
mit Fahrradweg soll eine Grüne Welle für Fahrradgeschwindigkeiten eingerichtet werden. Die
bestehende Radinfrastruktur wollen wir an das steigende Aufkommen anpassen. In den Kiezen 
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K-2-537 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 461 bis 463:
Nach Jahrzehnten einer Politik, die das Auto ins Zentrum gerückt hat, haben wir die Weichen für eine
zukunftsfähige Verkehrspolitik gestellt, die emissionsfreiAbgasfrei, sicher und leise ist und allen
Zugang zur Mobilität ermöglicht. Die Grundlage dafür bildet das erste 

Begründung

Auch Lärm und Feinstaub sind Emissionene, die durch die Umstellung des Antriebs leider nicht
komplett entfallen. Daher ist an allen entsprechenden Stellen "emissionsfrei" durch "abgasfrei" zu
ersetzen
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K-2-777 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 702 bis 704:
Berlins Wirtschaft ist abhängig von zuverlässigen LieferkettenTransportketten. Wir wollen die
Voraussetzungen schaffen, dass diese LieferkettenTransportketten zukünftig vor allem klimafreundlich
auf die Schiene oder das Schiff verlagert werden können. Dazu wollen wir in Abstimmung mit dem 

Von Zeile 707 bis 709 einfügen:
wollen wir so weit wie möglich vom LKW auf stadtverträgliche Alternativen wie Lastenräder und
Elektrolieferfahrzeuge verlagern, sowie den verbleibenden Lieferverkehr auf den Hauptstraßen
bündeln. Für das Liefern in den Kiez setzen wir auf MicroHubs, damit Güter von Logistikzentren mit
CO2-neutralen Kleinfahrzeugen klimafreundlich und 

Von Zeile 712 bis 713 einfügen:
fortsetzen und ausweiten, um einen emissionsfreien und sicheren Wirtschaftsverkehr auf den Weg zu
bringen. Noch vorhandene städtische Umschlagflächen werden systematisch gesichert. Pkw-Parkplätze
werden in Ladezonen für Wirtschaftsverkehr umgewandelt.
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K-2-1024 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Nach Zeile 949 einfügen:
6. Den Güterverkehr nachhaltig sichern

Neben der Priorisierung des Umweltverbunds gegenüber dem motorisierten Individualverkehr sollen
auf Grundlage bisheriger Studien und Pilotprojekte die vorhandenen Erkenntnisse zum nachhaltigen
Güterverkehr zu einem anwendbaren Konzept zusammengeführt werden. Dieses soll beispielhaft in
der Stadtmitte unter Einbeziehung des Westhafens und der Schieneninfrastruktur der BVG umgesetzt
werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-092 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 16 bis 17 einfügen:
Planeten. Das Zeitfenster, sie ganz abzuwenden, haben wir bereits verpasst. Aber noch können wir die
schlimmsten Folgen abmildern. Dafür müssen wir jetzt handeln!

Auch bei der GASAG sollte die Rekommunalisierung durch das Land Berlin erfolgen, um die Berliner
Stadtwerke zu stärken, damit auch diese Ressourcen als sinnvolle Ergänzung zum vollständigen
Rückkauf des Berliner Stromnetzes für den schnellen Umstieg in eine regenerative Energieversorgung
und ein klimaneutrales Berlin genutzt werden können.

Begründung

Die Privatisierung der GASAG war ein Fehler, dies sollte korrigiert werden. Die Ressourcen der GASAG
können genutzt werden, um die Erreichung des 1,5-Grad-Zieles des Pariser Klimaschutzabkommens
und ein klimaneutrales Berlin zu realisieren, wie dies auch der Abschlussbericht der Enquete-
Kommission „Neue Energie für Berlin“ empfiehlt. Mit der Kopplung von Strom mit den heute schon
speicherbaren Energiearten Wärme und Gas, aber vor allem auch durch einen erstmaligen Berliner
Kooperationsbetrieb zur Kombination von Infrastrukturen sind deutliche Kostensenkungen,
tatsächliche CO2-Einsparungen und eine deutliche Minderung von Lärm, Staub, Abgasen und
Dauerbaustellen möglich, heißt es im Abschlussbericht der Kommission.[1]

Mit der Unterstützung vieler landeseigener Unternehmen von Berlin und anderer kommunaler Akteure
hat „Berlin Energie“ ein sehr gutes Angebot entwickelt. Kernpunkte des Angebots sind
zukunftsgerichtete Investitionen für das 7.000 Kilometer lange Gasnetz sowie Datentransparenz,
Bürgerbeteiligung und eine hohe Kundenfreundlichkeit. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
aktuellen Betreibers sollen vollständig übernommen werden.

In öffentlicher Hand kann das Unternehmen verpflichtet werden, das 1,5-Grad-Ziel umzusetzen, damit
Berlin klimaneutral wird. Die Mittel dafür können über die Investititonsbank Berlin akquiriert und
durch die vorhandenen Gewinne des Unternehmens können die notwendigen Kredite in den nächsten
Jahren zurückgezahlt werden. Insbesondere die derzeit äußerst günstigen Kreditzinsen können dafür
verwendet werden, um die notwendigen Zukunftsinvestitionen zu finanzieren.

Die Berliner Stadtwerke (100-prozentig öffentliches Unternehmen) sind seit 2015 als
Energieversorgungsunternehmen tätig. Gemäß dem Berliner Betriebe-Gesetz sind die Berliner
Stadtwerke für eine verbraucherfreundliche, effiziente, sozial- und klimaverträgliche Erzeugung und
Versorgung mit Elektrizität, Gas und Wärme auf der Basis erneuerbarer Energien sowie die Erbringung
von Energie- und Infrastrukturdienstleistungen zuständig. Aktuell sind rd. 28 Mitarbeiter*innen[2] für
die Berliner Stadtwerke tätig. Querschnittsfunktionen werden überwiegend durch die Berliner
Wasserbetriebe wahrgenommen.

Die Berliner Stadtwerke verkaufen derzeit an rd. 19.000 Privatkunden und an Liegenschaften des
Landes Berlin, den – in der Regel selbst erzeugten – Strom. Darüber hinaus werden für die Bezirke
Solarpakete geschnürt. Als aktuelles Großprojekt – zusammen mit der E.ON – soll die Kälte- und
Wärmeversorgung der Urban Tech Republic übernommen werden. Ein Pilotprojekt, da alles direkt vor
Ort dezentral und nachhaltig aus einem Mix von Blockheizkraftwerken, Solaranlagen, Geothermie und
Abwasserwärme erzeugt, gespeichert und verbraucht wird, so fungiert das Netz als Energie-
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Tauschplatz[3]. Dieses Beispiel verdeutlicht die notwendige Zusammenarbeit, um unsere gesetzten
Klimaziele zeitnah erreichen zu können.

Die GASAG AG wurde 1998 vollständig privatisiert. Sie befindet sich heute im Besitz der
ENGIE, Vattenfall und der E.ON. Im Zuge der Rekommunalisierung und der Neuvergabe der Konzession
für das Gasnetz werden momentan mehrere gerichtliche Auseinandersetzungen mit dem Land Berlin
geführt, was auf beiden Seiten zu hohen Kosten für Anwälte, Gerichte usw. führt. Darüber hinaus
können die erzielten Gewinne nicht ausschließlich für gezielte Investitionen in die Infrastruktur der
Energiewende der Stadt genutzt werden, da Teile hiervon an die E.ON – und damit aus Berlin -
abfließen.

Das eigentliche Know-how der Berliner Stadtwerke liegt momentan bei den Themen „Solarenergie
(Photovoltaik)“ und „Windenergie“. Auf Grund der begrenzten personellen und inhaltlichen Ressourcen
ist die Übernahme der Rolle als Treiber der Energiewende jedoch stark eingeschränkt. Die GASAG AG
verfügt über eine Vielzahl von Tochterunternehmen, die genutzt werden könnten, um die
Klimaneutralität „Made in Berlin“ voranzutreiben und insbesondere die Berliner Stadtwerke inhaltlich
zu stärken.

GASAG AG[[4]

Von der GASAG wird das Ziel des Senats unterstützt, bis 2020 die CO2-Emissionen in Berlin gegenüber
dem Stand von 1990 um 40 Prozent zu vermindern. Das Land Berlin und die GASAG haben seit 1998
vier Kooperationsverträge zum Engagement für eine effiziente und umweltschonende
Energieversorgung geschlossen. In der Laufzeit der ersten drei Verträge (1998 – 2010) konnten die
CO2-Emissionen insgesamt um 1,11 Millionen Tonnen reduziert werden. In dem im Mai 2006
geschlossenen 3. Kooperationsvertrag „Klimaschutz und Luftreinhaltung“ (2006 – 2010) hatte sich die
GASAG verpflichtet den jährlichen CO2-Ausstoß um 52.000 Tonnen zu reduzieren. Laut
Abschlussbericht über die Umsetzung des Vertrages wurde das Einsparziel übertroffen. Im aktuellen,
vierten Kooperationsvertrag (2011 – 2020) plant die GASAG bis 2020 eine weitere Reduzierung der
CO2-Emissionen um 900.000 Tonnen auf dann zwei Millionen Tonnen gegenüber dem Beginn des
ersten Kooperationsvertrags im Jahr 1998.

Über die GASAG AG erfolgt die Steuerung und Leitung der Unternehmensgruppe. Die GASAG verfügt
mit über 12m² über die größte Solaranlage in Berlin (Einsparung rd. 1.000 Tonnen CO2/a ). Weiterhin
betreibt diese in Walsdorf einen Windpark, der rd. 11.500 Tonnen CO2/a einspart und 15.000
Haushalte mit grüner Energie versorgt. Zudem werden rd. 170.000 Kunden mit Strom aus der Region
(aus Biogas bzw. Solarenergie) versorgt.[5]

In Kooperation mit der E.DIS ist die GASAGim brandenburgischen Havelland gemeinsam an einem
Power-to-Gas-Projekt beteiligt. Der hier durch rd. 300 Windkraftanlagen regenerativ erzeugte Strom,
soll per Elektrolyse zu „grünem Wasserstoff“ umgewandelt werden, der dann ins Gasnetz eingespeist
werden kann. [6]Dieses Projekt schafft wichtiges Grundlagenwissen, um die bei den Berliner
Stadtwerken und der GASAG in Betrieb befindlichen Windkraft-/Solaranlagen sinnvoll für die
Energiewende in Berlin nutzen und ausbauen zu können.

Ein weiteres Projekt ist das Projekt „DAS NEUE GARTENFELD“[7]. Auf einer Fläche von rund 60 Hektar
wird hier innovatives, nachhaltiges und vielseitiges Wohnen ermöglicht. Hier entstehen private,
kommunale und genossenschaftliche Bauvorhaben mit rund 3.600 Wohnungen und einer Wohnfläche
von ca. 370.000 m². Hier kommen verschiedenste Energien zum Einsatz: Wärmepumpen (Quellen:
Abluft, Außenluft, Abwasser und Regenwasserkanal), reversible Wärmepumpen,
Kompressionskältemaschinen, BHKWs, Gasbrennwertkessel, dezentrale Lüftungsanlagen mit Abluft-
Sole-Wasserwärmepumpe, Lüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung und Heiz-/ Kühlregistern,
Sektorleitsystem für Strom, Photovoltaik-Anlagen, Mieterstrom.

NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG [8]
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Die NBB ist für den Bau, die Wartung und Instandhaltung des Netzes und der Anlagen zuständig und
versorgt fast 800.000 Kunden größtenteils in Berlin und Brandenburg. Die NBB leistet bereits heute
einen Beitrag zur CO2-Reduzierung. Durch die Umstellung des Kraftwerks Klingenberg von Braunkohle
auf Erdgas konnten allein 600.000 Tonnen CO2 eingespart werden.[9] In 2020 wurde das neue
Heizkraftwerk Marzahn in Betrieb genommen. Auch hier konnte der CO2-Ausstoß deutlich reduziert
werden. Die NBB unterstützt somit mit Einsatz von Erdgas als Brückentechnologie ein klimaneutrales
Berlin, weil es bei der Verbrennung erheblich weniger CO2 freisetzt als Kohle. Erdgas kann als
Übergangsbrennstoff hin zur Klimaneutralität dienen. Darüber hinaus hätten wir es in der Hand,
Erdgas zunehmend durch Biogas, synthetisches Erdgas und perspektivisch durch Wasserstoff (aus
Windenergie, Stichwort: Power to Gas) zu ersetzen und so einen wesentlichen Beitrag zu unserem Weg
auf dem 1,5 Grad-Pfad zu leisten. Schon heute wird ein Teil der Bioabfallsammlung durch die BSR in
Biogas umgewandelt und durch die NBB in deren Netze eingespeist. Hier ist ein Ausbau der
Kapazitäten wichtig, um noch mehr organische Abfälle optimal, für die Erzeugung von Biogas,
verwerten zu können. Bis 2023 soll das Berliner Gasnetz zu rd. 20 % mit grünem Wasserstoff betrieben
werden. Das bisherige Erdgas muss sukzessive durch Biogas (u. a. aus Bioabfall der BSR) ersetzt
werden.

Fazit:

Allein werden die Berliner Stadtwerke unsere Vision, die Ziele des Pariser Klimaabkommens
einzuhalten, nicht bewältigen können. Insbesondere die Neueinstellung von Mitarbeiter*innen mit
Fachexpertise ist bei der derzeitigen Arbeitsmarktlage illusorisch. Wir Grüne haben in den letzten
Jahren in der rot-rot-grünen Koalition – auch gegen Widerstände – eine ambitionierte Klimapolitik
eingefordert und vorangebracht. Wir haben zwei von vier Kohlekraftwerken abgeschaltet und dafür
gesorgt, dass Berlin als erstes Bundesland die Klimanotlage ausgerufen hat. Wir wollen die
gesetzlichen Grundlagen schaffen, um auch auf den Dächern der Stadt zu 100 Prozent auf erneuerbare
Energien umzusteigen.

Der vollständige Rückkauf des Berliner Stromnetzes beendet nicht nur einen jahrelangen Rechtsstreit,
sondern ermöglicht endlich gezielte Investitionen in die Infrastruktur der Energiewende der Stadt. Wir
haben es in der Hand, auch den jahrelangen Rechtsstreit, um das Berliner Gasnetz zu beenden und den
ambitionierten Ausbau der erneuerbaren Energien voranzutreiben. Den Umstieg auf klimaneutrale
Mobilität und klimaneutrale Antriebe könnte durch die Nutzung von Biogas und grünem Wasserstoff
forciert werden, was durch einen stetig wachsenden CO2-Preis zusätzlich erreicht werden wird. Hier
könnte die NBB als landeseigener Betrieb, eine wesentliche Rolle übernehmen.

Aber auch der Ausbau der Solarenergie auf Dächern und an Fassaden Berlins, wird neue
Herausforderungen stellen. Auch hier kann das Gasnetz als Energiespeicher fungieren, in dem Strom in
grünen Wasserstoff umgewandelt und in den Netzen bzw. dem Speicher der
BES Berliner Erdgasspeicher GmbH „geparkt“ wird.

Die Berliner Stadtwerke werden weiterwachsen und der zentrale Dienstleister für Energie- und
Quartiersprojekte des Landes und der Bezirke werden. Die Mieter*innenstrom-Projekte der Berliner
Stadtwerke können deutlich ausgebaut werden, da durch die Zusammenführung der Kompetenzen mit
der GASAG Solution Plus GmbH und der Geo-En Energy Technologies GmbH die Umsetzung
unterstützen können.

Auch der Umbau von Gas- und Ölkesseln auf klimafreundliche Heizungsanlagen, wie Solarthermie
oder Wärmepumpen, kann hier massiv gesteigert werden. Unser Ziel, örtlich erzeugte Wärme aus
verschiedenen regenerativen Quellen in ein Nahwärmenetz einzuspeisen und lokal zu verteilen kann
hierdurch deutlich beschleunigt werden. Das Berliner Erneuerbare-Wärme-Gesetz bietet hierfür eine
gute Grundlage.
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Der öffentliche Gebäudebestand soll durch energetische Modernisierung klimaneutral werden. Hierfür
steht das Berliner Energie- und Klimaprogramm (BEK), welches wir ausbauen wollen, zur Verfügung.
Damit die Bezirke stärker als bisher die Mittel aus dem BEK in Anspruch nehmen, müssten sie über
ausreichend personelle Ressourcen für die Antragstellung verfügen. Da diese jedoch nicht zu erwarten
sind, könnten die Berliner Stadtwerke zusammen mit der Berliner Immobilienmanagement GmbH
(BIM) die zentrale Koordinierung und Antragstellung für die Bezirke übernehmen. Auch die
landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften können beim Bau sozial-ökologischer Modellquartiere
durch die neuen Berliner Stadtwerke begleitet werden.

Der Bau von 2.000 öffentlichen Ladepunkten in der Stadt bis 2022, der Ausbau von Fuß- und
Radwegen könnte zentral – über Bezirksgrenzen hinweg - durch die Infrest Infrastruktur
eStrasse GmbH geplant und verwaltet werden.

Da die Digitalwirtschaft ein zentraler Motor der wirtschaftlichen Entwicklung in Berlin ist, muss der
Glasfasernetzausbau vorangetrieben werden. Die öffentliche Versorgungsnetzbetreiber (BWB,
Stromnetz Berlin, NBB und Vattenfall Wärme) müssen ihre bestehende und geplante Infrastruktur für
den Breitbandausbau öffnen. Durch die Zusammenführung der Netze von Strom, Gas und Wasser, unter
einer einheitlichen Führung durch das Land Berlin, wäre hier ein wesentlicher Meilenstein für mehr
Teilhabe und Klimaschutz geschaffen. Auch hier könnte die Infrest Infrastruktur eStrasse GmbH die
zentrale Zuständigkeit übernehmen. So wird sichergestellt, dass wenn in Sachen Wasser, Gas, Strom,
Wärme, Telekommunikation oder Schienenausbau in die Tiefe gebaut wird, dann auch Glasfaser verlegt
wird.

Durch die Koordination der KKI Kompetenzzentrum Kritische Infrastrukturen GmbH wäre eine
Zusammenführung der Entstörungsdienste Wasser, Strom und Gas unter einer einheitlichen
Koordination möglich. Im Ergebnis könnten die Standorte der BWB, Stromnetz Berlin und GASAG
zusammengefasst werden. Die freiwerdenden Flächen, könnten neu genutzt werden (je nach Größe für
den Wohnungsbau oder die Pflanzung von Stadtgrün). Die GASAG AG könnte als Partner und an der
Seite der Berliner Stadtwerke den Weg der Klimaneutralität begleiten und voranbringen.

[1] siehe Abschlussbericht der Enquete-Kommission „Neue Energie für Berlin –Zukunft der
energiewirtschaftlichen Strukturen: https://www.parlament-berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/
d17-2500.pdf

[2] Berliner Stadtwerke – Wikipedia

[3] Hochinnovatives Energiekonzept für Berlin TXL (eon.com)

[4] GASAG – Wikipedia – s. auch: https://www.gasag.de/unternehmen/die-gasag/unternehmensportraet

[5] Klimaschutzpartner | GASAG

[6] E.DIS und GASAG kooperieren bei Power-to-Gas-Projekt in Ketzin | EUWID Neue Energie
Nachrichten (euwid-energie.de)

[7] Das neue Gartenfeld: Infrastrukturkonzept & Wärmeversorgung – eZeit Ingenieure GmbH (ezeit-
ingenieure.de)

[8] Millionen-Investition sichert Berliner Gasversorgung - NBB Netzgesellschaft (nbb-
netzgesellschaft.de)

[9] Geschäftsbericht 2017 (nbb-netzgesellschaft.de)
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Unterstützer*innen

Felix Märtin (KV Berlin-Pankow); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); Ursula Hertel-Lenz (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Gabriele Kutt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)



K-2-1017-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 941 bis 942 einfügen:
vom Durchgangsverkehr zu befreien, wollen wir auch in der nächsten Legislatur viele neue Kiezblocks
schaffen.
Mit temporären Maßnahmen können autofreie Straßen ausprobiert werden. Die Einrichtung
Temporärer Spiel- und Nachbarschaftsstraßen wollen wir daher deutlich vereinfachen. Mit Hilfe eines
zentralen Leitfadens, klaren Zuständigkeiten und den nötigen finanziellen und personellen Ressourcen
können die Bezirke zukünftig einfacher Temporäre Spiel- und Nachbarschaftsstraßen auf Wunsch der
Bürger*innen einrichten.

Begründung

Es ist wichtig, zu benennen, wie wir Temporäre Spiel- und Nachbarschaftsstraßen einfacher
eingerichtet bekommen. Dieser Änderungsvorschlag wurde mit dem Bündnis Temporäre Spielstraßen
abgestimmt.

Unterstützer*innen

Cornelia Dittrich (KV Berlin-Pankow); Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf); Annabelle Wolfsturm (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sarah Ribbert (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ralf Scheuern (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Johanna Weber (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Catherina Pieroth-
Manelli (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Rainer Penk
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Björn Simon Selle (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Nina Freund
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Mariann Heymann (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia
Thiele (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Anja
Schillhaneck (KV Berlin-Kreisfrei); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Patrizia Flores
(KV Berlin-Pankow); Mathias Kraatz (KV Berlin-Pankow); Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow);
Christine Gaszczyk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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K-2-290 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 215:
Stadtgrün erhalten und aufforstenBäume pflanzen

Unterstützer*innen

Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Julia Walendzik (KV Berlin-Mitte); Isabelle Schellenberger (KV
Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Theodor Urban Griffin (KV Berlin-Mitte); Kerstin
Crocoll (KV Berlin-Mitte); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jörn Jaath (KV Berlin-
Mitte); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert
Thienpont (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jan Dangendorf (KV Berlin-Mitte); Jürgen Wolf (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Martin Krause (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Thomas Thiel (KV
Berlin-Mitte)
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K-2-296 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 220 bis 222:
dem Klimawandel die Stirn bieten zu können, müssen wir diesen Einsatz verstetigen und weiter
ausbauen. Wir wollen die Bewässerung der Straßenbäume verbessern, dafür werden die Bezirke mit
mehr Tankwagen und mehr Personal ausgestattet, finanziert über das Pflanzenseit 2020/21 erhöhte
jährliche Budget von Straßenbäumen ausbauen82 € pro Baum. Wir werden auch dafür sorgen, dass
alle Straßenpumpen zum Gießen der Bäume eingesetzt und von den Anwohner:innen genutzt werden
können. Auch das ständig ablaufende Wasser der neuen, kleinen Trinkwasserbrunnen wollen wir nicht
in das Abwasser laufen, sondern, wo technisch möglich, in die Erde nahestehender Bäume oder zu
Grünflächen hin versickern lassen. Unser Ziel ist eine grüne Null bei den Straßenbäumen: Künftig
müssen jährlich mindestens genauso viele 

Unterstützer*innen

Robin Miller (KV Berlin-Mitte); Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Isabelle Schellenberger (KV
Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Theodor Urban Griffin (KV Berlin-Mitte); Kerstin
Crocoll (KV Berlin-Mitte); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jörn Jaath (KV Berlin-
Mitte); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Georg P. Kössler
(KV Berlin-Neukölln); Herbert Thienpont (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jan Dangendorf (KV
Berlin-Mitte); Jürgen Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Nicole Holtz (KV Berlin-
Reinickendorf); Thomas Thiel (KV Berlin-Mitte)
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K-2-296-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 220 bis 224:
dem Klimawandel die Stirn bieten zu können, müssen wir diesen Einsatz verstetigen und weiter
ausbauen. Wir wollen die Bewässerung und das Pflanzen von Straßenbäumen ausbauen. Unser Ziel ist
eine grüne Null bei den Straßenbäumen: Künftig müssen jährlich mindestens genauso viele Bäume
gepflanzt werden, wie zum Beispiel durch Bauprojekte oder Klimaschäden verschwinden.Unser Ziel ist
es, die Anzahl der Straßenbäume schrittweise stark zu erhöhen. Wir werden nicht nur jeden durch
Bauprojekte, Klimaschäden oder Alterung verloren gegangenen Baum zeitnah durch einen neuen
Baum ersetzen. Wir werden auch weitere potentielle Standorte für Straßenbäume auffinden, viele
leere Baumscheiben und Straßen ganz ohne Bäume, und dort wieder Bäume pflanzen. Wir wollen auch
die laufende Stadtbaumkampagne des Senats von Berlin über das Jahr 2021 hinaus fortführen, um das
Spenden für das Pflanzen von Straßenbäumen zu ermöglichen und damit das Bewusstsein für den Wet
der Bäume in der Stadt zu stärken. Dabei wollen wir Baumarten anpflanzen, die den veränderten
klimatischen Veränderungen und 

Unterstützer*innen

Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Kerstin Crocoll (KV Berlin-
Mitte); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert
Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert Thienpont (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Jürgen Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln);
Thomas Thiel (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-299 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 223 bis 226:
Bäume gepflanzt werden, wie zum Beispiel durch Bauprojekte oder Klimaschäden verschwinden. Dabei
wollen wir Baumarten anpflanzen, die den veränderten klimatischen Veränderungen und auch den
meist schlechten Bedingungen im Berliner Straßenland besser Rechnung tragen.pflanzen, die an die
klimatischen Veränderungen des 21. Jahrhunderts möglichst gut angepasst sind. Die Bedingungen für
Straßenbäume wollen wir verbessern, indem wir Baumscheiben vergrößern, für mehr Zuleitung von
Regenwasser sorgen, Autoabgase und den Einsatz von Streusalz kontinuierlich senken und die
Anwohner:innen dazu anregen, bei der Pflege der Straßenbäume mitzuhelfen. Zusätzlich wollen wir in
den Bezirken Obstbäume neu pflanzen, die Schatten spenden und 

Unterstützer*innen

Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Julia Walendzik (KV Berlin-Mitte); Isabelle Schellenberger (KV
Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Theodor Urban Griffin (KV Berlin-Mitte); Kerstin
Crocoll (KV Berlin-Mitte); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jörn Jaath (KV Berlin-
Mitte); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Georg P. Kössler
(KV Berlin-Neukölln); Herbert Thienpont (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV
Berlin-Kreisfrei); Jürgen Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Thomas Thiel (KV Berlin-Mitte)
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K-2-347 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 271 bis 273:
Rank- und Kletterpflanzen, mit Trinkwasserbrunnen, Wasserspielen, Erfrischungsmöglichkeiten für Jung
und Alt, auch mit dem Wasser von Straßenpumpen, sowie entsiegelten Stellenund wiederbepflanzten
Bereichen, zum Beispiel Regenbeeten und Versickerungsstreifen und ausreichend Sitzgelegenheiten
schaffen wir in den Kiezen kleine, ruhige Oasen, die auch der Gesundheit und dem Hitzeschutz dienen.

Unterstützer*innen

Robin Miller (KV Berlin-Mitte); Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Julia Walendzik (KV Berlin-Mitte);
Isabelle Schellenberger (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Theodor Urban Griffin
(KV Berlin-Mitte); Kerstin Crocoll (KV Berlin-Mitte); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert
Thienpont (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Jürgen Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Thomas Thiel (KV Berlin-
Mitte)
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K-2-609 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 533 bis 535 einfügen:
erleichtern, indem wir im Rahmen von Ausschreibungen entsprechende Anforderungen an die zu
beschaffenden Fahrzeuge formulieren. Für Nutzer*innen des Sozialtickets soll die Fahrradmitnahme
kostenlos werden.Die Verknüpfung der Verkehrsträger des Umweltverbundes ist ein zentraler Baustein
der Verkehrswende.

Begründung

R2G hat die Kosten für das Sozialticket gesenkt, was sehr gut ist. Zusätzlich sollte die
Fahrradmitnahme für Nutzer*innen mit berlinpass/Sozialticket analog zu den Tickets für Auszubildene
und Studierende kostenfrei sein.

Unterstützer*innen

Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anne Burckhardt-Schön (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); André Schulze (KV Berlin-Neukölln); Claudia Schulte (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Monika
Herrmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jutta Schmidt-Stanojevic (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Dorothée Marquardt (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Stefan Taschner (KV Berlin-
Lichtenberg); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Stefan Gelbhaar (KV Berlin-
Pankow); Deniz Yildirim (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-2-228 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 152 bis 154 einfügen:
neuen Ölkesseln verboten wird. Unser Ziel ist es, örtlich erzeugte Wärme aus verschiedenen
regenerativen Quellen in ein Nahwärmenetz einzuspeisen und lokal zu verteilen. Eine wichtige und
stärker zu nutzende Quelle von Nahwärme sind auch die Abwasserkanalisation und die
oberflächennahe Erdwärme, beides in Verbindung mit Wärmepumpen. Bei Nutzung der Erdwärme sind
in jedem Fall negative Auswirkungen auf das Grundwasser zu vermeiden.“

Unterstützer*innen

Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Selma Clara Kreibich (KV
Berlin-Neukölln); Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Stefan Taschner (KV
Berlin-Lichtenberg); Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Elfi Jantzen (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert
Thienpont (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-2-178 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 102 bis 104:
Dächer“ oder dem Berliner Energie- und Klimaschutzprogramm werden bis auf die
zivilgesellschaftliche Ebene der Ausbau des Stadtgrüns und der Klimaschutz gefördert.[Leerzeichen]
„Das Grüne-Dächer-Programm wollen wir ausweiten und mit der Förderung der biologischen Vielfalt
sowie einer gleichzeitigen Aufstellung von Solaranlagen verbinden.“

Unterstützer*innen

Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan
Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Levi Penell (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Elfi Jantzen (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert Thienpont (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-2-095 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 19 bis 21 einfügen:
Berlin muss und wird seinen Beitrag leisten, die Ziele des Pariser Klimaabkommens einzuhalten. Dafür
ist es notwendig, Berlin so schnell wie möglich und spätestens bis 2035 klimaneutral zu machen, um 
auf den 1,5-Grad-Pfad zu kommen. Deshalb haben wir Grüne in den letzten Jahren in der rot-rot-
grünen Koalition – auch gegen Widerstände – eine 

Begründung

Das Wahlprogramm sollte in jedem Fall ein Zieljahr für Klimaneutralität beinhalten; sonst wirft das
große Fragen auf. Das gesetzte Zieljahr sollte sich vom bisherigen Senatsziel von 2050 deutlich
abheben, da dies nach aktuellem Stand der Klimawissenschaft nicht 1,5°C-konform ist.
Klimaneutralität interpretiert als -95% CO2-Minderung bis 2050 fällt zudem hinter die Ziele der
Bundesregierung und der EU zurück: Die EU hat sich zu -100% Treibhausgasneutralität ("net zero" d.h.
alle Emissionen, nicht nur CO2) bis 2050 verpflichtet.

Eine Möglichkeit, das Ziel, die Erderwärmung auf 1,5°C zu begrenzen, auf Klimaziele für Länder oder
Städte herunterzubrechen, ist das Kohlenstoffbudget. Laut IPCC-Bericht betrug das verbleibende
globale Kohlenstoffbudget im Jahr 2018 420 GtCO2 für 1,5°C und 1170 GtCO2 für 2°C (67%ige
Wahrscheinlichkeit). Wenn wir mit einer 67%igen Wahrscheinlichkeit "deutlich unter 2°C" (also 1,75°C)
bleiben wollen, beträgt das globale Kohlenstoffbudget seit Anfang 2018 etwa 800 GtCO2.

Für Deutschland wurde das Kohlenstoffbudget auf Basis der Bevölkerungsgröße (1,1 % der
Weltbevölkerung) berechnet und beträgt Anfang 2020 etwa 6,5 GtCO2. Deutschland emittiert derzeit
jährlich ca. 800 MtCO2, so dass das Budget zur Einhaltung von 1,75°C bei Annahme eines linearen
Minderungspfades spätestens 2035 erschöpft sein wird. Das deutsche Budget für die Einhaltung von
1,5°C wäre - ebenfalls unter Annahme eines linearen Minderungspfades - bereits im Jahr 2030
aufgebraucht.

Quelle: IPCC Special Report on 1.5°C (2018); Rahmsdorf (2019): https://scilogs.spektrum.de/
klimalounge/wie-viel-co2-kann-deutschland-noch-ausstossen/

Auch wenn das für Deutschland verbleibende Klimabudget noch nicht auf die einzelnen Bundesländer
und Städte aufgeteilt ist, so gehen wir nach dem Klimabudget von Deutschland davon aus, dass Berlin
bis spätestens (!) 2035 "klimaneutral" (bezogen auf CO2, weitere GHG Emissionen sind hier nicht
einberechnet) werden muss, um Paris-konform zu werden. Wir richten in diesem Wahlprogramm
bereits alle Bereichen, in denen das Land die rechtliche Befugnis hat, unsere Politik darauf, bis 2035
klimaneutral zu werden und sind davon überzeugt, dass Berlin das in allen Sektoren schaffen kann.
Daher sollten wir uns auch im Wahlprogramm dazu verpflichten.

Neben der klimawissenschaftlichen Evidenz, müssen wir als Land Berlin auch unsere globale und
historische Verantwortung für Klimagerechtigkeit ernst nehmen und daher deutlich früher als Länder
des Globalen Südens klimaneutral werden. Auch wollen wir mit dem Zieljahr 2035 die Forderungen
der Klimabewegung, die z.T. sogar 2025/30 als Zieljahr fordern, annehmen und unterstützen.
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K-2-343 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 267 bis 269 einfügen:
befreien und für einen besseren Regenrückhalt zu sorgen. Dazu werden wir ein landesweites
Entsiegelungsprogramm auflegen und eine jährliche Zielmarke festlegen. Auf Strassen, die noch
Kopfsteinpflaster haben, wollen wir keine Asphaltierung erlauben. Das bestehende Programm „Grün
macht Schule“ wollen wir finanziell und personell deutlich aufstocken. Nach 

Unterstützer*innen

Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Katrin Reuter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Elisabeth Ziemer (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Wolfgang Höckh (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg)
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K-2-385 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Julia Walendzik (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 309 bis 310 einfügen:
Berliner Gewässer reduzieren und besser regeln. Die Friedhofsflächen sind für die Stadtnatur wertvolle
Orte, die wir weiterhin schützen werden. Hier wollen wir mehr Möglichkeiten für Baumbestattungen
und Baumpflanzungen im Zusammenhang mit Beisetzungen schaffen, vor allem durch Abschaffung
der Sargpflicht und Vereinfachung der Genehmigung.

Begründung

Immer mehr Menschen wünschen sich eine naturnahe Bestattung. Hier gibt es jedoch Hürden, die
Verbraucherverbände (wie z.B. Aeternitas e.V.) schon länger bemängeln: Die Sargpflicht verhindert,
dass neue Ansätze der Bestattung wie beispielsweise die Einkapselung des Körpers, aus der ein Baum
erwächst, umgesetzt werden können. Die Bestattungsgesetze von anderen Bundesländer wie z.B. NRW
regeln lediglich den Transport des Leichnams in einem geschlossenen Behälter. Diese
Gesetzesänderung kann in Berlin leicht umgesetzt werden. Darüber hinaus können wir die bereits
mögliche Baumbestattung fördern, indem wir die Genehmigung für die Ausweisung eines
Waldgrundstücks als Bestattungsfläche vereinfachen. So schaffen wir einen Synergieeffekt für das
Stadtgrün und für diejenigen, die sich eine Naturbestattung wünschen.

Unterstützer*innen

Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-Mitte); Thomas Thiel (KV Berlin-Mitte); Stefan Lehmkühler (KV Berlin-
Mitte); Angélique Menjivar de Paz (KV Berlin-Spandau)
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K-2-237 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Wolfgang Tentscher (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 162 bis 163:
Um die Klimaziele Berlins zu erreichen, müssen wir noch stärker die energetische Änderungsantrag für
das gesamte Dokument
„Energetische Sanierung“ wird ersetzt durch „energetische Modernisierung“. Dies trifft auch zu für
„Energetische Sanierungsmaßnahmen“ und alle Begriffe, in denen Sanierung in Zusammenhang mit
energetisch vorkommt.
von Gebäuden voranbringen. Auch hier gibt es große CO2-Einsparpotentiale. Allerdings ist 

Begründung

Sanierung und Modernisierung tauchen im Text vielfach hintereinander auf. Das muss vereinheitlicht
werden. Weil die Häuser nicht saniert werden sondern modernisiert, ist „energetische Modernisierung“
richtig.

Unterstützer*innen

Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Luiz Ramalho (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Katrin Schaar (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Eckhard Lüth (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Claus Heuberger (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-2-497 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Wolfgang Tentscher (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 421 bis 423:
Bürger*innenbeteiligung und diversitätssensiblen Mitwirkungsstrategien verbunden. Neue Quartiere
müssen von Anfang an gemeinwohlorientiert, autofrei, „autofrei“ ersetzen durch „autoarm“.

Begründung

Zeilen 439 bis 441 sowie Zeilen 490 und 491 widersprechen sich mit Zeile 442 und 496 wie folgt:

Zeilen 439 bis 441: Unsere Wohnquartiere der Zukunft, neu geplante und schon bestehende, bieten
Platz für Wohnen, arbeiten, Bildung, Gewerbe, Freizeit, Kultur und Naherholung. Die Wege zu Bildungs-
und Kultureinrichtungen, zur Naherholung und für die Versorgung sind kurz und die Anbindung

Zeile 442:

ist so gut, dass niemand ein Auto braucht

Zeilen 490 und 491: städtebaulichen Nachhaltigkeit, der Mobilitätswende und Bauwende, des
Zusammenspiels von Wohnen, Gewerbe, Infrastrukturen,

Zeile 496: Neue Quartiere müssen von Anfang an gemeinwohlorientiert, autofrei,…

Es gibt hier enorme Zielkonflikte zwischen Integration und Mobilität. Wer Wohnen und Gewerbe
integrieren will, kann nicht autofrei planen. Gewerbe benötigen Güter, die sie weiterverkaufen oder
bearbeiten und verarbeiten und neue Güter herstellen, die sie verkaufen. Das geht nicht ohne Auto.
Deshalb ist Zeile 442 sogar falsch. Autos werden in (naher?) Zukunft mit erneuerbaren Kraftstoffen
fahren. Berlin soll Zentrum der e-Mobilität werden. Deshalb habe ich als Kompromiss „autoarm“
vorgeschlagen. Wer wohnt, hat Möbel und Kücheneinrichtungen etc. Die müssen bei Einzug und
Auszug und Umzug transportiert werden. Es ist schlichtweg nicht möglich, eine Waschmaschine 10 km
ohne Auto zu transportieren. Und dann mehrere Schränke, Kühlschrank, Teppiche, Bücher, Regale und
was man so zu Hause hat. Wie hat die Feuerwehr Zugang zu autofrei geplanten Quartieren? Wie die
Krankenwagen? Wie ist das mit Gewerbe, in denen produziert und verarbeitet wird? Die Logistik wäre
ohne Fahrzeuge aufgeschmissen. Bürger und gewerbetreibende möchten also wissen, wie man die
Logistik autofrei gestalten kann. Dafür muss es nicht nur Konzepte, sondern bereits praktische
Lösungen geben. Die stehen aber nicht im Wahlprogramm.

Unterstützer*innen

Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Luiz Ramalho (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Katrin Schaar (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Eckhard Lüth (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Claus Heuberger (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Doris Manzke Stoltenberg (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-2-290-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Wolfgang Tentscher (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 215 bis 216 einfügen:
Wieviel Grünfläche (m2/Person) braucht der Mensch für die verschiedenen Zwecke? Was ist der
aktuelle Stand und was ist minimal erforderlich und mindestens anstrebenswert? Diese spezifische
Kenngröße wollen wir, um Beispiele (ohne Anspruch auf Vollständigkeit) zu nennen, jeweils für Wald
und Forst, Erholung, urbanes Gärtnern, Kleingärten, Biodiversität wie Blühstreifen und Blühwiesen,
Brut- und Schutzplätze wie Hecken, Begrünung von Hauswänden durch ein- oder mehrjährige
rankende Pflanzen aufstellen bzw. existierende im Gesamtzusammenhang weiter entwickeln. Wenn
diese Zahlen abgestimmt vorliegen, können wir Entwicklungspläne für jeden Teil erstellen, z.B.
Entwicklungsplan für Blühwiesen, für urbanes Gärtnern, die in einen dynamischen
Gesamtentwicklungsplan Grün einfließen. Der Kleingartenentwicklungsplan liegt im Entwurf bereits
vor. Reicht die vorhandene Grünfläche insgesamt aus oder müssen wir noch erweitern? Daraus leitet
sich unsere politische Strategie mit Zeitplan, Ort und Inhalten ab und wie die Implementierung
vonstattengeht. Diese spezifischen Kenngrößen fließen ein in einen dynamischen
Gesamtentwicklungsplan Grün, der aus den verschiedenen Teil-Entwicklungsplänen für verschiedene
Anwendungen gebildet wird.

Begründung

Die in den Zeilen 290 bis 295 und weiter enthaltenen Inhalte werden änderungsantragsgemäss
ergänzt und das Verständnis erhöht. Insbesondere wird das „verstetigen und weiter ausbauen“ (Zeile
294 und 295) auf eine solide Planungsgrundlage gestellt, die dynamisch weiter entwickelt wird. Wir
lernen von der Regenwasseragentur und von der Charta Grün.

Unterstützer*innen

Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Luiz Ramalho (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Claus Heuberger (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Doris Manzke Stoltenberg (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf)
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K-2-084 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 8 bis 10:
für die Klimakrise zu machen und auch auf Klimaanpassung zu setzen. Wir wollen den Umbau Berlins
vorantreiben: zu einer Metropole, in der ökologische Verantwortung, und Umweltgerechtigkeit sowie
moderne Infrastruktur und eine gute Grundversorgung für alle keine Gegensätze sind, sondern 

Von Zeile 13 bis 15:
angenehmes Stadtklima. Sie kühlen in heißen Sommern unsere Stadt, sind Lebensraum für viele Tiere
und binden CO2. Doch auch diese wichtige Stadtnatur ist durch die ErderwärmungErderhitzung
gefährdet. Die Klimakrise ist eine reale Gefahr für unsere Existenzgrundlage auf diesem 
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K-2-236 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 160 bis 161 einfügen:
wachsenden CO2-Preis werden zudem Netzbetreibende, die auf fossile Brennstoffe setzen, stärker in
die Pflicht genommen.
Mit der fortschreitenden Klimakrise wird in den kommenden Jahren der Kühlungsbedarf in den
Gebäuden stark zunehmen. Wir setzen uns hier für die verstärkte Nutzung umwelt- und
klimaverträglicher Wege ein, wie Techniken der Verdunstungskühlung, Dach- und Fassadenbegrünung
und Techniken der natürlichen Lüftung ohne oder mit geringem Einsatz von Energie.

Begründung

Eine weitere Ausbreitung von „konventionellem air-conditioning“ halten wir wegen ihres hohem
Energiebedarfs, ihrer gesundheitlichen Auswirkungen und ihrer Aufheizung der Luft in stark
verdichteten Stadtgebieten durch Abwärme für den falschen Weg.
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K-2-282 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 206 bis 208 einfügen:
sichtbare Spuren hinterlassen. Neun von zehn Bäumen in Berlin zeigen Schäden, die auf die langen
Dürreperioden der letzten Jahre zurückzuführen sind, und nur 7% der Waldbäume waren nach dem
letzten Zustandsbericht noch gesund. Gleichzeitig finden sich immer mehr Tiere auf der Roten Liste.
Berlins Stadtgrün ist wertvoll, denn es ist nicht nur ein 

Von Zeile 211 bis 213 einfügen:
Verdichtung, dem Lärm, Stress und den Folgen der Klimakrise leiden. Eine intakte Natur ist kein Luxus,
sondern gehört für uns zur Grundversorgung und ist essenzieller Teil der Daseinsvorsorge. Denn neben
dem Erreichen der Pariser Klimaziele wird die Klimaanpassung für unsere Stadt eine der größten
Herausforderungen in 
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K-2-311 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 235 bis 237 einfügen:
großen Gärten sollen noch mehr Menschen in den Genuss von Kleingärten kommen. Programme für
ökologische Gartenarbeit oder zum Anbau von alten und seltenen Obst- und Gemüsesorten werden wir
ausbauen und intensivieren. Auch eine wildnisfreundliche und naturnahe Gartengestaltung
unterstützen wir.

Begründung

Wir wollen auch "alte Sorten" weiter nutzen und Kleingärten wildnis- und damit insektenfreundlich
gestalten.
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K-2-315 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 239 bis 241:
Seltene Pflanzen und Tierarten brauchen die Möglichkeit des „Wanderns“, um ihren Genpool zu stärken
und die Biodiversitätbiologische Vielfalt in unseren Biotopen zu erhöhen. Hier müssen endlich
genügend Möglichkeiten – wie Fischwandertreppen an Schleusen, Renaturierung der Bäche und
Flüsse, 

Von Zeile 244 bis 245 einfügen:
geschaffen werden. Dazu müssen auch die Biotopverbindungen vom Umland in die Innenstadt und das
innerstädtische Biotopnetz zwingend erhalten und neu geschaffen werden. Ziel ist ein qualitativ
hochwertiger Biotopverbund. Auf Grünflächen und in begrünten Zwischenbereichen des Straßenlands
wollen wir insektenfreundliche Wildblumenwiesen einrichten, um Lebensräume für Wildbienen zu
schaffen.
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K-2-327 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 252 bis 254:
Die letzten drei Sommer in Berlin waren überdurchschnittlich heiß, es. Vor dem Hintergrund der
fortschreitenden Klimakrise ist leider davon auszugehen, dass dieser Trend langfristig anhält. Extreme
Hitze ist gesundheitsschädigend, besonders kleine Kinder, alte Menschen und Menschen mit
Vorerkrankungen leiden unter der Hitze. Neben 
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K-2-365 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 289 bis 290 einfügen:
Risikogruppen wie Kinder, ältere Menschen und Menschen, die auf der Straße leben, wollen wir
einfache und kostenlose Zugänge zu Trinkwasser schaffen.

Wenn wir nicht jetzt beginnen zu handeln, wird die Wasserversorgung bei wachsender Bevölkerung,
zurückgehenden Niederschlägen und Hitzesommern zunehmend kritisch. Zu ihrer künftigen Sicherung
sind wir auf eine enge und kontinuierliche Zusammenarbeit mit Brandenburg angewiesen und wir
brauchen einen „Nachhaltigkeitsplan Wasser“, der die Gemeinden im noch stärker betroffenen
Verflechtungsraum einschließt.
Zunehmender Wasserverbrauch gefährdet die verbliebenen, artenreichen Feuchtgebieten und den
Wald in Berlin. Deshalb brauchen die Berliner Wasserbetriebe verbindliche Regeln, welche die
Wasserförderung in sensiblen Naturräumen einschränken und entlasten. Auch aus diesem Grund
sprechen wir uns für die Wiedereröffnung der Wasserwerke Jungfernheide und Johannisthal aus.
Brauchwasser und Regenwasser soll zunehmend genutzt werden. In heißen Sommermonaten wollen
wir die Bewässerung von Gärten und Grünflächen mit Frischwasser einschränken und dafür stärker
Regenwasser nutzen.

Gemeinsam mit Brandenburg und Berlins Nachbargemeinden werden wir die acht Regionalparks und
mit ihnen die Grünräume aus Wäldern, Feldern und Gewässern stärken und entwickeln. Die
Regionalparks haben eine große Bedeutung für den Erhalt Berlins als grüner Metropole, für den
Naturschutz und für eine umweltverträglichen Naherholung. Das existierende „Kommunale
Nachbarschaftsforum“ aus den Berliner Bezirken und 55 Nachbargemeinden wollen wir aufwerten.

Berlin hat im Stadtgebiet noch begrenzt Landwirtschaft, vor allem aber mit 16.600 ha Stadtgüter in
Brandenburg, entsprechend 18,5% der Stadtfläche. Wir wollen den begonnenen Umbau ihrer Nutzung
zu biologischer, die Landschaft und die biologische Vielfalt fördernden Landwirtschaft beschleunigen
und die Landwirtschaft, mit der Regionalvermarktung in Berlin und mit Aktivitäten einer stadtnahen
Umweltbildung verbinden.

Begründung

Im aktuellen Entwurf des Wahlprogramms ist das Thema Wasser nicht ausreichend berücksichtigt. Die
LAG Umwelt (unter Hartwig Berger) hat daher einen Abschnitt dazu entworfen und abgestimmt.
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K-2-373 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 297 bis 301:
Prozent der Landesfläche steigen. Zudem sollen mindestens vier Prozent der Landesfläche zukünftig
völlig unter Naturschutz stehen. Die Berliner Wälder wollen wir gezielt aufforsten und sie durch mehr
Mischwald besser vor der Klimakrise schützen. Gleichzeitig müssen die Berliner Moore, ein wichtiger
CO2-SpeicherBerlins Wälder innerhalb wie außerhalb des Stadtgebiets haben große Bedeutung für
unser Stadtklima, die Trinkwasserversorgung, die Naherholung und als CO2-Senke. Doch sie sind in der
Klimakrise hochgradig gefährdet. Wir wollen daher ihre Umgestaltung zu einem durchweg naturnahen
und klimaangepassten Mischwald beschleunigen. Auch darum schlagen wir die Einrichtung einer
Waldbaumschule zur schnelleren Nachpflanzung und gezielten Aufforstung vor.
Gleichzeitig müssen die Berliner Moore, ein wichtiger CO2-Speicher und Lebensraum für hoch
gefährdete Pflanzen- und Tierarten, dringend vor dem Austrocknen bewahrt und durch ein
ambitioniertes Moorschutzprogramm wieder renaturiert werden. Auch unsere Seen wollen wir 

Begründung

Die Berliner Wälder sind für die Umweltqualität unserer Stadt von zentraler, kaum zu unterschätzender
Bedeutung. Gemeisam mit den stadteigenen Wladflächen in Brandenburg nehmen sie fast 30.000 ha
ein, das entspricht einem Drittel der Fläche Berlins. Die fortschreitende Klimakrise ist eine durchaus
existientelle Gefahr für den Fortbestand der Wälder in unserer Region. So wär nach dem
Waldschadensbericht 2020 nur 7% des Baumbestands im Berliner Wald ohne sichtbare Schäden, 2,7%
aller Waldbäume waren binnen eines Jahres abgestorben (im Jahr zuvor "nur" 1,7%). Aus den genannten
Gründen ist es wichtig, dass wir uns für eine entschiedenen Beschleunigung des Umbaus zu einem
naturnahen Mischwald aussprechen. Um das zu quantifizieren: Wenn wir binnen 30 Jahren, also bis
2050, 30% des jetztigen Waldbestandes zu Mischwald umgestaltet haben wollen, müssen wir das pro
Jahr auf einer Fläche von 300 ha tun. Dazu wäre das jetzige Tempo - c.a. 100ha pro Jahr - zu
verdreifachen!
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K-2-384 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 308 bis 310:
Biotopverbundes im Blick hat, endlich umsetzen. Wir wollen auch den Nutzungsdruck auf Berliner
Gewässer reduzieren und besser regeln. Die Friedhofsflächen sind sowohl als Orte des Trauerns als
auch des Gedenkens und für die Stadtnatur wertvolle OrteRäume, die wir weiterhin schützen werden.
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K-2-411 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 335 bis 338:
Pfandbehälter-Systeme fördern, sowohl bei der Mitnahme von Speisen als auch bei der Anlieferung
von Zutaten. Einen weiteren Ausbau der Berliner 
MüllverbrennungsanlageMüllverbrennungskapazitäten lehnen wir ab. Die immissionsschutzrechtlich
genehmigte Obergrenze von 580.000 Jahrestonnen Input zur Verbrennung des Berliner Restmülls im
MHKW Ruhleben darf nicht überschritten werden.

Begründung

Die Konkretisierung und Festlegung der Obergrenze auf 580.000 Jahrestonnen im MHKW Ruhleben ist
nötig, um jedem Zweifel zu begegnen und eine Ausweitung der Verbrennung bei allen weiteren
Planungen entschieden entgegenzutreten. Denn der Ausbau des MHKW Ruhleben wird von
verschiedenen politischen Vertretern unmißverständlich angesteuert bzw. in Kauf genommen. Die
Anstrengungen zur Zero-Waste-Stadt dürfen nicht durch gegenteilige Investitionsentscheidungen
zunichte gemacht werden.
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K-2-747 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 671 bis 672 einfügen:
autofreie Kieze und Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung wollen wir weiterhin fördern und ausweiten.
Insbesondere wollen wir die Bezirke unterstützen mit einem Programm zur Finanzierung von Planung
und Umsetzung von Kiezblocks. Die berlinweit umgesetzten Kiezblocks sollen begleitend evaluiert
und auf ihre verkehrlichen, sozialen und Umwelt-Effekte und Akzeptanz untersucht werden. Die
Evaluationen und die dazugehörigen Bürger*innendialoge sollen auf der Landesebene gebündelt
erfolgen.

Begründung

Um die ehrgeizigen berlinweiten Ziele bezüglich autofreier Kieze und/oder Kiezblocks zu erreichen
(bis zu 180 Kiezblocks, s. auch ÄA: https://berlin.antragsgruen.de/programm21/
berlin_neu_denken__eine_metropole_fuer_mensch_und_natur-22129/40355), und die Umsetzung zu
beschleunigen, brauchen die Bezirke Anreize auch finanzieller Art. Da die Ziele bezirksübergreifend
formuliert sind und auch von Aktivist*innen berlinweite Kampagnen zu dem Thema laufen, sollte die
Evaluation und der Dialog auch berlinweit erfolgen und zentral von Seiten des Senats gesteuert
werden.

Unterstützer*innen

Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Laura Neugebauer (KV Berlin-Mitte); Oliver Powalla (KV Berlin-
Neukölln); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Florian Schmidt (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Katja Zimmermann (KV Berlin-Mitte); Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte);
Birgitt Sorensen (KV Berlin-Neukölln); Kurt Hildebrand (KV Berlin-Mitte); Isabelle Schellenberger (KV
Berlin-Mitte); Gerhard Thorns (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-
Mitte); Daniel Jochum (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jan Dangendorf (KV Berlin-Mitte); Cornelia
Hagemann (KV Berlin-Mitte); Anne Burckhardt-Schön (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tobias
Stetter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf)
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K-2-296-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Umwelt
Beschlussdatum: 11.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 220 bis 224:
dem Klimawandel die Stirn bieten zu können, müssen wir diesen Einsatz verstetigen und weiter
ausbauen. Wir wollen die Bewässerung und das Pflanzen von Straßenbäumen ausbauen. Unser Ziel ist
eine grüne Null bei den Straßenbäumen: Künftig müssen jährlich mindestens genauso viele Bäume
gepflanzt werden, wie zum Beispiel durch Bauprojekte oder Klimaschäden verschwinden.Wir wollen
den Baumbestand mindestens erhalten und vergrößern. Dabei wollen wir Baumarten anpflanzen, die
den veränderten klimatischen Veränderungen und 

Begründung

Wir wollen den Baumbestand vor allem erhalten und auch vergrößern! Genauso viele Bäume pflanzen
wie fällen reicht nicht; es dauert ja ein paar Jahrzehnte, bis so ein Baum groß ist und die gleiche
Luftreinigungswirkung etc. entfalten kann, wie ein gefällter Baum.
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K-2-424 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 348 bis 350 einfügen:
Bezahlung von Pädagog*innen verbessert und die Bildungsmaßnahmen ausgeweitet. Daran wollen wir
anknüpfen und die begonnenen Projekte weiter verstetigen sowie die Zusammenarbeit mit wichtigen
Institutionen wie dem Naturkundemuseum, Botanischen Garten oder auch dem Ökowerk fördern.
Neben den Schulen und Kitas müssen dazu auch zivilgesellschaftliche Einrichtungen der Umwelt- und
Naturbildung mehr 

Begründung

Ein wichtiges Ziel der Umweltbildung ist auch, junge Menschen direkt mit den Expert*innen und
Institutionen aus Wissenschaft und Naturschutz zusammenzubringen. In Berlin haben wir einen Schatz
an wichtigen Akteur*innen wie das Naturkundemuseum, den Botanischen Garten, das Ökowerk,
Leibnizinstitute und weitere, die diese Aufgabe sehr ernst nehmen und die Aktivitäten auf diesem
wichtigen Gebiet gerne ausbauen würden. Das müssen wir als Grüne aktiv fördern und fordern.
Umweltbildung – auf Höhe der Zeit!
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K-2-304 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 228 bis 237:
Auch Kleingärten sind in der wachsenden Stadt unverzichtbar. Wir wollen sie erhalten und schützen. 
Mit dem Kleingartenentwicklungsplan 2030 haben wir dafür ein starkes Instrument geschaffen und
auch darüber hinaus wollen wir eine langfristige Strategie. Kleingärten sollen nur im Ausnahmefall,
etwa für die soziale Infrastruktur oder eine verkehrliche Erschließung, weichen müssen. Damit alle
Berliner*innen von ihnen profitieren können, sollen sich die Kleingartenanlagen noch mehr als bisher
für die Stadtgesellschaft öffnen und neue Formen gemeinschaftlichen Gärtnerns aktiv unterstützen.
Durch eine Parzellenteilung von großen Gärten sollen noch mehr Menschen in den Genuss von
Kleingärten kommen. Programme für ökologische Gartenarbeit oder zum Anbau von seltenen Obst-
und Gemüsesorten werden wir ausbauen und intensivieren.Ihr Wert für Kühlung des Stadtklimas und
Erhalt des Artenreichtums der Stadtnatur, sowie ihre soziale Funktion für etwa 20% der Bevölkerung
ist im Kleingartenentwicklungsplan 2030 erfasst. Wir haben damit ein starkes planerisches Instrument
für die Zukunft unserer grünen Stadt geschaffen.
Wir wollen darüberhinaus eine Strategie zur dauerhaften, gesetzlichen Sicherung der Kleingärten
entwickeln. Sie sollen nur im Ausnahmefall für den Bau dringend benötigter sozialer Infrastruktur, für
die keine andere Fläche zu finden ist, in Anspruch genommen werden. Der Bedarf an weiteren
Kleingärten wird anhand einer Umfrage in der Bevölkerung und bei den Leitungen der
Kleingartenvereine ermittelt. Der Fehlbestand wird durch die Umwidmung entsiegelter oder anderer
freiwerdender Flächen schrittweise ausgeglichen. Die bestehenden und zukünftigen Kleingärten
werden nach sozial-ökologischen Kriterien umgestaltet bzw. angelegt. Für jede zukünftige oder
bestehende Anlage wird eine Planung erarbeitet, die eine weitere Öffnung und mehr Teilhabe für
Anwohnende durch eine mögliche Verkleinerung der Parzellen vorsieht, auch für neue
Gemeinschaftsgärten. Dazu gehört der Rückbau übergroßer Lauben, eine weitestgehende Entsiegelung
von Wegen und anderen Flächen der Anlagen. Programme für mehr ökologische Gartenarbeit und auch
zum Anbau von seltenen und alten Obst- und Gemüsesorten werden wir erarbeiten. Es sollen noch
mehr Menschen in den Genuss von Kleingärten kommen.

Begründung:
Der KEP 2030 ist nur ein Plan, er bietet zwar statistisches Materiel und Vorschläge für eine
Behandlung der 71.000 Kleingärten in Berlin in den folgenden 9 Jahren, aber eben keine Sicherheit.
Bis 2030 ist außerdem eine viel zu kurze Zeit für eine sozial-ökologische Umgestaltung dieser für das
Stadtklima und den sozialen Zusammenhalt so wichtigen Grünflächen.

Unterstützer*innen

Barbara Jäger (KV Berlin-Mitte); Rolf Wietzer (KV Berlin-Mitte); Thomas Thiel (KV Berlin-Mitte); Helga
Lukoschat (KV Berlin-Kreisfrei); Manuela Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Rainer Penk (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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K-2-668 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Katharina Koufen (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 592 bis 594 einfügen:
Verkehrswende beitragen. Wir wollen dabei alle Möglichkeiten nutzen, um Car- und Ride-Sharing in
die ganze Stadt zu bringen, ausdrücklich auch in die Bezirke außerhalb des S-Bahn-Rings, und
gleichzeitig ökologische Standards hierfür vorgeben. Digitale Mobilitätsassistenten wie die Jelbi-App
sollen noch stärker dazu 

Begründung

In den Stadtvierteln außerhalb des S-Bahn-Rings sind Leihfahrräder, Car-Sharingangebote oft noch
nicht oder zu wenig vorhanden. Gleichzeit ist die ÖPNV-Anbindung dort oft schlechter als in der
Innenstadt.

Unterstützer*innen

Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Carola Ehrlich-Cypra (KV Berlin-Pankow); Holger Thurm (KV
Berlin-Pankow); Barbara Ogrinz (KV Berlin-Pankow); Tonia Budelmann (KV Berlin-Pankow); Bernd
Albani (KV Berlin-Pankow); Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow); Klemens Griesehop (KV Berlin-
Pankow); Oda Hassepaß (KV Berlin-Pankow); Uta Protzmann (KV Berlin-Pankow); Maximilian Gertler
(KV Berlin-Pankow); Mareike Welke (KV Berlin-Pankow); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow)
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K-2-700 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 624 bis 628 löschen:
wohnen, leiden überproportional unter diesen Umweltbelastungen. Gerade in der Corona-Pandemie
wurde deutlich, wie wichtig die Verkehrswende ist. So zeigt eine Studie des Max-Planck-Institutes, dass
in Deutschland 26 Prozent der Covid-19-Todesfälle auf die gesundheitlichen Auswirkungen der
schlechten Luftqualität zurückzuführen sein könnten. Deshalb ist die Verkehrswende nicht nur ein
Beitrag zum Klimaschutz, sondern ein Gewinn an 

Begründung

Durch Zitieren einer einzelnen Studie aus zweiter Hand machen wir uns unnötig angreifbar. Der
Zusammenhang zwischen Verkehrsbelastung und Gesundheit liegt auf der Hand (Unfälle, Abgase,
Lärm) und kann von uns pauschal postuliert werden. Ggf. müsste auch der Satz ab Zeile 699 angepasst
werden, um zu erläutern, welche Auswirkungen der Pandemie die Verkehrsbelastung verstärkt haben
(Umstieg vom ÖPNV aufs Auto).
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K-2-990-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 914 bis 916 einfügen:
Berlin kann 25 Prozent der Stromerzeugung aus Solarenergie decken – wir wollen das bis 2035
schaffen. Auf Neubauten und bei Dachsanierungen machen wir eine Solaranlage zur Pflicht. Bis 2030
sollen berlineigene Gebäude wie Schulen oder Ämter standardmäßig mit Solaranlagen ausgestattet 

Unterstützer*innen

Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Lisa Marie Eckart (KV Berlin-Neukölln); Selma Clara
Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln)
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K-2-127 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 51 bis 54:
machen. Wir haben damit gesetzlich sichergestellt, dass bei der Planung von Verkehrsstraßen,
Fahrräder und öffentliche Verkehrsmittel vor dem Autoverkehr zu berücksichtigen sind. VieleImmer
mehr Berliner*innen sind bereitssteigen auf das Fahrrad und den ÖPNV umgestiegenund das Fahrrad
um – ob klassisch, als Lastenrad oder Pedelec. Das liegt nicht nur an der wachsenden Anzahl von
Radwegen in der Stadt, sondern auch daran, dass die neuen Radwege 

Begründung

Die bisherige Formulierung suggeriert, dass der große Umstieg bereits vollzogen/abgeschlossen ist.
Die neue Formulierung macht deutlich, dass der Umstieg auf den Umweltverbund ein laufender
Prozess ist und alle Menschen weiterhin willkommen sind, sich den vielseitigen Formen der
umweltfreundlichen Mobilität anzuschließen.

Unterstützer*innen

Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Christian
Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Linda Schwarz (KV Berlin-
Neukölln); Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-Neukölln); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Jan
Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Karoline Karohs (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Dominik Reich (KV Berlin-Neukölln); Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln);
Wolfgang Ewert (KV Berlin-Neukölln); Manfred Herrmann (KV Berlin-Neukölln); Daniela Wannemacher
(KV Berlin-Neukölln)
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K-2-758 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 682 bis 684 einfügen:
Polizei und Ordnungsämtern abgestellt werden. Wir haben die Fahrradstaffel mit dem Ziel, sie auf die
gesamte Stadt auszuweiten, deutlich ausgebaut. Wir wollen noch mehr Polizist*innen zu Fuß und auf
Fahrrädern, um alle Verkehrsteilnehmer*innen auf Augenhöhe anzusprechen und für mehr 

Unterstützer*innen

Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Oliver
Powalla (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Linda Schwarz (KV Berlin-Neukölln);
Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Karoline Karohs (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Dominik Reich (KV Berlin-Neukölln); Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln);
Wolfgang Ewert (KV Berlin-Neukölln); Manfred Herrmann (KV Berlin-Neukölln)
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K-2-425 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 349 bis 351 einfügen:
wir anknüpfen und die begonnenen Projekte weiter verstetigen. Neben den Schulen und Kitas müssen
dazu auch Hochschulen, zivilgesellschaftliche Einrichtungen der Umwelt- und Naturbildung mehr
Unterstützung erfahren.

Begründung

Die Berliner Hochschulen sind in ihrer Vielfalt wichtige Akteure für die Bildung für Nachhaltige
Entwicklung. Sie sollten wir hier auch explizit nennen, um Studierende, Forschende, Lehrende und
Mitarbeitende, die sich für Nachhaltigkeit engagieren, anzusprechen.

Unterstützer*innen

Wera Pustlauk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Magnus Heise
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Santina
Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Martin
Scheuch (KV Berlin-Kreisfrei); Mandy Riemer (KV Berlin-Lichtenberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV
Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Juliana Wimmer (KV Berlin-
Mitte); Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Svenja Gertheiss (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Felix Niggemann (KV Berlin-Mitte); Annkatrin
Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Louis Krüger (KV Berlin-
Kreisfrei); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Sebastian Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-2-388 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 312 bis 314:
Den Berliner Müllbergen sagen wir den Kampf an. Berlin hat sich politisch dazu verpflichtet, zu einer
Zero-Waste-Stadt zu werden. Mit dem AbfallwirtschaftsgesetzAbfallwirtschaftskonzept und der Zero-
Waste-Strategie sind wir erste wichtige Schritte gegangen, weitere müssen folgen. Den Bezirken 

Unterstützer*innen

Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Axel
Lüssow (KV Berlin-Pankow); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Turgut Altug (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Katrin Reuter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Julia
Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Jörn Jaath (KV Berlin-Mitte); Gudrun Pinn (KV Berlin-Kreisfrei);
Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Julie
Habersetzer (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-2-382-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 306 bis 309:
stehen wir weiter zum Erhalt des Tempelhofer Feldes als einer der größten und wichtigsten
Grünflächen Berlins. Wir werden die Wasserrahmenrichtlinie der EU, die das Ziel des Biotopverbundes
im Blick hat, endlich umsetzen. Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ist überfällig. Mit
zusätzlichen finanziellen und personellen Ressourcen wollen wir einen guten ökologischen Zustand
unserer Gewässer unter Beteiligung der Zivilgesellschaft wieder herstellen. Dazu führen wir ein
Wasserentnahmeentgelt ein, das die Kraftwerken für die Nutzung des Flusswassers zur
Kühlungszwecken zahlen. Für alle Gewässer werden zügig Konzepte zu ihrer naturnäheren
Umgestaltung erstellt Wir wollen auch den Nutzungsdruck auf Berliner Gewässer reduzieren und
besser regeln. Die Friedhofsflächen sind für die Stadtnatur 

Begründung

Die Wasserrahmenrichtlinie ist für den gewääser-und Naturschutz von überragender bedeutung.
dennoch wird sie nicht nur von Deutschland insgesamt, siondern auch von Berlin in ihrer Umsetzung
verschleppt - so sehr , dass die EU Kommission inzwischen ein verfahren gegen uns vorbereitet. Wir
müssen also mehr power machen, d.h. auch mehr Ressourcen dafür bereitstellen. Ein
Oberflächenwasser-Entnahmeentgelt ist dafür ein sehr geeignetes Instrument, zumal es fast
fastschliesslich die fossil betriebenen Kraftwerke belastet, die das Flusswasser vor allem im Sommer
naturschädigend aufheizen.

Unterstützer*innen

Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Joachim Schmitt (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Beate
Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln);
Katrin Reuter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-2-769 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 693 bis 696:
Raum gerechter zwischen den unterschiedlichen Nutzer*innengruppen aufteilen. Wir wollen die
Innenstadt in den nächsten Jahren vom Autoverkehr deutlich entlasten und, eine flächendeckende
Parkraumbewirtschaftung einfügeneinführen und diese mit digitalen Kontrollmöglichkeiten
durchsetzen. Die Anzahl der Parkplätze soll reduziert und das Parken im öffentlichen Raum, wie
andernorts üblich, angemessen bepreist werden, um 

Begründung

Die flächendeckende Parkraumbewirtschaftung kann nur dann erfolgreich eingeführt werden, wenn
sie auch durchgesetzt und kontrolliert wird. Das kann mit bestehendem Personal nicht geleistet
werden. Digitale Lösungen für Parkraumbewirtschaftung und -überwachung haben sich bereits in
Städten wie Amsterdam und Madrid bewährt. Im Referentenentwurf Abschnitt Neue Mobilität des
Mobilitätsgesetzes ist bereits vorgesehen, die rechtliche Grundlage für die digitale,
datenschutzkonforme Parkraumüberwachung zu schaffen:

Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 

Referentenentwurf Abschnitt Neue Mobilität - Stand 10.09.2020

Änderung des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes Berlin 

Das Allgemeine Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Berlin
(Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz - ASOG Bln) in der Fassung vom 11.
Oktober 2006, das zuletzt durch Gesetz vom 22.04.2020 (GVBl. S. 274) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. 2.

In dem Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe zu § 28 die Angabe „§ 28 a Digitale
Kontrolle der Parkberechtigung“ eingefügt.

Nach § 28 wird der folgende Paragraph eingefügt: „§ 28 a

Digitale Kontrolle der Parkberechtigung

Die Ordnungsbehörden und die Polizei dürfen in gesondert ausgewiesenen Zonen der
digitalen Parkraumüberwachung zur Verhütung von Verstößen gegen die Vorgaben der
Parkraumbewirtschaftung nach Maßgabe der folgenden Sätze Bildaufzeichnungen offen
anfertigen und damit innerhalb der bewirtschafteten Parkzonen das Vorliegen einer
gültigen Parkberechtigung überwachen (digitale Kontrolle der Parkberechtigung). Die
Bildaufzeichnungen dürfen nur das Kraftfahrzeugkennzeichen, das Kraftfahrzeug sowie
Zeit und Ort erfassen. Es ist technisch sicherzustellen, dass Insassen nicht zu sehen sind
oder sichtbar gemacht werden können. Bei Kraftfahrzeugen, bei denen eine gültige
Parkberechtigung vorliegt, sind die nach Satz 2 erhobenen Daten sofort automatisch zu
löschen.

Begründung
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K-2-769 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Seite 2

Durch diese Norm wird eine Rechtsgrundlage für die Digitalisierung der
Parkraumbewirtschaftung und deren Überwachung geschaffen. Diese ermöglicht den
Bezirken, die Parkraumbewirtschaftung digital zu überwachen und damit auf die dortigen
Personalengpässe zu reagieren. Der Digitalisierungsprozess erfolgt unter
Berücksichtigung der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Berliner
Datenschutzgesetzes (BlnDSG).

Unterstützer*innen

Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Carla Dietmair (KV Berlin-Mitte); Kurt Hildebrand (KV Berlin-
Mitte); Jan Dangendorf (KV Berlin-Mitte); Daniel Jochum (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Gernot
Lobenberg (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Nils Theinert (KV
Berlin-Mitte); Gerhard Thorns (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Nicolas Scharioth (KV Berlin-
Pankow); Sebastian Kraus (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Isabelle Schellenberger (KV Berlin-
Mitte); Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Arne Ludorff (KV Berlin-Kreisfrei); Elisabeth Giesemann
(KV Berlin-Neukölln)



K-2-117-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 41 bis 44:
Stadt zu gelangen macht Berlin zu einer lebenswerten Metropole. Deshalb ist unser Ziel, dass alle
Menschen in Berlin rasch, bequem und klimaneutral unterwegs sein können. Je mehr Menschen kein
eigenes Auto mehr brauchen, desto mehr Platz bleibt für diejenigen, die nicht auf ihr Auto verzichten
können.Unser Ziel ist klar: Wir wollen Berlin so gestalten und Angebote schaffen, dass niemand mehr
ein privates Pkw benötigt, um in Berlin mobil sein zu können.

Begründung

Wir als B90/Grüne streben die klimaneutrale, verkehrssichere Mobilität an und wollen Stadtraum
zugunsten von Menschen und nicht zur Abstellfläche von Pkw nutzen. Die Reduktion des Pkw
zugunsten von Menschen, die das Pkw für den Beruf benötigen greift zu kurz, sie hilft nur den Pkw-
Nutzer*innen um besser fahren zu können - wenn diese Annahme jemals aufgehen sollte. Wir sollen
daher klar benennen, was wir wollen: Berlin autofrei!

Unser Leitbild für Mobilität sollte sein:

Bequem, schnell und günstig bis vor die Haustür. Niemand braucht mehr ein privates Auto, es wäre
umständlich, wenig hilfreich. Menschen mit Behinderung, ältere Menschen, Eltern mit Kinderwagen, sie
alle kommen einfacher bis nach Hause, die Einkäufe werden bis vor die Tür gefahren. Der Verkehr ist
CO2-
neutral, die Luft sauber, es gibt viel Platz zum Leben und die Zahl von Verkehrstoten liegt nahe Null.
Statt privater Autos hat sich eine Mobilität durchgesetzt, bei der Verkehrsmittel genau so genutzt
werden, wie es gerade am praktischsten ist – U-Bahnen, Trams, Busse, das Fahrrad, Rufbusse, Mietautos
für den Ausflug oder den Umzug, genau was man gerade braucht. Gerade in den Randgebieten Berlins
hat sich diese Art der Mobilität durchgesetzt – keine Staus auf verstopften Straßen bei der Fahrt in die
Innenstadt sind für Berufstätige eine große Zeitersparnis und es schont die Nerven. Für ältere
Menschen ist es schlicht viel komfortabler als früher. Niemand trauert mehr um das private Auto und
die verstopften Straßen.

Unterstützer*innen

Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Susann Worschech (KV
Berlin-Neukölln); Bernd Szczepanski (KV Berlin-Neukölln); Wolfgang Ewert (KV Berlin-Neukölln); Bahar
Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); André Schulze (KV
Berlin-Neukölln)
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K-2-166-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 90 bis 91 einfügen:
wir, soweit Mehrkosten entstehen, für diejenigen sozial abfedern, die aus gesundheitlichen oder
wirtschaftlichen Gründen auf ein Auto in der Stadt angewiesen sind. Wir wissen, dass die
Verkehrswende nur gelingen kann, wenn die Innenstadt und die Außenbezirke gleichermaßen vom
Ausbau profitierten. Weniger dicht besiedelte Gebiete sollen ein ebenso attraktives Mobilitätsangebot
wie in gut angeschlossenen Gebieten erhalten, denn die Erreichbarkeit darf nicht vom Wohnort im
Innen- oder Außenbezirk abhängen.

Begründung

Die Verkehrswende und damit auch das Zwischenziel einer Co2-freien Innenstadt lässt sich nur als
berlinweites Projekt erfolgreich umsetzen. Nur wenn alle Berliner*innen unbahängig vom Wohnort von
der Verkehrswende profitieren, wird sie ein Erfolg für ganz Berlin.

Der Wohnort in Berlin darf - neben z.B. sozialen und ökonomischen Auspekten - nicht darüber
bestimmen, wie attarktiv das Mobilitätsangebot ist. Alle Berliner*innen haben gleichermaßen Anrecht
auf den gleichen Zugang zu Angeboten. In den Randbezirken sind die Wege regelmäßig länger, die
Besiedlung weniger verdichtet und damit sind die klassischen Kriterien der Nutzungsanzahl
(Wirtschaftlichkeit) nicht zielführend. Wir wollen daher, dass die Maßnahmen zur Verkehrswende
immer auch die Bedürfnisse der Randbezirke berücksichtigt. Hierzu können spezifische Angebote
entwickelt und installiert werden, die diesen Bedürfnissen gerecht werden. Ein Prüfpuntk kann die
fußläufige Erreichbarkeit des nächsten Mobilitätsangebots sein.

Verkehr aus den Randbezirken in die Innenstadt wird nur gemindert, wenn der Pendelverkehr nicht
mehr erforderlich ist - damit profitiert auchdie Innenstadt vom Ausbau in den Randbezirken. Auch lebt
ein Gutteil der Beleriner*innen in den Randbezirken und wir brauchen zur erfolgreichen Umsetzung
die breite Unterstützung vieler Berliner*innen.

Bequem, schnell und günstig bis vor die Haustür. Das ist das Ziel grüner Mobilitätspolitik, das muss
auch für die Außenbezirke gleichermaßen gelten. Wir wollen die Verkehrswende für ganz Berlin!

Unterstützer*innen

Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Bernd Szczepanski (KV
Berlin-Neukölln); Dominik Reich (KV Berlin-Neukölln); Wolfgang Ewert (KV Berlin-Neukölln); Bahar
Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Charlotte Foerster-
Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV
Berlin-Neukölln); Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-Neukölln)
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K-2-397 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 18.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 321 bis 323:
Wir wollen das Problem an der Wurzel packen und Abfall vermeiden. Daher wollen wir 
insbesonderemit dem produzierenden Gewerbe in dieser Stadt und den Berliner
Forschungseinrichtungen eine Konferenz für zukunfts- und kreislaufwirtschaftsfähige Produktdesigns
veranstalten. Mit einem Wettbewerb für innovative Produkte der Kreislaufwirtschaft wollen wir dem
Thema mehr öffentliche Aufmerksamkeit zukommen lassen. Denn wirkliche Kreislaufwirtschaft
beginnt beim Produktdesign.Insbesondere wollen wir gegen den Verpackungswahnsinn ankämpfen
und unterstützen den Verkauf von unverpackten Produkten. Mit der Eröffnung der ersten Berliner
Gebrauchtwarenkaufhäuser haben 
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K-2-554 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 18.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 478 bis 479 einfügen:
stärken wir den Pendelverkehr nach Brandenburg. Ebenso setzen wir uns für den Ausbau der
Bahnstrecken nach Dresden, Stettin und an die Ostsee ein. Laut einer Branchenanalyse der Hans-
Böckler-Stiftung zur Bahnindustrie hat Berlin-Brandenburg nach NRW die größten Potenziale. Dafür
sprechen Alstom (+ Bombardier), Siemens und Stadler als führende Hersteller, ebenso wie die DBAG als
größtes Berliner Unternehmen und die BVG als größtes deutsches ÖPNV-Unternehmen. Die
Bahnindustrie wird für die Mobilitätswende eine zentrale Rolle spielen. Wenn sie gelingt, werden
Zehntausende neuer Arbeitsplätze entstehen. Wir wollen mit den Berliner Unternehmen die
Bahnindustrie (wieder) zu einer Schlüsselindustrie in Deutschland machen.
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K-2-404 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 328 bis 330 einfügen:
dezentraler und wohnortnäher gestalten. Kaputte Haushaltsgeräte sollen nicht gleich auf dem Müll
landen, sondern in Repair-Cafés oder von professionellen Reparaturbetrieben günstig repariert werden
können. Das ist nachhaltig und spart Geld. Das fördert eine längere Nutzungsdauer und spart Abfall.
Einen wichtigen Schritt 

Begründung

Repair-Cafes sind eine sehr sinnvolle Einrichtung, alleine aber wohl kaum ausreichend, um die breite
Bevölkerung vom Konzept „reparieren statt entsorgen“ zu überzeugen, da die Reparatur in Repair-Cafes
einen hohen Zeitaufwand der/s Einzelnen erfordert.

Den Eindruck, dass wir erwarten, dass zukünftig jeder oder jede an seinen/ihren Haushaltsgeräten
herumschraubt, weil hier nur die Repair-Cafes genannt werden, sollten wir vermeiden.

Unterstützer*innen

Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Florian Zietz (KV Berlin-Reinickendorf); Julia Scharf
(KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Thomas Rost (KV Berlin-
Reinickendorf); Mathias Adelhoefer (KV Berlin-Reinickendorf); Jutta Helm (KV Berlin-Mitte); Merieme
Benali (KV Berlin-Reinickendorf); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Jakob Wilke (KV Berlin-
Lichtenberg); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg)
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K-2-827 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 751 bis 753:
eine gemeinsame Strategie entwickeln, die u. a. ein Qualitäts-Regio-Siegel für Produkte aus einem
Umkreis von 300200 Kilometern beinhaltet. Alle Berliner Vergabestellen sollen dann künftig bei
öffentlichen Ausschreibungen dieses Qualitäts-Regio-Siegel verwenden. Damit 

Begründung

Der Begriff „Regionales Produkt“ ist bislang noch nirgendwo endgültig definiert. Wenn man jedoch
einmal im Internet recherchiert, was hierunter ungefähr verstanden wird, werden in den verschiedenen
Quellen eher Entfernungen in einem Bereich von „maximal 50 km“ bis „maximal 200 km“ genannt. Mit
einem Regio-Label, das Entfernungen bis zu 300 km zulässt, lägen wir noch einmal 50 Prozent über
der Obergrenze dieses Entfernungs-Korridors. Das erscheint nicht unbedingt sonderlich ambitioniert.

Zur Veranschaulichung: Bei einer geltenden Distanz von bis zu 300 km würde Lübecker Marzipan in
Berlin noch als regionales Produkt gelten (Distanz 282 km)

Unterstützer*innen

Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Florian Zietz (KV Berlin-Reinickendorf); Julia Scharf
(KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Thomas Rost (KV Berlin-
Reinickendorf); Merieme Benali (KV Berlin-Reinickendorf); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg); Philipp
Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-207-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 131 bis 133 einfügen:
sollen alle öffentlichen Gebäude, auf denen das möglich und sinnvoll ist, mit Solaranlagen
ausgestattet sein.

Auch die Wohnungsbaugesellschaften im Landeseigentum müssen diesbezüglich einen größeren
Beitrag leisten. Deshalb muss auch für die Wohnungsbaugesellschaften die Solarpflicht bei Neubauten
und Sanierungen gelten. Diese muss sozialverträglich sein und evtl. Kosten dürfen nicht auf die
Mieter*innen umgelegt werden, sondern die Installation von Solaranlagen muss zu
Nebenkosteneinsparungen bei den Mieter*innen führen.

Begründung

Um die Klimaziele des Pariser Klimaschutzabkommens zu erreichen, müssen die Kommunen und die
Unternehmen in öffentlichem Eigentum Vorbild sein. Vorbildlich ist diesbezüglich die Zusammenarbeit
des Stadtwerks Berlin und der Wohnungsbaugesellschaft HOWOGE, die den Mieter*innen, die auf ihren
Dachflächen produzierte Solarenergie als kostengünstigen Öko-Strom anbietet. Hier wird optimal
ökonomischer Nutzen und ökologisches Handeln verbunden. Deshalb sollten alle
Wohnungsbaugesellschaften verpflichtet werden, dies in Kooperation mit dem Stadtwerk umzusetzen.

Unterstützer*innen

Heidrun Bäumker (KV Berlin-Pankow); Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Clara-Sophie Schrader (KV
Berlin-Pankow); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow)
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K-2-1017-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 941 bis 942 einfügen:
vom Durchgangsverkehr zu befreien, wollen wir auch in der nächsten Legislatur viele neue Kiezblocks
schaffen. Auch durch ein System in Form eines Labyrinths von Einbahnstraßen in einem Wohnareal
können Durchgangsverkehre einfach, kostengünstig und schnell verhindert werden, indem
Einbahnstraßenschilder aufgestellt, Parkplätze reduziert und eine Spur für den Fahrradverkehr frei
werden kann.

Begründung

Ein Labyrinth aus Einbahnstraßen kann in einem Wohnbezirk so angelegt werden, dass es kein
Durchkommen mehr gibt, indem immer gegenläufige Einbahnstraßen ausgeschildert werden.
Verkehrsberuhigung geht auch ganz einfach, schnell und kostengünstig - überall
Einbahnstraßenschilder zum Labyrinth aufstellen, nur eine Fahrspur für Kfz, Parkplätze reduzieren (v. a.
das Querparken in Zweierreihen beenden!), Rest Fahrradweg und nur eine Durchgangsstraße durch
den ganzen Bezirk. Ich wundere mich schon seit vielen Jahren, dass es in Berlin kaum Einbahnstraßen
gibt. In ein solches Labyrinth wird sich ein*e Autofahrer*in ein einziges Mal trauen und dann nie
wieder, es sei denn, er/sie ist Anwohner*in und benötigt z. B. beruflich ein Fahrzeug.

Unterstützer*innen

Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); Svenja Borgschulte
(KV Berlin-Pankow); Verena Toussaint (KV Berlin-Pankow); Karin Hieronimus (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-2-153 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 77 bis 79 einfügen:
bestehender S- und U-Bahn-Strecken geprüft und vorangetrieben. Entscheidendes Kriterium ist der
positive Klimaeffekt und eine ehrliche Kosten-Nutzen-Analyse. Wir lehnen vor diesem Hintergrund
den Ausbau weiterer Strecken für die U-Bahn ab; absoluten Vorrang hat für uns der Ausbau des
Straßenbahnnetzes.

Begründung

Die Baumaßnahmen für neue U-Bahnen werden erst nach 2035 abgeschlossen sein und damit im
nächsten Jahrzehnt keinen Nutzen zur Bewältigung der aktuellen Nahverkehrsprobleme leisten
können. Die Erfahrungen mit anderen Großbaustellen in Berlin zeigt, dass erhebliche Kostensteigerung
und Bauverzögerungen zu erwarten sind. Berlin braucht schnell einen leistungsfähigeren ÖPNV und
die bessere Anbindung der Außenbezirke. Dazu kann der U-Bahnbau keinen Beitrag leisten. Es werden
Mrd. EUR versenkt, die anders mit geringeren Mitteln und schneller für den Ausbau des
Straßenbahnnetzes sinnvoll eingesetzt werden können. Die Kosten für den Ausbau des
Straßenbahnnetzes beträgt etwa ein Zehntel des U-Bahnbaus. Der BER ist mit dem unterirdischen S-,
Regional- und Fernbahnhof sehr gut an das Berliner Verkehrsnetz angeschlossen. Der Berliner
Fahrgastverband Igeb kritisiert den U-Bahnausbau zurecht: Der rot-rot-grüne Senat würde personelle
und finanzielle Ressourcen vergeuden „für langfristige U-Bahn-Projekte mit sehr hohen Kosten und
sehr begrenztem Fahrgastnutzen“.[1] Nach Einschätzung des Fahrgastverbandes könnten ca. 30
Kilometer Tram-Neubaustrecke für die geschätzten Kosten von etwas über vier Kilometern U-Bahn
realisiert werden.

[1] Siehe: https://www.tagesspiegel.de/berlin/verlaengerung-der-u7-in-beide-richtungen-berliner-spd-
und-wirtschaft-draengen-auf-den-u-bahnausbau/26917990.html?
fbclid=IwAR0r0dYFVHM2T86uBy6yfX6A3FhA-bjHZfqhxBDioWZHuLpJHCoOsu9hQas

Unterstützer*innen

Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Karin Hieronimus (KV Berlin-Kreisfrei); Verena Toussaint (KV Berlin-Pankow)
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K-2-793 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 717 bis 719 einfügen:
diesen Strukturwandel hin zur Reduzierung klimaschädlicher Flüge politisch befördern. Flugzeuge sind
mit Abstand die klimaschädlichsten Verkehrsmittel. Kurzstreckenflüge vom BER sollen eingestellt bzw.
mit so hohen Gebühren belegt werden, damit der ICE als Alternative vorrangig genutzt wird. Auch für
Langstreckenflüge müssen die Flugtickets die ökologischen Kosten beinhalten. Deshalb muss für diese
Flüge grundsätzlich eine Ausgleichsgebühr für den Klimaschutz erhoben werden.

Begründung

Die externalisierten ökologischen Kosten müssen beim Flugverkehr einbezogen werden. Auch für
Langstreckenflüge sollten die Fluggäst*innen eine Ausgleichsgebühr für den Klimaschutz zahlen, um
einen ökologischen Ausgleich für die Belastung der Umwelt zu schaffen (z. B. an Atmosfair[1]).

[1] Siehe: https://www.atmosfair.de/de/kompensieren/flug/

Unterstützer*innen

Astrid Horst (KV Berlin-Pankow); Heidrun Bäumker (KV Berlin-Pankow); Nikola Richard (KV Berlin-
Pankow); Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Janis Prinz (KV Berlin-Pankow); Clara-Sophie Schrader
(KV Berlin-Pankow); Delia Baum (KV Berlin-Pankow)
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K-2-161 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 85 bis 88:
Verbrennungsmotor in der Stadt keine Zukunft, zu hoch sind die Schadstoffbelastung, der
Flächenverbrauch und die Lärmemission. Deshalb wollen wir bis spätestens 20302025 die Innenstadt
zu einer Null-Emissions-Zone umgestalten, in die weitestgehend keine Fahrzeuge mit fossilem
Verbrennungsmotor mehr fahren dürfen und die wir sukzessive auf weitere Teile Berlins 

Begründung

Bis 2024 können alle Dieselfahrzeuge wie in Paris aus der Innenstadt verbannt werden. Norwegen will
schon ab 2025 keine Verbrenner-Kfz mehr zulassen. In der City of London werden hohe Gebühren
(City-Maut) verlangt und es gibt ein Verbot für Verbrenner-Fahrzeuge, lediglich Hybrid- und
Elektrofahrzeuge haben noch eine Erlaubnis zur Einfahrt. Berlin sollte als europäische Metropole
ebenso wie Paris und London vorbildlich in der Verkehrspolitik agieren.

Unterstützer*innen

Astrid Horst (KV Berlin-Pankow); Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Clara-Sophie Schrader (KV
Berlin-Pankow); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow)
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K-2-499 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Sport
Beschlussdatum: 19.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 423 bis 426:
ressourcenschonend geplant werden. Der Bau von sozial-ökologischen Modellquartieren darf nicht
länger warten und muss vorangetrieben werden. Mit dem neuen Quartier Tegel machen wir den
Anfang – viele weitere müssen schnell folgen. In jedem Stadtteil sollen sie Modell stehen für das
Wohnen der Zukunft.Mit dem neuen Quartier Tegel und dem gesamten umgebenden ehemaligen
Flughafenareal bietet sich die einmalige Chance eines innovativen "Sport- und Bewegungsparks" für
eine bewegte Stadt von morgen. In jedem Stadtteil sollen solche Quartiere für das Wohnen und Leben
der Zukunft entstehen.
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K-2-610 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 534 bis 535 einfügen:
beschaffenden Fahrzeuge formulieren. Die Verknüpfung der Verkehrsträger des Umweltverbundes ist
ein zentraler Baustein der Verkehrswende.

Die ÖPNV-Nutzung beginnt bereits an der Haltestelle

Zu einem modernen ÖPNV gehören auch sichere und bequeme Bahnhöfe und Haltestellen. Bus und
Bahn müssen von allen Menschen, bei jedem Wetter und zu jeder Uhrzeit gerne genutzt werden
können. Gemeinsam mit der S-Bahn Berlin und der BVG wollen wir uns dafür einsetzen, die Sicherheit
und das Wohlbefinden auf allen unseren Bahnhöfen und Haltestellen weiter zu erhöhen.
Alle Bus- und Tramhaltestellen wollen wir mit gut ausgeleuchtete Wartehäuschen inklusive
ausreichend Sitzgelegenheiten ausstatten. An S-Bahnhöfen wollen wir verbesserte
Wetterschutzmaßnahmen testen. Die Sicherheit auf Bahnsteigen unserer U-Bahnhöfe sollen auf
Engstellen überpüft und wo nötig, denkmalschutzgerecht umgebaut werden. Mit einem verbesserten
Beteiligungskonzept wollen wir bei Neuplanungen und Umbauten von Bahnhöfen und Haltestellen
die Wünsche der Fahrgäste verstärkt berücksichtigen.

Unterstützer*innen

Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Mathias Brandt (KV Berlin-Neukölln); Christian
Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-
Neukölln); Linda Schwarz (KV Berlin-Neukölln); Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-Neukölln); Jutta
Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Daniel Bichler (KV Berlin-
Neukölln); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Iosif Stavarache (KV Berlin-Neukölln); Miriam Siemon
(KV Berlin-Kreisfrei); Karoline Karohs (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Dominik Reich (KV Berlin-
Neukölln); Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln); Wolfgang Ewert (KV Berlin-Neukölln); Manfred
Herrmann (KV Berlin-Neukölln); Daniela Wannemacher (KV Berlin-Neukölln)
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K-2-302 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Michael Kern

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 226 bis 227 einfügen:
Zusätzlich wollen wir in den Bezirken Obstbäume neu pflanzen, die Schatten spenden und Berlin mehr
und mehr in eine „essbare Stadt“ verwandeln.
Aber nicht nur auf öffentlichen Flächen, sondern auch auf privatem Grund möchten wir Stadtbäume
schützen. Dazu wollen wir die Baumschutzverordnung modernisieren, die zu schützenden Baumarten
auf kleinere und Nadelbäume ausweiten und dass Verstößen nachgegangen werden muss. Dabei ist
unser Ziel, die Anzahl der Fällungen von gesunden Bäumen zu reduzieren und die der
Ersatzpflanzungen zu erhöhen, um ökologischen Lebensraum, besseres Stadtklima, bessere Luft, mehr
Wasserspeicherung und eine lebenswertere Stadt zu schaffen.

Begründung

Vor allem in den Außenbezirken merkt man seit etwa 15 Jahren, dass deutlich mehr Bäume auf
privaten Flächen gefällt werden als nachgepflanzt. Dies geht auf die damalige „Sparmaßnahme“ des
Landes Berlin zurück, den Baumschutz zu beschneiden und bis auf Ausnahmen nur noch Laubbäume
und Waldkiefern mit min. 80 cm Umfang zu schützen. Zudem wird anderen in der
Baumschutzverordnung (BaumSCHVO) festgeschriebenen Schutzmaßnahmen, wie z.B. das Verbot
Wurzel aufzugraben oder auf andere Weise Bäume zu schädigen, selbst nach Anzeigen nicht
nachgegangen (sogenanntes Vollzugsdefizit). Bei den Fällgenehmigungen heißt es in den
Baumschutzämtern im Moment „durchwinken“ statt ablehnen. (Vgl. 2017 in Steglitz-Zehlendorf: 1.716
angenommene und 55 abgelehnte Fällanträge). Schätzungsweise 15.000 private Bäume werden
jährlich in Berlin gefällt, wobei die Zahl der Nachpflanzungen unbekannt ist, aber vermutlich deutlich
niedriger liegt. Durch Phrasen wie „zumutbar und angemessen“ oder „Wünsche des Verpflichteten“ ist
die Verordnung höchst subjektiv und es ermöglicht den Eigentümerinnen, Ausgleichszahlungen in
Höhe des Baumschulpreises zu zahlen. Ebenso subjektive Fällgründe sind bspw., dass die Funktion des
Grundstücks unzumutbar beeinträchtigt ist oder eine unzumutbare Verschattung, die fast jede Fällung
ermöglichen. Besonders skurril und museal erscheint der Verlust der ökologischen Funktion als Grund
zur Fällung, da insbesondere Totholz einen hohen ökologischen Wert hat. Deshalb sollte es unser Ziel
sein mit einer modernen BaumSCHVO den gesunden Baumbestand zu schützen. Beispielsweise bindet
eine hundertjährige Buche pro Jahr etwa sechs Tonnen CO2, sowie eine Tonne Feinstaub, produziert
etwa 4,5 Tonnen Sauerstoff und kühlt mit etwa 400 Litern Wasser. Um den ökologischen Wert
kurzfristig zu ersetzen, bräuchte es etwa 2.000 Baumschulbäume. Auch finanziell lohnt sich eine
moderne verschärfte BaumSCHVO für die Bezirke, da bei stärkerem Baumschutz mit weniger
Fällanträgen zu rechnen ist. Zudem können schon jetzt Bußgelder von bis zu 50.000 Euro für Verstöße
verhängt werden, was derzeit scheitert und personell, sowie mittels Vollzugsvorschrift geändert
werden sollte. Aber auch die Eigentümerinnen selbst würden durch Baumschutz geschützt werden, da
sie meistens nur die kurzfristigen Effekte wie mehr Sonneneinstrahlung sehen. Oft sehen jene besorgt
einen toten Ast und werden vom Baumfällunternehmen dazu gedrängt, den Baum zu fällen, da diese
zum einen damit ihr Geld verdienen, aber andererseits nicht die Verantwortung übernehmen wollen,
falls ein Baum doch umfällt. Deshalb sollten wir mit einer modernen BaumSCHVO eine nachhaltiges
und zukunftsfähiges Grün schaffen, das langfristig und allgemeinwohlorientiert ist, wo gesunde Bäume
gepflegt, aber die Fällung kranker Bäume einfach ermöglicht wird, die Lebensqualität gesteigert und
wo sich keiner von Ersatzpflanzungen freikaufen kann, sondern die Umwelt als Gemeinwohl betrachtet
wird.
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K-2-302 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Seite 2

Unterstützer*innen

Beate Kern (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Florian Ney (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Johanna
Martens (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Daniel Eliasson (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Gustav Kenn
(KV Berlin-Mitte); Alexander Kräß (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Katrin Schaar (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf)



K-2-383 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: KV Marzahn-Hellersdorf
Beschlussdatum: 08.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 307 bis 309 einfügen:
Grünflächen Berlins. Wir werden die Wasserrahmenrichtlinie der EU, die das Ziel des Biotopverbundes
im Blick hat, endlich umsetzen. Ein zentrales Vorhaben ist dabei der zweite Bauabschnitt der
Renaturierung der Wuhle. Dies trägt auch dazu bei, dass die Wuhle weiter ganzjährig Wasser führt und
als artenreicher Lebensraum erhalten wird. Wir wollen auch den Nutzungsdruck auf Berliner Gewässer
reduzieren und besser regeln. Die Friedhofsflächen sind für die Stadtnatur 
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K-2-958 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: KV Marzahn-Hellersdorf
Beschlussdatum: 08.03.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 882 bis 886:
dafür konkrete Ziele festgelegt. Touristenströme sollen stärker entzerrt werden: von den Gärten der
Welt in Marzahn-Hellersdorf oder dem Schloss Biesdorf bis zur Zitadelle Spandau – Berlin hat deutlich
mehr zu bieten als „Kreuzberger Nächte“. Deswegen wollen wir die touristische Infrastruktur in den
Außenbezirkenaußerhalb des S-Bahn-Rings stärken und mehr Aufmerksamkeit für weniger beachtete
Sehenswürdigkeiten schaffen. Mit einem Hotelentwicklungsplan wollen wir in Zukunft die
innerstädtischen Bezirke 
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K-2-594 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: KV-Marzahn-Hellersdorf
Beschlussdatum: 08.03.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 518 bis 520 einfügen:
überdurchschnittlicher Zuwachs an Fahrgästen oder neue Umstiegsmöglichkeiten für Pendler*innen.
Mit der Nahverkehrstangente als schienengebundener tangentialen Regionalbahn-Verbindung mit
Start im Norden und entlang der Strecke Karower Kreuz – Springpfuhl – Biesdorf Süd – Grünauer
Kreuz zum Flughafen BER werden wir die Vernetzung der östlichen Bezirke untereinander bedeutend
verbessern. Der weitere Ausbau der Verbindungen ins Umland mit der S- und Regionalbahn findet in
enger Abstimmung mit dem Land Brandenburg statt. Damit wird der Umstieg vom Auto auf die 

Begründung

Die Nahverkehrstangente haben wir als GRÜNEN Erfolg im lezten Koalitionsvertrag untergebracht. Die
Umsetzung sollten wir uns fest vornehmen und nicht aus dem Blick verlieren.

Die Nahverkehrstangente wird eine attraktive und notwendige Schienenverbindung in Nord-Süd-
Richtung etwa mittig gelegen zwischen der Straßenbahn entlang des Hultschiner Damm sowie der
Straßenbahn entlang der Treskowallee. In allen anderen Straßen im dicht besiedelten Siedlungsgebiet
bietet der öffentliche Straßenraum leider keine Chance für eine andere schnelle, tangentiale
Schienenverbindung, wie beispielsweise eine Straßenbahn mit eigenen Gleiskörper. Die
Verbesserungen des Bus-Angebotes scheitert bisher am täglichen Stau in den Siedlungsstraßen.
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K-2-083 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 7 bis 9 einfügen:
Diese extremen Wetterlagen werden noch stärker zunehmen. Es ist deshalb zentral, Berlin fit für die
Klimakrise zu machen und auch auf Klimaanpassung zu setzen. Unsere Vision ist ein Berlin voller
grüner Oasen und kühlen Entlastungsräumen, von begrünten Haltestellen und schattenspendenden
Alleen mit Pocketparks, Kanälen, grünen Dächern und begrünten Fassaden. Wir wollen den Umbau
Berlins vorantreiben: zu einer Metropole, in der ökologische Verantwortung, moderne 

Begründung

In der Einleitung zum Kapitel fehlt es an einer Vision. Klimaanpassung sollte nicht nur Angst machen,
sondern auch als lebensqualitätssteigernde Maßnahmen verstanden werden.
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K-2-093 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 18 bis 28:
Berlin muss und wird seinen Beitrag leisten, die Ziele des Pariser Klimaabkommens einzuhalten. Dafür
ist es notwendig, auf den 1,5-Grad-Pfad zu kommen. Deshalb haben wir Grüne in den letzten Jahren in
der rot-rot-grünen Koalition – auch gegen Widerstände – eine ambitionierte Klimapolitik eingefordert
und vorangebracht. Der Aufholbedarf war groß, nachdem die Klimapolitik in Berlin zuvor ein
politisches Nischendasein gefristet hatte. Wir haben zwei von vier Kohlekraftwerken abgeschaltet und
dafür gesorgt, dass Berlin als erstes Bundesland die Klimanotlage ausgerufen hat. Wir wollen die
gesetzlichen Grundlagen schaffen, um auch auf den Dächern der Stadt zu 100 Prozent auf erneuerbare
Energien umzusteigen.

Zukünftig soll auf allen Neubauten und bei Dachumbauten verpflichtend eine Solaranlage installiert
und deren Nutzung vorgeschrieben werden

Berlin muss und wird seinen Beitrag leisten, die Ziele des Pariser Klimaabkommens einzuhalten. Dafür
ist es notwendig, auf den 1,5-Grad-Pfad zu kommen. Deshalb haben wir Grüne in den letzten Jahren in
der rot-rot-grünen Koalition – auch gegen Widerstände – eine ambitionierte Klimapolitik eingefordert
und vorangebracht. Der Aufholbedarf war groß, nachdem die Klimapolitik in Berlin zuvor ein
politisches Nischendasein gefristet hatte. Wir haben zwei von vier Kohlekraftwerken abgeschaltet und
dafür gesorgt, dass Berlin als erstes Bundesland die Klimanotlage ausgerufen hat. Wir wollen die
gesetzlichen Grundlagen schaffen, um auch auf den Dächern der Stadt zu 100 Prozent auf erneuerbare
Energien umzusteigen. Zukünftig soll auf allen Neubauten verpflichtend eine Solaranlage installiert
werden.. Die Berliner Stadtwerke werden für fast alle Bezirke Solarpakete schnüren, haben die Kälte-
und 

Begründung

Wir müssen jede Gelegenheit ergreifen mehr PV auf die Dächer zu bekommen, also auch bei neuen
Geschossbauten und Dachsanierungen. Solaranlage bauen reicht reicht nicht. Muss auch genutzt
werden. Übrigens wollen FDP und CDU die Berliner Landesbauordnung renovieren, damit alles
schneller gehen kann. z. B. könnten die Bauwilligen eine "Typenbaugenehmigung" einreichen, die nicht
immer wieder neu geprüft werden muß. Dachgeschoss-Ausbau soll in der Regel genehmigungsfrei
werden. Wir sollten mit der PV Pflicht schneller sein.
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K-2-731 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 655 bis 657 einfügen:
Radschnellwege schaffen und an allen Hauptstraßen sichere Radstreifen einrichten. Die bestehende
Radinfrastruktur wollen wir an das steigende Aufkommen anpassen. Dabei berücksichtigen wir auch
die vermehrte Nutzung von Lastenrädern im privaten und gewerblichen Bereich. Wo nötig, schaffen
wir spezielle Infrastruktur für Lastenräder, z.B. in dem wir geeignete und sichere Abstellplätzen
einrichten. In den Kiezen sollen die Wohnstraßen so hergerichtet werden, dass zum Beispiel auch auf
Kopfsteinpflaster 

Begründung

In Berlin gibt es augenscheinlich immer mehr Lastenräder, die privat oder gewerblich genutzt werden.
Es gibt diverse Leihsysteme und private Leihanbieter*innen. Wenn wir die verstärkte Nutzung von
Lastenrädern forcieren, und sie als Alternative für private und gewerbliche Transporte attraktiv machen
wollen, müssen wir auch für die passende Infrastruktur sorgen. Deshalb muss es in ganz Berlin vor
allem passende und sichere Abstellanlagen für Lastenräder geben.

Unterstützer*innen

Jörn Jaath (KV Berlin-Mitte); Barbara Wünsche (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Julia Scharf (KV
Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Philipp Ahrens (KV
Berlin-Lichtenberg); Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf); Robert Pohle (KV Berlin-Lichtenberg);
Wolfgang Höckh (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln);
Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow); Alexander Kaas Elias (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Jens Augner (KV Berlin-Reinickendorf)
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K-2-167 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 92 bis 95:
Berlin muss nicht nur CO2-Emissionen einsparen, es muss auch sein Stadtgrün auf die bereits akuten
Folgen des Klimawandels vorbereiten

und klare Klimaanpassungsziele und Strategien dafür entwickeln.

Berlin muss nicht nur CO2-Emissionen einsparen, es muss auch sein Stadtgrün auf die bereits akuten
Folgen des Klimawandels vorbereiten. Ansonsten werden unsere Lebensgrundlagen, unsere
Gesundheit und auch unser Stadtgrün und die Stadtnatur massiv in Mitleidenschaft gezogen. 
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K-2-130 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 54 bis 56 einfügen:
der wachsenden Anzahl von Radwegen in der Stadt, sondern auch daran, dass die neuen Radwege
wesentlich breiter und sicherer sind. Mit einem weiterentwickelten Leihfahrradsystem, das möglichst
flächendeckend in der ganzen Stadt Fahrräder bereitstellt, wollen wir noch mehr Menschen den
Umstieg auf klimaschonenden Mobilität erleichtern. Zentral ist hier, dass das Angebot an Leihrädern
mit dem ÖPNV verknüpft wird und somit für die Menschen ein sinnvolles Angebot entsteht.Schließlich
haben wir damit begonnen, die begrenzten Flächen in der Stadt gerechter zu verteilen, indem wir
Straßenräume, die vormals 

Begründung

Leihfahrräder sind ein wichtiger Baustein klimaschonender Mobilität. Mit ihnen können kurze Strecken
zur nächsten Bus- oder Bahn-Station sowie lange Strecken durch die Stadt zurückgelegt werden. Mit
Nextbike hat das Land Berlin einen zuverlässigen Partner an seiner Seite. Jetzt muss das Angebot
sukzessive ausgeweitet werden, um auch dort Angebote zu schaffen, wo sie sich rein
privatwirtschaftlich nicht lohnen.

Unterstützer*innen

Jörn Jaath (KV Berlin-Mitte); Barbara Wünsche (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Julia Scharf (KV
Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Philipp Ahrens (KV
Berlin-Lichtenberg); Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf); Robert Pohle (KV Berlin-Lichtenberg);
Wolfgang Höckh (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln);
Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow); Alexander Kaas Elias (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Jens Augner (KV Berlin-Reinickendorf)
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K-2-197-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Nach Zeile 122 einfügen:
Klimagerechtigkeit muss die Berliner Stadtgestaltung bestimmen. Wir wollen keine abgehängten
Bezirke. Alle müssen gleichermaßen von Klimaschutzmaßnahmen und Klimaanpassung profitieren
und die Kosten müssen sozial abgefedert werden.

Begründung

Mit diesem Abschnitt beginnt der Teil 2.1. Klimaneutrales Berlin. Wir sollten gleich am Anfang die
Gerechtigkeitsfrage thematisieren.
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K-2-219 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 144 bis 152:
Die Hälfte aller klimaschädlichen Emissionen Berlins fallen im Gebäude- und Wärmesektor an. Hier
wollen wir den Treibhausgasausstoß der Hauptstadt massiv reduzieren. Dazu soll die kohlebetriebene
Fernwärmeerzeugung beendet werden. Wir halten am Ziel fest, die Kraftwerke bis 2035 komplett auf
klimafreundliche Energieerzeugung umzustellen. Neben der Fernwärme sollen auch andere Formen
der Wärmeerzeugung klimaneutral werden. Den Umbau von Gas- und Ölkesseln auf klimafreundliche
Heizungsanlagen, wie Solarthermie oder Wärmepumpen, wollen wir stärker fördern.

Auch die Nutzung oberflächennahen Geothermie muss in Berlin erleichtert und vorangetrieben
werden.

Die Hälfte aller klimaschädlichen Emissionen Berlins fallen im Gebäude- und Wärmesektor an. Hier
wollen wir den Treibhausgasausstoß der Hauptstadt massiv reduzieren. Dazu soll die kohlebetriebene
Fernwärmeerzeugung beendet werden. Wir halten am Ziel fest, die Kraftwerke bis 2035 komplett auf
klimafreundliche Energieerzeugung umzustellen. Neben der Fernwärme sollen auch andere Formen
der Wärmeerzeugung klimaneutral werden. Den Umbau von Gas- und Ölkesseln auf klimafreundliche
Heizungsanlagen, wie Solarthermie oder Wärmepumpen, wollen wir stärker fördern. Auf Bundesebene
wollen wir uns dafür einsetzen, dass der Einbau von neuen Ölkesseln verboten wird. Unser Ziel ist es,
örtlich erzeugte Wärme aus verschiedenen 

Begründung

Geothermie ist die unterhalb der Oberfläche der festen Erde gespeicherte Energie in Form von Wärme
und zählt zu den regenerativen Energien. Geothermie ist eine zukunftsweisende klimafreundliche
Energielösung, die Berlin beim Ausstieg aus fossilen Energieträgern helfen kann.
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K-2-330 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 254 bis 257:
kleine Kinder, alte Menschen und Menschen mit Vorerkrankungen leiden unter der Hitze. Neben den
Klimaschutzmaßnahmen müssen wir deswegen auch Klimaanpassungen vornehmen. Berlin muss sich
besser auf Hitzewellen und Starkregenereignisse vorbereiten, das gelingt mit klugen Investitionen in
die Stadtinfrastruktur.

Dafür erarbeiten wir konkrete Ziele zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels mit klaren
Zeitvorgaben. 

Berlin muss sich besser auf Hitzewellen und Starkregenereignisse vorbereiten, das gelingt mit klugen
Investitionen in die Stadtinfrastruktur.

Begründung

Die Folgen des Klimawandels werden auch in Berlin immer spürbarer. Das Risiko durch
Extremwetterereignisse wie Hitzewellen, Dürren, Trockenheit und Starkregenereignisse wird in Berlin
zunehmen und stellt ein Risiko für die Bevölkerung, die städtische Infrastruktur und das Stadtgrün dar.
In Berlin sollen nach dem EWG zwar Strategien und Maßnahmen zur Klimaanpassung entwickelt
werden, die im Abschnitt zur Klimaanpassung im Berliner Energie und Klimaschutzprogramm
dargestellt werden, doch diese Maßnahmen kommen nur schleppend voran (siehe z.B. BEK
Monitoringbericht). Klimaanpassung muss als strategisches Thema etabliert werden. Hierfür braucht
es konkrete, ggf. auch quantifizierbare Klimaanpassungsziele wie sie bereits in New York, Melbourne
und Tel Aviv existieren (z.B. X Fläche pro Jahr entsiegeln, X Bäume pflanzen, X Trinkwasserbrunnen
bauen, X Haltestellen/Fassaden/Dächer begrünen, Infrastruktur auf Extremwetterereignisse prüfen/
ausbauen etc.)
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K-2-332 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 256 bis 257:
sich besser auf Hitzewellen und Starkregenereignisse vorbereiten, das gelingt mit klugen Investitionen
in die Stadtinfrastruktur.

und einer grundsätzlichen Prüfung der Klimaresilienz aller Infrastrukturmaßnahmen.

Begründung

Dorothée Marquardt
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K-2-343-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 267 bis 270 löschen:
befreien und für einen besseren Regenrückhalt zu sorgen. Dazu werden wir ein landesweites
Entsiegelungsprogramm auflegen und eine jährliche Zielmarke festlegen. Das bestehende Programm
„Grün macht Schule“ wollen wir finanziell und personell deutlich aufstocken. Nach dem Vorbild Wiens
wollen wir in Berlin mehrere „Kühle Meilen“ etablieren. Mit mehr Bäumen, 

Begründung

Wir Grüne haben die Haushaltsmittel für dieses Projekt „Grün macht Schule“ und viele weitere Projekte
im Umwelt- bzw. Naturbildungsbereich in den letzten beiden Haushalten deutlich aufgestockt.
Außerdem müsste man auch weitere einzelne kleine Projekte, die größer sind als "Grün macht Schule",
in diesem Bereich nennen, was ich nicht gut finde (Wahlprogramm würde länger). Es kommt noch
hinzu, dass dieser Satz in diesem Themenbereich (Entsiegelung) fehl am Platz ist. In diesem Projekt
geht es nicht um die Entsiegelung von Schulhöfen!
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K-2-344 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 268 bis 273:
Entsiegelungsprogramm auflegen und eine jährliche Zielmarke festlegen. Das bestehende Programm
„Grün macht Schule“ wollen wir finanziell und personell deutlich aufstocken. Nach dem Vorbild Wiens
wollen wir in Berlin mehrere „Kühle Meilen“ etablieren. Mit mehr Bäumen, Rank- und Kletterpflanzen,
mit Trinkwasserbrunnen, Wasserspielen, Erfrischungsmöglichkeiten für Jung und Alt sowie entsiegelten
Stellen und ausreichend Sitzgelegenheiten schaffen wir in den Kiezen kleine Oasen, die auch der
Gesundheit und dem Hitzeschutz dienen.

BVG Haltestellen sollen begrünt werden, Schatten spenden und ausreichend Sitzmöglichkeiten bieten.

Nach dem Vorbild Wiens wollen wir in Berlin mehrere „Kühle Meilen“ etablieren. Mit mehr Bäumen,
Rank- und Kletterpflanzen, mit Trinkwasserbrunnen, Wasserspielen, Erfrischungsmöglichkeiten für Jung
und Alt sowie entsiegelten Stellen und ausreichend Sitzgelegenheiten schaffen wir in den Kiezen
kleine Oasen, die auch der Gesundheit und dem Hitzeschutz dienen.

Begründung

Was tatsächlich fehlt sind der Ausbau der BVG Haltestellen, damit diese Schatten, Sitzmöglichkeiten
bieten und außerdem begrünt werden. Die ersten beiden Punkte sind bereits Teil des Berliner Energie
und Klimaschutzprogramms, bisher wurde jedoch nur ein Prüfauftrag der Haltestellen bis 2023 im
Nahverkehrsplan verankert. Das Ganze läuft viel zu langsam an. Begrünte Haltestellen sind gar nicht
vorgesehen. Manche befürchten die Instanthaltung wäre schwierig, von anderen Städten, die begrünte
Haltestellen haben, weiß ich dass es auch sehr resistente Pflanzen geben soll, die sich dafür eignen.
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K-2-357 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 281 bis 284 löschen:
ausgebaut werden, so dass Grünflächen und Biotope vom Land zusammenhängend entwickelt werden
können und die Flächen für Kompensationsmaßnahmen bei Bauprojekten zu Verfügung stehen. Wir
wollen dafür einen Berliner Naturcent einführen. Dabei gilt immer, dass jede versiegelte Fläche
konsequent und ortsnah durch eine entsiegelte Fläche ausgeglichen werden muss. 

Begründung

Es ist inhaltlich falsch. Das Ökokonto und Naturcent haben miteinander kaum zu tun bzw. werden
leider oft vermengt.
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K-2-360 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 284 bis 285:
Fläche konsequent und ortsnah durch eine entsiegelte Fläche ausgeglichen werden muss.
Ausgleichszahlungen dürfen nur im absoluten Ausnahmefall möglichkeine Regel, sondern Ausnahmen 
sein.

Begründung

Fachlich ist es nicht ganz richtig. Es müssen bei Ökokonto auch Ausgleichzahlungen erfolgen.
Wenn es um den Baumschutz bei Bauvorhaben geht, dann wäre die Forderung aber richtig. Im
Wahlprogramm ist dies aber nicht der Fall. Es geht hier nicht um den Baumschutz, sondern um
die ökologischen Ausgleichsmaßnahmen nach dem Bundesnaturschutzgesetz.

Mehr zum Thema: Ökologische Ausgleichsmaßnahmen: Nach dem Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) müssen erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vermieden
werden. Sind diese Eingriffe unvermeidbar, muss der Verursacher*innen zumindest für einen
entsprechenden Ausgleich oder Ersatz sorgen (§§ 13, 15 Abs. 2 BNatSchG). Das sog. Ökokonto ist
ein Sparbuch für Naturschutzmaßnahmen; mit ihm wird die Kompensation von Eingriffen in
Natur und Landschaft zeitlich und räumlich flexibilisiert. Bei der Einrichtung eines Ökokontos
und dem Verkauf von Ökopunkten handelt es sich um eine vorgezogene ökologische
Ausgleichsmaßnahme, sodass die vorgenannten Grundsätze zur umsatzsteuerlichen Behandlung
entsprechend gelten. Sofern die Pflege der Ökokontoflächen vertraglich dem Maßnahmenträger
übertragen wird, sind die anfallenden Pflegekosten im Preis der Ökopunkte zu berücksichtigen.
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K-2-424-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 348 bis 351:
Bezahlung von Pädagog*innen verbessert und die Bildungsmaßnahmen ausgeweitet. Daran wollen wir
anknüpfen und die begonnenen Projekte weiter verstetigen. Neben den Schulen und Kitas müssen
dazu auch zivilgesellschaftliche Einrichtungen der Umwelt- und Naturbildung mehr Unterstützung
erfahren.

Die Schulen und Kitas müssen dazu mehr Unterstützung erfahren. Die von uns Grünen in der Koalition
durchgesetzte deutliche Erhöhung der finanziellen Förderung der zivilgesellschaftlichen
Einrichtungen der Umwelt- und Naturbildung muss verstetigt und ausgebaut werden.

Begründung

Der aktuelle Satz im Wahlprogrammentwurf stimmt nicht, da wir tatsächlich die Zivilgesellschaft in
dem o.g. Bereich massiv gefördert haben. In der nächsten Legislatur muss dies verstetigt bzw.
ausgebaut werden.
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K-2-461 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 385 bis 388:
für landeseigene Betriebe und Wohnungsbaugesellschaften. Bei Schulen und Verwaltungsgebäuden
soll die Holzbau-Quote bei mindestens 50 Prozent liegen. Gemeinsam mit Brandenburg, als großem
Forstland und Holzproduktionsstandort, wollen wir ein Holzbau-Cluster aufbauen. Auch beim
Recyclingbeton wollen wir Mindestquoten bei allen Neubauten einführen.

Das dafür eingesetzte Holz soll ausschließlich aus zertifiziert nachhaltigem Anbau stammen. 

Gemeinsam mit Brandenburg, als großem Forstland und Holzproduktionsstandort, wollen wir ein
Holzbau-Cluster aufbauen. Auch beim Recyclingbeton wollen wir Mindestquoten bei allen Neubauten
einführen.
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K-2-463 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Nach Zeile 388 einfügen:
Grünwände und Regenwasserversickerung werden gefördert, insbesondere bei Sanierung und
Neubaumaßnahmen.

Begründung

Es muss Anreize zur energetischen und ökologischen Sanierung von Altgebäuden geben. Wird bei der
Prüfung von Neubauten eine Förderung angeboten, beantragen Bauträger entsprechende Förderung
um die Baukosten zu senken. Dadurch werden auch Berliner Fachfirmen und Handwerker gefördert, die
entsprechende Dienstleistungen anbieten. Siehe auch: https://www.berlin.de/umwelt/themen/wasser/
artikel.155583.php
https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/av12/video-berlin-regenwasser-bauen-regenwasseragentur-
klima-.html
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K-2-574-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 498 bis 500 löschen:
nach Spandau, zum Hermannplatz, zum Rathaus Steglitz, nach Tegel und zum Bahnhof Zoo
Straßenbahnen fahren. Um das gewährleisten zu können, braucht die BVG neue und moderne Züge
und Busse.

Begründung

Es geht hier um den Ausbau der Tramstrecken. Busse passen hier inhaltlich nicht rein.
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K-2-584-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 509 bis 515:
Mit der Bestellung von bis zu 1.500 U-Bahn-Wagen können engere Takte und längere Züge angeboten
werden. Die bestehenden U-Bahn-Strecken wollen wir weiter ausbauen und wir haben nach Jahren des
Stillstandes endlich wieder Machbarkeitsstudien dazu in Auftrag gegeben. Der Bau von U-Bahnen ist
allerdings deutlich langwieriger und kostenintensiver als der Ausbau von Tramlinien.

Und aufgrund der extrem CO2-intensive Zementherstellung und dem Bedarf an Stahl beim Bau neuer
U-Bahn-Tunnel ist die Klimabilanz des U-Bahn-Ausbaus um ein Vielfaches schlechter als der der Tram.

Mit der Bestellung von bis zu 1.500 U-Bahn-Wagen können engere Takte und längere Züge angeboten
werden. Die bestehenden U-Bahn-Strecken wollen wir weiter ausbauen und wir haben nach Jahren des
Stillstandes endlich wieder Machbarkeitsstudien dazu in Auftrag gegeben. Der Bau von U-Bahnen ist
allerdings deutlich langwieriger und kostenintensiver als der Ausbau von Tramlinien. Darum gilt für
uns: Bei der schnellen Umsetzung der Verkehrswende hat für uns der Tram-Ausbau Vorrang.
Gleichzeitig bauen wir gezielt dort das S- und U-Bahnnetz 

Begründung

Es geht nicht nur um Zeit und Kosten beim Bau. Wir sollten die Klimaschäden klar benennen.
02.12.2020 Tagesspiegel: "U-Bahn in Berlin als Klimakiller : Gutachter stellen katastrophale CO2-
Bilanz für neue Tunnel auf." / "Neues Deutschland: Tunnel in die Klimahölle" - je nach Strecke würde es
109 bis 230 Jahren dauern, bis die beim Bau der geplanten Tunnel verursachten CO2-Emissionen
kompensiert wären
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K-2-705 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Nach Zeile 630 einfügen:
Den weiteren Ausbau der A100 lehnen wir ab. Dafür vorgesehene Flächen sollen dem sozialen
Mietwohnungsbau, Grün-, Bildungs- und Sportflächen sowie der kulturellen Nutzung dienen. Hierbei
sind auch Potentiale für den Rückbau zu erschließen.
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K-2-739 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 663 bis 665:
zukünftig keine Doppelzuständigkeiten mehr bestehen. Ebenso wollen wir die Anzahl der
Fahrradstellplätze und Fahrradparkhäuser weiter deutlich erhöhen. Dabei wollen wir mögliche
Konflikte zwischen neuer Fahrradinfrastruktur und Naturschutz differenziert lösen.

Um mögliche Konflikte zwischen neuer Fahrradinfrastruktur und Naturschutz zu vermeiden, sollten die
Interessen des Naturschutzes bereits bei der Planung berücksichtigt werden. Eine weitere
Versiegelung durch den Bau neuer Wege soll vermieden werden. Der Ausbau des Radwegenetzes sollte
wo immer möglich durch Umverteilung des bestehenden Straßenraums erfolgen. Wo
Fahrradschnellwege durch Parks und Grünanlagen nicht vermieden werden können, müssen lokale
Kompensationsmaßnahmen für das Stadtgrün und die Anwohner*innenschaft erfolgen.
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K-2-744 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 668 bis 672:
30-Strecken in der Stadt einführen und streben auf Bundesebene an, auf Hauptverkehrsstraßen
leichter Tempo 30 zur Erhöhung der Verkehrssicherheit anordnen zu können. Ampelschaltungen sollen
stärker auf die Bedürfnisse von Fußgänger*innen abgestimmt werden. Spielstraßen, autofreie Kieze
und Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung wollen wir weiterhin fördern und ausweiten.

Berlin könnte dabei auch Modellkommune für eine flächendeckende Anordnung von Tempo 30
werden.

Ampelschaltungen sollen stärker auf die Bedürfnisse von Fußgänger*innen abgestimmt werden.
Spielstraßen, autofreie Kieze und Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung wollen wir weiterhin fördern
und ausweiten.
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K-2-745-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 669 bis 672:
leichter Tempo 30 zur Erhöhung der Verkehrssicherheit anordnen zu können. Ampelschaltungen sollen
stärker auf die Bedürfnisse von Fußgänger*innen abgestimmt werden. Spielstraßen, autofreie Kieze
und Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung wollen wir weiterhin fördern und ausweiten.

Autofreie Kieze für mehr Lebensqualität

Spielstraßen, autofreie Kieze und Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung wollen wir weiterhin fördern
und ausweiten.

Indem wir immer mehr Straßen innerhalb Berlins so umwidmen, dass dort Autos im Regelfall weder
fahren noch parken dürfen, schaffen wir Orte mit viel mehr Lebensqualität und mit Platz, der allen
Menschen - vor allem auch alten Menschen und Kindern - zum Flanieren, Spielen und für Begegnungen
zur Verfügung steht.
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K-2-797 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 721 bis 727:
hinaus setzen wir uns dafür ein, dass die Start- und Landegebühren an ökologische und
lärmbelastende Faktoren geknüpft werden. Öffentliche Mittel zur Finanzierung einer kostspieligen
Erweiterung des BER ohne wirtschaftliche Grundlage lehnen wir ab. Der Flughafenbetreiber sollte
zukünftig sämtliche Betriebs- und Investitionskosten aus eigener Kraft stemmen. Eine dritte Start- und
Landebahn darf es nicht geben. Stattdessen setzen wir uns auf Bundesebene für einen Ausbau der
Nachtzug-Verbindung ein. Berlin soll Nachtzug-Drehkreuz werden.

Wir setzen uns dafür ein, dass Dienstreisen der Berliner Verwaltung im Inland durch Bahnreisen
erfolgen sollen bzw. dass digitale Konferenzen im In- und Ausland Reisen ersetzen und somit Energie
und Emissionen sparen. Wir setzen uns ganz generell für eine grundsätzliche Reduzierung des
Inlandflugverkehrs von und nach Berlin ein. 

Öffentliche Mittel zur Finanzierung einer kostspieligen Erweiterung des BER ohne wirtschaftliche
Grundlage lehnen wir ab. Der Flughafenbetreiber sollte zukünftig sämtliche Betriebs- und
Investitionskosten aus eigener Kraft stemmen. Eine dritte Start- und Landebahn darf es nicht geben.
Stattdessen setzen wir uns auf Bundesebene für einen Ausbau der Nachtzug-Verbindung ein. Berlin
soll Nachtzug-Drehkreuz werden.

Begründung

s gibt schon Positionspapiere und Beschlüsse auf Landesebene zu dem Thema. Wenn es im
Wahlprogramm konkret steht, kann es auch leichter in die Koalitionsverhandlungen kommen.
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K-2-985 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 909 bis 911:
solcher Solarschiffe zukünftig noch stärker fördern. Außerdem möchten wir die Einnahmen aus der
Berliner City-Tax stärker für die Gestaltung hin zu einem stadtverträglichen und ökologischen
Tourismus nutzen.

ausschließlich

für die Gestaltung hin zu einem stadtverträglichen und ökologischen Tourismus nutzen.
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K-2-110-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 34 bis 38:
haben wir ein neues Sanierungsförderprogramm entwickelt und die gesetzliche Grundlage für eine
klimaschonende Wärmeversorgung geschaffen. Wir setzen den ambitionierten Ausbau der
erneuerbaren Energien sozial gerecht fort, damit wir bis spätestens 2030 alle Kohlekraftwerke in
Berlin vom Netz nehmen können und Berlin somit auf den 1,5-Grad-Pfad bringen.

Neubauten sollen von Anfang an ohne Anbindung an fossile Energieträger – Öl, Kohle, Erdgas, geplant
werden. 

Wir setzen den ambitionierten Ausbau der erneuerbaren Energien sozial gerecht fort, damit wir bis
spätestens 2030 alle Kohlekraftwerke in Berlin vom Netz nehmen können und Berlin somit auf den
1,5-Grad-Pfad bringen.

Begründung

Für die Klimaneutralität bis 2035 müssen wir sofort die Weichen stellen. Neubauten mit fossilen
Energieträgern inkl. Erdgas gehen gar nicht. Auch nicht übergangsweise. Erdgas ist keine
Brückentechnologie für die Wärmeversorgung bis der Wasserstoff kommt. Wasserstoff wird für die
Industrie gebraucht.
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K-2-790-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 715 bis 727:
Auch der Berliner Flugverkehr ist stark zurückgegangen. Hier findet ein struktureller Wandel hin zu
weniger schädlichen Kurzflügen im Inland und innerhalb Europas statt. Wir werden diesen
Strukturwandel hin zur Reduzierung klimaschädlicher Flüge politisch befördern. Flugzeuge sind mit
Abstand die klimaschädlichsten Verkehrsmittel. Zudem ist die Lärmbelastung für Anwohnende von
Flughäfen enorm. Deshalb befürworten wir ein Nachtflugverbot am neuen Flughafen Berlin
Brandenburg (BER) zwischen 22 und 6 Uhr. Darüber hinaus setzen wir uns dafür ein, dass die Start- und
Landegebühren an ökologische und lärmbelastende Faktoren geknüpft werden. Öffentliche Mittel zur
Finanzierung einer kostspieligen Erweiterung des BER ohne wirtschaftliche Grundlage lehnen wir ab.
Der Flughafenbetreiber sollte zukünftig sämtliche Betriebs- und Investitionskosten aus eigener Kraft
stemmen. Eine dritte Start- und Landebahn darf es nicht geben. Stattdessen setzen wir uns auf
Bundesebene für einen Ausbau der Nachtzug-Verbindung ein. Berlin soll Nachtzug-Drehkreuz werden.

Flugzeuge sind mit Abstand die klimaschädlichsten Verkehrsmittel. In Berlin ist der CO2-Ausstoß des
Luftverkehrs bis einschließlich 2019 gegenüber 1990 um mehr als das Dreifache gestiegen. Das ist die
höchste Steigerung im Verkehrssektor. Aus klimapolitischer Sicht ist es erfreulich, dass der Berliner
Flugverkehr durch die Corona-Pandemie sehr stark zurückgegangen ist. Dies ist jedoch nicht
nachhaltig. Von vielen Interessengruppen wird für die Zeit nach Corona ein Anknüpfen des
Flugverkehrs an die früheren jährlichen Steigerungsraten angestrebt. Dieses Wachstum müssen wir
zugunsten des Klimas beenden.
Wir werden durch Einflussnahme im Bund und in Europa darauf einwirken, dass ein grundsätzlicher
Strukturwandel hin zur deutlichen Reduzierung klimaschädlicher Flüge politisch befördert und die
steuerliche Bevorzugung des Flugverkehrs beendet wird.
Innerhalb der Berliner Zuständigkeit für die FBB (Flughafengesellschaft) und für den BER treten wir
dafür ein, dass Flüge innerhalb Deutschlands, also auch vom und zum BER, eingestellt werden. Die
Bahn als ökologische Alternative muss zu diesem Zweck massiv ausgebaut und beschleunigt werden.
Dafür werden wir auch in Zusammenarbeit mit DB Netz AG das Berliner Fernstreckennetz weiter
ertüchtigen. Dies wird einem europaweit zu entwickelnden Nachtzug-Programm zugutekommen, für
das wir uns auf Bundesebene einsetzen. Berlin soll Nachtzug-Drehkreuz werden.
Wegen der enormen Lärmbelastung für Anwohnende von Flughäfen befürworten wir ein
Nachtflugverbot am neuen Flughafen Berlin-Brandenburg (BER) zwischen 22 und 6 Uhr.
Wir setzen uns dafür ein, dass in die Start- und Landegebühren alle ökologischen, lärm- und
klimabelastenden Faktoren eingerechnet werden. Der Flughafenbetreiber muss spätestens ab dem
Ende der kommenden Legislaturperiode bis auf Weiteres sämtliche Betriebs- und Investitionskosten
aus eigener Kraft stemmen und seine Einnahmen entsprechend gestalten. Eine Subventionierung des
Flughafens durch die öffentlichen Haushalte sowie eine Erweiterung des BER in jeder Hinsicht lehnen
wir ab, weil all dies die Klimakrise unumkehrbar verstärken würde.

Begründung

Im Flugverkehr hat kein Strukturwandel stattgefunden, wie der Ursprungstext unterstellt. Das
Gegenteil ist der Fall, lediglich unterbrochen durch die Corona-Pandemie. Dieser Umstand muss
allerdings jetzt genutzt werden, um den Strukturwandel einzuleiten. Dazu gehören v.a. Flug-
Ticketpreise, die nicht durch Subventionen der öffentlichen Hand direkt oder indirekt und nicht durch
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K-2-790-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Seite 2

Aussparung der Umwelt- und Klimakosten der Fliegerei verbilligt sind. Es kann auch nicht sein, dass
die FBB am Tropf der Steuerzahler*innen hängt, auch derjenigen, die sich Flugreisen nie leisten
können oder wollen. Dies kann nur zurechtgerückt werden, wenn die Flughafengesellschaft sich
finanziell selbst trägt, was durch eine Verteuerung der Lande- und Startgebühren zu einer Verteuerung
der Flug-Ticketpreise und damit auch zu einer Reduzierung des Flugverkehrs führen dürfte. Aber klar
muss auch sein: Es darf keine Erweiterung des BER geben, wie es schon vor Corona geplant war.

Unterstützer*innen

Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf);
Katharina Weske (KV Berlin-Reinickendorf); Ellen von Tayn (KV Berlin-Reinickendorf); Barbara Boeck-
Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Andreas Rietz (KV
Berlin-Reinickendorf)



K-2-802 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 726 bis 727 einfügen:
uns auf Bundesebene für einen Ausbau der Nachtzug-Verbindung ein. Berlin soll Nachtzug-Drehkreuz
werden.

Wir werden darauf hinwirken, dass in unmittelbarer Zukunft eine Entkoppelung in den Vorstellungen
vieler Menschen stattfindet, die sich angewöhnt haben, Urlaub unmittelbar mit Flugreisen
zusammenzudenken. Dies muss bereits in den Schulen beginnen. Wir werden dafür eintreten, dass
Flug-Klassenreisen und deren Ziele grundsätzlich hinterfragt und durch "bodengebundene"
Alternativen ersetzt werden, auch wenn dies zeit- und kostenaufwendiger werden sollte.

Unterstützer*innen

Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Barbara Boeck-
Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf); Katharina Weske
(KV Berlin-Reinickendorf); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Andreas Rietz (KV Berlin-
Reinickendorf)
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K-2-374 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 298 bis 300 einfügen:
zukünftig völlig unter Naturschutz stehen. Die Berliner Wälder wollen wir gezielt aufforsten und sie
durch mehr Mischwald besser vor der Klimakrise schützen. Um die Naturverjüngung mit einem
gemischten Baumarten zu ermöglichen, muss der Bestand an Schalenwild in Berlins Wäldern
entsprechend reguliert werden.
Gleichzeitig müssen die Berliner Moore, ein wichtiger CO2-Speicher, dringend vor dem Austrocknen
bewahrt und durch 

Begründung

Um den Berliner Wald in der zunehmenden Klimakrise zu erhalten, ist es erforderlich,

a. den Umbau zu einem Laubmischwald zu beschleunigen und

b. dabei immer mehr auf Naturverjüngung zu setzen, wie das im Berliner Konzept naturnaher Wälder
jaauch vorgesehen ist. Gegenwärtig ist das aufgrund des hohen Bestands insbesondere an
Schalenwild nicht möglich. Der Bestand insgesondere an Rehwild muss so weit reguliert werden, dass
der Wildverbiss aufgrund der Futtersuche nicht den Aufwuchs der Jungbäume wieder zunichte macht.

Unterstützer*innen

Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Joachim Schmitt (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Katrin Reuter (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Julia
Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf)
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K-2-651-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Martin Scheuch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 575 bis 582:
ist: Damit sich mehr Menschen für den ÖPNV entscheiden, müssen die Tarife dauerhaft niedrig bleiben
und solidarisch finanziert sein. Unser Ziel ist zudem die Einführung unserer Bärenkarte, die durch eine
geringe monatliche Abgabe aller Berliner*innen finanziert wird. Außerhalb der Stoßzeiten können
dann alle Berliner*innen fahrscheinfrei den ÖPNV nutzen. Und auch für die, die in den Stoßzeiten
fahren, wird es erheblich günstiger. Die Kosten für die Bärenkarte werden deutlich unter dem heutigen
Preis einer Monatskarte liegen, so dass die Berliner*innen, die regelmäßig den ÖPNV nutzen, erheblich
günstiger in der Stadt unterwegs sein können.Unser Ziel ist deshalb ein kosten- und fahrscheinloser
ÖPNV.

Begründung

Die Mobilität der Zukunft soll ökologisch, einfach zu nutzen und sozial gerecht sein. Mit einer
Zweiteilung - Fahrkarte während des Berufsverkehrs und außerhalb dessen fahrscheinlos, werden wir
keinem der Ansprüche gerecht.

Die Pandemie zeigt eindrücklich: Es sind die meist schlecht bezahlten, systemrelevanten
Berufsgruppen, die in den Stoßzeiten unterwegs sind. Der ÖPNV ist im Berufsverkehr weiterhin voll,
während in den restlichen Zeiten deutlich weniger Menschen fahren. D.h. ein Modell wie das
Bärenticket wälzt die Kosten auf die Menschen ab, die aufgrund ihrer Lebensumstände und
Arbeitsbedingungen nicht flexibel sein können und oft wenig Geld haben und begünstig
Gutverdienende, die freier in ihrer Zeiteinteilung sind. Das Bärenticket ist also nicht solidarisch
sondern im Gegenteil: sozial ungerecht.

Auch die ökologische Verteilwirkung erreicht es nicht. Im Gegenteil: Der Anreiz für diejenigen, die zu
Stoßzeiten fahren, auf das eigene Auto umzusteigen, steigt. Auch die Ökobilanz ist somit negativ.

Zudem besteht der große Hebel eines fahrscheinlosen ÖPNV in seiner einfachen Nutzbarkeit und den
Einsparungen, die mit dem Wegfall des Fahrscheins einhergehen: keine Automaten, keine Kontrolleure
und insb. kein Tarifsystem, dass stetig entwickelt, unterhalten und mit dem Umland abgestimmt
werden muss. Auch hier versagt das Bärenticket auf ganzer Linie. Es muss die gesamte
Fahrscheinstruktur erhalten werden und Menschen sind weiterhin gezwungen, zu bestimmten Zeiten
ein Ticket zu erwerben. Einsparungen ergeben sich nicht, Zugangsbarrieren bleiben bestehen.

Unterstützer*innen

Notker Schweikhardt (KV Berlin-Kreisfrei); Veronika Szwedowski-Rammert (KV Berlin-Kreisfrei);
Michael Greiner (KV Berlin-Kreisfrei); Catherina Pieroth-Manelli (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Anja Schillhaneck (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-2-732 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 656 bis 658 einfügen:
bestehende Radinfrastruktur wollen wir an das steigende Aufkommen anpassen. In den Kiezen sollen
die Wohnstraßen so hergerichtet werden, dass zum Beispiel durch abgeschliffene Oberflächen und
unter Vermeidung unnötiger Versiegelung auch auf Kopfsteinpflaster sicheres und bequemes
Radfahren möglich ist. Zur Beschleunigung des Ausbaus der 

Begründung

Zur Herstellung ebener und auch zum Radfahren bequemer Oberflächen können Pflasterbeläge
abgeschliffen oder unter Erhalt der prägenden Struktur mit geschliffenen Steinen partiell neu verlegt
werden, so dass es z.B. keiner Asphaltierung bedarf.

Unterstützer*innen

Elisabeth Ziemer (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Herbert Thienpont (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Wolfgang Höckh (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Elfi Jantzen (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-2-343-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 267 bis 269 einfügen:
befreien und für einen besseren Regenrückhalt zu sorgen. Dazu werden wir ein landesweites
Entsiegelungsprogramm auflegen und eine jährliche Zielmarke festlegen. Für die Umsetzung von
Entsiegelungsmaßnahmen sollen die bezirklichen Straßen- und Grünflächenämter
Entsiegelungsplaner*innen einstellen können, die sich um die Ausweitung und Vernetzung von grüner
und blauer Infrastruktur kümmern. Die finanziellen Mittel werden den Bezirken vom Land
bereitgestellt, in einem ersten Schritt sollen zwei Stellen je Bezirk geschaffen werden. Das bestehende
Programm „Grün macht Schule“ wollen wir finanziell und personell deutlich aufstocken. Nach 

Begründung

Der Umbau Berlins zur Schwammstadt ist dringend nötig, wie der Absatz völlig richtig ausmacht.
Allerdings ist diese Erkenntnis nicht ganz neu und es hakt an der Umsetzung - insbesondere fehlt in
den Bezirksämtern das Personal, um Maßnahmen umsetzen zu können und bestehende Mittel zu
beantragen und einzusetzen.

Es sollten daher hauptamtliche Entsiegelungsplaner*innen eingestellt werden, die sich in den Straßen-
und Grünflächenämtern um Entsiegelung und Begrünung von Straßenland kümmern und so dazu
beitragen, dass Berlin diese wichtige Maßnahme für Klimaschutz und Klimaanpassung auch umsetzen
kann.

Unterstützer*innen

Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Felix Märtin (KV Berlin-Pankow); Selma Clara
Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Thomas Marius Müller (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Swantje
May (KV Berlin-Neukölln); Daniel Stern (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jürgen Wolf (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Turgut Altug (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-2-812 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 736 bis 737 einfügen:
Tausende von Berliner*innen. Hier setzen wir an, um regionales, biologisches und vor allem köstliches
Essen auf die Berliner Tische zu bringen. Gute Zutaten und gute Zubereitung sind zwei Seiten einer
Medaille, deshalb setzen wir uns auch weiterhin für bessere Arbeitsbedingungen der Beschäftigten in
den Cateringbetrieben ein.

Begründung

2019 hat der Senat die Kosten des Schulessens für Grundschüler*innen komplett übernommen. 100%
öffentlicher Finanzierung steht allerdings 0% Tarifbindung bei den Schulcaterern gegenüber. Das
wollen wir durch eine entsprechende Formulierung der Ausschreibungen ändern.

Unterstützer*innen

Gökhan Akgün (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Thomas Hess (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Annette Breitsprecher (KV Berlin-Mitte); Walter Otte (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-
Mitte)
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K-2-956 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 880 bis 882 einfügen:
aber wir brauchen einen stadtverträglichen Tourismus, der die Anwohnenden möglichst nicht belastet
und ökologisch sowie sozial nachhaltig ist. Mit dem Tourismuskonzept 2018+ für Berlin haben wir
dafür konkrete Ziele festgelegt. Touristenströme sollen stärker entzerrt werden: von den 

Von Zeile 886 bis 888 einfügen:
schaffen. Mit einem Hotelentwicklungsplan wollen wir in Zukunft die innerstädtischen Bezirke
entlasten und eine stärkere Steuerung des Beherbergungswesens erreichen. Die Attraktivität der
Berufe soll durch bessere Arbeitsbedingungen, vor allem eine angemessene Bezahlung und effektivere
Arbeitsschutzbestimmungen, gesteigert werden.Große Ziele verlangen ein beherztes Anpacken.
Deswegen haben wir angefangen, VisitBerlin von einer 

Begründung

Im zitierten Tourismuskonzept 2018+ wird ausdrücklich die soziale Nachhaltigkeit als Ziel benannt:

"Die volkswirtschaftlichen Effekte stehen im Mittelpunkt eines stadtverträglichen und nachhaltigen
Tourismus. Dazu soll der Fokus noch stärker auf Qualität und Wertschöpfung, die Vernetzung der
Anbieter sowie die Erschließung touristischer Angebotspotenziale in den Außenbezirken gelegt
werden. Durch die höhere Wertschöpfung soll es möglich sein, dass die Arbeitsbedingungen für die
vielen Beschäftigten in der Tourismusbranche, wie z.B. der Hotellerie oder dem Gast-gewerbe,
dauerhaft verbessert werden. Die Attraktivität der Berufe soll durch angemessene Bezahlung und
effektivere Arbeitsschutzbestimmungen gesteigert werden."

Dieses Ziel sollte auch im GRÜNEN Programm nicht fehlen.

Unterstützer*innen

Gökhan Akgün (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Thomas Hess (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Annette Breitsprecher (KV Berlin-Mitte); Walter Otte (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-
Mitte)
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K-2-382 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 306 bis 309:
stehen wir weiter zum Erhalt des Tempelhofer Feldes als einer der größten und wichtigsten
Grünflächen Berlins. Wir werden uns für den Biotopverbund einsetzen und die Wasserrahmenrichtlinie
der EU, die das Ziel des Biotopverbundes im Blick hat, für Europas Flüsse, Seen und Grundwasser eine
Verbesserung der Wasserqualität sowie eine nachhaltige und umweltverträgliche Wassernutzung
anstrebt, endlich umsetzen. Wir wollen auch den Nutzungsdruck auf Berliner Gewässer reduzieren und
besser regeln. Die Friedhofsflächen sind für die Stadtnatur 

Begründung

Der Nebensatz „die das Ziel des Biotopverbundes im Blick hat“ ist zu wenig konkret, vor allem wenn
das Ziel des Biotopverbundes nicht bekannt ist. Daher sollten die Ziele bzw. der Hintergrund der
Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) stärker ausformuliert werden.
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K-2-511 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 435 bis 437 einfügen:
demokratische Gemeinwesen. Alle Berliner*innen sollen stärker ihr Lebensumfeld, sei es in der
Nachbarschaft oder in der Stadt, aktiv mitgestalten können. Unzureichende Kenntnisse der deutschen
Sprache sollten dabei keine Hürde darstellen. Den Bezirken sollen hierfür ausreichend finanzielle
Ressourcen zur Verfügung gestellt werden.

Begründung

Etwa ein Drittel bis ein Viertel der Berliner*innen hat eine andere Muttersprache als Deutsch. Auch
wenn viele gute bis exzellente Deutschkenntnisse haben, gibt es immer noch genug Menschen, die
von der Mitwirkung im Gemeinwesen durch sprachliche Barrieren abgehalten werden. Daher gilt es
auch im Bereich der Bürger*innenbeteiligung, diese Barrieren möglichst niedrig zu halten und
entsprechende Angebote auch in Fremdsprachen zu schaffen.
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K-2-520 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 444 bis 446 einfügen:
Wohnungsbedarf von Gruppen mit besonderen Schwierigkeiten auf dem Wohnungsmarkt, wie
Alleinerziehenden, Menschen mit Behinderung, Studierenden, Geflüchteten, Menschen ohne sichere
Deutschkenntnisse, Älteren und großen Familien, bedacht werden. Dabei sollen deutlich größere
Wohnkontingente von sozialen Trägern 

Begründung

Etwa ein Drittel bis ein Viertel der Berliner*innen hat eine andere Muttersprache als Deutsch. Auch
wenn viele gute bis exzellente Deutschkenntnisse haben, gibt es immer noch genug Menschen, die
von der Mitwirkung im Gemeinwesen durch sprachliche Barrieren abgehalten werden. Daher gilt es
auch im Bereich der Bürger*innenbeteiligung, diese Barrieren möglichst niedrig zu halten und
entsprechende Angebote auch in Fremdsprachen zu schaffen.
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K-2-801 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 725 bis 727 einfügen:
Kraft stemmen. Eine dritte Start- und Landebahn darf es nicht geben. Stattdessen setzen wir uns auf
Bundesebene für einen Ausbau der Nachtzug-Verbindung ein. und werden auch die Vergabe von
Förderkrediten für neue eigenwirtschaftliche Nachtzugverbindungen ab Berlin durch die
Investitionsbank Berlin und die KFW prüfen. Denn Berlin soll Nachtzug-Drehkreuz werden.

Begründung

Berlin sollte sich nicht nur über den Bund für einen Ausbau der Nachtzugverbindungen einsetzen,
sondern seine eigenen Möglichkeiten prüfen und ergreifen. Mit dem Änderungsantrag wird der
Beschluss der LDK vom 07. Dezember 2019 aufgegriffen

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-393 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 317 bis 319:
betroffenen Kiezen steigern, ohne dabei die Kosten für die Anwohnenden zu erhöhen. Gerade Straßen
mit hohem Touristenaufkommentouristischem Aufkommen oder viel Durchgangsverkehr haben einen
hohen Wert für die ganze Stadt – es ist eine Frage der Gerechtigkeit, die Anwohnenden nicht mit den 

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Tabea Schoch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Karin Hausmann-Kasper (KV Berlin-Lichtenberg); Bahar Haghanipour
(KV Berlin-Kreisfrei); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow);
Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Johanna Braun (KV Berlin-
Kreisfrei); Bianca Neumaier (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-2-435 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 359 bis 361:
Öffentlichen Raums, zu Begegnungszonen sein. Plätze und Grünanlagen müssen so gestaltet sein, dass
sie verschiedene NutzergruppenNutzungsgruppen ansprechen und das Miteinander fördern. Um
Freiflächen zu erhalten, setzen wir auf intelligente Nachverdichtung und den Bau von 

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Tabea Schoch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Karin Hausmann-Kasper (KV Berlin-Lichtenberg); Bahar Haghanipour
(KV Berlin-Kreisfrei); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow);
Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Anna Hoppenau (KV Berlin-
Neukölln); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Bianca Neumaier (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf)
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K-2-975 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 899 bis 901:
Geld, stößt aber auf sehr viel Zuspruch in den Nachbarschaften. Gerade Orte mit hohem 
Touristenaufkommentouristischem Aufkommen oder viel Durchgangsverkehr haben einen hohen Wert
für die ganze Stadt – es ist nicht gerecht, die Anwohnenden mit den Mehrkosten dafür alleinzulassen.

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Tabea Schoch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Karin Hausmann-Kasper (KV Berlin-Lichtenberg); Bahar Haghanipour
(KV Berlin-Kreisfrei); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow);
Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Anna Hoppenau (KV Berlin-
Neukölln); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Bianca Neumaier (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf)
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K-2-619-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 543 bis 545:
problemlos alle Bahnsteige und Haltepunkte erreichen können, um das Angebot des ÖPNV nutzen zu
können. Gleichzeitig setzen wir uns dafür ein, die Anzahl der Inklusionstaxisbarrierefreien Taxen im
öffentlichen Raum deutlich zu erhöhen, um echte Mobilität für alle zu verwirklichen.

Begründung

"Inklusionstasxi" ist ein Projekt des SoVD Berlin-Brandenburg, mit dem für barrierefreie Taxis
geworben wird. SenIAS hat den Namen für ein schlecht laufendes Förderprogramm übernommen.
Eigentlich geht es aber um barrierefreie Taxis. Wortschöpfungen mit "Inklusions-" werden seit einigen
Jahren darüber hinaus vermehrt für Angebote verwendet, die sich hauptsächlich an behinderte
Menschen richten, weswegen derart zusammengesetzte Worte gerade bei politisch engagierten
Menschen mit Behinderungen zunehmend auf Vorbehalte stoßen.
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K-2-619-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 543 bis 545:
problemlos alle Bahnsteige und Haltepunkte erreichen können, um das Angebot des ÖPNV nutzen zu
können. Gleichzeitig setzen wir uns dafür ein, die Anzahl der Inklusionstaxisbarrierefreien Taxen im
öffentlichen Raum deutlich zu erhöhen, um echte Mobilität für alle zu verwirklichen.

Begründung

"Inklusionstasxi" ist ein Projekt des SoVD Berlin-Brandenburg, mit dem für barrierefreie Taxis
geworben wird. SenIAS hat den Namen für ein schlecht laufendes Förderprogramm übernommen.
Eigentlich geht es aber um barrierefreie Taxis. Wortschöpfungen mit "Inklusions-" werden seit einigen
Jahren darüber hinaus vermehrt für Angebote verwendet, die sich hauptsächlich an behinderte
Menschen richten, weswegen derart zusammengesetzte Worte gerade bei politisch engagierten
Menschen mit Behinderungen zunehmend auf Vorbehalte stoßen.
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K-2-080 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Bündnis 90/ Die Grünen Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 4 bis 6:
Pflanzen leiden massiv unter der Trockenheit und den hohen Temperaturen. Das Nahrungsangebot für
Insekten, Vögel und Säugetiere wird spürbar wenigerverringert sich. Menschen leiden unter
gesundheitlichen Problemen – besonders Ältere, kleine Kinder und sozial Benachteiligte. 

Begründung

Das ist eine Kleinigkeit, aber ich finde die Formulierung nicht gut, das Wort spürbar passt nicht.
Menschen spüren es ja nicht.
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K-2-342-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Bündnis 90/ Die Grünen Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 266 bis 269 einfügen:
wie Straßen, Parkplätze oder Schulhöfe identifizieren, um sie von Beton und Asphalt zu befreien und
für einen besseren Regenrückhalt zu sorgen. Grundlage dafür sind offene, unversiegelte Böden. Dazu
werden wir ein ambitioniertes landesweites Entsiegelungsprogramm nach Pariser Vorbild auflegen
und eine jährliche Zielmarke festlegen. Wir streben eine Nettonull für die Flächenversiegelung im Jahr
2030 an. Dies kann auch dadurch erfolgen, dass der Berliner Leitfaden zur Bewertung und Bilanzierung
von Eingriffen die Ver- und Entsiegelungen so bewertet, dass sich ein deutlich erhöhter Anreiz zur
Vermeidung von Versiegelung und für Entsiegelungsmaßnahmen ergibt. Außerdem soll die im Berliner
Bodenschutzgesetz geforderte Bodenschutzkonzeption weitere Maßnahmen zur Vermeidung von
Bodenversiegelungen entwickeln. Wir wollen vor allem dort entsiegeln, wo Grün- und Freiflächen
fehlen und die Umweltgerechtigkeit mangelhaft ist. Dort werden mehr Stadtgrün und Pocket Parks
geschaffen und entwickelt. Das bestehende Programm „Grün macht Schule“ wollen wir finanziell und
personell deutlich aufstocken. Nach 

Begründung

Ich denke es ist klar, dass der Landesvorstand keine Zahl (z.B. mind. 2000 Parkplätze) festschreiben
will, weil man sich damit natürlich auch angreifbar macht. Der aktuelle Satz ist aber wenig
aussagekräftig, so dass es untergehen kann. Ausserdem ist es mir wichtig, dass auch das Thema
Umweltgerechtigkeit hier verankert wird. Es kann inhaltlich und sprachlich, wenn es geht und nötig,
umformuliert bzw. verbessert, gekürzt werden (keine Überfrachtung des Wahlprogramms!)
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K-2-421-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Bündnis 90/ Die Grünen Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 345 bis 347 einfügen:
Senatsverwaltung für Bildung haben wir einen ersten Erfolg erzielt. Dies wollen wir ausweiten und
eine Koordinierungsstelle für das BNE in Berlin schaffen. Diese wird, wie in Hamburg, auf der Ebene
der Senatskanzlei angesiedelt. Wir haben es geschafft, in jedem Bezirk ein Umweltbildungszentrum zu
errichten und zu finanzieren, die 

Begründung

Die Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE) ist eine Querschnittsaufgabe, die, wie die Hamburger
Grüne es geschaft haben, auf der Senatskanzleiebene angesiedelt werden muss. Mehr dazu: https://
www.bne-portal.de/de/hamburg-1811.html
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K-2-652-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 576 bis 581:
bleiben und solidarisch finanziert sein. Unser Ziel ist zudem die Einführung unserer 
BärenkarteBär*innenkarte, die durch eine geringe monatliche Abgabe aller Berliner*innen finanziert
wird. Außerhalb der Stoßzeiten können dann alle Berliner*innen fahrscheinfrei den ÖPNV nutzen. Und
auch für die, die in den Stoßzeiten fahren, wird es erheblich günstiger. Die Kosten für die 
BärenkarteBär*innenkarte werden deutlich unter dem heutigen Preis einer Monatskarte liegen, so dass
die Berliner*innen, die regelmäßig den ÖPNV nutzen, erheblich günstiger in der Stadt unterwegs 

Begründung

Frauen* sollen am gesamten gesellschaftlichen Reichtum gleichberechtigt teilhaben, auch an den
öffentlichen Verkehrsmitteln. Dieses Ziel sollten wir konsequent verwirklichen, auch durch das Mittel
geschlechtergerechter Sprache. Das Gendersternchen sieht schön aus, ziert die von ihm aufgelockerten
Worte und weist ganz nebenbei auch auf die Sterne der Europaflagge hin. Dies sollte uns ermutigen,
es häufiger zu nutzen. Auch Komposita, die von Personen abgeleitet werden, können und sollen es
erhalten. Denn die traditionelle patriarchale Fehlhaltung, das Männliche und die Männer als zuerst
und vor allem zu betrachtenden Normalfall darzustellen, wird ja auch durch Zusammensetzungen wie
"Bärenkarte" transportiert. Diese Schreibweise wirkt -ohne böse Absicht - leider doch so, als ob BVG-
und S-Bahn-Nutzende automatisch "Nutzer" wären, wenn schon nicht immer, dann doch
"normalerweise". Diesem Missverständnis sollten wir vorbeugen. Das ist nicht so schwer. Bär*innen gibt
es ja in unterschiedlichen Größen, Formen und Farben und mit unterschiedlichen Lebensweisen. Von
daher können sich eigentlich alle Berliner*innen problemlos mit dem berliner Wappentier
identifizieren. Frauen und nicht-binäre Menschen sollen sich zur gemeinsamen Mobilität ebenso wie
Männer eingeladen und aufgefordert fühlen. Also sollten wir geschlechtergerecht von "Bär*innenkarte"
sprechen.

Unterstützer*innen

Matthias Oomen (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Delphine Scheel (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Staffan Langner (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Laura
Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Andy Leipner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sarah
Jermutus (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annabelle Wolfsturm (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg)
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K-2-669-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Dániel Fehér (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 593 bis 595 einfügen:
Sharing in die ganze Stadt zu bringen, und gleichzeitig ökologische Standards hierfür vorgeben. Dafür
werden wir unter anderem bis Ende der Legislaturperiode 10% der individuell genutzten Parkflächen
für Autos zu exklusiven Abstellflächen für Sharing-Mobilität umwidmen. Digitale Mobilitätsassistenten
wie die Jelbi-App sollen noch stärker dazu beitragen, unterschiedliche Mobilitätsangebote sinnvoll
aufeinander abzustimmen, zu 

Begründung

Im LDK-Beschluss "Wer vernünftig ist, handelt radikal! Jetzt entschlossen das Klima schützen" vom
07.02.2020 steht: "Wir werden ein umfassendes Parkraummanagement einführen, dass unter anderem
die Umwidmung von Parkplatzflächen für Autos hin zu exklusiven Abstellflächen für Sharing-Mobilität
vorsieht."

Diese Idee müssen wir in den kommenden fünf Jahren deutlich sichtbar voranbringen. Dazu gehört
auch eine konkrete Zielmarke.

Unterstützer*innen

Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian
Höpcke (KV Berlin-Pankow); Blanka Vay (KV Berlin-Pankow); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow);
Heidrun Bäumker (KV Berlin-Pankow); Bärbel Kier (KV Berlin-Pankow)
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K-2-428 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 353 bis 363:
Unser Wahlprogramm ist uns Programm für die Quartiere und Stadtteile in Berlin. Damit das, was
zusammengehört, gemeinsam wachsen kann, brauchen wir eine soziale und ökologische
Stadtentwicklung. Das funktioniert am besten, wenn Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft an einem
Strang ziehen. DeshalbDie hierfür nötigen, gemeinsam abgestimmten Ideen, Bedarfe, Konzepte und
Maßnahmen unterschiedlichster Fachrichtungen entstehen in einem regelmäßigen und transparenten
Diskurs. Wir wollen wir die Stadt und ihre Kieze weiter zusammen mit den Berliner*innen gestalten
und den Austausch von Ideen für eine gemeinwohlorientierte, lebenswerte Stadt für alle systematisch 
fördern, etwa durch Architekturwettbewerbeintegrierte städtebauliche Entwicklungskonzepte (ISEK),
eine regelmäßige Bezirksentwicklungsplanung, städtebauliche und architektonische Wettbewerbe, die
partizipative Umsetzung von Projekten im Kiez und Stadtdebatten für besondere Orte. Ein Ziel dessen
kann beispielsweiseBeispiele sind der weitere Umbau des Ööffentlichen Raums, zudie Einrichtung von
Begegnungszonen seinoder der Aufbau von Quartiersmittelpunkten um Schulen, Kitas,
Nachbarschafts-, Familien- und Stadtteilzentren. Plätze und Grünanlagen müssen so gestaltet sein,
dass sie verschiedene Nutzergruppen ansprechen und das Miteinander fördern. Um Freiflächen zu
erhalten, setzen wir auf intelligenteintegrierte Konzepte zur Nachverdichtung der Gesamtstadt und
ihrer Kieze und den Bau von Geschosswohnungen statt auf neue
Einfamilienhaussiedlungenflächensparenden Geschosswohnungen. Wenn die Stadt wächst, muss auch
das Grün mitwachsen. Deshalb wollen wir Dächer und Fassaden begrünen, beim Bau neuer 

Von Zeile 365 bis 370:
Unsere Wohnquartiere der Zukunft, neu geplante und schon bestehende, bieten Platz für Wohnen, 
Pflege, Nachbarschaft, Arbeiten, Bildung, Gewerbe, Freizeit, Kultur und Naherholung. Die Wege zu
Bildungs- und Kultureinrichtungen, zur Naherholung und für die Versorgung sind kurz und die
Anbindung ist so gut, dass niemand ein Auto braucht. Das erhöht nicht nur die Lebensqualität, sondern
ist auch gut fürs Klima. Berlin hat viele besondere Orte. Über deren Zukunft wollen wirDem nötigen
Aufbau der täglichen Zusammenarbeit für Kiez, Quartier, Stadt und Land soll eine Stadtdebatte
führen.Internationale Bauausstellung (IBA) Schwung verleihen, für unsere Vision sozialer und
ökologischer Stadtentwicklung - Den Denkmalschutzgrün, klimaneutral, energiesparend und die
Baukultur wollen wir weiterentwickelnenergiegewinnend, Abfälle vermeidend, lebenswert und
attraktiv.

Begründung

Präzisere Formulierungen, mit dem Ziel einer möglichst vollständigen Skizze unseres grünen Leitbilds
für eine integrierte Quartiersentwicklung. Betonung des notwendigen Diskurses, der verfügbaren (und
entscheidenden) Instrumente für die Umsetzung unserer Ziele und der verschiedenen Ebenen, auf
denen Interventionen erforderlich sind (Gesamtstadt, Kieze). Aufnahme und Hervorhebung der IBA als
besonderes Vorhaben, das wir unterstützen.
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K-2-446 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 371 einfügen:
Klimaneutrales und nachhaltiges Planen und Bauen

Begründung

Klimaneutrales und nachhaltiges Bauen beginnt beim Planen, vgl. Änderungsantrag zum ersten Satz
des nachfolgenden Absatzes.
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K-2-447 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 372 bis 381:
Der Klima- und Ressourcenschutz beginnt beim BauenPlanen von Häusern und Wohnquartieren. Wir
setzen uns für ein ökologisches, klimaneutrales und nachhaltigeskreislauffähiges Bauen ein. Beim Bau
oder bei der Modernisierung von Häusern müssen deshalb zukünftig ökologische und,
energieeffiziente und recyclingfähige Dämm- und Baustoffe wie Hanf, Stroh, Holz, Kalk, Lehm, 
NatursteinZiegel oder Recyclingbeton genutzt werden. Mit der Verwaltungsvorschrift zur
umweltfreundlichen Beschaffung haben wir hier für öffentliche Bauvorhaben wichtige Weichen
gestellt und sorgen mit dem Bauinformationszentrum für Information und Vernetzung. Was nun folgen
muss, sind eine Digitalisierung der Bauämter, eine ökologisch reformierte Bauordnung und die
grundlegende Modernisierung der Allgemeinen Anweisung für die Vorbereitung und Durchführung von
Bauaufgaben Berlins (ABau). Wir wollen alle Grundlagen schaffen, um auch das serielle Sanieren auf
Basis digitaler Planungsprozesse zu ermöglichen. In der Bauwirtschaft soll die Kreislaufwirtschaft
umgesetzt werden. Das bedeutet, dass zukünftig nur noch Bauelemente und Baustoffe verbaut werden,
die später wiederverwendet 

Begründung

Tatsächlich beginnt klimaneutrales und nachhaltiges Bauen bereits mit der Planung von Häusern und
Wohnquartieren. Betonung des kreislauffähigen Bauens, Hervorhebung des Bauinformationszentrums
als eines zentralen unterstützenden Vorhabens aus der lfd. Legislatur. Ergänzung der Digitalisierung
als Möglichkeit für effizientere Planungs- und Bauprozesse - die Potenziale sind noch unklar, aber eine
Digitalisierung der Bauämter kann eigentlich nur von Vorteil sein.
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K-2-457 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 381 bis 383 einfügen:
dass zukünftig nur noch Bauelemente und Baustoffe verbaut werden, die später wiederverwendet oder
recycelt werden können. Ebenso gilt es, erhaltenswerte Bausubstanz wirksam zu schützen und
Bauelemente bei Sanierungen aufzubereiten und wiederzuverwenden. Für uns ist klar: Denkmalschutz
gehört ins Bauressort, und Baukultur muss einen festen Ort in der Berliner Verwaltung finden. Damit
dem Holzbau, der eine schnelle und ökologische Alternative zum konventionellen Bauen ist, zum
Durchbruch verholfen werden kann, wollen wir 

Begründung

Betonung des besonderen Wertes des Erhalts von Bausubstanz in einer Kreislaufwirtschaft.
Wiederaufnahme der Stichworte "Denkmalschutz" und "Baukultur" aus der Einleitung zu Kap. 2.3 (dort
schlagen wir die Streichung vor), nun aber verbunden mit klaren politischen Forderungen.
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K-2-457-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 381 bis 388:
dass zukünftig nur noch Bauelemente und Baustoffe verbaut werden, die später wiederverwendet oder
recycelt werden können.[Leerzeichen]

Damit dem Holzbau, der eine schnelle und ökologische Alternative zum konventionellen Bauen ist,
zum Durchbruch verholfen werden kann, wollen wir ein Holzbau-Förderprogramm und eine Holzbau-
Quote von mindestens 30 Prozent bei Neubauten für landeseigene Betriebe und 
WohnungsbaugesellschaftenWohnungsunternehmen. Bei Schulen und Verwaltungsgebäuden soll die
Holzbau-Quote bei mindestens 50 Prozent liegen. Gemeinsam mit Brandenburg, als großem Forstland
und Holzproduktionsstandort, wollen wir einin enger Abstimmung mit den Forstverwaltungen einen
Holzbau-Cluster aufbauen. Auch beim RecyclingbetonDen Einsatz von Beton und Stahl im Hoch- und
Tiefbau wollen wir Mindestquoten bei allen Neubauten einführenaufgrund der damit verbundenen
Klimabelastungen weitestgehend reduzieren. Soweit auf Beton als Baustoff nicht verzichtet werden
kann, wollen wir eine Mindestquote für Recyclingbeton einführen, um zumindest den Bedarf an Sand
zu verringern.

Begründung

Einfügung eines Absatzes, um den Holzbau deutlich hervorzuheben. Betonung der notwendigen
Abstimmungen mit Brandenburg, Ergänzung klarer Aussagen zu den äußerst klimaschädlichen
Baustoffen Beton und Stahl. Richtigstellung der Erwartungen an Recyclingbeton - das Problem beim
Beton ist der Zement bzw. dessen sehr energieintensive Herstellung, der auch beim Recyclingbeton
erforderlich ist. Insoweit trägt Recyclingbeton vor allem dazu bei, das Abfallaufkommen und den
Bedarf an Sand zu verringern.

redaktionell: Wohnungsunternehmen
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K-2-463-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 387 bis 388 einfügen:
großem Forstland und Holzproduktionsstandort, wollen wir ein Holzbau-Cluster aufbauen. Auch beim
Recyclingbeton wollen wir Mindestquoten bei allen Neubauten einführen.

Auch bei der Entsorgung von gesundheitsschädlichen Altlasten im Gebäudebereich wollen wir weiter
vorangehen. Am Ziel, dass Berlin bis 2030 asbestfrei wird, halten wir weiter fest. Dazu wollen wir die
Beratungsangebote für Mieter*innen und Eigentümer*innen weiterführen und ein Register mit
typischen Asbestbauteilen und betroffenen Gebäuden aufbauen.

Begründung

redaktionell: Verschiebung des Absatzes aus Zeile 483-486, passt hier inhaltlich besser
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K-2-483 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 408 bis 411 löschen:
Auch bei der Entsorgung von gesundheitsschädlichen Altlasten im Gebäudebereich wollen wir weiter
vorangehen. Am Ziel, dass Berlin bis 2030 asbestfrei wird, halten wir weiter fest. Dazu wollen wir die
Beratungsangebote für Mieter*innen und Eigentümer*innen weiterführen und ein Register mit
typischen Asbestbauteilen und betroffenen Gebäuden aufbauen.

Begründung

redaktionell: Verschiebung des Absatzes Zeile 483-486 in den Abschnitt "Klimaneutrales und
nachhaltiges Planen und Bauen", passt dort inhaltlich besser
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K-2-466 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 390 bis 392:
Damit der Berliner Bauboom nicht in Betonwüsten endet, sollen Neubauten zukünftig nur noch mit 
einem Gründach oder einer GrünfassadeGründächern und Grünfassaden errichtet werden. Gebäude
sind wichtige Lebensräume für Tiere. Wir wollen, dass die Bauordnung dem Rechnung trägt und
Gebäudebrüter 

Begründung

An Gründächern führt aus verschiedensten Gründen (Regenwasserrückhalt, Lebensräume für Tiere und
Pflanzen) kein Weg vorbei, daher sollte es sowohl Gründächer als auch Grünfassaden geben.
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K-2-487 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 412 einfügen:
Stadtquartiere der Zukunft [Der Abschnitt sollte vorgezogen werden]

Begründung

Wir schlagen vor, die Abschnitte "Stadtquartiere der Zukunft" (Zeile 487-501, einschließlich des neu
beantragten Abschnitts zur IBA) und "Mitbestimmung in aktiven Nachbarschaften" (Zeile 502-523)
aufgrund ihrer übergreifenden Bedeutung unmittelbar hinter der Einleitung zu Kap. 2.3 anzuordnen.
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K-2-502 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 427 einfügen:
Mitbestimmung in aktiven Nachbarschaften [Abschnitt sollte vorgezogen werden]

Begründung

Wir schlagen vor, die Abschnitte "Stadtquartiere der Zukunft" (Zeile 487-501, einschließlich des neu
beantragten Abschnitts zur IBA) und "Mitbestimmung in aktiven Nachbarschaften" (Zeile 502-523)
aufgrund ihrer übergreifenden Bedeutung unmittelbar hinter der Einleitung zu Kap. 2.3 anzuordnen.
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K-2-515 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 439 bis 446:
regelmäßig Bezirksentwicklungspläne und integrierte städtebauliche Entwicklungskonzepte 
aufzustellen(ISEK) aufzustellen und zu aktualisieren. Gemeinsam mit diversitätssensiblen
Beteiligungs- und Mitwirkungsstrukturen soll dadurch ein Raum für die öffentliche Diskussion über
Projekte der Stadtentwicklung geschaffen werden, um beispielsweise Maßnahmen für soziale und
grüne Infrastruktur, den Klimaschutz oder die Verkehrswende erfolgreich begleiten zu können. Bei der
Planung von neuen Quartieren soll zudemdem demografischen und kulturellen Wandel durch neue
Wohnformen Rechnung getragen werden und der Wohnungsbedarf von Gruppen mit besonderen
Schwierigkeiten auf dem Wohnungsmarkt, wie Alleinerziehenden, Menschen mit Behinderung,
Studierenden, Geflüchteten, psychisch Kranken, Älteren und großen Familien, bedacht werden. Dabei
sollen deutlich größere Wohnkontingente von sozialen Trägern 

Begründung

Anreicherung des Abschnitts um relevante Ergänzungen - mit dem Ziel, ein vollständiges Bild zu
zeichnen.
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K-2-1016 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 940 bis 942 einfügen:
An der Friedrichstraße haben wir es vorgemacht und weitere Straßen werden folgen. Um Kieze vom 
Auto-Durchgangsverkehr zu befreien, wollen wir auch in der nächsten Legislatur viele neue Kiezblocks
schaffen.

Begründung

Klarstellung, um welchen Durchgangsverkehr es geht. Fahrrad-Durchgangsverkehr ist kein Problem.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-203-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Tarek Massalme (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 127 bis 129 einfügen:
Prozent bis 2035 erhöhen. Wir wollen gesetzlich festschreiben, dass der Einbau von Solaranlagen zur
Strom- und Wärmegewinnung bei Neubauten und dem Ausbau von vorhandenen Gebäuden 
verpflichtend wird. Die Stadtwerke Berlin werden für alle geeigneten bezirklichen Bestandsgebäude
Solarpakete sowie 

Begründung

Um die Energiewende im Bereich Photovoltaik flächendeckend voranzubringen, müssen vor allem die
Dächer im baulichen Bestand aktiviert werden. Insbensondere beim Ausbau von Dachgeschossen und
der Aufstockung vorhandener Gebäude müssen wir eine Photovoltaikanlage auch für private
Bauherr*innen gesetzlich fordern.

Unterstützer*innen

Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); David Tischer (KV Berlin-Mitte);
Alexandra Bendzko (KV Berlin-Mitte); Isabelle Schellenberger (KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV Berlin-
Mitte)
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K-2-360-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Bündnis 90/ Die Grünen Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 284 bis 285 einfügen:
Fläche konsequent und ortsnah durch eine entsiegelte Fläche ausgeglichen werden muss.
Ausgleichszahlungen dürfen nur im absoluten Ausnahmefall möglich sein. Wir wollen einen Berliner
Naturcent einführen, der sich aus dem Grundsteueraufkommen speist. Die Einnahmen fließen in die
Pflege von Parks und Naturschutzgebieten.

Begründung

Wir Grüne haben das Projekt in den akteuellen Koa.vertrag hineinverhandelt. Dennoch macht die SPD
aktuell nicht mit bzw. verhindert das Projekt. Ziel dieses Projektes ist es, trotz des Wachstums der Stadt
die Grün- und Lebensqualität zu erhalten und zu verbessern.
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K-2-931 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 855 bis 865:
Die Zahl der wirtschaftlich und wissenschaftlich genutzten Tiere wollen wir stetig reduzieren und
Tierversuche so weit wie möglich durch Alternativmethoden ersetzen. Berlin soll
Forschungshauptstadt für Ersatzmethoden werden. Wirtschaftliche Interessen dürfen nicht länger über
dem Tierschutz stehen. Wir wollen verstärkt die Versuchsvorhaben mit Tieren kontrollieren und
gesetzlich verpflichtend dokumentieren. Darüber hinaus werden wir gemeinsam mit der Wissenschaft
konkrete Ausstiegsfahrpläne für Tierversuche entwickeln und die Landesförderungen von
Forschungsvorhaben an die Bedingung knüpfen, Alternativen zu erarbeiten. Tierversuche an Primaten
darf es nicht geben. Wir haben die Berliner Tierversuchskommission paritätisch mit Vertreter*innen
aus der Wissenschaft und des Tierschutzes besetzt und mit geeigneten Mitteln, beispielsweise durch
den Aufbau von Datenbanken, auf die Vermeidung von Doppel- und Wiederholungsversuchen
hingewirkt.im Sinne der 3R, Reduce, Replace, Refine, so weit wie möglich durch Alternativmethoden
ersetzen. Berlin soll Forschungshauptstadt für Ersatzmethoden werden. Das Festhalten an gängiger
Forschungspraxis und wirtschaftliche Interessen dürfen nicht länger über dem Tierschutz stehen.
Dafür haben wir die Berliner Tierversuchskommission in einem ersten Schritt paritätisch mit
Vertreter*innen aus der Wissenschaft und dem Tierschutz besetzt. Über eine gesetzlich verankerte
Dokumentationspflicht wollen wir den Aufbau von Datenbanken weiter fördern und auf die
Vermeidung von Doppel- und Wiederholungsversuchen hinwirken. Verstärkte Kontrollen sollen Tiere in
Versuchsvorhaben besser schützen. Gemeinsam mit der Forschung werden wir konkrete
Ausstiegsfahrpläne für Tierversuche entwickeln und die Landesförderungen von Forschungsvorhaben
an die Bedingung knüpfen, Alternativen zu nutzen, zu erarbeiten und weiterzuentwickeln .

Begründung

Hier braucht es eine Klarstellung mit dem Fachbegriff 3R, um nicht den politischen Konkurrenten in
die Hände zu spielen und Grüne Erfolge aufgezeigt werden: Berlin soll Hauptstadt der Alternativen für
Tierversuche werden, damit wir das Know-How für bessere Forschungsmethoden zuerst erproben und
dann weit über die Landesgrenzen hinaus etablieren können. Wissenschaft funktioniert global und
Berlin ist der wichtigste Wissenschaftsstandort Deutschlands. Das müssen wir nutzen: Damit es nicht
nur zu Ausweichbewegungen an andere Forschungsstandorte kommt und Tiere dann halt woanders
„verbraucht“ werden, wollen wir keine Verbotsdebatte führen aber eine größere Verbindlichkeit
einführen. Grün hat diese Legislatur wichtige Fortschritte erreicht, die wir weiter vorantreiben wollen.
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K-2-940 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 864 bis 865 einfügen:
Tierschutzes besetzt und mit geeigneten Mitteln, beispielsweise durch den Aufbau von Datenbanken,
auf die Vermeidung von Doppel- und Wiederholungsversuchen hingewirkt. Wissen über
Alternativmethoden zu Tierversuchen soll bereits in grundständigen Studiengängen vermittelt und die
Forschung mit humanen Proben durch unterstützende Strukturen gestärkt werden.

Begründung

Notwendige Klarstellung, da Grüne dort oft angegriffen werden: Bei betroffenen Studiengängen sollen
auch die Alternativmethoden zu Tierversuchen fest zum Curriculum gehören, zusammen mit der
kritischen Auseinandersetzung über Ethik sowie die Grenzen versus Nutzen von Tierversuchen.
Gleichzeitig solln z.B. keine Veterinären aus dem Studium gehen, ohne einmal am Tier agiert oder
seziert zu haben
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K-2-102-5 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 26 bis 28 einfügen:
um auch auf den Dächern der Stadt zu 100 Prozent auf erneuerbare Energien umzusteigen. Zukünftig
soll auf allen Neubauten verpflichtend eine Solaranlage installiert werden. Ebenso verpflichtend wird
es, alle Dächer von Neubauten zu begrünen. Dachbegrünungen sind insbesondere mit
Photovoltaikanlagen sehr gut kombinierbar, da durch die Beschattung die Austrocknung der
Vegetationsschicht vermindert wird. Die Berliner Stadtwerke werden für fast alle Bezirke Solarpakete
schnüren, haben die Kälte- und 

Begründung

Dächer sollten multifunktional genutzt werden. Gerade beim Neubau sollten inzwischen
jahrzehntelang bewährte Kombinationslösungen zum Standard werden. So wird nicht nur mit
erneuerbarer Stromproduktion, Regenwasserrückhalt, Abflußverzögerung und Verdunstungskälte den
Erfordernissen der Klimaanpassung, sondern gleichzeitig dem Artenschutz Rechnung getragen.

Unterstützer*innen

Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Katrin Reuter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Brigitte
Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-2-276 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 200 bis 201 einfügen:
die Antragstellung verfügen. Darüber hinaus wollen wir die bezirklichen Bildungs-, Beratungs- und
Weiterbildungsmöglichkeiten im Bereich Klimaschutz und nachhaltiger Techniken des
Wassermanagements, der Begrünung und der Grünpflege deutlich ausweiten.

Begründung

Eine Konkretisierung des Schlagwortes "Klimaschutz" ist hier angebracht, zumal wir alleine in Berlin
drei universitäre Ausbildungsstätten für solche Ingenieurs- und Architekten-Leistungen haben, die
entsprechende nachhaltige Techniken beinhalten. Das fachliche Wissen für Klima- + Artenschutz sowie
die für den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen erforderlichen Anpassungen ist gerade in Berlin
im Überfluss vorhanden. Schließlich wurde die "Stadtökologie" hier als wissenschaftliche Disziplin
erfunden. Es wäre also schön, wenn dieses Wissen auch stärker in die Breite getragen wird. Denn den
sozialen und ökologischen Umbau unserer Stadt schaffen wir nur zusammen.

Unterstützer*innen

Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Katrin Reuter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Brigitte
Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-2-296-4 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 220 bis 222 einfügen:
dem Klimawandel die Stirn bieten zu können, müssen wir diesen Einsatz verstetigen und weiter
ausbauen. Wir wollen die Bewässerung und das Pflanzen von Straßenbäumen ausbauen. Vorrang muss
der Erhalt von Bestandsbäumen haben. Unser Ziel ist eine grüne Null bei den Straßenbäumen: Künftig
müssen jährlich mindestens genauso viele 

Begründung

Vorbehaltlich ihrer Gesundheit und Standfestigkeit muss der Erhalt von Bestandsbäumen Vorrang vor
Neupflanzungen haben, da längere Lebenszeiten von Straßen-/ Stadtbäumen unter den schwierigen
Bedingungen nur mit viel Pflege und Aufwand zu erreichen sind. Diese Vorrangstellung sollte bei allen
Planungen und Bauvorhaben berücksichtigt werden. Denn gerade die Planung kann
ressourcenschonend auf den Bestand Rücksicht nehmen, damit Eingriffe in das Biovolumen von
vorneherein vermieden werden können und bei Umgestaltungen sowohl Eingriffe als auch Kosten
minimiert werden können.

Unterstützer*innen

Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Katrin Reuter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-2-082 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND BERLIN
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 6 bis 9:
gesundheitlichen Problemen – besonders Ältere, kleine Kinder und sozial Benachteiligte. Diese
extremen Wetterlagen werden noch stärker zunehmen. Es ist deshalb zentral, Berlin fit für die
Klimakrise zu machen und auch auf Klimaanpassung zu setzen.Es ist deshalb zentral, Berlin in der
ganzen Stadt auf die Folgen der Klimakrise vorzubereiten. Wir wollen den Umbau Berlins
vorantreiben: zu einer Metropole, in der ökologische Verantwortung, moderne 

Begründung

Ursprungssatz klingt zynisch :(
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K-2-337 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 261 bis 263:
der Gründung einer Regenwasseragentur und dem „1.000 Grüne Dächer“-Programm haben wir diesen
Weg bereits eingeschlagen. Dadurch können Starkregenereignisse leichter weggestecktabgepuffert
und das Wasser für Dürrezeiten kann effizienter gespeichert werden. Ein Hauptproblem bleibt aber die

Begründung

Der richtige Fachausdruck an dieser Stelle umschreibt den Umstand, dass durch Gründächer das
Regenwasser zurückgehalten, bzw. extreme Niederschlagsspitzen (ganz viel Wasser in sehr kurzer Zeit)
zeitverzögert an die Kanalisation abgegeben werden. Damit wird die Kanalisation weniger
beansprucht bzw. nicht durch Starkregenereignisse überflutet. Das verhindert Schäden an der
Infrastruktur und trägt gleichzeitig auch zur Klimaverbesserung durch Verdunstungskälte bei.

Unterstützer*innen

Katrin Reuter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Nicole Holtz
(KV Berlin-Reinickendorf); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-2-496 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 420 bis 422 einfügen:
Klimaschutzmaßnahmen, Grün- und Straßenumbau zu entwickeln. Dies wird mit
Bürger*innenbeteiligung, wirklicher Partizipation bei Planung und Umsetzung und diversitätssensiblen
Mitwirkungsstrategien verbunden. Neue Quartiere müssen von Anfang an gemeinwohlorientiert,
autofrei, klimaneutral und 

Begründung

Partizipation bei Planung und Umsetzung ist eine Form der Aneignung des eigenen Umfeldes und
ermöglicht die wirkliche Teilhabe. Es ist gleichzeitig Verortung und Einbindung. Wenn wir unsere Stadt
gemeinsam Umbauen, wird die zunächst abstrakt wirkende "ökologisch-soziale Transformation"
lebenswirklicher Identifationspunkt und damit Heimat. Partizipation ist gleichzeitig verbindend und
damit unsere Demokratie festigend, praktisch unbezahlbar.

Unterstützer*innen

Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-2-256 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-2

Nach Zeile 181 einfügen:
Bei der Planung von städtischen Projekten wollen wir zur Ermittlung der Umweltkosten eine 
generationengerechte CO2eq-Bepreisung gemäß den Kostensätzen des Umweltbundesamtes
ausweisen, dafür soll kurzfristig in Pilotprojekten das Verfahren trainiert werden. In einem zweiten
Schritt wollen wir die Erfassung der Kosten und Mengen des Berliner CO2eq –Ausstoßes, wenigstens
aufgeteilt nach den Sektoren Gebäude, Energie, Verkehr und allgemeines Beschaffungswesen, mit der
Hilfe der Kostenrechnung der Berliner Verwaltung vornehmen. Parallel hierzu soll unter Federführung
der zuständigen Senatsverwaltung unter Einbeziehung der Bezirke auf Augenhöhe ein CO2eq-
Controlling aufgebaut werden.

Begründung

Grundlage einer 1,5-Grad-kompablen Landespolitik ist eine Ausweisung der verursachungsgerechten
Klimafolgekosten öffentlicher Finanzen. Die vorgenommene Ergänzung erfolgt auf Basis unseres
Beschlusses vom Landesausschuss am 16.12.21:

https://gruene.berlin/fileadmin/BE/lv_berlin/LV_Berlin_Dokumente/Landesausschuss/
2020_12_Landesausschuss/
2020_12_16_la_vrl.beschluss_klimachutz_in_die_landesfinanzierung_integrieren.pdf

Unterstützer*innen

Mathias Kissling (KV Berlin-Mitte); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Carolin Schenuit (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Rainer Penk
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Felix Märtin (KV Berlin-Pankow); Heiko Glawe (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Mats Kröger (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Astrid Bialluch-Liu (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Anke Lemke (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Philip
Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-
Reinickendorf); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Gudrun Pinn (KV Berlin-Kreisfrei); Grischa
Steffin (KV Potsdam); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annabelle Wolfsturm (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jürgen Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Julie Habersetzer (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sibylle C.
Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Rico Schulze (KV
Berlin-Mitte); Kay Geißler (KV Berlin-Mitte); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-256-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 181 bis 182 einfügen:
Verursachergerechte Kosten und damit kalkulierte Preise für CO2-Emissionen schaffen Transparenz
und ermöglichen kosten- und klimaoptimale Emissionsminderungen. Wir setzen uns dafür ein, dass die
Klimakrise auch als Notsituation im Sinne der Haushaltsgesetzgebung eingestuft wird. Somit können
Investitionen zur CO2-Vermeidung bis zur Höhe eines generationengerechten CO2-Preises des
Umweltbundesamtes nicht durch die Schuldenbremse ausgebremst sondern vorgenommen werden.

Unterstützer*innen

Mathias Kissling (KV Berlin-Mitte); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Carolin Schenuit (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Martin Krause
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Rainer Penk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Felix Märtin (KV
Berlin-Pankow); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Mats Kröger (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Astrid Bialluch-Liu (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Philip
Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-
Reinickendorf); Gudrun Pinn (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Michael Zeller (KV Berlin-
Pankow); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Rico Schulze (KV Berlin-Mitte); Kay Geißler (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-271 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: KV Treptow-Köpenick
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 195 bis 199 einfügen:
erweitern, damit Bezirke für klimafreundliches und ressourcenschonendes Handeln nicht mehr
finanziell bestraft, sondern belohnt werden. In allen[Leerzeichen]Bezirken sollen schnellstmöglich 
Klimaschutzmanager*innen zum Einsatz kommen, die das Klima-Budget im jeweiligen Bezirk
kontrollieren und in allen Ämtern etablieren sowie Hand in Hand mit den Beteiligungsreferaten
arbeiten. Das Klimaschutzmanagement ist mindestens mit einer Fachkraft mit technischem Know-How
und einer Fachkraft für Klima-Governance zu besetzen, sodass das Klimaschutzmanagement einen
ganzheitlichen Ansatz unter technischen, ökologischen und sozialen Gesichtspunkten berücksichtigt.
Damit die Bezirke stärker als bisher die Mittel aus dem BEK in Anspruch nehmen, müssen sie über
ausreichend personelle Ressourcen für 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-212 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: KV Treptow-Köpenick
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 136 bis 137 einfügen:
wollen wir fortführen und weiter ausbauen, denn gerade bei Ein- und Zweifamilienhäusern sind
Speicher die sinnvolle Ergänzung zur Photovoltaik-Anlage auf dem Dach. Dabei unterstützen wir
Mieter:innenstromanlagen

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-529 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 453 bis 455:
nachhaltigen Stadtplanung entgegen. Wir lehnen daher den Bau neuer Shopping-Malls ab und setzen
uns dafür ein, dass für Einkaufszentren mit wirtschaftlichen Problemen zurückgebaut werden.
Neueneue Nutzungskonzepte müssen geprüft und vom Land unterstützt werden.

Begründung

Intakte Gebäude abzureißen verschwendet Ressourcen und ein Neubau belastet das Klima erneut.
Durch Umbauten können Einkaufszentren neu und divers genutzt werden und Umweltbelastungen
gering gehalten werden.

Unterstützer*innen

Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Julius Hassemer (KV Berlin-Lichtenberg); Stephanie
Stockklauser (KV Berlin-Lichtenberg); Justus Schöller (KV Berlin-Lichtenberg); Stefan Taschner (KV
Berlin-Lichtenberg); Alexandra Heimerl (KV Berlin-Lichtenberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-450 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie Berlin/Brandenburg
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 374 bis 377:
bei der Modernisierung von Häusern müssen deshalb zukünftig ökologische und energieeffiziente
Dämm- und Baustoffe wie Hanf, Stroh, Holz, Lehm, Naturstein oder RecyclingbetonNaturstein genutzt
werden. Mit der Verwaltungsvorschrift zur umweltfreundlichen Beschaffung haben wir hier für
öffentliche Bauvorhaben wichtige Weichen gestellt. Was nun 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-708 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 632 bis 638:
Die klima- und gesundheitsschädlichen fossilen Verbrenner sollen bis 2030 aus der Innenstadt und bis
2035 aus ganz Berlin verschwinden. Die verbleibenden Autos fahren emissionsfrei, somit wird der
Verkehr komplett CO2-freiFahrzeuge werden emissionsfrei angetrieben. Schon heute sind zweckmäßig
und stadtverträglich dimensionierte Elektroautos vielfach eine sinnvolle Alternative zum
Verbrennungsmotorfür alltägliche Transportaufgaben. Deshalb unterstützen wir den Umstieg auf 
ElektroautosElektrofahrzeuge und den Ausbau der Ladeinfrastruktur. Bis 2022 sollen 2.000 öffentliche
Ladepunkte in der Stadt aufgebaut sein. Damit wäre Berlin deutschlandweit Spitzenreiter. Dennoch
sollte das Auto in der Innenstadt nicht mehr die Norm, sondern nur noch die Ausnahme 

Begründung

Unzutreffende und leicht missverständliche Aussagen zu Elektroautos sollten vermieden werden: Auch
Elektrofahrzeuge verursachen gesundheits und umweltbelastende Emissionen im Betrieb (z.B.
Reifenabrieb u.a) Bei der Betrachtung von CO2-Emissionen des Verkehrs muss auch die graue Energie
der Fahrzeugherstellung und Breitstellung der Infrastrukturen einbezogen sein, die bei
Batteriegetriebenen Autos bei gleicher Größe sogar höher ausfällt als bei vielen Verbrennern. Für
Klima- und Umweltentlastung kommt es außerdem auch generell auf Fahrzeuggrößen und Gewichte
an: Bei derzeit immer größeren und schwereren Fahrzeuge bringt auch ein Antriebswechsel nicht die
notwendige Klimaentlastung. Wir sollten solchen Illusionen nicht durch kurzschlüssige Aussagen in
unserem Wahlprogramm Vorschub leisten.

Unterstützer*innen

Elfi Jantzen (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Frank Geraets (KV Berlin-Kreisfrei); Friedemann
Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Delphine Scheel (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Herbert
Thienpont (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Cornelia Biermann-Gräbner (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susanne
Jahn (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-634 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 558 bis 569:
alle Berliner*innen eine schnell erreichbare Haltestelle vor ihrer Tür bekommen, die Tickets günstiger
werden und die U-Bahn häufiger kommt. Hierfür gibt es verschiedene Instrumente, wie eine City-Maut,
die Ausweitung von Parkgebühren, eine Nahverkehrs- oder Touristenabgabe. Welche Option für Berlin
am besten passt und die größte ökologische und soziale Wirkung entfalten kann, wollen wir im Dialog
mit der Wissenschaft und der Stadtgesellschaft weiter erarbeiten. Dabei gilt für uns der Grundsatz: Der
Geldbeutel darf nicht darüber entscheiden, wer guten Zugang zur Innenstadt hat. Deshalb muss jede
Maßnahme so ausgestaltet sein, dass sie sowohl einen ökologisch nachhaltigen Effekt für Berlin hat
als auch Mobilität für Menschen mit wenig Geld gewährleistet. Menschen, die auf ihr Auto angewiesen
sind, wie Pflegedienste oder Handwerker*innen, werden künftig sogar noch einfacher in die Stadt
kommen, da weniger Autos auch weniger Stau bedeuten. So vereinen wir neue Freiräume und
Mobilität für alle.

Zur Finanzierung der zahlreichen ÖPNV-Investitionen wurden verschiedene Instrumente in einer
Studie, im Auftrag von SenUVK, untersucht. Als rechtlich umsetzbar, finanziell ergiebig und mit
kurzfristig verkehrsreduzierender Wirkung haben sich eine sozial-ökologische Citymaut und die
Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung herausgestellt. Deshalb wollen wir mit der Wissenschaft
und Stadtgesellschaft über konkrete Einführungs- und Ausgestaltungsmöglichkeiten in den Dialog
darüber eintreten. Wichtig ist, dass die Mobilität für alle Berliner*innen gewährleistet und bezahlbar
bleibt. Mit weniger Autoverkehr werden diejenigen die auf das Auto abgewiesen sind, wie z.B.
Pflegedienste oder Handwerker*innen , einfacher in der Stadt vorankommen, da weniger Autos auch
weniger Stau bedeuten. So vereinen wir neue Freiräume und Mobilität für alle.

Unterstützer*innen

Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Claudia Schlaak (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Katrin
Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sophia van Vügt (KV Berlin-Neukölln); Amrei
Münster (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Julian-Andre Kluge (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Manfred
Herrmann (KV Berlin-Neukölln); Andrea Gerbode (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Beatrix Kaltenmaier
(KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-733-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 657 bis 663:
sollen die Wohnstraßen so hergerichtet werden, dass zum Beispiel auch auf Kopfsteinpflaster sicheres
und bequemes Radfahren möglich ist.[Zeilenumbruch]
Zur BeschleunigungErleichterung des Ausbaus der Radinfrastruktur wie auch der ÖPNV-
Beschleunigung und Verbesserungen für den Fußverkehr soll die Zuständigkeit bei derfür die Planung
und Umsetzung des Radverkehrsaller Maßnahmen an allen Hauptstraßen und bei Straßen, die das
Rad-Vorrangnetz betreffen, von den Bezirken gänzlich an den Senat übergehen. Im Gegenzug sollen
die Bezirke von Anfang bis Ende für die Nebenstraßen zuständig sein. Dabei ist entscheidend, dass das
Gelddie Verfügung über die betreffenden Haushaltsmittel der Aufgabe folgtAufgabenzuständigkeit
zugeordnet ist und zukünftig keine Doppelzuständigkeiten mehr bestehen. Ebenso wollen wir die
Anzahl der 

Begründung

Die beabsichtigte und sinnvolle klare Zuständigkeitstrennung zwischen SenUVK und Bezirken muss
eindeutig sein, wenn sie künftig (allerdings leider erst wirksam nach Aufbau bisher noch nicht
vorhandener Verwaltungskapazitäten bzw. -einheit bei SenUVK...) zu einer schnelleren Umsetzung der
Maßnahmen zur Verkehrswende führen soll. D.h. dass hierbei nicht der Radverkehr separat betrachtet
werden darf, sondern jeweils nur die Konzentration der möglichst umfassende Zuständigkeit für den
ganzen Straßenraum und alle Maßnahmen und Verkehrsarten jeweils im Hauptstsraßen- und
Nebenstraßennetz wirklich zielführend wäre, um ewig lange Abstimmungsprozeduren zu verkürzen,
Verantwortlichkeiten transparent zu machen und der Neigung zu Verwaltungs-Ping-Pong und
Schwarze-Peter-Spielen zu begegnen.

REDAKTIONELLER Ergänzungsvorschlag: Die beiden an die geänderte Passage anschließenden Sätze,
die sich wiederum nur auf den Radverkehr beziehen, sollten vor diesen Absatz betr. die klare
Zuständigkeitsverteilung gezogen werden.

Unterstützer*innen

Alexander Kaas Elias (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Elfi Jantzen (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Julia Gerometta (KV Berlin-
Pankow); Franziska Eichstädt-Bohlig (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-342-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Astrid Bialluch-Liu (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 266 bis 268 einfügen:
wie Straßen, Parkplätze oder Schulhöfe identifizieren, um sie von Beton und Asphalt zu befreien und
für einen besseren Regenrückhalt zu sorgen. Zudem wollen wir an geeigneten Stellen sog.
"Regengärten"- z.B. mit Bäumen und Sträuchern bepflanzte Versickerungsflächen-anlegen, um neben
der Versickerung des Regenwassers auch eine bessere Verdunstung zur Kühlung der Stadt in
Hitzesommern zu erreichen. Dazu werden wir ein landesweites Entsiegelungsprogramm auflegen und
eine jährliche Zielmarke festlegen. Das bestehende 

Begründung

Gerade im Zuge des Umbaus unserer städtischen Infrastruktur zu einer Schwammstadt bedarf es
bepflanzter Versickerungsflächen, um zur Kühlung des Stadtklimas optimal beizutragen.

Unterstützer*innen

Annabelle Wolfsturm (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Marla Luther (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Mariann Heymann (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Nils Brummund (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Dennis Mateskovic (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Renate Giese
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Rainer Penk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Thiele (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Andreas Rietz (KV
Berlin-Reinickendorf); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf); Frank Schmuntzsch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-949 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Julian Schwarze (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 873 bis 874 einfügen:
hat uns noch einmal vor Augen geführt, wie wichtig der Tourismus als Wirtschaftsfaktor für Berlin ist,
doch ein „Weiter so“ wie bisher kann es in Berlin nicht geben. Die Zeit jetzt muss genutzt werden, um
die bestehenden Probleme anzugehen, damit auch in den belasteten Kiezen die Akzeptanz wieder
steigt. Eine erfolgreiche Tourismuspolitik bemessen wir nicht anhand von immer höheren
Besucher*innenrekorden, sondern sie bedeutet für uns auch eine aktive Stadtentwicklungspolitik, die
lenkt und gestaltet.

Unterstützer*innen

Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Stephanie Stockklauser (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Billig (KV
Berlin-Pankow); Susanne Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Frank Bertermann (KV Berlin-Mitte); Mats Kröger
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-950 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Julian Schwarze (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 875 bis 877:
Denn der Tourismus hat aber auch seine Schattenseiten. In vielen Kiezen der Innenstadt ist der Unmut
über massiv steigende Tourist*innenzahlen sehr groß. Ferienwohnungen, Lärm, Müll und 

Von Zeile 880 bis 882 einfügen:
aber wir brauchen einen stadtverträglichen Tourismus, der die Anwohnenden möglichst nicht belastet
und sie mit ihren Bedürfnissen einbezieht sowie ökologisch nachhaltig ist. Mit dem Tourismuskonzept
2018+ für Berlin haben wir dafür konkrete Ziele festgelegt. Touristenströme sollen stärker entzerrt
werden: von den 

Unterstützer*innen

Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Stephanie Stockklauser (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Billig (KV
Berlin-Pankow); Susanne Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Frank Bertermann (KV Berlin-Mitte); Mats Kröger
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-962 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Julian Schwarze (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 886 bis 888 einfügen:
schaffen. Mit einem Hotelentwicklungsplan wollen wir in Zukunft die innerstädtischen Bezirke
entlasten und eine stärkere Steuerung des Beherbergungswesens erreichen. Wir wollen, dass sich die
Genehmigung neuer Hotels zukünftig an der Stadtverträglichkeit und der Zahl bereits vorhandener
Betriebe vor Ort orientiert. Mehr noch: wir brauchen dringend ein Moratorium für neue Hotels und
Hostels in der Innenstadt. Auch bereits geplante Standorte müssen überprüft und wo nötig, möglichst
verhindert werden. Die illegale Umnutzung von Wohnraum als Ferienwohnung muss endlich strenger
kontrolliert werden. Durch den Massentourismus geraten die oft bunt gemischten
Einzelhandelsstrukturen in den Kiezen unter Druck, Gewerbemieten steigen und das Angebot richtet
sich immer mehr an der Nachfrage der Besucher*innen aus. Wir wollen deshalb gastronomische oder
touristische Monostrukturen verhindern, damit unsere Kieze lebenswerte Orte bleiben. Große Ziele
verlangen ein beherztes Anpacken. Deswegen haben wir angefangen, VisitBerlin von einer 

Unterstützer*innen

Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Stephanie Stockklauser (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Billig (KV
Berlin-Pankow); Frank Bertermann (KV Berlin-Mitte); Mats Kröger (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-968 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Julian Schwarze (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 892 bis 894 einfügen:
aus den verschiedenen Bezirken besser bei der Umsetzung des neuen Tourismuskonzeptes
einzubinden. Diese Beteiligung wollen wir weiter ausbauen. Außerdem wurden den Bezirken mehr
finanzielle Mittel an die Hand gegeben, um vor Ort gezielt Maßnahmen umsetzen zu können – was wir
nochmal deutlich verstärken wollen.

Unterstützer*innen

Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Stephanie Stockklauser (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Billig (KV
Berlin-Pankow); Frank Bertermann (KV Berlin-Mitte); Mats Kröger (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-984 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Julian Schwarze (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 908 bis 910 einfügen:
gezeigt, wie ökologischer Wassertourismus in Berlin aussehen kann. Wir wollen den Einsatz solcher
Solarschiffe zukünftig noch stärker fördern. Auch die Hop-on-Hop-off-Busse wollen wir auf
umweltfreundliche Antriebssysteme umstellen. Um das Zuparken des öffentlichen Raums zu beenden
und Verkehrsimmissionen zu vermindern, wollen wir ein stadtweites Konzept zur Entzerrung des
Reisebusverkehrs umsetzen. Außerdem möchten wir die Einnahmen aus der Berliner City-Tax stärker
für die Gestaltung hin zu einem stadtverträglichen und 

Unterstützer*innen

Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Stephanie Stockklauser (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Billig (KV
Berlin-Pankow); Frank Bertermann (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-976 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Julian Schwarze (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 900 bis 901 einfügen:
Touristenaufkommen oder viel Durchgangsverkehr haben einen hohen Wert für die ganze Stadt – es
ist nicht gerecht, die Anwohnenden mit den Mehrkosten dafür alleinzulassen, sie sollen stattdessen
vom Land übernommen werden.

Unterstützer*innen

Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Stephanie Stockklauser (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Billig (KV
Berlin-Pankow); Frank Bertermann (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-229 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 153 bis 155:
regenerativen Quellen in ein Nahwärmenetz einzuspeisen und lokal zu verteilen. Den rechtlichen
Rahmen und Startpunkt bietet hierfür soll das 2021 eingeführte Berliner Erneuerbare-Wärme-Gesetz
bieten. In diesem Zusammenhang wollen wir gleichzeitig einen sozial-ökologischen
Sanierungsfahrplan einführen. 

Begründung

Das EWG muss schnell und deutlich vor der Wahl bereits umgesetzt werden. Es ist bereits zu viel
wertvolle Zeit im Kampf gegen die Klimakrise, beispielweise 2 Jahre für eine Machbarkeitsstudie,
finanziert von Kohlekraftbetreiber Vattenfall, verloren gegangen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-092-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 16 bis 17 einfügen:
Planeten. Das Zeitfenster, sie ganz abzuwenden, haben wir bereits verpasst. Aber noch können wir die
schlimmsten Folgen abmildern, indem wir die globale Erdaufheizung auf höchstens 1,5 Grad
begrenzen. Dafür müssen wir jetzt handeln!

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-095-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 19 bis 21 einfügen:
Berlin muss und wird seinen Beitrag leisten, die Ziele des Pariser Klimaabkommens einzuhalten. Dafür
ist es notwendig, auf den 1,5-Grad-Pfad zu kommen und bis 2030 klimaneutral zu werden. Deshalb
haben wir Grüne in den letzten Jahren in der rot-rot-grünen Koalition – auch gegen Widerstände –
eine 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-101-8 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 25 bis 28 einfügen:
Bundesland die Klimanotlage ausgerufen hat. Wir wollen die gesetzlichen Grundlagen schaffen, um
auch auf den Dächern der Stadt durch die Tatkräftigkeit der Bürger*innen zu 100 Prozent auf
erneuerbare Energien umzusteigen. Zukünftig soll auf allen Neubauten verpflichtend eine Solaranlage
installiert werden, beim Bestand soll die Installation bei Sanierung erfolgen. Die Berliner Stadtwerke
werden für fast alle Bezirke Solarpakete schnüren, haben die Kälte- und 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-112 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 36 bis 38:
erneuerbaren Energien sozial gerecht fort, damit wir bis spätestens 2030 alle KohlekraftwerkeKohle-
und Gaskraftwerke in Berlin vom Netz nehmen können und Berlin somit auf den 1,5-Grad-Pfad
bringen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-192 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 116 bis 120:
zu erreichen. Klimaschutz muss deshalb Verfassungsrang in unserer Stadt bekommen. In der
kommenden Wahlperiode werden wir uns in Verhandlungen dafür einsetzen, mindestens ein weiteres
Kohlekraftwerk abzuschalten und dadurch jährlich fast eine halbe Million Tonnen CO2 einzusparen, bis
2030 sollen alle Kohlekraftwerke vom Netz gehen.alle Kohlekraftwerkeabzuschalten und dadurch
jährlich fast eine halbe Million Tonnen CO2 einzusparen, bis 2030 sollen alle Gaskraftwerkevom Netz
gehen. Die energetische Gebäudesanierung wollen wir deutlich ausbauen. Die Berliner Stadtwerke
werden weiterwachsen 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-143 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 67 bis 69:
Wir wollen, dass dann, wenn der Flugverkehr wieder zunimmt, Menschen dennoch in Ruhe schlafen
können. Deshalb muss am BER ein striktes Nachtflugverbot zwischen 22 und 621und 8 Uhr gelten.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-174 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 98 bis 104:
der Gesundheit. Bereits jetzt ist absehbar, dass wir in Zukunft mit noch weniger Regen und längeren
Hitzeperioden zu kämpfen haben werden. Deshalb müssen viele Flächen entsiegelt und gerecht
verteilt werden, damit der wenige Regen vor allem dort nutzbar gemacht werden kann, wo er fehlt. Die
Gründung der Regenwasseragentur war dafür ein erster wichtiger Schritt. Mit dem Programmden
Programmen „1.000 Grüne Dächer“Dächer und Fassaden“, 1.000 Baumscheibenpat*innen oder dem
Berliner Energie- und Klimaschutzprogramm werden bis auf die zivilgesellschaftlicheauch in der
zivilgesellschaftlichen Ebene der Ausbau des Stadtgrüns und der Klimaschutz gefördert. Mit der
„Charta Stadtgrün“ haben wir einen Plan vorgelegt, wie zukünftig die 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-183 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 107 bis 109 einfügen:
für die Baum- und Parkpflege massiv erhöht. Durch die Stadtbaumkampagne konnten 10.000
zusätzliche Straßenbäume in Berlin gepflanzt und in die Strukturen in den Grünflächenämtern
investiert werden. Diese Strukturen werden wir weiter ausbauen, um die Anzahl der Straßenbäume in
Berlin mindestens zu halten und nachhaltig um jährlich 3% bis 5% zu steigern. Mit dem
Kleingartenentwicklungsplan 2030 haben wir fast alle Kleingärten für die kommenden Jahre
geschützt und wir werden uns 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-202 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 126 bis 129 einfügen:
Berlins. Die Stadt kann dadurch ihren Anteil von derzeit 1 Prozent Solarstrom auf knapp 25 Prozent bis
2035 erhöhen. Wir wollen gesetzlich festschreiben, dass ab sofort der Einbau von Solaranlagen zur
Strom- und Wärmegewinnung bei Neubauten, sowie beim Bestand bei Sanierung verpflichtend wird.
Die Stadtwerke Berlin werden für alle geeigneten bezirklichen Bestandsgebäude Solarpakete sowie 

Begründung

Was wir heute bauen, darf nicht morgen sanierungsbedürftig sein.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-205-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 129 bis 131:
Berlin werden für alle geeigneten bezirklichen Bestandsgebäude Solarpakete sowie Photovoltaik-
Lösungen für neue Quartiere und Neubauprojekte anbieten und umsetzen. Bis 20302026 sollen alle
öffentlichen Gebäude, auf denen das möglich und sinnvoll ist, mit Solaranlagen 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-217 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 141 bis 143 einfügen:
stärker direkt oder indirekt gefördert werden. Die Mieter*innenstrom-Projekte der Berliner Stadtwerke
sollen deutlich auf 10.000 Projekte ausgebaut werden. Mit all diesen Maßnahmen wollen wir die
Solarwende einleiten.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-218 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 142 bis 143 einfügen:
Stadtwerke sollen deutlich ausgebaut werden. Mit all diesen Maßnahmen wollen wir die Solarwende
einleiten. Speicher müssen massiv ausgebaut werden. Dafür wollen wir Flächen ausweisen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-222 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 146 bis 148:
Hier wollen wir den Treibhausgasausstoß der Hauptstadt massiv reduzieren. Dazu soll die 
kohlebetriebenefossile kohle- und gasbetriebene Fernwärmeerzeugung beendet werden. Wir halten
am Ziel fest, die Kraftwerke bis 2035 komplett auf klimafreundliche Energieerzeugung umzustellen.
Neben der Fernwärme 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-091 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 15 bis 17 einfügen:
gefährdet. Die Klimakrise ist eine reale Gefahr für unsere Existenzgrundlage auf diesem Planeten.
Tausende Menschen verlieren ihr Zuhause und es werden von Tag zu Tag mehr. Es ist ungerecht, dass
gerade Menschen im globalen Süden sowie zukünftige Generationen, die am wenigsten zur Klimakrise
beigetragen haben, am stärksten die Folgen spüren müssen. Deshalb finden wir, dass gerade Berlin als
Hauptstadt eines Industrielandes die Verantwortung zukommt, die menschengemachte Klimakrise zu
stoppen. Das Zeitfenster, sie ganz abzuwenden, haben wir bereits verpasst. Aber noch können wir die
schlimmsten Folgen abmildern. Dafür müssen wir jetzt handeln!

Begründung

Globale Klimagerechtigkeit sollte auf der Agenda unseres Wahlprogrammes ganz oben stehen

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-183-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Martin Krause (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 107 bis 109 einfügen:
für die Baum- und Parkpflege massiv erhöht. Durch die Stadtbaumkampagne konnten 10.000
zusätzliche Straßenbäume in Berlin gepflanzt werden. Wir möchten darüber hinaus die Methoden für
die messdatenbasierte Bewässerungsempfehlung und -dokumentation für Straßenbäume stadtweit zur
Anwendung bringen, damit in längeren Dürrephasen eine fachgerechte und ressourcenschonende
Pflege ermöglicht wird. Dabei wollen wir möglichst alle Beteiligten und freiwillige Hilfskräfte
einbinden. Für diese Aufgabe und die Pflege der Straßenbaumstandorte werden wir die Fachbereiche
Grünflächen in den Bezirken personell stärken.

Begründung

Im aktuellen Text und der erwähnten„Charta Stadtgrün“ kommen die Straßenbäume bisher kaum vor.
Das soll hiermit ergänzt werden.

Im Januar hat SEN UVK über die Zielvereinbarung zur Stabilisierung des Bestandes an Straßenbäumen
informiert. Damit sind seit 2020 bis einschl. 2021 zusätzliche Mittel vorhanden, die im Prinzip auch für
Personal einsetzbar sind.

Neben der Beauftragung von Drittfirmen ist es wichtig, dass in des SGAs/ Fachbereich Grünflächen für
diese Aufgaben Fachpersonal erweitert wird, z.B. über Einstellungen oder Qualifizierungsmaßnahmen
für Langzeitarbeitslose. Außerdem sind Mittel und Personal für die bauliche Unterhaltung der
Straßenbaumstandorte erforderlich.

Mit der fachgerechten ressourcenschonenden Bewässerungsempfehlung ist gemeint, dass die
inziwischen entwickelten Messmethoden für die Bodenfeuchte *) und das Dokumentationstool „Gieß
den Kiez“ ausgebaut und von allen Beteilgten genutzt werden kann. Das Ziel ist, dass die
Wassermengen für besonders pflegebedürftige Bäume von Fachleuten eingetragen und dann
protokolliert werden.

Dieser Änderungsantrag entstand mit Astrid Bialluch-Liu und der AG-Klima Tempelhof-Schöneberg.

https://www.berlin.de/pflanzenschutzamt/stadtgruen/beratung/bewaesserungsempfehlung-fuer-
stadtbaeume/

https://www.giessdenkiez.de/

Unterstützer*innen

Astrid Bialluch-Liu (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-Mitte);
Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jörg Schwensen (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Robin Miller (KV Berlin-Mitte);
Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Manuela
Gabriel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-192-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 116 bis 119:
zu erreichen. Klimaschutz muss deshalb Verfassungsrang in unserer Stadt bekommen. In der
kommenden Wahlperiode werden wir uns in Verhandlungen dafür einsetzen, mindestens ein weiteres
Kohlekraftwerk abzuschaltenabschalten und dadurch jährlich fast eine halbe Million Tonnen CO2
einzusparen, bis 2030 sollen alle Kohlekraftwerke vom Netz gehen. Die energetische 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-250 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 175 bis 176 einfügen:
Damit Klimaschutz die Relevanz bekommt, die es aktuell nur für uns Grüne hat, wollen wir ein
ständiges Klima-Kabinett in Berlin einrichten. Für die Berliner Verwaltungen muss Klimaschutz zur
Querschnittsaufgabe werden. Wir wollen, 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-259 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 183 bis 186:
stellen. Das Klima-Budget ermöglicht einen zeitnahen und für alle transparenten Überblick über den
aktuellen Stand der Berliner CO2-Emissionen. Mithilfe dieser Daten kann genau ermittelt werdenist
stets transparent, ob der vereinbarte Einsparpfad eingehalten wird und welchen Anteil die
verschiedenen Sektoren daran haben. Den Berliner Klimaschutzrat wollen wir stärken und ihm 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-266 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 190 bis 192:
in klimapolitische Entscheidungen des Landes einbeziehen und dafür einen Klimabürger*innen-Rat
gründen. Das Berliner Energie- und Klimaprogramm (BEK) werden wir ausbauenzu einem
verbindlichen Maßnahmenpaket weiterentwickeln und dafür sorgen, dass die zur Verfügung gestellten
Mittel noch besser genutzt werden können.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-346 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Julia Gerometta (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 270 bis 273:
dem Vorbild Wiens wollen wir in Berlin mehrere „Kühle Meilen“ etablieren. Mit mehr Bäumen, Rank-
und Kletterpflanzen, Räume für geschützte Wildtierarten, zB Nistplätze für Vögel, mit
Trinkwasserbrunnen, Wasserspielen, Erfrischungsmöglichkeiten und ausreichend Sitzgelegenheiten für
Jung und Alt sowie entsiegelten Stellen und ausreichend SitzgelegenheitenRegenwasserrückhalt im
Boden. Mit Anwohnerbeteiligung schaffen wir in den Kiezen kleine Oasenso kühle Oasen der
Begegnung, die auch der Gesundheit und dem Hitzeschutz dienen. Dabei stärken wir die fossilfreie
Straßennutzung. Wir setzen die "Klimastrasse Hagenauer" als Pilotprojekt einer Kühlen Meile um.
Unser Ziel ist es, in der nächsten Wahlperiode in klimatisch belasteten Gebieten 20 Klimastrasse und
Kühle Meilen einzurichten.

Begründung

-Konkretisierung bzgl. Regenwasserrückhalt, Artenschutz und Umsetzung und dass die andere
Flächennutzung auch CO2-Minderungspotenziale hat weg. fossilfreiem Verkehr.

-Die Klimastrasse Hagenauer Str. hat reelle Chancen auf schrittweise Umsetzung, daher wäre es super
die hier auch konkret zu nennen, um das politisch noch zu verstärken.

Danke für die Unterstützung!

Unterstützer*innen

Axel Lüssow (KV Berlin-Pankow); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Delia Baum (KV Berlin-Pankow);
Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Jakob
Döring (KV Berlin-Pankow); Andreas Otto (KV Berlin-Pankow); Janik Feuerhahn (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-236-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 160 bis 161 einfügen:
wachsenden CO2-Preis werden zudem Netzbetreibende, die auf fossile Brennstoffe setzen, stärker in
die Pflicht genommen.

Erneuerbare Potenziale wollen wir massiv fördern, damit keine neue Gasinfrastruktur gebaut werden
muss. Für uns gilt der Grundsatz, was wir heute bauen muss klimaneutral sein. Deshalb werden wir uns
dafür einsetzen, dass nur saubere Energie gefördert wird. Das bedeutet die sinnvolle Nutzung der
Kapazitäte durch zum Beispiel Sektorkopplung und die Erschließung von Solarthermie, Erdwärme
(Geothermie), Abwärme und Abwasser Potenzialen. Dafür wollen wir zum Beispiel einen Risikofond für
Geothermie einrichten.

Begründung

Die Energieversorgung wird nicht erneuerbar in dem wir sie blockieren statt zu fördern :)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-852 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Jacob Fels (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 777:
„LebensMittelPunkt“e“ in ganz Berlin

Unterstützer*innen

Daniel Hübner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Turgut Altug (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bertram von
Boxberg (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Friedrichsen (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-Reinickendorf); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-855 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Jacob Fels (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 779 bis 781 einfügen:
verschiedenen Standorten in jedem Bezirk mindestens einen „LebensMittelPunkt“ (LMP) etablieren.
Dabei wollen wir zivilgesellschaftliche Initiativen der LMP-Bewegung einbeziehen und aktiv
unterstützen. Diese „LebensMittelPunkte“ wollen wir zu Orten des sozialen Zusammenlebens
entwickeln, an denen Zugang zu gutem und gesundem Essen, unabhängig vom Geldbeutel, und 

Unterstützer*innen

Daniel Hübner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Turgut Altug (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bertram von
Boxberg (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Margit Gottstein (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-Reinickendorf); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Renate Künast (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-864 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Jacob Fels (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 789:
Ein „Food-Campus“ zur Lebensmittelbildungfür die Ernährungswende

Unterstützer*innen

Daniel Hübner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Turgut Altug (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bertram von
Boxberg (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Margit Gottstein (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Jana Friedrichsen (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-866 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Jacob Fels (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 790 bis 792 einfügen:
Ein weiterer Schwerpunkt der Ernährungsstrategie ist der Ausbau der Lebensmittelbildung: Mit einem
zentral gelegenen „Food-Campus“ wollen wir einen Ort schaffen, wo Wissenschaft, Praxis, Bildung und
politische Diskussionen von und mit der Zivilgesellschaft die Ernährungswende in Berlin vorantreiben.
Wir wollen es ermöglichen, dass alle Berliner*innen Zugang zu niedrigschwelligen Bildungsangeboten
rund um die Themen Ernährung und 

Unterstützer*innen

Daniel Hübner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Turgut Altug (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bertram von
Boxberg (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Margit Gottstein (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Jana Friedrichsen (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-156 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 80 bis 81 einfügen:
die Preise für das Sozial-, Azubi- und Firmenticket stark gesenkt und Schüler*innen können seit 2019 in
Berlin sogar kostenlos durch die Stadt fahren. Zudem sollte die Sicherheit von Fahrgästen,
insbesondere von Frauen und queeren Menschen, verbessert werden, um Barrieren bei der Nutzung
des ÖPNV abzubauen. Dazu bedarf es einer umfassenden Datenerhebung und einer Umsetzung von
Maßnahmen wie digitalen Meldemöglichkeiten, Awarenesskampagnen oder Gefahrenprävention durch
bessere Umfeldgestaltung der Haltestellen.

Begründung

Der ÖPNV ist für Frauen oder queere Personen nicht immer diskriminierungsfrei nutzbar. Dieser Aspekt
sollte auch bei der Mobilitätswende stärker berücksichtigt werden. Niedrigschwellige Maßnahmen
können bereits einen Unterschied machen. Zusätzlich braucht es ein besseres Monitoringsystem und
Datenerfassung.
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K-2-223-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 147 bis 149 einfügen:
kohlebetriebene Fernwärmeerzeugung beendet werden. Wir halten am Ziel fest, die Kraftwerke bis
2035 komplett auf klimafreundliche Energieerzeugung umzustellen. Wir wissen, dass auch die
Bereitstellung von Fernwärme aus Müllverbrennungsanlagen zu Teilen aus Reststoffen fossiler
Herkunft gewonnen wird. Daher setzen wir uns dafür ein, dass die fossilen Emissionen von
Müllverbrennungsanlagen auf Bundesebene als nicht klimaneutral eingestuft werden und
entsprechend schnellstmöglich auch unter die CO2-Bepreisung fallen müssen.

Unterstützer*innen

Gudrun Pinn (KV Berlin-Kreisfrei); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Reinhard Koppenleitner (KV
Berlin-Reinickendorf); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Anne Kathrina Gruber
(KV Berlin-Mitte); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anke Lemke (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Jörg Schwensen (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV Berlin-
Kreisfrei); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Michael
Zeller (KV Berlin-Pankow); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Rico Schulze (KV Berlin-Mitte);
Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Grischa Steffin (KV Potsdam); Kay Geißler (KV Berlin-
Mitte); Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Thomas Rost (KV Berlin-
Reinickendorf); Heinz Rudolf Umlauf (KV Berlin-Mitte); Carolin Ermer (KV Berlin-Spandau); Dieter
Wallstaff (KV Berlin-Spandau); Norbert Kopytziok (KV Berlin-Spandau); Steffen Laube (KV Berlin-
Spandau); Erika Romberg (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Elmas Wieczorek-Hahn (KV Berlin-
Spandau)
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K-2-575 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 499 bis 500 einfügen:
Straßenbahnen fahren. Um das gewährleisten zu können, braucht die BVG neue und moderne Züge
und Busse. Wir streben die Schaffung einer InfraTram-Gesellschaft zum schnelleren Ausbau der
Straßenbahn an. Die ehemalige U5- und jetztige BVG-Projektgesellschaft soll dazu herangezogen und
mit neuen Aufgaben betreut werden. Dabei soll das Vorantreiben des Strassenbahnausbaus im
Vordergrund stehen, die Digitalisierung von U-Bahn-Strecken (autonomes Fahren), die Umsetzung von
Teilprojekten der i2030-Planung (etwa Wiederinbetriebnahme der Heidekrautbahn) sowie die zügige
Beantragung und Sicherung von Fördermitteln aus der Gemeindeverkehrsfinanzierung des Bundes
sind ebenso relevante mögliche Aufgaben.

Begründung

Die LDK hat das so bereits einmal im November 2019 beschlossen. Die Gründe gelten heute noch:

Der Bau neuer Straßenbahnlinien zieht sich hin und muss beschleunigt werden. Die U-Bahn-
Projektgesellschaft hat den Bau der U-Bahn-Linie 5 vom Alex bis zum Brandenburger Tor erfolgreich
umgesetzt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der U-Bahn-Projektgesellschaft belegen damit die
Möglichkeit, in Berlin termingerecht auch komplexe Infrastrukturprojekte zu vollenden. Nach
Fertigstellung ist die Projektgesellschaft zunächst mit Sanierungsaufgaben betraut worden,
insbesondere um der Mitarbeiterinnenschaft in Berlin eine Perspektive zu geben und diese zu halten,
ist eine Fokussierung auf den Tram-Ausbau sinnvoll. Die Projektgesellschaft könnte hier einen
erheblichen Schub bringen, etwa für die Linie zur Turmstraße.

Aber auch andere Aufgaben stehen an. Mit der i2030-Planung haben Berlin und Brandenburg
verschiedene Schienenprojekte vereinbart, die herzhaft voranzutreiben sind. Insbesondere die
Inbetriebnahme der Heidekrautbahn, aber auch von diversen S-Bahn-Projekten.

Nachdem München und Hamburg nun jeweils mit massiver Förderung des Bundes Großprojekte im
Schienenbereich umsetzen konnte, sollte nun auch Berlin hier die eigenen Interessen auf
Bundesebene intensiv artikulieren, die Förderungsoptionen voll ausschöpfen.

Schließlich ist es auch denkbar, autonom fahrende U-Bahnen in Berlin (wieder) zu etablieren. Dass
bestehende Strecken auf fahrerlose Systeme umgestellt werden können, hat der Umbau der U-Bahn-
Linie 2 in Nürnberg erfolgreich belegt. Fahrerlose Systeme ermöglichen im Idealfall dichtere Takte als
auch das Betreiben von Linien in Randzeiten.

Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund, dass sich die jährlichen Haushaltsansätze im Bereich des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) von im Jahr 2017 genau 333 Mio EUR auf 1 Mrd. EUR
erhöhen, und bis 2025 auf mind. 2 Mrd. EUR erhöhen sollen. Die Nutzung dieser Haushaltsmittel des
Bundes setzt jedoch weitgediehene Planungen voraus.

Die erfolgreiche Beantragung von Mitteln für den Radschnellwege-Bau durch die Infra-Velo-GmbH
zeigt, dass diese Arbeit lohnt. Insgesamt 4,4 Mio EUR konnten 2019 für einen ersten Radschnellweg im
Südwesten Berlins gesichert werden. Die Gesellschaft ist als eine Ausgründung aus der GrünBerlin
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GmbH zum Bau von Radverkehrsinfrastruktur ins Leben gerufen worden, und war so im
Koalitionsvertrag vereinbart worden.

Unterstützer*innen

Felix Märtin (KV Berlin-Pankow); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Christoph Ludwig Michael Göring
(KV Berlin-Pankow); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Julia Schneider (KV Berlin-
Pankow); Helene Bond (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian Höpcke (KV Berlin-Pankow)



K-2-591 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 515 bis 521:
uns der Tram-Ausbau Vorrang. Gleichzeitig bauen wir gezielt dort das S- und U-Bahnnetz weiter aus,
wo es verkehrlich sinnvoll ist. Für neue U- oder auch S-Bahn-Strecken muss mindestens eins von drei
Kriterien erfüllt sein: die Erschließung neuer Wohngebiete, ein überdurchschnittlicher Zuwachs an
Fahrgästen oder neue Umstiegsmöglichkeiten für Pendler*innen. Der Ausbau der Verbindungen ins
Umland mit der S- und Regionalbahn findet in enger Abstimmung mit dem Land Brandenburg statt.
Damit wird der Umstieg vom Auto auf die Bahn für Pendler*innen noch attraktiver und die Umwelt
wird geschont.müssen neben einem Beitrag zum Klimaschutz

mindestens zwei von drei Kriterien erfüllt sein: die Erschließung von weiteren Wohngebieten, ein
überdurchschnittlicher Zuwachs an Fahrgästen oder neue Umstiegsmöglichkeiten für Pendler*innen.
Der Ausbau der Verbindungen ins Umland mit der S- und Regionalbahn findet in enger Abstimmung
mit dem Land Brandenburg statt. Damit wird der Umstieg vom Auto auf die Bahn für Pendler*innen
noch attraktiver und die Umwelt wird geschont.

Begründung

Klimaschutz ist eine zwingende Voraussetzung beim Bau von Infrastruktur - Paris gilt auch für den
Ausbau des Umweltverbundes (Bauwende). Darüber hinaus sollten mindestens zwei der drei Kriterien
erfüllt sein: Der Fahrgastzuwachs muss natürlich Ziel sein, nur die Anbindung von Stadtquartieren
oder die Verbesserung von Umsteigeoptionen ohne dass das mehr Menschen bewegt den ÖPNV zu
nutzen - das wäre wohl keine gute Prioritätensetzung und ein totales Wünsch-Dir-Was.

Unterstützer*innen

Felix Märtin (KV Berlin-Pankow); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Christoph Ludwig Michael Göring
(KV Berlin-Pankow); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Julia Schneider (KV Berlin-
Pankow); Helene Bond (KV Berlin-Pankow)
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K-2-515-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 439 bis 441 einfügen:
regelmäßig Bezirksentwicklungspläne und integrierte städtebauliche Entwicklungskonzepte
aufzustellen. In den östlichen Bezirken ist auch nach 30 Jahren ein Aufholprozess bei der Aufstellung
von Bebauungsplänen notwendig, um beispielsweise Kulturorte wie die Kulturbrauerei auch
baurechtlich zu sichern.

Begründung

Im Ostteil der Stadt fehlen sowohl Bebauungspläne (das ist in allen Bezirken prekär), aber es gibt auch
keinen Baunutzungsplan, was die Situation vielerorts noch prekärer macht. Beispiele gibt es viele,
insbesondere Kulturorte sind dadurch immer wieder bedroht.

Unterstützer*innen

Andreas Otto (KV Berlin-Pankow); Felix Märtin (KV Berlin-Pankow); Christoph Ludwig Michael Göring
(KV Berlin-Pankow); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Helene Bond (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian
Höpcke (KV Berlin-Pankow)
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K-2-762 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 686 bis 688 einfügen:
soll Raser*innen abschrecken und Radfahrer*innen sollen an immer mehr Kreuzungen zukünftig eine
vom Autoverkehr getrennte Ampelschaltung erhalten. Um dabei schneller zu werden, wollen wir die
Programmierung und Kontrolle der Ampeln in kommunale Hand nehmen und streben dazu Gespräche
mit dem bislang beauftragten Unternehmen an. Die Umsetzung haben wir bereits auf den Weg
gebracht. Mit diesen Maßnahmen wollen wir dem Leitbild der Vision Zero, einem 

Begründung

Bislang scheitern bessere Ampel- und Vorrangschaltungen auch an dieser Hürde.

Unterstützer*innen

Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Felix Märtin (KV Berlin-Pankow); Daniela Billig (KV Berlin-
Pankow); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow);
Helene Bond (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian Höpcke (KV Berlin-Pankow)
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K-2-768 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 692 bis 700:
Gemeinschaftsgärten, Co-Working-Spaces und Spielplätze. Deswegen wollen wir den öffentlichen
Raum gerechter zwischen den unterschiedlichen Nutzer*innengruppen aufteilen. Wir wollen die
Innenstadt in den nächsten Jahren vom Autoverkehr deutlich entlasten und eine flächendeckende
Parkraumbewirtschaftung einfügen. Die Anzahl der Parkplätze soll reduziert und das Parken im
öffentlichen Raum, wie andernorts üblich, angemessen bepreist werden, um den Wert des öffentlichen
Raumes widerzuspiegeln. Auch die Anzahl von Stellplätzen werden wir in den nächsten zehn Jahren
halbieren und die Flächen umwidmen. So schaffen wir mehr Lebensqualität für alle Berliner*innen, die
mehr Platz für Spiel, Sport und Bewegung bekommen.Wir wollen die Stadt in den nächsten Jahren
vom Autoverkehr entlasten deutlich entlasten und dazu die Parkraumbewirtschaftung massiv, am
besten flächendeckend ausweiten. Das Parken im öffentlichen Raum soll wie auch andernorts üblich
angemessen bepreist werden. Wir wollen insgesamt mehr Lebensqualität für alle Berliner*innen
schaffen, dafür brauchen wir mehr Platz für Spiel und Sport, Bewegung und Verweilen. Mehr Platz lässt
sich jedoch in der Stadt kaum einfach neu schaffen. Wir wollen einen Anspruch z.B. für Läden und
Kleingewerbe, Cafés, Kitas und Kinderläden, Initiativen für temporäre und dauerhafte Spielstraßen auf
Umnutzung von Parkplätzen für ihre Zwecke schaffen. Wir gehen davon aus, dass es in den nächsten
zehn Jahren einen Bedarf für eine andere Nutzung für die Hälfte der Anzahl der öffentlichen
Stellplätze gibt.

Begründung

Wir wollen nicht nur die Innenstadt, sondern die ganze Stadt vom Autoverkehr entlasten.

Wir wollen weiterhin den Raum in der Stadt besser nutzen - mit den und für die Menschen. Darum ist
der Weg nicht allein das Verordnen "von oben". Die Verbindung der Stadtentwicklung von unten und
aus den Quartieren ist der bessere Weg, und zwar forciert durch einen idealerweise gesetzlich fixierten
Anspruch für die Menschen mit anderen Nutzungsideen.

Unterstützer*innen

Felix Märtin (KV Berlin-Pankow); Christoph Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow); Daniela Billig
(KV Berlin-Pankow); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Julia Schneider (KV Berlin-
Pankow); Helene Bond (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian Höpcke (KV Berlin-Pankow)
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K-2-520-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 444 bis 446 einfügen:
Wohnungsbedarf von Gruppen mit besonderen Schwierigkeiten auf dem Wohnungsmarkt, wie
Alleinerziehenden, Menschen mit Behinderung, Studierenden, Geflüchteten, Älteren, queeren Menschen
und großen Familien, bedacht werden. Dabei sollen deutlich größere Wohnkontingente von sozialen
Trägern 

Begründung

Die Erfahrung der Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt ist, dass auch queere
Menschen nach wie vor bei der Wohnungssuche diskriminiert werden.
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K-2-811 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Ann-Christin Weber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 735 bis 737:
Einrichtungen, Betrieben, Krankenhäusern, Kitas und Schulen Berlins versorgen täglich Tausende von
Berliner*innen. Hier setzen wir an, um regionales, und biologisches und vor allem köstliches Essen auf
die Berliner Tische zu bringen.

Begründung

„Regional“ ist kein Qualitätsmerkmal (Es gibt auch „Fleisch aus regionaler Massentierhaltung“) und
sollte deshalb nie für sich stehen! Erst in Kombination mit Qualitätsaspekten wie Bio oder fair wird
„regional“ sinnvoll!

Unterstützer*innen

Mona Hille (KV Berlin-Pankow); Christian Beck (KV Berlin-Mitte); Daniela Wannemacher (KV Berlin-
Neukölln); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln)
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K-2-219-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 144 bis 161:
Den Wärmesektor regenerativ umbauen - Gebäude sozialverträglich modernisieren

Die Hälfte aller klimaschädlichen Emissionen Berlins fallen im Gebäude und Wärmesektor an. Auch
hier wollen wir den Treibhausgasausstoß der Hauptstadt auf null bringen. Dafür braucht es eine
integrierte Infrastrukturplanung, die Strom und Wärme zusammenführt.

Ein Teil davon ist eine gesamtstädtische Wärmeplanung basierend auf einem Wärmekataster, das die
erneuerbaren Wärmepotenziale ebenso erfasst wie die bestehenden Wärmebedarfe. Basierend auf
dieser Wärmeplanung können dann die verschiedene Akteure und Aktivitäten der Wärmewende
koordiniert werden. 

In der Fernwärmeerzeugung wurde der Kohleausstieg bis 2030 bereits beschlossen. Wir halten zudem
am Ziel fest, die Fernwärme bis 2035 komplett auf erneuerbare Energieerzeugung umzustellen. Die
erneuerbaren Wärmepotenziale für die Dekarbonisierung des Fernwärmenetzes ab 2030 noch einmal
1,5°-konform gründlich untersucht werden mit dem Ziel, kein neues Erdgaskraftwerk zu bauen.
Perspektivisch soll die Fernwärme durch CO2-Grenzwerte und eine Erneuerbare-Energien-Quote
reguliert werden. Außerdem sollen die Temperaturen im Netz schrittweise abgesenkt werden, um die
Einspeisung erneuerbarer Wärme zu ermöglichen.

Die Hälfte aller klimaschädlichen Emissionen Berlins fallen im Gebäude- und Wärmesektor an. Hier
wollen wir den Treibhausgasausstoß der Hauptstadt massiv reduzieren. Dazu soll die kohlebetriebene
Fernwärmeerzeugung beendet werden. Wir halten am Ziel fest, die Kraftwerke bis 2035 komplett auf
klimafreundliche Energieerzeugung umzustellen. Neben der Fernwärme sollen auch andere Formen
der Wärmeerzeugung klimaneutral werden. Den Umbau von Gas- und Ölkesseln auf klimafreundliche
Heizungsanlagen, wie Solarthermie oder Wärmepumpen, wollen wir stärker fördern. Auf Bundesebene
wollen wir uns dafür einsetzen, dass der Einbau von neuen Ölkesseln verboten wird. Unser Ziel ist es,
örtlich erzeugte Wärme aus verschiedenen regenerativen Quellen in ein Nahwärmenetz einzuspeisen
und lokal zu verteilen. Den rechtlichen Rahmen hierfür soll das Berliner Erneuerbare-Wärme-Gesetz
bieten. In diesem Zusammenhang wollen wir gleichzeitig einen sozial-ökologischen
Sanierungsfahrplan einführen. Wir setzen dabei auch auf lokale Wärmeerzeugung in Berlins Kiezen
und geben regenerativen Quellen bei der Einspeisung einen Vorrang. Dem zugrunde liegt eine
berlinweite Wärmeplanung. Sie ist ein wichtiges Instrument, um Maßnahmen zur Erreichung der
Klimaschutzziele zu ergreifen und dabei Aktivitäten verschiedener Akteur*innen zu koordinieren. Mit
einem stetig wachsenden
CO2-Preis werden zudem Netzbetreibende, die auf fossile Brennstoffe setzen, stärker in die Pflicht
genommen.

Neben der Fernwärme sollen auch alle anderen Formen der Wärmeerzeugung bis 2035 klimaneutral
werden. Dafür wollen wir den Austausch von Gas- und Ölkesseln durch klimaneutrale
Heizungsanlagen, wie Solarthermie oder Wärmepumpen, noch stärker als bisher fördern. Den
rechtlichen Rahmen hierfür soll das Berliner Erneuerbare-Wärme-Gesetz bieten. Gleichzeitig sollen
neue Erdgasheizungen in einzelnen Gebäuden vom Land Berlin nicht mehr gefördert werden. Auf
Bundesebene wollen wir uns dafür einsetzen, dass auch dort keine neuen Erdgasheizungen mehr
gefördert werden und keine neuen Öl- und Gasheizungen mehr eingebaut werden.
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Außerdem setzen wir auf lokale Wärmeerzeugung in Berlins Kiezen: Jenseits der Fernwärme sollen
neue dezentrale Nahwärmenetze sowie der Anschluss an diese auf Quartiersebene gefördert werden,
in die örtlich erzeugte Wärme aus verschiedenen regenerativen Quellen eingespeist und lokal verteilt
wird. Diese Netze sollen mit möglichst niedrigen Temperaturen betrieben werden und eine
Perspektive auf weitere Temperaturabsenkungen bieten. 

Begründung

Begründung:

Der ursprüngliche Text zur Wärmewende enthielt viele gute Elemente, war aber schwer verständlich,
weil immer er wieder zwischen verschiedenen Themen hin und her gesprungen ist. Wir haben den
gesamten Text daher entlang der zentralen Themenstränge der Wärmewende neu strukturiert: 

Einleitende Informationen und Ziele zur Wärmewende

Fernwärme

Maßnahmen an einzelnen Gebäuden

Nahwärmenetze

Bei den einzelnen Themensträngen haben wir Elemente hinzugefügt, die bislang noch im Text gefehlt
haben, und weniges aus dem Text gestrichen: 

Zu 1) Infrastrukturplanung/Wärmeplanung/Wärmekataster: Wir halten es für essenziell, dass einer
berlinweiten Wärmeplanung verlässliche Daten zugrunde liegen. Hierfür müssen auch Unternehmen
Daten zu Wärmebedarfen zur Verfügung stellen. Bei der integrierten Infrastrukturplanung wird die
Sektorenkopplung optimal umgesetzt.

Zu 2) Wir haben das Wort klimafreundlich durch erneuerbar und Kraftwerke durch Fernwärme ersetzt,
um den Text klarer zu machen. Zum einen ist es sinnvoll, fossile Kraftwerke direkt durch erneuerbare
Technologien zu ersetzen - als “klimafreundlich” gilt auch Erdgas- KWK. Dabei muss es sich nicht
zwangsläufig um Kraftwerke handeln, sondern es könnten auch andere Erzeugungsanlagen sein. Damit
überhaupt Erneuerbare bzw. Abwärme in das Fernwärmenetz eingespeist werden können, muss die
Temperatur im Netz abgesenkt werden. Das ist ein technisch anspruchsvoller Prozess, der langfristig
geplant und angekündigt werden muss. Die Absenkung der Temperatur minimiert zudem Verluste beim
Transport der Wärme. 

Zu 3) Darüber hinaus haben wir eine Forderung zum Ende der Förderung von Erdgasheizungen durch
das Land Berlin ergänzt - solche öffentlichen Subventionen für die Nutzung fossiler Energieträger sind
2021 nicht mehr zeitgemäß. Die Förderung neuer Erdgas-Infrastrukturen führt zu Locked-In-Effekten,
die die Wärmewende entscheidend ausbremsen können. Auf den anderen Seite haben wir die Verbots-
Formel umformuliert, um nicht unnötig Angriffsfläche zu bieten.

In dem Satz "Den Austausch von Gas- und Ölkesseln durch klimafreundliche Heizungsanlagen, wie
Solarthermie oder Wärmepumpen, wollen wir noch stärker als bisher fördern." wollen wir
"klimafreundliche" durch "klimaneutrale" ersetzen. Das Berliner Erneuerbare-Wärme-Gesetz haben wir
dem Absatz “Austausch von fossilen Einzelheizungen” zugeordnet, da dieses Instrument hier ansetzt. 

1. 

2. 

3. 

4. 
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Zu 4) Die Textteile zu dezentralen regenerativen Nahwärmenetzen haben wir in einem Absatz
gebündelt und um die Notwendigkeit ergänzt, diese auch zu fördern mit einem eigenen
Landesprogramm, wie es auch in vielen anderen Bundesländern (z.B. Baden-Württemberg) existiert.
Aus regenerativen Quellen gespeiste Netze benötigen eine zusätzliche Förderung, um die finanzielle
Nachteile, die durch den Verzicht auf billiges Erdgas für die Investoren, besonders Genossenschaften,
entstehen zu kompensieren.



K-2-481 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 405 bis 407:
Sanierungsmaßnahmen ausstatten. In die Kooperationsvereinbarung zwischen dem Land Berlin und
den landeseigenen WohnungsbaugesellschaftenWohnungsunternehmen sowie in das
Wohnraumversorgungsgesetz wollen wir ebenfalls verbindliche ökologische Kosten- und
Maßnahmenpläne mit jährlichen Ziel- und Vergütungsvereinbarungen aufnehmen. Im Rahmen der
Umsetzung wollen wir das Einspar-Contracting breit zur Anwendung bringen.

Begründung

Um eine Verbindlichkeit der geforderten Zielvereinbarungen zu erreichen, müssen sie auch in die
gesetzlichen Grundlagen aufgenommen werden - und nicht nur in die Kooperationsvereinbarung.

Um die energetische Modernisierung wirksam voranzubringen, braucht es neue, innovative Ansätze -
das Einspar-Contracting ist ein solcher Ansatz, der über das bisher bekannte Energie-Contracting (das
nur auf die Energieversorgung abzielt) hinausgeht und den Energieverbrauch als entscheidende
Zielgröße in den Blick nimmt.
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K-2-488 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 413 bis 420:
Doch Stadtentwicklung geht über die einzelnen Häuser, Grundstücke und fachlichen Belange hinaus:
Wir wollen die Stadtquartiere der Zukunft schaffen, aus denen Berlin und seine Bezirke erwachsen.
Dafür planen wir gemeinsam mit Brandenburg eine internationale Bauausstellung (IBA), um die
großen Themen der Urbanisierung, der städtebaulichen Nachhaltigkeit, der Mobilitätswende und
Bauwende, des Zusammenspiels von Wohnen, Gewerbe, Infrastrukturen, Grün und Erholung
beispielhaft und praktisch umzusetzen. Zudem wollen wirWir werden die Bezirke personell und
finanziell dabei unterstützen, zwei integrierte städtebauliche Entwicklungskonzepte für Stadtumbau, 
Sicherung und Erweiterung des Baubestandes, Infrastrukturbedarfe und -standorte,
Klimaschutzmaßnahmen, Grün- und Straßenumbau zu entwickeln. Dies wird mit 

Von Zeile 423 bis 426:
ressourcenschonend geplant werden. Der Bau von sozial-ökologischen Modellquartieren darf nicht
länger warten und muss vorangetriebenStandard werden. Mit dem neuenSchumacher Quartier Tegel 
machen wir denist der Anfang gemacht – viele weiteredie vielen anderen Quartiere müssen 
schnellentsprechend folgen. In jedem Stadtteil sollen sie Modell stehenVorhandene Quartiere
entwickeln wir im Rahmen der regelmäßigen Bezirksentwicklungsplanung weiter, in die auch die
soziale Infrastrukturplanung einfließt. Im Ergebnis der notwendigen ebenen- und fachübergreifenden
Abstimmungen schließen wir Zielvereinbarungen ab und legen die Aufgabenteilung zwischen Senat
und Bezirken fest - so entsteht ein guter Überblick für das Wohnenalle. Den Diskurs organisieren wir
im Gegenstrom von der ZukunftLandesebene über die Bezirke in die Kieze und zurück mit
Bürger*innen, Verwaltung und Politik.

Begründung

Präzisere Formulierungen und eine Klarstellung, wie die Bezirke bzgl. der Erstellung von ISEK
unterstützt werden sollen.

Die Entwicklungen und Diskussionen rund um das Schumacher Quartier sind ein wichtiger Erfolg der
lfd. Legislatur - diesen müssen wir offensiv darstellen! Und das, was wir beim Schumacher Quartier
entwickelt und gelernt haben, muss nun Standard werden - es geht uns nicht mehr um
Modellquartiere, es geht uns um alle Quartiere!

Der Absatz zur regelmäßigen Bezirksentwicklungsplanung beschreibt eine der wesentlichen
Grundlagen, die für die gesamtstädtische Steuerung (vgl. Kap. K-6) erforderlich ist - eine regelmäßige
Planung, auf deren Grundlage Zielvereinbarungen geschlossen und Umsetzungsschritte vorbereitet
werden können, im Sinne einer gemeinwohlorientierten Stadtplanung. Das muss immer wieder erklärt
werden, damit es verstanden wird. Dabei ist der ebenenübergreifende Diskurs von zentraler
Bedeutung, wenn Entwicklungen im Land und in den Bezirken abgestimmt angeschoben werden
sollen - und es ist klar, dass wir diese Prozesse partizipativ verstehen, im Sinne unseres grünen
Leitbildes einer nachhaltigen Quartiers- und Stadtentwicklung.
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K-2-819 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Ann-Christin Weber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 743 bis 745:
zeichnet sich durch eine enorme Nachfrage an bio-regionalen Lebensmitteln aus. Dieser Markt bietet
die Möglichkeit, die regionale Landwirtschaft zu fördernnachhaltig umzugestalten, Massentierhaltung
überflüssig zu machen und einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Dazu ist es 

Begründung

Es gibt keinen Grund, konventionelle Landwirtschaft dauerhaft mit Steuergeldern zu fördern –
„regional“ zu sein ist keine öffentliche Leistung!

Unterstützer*innen

Jacob Fels (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Karl Häring (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Mona Hille (KV Berlin-Pankow); Jana Friedrichsen (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-838 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Ann-Christin Weber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 762 bis 765:
Schulessen für die ersten bis sechsten Klassen Früchte sowie Milch und Milchprodukte ausschließlich
in Bio-Qualität. Der Bio-Anteil steigt damit von unter 15 Prozent auf über 50 Prozent ab 2021. Wir
wollen auch in Zukunft öffentliche Ausschreibungen nachhaltiger gestalten, Schulungen für
Vergabestellen anbieten, eine Kantinenrichtlinie entwickeln und 

Begründung

Zum Wahltag ist dieser Erfolg bereits erreicht, ein Zeit-Ziel in der Vergangenheit könnte
missverstanden werden.

Unterstützer*innen

Jacob Fels (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Karl Häring (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Mona Hille (KV Berlin-Pankow); Jana Friedrichsen (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-489 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 413 bis 418 löschen:
Doch Stadtentwicklung geht über die einzelnen Häuser hinaus: Wir wollen die Stadtquartiere der
Zukunft schaffen. Dafür planen wir gemeinsam mit Brandenburg eine internationale Bauausstellung
(IBA), um die großen Themen der Urbanisierung, der städtebaulichen Nachhaltigkeit, der
Mobilitätswende und Bauwende, des Zusammenspiels von Wohnen, Gewerbe, Infrastrukturen, Grün und
Erholung beispielhaft und praktisch umzusetzen. Zudem wollen wir Bezirke dabei unterstützen, zwei
integrierte städtebauliche Entwicklungskonzepte für 

Von Zeile 425 bis 426 einfügen:
den Anfang – viele weitere müssen schnell folgen. In jedem Stadtteil sollen sie Modell stehen für das
Wohnen der Zukunft.

Eine IBA für die Metropolregion Berlin-Brandenburg

Gemeinsam mit Brandenburg planen wir eine Internationale Bauausstellung (IBA), um die großen
Themen der Urbanisierung, der städtebaulichen Nachhaltigkeit, der Mobilitäts- und Bauwende, des
Zusammenspiels von Wohnen, Gewerbe, Infrastrukturen, Grün und Erholung beispielhaft und praktisch
umzusetzen. Ziel ist es, in Berliner Bezirken und Brandenburger Kommunen vorbildliche Lösungen für
die Entwicklung der gemeinwohlorientierten, lebenswerten, klimaneutralen und nachhaltig mobilen
Stadt ebenso wie für den sozialen, ökologischen und bezahlbaren Wohnungs-, und Gewerbe- und
Infrastrukturbau in Verbindung mit intensiver Beteiligung der betroffenen Menschen zu erarbeiten und
zu erproben. Mit der IBA bringen wir frischen Wind, Kreativität und Innovationsgeist in die Planungs-
und Bauämter und stärken die Zusammenarbeit - für die Bauwende und eine zukunftsfähige
Stadtentwicklung in der ganzen Region!

Begründung

Eine IBA Berlin-Brandenburg kann eines d e r Schlüsselprojekte der nächsten Legislatur werden, mit
dem wir unsere Ziele einer nachhaltigen, gemeinwohlorientierten Stadtentwicklung im Land und in
den Bezirken zusammen mit Brandenburg wirksam voranbringen - es braucht neue und innovative
Lösungen, um die anstehenden Herausforderungen auf allen Ebenen zu bewältigen, und eine IBA ist
hier das richtige Instrument. Sie kann Dinge, die heute noch unmöglich erscheinen, durch ihren
Werkstattcharakter und die Erzeugung einer "Ausnahmesituation" in die Umsetzung bringen.

Weil dies so ist, braucht die IBA einen eigenen Absatz - wir sollten sie hervorheben, und damit auch
unsere Unterstützung und unseren Willen und unsere Bereitschaft zur Mitgestaltung unterstreichen!
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K-2-511-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 435 bis 437 einfügen:
demokratische Gemeinwesen. Alle Berliner*innen sollen stärker ihr Lebensumfeld, sei es in der
Nachbarschaft oder in der Stadt, aktiv mitgestalten können. Nachbarschaften sollen zudem über ein
eigenes Budget verfügen, damit sie unbürokratisch und schnell erforderliche Kleinmaßnahmen zur
Verbesserung des Lebensumfeldes durchführen können. Den Bezirken sollen hierfür ausreichend
finanzielle Ressourcen zur Verfügung gestellt werden.

Begründung

Aktive Nachbarschaften brauchen auch finanzielle Mittel, um aktiv mitgestalten zu können. Es genügt
nicht, dass die Bezirke diese Mittel erhalten - es muss auch Mechanismen geben, um die Mittel
weiterzuleiten und die Menschen vor Ort so in die Lage zu versetzen, unmittelbar tätig zu werden. Dies
ist eine essenzielle Voraussetzung und Bedingung für diesen Ansatz.
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K-2-524 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 449:
DieNeue Konzepte für die Stadtteilzentren - die Zeit der Shopping-Malls ist vorbei!

Begründung

Die Änderung ergibt sich aus der inhaltlichen Erweiterung, die wir für den nachfolgenden Absatz
beantragen.
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K-2-871 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Ann-Christin Weber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 795 bis 796 einfügen:
die Möglichkeit zu bieten, Basiswissen zu gesunder Ernährung zu erlangen und eine höhere
Wertschätzung für Lebensmittel zu entwickeln. Nach dem Vorbild Kopenhagen wollen wir alle neu
gebauten oder grundlegend sanierten Schulen zu "Food Schools" machen, in denen das Essen frisch
gekocht wird und Schüler*innen an der Zubereitung beteiligt werden können.

Begründung

Langfristiges Ziel der Berliner Ernährungspolitik sollte eine möglichst hohe Zahl von Frischküchen
sein – das gilt auch für den Schulbereich. Auch wenn ein entsprechender Umbau aller Schulen und
Schulverpflegungssysteme ein Generationenprojekt sein dürfte, sollten zumindest alle Neubauten und
Grundsanierungen Frischküchen vorsehen.

Unterstützer*innen

Jacob Fels (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Margit Gottstein (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Mona Hille (KV Berlin-Pankow); Jana Friedrichsen (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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K-2-529-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 453 bis 455:
nachhaltigen Stadtplanung entgegen. Wir lehnen daher den Bau neuer Shopping-Malls ab und setzen
uns dafür ein, dass Einkaufszentren mit wirtschaftlichen Problemen zurückgebautumgenutzt werden.

Der Online-Handel und die Corona-Lockdowns haben den Berliner Stadtteilzentren und
Haupteinkaufsstraßen zusätzlich geschadet. Neue Nutzungskonzepte müssen geprüftHier brauchen
wir niedrigere Gewerbemieten und neue Nutzungskonzepte, die mit den Menschen vor Ort erarbeitet
und vom Land unterstützt werden müssen. Dabei kann es um die Logistik der letzten Meile und
Abholservice für den Online-Handel, um Flächen für Gewerbe und Handwerk, Stadtteil- und
Kiezzentren, kommerzielle und nicht-kommerzielle Angebote ebenso wie um neues Wohnen oder um
zivilgesellschaftliche und kulturwirtschaftliche Konzepte gehen. Die Diskussion über die Zukunft der
Bezirks-, Stadtteil- und Nachbarschaftszentren ist ebenso überfällig wie über die Einkaufsstraßen der
City West und der Berliner Mitte.

Begründung

Der Abschnitt ist richtig und wichtig, die Problematik aber breiter - und die Thematik insgesamt von
überragender Bedeutung für eine lebenswerte Stadt mit funktionierenden öffentlichen Räumen. Es ist
dringend erforderlich, über die Zentren in Berlin gerade auch aus der Perspektive vor Ort zu sprechen
und neue Entwicklungsrichtungen aufzuzeigen, die dem Niedergang (und auch den daraus folgenden
spekulativen Entwicklungen, vgl. Karstadt) etwas entgegensetzen - dies sollten wir unterstreichen und
deutlich machen, dass wir auch in diesem Feld - das sehr viele Querbezüge zu anderen Teilen dieses
Wahlprogramms aufweist! - für eine aktive Stadtentwicklung stehen.
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K-2-1004 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 928 bis 936:
Aus anderen Städten kennen wir leuchtende Beispiele des ökologischen Bauens und der nachhaltigen
Stadtentwicklung – seien es auf Balkonen wachsende Bäume, Ökobaustoffe, wie zum Beispiel Holz,
Lehm, Stroh und RecyclingbetonStroh, oder Sportflächen, die Versickerung von Regenwasser zulassen.
Wir wollen die Bauwende umsetzen. Um dies zu erreichen, wollen wir, Berlin als „Schwammstadt“
bauen, Modelle der Verkehrswende durchsetzen und multifunktionale Räume und Orte schaffen. Um
Impulse dafür zu setzen, wollen wir eine iInternationale Bauausstellung bis 2026(IBA) mit und in allen
Berliner StadtquartierenBezirken initiieren. Wir tun dies zusammen mit Brandenburg und setzen
Impulse für eine langfristig nachhaltige, ökologische und soziale Stadtplanung sowie das nachhaltige
Baugewerbe und schaffen klimaresilienten WohnraumWohn- und Gewerberaum mit der notwendigen
sozialen, kulturellen und grünen Infrastruktur in bestehenden Kiezen und neuen Stadtquartieren.

Begründung

Die Änderungen ergeben sich überwiegend in der Konsequenz beantragter Änderungen in Kap. 2.3 -
wir verstehen die Projekte als leicht verständliche Zusammenfassung der entscheidenden Abschnitte
der inhaltlichen Kapitel, insofern ist hier die Aufnahme aller relevanten Stichworte wichtig.

Für die IBA gibt es bislang keinen abgestimmten Zeitrahmen, daher Streichung des Bezugs auf die
Jahreszahl 2026.
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K-2-136-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Rico Schulze (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 60 bis 62:
Nicht nur für den Klimaschutz ist die Verkehrswende wichtig. Wir schützen damit auch die Gesundheit
der Menschen an besonders feinstaubbelasteten Straßen(Wasser-)Straßen. Sie erkranken nicht nur
öfter an Lungen-, sondern auch an Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Dazu trägt auch die hohe 

Begründung

Was die Emissionsbelastung angeht, dürfen wir die Bereiche um die Wasserstraßen nicht außer Acht
lassen.

Im Gegensatz zu Autos fahren nach wie vor viele Schiffe mit alten Dieselmotoren ohne Abgasfilter. Für
Menschen die dort wohnen oder die es im Sommer ans Wasser zieht, stellen sie eine erhebliche
Belastung für die Gesundheit dar.

Unterstützer*innen

Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Tarek Massalme (KV Berlin-Mitte); Hendrik
Böckermann (KV Berlin-Mitte); Kay Geißler (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte);
Isabelle Schellenberger (KV Berlin-Mitte); Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte); Philipp Läufer (KV Berlin-
Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Cornelia Hagemann (KV
Berlin-Mitte); Sven Drebes (KV Berlin-Mitte); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Thomas Thiel
(KV Berlin-Mitte)
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K-2-195-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 119 bis 121 einfügen:
einzusparen, bis 2030 sollen alle Kohlekraftwerke vom Netz gehen. Die energetische
Gebäudesanierung wollen wir deutlich ausbauen sowie sozialgerecht gestalten. Die Berliner
Stadtwerke werden weiterwachsen und der zentrale Dienstleister für Energie- und Quartiersprojekte
des Landes und der Bezirke 

Unterstützer*innen

Emma Lou Unser (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Robin Miller (KV Berlin-Mitte); Justus
Zimmermann (KV Berlin-Pankow); Marlene Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Jana Eva Brix (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Steffen Laube (KV Berlin-Spandau); Stefan Taschner (KV Berlin-
Lichtenberg)
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K-2-781 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Rico Schulze (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 705 bis 707 einfügen:
Land Brandenburg ein Konzept entwickeln, um die Anbindung von Wirtschaftszentren an den
Schienenverkehr und unsere Häfen zu verbessern. Außerdem wollen wir die Umrüstung auf elektrische
oder emissionsarme Antriebe bei Schiffen fördern und den Ausbau von Elektroanlegern voranbringen.
Den Lieferverkehr auf der letzten Meile wollen wir so weit wie möglich vom LKW auf stadtverträgliche
Alternativen wie Lastenräder 

Begründung

Wir wollen die Voraussetzungen schaffen, dass diese Lieferketten zukünftig vor allem 
klimafreundlich auf die Schiene oder das Schiff verlagert werden können.

Erst wenn wir dafür sorgen, dass die Schiffe klimafreundlich unterwegs sind, kann eine Verlagerung
auf diese als klimafreundlich bezeichnet werden. Dafür sollten wir uns stets einsetzen.

Unterstützer*innen

Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Tarek Massalme
(KV Berlin-Mitte); Hendrik Böckermann (KV Berlin-Mitte); Jan Seifert (KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV
Berlin-Mitte); Kay Geißler (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Isabelle
Schellenberger (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte);
Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte);
Cornelia Hagemann (KV Berlin-Mitte); Sven Drebes (KV Berlin-Mitte); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV
Berlin-Mitte); Thomas Thiel (KV Berlin-Mitte)
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K-2-249-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 173 bis 174 einfügen:
Anlaufpunkt für Immobilienbesitzende wie auch Mieter*innen schaffen, die sich hier informieren
können.
Neben der energetischen Sanierung werden wir weitere Maßnahmen ergreifen, um den
Wärmeverbrauch zu reduzieren. Wir wollen Wohngemeinschaftsprojekte födern sowie ein neues,
umfangreiches Wohnungstauschprogramm aufsetzen, welches über den Bestand der landeseigenen
Wohungsunternehmen hinausgeht. Auf Bundesebene werden wir uns einsetzen, dafür die
entsprechenden rechtlichen Rahmenbedinungen zu schaffen. Eine Wohnwünscheargentur soll den
Prozess begleiten und Menschen vor Ort beraten.

Unterstützer*innen

Justus Zimmermann (KV Berlin-Pankow); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Emma Lou Unser (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Robin Miller (KV Berlin-Mitte); Marlene Jahn (KV Berlin-Kreisfrei);
Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Philip
Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Karolina Ziehm (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Steffen Laube (KV Berlin-Spandau); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Vasili Franco
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-2-218-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie Berlin/Brandenburg
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 142 bis 143 einfügen:
Stadtwerke sollen deutlich ausgebaut werden. Mit all diesen Maßnahmen wollen wir die Solarwende
einleiten.

Regionalisierung der Solarwende
Wir wollen die Zusammenarbeit von Berlin und Brandenburg intensivieren, um den gemeinsamen
Umbau zur 100%-Erneuerbare Energieregion zu beschleunigen. So sollen gemeinsame
Bürgerenergieprojekte zu Solar- und Windkraftparks initiiert werden. Dabei sind die solaren
Freilandanlagen möglichst mit landwirtschaftlicher Nutzung oder einer naturverträglichen und
insektenfreundlichen Wiesengestaltung auf der Fläche zu verbinden. Die Stadtwerke und andere
Einrichtungen in Berlin sollen in Zusammenarbeit mit den Investitionsbanken Fonds anbieten, an
denen sich Bürger*innen und Bürger beteiligen können. Mit den betroffenen Kommunen werden
Gewinnbeteiligungen vereinbart. Als ersten Schritt sollen mit der Stadtgüter GmbH Berlin die
Bemühungen verstärkt werden, Solar- und Windparks auf ihren Flächen einzurichten.
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K-2-276-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie Berlin/Brandenburg
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 200 bis 201 einfügen:
die Antragstellung verfügen. Darüber hinaus wollen wir die bezirklichen Bildungs-, Beratungs- und
Weiterbildungsmöglichkeiten im Bereich Klimaschutz deutlich ausweiten. In Zusammenarbeit mit der
IHK, der Handwerkskammer, sowie den betroffenen Innungen wollen wir Vorgehensweisen entwickeln,
um Möglichkeiten, Angebote und Förderprogramme zur Ausbildung in allen für die Energiewende
relevanten Berufen zu erarbeiten. Besonderes Augenmerk soll dabei auf Frauen und junge Geflüchtete
gelegt werden.
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K-2-283 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitk
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 207 bis 209 einfügen:
langen Dürreperioden der letzten Jahre zurückzuführen sind. Gleichzeitig finden sich immer mehr
Tiere und selbst ehemalige "Allerweltsarten" auf der Roten Liste. Berlins Stadtgrün ist wertvoll, denn es
ist nicht nur ein Ort der Erholung, sondern auch der Artenvielfalt, Frischluftversorgung, Klimakühlung
und 

Begründung

Die fatale Logik in der Praxis des Verwaltungshandelns ist, dass eine Verzögerung zwischen dem
Rückgang einer Art und dezidierten Maßnahmen zum Schutz besteht - denn per Definition können
"Allerweltsarten" eben nicht bedroht sein, insbesondere wenn sie in Kolonien leben und als lokal
"häufig" wahrgenommen werden - aber die Anzahl der lokalen Vorkommen nimmt mit dem Verlust von
Lebensstätten und Lebensräumen ab. Inzwischen stehen selbst ehemalige Allerweltsarten wie der
„Haus“sperling, als „Spatz“ bekannt, auf der Vorwarnstufe der Roten Liste. In anderen Städten ist diese
Entwicklung bereits noch weiter fortgeschritten als in Berlin - wir sollten deutlich explizit darauf
hinweisen, dass auch "Allerweltsarten" nicht vom Artensterben ausgenommen sind.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-222-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 146 bis 149:
Hier wollen wir den Treibhausgasausstoß der Hauptstadt massiv reduzieren. Dazu soll die
kohlebetriebene Fernwärmeerzeugung bis 2030 beendet werden. Wir halten am Ziel fest, diealle
übrigen Kraftwerke bis 2035 komplett auf klimafreundliche Energieerzeugung umzustellen. Für die
Zwischenzeit von 2030 bis 2035 und darüberhinaus werden wir ab sofort keine neuen Erdgas-KWK-
Großkraftwerke für die vorhandenen Fernwärmenetze mehr politisch und mit Steuergeldern
unterstützen, auch wenn sie später mit erneuerbaren Gasen betrieben werden sollen. Neben der
Fernwärme sollen auch andere Formen der Wärmeerzeugung klimaneutral werden. Den Umbau von
Gas- und 

Begründung

Der Ausstieg aus der Kohlekraft ist für 2030 beschlossen. Im Fernwärme-Versorgungsgebiet der bisher
noch in Betrieb befindlichen Kohlekraftwerke Moabit und Reuther-West ist für die Zeit nach 2030 ein
neues Hybrid-Kraftwerk von Vattenfall in der Planung. Diese Planung beruht auf einer Studie, die
leider nicht alle Potenziale für erneuerbare Wärmegewinnung erkundet hat, sodass in ihrem Ergebnis
dieses Hybrid-Kraftwerk als nötig erscheint, welches in den ersten Dekade(n) ausschließlich mit
Erdgas betrieben werden soll.

Erdgas-Verbrennung hat mindestens die gleiche Klimawirkung wie die Kohleverbrennung, vor allem
auf Grund der massiven Methan-Emissionen bei der Förderung und bei der Weiterleitung bis zum
Verbraucher. Darüber hinaus ist es geopolitisch riskant, sich an fragwürdige Erdgaslieferanten z.B. über
Northstream 2 oder Fracking-Gas aus Übersee (beides von unserer Bundespartei abgelehnt) langfristig
zu binden.

Im Wahlkampfjahr wäre es außerdem ein offenes Einfallstor für dann berechtigte Vorhaltungen der
politischen Konkurrenz, wenn wir uns angesichts dieses Großprojekts mit einem über Jahrzehnte
anhaltenden Erdgas-Lockin als dem Klimaschutz eben nicht konsequent verbunden zeigen würden.

Was Vattenfall macht, können wir nicht direkt beeinflussen. Aber wir dürfen dieses Projekt
grundsätzlich in keiner Weise unterstützen.

Unterstützer*innen

Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf);
Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Merieme
Benali (KV Berlin-Reinickendorf); Ellen von Tayn (KV Berlin-Reinickendorf); Annkatrin Esser (KV Berlin-
Treptow/Köpenick); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Mathias Adelhoefer (KV Berlin-
Reinickendorf); Janik Feuerhahn (KV Berlin-Pankow); Doris Fortwengel (KV Berlin-Kreisfrei); Justus
Zimmermann (KV Berlin-Pankow); Bernd Frieboese (KV Berlin-Reinickendorf)
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K-2-813 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 738 einfügen:
Qualitäts-Bio-Regio-Siegel für Produkte aus einem Umkreis

Begründung

Regional ist nicht automatisch besser, das kann auch industrielle Tierhaltung, hoher Pestizidverbrauch
und Monokulturen bedeuten. Wir sollten bei dem neuen Siegel auf ökologischen Anbau und gute
Tierhaltungsstandards achten, um diesen Markt bzw. so arbeitende Landwirt*innen entsprechend zu
stärken. Zudem gibt es Regional-Siegel bereits in größeren Einzelhandelsketten, davon sollten wir uns
abheben.
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K-2-467 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 391 bis 397 einfügen:
mit einem Gründach oder einer Grünfassade errichtet werden. Gebäude sind wichtige Lebensräume für
Tiere. Wir wollen, dass die Bauordnung dem Rechnung trägt und Gebäudebrüter von Spatz bis
Fledermaus nicht Opfer von Neubau und Sanierung werden. Die öffentlichen Betriebe und
Wohnungsbaugesellschaften sollen ein Vorbild sein, und über die minimalen Anforderungen hinaus für
Artenschutz sorgen. Durch einen Katalog ökologischer Kriterien für alle städtischen Grundstücke und
Gebäude 
wollen wir einen Planungsansatz in die Stadt-, Landschafts- und Freiraumplanung integrieren, der die
Bedürfnisse von stadtbewohnenden Tieren berücksichtigt (Animal-Aided Design). Die Grünflächen
sollen mit Blühwiesen und strukturreichem Grün wie Hecken und Büschen insekten- und
tierfreundlich gestaltet werden, um Lebensräume und Biotopverbindungen für Tierarten auch in der
Stadt zu erhalten.

Begründung

Die Anforderungen in einer Novelle der Bauordnung, die für alle Gebäude gelten, werden absehbar
beim Artenschutz nur eine grundlegende Versorgung mit Nistkästen sichern - was bei Kolonievögeln
wie Spatzen nicht ausreichend sein wird. Daher sollten insbesondere die öffentlichen Betriebe und
Wohnungsbaugesellschaften ein Vorbild beim Artenschutz sein, und der ökologische Kriterienkatalog
auch öffentliche Gebäude erfassen.

Die Formulierung "insekten- und tierfreundlich" erfordert eine Qualifizierung, da neben den
Blühwiesen insbesondere strukturreiches Grün wie Hecken oder Büsche im nahen Umfeld der
Lebensstätten/Nistkästen vorhanden sein muss. Diese lokalen Lebensräume fungieren auch als
Trittsteine für den Biotopverbund.
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K-2-472 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 396 bis 397 einfügen:
(Animal-Aided Design). Die Grünflächen sollen insekten- und tierfreundlich gestaltet werden, um
Lebensräume für Tierarten auch in der Stadt zu erhalten. Die Begutachtung auf Brutplätze
bzw.Ruhestätten an Gebäuden müssen qualifiziert und rechtzeitig stattfinden, d.h. wenn möglich
bereits ein Jahr vor Baubeginn, und eine ökologische Baubegleitung soll die Beachtung der
Naturschutzgesetze bei Umsetzung sicher stellen.

Begründung

Am 7. Dezember 2019 haben wir bei der Landesdelegiertenkonferenz im Leitantrag beschlossen: „Bei
energetischer Modernisierung muss der Arten- und Tierschutz für Gebäudebrüter besser beachtet
werden, denn im Baugesetzbuch, bei der Gebäudebrüter-Verordnung, bei der Begutachtung und dem
Vollzug in den Naturschutzbehörden bestehen große Defizite.“

Bei der Sanierung von Gebäuden müssen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten rechtzeitig erfasst und ggf.
unbrauchbar gemacht bzw. entfernt werden – in Berlin regelt dies seit 2014 die
„Gebäudebrüterverordnung“. Zerstörte Nester müssen ersetzt werden, und es gilt das Tötungsverbot für
individuelle Tiere.

Durch unbedachte Sanierungen, Rück- und Umbauten gehen Brutplätze in großem Umfang verloren -
denn es kommt in vielen Fällen nicht zur Umsetzung der gesetzlich vorgeschriebenen ökologischen
Ersatzmaßnahmen. In der Praxis wird die vorgeschriebene Begutachtung oftmals kurzfristig und zu
einem Zeitpunkt vorgenommen, bei dem die jeweiligen Arten kaum erkannt werden können. Jedoch
werden Maßnahmen so langfristig geplant, dass eine frühere Begutachtung problemlos anders
möglich wäre.

Das Naturschutzgesetz schützt die temporären und permanenten Fortpflanzungs- oder Ruhestätten
wildlebender Tiere und verbietet deren Tötung. Die betroffenen Arten sind nach Vogelschutzrichtlinie,
Bundesartenschutzverordnung und Flora-Fauna- Habitat-Richtlinie geschützt. Durch zu spätes
Erkennen des Vorkommens geschützter Arten kommt es immer wieder zu Baustopps – mit
verbesserten Regelungen lässt sich hingegen rechtssicher bauen.

Wenn wir unserer Verantwortung aus der „Charta für das Berliner Stadtgrün“, der „Strategie zur
Biologischen Vielfalt“ und der Deklaration „Biologische Vielfalt in Kommunen“ gerecht werden wollen,
dann sollten wir zeigen, dass wir die Probleme kennen und Abhilfe schaffen werden.
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K-2-195 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 119 bis 121 einfügen:
einzusparen, bis 2030 sollen alle Kohlekraftwerke vom Netz gehen. Die energetische
Gebäudesanierung wollen wir deutlich ausbauen und gleichzeitig die Anforderungen des
Artenschutzes beachten - denn Klimaschutz und Klimafolgenbewältigung sollen Hand in Hand gehen.
Die Berliner Stadtwerke werden weiterwachsen und der zentrale Dienstleister für Energie- und
Quartiersprojekte des Landes und der Bezirke 

Begründung

Am 7. Dezember 2019 haben wir bei der Landesdelegiertenkonferenz im Leitantrag beschlossen: „Bei
energetischer Modernisierung muss der Arten- und Tierschutz für Gebäudebrüter besser beachtet
werden, denn im Baugesetzbuch, bei der Gebäudebrüter-Verordnung, bei der Begutachtung und dem
Vollzug in den Naturschutzbehörden bestehen große Defizite.“

Die Klimakatastrophe beschleunigt das Artensterben. Klimaschutz durch energetische Sanierung soll
daher auch Klimafolgenbewältigung durch Artenschutz mitdenken - wenn nicht wir Bündnisgrünen
diese Brücke bauen, dann wird es niemand anders tun. Die Synergie ist problemlos möglich, und
erbringt rechtssicheres Bauen ohne Baustopps durch zu spätes Erkennen des Vorkommens geschützter
Arten.

Wir haben haben große Verantwortung dafür, dass Arten nicht aus unserer in der baulichen
Umgestaltung befindlichen Stadtverdrängt werden. Einige dieser Arten haben sich als Kulturfolger
dem Menschen angeschlossen und sind von jeher auf menschliche Bauten zum Überleben
angewiesen. Vögel wie „Haus“rotschwänze und „Mauer“segler sowie Fledermäuse nutzen standorttreu
Nischen und Höhlungen an Gebäuden. Inzwischen stehen selbst ehemalige Allerweltsarten wie der
„Haus“sperling, als „Spatz“ bekannt, auf der Vorwarnstufe der Roten Liste. Auch Wildbienen siedeln in
altem Mauerwerk.

Das Naturschutzgesetz schützt die temporären und permanenten Fortpflanzungs- oder Ruhestätten
wildlebender Tiere und verbietet deren Tötung. Die betroffenen Arten sind nach Vogelschutzrichtlinie,
Bundesartenschutzverordnung und Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie geschützt. Durch unbedachte
Sanierungen, Rück- und Umbauten gehen Brutplätze in großem Umfang verloren. Hierbei kommt es in
vielen Fällen nicht zur Umsetzung der gesetzlich vorgeschriebenen ökologischen Ersatzmaßnahmen.
Diese Maßnahmen können bei rechtzeitiger Planung mit wenig Aufwand umgesetzt werden und
tragen zur Erfüllung der Verpflichtungen aus der „Charta für das Berliner Stadtgrün“, der „Strategie zur
Biologischen Vielfalt“ und der Deklaration „Biologische Vielfalt in Kommunen“ bei.
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K-2-893 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 817 bis 825:
Tiere bewohnen mit uns gemeinsam diese Stadt. Sie sind keine Gegenstände, sondern Lebewesen,
deren Rechte es zu schützen gilt. Wir wollen, dass Menschen und Tiere in dieser wachsenden Stadt gut
zusammenleben, und haben deshalb die Tierrechte in den vergangenen Jahren weiter gestärkt. Ein
Verbandsklagerecht ermöglicht es nun Tierschutzorganisationen in Berlin, bei Verstößen gegen das
Tierschutzgesetz stellvertretend für die Tiere zu klagen. Zudem haben wir das Amt der
Landestierschutzbeauftragten deutlich aufgewertet, indem es nun erstmals hauptamtlich besetzt
worden ist. Berlin hat damit endlich eine unabhängige und starke Stimme für Tierrechte erhalten. Wir
streben an, dieses Amt weiter zu stärken und Seit dem letzten Jahr ermöglicht es ein
Verbandsklagerecht Tierschutzorganisationen in Berlin, bei Verstößen gegen das Tierschutzgesetz
stellvertretend für die Tiere zu klagen. Zudem haben wir das Amt der Landestierschutzbeauftragten
erstmals hauptamtlich besetzt. Berlin hat damit endlich eine starke Stimme für Tierrechte erhalten.
Wir streben an, dieses Amt mit zusätzlichen Kompetenzen auszustatten.

Begründung

Kürzungsvorschläge in der Präambel, um Platz für mehr konkreten und starken bündnisgrünen
Tierschutz im Text zu machen. Die Tierschutzbeauftragte ist zudem nicht "unabhängig", sondern als Teil
der Senatsverwaltung SenJustVA zugeordnet: https://www.berlin.de/sen/justva/ueber-uns/beauftragte/
tierschutzbeauftragte-des-landes-berlin/

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-343-5 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 267 bis 269 einfügen:
befreien und für einen besseren Regenrückhalt zu sorgen. Dazu werden wir ein landesweites
Entsiegelungsprogramm auflegen und eine jährliche Zielmarke festlegen. Um dem weiterhin rassant
steigenden Flächenfraß etwas entgegen zu setzen, wollen wir Dachaufbauten stärken. Das bestehende
Programm „Grün macht Schule“ wollen wir finanziell und personell deutlich aufstocken. Nach 

Unterstützer*innen

Alexander Kräß (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Justus Zimmermann (KV Berlin-Pankow); Marlene Jahn
(KV Berlin-Kreisfrei); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Daniela Ehlers (KV Berlin-
Lichtenberg); Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Karolina Ziehm (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Steffen Laube (KV Berlin-Spandau); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-923 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 848 bis 853:
In Zirkussen müssen dieselben Standards gelten wie in Zoos, insbesondere Wildtiere gehören nicht in
den Zirkus. Wir haben deshalb in den vergangenen Jahren die landesrechtlichen Kompetenzen voll
ausgeschöpft, um Zirkusse mit Wildtieren aus der Stadt zu verbannen. Zukünftig wollen wir keine
öffentlichen Flächen mehr an Zirkusse vergeben, in denen Wildtiere auftreten müssenmit Wildtieren
zu vergeben. Auf Bundesebene streben wir nach wie vor ein völliges Verbot von Wildtieren in
Zirkussen an.

Begründung

Die Mindest-Anforderungen an die Haltung von Tieren nach aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnissen, aktuell festgelegt im "Säugetiergutachten" des BMEL, müssen für jede Haltung gelten.
Insbesondere für Tiere wildlebnder Arten sind diese Standards in einem Zirkus nicht einhaltbar: 
https://www.bmel.de/DE/themen/tiere/tierschutz/haltung-saeugetiere.html

Es ist nicht nachvollziehbar, wieso ausgerechnet in einem fahrenden Schaubetrieb niedrigere
Anforderungen gerechtfertigt sein sollen - im Gegenteil, lange Transporte und wechselnde Flächen
stellen besondere Ansprüche an die Haltung. Was nicht passt wird offenbar passend gemacht, zum
Leidwesen der Tiere. Sogar für Tiere, die nur als "fahrender Zoo" zur Schau gestellt werden, aber nicht
auftreten, werden in der Praxis diese niedrigeren Standards genutzt.
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K-2-815 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 739 bis 746:
Bio- oder regionale Lebensmittel, vegane, vegetarische und saisonale Ernährung sind keine
Nischenmärkte mehr: Sie sind längst Normalität für Berliner*innen. DeswegenWir wollen wir den von
uns eingeschlagenen Weg weitergehen und den Bund und Europadie EU dazu antreiben, die Agrar-
und Ernährungswende zu vollziehen und die Tierzahlen zu reduzieren. So stärken wir 
VerbraucherschutzVerbraucher-, Umwelt- und Klimaschutz nachhaltig. Berlin zeichnet sich durch eine
enorme Nachfrage an bio-regionalen Lebensmitteln aus. Dieser Markt bietet die Möglichkeit, die bio-
regionale Landwirtschaft zu fördern, Massentierhaltung überflüssigdie industrielle Tierhaltung zu 
machenbeenden und mit dem Ausbau der pflanzlichen Ernährung einen wichtigen Beitrag zum
Klimaschutz zu leisten. Dazu ist es unerlässlich, eng mit Brandenburg und anderen benachbarten
Bundesländern und unserem 

Von Zeile 750 bis 754 einfügen:
stärken. Dafür wollen wir in Zusammenarbeit mit Brandenburg, aber auch anderen Bundesländern eine
gemeinsame Strategie entwickeln, die u. a. ein Qualitäts-Bio-Regio-Siegel für Produkte aus einem
Umkreis von 300 Kilometern beinhaltet. Alle Berliner Vergabestellen sollen dann künftig bei
öffentlichen Ausschreibungen dieses Qualitäts-Bio-Regio-Siegel verwenden. Damit unterstützen wir
nicht nur die Ernährungswende in Berlin, sondern fördern auch nachhaltiges 

Begründung

Den Zusammenhang zwischen Ernährung, Klimaschutz und Umweltschutz kann gar nicht oft genug
betont werden. Alle relevanten Studien und Gutachten weisen auf die Notwendigkeit der deutlichen
Reduzierung der Agrartierhaltung und des Konsums Lebensmitteln tierischer Herkunft hin. So auch der
Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung und die Leopoldina 2020. Auch die Bundestagsfraktion
hat vergangenes Jahr in einem Beschluss zu Hitze und Dürren die deutliche Reduzierung der
Tierzahlen beschlossen: https://www.gruene-bundestag.de/fraktion/beschluesse/beschluss-
hitze_und_duerre.pdf

Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung empfiehlt auch aus gesundheitlichen Gründen eine starke
Einschränkung des Konsums tierischer Lebensmittel https://www.dge.de/index.php?id=52

Weitere Quellen bei Bedarf: https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Ministerium/Beiraete/
agrarpolitik/wbae-gutachten-nachhaltige-ernaehrung.html

https://philipp-bruck.de/2021/02/ernaehrungswende-klimaschutz/#more-233

https://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/uno-bericht-fleischkonsum-ist-groesster-
naturzerstoerer-a-0b441812-4ed4-44ca-91a9-a83dedca4dbc

https://ourworldindata.org/environmental-impacts-of-food
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K-2-928 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 852 bis 853 einfügen:
denen Wildtiere auftreten müssen. Auf Bundesebene streben wir nach wie vor ein völliges Verbot von
Wildtieren in Zirkussen an. Auch im Zoo und Tierpark wollen wir eine konsequente Ausrichtung auf
tiergerechte Haltung und Beschäftigungsmöglichkeiten.

Begründung

Zoos und Tierparks begründen die Haltung von Tieren neben einem Beitrag zum Artenschutz mit
Bildung, die den Besucher*innen Kenntnisse über die Vielfalt der Tierwelt und Einsichten in
biologische und ökologische Zusammenhänge vermittelt: https://www.vdz-zoos.org/themen/bildung

Um für die Ziele bei allen Bürger*innen Unterstützung zu erhalten und den Bildungsauftrag erfüllen zu
können ist es essenziell, dass die Haltung tiergerecht erfolgt und die Tiere ihr Verhaltensspektrum
ausleben können. Die Lebensumstände von Wildtieren in ihrer angestammten Heimat sind also von
vielen Reizen und Herausforderungen begleitet. Langeweile und zu wenig Abwechslung können unter
Umständen zu Veränderungen im Verhalten führen, denen man in der modernen Zootierhaltung
entgegenwirken will.

Eine wichtige Maßnahme ist das "behavioral enrichment" (Verhaltensanreicherung), d.h. die
abwechslungsreiche und spannende Gestaltung des Lebens der Tiere. Dies ist kein Beiprogramm,
sondern ist zu einem der wichtigsten Elemente in einer tier- und verhaltensgerechten Betreuung
geworden. Im Berliner Zoo und Tierpark wird dies bereits in Teilen versucht, und wir sollten dies durch
einen politischen Auftrag unterstützen und allen Tieren zugutekommen lassen: https://www.vdz-
zoos.org/wissenswertes/lebensraum-zoo/enrichment
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K-2-919 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 844 bis 847:
Das Berliner Jagdgesetz wollen wir überarbeitenmodernisieren. Die jagdbaren Arten möchten wir
durchDurch ein Populations-ökologisches und wissenschaftlich begründetes Wildtiermanagement 
wollen wir die Jagdzeiten und die Anzahl der beliebig jagdbaren Arten reduzieren. Jagdzeiten sollen
eingegrenzt und der Abschuss von Haustieren soll verbotenuntersagt werden. Jäger*innen sollen
darüber hinaus regelmäßig Fortbildungen und Schießprüfungen absolvieren müssen.

Begründung

Optimierung der Formulierung aus der Facharbeitsgruppe "Lebendige Stadtnatur".

Eine zeitgemäße Jagd muss im Einklang mit den ethischen Vorstellungen der Gesellschaft, dem
Tierschutz, dem Bedürfnis der Bevölkerung an Naturerleben, den Erfordernissen und Zielen des
Naturschutzes und dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie internationalen Abkommen
stehen. Tierschutz- und Naturschutzrecht müssen Vorrang vor dem Jagdrecht bekommen.

Um Schäden in der Landwirtschaft sowie in der ökologischen Forstwirtschaft zu vermindern, und um
eine Seuchenbekämpfung zu gewährleisten, ist neben der allgemeinen Bejagung im Berliner
Jagdgesetz ein Wildtiermanagement auf der Basis von wissenschaftlichen Bestandserhebungen und
Genehmigungsverfahren einzuführen.

Das Tierschutzgesetz verlangt als Grundlage für die Tötung von Wirbeltieren einen „vernünftigen
Grund“. Als vernünftiger Grund im Sinne des Tierschutzgesetzes gilt die Nutzung des Fleisches für den
menschlichen Verzehr. Die Jagd ist auf wenige Tierarten zu begrenzen, bei denen die
Nahrungsmittelbeschaffung das vorrangige Ziel ist - denn diese Jagd ist kein Mittel des Naturschutzes.
Zudem muss jede Tötung tierschutzgerecht möglich sein und erfolgen.

Um Schäden an Natur, in der Landwirtschaft und ökologischen Forstwirtschaft zu vermeiden soll ein
Populationsmanagement jagdbarer Arten innerhalb des Jagdrechts etabliert werden, wenn die Tötung
außerhalb der Jagdzeiten erfolgt bzw. nicht mit dem Ziel menschlichen Nutzung erfolgt.

Durch lange Jagdzeiten werden Wildtiere scheu. Der Rückzug der Tiere in dichtes Unterholz führt zum
einen zu erhöhten Verbiss-Schäden, zum anderen können die Bürger*innen Wildtiere kaum beobachten
und erleben. Wir setzen uns dafür ein, dass alle Menschen außerhalb von Zoos und Gehegen Natur und
wildlebende Tiere erleben können. Daher sind die Störungen durch die Jagd zur Nahrungsbeschaffung
auf den dafür wirklich notwendigen Zeitraum zu beschränken.

Durch ein effektives Jagdmanagement wie gemeinschaftliche Stöber- und Drückerjagden und
revierübergreifende Bejagungsstrategien kann dieser Zeitraum ausreichend sein, um jagdliche Ziele
inkl. der Vermeidung von Wildschäden, zu erreichen. Eine effektivere Jagd ist auch
tierschutzfreundlicher, denn es muss weniger oft gejagt werden, und dem verbleibenden Wild wird
Stress erspart.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-989-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 914 bis 918:
Berlin kann 25 Prozent der Stromerzeugunggesamten hier benötigten Energie aus 
SolarenergieErneuerbaren decken – wir wollen das bis 2035 schaffen. Dazu bauen wir die
Solarenergie massiv aus. Mit Brandenburg und anderen Lieferregionen tzreffen wir verbindliche
Vereinbarungen zum nachhaltigen Ausbau 100% CO2-freier Energieerzeugung für unseren Bedarf.
Diese saubere nutzen wir durch eine integrierte Infrastrukturplanung effizient und intelligent für
Strom, Wärme und Mobilität. Denn gerade der der Wärme- und Mobilitätssektor können schwankende
erneuerbare Erzeugung besonders gut aufnahmen und bedarfsgerecht zur Verfügung stellen. Auf
Neubauten und bei Sanierungen machen wir eine Solaranlage zur Pflicht. Bis 20302025 sollen
berlineigene Gebäude wie Schulen oder, Ämter oder Schwimmbäder standardmäßig mit Solaranlagen
ausgestattet werden. Mit der Solardachbörse wollen wir erreichen, dass Hauseigentümer*innen ihr
Dach zur Verfügung stellen, um es in ein Solarkraftwerk umzuwandeln. Die netze für Strom, Wärme und
künftig Wasserstoff sowie die dazugehörigen Speicher denken wir gemeinsam. Mit einer stadtweiten
Wärmeplanung und einer quartiersweisen Sanierung senken wir den Energiebedarf und nutzen
erneuerbare Energiequellen optimal.

Begründung

-Laut HTW-Solarcity-Studie reicht das Solarpotential für 25% der ENERGIE.
- Die Energie die wir nicht selbst machen, müssen wir importieren. Das kostet Platz und muss
nachhaltig erfolgen.
-Die Netze und Speicher für Wärme und Strom ergänzen sich ideal
- Zudem ist Wärme DER Knackpunkt für eine erfolgreiche Dekarbonisierung.
-2030 ist zu spät - gerade für den eignen Laden
-Solarpflicht auch bei Sanierungen
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K-2-988 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 913:
1. Berlins Dächer werden Solarkraftwerke

1. Vom Dach bis in den Keller: Berlin wird 100% erneuerbar 

Begründung

Änderung der Überschrift zum geänderten text
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K-2-238 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 162 bis 164 einfügen:
Um die Klimaziele Berlins zu erreichen, müssen wir noch stärker die energetische Sanierung von
Gebäuden voranbringen um die Sanierungsquote auf 4% jährlich zu steigern. Dies ist nur mit einer
Ausbildungs- und Qualifizierungsstrategie im Handwerk machbar. Wir wollen uns für ein Programm
einsetzen, dass mehr Menschen Zugang zu Ausbildungen in diesen Berufszweigen verschafft, wie
beispielsweise Menschen ohne Schulabschluss oder Geflüchtete. Auch hier gibt es große CO2-
Einsparpotentiale. Allerdings ist nicht hinnehmbar, dass Modernisierungskosten, wie derzeit im
Bundesmietrecht vorgesehen, 

Begründung

Die Machbarkeitsstudie zum 1,5-Grad-Pfad des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt und Energie in
Zusammenarbeit mit Fridays for Future stellt fest, dass eine Sanierungsquote von 4 Prozent pro Jahr
unerlässlich ist. Wir sollten in Berlin die notwendigen radikalen Schritte gehen, um dieses Ziel zu
erreichen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-247 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 171 bis 174:
Modernisierungsumlage auf Bundesebene und einer stärkeren Förderung energetischer
Sanierungsmaßnahmen hier in Berlin. Mit dem Bauinformationszentrum wollen wir einen 
niedrigschwelligen Anlaufpunkt für Immobilienbesitzende wie auch Mieter*innen und
Immobilienbesitzende schaffen, die sich hier informieren und vernetzen können.
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K-2-249 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 173 bis 174 einfügen:
Anlaufpunkt für Immobilienbesitzende wie auch Mieter*innen schaffen, die sich hier informieren
können. Die Beratung muss alle gesellschaftlichen Gruppen ansprechen. Bau- und Mietenpolitik ist
stark durch weiße cis-Männer geprägt. Es soll in Zukunft Angebote geben, die bspw. auch Frauen, oder
Menschen mit Sprachbarriere besser involvieren.

Begründung

Für eine feministische Klimapolitik!
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K-2-913 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 837 bis 838 einfügen:
Offenstallhaltung erfolgen. Wir vertreten die Überzeugung, dass Pferdekutschen nicht in die Berliner
Innenstadt gehören. Wir werden mit einem berlinweiten Taubenmanagement an Brennpunkten
betreute Taubenschläge einrichten.

Begründung

Das Land Berlin die hat für Stadttauben ebenso eine Fürsorgepflicht wie für Streunerkatzen. Für
Katzen gibt es im Koalitionsvertrag 2016 die Katzenschutzverordnung, die aktuell auch in der
Umsetzung ist. Für Tauben wurde von der Landestierschutzbeauftragten bereits 2017 der Plan für
betreute Taubenschläge und eine zentrale Auffangstation verfolgt: https://www.berlin.de/aktuelles/
berlin/5768643-958092-taubenkonzept-tauben-sollen-neue-unterku.html

Aktuell 2021 kann die Auffangstation wohl nicht realisiert werden, und es wird lediglich eine
Informations-Seite im Internet geben. Für betreute Taubenschläge sieht es ohne politischen Auftrag
nicht besser aus, denn die Landestierschutzbeauftragte und ihre Stabsstelle sind auf die Unterstützung
anderer Verwaltungen angewiesen.

Wir sollten daher die nachhaltige und tierschutzgerechte Reduzierung der Population in das
Wahlprogramm aufnehmen - dies wird Tauben und Menschen gleichermaßen erfreuen.

Das Konzept basiert auf dem seit den 90er Jahren in vielen Städten angewandten „Augsburger Modell“
zur Regulierung von Stadttaubenpopulationen (Ansiedlung in betreuten Taubenschlägen mit
Eiaustausch, Gesunderhaltung durch artgerechtes Futter und sauberes Wasser, Kotentsorgung in den
Schlägen). Reinigungskosten sowie Beschwerden seitens der Bevölkerung nehmen ab, ebenso
Tierschutzverstöße wie das Einschließen lebender Tiere in Baunischen, hinter
Vogelabwehreinrichtungen, Vergiftungen, Beschießen mit Pfeilen usw. Viele
Vogelvergrämungsmaßnahmen, auch an denkmalgeschützten Gebäuden, können rückgebaut werden.
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K-2-265 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 189 bis 192:
Klimaschutz-Vorgaben einhalten. Darüber hinaus wollen wir die Zivilgesellschaft noch stärker in
klimapolitische Entscheidungen des Landes einbeziehen und dafür schnellstmöglich einen
Klimabürger*innen-Rat gründeneinberufen, der die Berliner Bevölkerung abbilden soll. Das Berliner.
Hier soll ausgehandelt werden, wie Berlin bis spätestens 2035 klimaneutral werden kann. Die
ausgearbeiteten Maßnahmen sollen in dasBerliner Energie- und Klimaprogramm
(BEK)Klimaschutzprogram(BEK) einfließen, welches anfang der nächsten Periode überarbeitet werden
muss. Das BEK werden wir ausbauen und dafür sorgen, dass die zur Verfügung gestellten Mittel noch
besser genutzt werden können.
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K-2-297 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 221 bis 224:
ausbauen. Wir wollen die Bewässerung und das Pflanzen von Straßenbäumen ausbauen. Unser Ziel ist
eine grüne Null bei den Straßenbäumen: Künftig müssen jährlich mindestens genauso viele Bäume
gepflanzt werden, wie zum Beispiel durch Bauprojekte oder Klimaschäden verschwinden.Bäume, die
durch Bauprojekte oder Klimaschäden verschwinden, durch vier junge Bäume ersetzt oder durch
vergleichbare Maßnahmen kompensiert werden. Dabei wollen wir Baumarten anpflanzen, die den
veränderten klimatischen Veränderungen und 

Begründung

Wie viel CO2 ein Baum bindet, hängt neben dem Alter des Baumes, der Baumart, dessen Holzdichte
oder Zuwachsrate ab. Generell bindet ein Baum aber umso mehr CO2, je älter er ist. Daher muss ein
gerodeter Baum durch mindestens vier neue Bäume ersetzt oder durch vergleichbare Maßnahmen
kompensiert werden, um die Klimabilanz wirklich auszugleichen und eine tatsächliche "grüne Null" zu
erreichen.

Das ist übrigens auch die eigene Beschlusslage der Grünen Berlin vom 07.07.20 (LDK), daran sollten
sie sich schon halten! (Zitat: "Bei Baumfällungen sollen alte Bäume durch vier junge Bäume oder
vergleichbare Maßnahmen kompensiert werden." Quelle: https://gruene.berlin/beschluesse-
lebenswerte-stadt/wer-vernuenftig-ist-handelt-radikal-jetzt-entschlossen-das-klima-schuetzen_93)
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K-2-913-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 837 bis 838 einfügen:
Offenstallhaltung erfolgen. Wir vertreten die Überzeugung, dass Pferdekutschen nicht in die Berliner
Innenstadt gehören. Mit Blick auf die negativen Auswirkungen auf die Tiere wollen wir die Böllerei zu
Silvester beenden.

Begründung

2019 hat die Partei den Beschluss "Böllert ihr noch oder feiert ihr schon?" gefasst. Wir sollten im
Wahlprogramm diese Absicht bestärken: https://gruene.berlin/news/boellert-ihr-noch-oder-feiert-ihr-
schon_205

Für die Tiere in der Stadt sind Feuerwerkskörper höchst gefährlich. An Neujahr werden regelmäßig
tote oder verletzte Tiere gefunden. Säugetiere wie Füchse können Gehörschäden erleiden.
Winterschlafhaltende Tiere wie Igel werden durch die Knallkörper aufgestört, wodurch sie
lebenswichtige Energiereserven verlieren.

Viele Vögel flüchten infolge der Böllerei und der Lichtspektakel panisch um ein Zehnfaches ihrer
sonstigen Flughöhe in die Luft und verenden aufgrund der darauffolgenden Erschöpfung.
Familienverbände und Schwärme werden durch die Flucht auseinander gerissen, die Vögel können
orientierungslos gegen Hindernisse fliegen.

Andere Wildtiere und in Menschenhand lebende Tiere in Privathaushalten und Tierheimen erleiden
starke Ängste. Zoo, Tierpark und das Tierheim baten zuletzt 2018 um eine freiwillige Einschränkung
und Rücksichtnahme beim Feuerwerk.

Erschwerend ist, dass auch vor und nach der Silvesternacht weitere Böller gezündet werden. Haustiere
verkriechen sich oft mehrere Tage und Hunde gehen nicht mehr vor die Tür. Viele Haustiere entlaufen
von Panik getrieben und werden zu einem Sicherheitsproblem für den Straßenverkehr. Nicht nur
Menschen, sondern auch Tiere werden durch die extreme Feinstaubverschmutzung stark belastet.
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K-2-338 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 262 bis 264 einfügen:
Weg bereits eingeschlagen. Dadurch können Starkregenereignisse leichter weggesteckt und das
Wasser für Dürrezeiten kann effizienter gespeichert werden. Eine weitere Lösung ist die bereits an
vielen Orten angewandte Begrünung von Balkonen, Hauswänden und Fassaden, die CO2 binden,
luftreinigend wirken, die biologische Vielfalt vergrößern und die Aufheizung der Stadtluft verringern.
Deshalb werden wir das "10.000 Grüne Fassaden"-Programm auf den Weg bringen. Wir werden mit
diesem Programm neue Projekte unterstützen und bestehende ausbauen, um den Biodiversitäts- und
Flächenverlust der Natur zu verringern. Ein Hauptproblem bleibt aber die Versiegelung von Flächen
durch Beton und Asphalt. Dort kann kein Wasser versickern und es 
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K-2-343-4 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 267 bis 269 einfügen:
befreien und für einen besseren Regenrückhalt zu sorgen. Dazu werden wir ein landesweites
Entsiegelungsprogramm auflegen und eine jährliche Zielmarke festlegen. Bis 2025 muss 50% der
Verkehrsfläche entsiegelt werden. Das bestehende Programm „Grün macht Schule“ wollen wir
finanziell und personell deutlich aufstocken. Nach 

Begründung

Wir brauchen konkrete Zielmarken. Damit Berlin auf die Herausforderungen der Hitzewellen in der
Klimakrisevorbereitet ist, muss bis 2025: 50 % der Verkehrsfläche entsiegelt werden! Diese
Entsiegelung reduziert die Absorbtionsfläche von Wärme durch weniger Asphalt und Beton, wodurch
ein natürlicher Kühlungseffekt wieder hergestellt werden kann. Außerdem werden durch die
gewonnenen Grünflächen CO₂ Emissionen kompensiert und bei einer Häufung von Starkregen die
Kanalisationen entlastet. Nur so kann die Stadt sich langfristig selbst kühlen und Menschenleben
geschützt werden.
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K-2-349 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 274 bis 276:
Neue Stadtplätze, ParkplätzeFahrradparkplätze sowie neue Straßen, die nicht zum Hauptverkehrsnetz 
gehören, sollen mit versickerungsfähigem Belag versehen werden. Beton soll als Baustoff
ausgeschlossen werden. Bevor neue Straßen gebaut werden sollen bestehende Straßen umgewidmet 
werden. Immer mehr Berliner*innen wollen aktiv das Grün in ihrer Nachbarschaft schützen und
weiterentwickeln. Diese Initiativen 

Begründung

Es dürfen keine neuen Parkplätze für Autos gebaut werden, selbst wenn diese mit
versickerungsfähigem Belag vesehen werden. Es gibt bereits ausreichend Parkplätze für Pkws in Berlin
- Unsere Stadt der Zukunft braucht lediglich mehr Park- und Stellplätze für Fahrräder!
Versickerungsfähiger Belag muss in ganz Berlin eingesetzt werden und nicht nur für das
Hauptverkehrsnetz. Beton ist ein klimaschädliches Material, weshalb wir dessen Einsatz ablehnen.
Bevor neue Straßen gebaut werden, müssen bestehende Straße umgewidmet werden (z.B. zu
Fahrradstraßen).
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K-2-354 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 278 bis 280 einfügen:
Urban-Gardening-Initiativen wollen wir zudem durch das Land Berlin Flächen zur Verfügung stellen,
um den Stadtraum zu begrünen. Damit sich flächendeckend in allen Stadtteilen Gemeinschaftsgärten
etabliern und neue Urban-Gardening-Iniativen entstehen können, wollen wir den Ankauf neuer
Flächen finanziell unterstützen. Außerdem wollen wir Hofbegrünungsinitiativen weiterhin durch ein
eigenes Programm finanziell unterstützen. Das Ökokonto soll weiter 

Begründung

Wir befürworten flächendeckende Gemeinschaftsgärten und Urban-Gardening-Initiativen in ganz
Berlin. Deshalb dürfen wir uns nicht auf bestehenden Initiativen in einkommenstärkeren Gegenden
ausruhen. Daher muss das Land Berlin beim Ankauf neuer Flächen finazielle Hilfe leisten und
Gemeinschaftsgärten auch in finaziellschwächeren Stadtteilen, ermöglichen. Nur so können auch neue
Urban-Gardening-Iniativen entstehen, Bewohner*innen können Obst, Gemüse und Kräuter selbst
anpflanzen und die Ernährungsautonomie wird gestärkt.
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K-2-365-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 289 bis 290 einfügen:
Risikogruppen wie Kinder, ältere Menschen und Menschen, die auf der Straße leben, wollen wir
einfache und kostenlose Zugänge zu Trinkwasser schaffen. Langfristig soll an allen Spielplätzen,
Bahnhöfen und Parks ein funktionierender Trinkwasserbrunnen zur Verfügung stehen. Wir wollen den
Zugang zu Trinkwasser im öffentlichen Raum attraktiver machen. Denn dass ist nicht nur extrem viel
billiger für uns alle, sondern auch klimafreundlich. Wir wollen neben dem Bau von neuen
Trinkwasserbrunnen auch Restaurants dazu ermutigen zu einer Refill-Station zu werden.

Begründung

Mit den öffentlichen Trinkwasserbrunnen sorgen wir dafür, dass nicht nur an besonders beliebten
Stellen, sondern flächendeckend Trinkwasser frei zugänglich ist. Die Bewohner*innen können sich so
unterwegs mit kostenlosem kühlem Trinkwasser im öffentlichen Raum erfrischen, dass ist gerade bei
großer Hitze wichtig. Für alte Menschen, Kinder und auf der Straße lebende Menschen muss das
Zugang zu sauberem Wasser überall gewährleistet sein. - Daher an allen Spielplätzen, Bahnhöfen und
Parks! Ein positiver Zusatzeffekt ist das Einsparen von Einweg-Plastiklasche, denn die Berliner*innen
können durch öffentlichen Trinkwasserbrunnen jede 500 Meter ihre Mehrwegflasche jederzeit
auffüllen. Ein weiterer Beitrag zur nachhaltigen und sozial gerechten Stadt! Durch sogenannte Refill-
Stationen können Menschen unterwegs ihre Mehrwegflasche mit Leitungswasser auffüllen. Es werden
Restaurants, Cafes und andere Läden ermutigt, den Menschen die Möglichkeit zu bieten, ihre Flasche
vor Ort mit Leitungswasser wiederaufzufüllen, wenn z.B. gerade kein funktionierende
Trinkwasserbrunnen in der Nähe sein sollte.
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K-2-384-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 308 bis 310 einfügen:
Biotopverbundes im Blick hat, endlich umsetzen. Wir wollen auch den Nutzungsdruck auf Berliner
Gewässer reduzieren und besser regeln. Die Wasserflächen Berlins müssen endlich den Berliner*innen
zurück gegeben werden. Daher werden wir prüfen wie und wo kommerzielle und motorisierte
Schifffahrt rückgebaut werden kann. Die Friedhofsflächen sind für die Stadtnatur wertvolle Orte, die
wir weiterhin schützen werden.

Begründung

Wasserflächen wieder für Bürger*innen nutzbar machen! Ökologisch sinnvolle Schiffahrt auch im
Kontext von Infrastruktur soll erhalten & ggf. ausgebaut werden, während wir beispielsweise
unökologische Touri-Dampfer beschränken & stattdessen Wasserflächen in Nutzungsräume teilen und
so für Naherholung & Sport zugänglich machen.
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K-2-398 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 322 bis 324 einfügen:
insbesondere gegen den Verpackungswahnsinn ankämpfen und unterstützen den Verkauf von
unverpackten Produkten, auch in normalen Supermärkten zu niedrigen Preisen. Mit der Eröffnung der
ersten Berliner Gebrauchtwarenkaufhäuser haben wir wichtige Impulse gesetzt, die wir verstetigen
wollen. Was am Ende doch weggeschmissen 

Begründung

Nicht nur reiche Menschen dürfen sich unverpackte Produkte leisten können. Auch Menschen mit
geringem Einkommen muss ein möglichst müllfreies Leben und damit der Kauf unverpackter Produkte
ermöglicht werden. Nachhaltigkeit darf keine Frage des Geldbeutels sein!
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K-2-833 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 757 bis 759:
Mit der Berliner Ernährungsstrategie möchten wir den Anteil von biologisch produzierten, saisonalen,
regionalen, veganen und vegetarischenpflanzlichen Lebensmitteln in der Gemeinschaftsverpflegung
stetig ausbauen und diese Lebensmittel ganz oben auf den Speiseplan 

Von Zeile 761 bis 763:
nutzen können. Ein gutes Beispiel sind die Schulen. Ab 2021 gibt es beim beitragsfreien Schulessen
für die ersten bis sechsten Klassen Früchte sowie, Gemüse, Milch und Milchprodukte, sowie
Pflanzendrinks ausschließlich in Bio-Qualität. Der Bio-Anteil steigt von unter 15 Prozent auf über 50 

Von Zeile 769 bis 771:
weitestgehend auf biologisch produzierte, vor allem regional angebaute Lebensmittel und veganes
bzw. vegetarischesvollwertiges pflanzliches Essen umzusteigen. Um unsere Ziele zu erreichen, setzen
wir bei der Umstellung der Gemeinschaftsverpflegung auf die neu geschaffene
Fortbildungseinrichtung 

Begründung

Die Nennung von "vegan" oder "vegetarisch" auf einer Ebene ist nicht zukunftsweisend. Eine Stärkung
der vegetarischen Ernährung hätte keine relevanten Auswirkungen für Klima-, Umweltschutz oder
Gesundheit und ist damit eine Sackgasse. In Bezug auf Tierschutz gibt es auch in der Milchwirtschaft
und Eierproduktion viele Missstände. Wir wählen zudem den Begriff „pflanzlich“ statt „vegan“, weil es
eine neutrale Bezeichnung ist, die in den meisten Publikationen Verwendung findet. Berlin sollte
fortschrittlicher denken – denn nur eine Stärkung der pflanzlichen Ernährung bringt Verbesserungen
in allen Bereichen:

Gesundheit: Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung DGE empfiehlt eine strenge Maßhaltung beim
Konsum tierischer Lebensmittel https://www.dge.de/index.php?id=52

Klimaschutz: Absenkung der klimaschädlichen Emissionen durch deutlich weniger Tierhaltung,
Gülleausbringung und Waldrodungen bzw. Trockenlegung von Mooren. Eine enorme Rückgewinnung
von Flächen, die z.T. renaturiert und/oder wiedervernässt werden und so verstärkt Kohlenstoff
speichern können.

Die Umstellung auf Weidelandhaltung brächte übrigens kaum mehr Klimaschutz, da hier keine
nachhaltige Speicherung erfolgt, so die Studie "Grazed and Confused" https://tabledebates.org/node/
12335

Wasserhaushalt: Die industrielle Tierhaltung hat einen enormen Wasserverbrauch bei
Futtermittelanbau, Viehversorgung und Weiterverarbeitung. In Hinblick auf zunehmende Dürrezeiten
ist das nicht mehr tragbar. Auch durch zurückgewonnene, renaturierte Flächen kann der
Wasserhaushalt stabilisiert.

Boden- und Grundwasserschutz: Durch weniger Düngung wird die Nitratbelastung unserer Böden und
Gewässer verbessert.
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K-2-833 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Seite 2

Diese Punkte hat auch die Bundestagsfraktion in ihrem Beschluss zu Hitze und Dürren vergangenem
Jahr festgehalten https://www.gruene-bundestag.de/files/beschluesse/beschluss-hitze_und_duerre.pdf

Artenschutz: Die Auswirkungen der Tierhaltung auf die Artenvielfalt sind drastisch. Zurückgewonnene
Flächen können renaturiert werden und dienen dem Erhalt der Artenvielfalt. https://www.spiegel.de/
wissenschaft/mensch/uno-bericht-fleischkonsum-ist-groesster-naturzerstoerer-
a-0b441812-4ed4-44ca-91a9-a83dedca4dbc

Flächenverbrauch/Ernährungseffizienz: Pflanzliche Ernährung ist deutlich effizienter und verbraucht
dabei viel weniger Fläche als tierische Nahrungsmittel. https://ourworldindata.org/environmental-
impacts-of-food

Auch der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung hat in seinem Gutachten 2020 eine
Reduzierung des Konsums Nahrungsmitteln tierischer Herkunft empfohlen.https://www.bmel.de/
SharedDocs/Downloads/DE/_Ministerium/Beiraete/agrarpolitik/wbae-gutachten-nachhaltige-
ernaehrung.html



K-2-566 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Daniel Jochum (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 490 bis 492 einfügen:
ein Netz ohne Lücken. Deshalb wollen wir neue Umsteigepunkte zwischen der U-Bahn, S-Bahn, der
Tram und vor allem den Regionalbahnen schaffen. Auch die Reaktivierung von Infrastrukturen, wie
zum Beispiel den zwei ehemaligen U-Bahn-Eingängen am Hermannplatz, erhöht die Attraktivität von
heutigen und zukünftigen Umsteigepunkten. Gerade wenn wir mehr Pendler*innen aus dem Auto auf
die Schiene bringen wollen, brauchen wir eine Erweiterung und neue 

Begründung

Manches muss nicht neu gebaut werden, es ist schon da und kann ertüchtigt werden. Das ist auch im
Sinne der Ressourcenschonung und des Klimaschutzes. Beim konkreten Beispiel Hermannplatz gibt es
zwei ehemalige U-Bahn-Eingänge, die auch das Umsteigen zur geplanten Tram erleichtern und
generell den Fußverkehr entflechten können.

Unterstützer*innen

Oda Hassepaß (KV Berlin-Pankow); Frank Geraets (KV Berlin-Kreisfrei); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-
Mitte); Karin Hieronimus (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-2-411-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 335 bis 337 einfügen:
Pfandbehälter-Systeme fördern, sowohl bei der Mitnahme von Speisen als auch bei der Anlieferung
von Zutaten. Die Eigenkompostierung in öffentlichen Kantinen, im Gastronomiebereich und in privaten
Haushalten möchten wir fördern. Einen weiteren Ausbau der Berliner Müllverbrennungsanlage lehnen
wir ab. Die immissionsschutzrechtlich genehmigte Obergrenze zur Verbrennung des Berliner 

Begründung

Durch Eigenkompostierung kann der Hausmüll um 20% reduziert werden und der Zukauf von Dünger
und Bodenverbesserern erübrigt sich. Gerade im Gastronomiebereich und bei öffentlichen Mensen (vor
allem bei den Veggie Mensen des Studierendwerks Berlin) bietet sich die Kompstierung von Obst- und
Gemüseresten, Kaffeesatz, etc. an. So können Kreisläufe geschlossen, Müll vermieden und die
Bodenstruktur & die Bodenfruchtbarkeit verbessert werden.
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K-2-911 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 835 bis 837 einfügen:
Ferner streben wir weitere Hundeauslaufflächen an, um in möglichst allen Bezirken ausreichend Platz
für Hunde zu schaffen. Die Rasseliste werden wir durch wirkungsvollere Mittel der Gefahrenabwehr
ersetzen. Pferdehaltung soll tiergerechter und mit mehr Offenstallhaltung erfolgen. Wir vertreten die
Überzeugung, dass Pferdekutschen nicht in die 

Begründung

Die Gefährlichkeit eines Hundes kann und sollte nicht an seiner Rasse festgemacht werden,
stattdessen soll sie ausschließlich am Verhalten des einzelnen Hundes sowie der Eignung des/der
Halter*in beurteilt werden. Hundegesetze in anderen Bundesländern (Niedersachsen, Thüringen,
Schleswig-Holstein) kommen bereits ohne Rasseliste aus.

Die Eingriffsrechte für die Behörden sollten so angepasst worden, dass unabhängig von der Rasse
jeder potenziell gefährliche Hund bei Feststellung einer/einer ungeeigneten Halter*in bereits vor der
Realisierung z. B. eines Bissvorfalls eingezogen werden kann.

Sinnvoll ist die Einführung der verpflichtenden theoretischen und praktischen Sachkundeprüfung für
Hunde. Dabei soll die theoretische Sachkundeprüfung vor der Anschaffung des Hundes absolviert
werden und als Voraussetzung für die Anschaffung gelten. Das bedeutet, dass ungeeignete
Halter*innen frühzeitig, d. h. bevor sie sich einen Hund zugelegt haben, erkannt werden; geeignete
Halter*innen werden dabei unterstützt, Wissen und Kenntnisse über Hundeerziehung aufzubauen;
Halter*innen, die ihrem Hund nicht (mehr) gewachsenen sind und/oder die von ihrem Hund
ausgehende Gefahr nicht realisieren, können identifiziert werden.
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K-2-412 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 336 bis 338 einfügen:
Anlieferung von Zutaten. Einen weiteren Ausbau der Berliner Müllverbrennungsanlage lehnen wir ab
und die Müllverbrennung wollen wir stetig reduzieren. Die immissionsschutzrechtlich genehmigte
Obergrenze zur Verbrennung des Berliner Restmülls darf nicht überschritten werden.

Begründung

Auch wenn das Verbrennen von Müll weitaus besser für die Umwelt und den Klimaschutz ist als das
herkömmliche Deponieren, ist die beste Variante das stoffliche Wiederverwerten. Bei der stofflichen
Wiederverwertung (Recycling) von Abfällen – zum Beispiel das Einschmelzen von Glas oder Plastik für
die Neuproduktion – wird nicht nicht nur Energie, sondern auch Rohstoff gespart. Daher lehnen wir die
Müllverbrennung langfristig ab und möchten diese dahingehend stetig reduzieren.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-416 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 340 bis 343:
Damit in der Bevölkerung das Verständnis für die Folgen des Klimawandels wächst und Menschen
erfahren können, wie sie ihr eigenes Handeln umwelt- und klimafreundlich gestaltenzur Klimawende
beitragen können, wollen wir die Bildungsarbeit im Bereich der nachhaltigen Entwicklung weiter
stärken und ausbauen. In den vergangenen vier Jahren haben wir die Umwelt- und Naturbildung auf
eine neue Grundlage 

Von Zeile 350 bis 351 einfügen:
müssen dazu auch zivilgesellschaftliche Einrichtungen der Umwelt- und Naturbildung mehr
Unterstützung erfahren und wollen pro Bezirk ein Klimahaus etablieren. Hier soll es Raum für
zivilgesellschaftliche Akteur*innen und Beratungsstellen geben. Klimabildung muss im ganzen
Bildungszyklus mitgedacht werden und auch für Erwachsene Angebote machen. Wir wollen dafür
sorgen, dass Kinder in der Schule lernen was sie gegen die Klimakrise tun können und dazu ermutigt
werden Ideen für eine klimagerechte Welt auszuarbeiten und umzusetzen. Dafür muss das Thema 20%
des Lernplans abbilden. Da die Klimakrise komplex ist, sehen wir eine große Chance im
fächerübergreifenden Arbeiten und in der eigenständigen Projektarbeit. Neben der Thematisierung in
der Schule wollen wir die Einführung eines Freiwilligen Klimajahrs vorantreiben. In der Ausbildung
sollen ökologische Inhalte zum Standard werden und nicht mehr Teil von teuren Weiterbildungen sein.
Für Studierende fordern wir ein Klimastudium mit 60 Leistungspunkten, nach dem Vorbild des
Studium Generale. Alle Bildungseinrichtungen sollen Nachhaltigkeitsstragetien unter Einbeziehung
aller Statusgruppen erarbeiten. Wir sehen unsere Aufgabe darin Kinder, Jugendliche und junge
Erwachsene auf die Herausforderungen ihrer Zeit vorzubereiten und ihnen das Handwerkszeug
mitzugeben. Doch die Entscheidungen über ihre Zukunft werden gerade von Erwachsenen getroffen.
Deshalb wollen wir regelmäßige Informationskampagnen in mehreren Sprachen finanzieren.
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K-2-463-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 387 bis 388 einfügen:
großem Forstland und Holzproduktionsstandort, wollen wir ein Holzbau-Cluster aufbauen. Auch beim
Recyclingbeton wollen wir Mindestquoten bei allen Neubauten einführen. Beton soll nur verwendet
werden, wenn der Einsatz nicht vermeidbar ist.

Begründung

Bei der Herstellung des Zements (der für die Betonmischung notwendig ist) wird enorm viel Energie
verbraucht und hohe CO2-Emissionen verursacht. Laut WWF werden zwei Prozent der deutschen

Treibhausgasemissionen und acht Prozent der globalen Treibhausgasemissionen durch die
Zementherstellung verursacht. Aus baubiologischer und bauökologischer Sicht sollte Beton nicht als
Hauptbaustoff für Wohngebäude verwendet werden. Für Raumklima und Luftqualität sind
Backsteinwände, Lehmbauteile oder auch Holz viel besser geeignet und haben dazu noch eine bessere
Ökobilanz. Beton sollte nur da eingesetzt werden, wo das Material unersetzlich ist, z.B. beim Bau von
Brücken oder Kellerwänden.
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K-2-463-4 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 387 bis 388 einfügen:
großem Forstland und Holzproduktionsstandort, wollen wir ein Holzbau-Cluster aufbauen. Auch beim
Recyclingbeton wollen wir Mindestquoten bei allen Neubauten einführen. Kein Neubau ist immer der
Klimaneutralste. Daher muss Neubau wenn möglich vermieden werden. Falls dies doch geschieht,
muss alle anfallende Energie, von der Rohstoffgewinnung bis zum fertigen Haus bilanziert und
begründet werden. Ausnahmen bilden staatliche Bauprojekte, welche dem Gemeinwohl dienen, um
beispielsweise den dringend notwendigen Bau von Schulen nicht zu bürokratisieren.

Begründung

Jeder Neubau und jedes Bauvorhaben kostet Energien und Ressourcen. Damit Berlin seine Klimaziele
einhalten kann, muss der Bausektor schnellstmöglich klimaneutral werden. Das bedeutet nur, dann
neu zu bauen wenn es notwendig ist. Es gilt Abrisse zu verhindern. Falls dies doch geschieht oder
Neubau notwendig ist, muss eine umfassende Notwendigkeitsprüfung erfolgen und alle anfallende
Energie, von der Rohstoffgewinnung bis zum fertigen Haus (auch die graue Energie), bilanziert werden.
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K-2-474 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 399 bis 400 einfügen:
Der öffentliche und private Gebäudebestand soll durch energetische Modernisierung bis 2035 
klimaneutral werden. Um dies umzusetzen, wollen wir, dass alle Berliner Institutionen des Landes
Berlin, die 

Begründung

Auch private Gebäude müssen energetisch Modernisiert werden um Emissionen einzusparen und die
Energieffizienz zu steigern. Außerdem muss dies so schnell wie möglich und endgültig bis 2035
geschehen.
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K-2-477 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 401 bis 403 löschen:
Bezirke und alle landeseigenen Unternehmen Kosten- und Maßnahmenpläne aufstellen, die darlegen,
wie ihr Gebäudebestand bis 2035 so umgebaut werden kann, dass er weitestgehend CO2-neutral wird.
Die Berliner Immobilienmanagement GmbH (BIM) und die Bezirke wollen wir 

Begründung

Bis 2035 soll der Gebäudebestand von Berliner Institutionen und landeseigene Unternehmen nicht
nur weitesgehend CO2 neutral, sondern komplett CO2 neutral. Nur so gelingt es uns auf Landesebene
einen dem 1,5 Grad Ziel gerechten Weg einzuschlagen und als Vorreiter*in voranzugehen.
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K-2-533 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 458 bis 467:
Wir Grüne haben die Verkehrswende in Berlin eingeleitet. Dabei steht für uns der Umbau Berlins hin zu
einer noch lebenswerteren Stadt im Mittelpunkt und gleichzeitig schützen wir auch das Klima und die
Gesundheit der Berliner*innen, denn Lärm und Emissionen machen krank. Nach Jahrzehnten einer
Politik, die das Auto ins Zentrum gerückt hat, haben wir die Weichen für eine zukunftsfähige
Verkehrspolitik gestellt, die emissionsfrei, sicher und leise ist und allen Zugang zur Mobilität
ermöglicht. Die Grundlage dafür bildet das erste Mobilitätsgesetz Deutschlands, das in dieser
Wahlperiode für Berlin verabschiedet wurde. Außerdem haben wir mit dem Nahverkehrsplan bis 2035
bis zu 28 Milliarden Euro für Betrieb und Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs zugesagt: ein
historischer Aufbruch in eine neue Ära der Verkehrspolitik in der Hauptstadt.

Wir Grüne wollen die Verkehrswende in Berlin umsetzen und haben dabei erste Schritte schon
gemacht.
Der Umbau Berlins hin zu einer lebenswerteren Stadt steht dabei im Mittelpunkt. Wir wollen das
Klima und die Gesundheit schützen. Denn Lärm und Emissionen machen krank. Über Jahrzehnte
stellten die Regierenden das Auto ins Zentrum aller Überlegungen. Wir ändern das und stellen die
Weichen für eine neue und zukunftsfähige Mobilität. Sie soll klimaneutral, sicher und für alle
erschwinglich sein. Die Grundlage dafür bildet das von Radaktivist*innen geforderte, von uns
gestaltete Mobilitätsgesetz.
Unsere Mobilitätspolitik zieht auch Lehren aus der Corona-Krise. Dabei sind für uns drei Aspekte von
besonderer Bedeutung.
Der Einzelhandel und die Gastronomie haben in der Corona-Krise besonders gelitten. Wir wollen auch
deshalb das Auto in unseren öffentlichen Räumen zurückdrängen und damit die Aufenthaltsqualität
auf den Straßen und Plätzen unserer Stadt so verbessern, dass Einzelhandel und Gastronomie einen
neuen Aufschwung erleben. Denn in öffentlichen Räumen mit hoher Aufenthaltsqualität kaufen
Menschen gerne ein und verweilen gern.
Wir wollen, dass der Berliner ÖPNV gestärkt aus der Corona-Krise hervorgeht. Er benötigt eine
dauerhaft solide Finanzierung mit einer dritten Säule neben Ticketeinnahmen und öffentlichen
Mitteln. Und er braucht eine Qualitätsoffensive, die allen Berliner*innen zeigt: Der ÖPNV ist ein
sicherer, komfortabler und sauberer Ort für eine gesundheitsfördernde Nahmobilität.
Die Corona-Krise hat auch unsere Arbeitswelt verändert. Wir wollen, dass diese Veränderungen hin zu
mehr Home Office und mehr hybriden Arbeitsformen den Umweltverbund stärken. Wir werden deshalb
gezielt Maßnahmen ergreifen, um Pendler*innen den Umstieg vom Auto auf den Umweltverbund zu
erleichtern.
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K-2-520-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 444 bis 446 einfügen:
Wohnungsbedarf von Gruppen mit besonderen Schwierigkeiten auf dem Wohnungsmarkt, wie
Alleinerziehenden, Menschen mit Behinderung, BPoC und migrantisierten Menschen, Studierenden,
Geflüchteten, Älteren und großen Familien, bedacht werden. Dabei sollen deutlich größere
Wohnkontingente von sozialen Trägern 

Begründung

Auch Schwarze Menschen, People of Color und migrantisierte Menschen werden auf dem
Wohnungsmarkt diskriminiert, da auch der Berliner Wohnungsmarkt nicht frei von Rassismus ist.
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K-2-530 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 454 bis 455 einfügen:
setzen uns dafür ein, dass Einkaufszentren mit wirtschaftlichen Problemen zurückgebaut werden. Neue
Nutzungskonzepte müssen geprüft und vom Land unterstützt werden zum Beispiel für Projekte für
junge Menschen und linke Freiräume.

Begründung

Statt kapitalistische und konsumorientierte Ladenketten können die freigewordenen Flächen oder
leere Räume von jungen Menschen, Kindern und Jugendlichen für kreative, nachhaltige und linke
Projekte genutzt werden. Die bestehenden Gebäude bekommen eine neue sinnvolle Nutzung, die
ökologische, politische und kreative Initiativen fördert.
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K-2-543 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 468 bis 479:
Wir wollen, dass mehr Menschen auf klimafreundliche Mobilität umsteigen. Damit entlasten wir auch
die Berliner*innen an großen, lauten Straßen, die besonders unter Lärm und Emissionen leiden. Der
öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) ist – nach dem Fußverkehr – die am zweithäufigsten genutzte
Fortbewegungsoption der Berliner*innen. Der ÖPNV ist nicht nur klimafreundlich, sondern auch eine
günstige, schnelle und sichere Möglichkeit, in einer Großstadt wie Berlin ans Ziel zu gelangen. Wir
werden den ÖPNV als Rückgrat des Berliner Verkehrs deshalb weiter stärken und ihn noch
klimafreundlicher, leistungsfähiger und zuverlässiger machen. Bis 2030 soll der gesamte ÖPNV-
Fuhrpark emissionsfrei betrieben werden. Mit dem Programm „i2030“ zeigen wir, dass wir über die
Landesgrenzen hinaus denken. Erste Strecken werden noch in dieser Wahlperiode eingeweiht, viele
weitere werden folgen. So stärken wir den Pendelverkehr nach Brandenburg. Ebenso setzen wir uns für
den Ausbau der Bahnstrecken nach Dresden, Stettin und an die Ostsee ein.

Wir wollen, dass mehr Menschen auf klimafreundliche Mobilität umsteigen. Damit entlasten wir die
Anwohner*innen an lauten Straßen, die besonders unter Lärm und Luftschadstoffen leiden. Der
öffentliche Verkehr (ÖV) ist nicht nur klimafreundlich, sondern oft auch schon die schnellste und
sicherste Möglichkeit, ans Ziel zu gelangen. Wir wollen den ÖV deshalb weiter ausbauen und ihn noch
klimafreundlicher und leistungsfähiger machen. Bis 2030 sollen alle ÖV-Fahrzeuge durch erneuerbare
Energien angetrieben werden.
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K-2-556 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 481 bis 493:
Um mehr Menschen zu motivieren, ihr Auto stehen zu lassen und auf den ÖPNV umzusteigen, braucht
es ein Angebot, das attraktive und verlässliche Mobilität bietet. Unser Ziel ist es, in dicht besiedelten
Quartieren, unabhängig davon, ob sie innerhalb oder außerhalb des S-Bahn-Ringes liegen, alle fünf
Minuten einen Anschluss an den ÖPNV bereitzustellen. In weniger dicht besiedelten Gebieten soll den
Berliner*innen mindestens alle zehn Minuten ein ÖPNV-Angebot zur Verfügung stehen. Gleichzeitig
muss das ÖPNV-Streckennetz zügig weiter ausgebaut werden. Wir denken dabei den Ausbau von Tram,
U-Bahn, S-Bahn und Regionalbahn zusammen. Die U-Bahn steht nicht in Konkurrenz zur Straßenbahn,
sondern bildet die Schnittstelle zwischen leistungsfähigen Straßenbahnen, S- und Regionalbahnen.
Unser Ziel ist ein Netz ohne Lücken. Deshalb wollen wir neue Umsteigepunkte zwischen der U-Bahn,
S-Bahn, der Tram und vor allem den Regionalbahnen schaffen. Gerade wenn wir mehr Pendler*innen
aus dem Auto auf die Schiene bringen wollen, brauchen wir eine Erweiterung und neue
Verknüpfungen im Netz.

Damit mehr Menschen ihr Auto stehen lassen und auf die Öffentlichen umsteigen, braucht es
attraktive und verlässliche Angebote. Dicht besiedelte Quartiere innerhalb und außerhalb des S-Bahn-
Rings wollen wir im Fünf-Minuten-Takt an das Netz des Öffentlichen Verkehrs anschließen. Weniger
dicht besiedelte Gebiete im Zehn-Minuten-Takt. Wir wollen die Netze von Tram, S- und und
Regionalbahn zügig ausbauen. Das Ziel ist ein Netz ohne Lücken. U-Bahnen brauchen eine
Vorbereitungszeit von ca. 16 Jahren und das vorhandene Netz ist schon ziemlich ausgedehnt. Wir
wollen neue U-Bahn-Strecken nur dort bauen, wo sie verkehrlich, finanziell und ökologisch sinnvoll
sind. Besonders wichtige Umsteigepunkte wollen wir zu sogenannten Mobi-Hubs ausbauen. Diese
bieten nicht nur Verkehrsverbindungen, sondern auch Sharing-Angebote und Parkhäuser für Räder.
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K-2-545 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 469 bis 471 einfügen:
auch die Berliner*innen an großen, lauten Straßen, die besonders unter Lärm und Emissionen leiden.
Dafür brauchen wir nicht nur nachhaltigen motorisierten Individualverkehr, sondern auch deutlich
weniger. Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) ist – nach dem Fußverkehr – die am
zweithäufigsten genutzte Fortbewegungsoption der Berliner*innen. Der ÖPNV ist nicht nur 
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K-2-569 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 494:
Ein Drittel mehr Tramstrecken in Berlin

Das neue Tramnetz
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K-2-568-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 492 bis 493 einfügen:
dem Auto auf die Schiene bringen wollen, brauchen wir eine Erweiterung und neue Verknüpfungen im
Netz. Die Beibehaltung der TXL-Linie unter anderem Namen ("Thunberglinie"/"T-Linie") sehen wir als
wichtiges Mittel, um auch mit dem Bus innerhalb der Stadt für Pendler*innen schnelle und attraktive
Mobilität zu ermöglichen.
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K-2-570-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 495 bis 500:
Besonders den Bau weiterer Tramverbindungen wollen wir fortsetzen. In den kommenden Jahren wird
das Straßenbahnnetz um ein Drittel verlängert – zunächst nach Adlershof, zur Turmstraße und dann
zum Ostkreuz. Schon bald sollen dann auch vom Alexanderplatz zum Potsdamer Platz, nach Spandau,
zum Hermannplatz, zum Rathaus Steglitz, nach Tegel und zum Bahnhof Zoo Straßenbahnen fahren. Um
das gewährleisten zu können, braucht die BVG neue und moderne Züge und Busse.

Das Tram-Netz der Zukunft soll in alle Stadtteile ausgespannt werden und wichtige Stadtteilzentren
miteinander verbinden.
Wir wollen neue Tramstrecken nach Möglichkeit im eigenen Gleisbett umsetzen. Die Straßenbahn
wollen wir grundsätzlich gegenüber anderen Verkehrsmitteln priorisieren, um für ein
schnellstmögliches Vorankommen zu sorgen. Dabei orientieren wir uns auch am Vorbild des
ehemaligen Straßenbahnnetzes Berlins. Zugleich soll auch der Güterverkehr mit Straßenbahnen
berücksichtigt werden.
Im ersten Schritt erfolgt die Erweiterung nach Adlershof, zur Jungfernheide und die Verlängerung zum
Ostkreuz. Danach die Verbindung vom Alexanderplatz über den Potsdamer Platz zum Rathaus Steglitz
sowie die zum Hermannplatz und dann nach Tegel, Spandau und in den Südwesten.
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K-2-575-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 499 bis 500 einfügen:
Straßenbahnen fahren. Um das gewährleisten zu können, braucht die BVG neue und moderne Züge
und Busse. Neben der Netzverdichtung bietet die Tram viel Potentiale für die Schienenanbindung in
Außenbezirken und für weitere Querverbindungen zwischen den Stadtrandbezirken. In der
kommenden Legislaturperiode werden wir darum auch ein langfristiges Zielnetz erarbeiten und
planen.
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K-2-587 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 511 bis 517:
angeboten werden. Die bestehenden U-Bahn-Strecken wollen wir weiter ausbauen und wir haben
nach Jahren des Stillstandes endlich wieder Machbarkeitsstudien dazu in Auftrag gegeben. Der Bau
von U-Bahnen ist allerdings deutlich langwieriger und kostenintensiver als der Ausbau von Tramlinien.
Darum gilt für uns: Bei der schnellen Umsetzung der Verkehrswende hat für uns der Tram-Ausbau
Vorrang. Gleichzeitig bauen wir gezielt dort das S- und U-Bahnnetz weiter aus, wo es verkehrlich
sinnvoll ist.U-Bahnen transportieren im Gegensatz zur Tram mehr Fahrgäste schneller an Ihr Ziel -
allerdings ist die Planung langwieriger und kostenintensiver. Wir wollen die beiden Systeme nicht
gegeneinander ausspielen, sondern sinnvoll kombinieren. Dazu gehört die zeitgleiche Planung sowohl
an schnell möglichen Verlängerungen aber auch an langfristigen Großprojekten.. Für neue U- oder
auch S-Bahn-Strecken muss mindestens eins von drei Kriterien erfüllt sein: die Erschließung neuer
Wohngebiete, ein 
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K-2-630 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 554 bis 564:
zusätzlich finanziert werden sollen, ein Streichen bisheriger Planungen, wie sie im Nahverkehrsplan
vorgenommen wurden, lehnen wir ab. Die Kosten, die durch den Autoverkehr entstehen, werden von
der gesamten Gesellschaft getragen. Solch eine breite Finanzierung streben wir auch beim ÖPNV an.
Wir wollen die Verkehrsfinanzierung revolutionieren, damit alle Berliner*innen eine schnell
erreichbare Haltestelle vor ihrer Tür bekommen, die Tickets günstiger werden und die U-Bahn häufiger
kommt. Hierfür gibt es verschiedene Instrumente, wie eine City-Maut, die Ausweitung von
Parkgebühren, eine Nahverkehrs- oder Touristenabgabe. Welche Option für Berlin am besten passt und
die größte ökologische und soziale Wirkung entfalten kann, wollen wir im Dialog mit der Wissenschaft
und der Stadtgesellschaft weiter erarbeiten.Die Kosten des Autoverkehrs müssen inklusive der
Umwelt- und Gesundheitskosten ehrlich bemessen und nach dem Verursacher*innenprinzip getragen
werden.
Die öffentlichen Zuschüsse und Ticketeinnahmen bedürfen einer dritten Finanzierungssäule für den
Öffentlichen Verkehr. Entsprechend werden wir die Verkehrsfinanzierung darauf ausrichten. Wir werden
einen Modellversuch mit einer Citymaut auf den Weg bringen und eine flächendeckende
Parkraumbewirtschaftung mit sachgerechten Gebühren einführen. Dabei gilt für uns der Grundsatz:
Der Geldbeutel darf nicht darüber entscheiden, wer guten Zugang zur Innenstadt hat. Deshalb muss
jede Maßnahme so ausgestaltet sein, dass 
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K-2-594-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 518 bis 520 einfügen:
überdurchschnittlicher Zuwachs an Fahrgästen oder neue Umstiegsmöglichkeiten für Pendler*innen.
Dazu gehören in den kommenden Jahren beispielsweise die Verlängerung der U3 zum Mexikoplatz
und der U7 nach Spandau. Der Ausbau der Verbindungen ins Umland mit der S- und Regionalbahn
findet in enger Abstimmung mit dem Land Brandenburg statt. Damit wird der Umstieg vom Auto auf
die 
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K-2-594-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 518 bis 520 einfügen:
überdurchschnittlicher Zuwachs an Fahrgästen oder neue Umstiegsmöglichkeiten für Pendler*innen.
Bei der Erschließung neuer Wohngebiete ist es wichtig, den Anschluss an den öffentlichen Nahverkehr
schon in der Planung mitzudenken. Ein gutes Beispiel ist Planung des neuen Stadtquartiers Tegel, wo
bereits jetzt die Anbindung, beispielsweise durch die U-Bahn mitgedacht werden muss. Der Ausbau
der Verbindungen ins Umland mit der S- und Regionalbahn findet in enger Abstimmung mit dem Land
Brandenburg statt. Damit wird der Umstieg vom Auto auf die 
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K-2-620 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 544 bis 545 einfügen:
zu können. Gleichzeitig setzen wir uns dafür ein, die Anzahl der Inklusionstaxis im öffentlichen Raum
deutlich zu erhöhen, um echte Mobilität für alle zu verwirklichen.

Mobilität von allen für alle - für eine feministische Verkehrspolitik

Sowohl in den politischen Gremien, als auch in den Studiengängen und der Verwaltung ist das Thema
Verkehr aktuell sehr cis-männlich dominiert. Das sorgt nicht nur für eine ungleiche Repräsentation von
Männern* und Frauen*, sondern auch für eine andere Verkehrspolitik: In unserer Gesellschaft ist die
Aufgabenverteilung innerhalb von Partnerschaften und Familien leider noch immer sehr ungleich.
Frauen* müssen noch immer oft Care-Arbeit übernehmen. Zudem nutzen Frauen* seltener das Auto,
sondern sind mehr zu Fuß, mit dem Rad oder dem ÖPNV unterwegs. Durch nicht
verantwortungsbewusst fahrende Autofahrer*innen sind sie dadurch auch größeren Gefahren
ausgesetzt.

Unser öffentlicher Raum vernachlässigt aber die dafür notwendigen Wege: Oft ist es einfacher und
sicherer, mit dem Auto zur Arbeit zu kommen, als zu Fuß oder mit den Öffis zur Kita, zur Schule oder zu
anderen sozialen Einrichtungen. Frauen* und Familien sind dadurch benachteiligt und die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie wird erschwert.

Wir wollen uns deshalb für eine feministische Verkehrspolitik einsetzen: Soziale Wege sollen mehr ins
Zentrum der Verkehrsplanung gestellt werden. Eine gleiche Respräsentation von Männern* und
Frauen* in den Gremien muss angestrebt und ein Förderprogramm für Frauen* für Ausbildungs- und
Studienplätze im Verkehrsbereich geschaffen werden.

Eine feministische Verkehrspolitik bedeutet aber auch, Angsträume zu reduzieren und das
Sicherheitsgefühl zu stärken. Marginalisierte Gruppen, wie Frauen*, sind auch häufiger sexueller
Belästigung im ÖPNV und im öffentlichen Raum ausgesetzt. Wir müssen die Sicherheit von Frauen*
und gewährleisten. Hierfür wollen wir funktionierende Beleuchtung an Wegen und Bahnhöfen
sicherstellen und verstärkt geschultes Sicherheitspersonal einsetzen, um sowohl die subjektive
wahrgenommene als auch die objektive Sicherheit zu verbessern.
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K-2-117-4 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Steffen Laube (KV Berlin-Spandau)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 41 bis 43 einfügen:
Stadt zu gelangen macht Berlin zu einer lebenswerten Metropole. Deshalb ist unser Ziel, dass alle
Menschen in Berlin rasch, bequem und klimaneutral unterwegs sein können. Die für den Alltag
wichtigen Einrichtungen wie Bäckereien und Arztpraxen sollten nach dem Vorbild der 15-Minuten-
Stadt in höchstens 15 Minuten zu Fuß erreichbar sein. Je mehr Menschen kein eigenes Auto mehr
brauchen, desto mehr Platz bleibt für diejenigen, die nicht 

Begründung

Anschlussfähiges Konzept

Unterstützer*innen

Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Norbert Kopytziok (KV Berlin-Spandau); Dieter Wallstaff
(KV Berlin-Spandau); Gudrun Pinn (KV Berlin-Kreisfrei); Carolin Ermer (KV Berlin-Spandau); Elmas
Wieczorek-Hahn (KV Berlin-Spandau)
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K-2-657 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 581 bis 582 einfügen:
Berliner*innen, die regelmäßig den ÖPNV nutzen, erheblich günstiger in der Stadt unterwegs sein
können. Langfristig wollen wir einen umlagefinanzierten, kostenlosen, fahrscheinfreien ÖPNV in der
ganzen Stadt anstreben.
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K-2-868 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 792 bis 794 einfügen:
Zugang zu niedrigschwelligen Bildungsangeboten rund um die Themen Ernährung und Landwirtschaft
haben. Ein Schwerpunkt wird dabei auf der pflanzlichen Ernährung liegen, denn der Konsum von
Nahrungsmitteln tierischer Herkunft soll aus Klima- und Artenschutzgründen deutlich sinken. Auch in
den Schulen soll das Thema einen größeren Stellenwert einnehmen: Wir wollen jeder Schule Zugang
zu einer Lehrküche geben, um allen Schüler*innen 

Begründung

Mehr pflanzliche Ernährung stärkt den Klimaschutz, die Gesundheit, den Artenschutz, den Tierschutz
und die Boden- und Wasserqualität. Wollen wir die Ernährungswende zukunftsweisend voranbringen,
ist Ernährungsbildung ein wichtiges Instrument.

Dafür gibt es viele Studien, Gutachten und sogar einen Bundestagsbeschluss (Zitat aus Begründung ÄA
833):

Gesundheit: Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung DGE empfiehlt eine strenge Maßhaltung beim
Konsum tierischer Lebensmittel https://www.dge.de/index.php?id=52

Klimaschutz: Absenkung der klimaschädlichen Emissionen durch deutlich weniger Tierhaltung,
Gülleausbringung und Waldrodungen bzw. Trockenlegung von Mooren. Eine enorme Rückgewinnung
von Flächen, die z.T. renaturiert und/oder wiedervernässt werden und so verstärkt Kohlenstoff
speichern können.

Die Umstellung auf Weidelandhaltung brächte übrigens kaum mehr Klimaschutz, da hier keine
nachhaltige Speicherung erfolgt, so die Studie "Grazed and Confused" https://tabledebates.org/node/
12335

Wasserhaushalt: Die industrielle Tierhaltung hat einen enormen Wasserverbrauch bei
Futtermittelanbau, Viehversorgung und Weiterverarbeitung. In Hinblick auf zunehmende Dürrezeiten
ist das nicht mehr tragbar. Auch durch zurückgewonnene, renaturierte Flächen kann der
Wasserhaushalt stabilisiert.

Boden- und Grundwasserschutz: Durch weniger Düngung wird die Nitratbelastung unserer Böden und
Gewässer verbessert.

Diese Punkte hat auch die Bundestagsfraktion in ihrem Beschluss zu Hitze und Dürren vergangenem
Jahr festgehalten https://www.gruene-bundestag.de/files/beschluesse/beschluss-hitze_und_duerre.pdf

Artenschutz: Die Auswirkungen der Tierhaltung auf die Biodiversität sind drastisch. Zurückgewonnene
Flächen können renaturiert werden und dienen dem Erhalt der Artenvielfalt. https://www.spiegel.de/
wissenschaft/mensch/uno-bericht-fleischkonsum-ist-groesster-naturzerstoerer-
a-0b441812-4ed4-44ca-91a9-a83dedca4dbc

Flächenverbrauch/Ernährungseffizienz: Pflanzliche Ernährung ist deutlich effizienter und verbraucht
dabei viel weniger Fläche als tierische Nahrungsmittel. https://ourworldindata.org/environmental-
impacts-of-food
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K-2-868 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Seite 2

Auch der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung hat in seinem Gutachten 2020 eine
Reduzierung des Konsums Nahrungsmitteln tierischer Herkunft empfohlen.https://www.bmel.de/
SharedDocs/Downloads/DE/_Ministerium/Beiraete/agrarpolitik/wbae-gutachten-nachhaltige-
ernaehrung.html



K-2-707-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 632 bis 642:
Die klima- und gesundheitsschädlichen fossilen Verbrenner sollen bis 2030 aus der Innenstadt und bis
2035 aus ganz Berlin verschwinden. Die verbleibenden Autos fahren emissionsfrei, somit wird der
Verkehr komplett CO2-frei. Schon heute sind Elektroautos vielfach eine sinnvolle Alternative zum
Verbrennungsmotor. Deshalb unterstützen wir den Umstieg auf Elektroautos und den Ausbau der
Ladeinfrastruktur. Bis 2022 sollen 2.000 öffentliche Ladepunkte in der Stadt aufgebaut sein. Damit
wäre Berlin deutschlandweit Spitzenreiter. Dennoch sollte das Auto in der Innenstadt nicht mehr die
Norm, sondern nur noch die Ausnahme sein, denn auch Elektroautos brauchen Platz. Klar ist: Manche
Menschen werden immer individuelle Mobilität brauchen oder aufgrund ihrer Tätigkeit während ihrer
Arbeit auf ein Fahrzeug angewiesen sein: Nachhaltiger Verkehr bedeutet nicht nur einen Umstieg auf
alternative Antriebsformen, sondern auch eine Reduzierung des Verkehrs. Autos sind platz- und
ressourcenaufwändig. Um klimaverträglichen Verkehr zu ermöglichen, muss der motorisierte
Individualverkehr überall, wo es möglich ist, reduziert werden. Deshalb setzen wir uns für eine
autofreie Berliner Innenstadt bis 2025 und ein autofreies Berlin bis 2030 ein und unterstützen das
Volksbegehren Berlin autofrei.

Bis 2022 sollen 2.000 öffentliche Ladepunkte in der Stadt aufgebaut sein. Damit wäre Berlin
deutschlandweit Spitzenreiter. Dennoch sollte das Auto in der Innenstadt nicht mehr die Norm,
sondern nur noch die Ausnahme sein, denn auch Elektroautos brauchen Platz. Klar ist: Manche
Menschen werden immer individuelle Mobilität brauchen oder aufgrund ihrer Tätigkeit während ihrer
Arbeit auf ein Fahrzeug angewiesen sein. Deshalb fordern wir Ausnahmen für Menschen mit
Behinderung, Pflegedienste und Handwerker*innen, Polizei und Rettung, Bauunternehmen und
Müllabfuhr. Weniger PKW-Verkehr als bisher nutzt 
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K-2-652-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 576 bis 581:
bleiben und solidarisch finanziert sein. Unser Ziel ist zudem die Einführung unserer Bärenkarte, die
durch eine geringe monatliche Abgabe aller erwachsenen Berliner*innen finanziert wird,
ausgenommen Studierende, auf ALG II oder Sozialhilfe Angewiesene, Mobilitätseingeschränkte und
Pflegebedürftige. Außerhalb der Stoßzeiten (werktags 7 – 10 Uhr) können dann alle Berliner*innen
fahrscheinfrei den ÖPNV nutzen. Und auch für die, die in den Stoßzeiten fahren, wird es erheblich
günstiger. Die Kosten für die Bärenkarte werden deutlich unter dem heutigen Preis einer Monatskarte
liegenwird ca. 15 Euro im Monat kosten, so dass die Berliner*innen, die regelmäßig den ÖPNV nutzen,
erheblich günstiger in der Stadt unterwegs 

Begründung

Unsere Bärenkarte/Bär*innenkarte ist viel gerechter, klüger und intelligenter als Michael Müllers
Versprechungen zum 365-Euro-Ticket. Das können und das sollen wir offensiv im Wahlkampf vertreten.
Damit das jede*r auf den ersten Blick erkennen kann, wollen wir im Programm diese Eckpunkte
ergänzen.

Unterstützer*innen

Jonathan Kliem (KV Berlin-Pankow); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Gerhard Thorns (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Karin
Hieronimus (KV Berlin-Kreisfrei); Erich (Ellis) Huber (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Friedel
Grützmacher (KV Berlin-Kreisfrei); Hans Hagedorn (KV Berlin-Pankow); Corinna Balkow (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-2-512 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 436 bis 437 einfügen:
der Nachbarschaft oder in der Stadt, aktiv mitgestalten können. Den Bezirken sollen hierfür
ausreichend finanzielle Ressourcen zur Verfügung gestellt werden.
In den Bezirksämtern wollen wir Servicebüros für die Mobilitätswende einrichten. Sie sollen beratende
und vernetzende Anlaufstellen für Initiativen und Bürger*innen sein, die ihren Kiez verändern wollen
und bei der Umsetzung von Spiel-, Fahrrad- oder Klimastraßen sowie beim Ausprobieren und lebendig
Gestalten von verkehrsberuhigten Kiezblocks helfen.
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K-2-718 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 642 bis 643 einfügen:
Polizei und Rettung, Bauunternehmen und Müllabfuhr. Weniger PKW-Verkehr als bisher nutzt gerade
ihnen, denn so kommen sie besser voran. Autofreie Kieze sorgen für mehr Aufenthalts- und
Lebensqualität. Darum wollen wir das Modellprojekt der autofreien Friedrichstraße in den nächsten
drei Jahren auch auf weitere Einkaufsstraßen ausdehnen.
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K-2-730-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 654 bis 656 einfügen:
mehr Tempo weiter neue Radwege bauen, Autostraßen zu Fahrradstraßen umwidmen, 100 Kilometer
Radschnellwege schaffen und an allen Hauptstraßen sichere Radstreifen einrichten. Mittelfristig ist
unser Ziel, jedes Jahr 100 Kilometer Radewege zu bauen oder zu modernisieren. Die bestehende
Radinfrastruktur wollen wir an das steigende Aufkommen anpassen. In den Kiezen 
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K-2-580 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 504 bis 506:
im Senat die Beschaffung neuer S-Bahn und U-Bahn-Wagen durchgesetzt. Berlin baut einen eigenen
S-Bahn-Fuhrpark auf. Dazu haben wirhat das Land Berlin 1.380 neue S-Bahn-Wagen, im Wert von rund
drei Milliarden Euro, ausgeschrieben, die bis 2033 durch die Stadt fahren sollen, und eine Option 
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K-2-739-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 663 bis 665 einfügen:
zukünftig keine Doppelzuständigkeiten mehr bestehen. Ebenso wollen wir die Anzahl der
Fahrradstellplätze und Fahrradparkhäuser weiter deutlich erhöhen und gemeinsam mit der Polizei
eine wirksame Strategie gegen Fahrraddiebstahl entwickeln. Dabei wollen wir mögliche Konflikte
zwischen neuer Fahrradinfrastruktur und Naturschutz differenziert lösen.
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K-2-767 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 691 bis 693:
Der öffentliche Raum ist für alle da, wir kämpfen für mehr Aufenthalts- und Grünflächen,
Gemeinschaftsgärten, Co-Working-SpacesNachbar*innenschafts-Begegnungsorten und Spielplätze.
Deswegen wollen wir den öffentlichen Raum gerechter zwischen den unterschiedlichen
Nutzer*innengruppen aufteilen. Wir wollen die 

Begründung

Co-Working Spaces hat Berlin genug und haben absolut nichts mit öffentlichem Raum zu tun. Wir
wollen Räume die wirklich für alle zugänglich sind!
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K-2-585 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 510 bis 520 löschen:
Mit der Bestellung von bis zu 1.500 U-Bahn-Wagen können engere Takte und längere Züge angeboten
werden. Die bestehenden U-Bahn-Strecken wollen wir weiter ausbauen und wir haben nach Jahren des
Stillstandes endlich wieder Machbarkeitsstudien dazu in Auftrag gegeben. Der Bau von U-Bahnen ist
allerdings deutlich langwieriger und kostenintensiver als der Ausbau von Tramlinien. Darum gilt für
uns: Bei der schnellen Umsetzung der Verkehrswende hat für uns der Tram-Ausbau Vorrang.
Gleichzeitig bauen wir gezielt dort das S- und U-Bahnnetz weiter aus, wo es verkehrlich sinnvoll ist.
Für neue U- oder auch S-Bahn-Strecken muss mindestens eins von drei Kriterien erfüllt sein: die
Erschließung neuer Wohngebiete, ein überdurchschnittlicher Zuwachs an Fahrgästen oder neue
Umstiegsmöglichkeiten für Pendler*innen. Der Ausbau der Verbindungen ins Umland mit der S- und
Regionalbahn findet in enger Abstimmung mit dem Land Brandenburg statt. Damit wird der Umstieg
vom Auto auf die 
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K-2-599 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 523 bis 525:
Gemeinsam mit dem Land Brandenburg, der Deutschen Bahn und dem VBB planen wir ein 
gigantischesumfangreiches Ausbauprogramm für den ÖPNV in der Hauptstadtregion. Mit dem
Programm „i2030“ wollen wir in der Metropolregion bis zu 180 Kilometer Bahnstrecke reaktivieren,
neu oder 
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K-2-795 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 719 bis 723:
Lärmbelastung für Anwohnende von Flughäfen enorm. Deshalb befürworten wir ein Nachtflugverbot
am neuen Flughafen Berlin Brandenburg (BER) zwischen 2221 und 68 Uhr. Darüber hinaus setzen wir
uns dafür ein, dass die Start- und Landegebühren an ökologische und lärmbelastende Faktoren
geknüpft werden. Um unnötige Emissionen zu reduzieren, setzen wir uns für ein Verbot von
Inlandsflügen von und zum BER ein. Öffentliche Mittel zur Finanzierung einer kostspieligen
Erweiterung des BER ohne wirtschaftliche Grundlage lehnen wir ab. Der 
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K-2-612 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 537 bis 540:
Der ÖPNV muss für alle zugänglich sein. Wir haben hier bereits viel erreicht und werden den
eingeschlagenen Weg weiter beschreiten. Eine Stadt für alle bedeutet für uns auch Mobilität für
alle.Der Öffentliche Verkehr muss für alle zugänglich sein. Eine Stadt für alle bedeutet Mobilität für
alle. Dafür stehen wir. Deshalb muss der Umbau aller Bahnhöfe und Haltestellen im Verkehrsverbund
mit einem barrierefreien Zugang schnellstmöglich abgeschlossen werden. 
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K-2-807 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 731 bis 733 einfügen:
zukunftsfähige, nachhaltige und regional gedachte Ernährungsstrategie für die Stadt entwickelt und
dabei Verbraucher*innen in das Zentrum gestellt. Gutes Essen muss allen Berliner*innen unabhängig
der fianziellen Situation erschwinglich sein. Ein besonderes Augenmerk haben wir dabei auf die
Gemeinschaftsverpflegung gelegt, denn die ist der Esstisch der 

Begründung

Ökologisches, regionales und saisonales Essen darf kein Luxus sein. Jede Person muss unabhängig von
Geldbeutel die Möglichkeit haben dieses zu erwerben und zu konsumieren.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-622 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Mobilität
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 547 bis 548:
Wir haben mit der Fahrzeugbeschaffung die größte ÖPNV-Offensive seit Jahrzehnten gestartet.. Denn
wir wissen, es steigen nur noch mehr Berliner*innen auf den ÖPNV um, wenn der Bus mindestens alle
zehn Minuten 
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K-2-833-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 757 bis 759:
Mit der Berliner Ernährungsstrategie möchten wir den Anteil von biologisch produzierten, saisonalen,
regionalen, veganen und vegetarischenpflanzlichen Lebensmitteln in der Gemeinschaftsverpflegung
stetig ausbauen und diese Lebensmittel ganz oben auf den Speiseplan 

Von Zeile 761 bis 763 einfügen:
nutzen können. Ein gutes Beispiel sind die Schulen. Ab 2021 gibt es beim beitragsfreien Schulessen
für die ersten bis sechsten Klassen Früchte sowie Milch, Pflanzenmilch und Milchprodukte
ausschließlich in Bio-Qualität. Der Bio-Anteil steigt von unter 15 Prozent auf über 50 

Von Zeile 769 bis 771:
weitestgehend auf biologisch produzierte, vor allem regional angebaute Lebensmittel und veganes
bzw. vegetarischespflanzliches Essen umzusteigen. Um unsere Ziele zu erreichen, setzen wir bei der
Umstellung der Gemeinschaftsverpflegung auf die neu geschaffene Fortbildungseinrichtung 

Begründung

Vegetarische Ernährung steht ebenso im Konflikt mit dem Tierwohl wie es eine Ernährung mit
Fleischanteil tut. Eine pflanzlich basiere Ernährung stellt als einzige Ernährungsform sowohl das
Tierwohl sicher, als auch eine gesunde und nachhaltige Ernährung dar. Daher soll in Öffentlichen
Einrichtungen auch vor allem diese Ernährungsform gefördert werden.

Zu dem Milchprogramm in Berliner Schulen soll auch planzliche Milch angeboten werden, um den
Schüler*innen eine echte Alternative aufzuzeigen.
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K-2-845 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 769 bis 771 einfügen:
weitestgehend auf biologisch produzierte, vor allem regional angebaute Lebensmittel und veganes
bzw. vegetarisches Essen umzusteigen. Unser Ziel ist es, dass jede Schule einen Schulgarten bekommt,
in dem Lebensmittel zum Verzehr angebaut werden und der außerdem zur Bewusstseinsbildung
bezüglich Umwelt, gesunder und nachhaltiger Ernährung beiträgt. Um unsere Ziele zu erreichen,
setzen wir bei der Umstellung der Gemeinschaftsverpflegung auf die neu geschaffene
Fortbildungseinrichtung 

Begründung

Schulgärten stellen eine gute Möglichkeit dar, Kinder und Jugendliche schon früh mit gesunder und
nachhaltiger Ernährung vertraut zu machen. Zudem bieten sie die Möglichkeit für saisonale und
ökologische Landwirtschaft. Die Ernte kann dann direkt in der Mensa zum Kochen verwendet werden.

Durch den Anbau von Obst und Gemüse wird der Entfremdung der Menschen von der eigenen
Nahrung vorgebeugt und ein tieferes Verständnis für ökologische Prozesse aufgebaut.

Nicht nur Schulen mit motivierten Lehrer*innen und Schüler*innen, die die Kapazitäten haben sich im
Rahmen eines freiwilligen Projektes um einen Schulgarten zu kümmern.
Alle sollen den Zugang zu einem Garten haben.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-869 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 793 bis 796 einfügen:
Landwirtschaft haben. Auch in den Schulen soll das Thema einen größeren Stellenwert einnehmen:
Wir wollen jeder Schule Zugang zu einer Lehrküche sowie einem Schulgarten geben, um allen
Schüler*innen die Möglichkeit zu bieten, Basiswissen zu gesunder, pflanzlicher und nachhaltiger
Ernährung zu erlangen und eine höhere Wertschätzung für Lebensmittel zu entwickeln.

Begründung

Schulgärten stellen eine gute Möglichkeit dar, Kinder und Jugendliche schon früh mit gesunder und
nachhaltiger Ernährung vertraut zu machen. Zudem bieten sie die Möglichkeit für saisonale und
ökologische Landwirtschaft. Die Ernte kann dann direkt in der Mensa zum Kochen verwendet werden.

Durch den Anbau von Obst und Gemüse wird der Entfremdung der Menschen von der eigenen
Nahrung vorgebeugt und ein tieferes Verständnis für ökologische Prozesse aufgebaut.

Nicht nur Schulen mit motivierten Lehrer*innen und Schüler*innen, die die Kapazitäten haben sich im
Rahmen eines freiwilligen Projektes um einen Schulgarten zu kümmern.
Alle sollen den Zugang zu einem Garten haben.

Durch den Zugang zu einer Lehrküche auch die Bildung bezüglich nachhaltiger planzlicher Ernährung
gefördert werden. Durch das Kochen in der Schule können Schüler*innen Alternativen aufgezeigt und
bekommen unabhängig vom Elternhaus eine bestimmte Ernährungsweise mit. Die Ernährung in der
Jugendzeit prägt haufig das spätere Kosumverhalten. Das eine fleischliche Ernährung immer noch die
Norm darstellt, kann so ein Beitrag geleistet werden um dies nachhaltig zu verändern.
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K-2-937 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 861 bis 865:
die Landesförderungen von Forschungsvorhaben an die Bedingung knüpfen, Alternativen zu
erarbeiten. Tierversuche an Primaten darf es nicht geben. Wir habenwollen die Berliner
Tierversuchskommissionen paritätisch und gleichberechtigt mit unabhängigen Vertreter*innen des
Tierschutzes und aus der Wissenschaft und des Tierschutzes besetztbesetzen und mit geeigneten
Mitteln, beispielsweise durch den Aufbau von Datenbanken, auf die Vermeidung von Doppel- und
Wiederholungsversuchen hingewirkthinwirken.

Begründung

In Berlin gibt es aktuell zwei Tierversuchskommissionen (TVK) nach §15 Tierschutzgesetz (TierSchG).
Sie "unterstützen" die Behörde bei der Genehmigung von Versuchsvorhaben, d.h. sie haben damit rein
beratenden Charakter und können keine Versuche verhindern.

Die 2021 berufenen TVK sind auf Initiative des Senators für Justiz, Verbraucherschutz und
Antidiskriminierung paritätisch besetzt, die Gruppen sind in §42 Tierschutz-Versuchstierverordnung
(TierSchVersV) definiert. Das Wort "paritätisch" impliziert, dass beide Gruppen nicht nur in gleicher
Anzahl, sondern zudem gleichberechtigt vertreten sind - so wie dies bis 2021 der Fall war.

Eine weitere Gleichberechtigung wurde jedoch durch den Berliner Regierenden Bürgermeister
verhindert, der die Vorgabe ersonnen hat, dass der*die Vorsitzende der Kommission nicht aus der
Gruppe der von Tierschutz-Organisationen vorgeschlagenen Mitgliedern kommen darf. Der*die
Vorsitzende*r hat zudem das doppelte Stimmrecht, d.h. seine*ihre Stimme kann bei Empfehlungen der
Kommission den Ausschlag geben.

Es wäre unehrlich, dies nicht entsprechend im Wahlprogramm zu berücksichtigen.

Zudem ist es für den Wissenschaftsstandort Berlin in die Legitimität der in Berlin durchgeführten
Tierversuche wichtig, dass diese tatsächlich auf das abolut notwenige Maß reduziert werden (vgl.
Koalitionsvertrag 2016). Die unabhängige Beurteilung könnte insbesondere dann in Zweifel gezogen
werden, wenn Mitglieder der TVK gleichzeitig abhängig Beschäftigte von Berliner Tierversuchslaboren
sind.
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K-2-875 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 799 bis 801 einfügen:
Hebel. Wir wollen Strukturen unterstützen, durch die gerettete Lebensmittel besser verteilt werden
können, Supermärkte sollen abgelaufene Lebensmittel nicht mehr wegwerfen dürfen. Desweiteren soll
die Weitergabe von Lebensmitteln, beispielsweise an die Tafel oder Foodsharing, durch Anreize
gefördert werden. Auch streben wir es weiterhin auf der Bundesebene an, „Containern“ (entsorgte
Lebensmittel aus 

Begründung

Die Lebensmittelverschwendung muss verringert werden. Supermärkte tragen hierzu einen großen
aber vermeidbaren Teil bei. Das Land Berlin soll Supermärkte, die sich aktiv gegen die Verschwendung
von noch genießbaren Lebensmitteln einsetzen, durch Anreize dabei unterstützen und weitere
Supermärkte so ebenfalls dazu motivieren.
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K-2-912 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 836 bis 838:
ausreichend Platz für Hunde zu schaffen. Pferdehaltung soll tiergerechter und mit mehr
Offenstallhaltung erfolgen. Wir vertreten die Überzeugung, dass Pferdekutschen nicht nach Berlin
gehören und lehnen den Einsatz von Pferdestaffeln der Bundespolizei in die Berliner Innenstadt
gehörenBerlin strikt ab.

Begründung

Pferdekutschen sollten nicht nur aus der Berliner Innenstadt verbannt werden, sondern auch aus den
Außenbezirken. Das Laufen auf Asphalt, der kommerzielle Einsatz von Pferden, die lange Arbeitszeiten
haben, stehen mit dem Tierwohl in Konflikt. Die Geräuschkulisse in einer Großstadt wie Berlin schadet
den Pferden. Darum sind auch Pferdestaffeln in polizeilichen Einsätzen nicht vertretbar.
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K-2-917 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 841 bis 842 einfügen:
tierschutzwidrige Bestimmungen, insbesondere zur Schweinehaltung, vor. Wir wollen bundesweit
erreichen, dass die Nutztierhaltung auf einen besseren, ökologischen und nachhaltigen Standard
gehoben wird und dass Lebensmittel die aus Massentierhaltung stammen klar gekennzeichnet werden
müssen. Zudem wollen wir klar sinkende Quoten von Produkten in Berliner Supermärkten, die in Teilen
oder ganz aus Massentierhaltung stammen.

Begründung

Wir positionieren uns klar gegen Massentierhaltung. Um die Transparenz zwischen Produkten und
Verbraucher*innen zu stärken, setzen wir uns auf Bundesebene für eine klare Kennzeichnung auf der
Verpackung ein. Auch für Produkte die Teilinhaltsstoffe aus Massentierhaltung haben, soll dies gelten.

Außerdem soll eine klare Quote in den Berliner Supermärkten an Produkten aus Massentierhaltung
die Umstrukturierung und den Wandel der Tierhaltung befördern. Diese Quote soll langfristig immer
weiter reduziert werden, bis die Massentierhaltung beendet ist.
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K-2-928-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 852 bis 853 einfügen:
denen Wildtiere auftreten müssen. Auf Bundesebene streben wir nach wie vor ein völliges Verbot von
Wildtieren in Zirkussen an. Generell sehen wir Tiere in Zirkussen kritisch und setzen uns für höhere
Tierhaltungsstandards ein.

Begründung

Tiere in Zirkussen, gelten allein der Unterhaltung und Belustigung von Menschen. Hierbei liegt der
Fokus auf dem Wohl der Menschen und nicht dem der Tiere. Durch Reisen, mangelt es Tieren häufig an
ausreichend Auslauf, Kontakt zu Artgenossen oder an genügend Weidezeit. Tiere werden zu
widernatürlichem Verhalten trainiert. Daher ist jede Art Tiere in Zirkussen zu Belustigung auftreten zu
lassen kritisch zu sehen. Hierbei muss dann ein Mindestmaß an Standards bezüglich der Tierhaltung
gewährleistet werden und derzeitige Standards an die Bedürfnisse der Tiere angepasst werden.
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K-2-935 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 859 bis 861 einfügen:
kontrollieren und gesetzlich verpflichtend dokumentieren. Darüber hinaus werden wir gemeinsam mit
der Wissenschaft und Tierschutzorganisationen konkrete Ausstiegsfahrpläne für Tierversuche bis 2025
entwickeln und die Landesförderungen von Forschungsvorhaben an die Bedingung knüpfen,
Alternativen zu 

Begründung

Für Tierversuche muss es ein konkretes Ausstiegsdatum geben. Der heutige Forschungsstand macht
Tierversuche immer mehr überflüssig. In jedem Bereich in dem es schon Alternativen gibt, müssen
diese angewand werden, für verbleibende Zwecke müssen jetzt Alternativen gesucht werden und ein
konkreter Ausstiegsfahrplan muss bis spätestens 2025 vorliegen, der ein konkretes Ausstiegsdatum
beinhaltet.

Hierbei müssen alle Interessen miteinbezogen werden, auch Tierschutzorganisationen.
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K-2-949-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 873 bis 874 einfügen:
hat uns noch einmal vor Augen geführt, wie wichtig der Tourismus als Wirtschaftsfaktor für Berlin ist,
doch ein „Weiter so“ wie bisher kann es in Berlin nicht geben. Berlin soll den nachhaltigen
Tourismussektor ausbauen und ökologische Hotels stärker fördern.
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K-2-990-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 914 bis 916 einfügen:
Berlin kann 25 Prozent der Stromerzeugung aus Solarenergie decken – wir wollen das bis 2035
schaffen. Auf Neubauten machen wir eine Solaranlage zur Pflicht. Dies soll schnellstmöglich auch auf
den Bestand ausgeweitet werden. Bis 2030 sollen berlineigene Gebäude wie Schulen oder Ämter
standardmäßig mit Solaranlagen ausgestattet 

Begründung

Solaranlagenpflicht soll nicht nur für Neubauten gelten, sondern so bald wie möglich auch auf den
Bestand ausgeweitet werden um die Energiewende voranzutreiben und von fossilen Brennstoffen
wegzukommen. Die Dächer von bestehenden Gebäuden bieten genau wie Neubauten die Möglichkeit
zur Installation von Solaranlagen.
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K-2-937-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 861 bis 863 einfügen:
die Landesförderungen von Forschungsvorhaben an die Bedingung knüpfen, Alternativen zu
erarbeiten. Tierversuche mit Schweregrad "schwerst" sowie an Primaten darf es nicht geben. Wir haben
die Berliner Tierversuchskommission paritätisch mit Vertreter*innen aus der Wissenschaft und des 

Begründung

Die hier als "schwerste" Belastungen beschriebenen Versuche liegen über der Kategorie "schwer" und
sind nach der EU-Tierversuchsrichtlinie 63/2010/EU, Artikel 15, Absatz 2 alle Verfahren, die starke
Schmerzen, schwere Leiden oder schwere Ängste verursachen, die voraussichtlich lang anhalten und
nicht gelindert werden können.

Hiernach sollen die Mitgliedstaaten derartige Versuche nicht durchführen, können aber nach Artikel 55
Absatz 3 von einem Vorbehaltsrecht Gebrauch machen, was Deutschland entgegen anderer
Mitgliedsstaaten auch getan hat.

Wir wollen, dass diese Versuche nicht mehr durchgeführt werden. Es ist völlig unethisch, Tiere einer
derartigen Belastung auszusetzen. Kein Untersuchungsziel hat eine derart hohe Bedeutung für den
Menschen, dass ein derartiger Tierversuch gerechtfertigt oder ethisch vertreten werden kann.
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K-2-990-4 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 914 bis 917:
Berlin kann 25 Prozent der Stromerzeugung aus Solarenergie decken – wir wollen das bis 2035
schaffen. Auf Neubauten machen wir eine Solaranlage zur Pflicht. Bis 20302026 sollen berlineigene
Gebäude wie Schulen oder Ämter standardmäßig mit Solaranlagen ausgestattet und nachgerüstet 
werden. Mit der Solardachbörse wollen wir erreichen, dass Hauseigentümer*innen ihr Dach zur 
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K-2-1001 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 925 bis 926 einfügen:
Leben für Geräte schützt das Klima. Deshalb werden wir Pfandsysteme, zum Beispiel beim Essen to go,
stärker fördern. Hierfür soll auch ein symbolischer Beitrag für Einweggeschirr erhoben werden.

Begründung

Um das Müllaufkommen zu reduzieren soll ein kleiner Beitrag für Einweggeschirr erhoben werden.
Ähnlich wie die Pflicht zur Bezahlung von Plastiktüten in Geschäften , soll dies auch auf
Einweggeschirr angewandt werden. Dadurch werden Menschen motiviert ihr eigenes Geschirr
mitzubringen oder es mehrfach zu verwenden und gehen so nachhaltiger und bewusster mit Plastik-
und Einmalartikeln um.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-223 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 147 bis 161:
kohlebetriebene Fernwärmeerzeugung beendet werden. Wir halten am Ziel fest, die Kraftwerke bis
2035 komplett auf klimafreundliche EnergieerzeugungklimaneutraleEnergieerzeugung umzustellen.
Neben der Fernwärme sollen auch andere Formen der Wärmeerzeugung klimaneutral werden. Den
Umbau von Gas- und Ölkesseln auf klimafreundliche Heizungsanlagen, wie Solarthermie oder
Wärmepumpen, wollen wir stärker fördern. Auf Bundesebene wollen wirsetzenwir uns dafür
einsetzendeshalbdafür ein, dass der Einbau von neuen Ölkesseln sofort und von Gaskesseln spätestens
2025 verboten wird. Unser Ziel ist es, örtlich erzeugte Wärme aus verschiedenen 
regenerativenerneuerbaren Quellen in ein Nahwärmenetz einzuspeisen und lokal zu verteilen. Den
rechtlichen Rahmen hierfür soll das Berliner Erneuerbare-Wärme-Gesetz bieten. Steigt dadurch der
Anteil Erneuerbarer Energien nicht, streben wir eine Vergesellschaftung der Wärmenetze an. In diesem
Zusammenhang wollen wir gleichzeitig einen sozial-ökologischen Sanierungsfahrplan einführen. Wir
setzen dabei auch auf lokale Wärmeerzeugung in Berlins Kiezen und geben regenerativen
QuellenerneuerbarenQuellen bei der Einspeisung einen Vorrang. Dem zugrunde liegt eine berlinweite
Wärmeplanung. Sie ist ein wichtiges Instrument, um Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele
zu ergreifen und dabei Aktivitäten verschiedener Akteur*innen zu koordinieren. Mit einemr stetig
wachsenden CO2-PreisErneuerbare Energeien Quote und einem CO2-Grenzwert werden zudem
Netzbetreibende, die auf fossile Brennstoffe setzen, stärker in die Pflicht genommen.
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K-2-939 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 863 bis 865:
Tierversuchskommission paritätisch mit Vertreter*innen aus der Wissenschaft und des Tierschutzes
besetzt und wollen mit geeigneten Mitteln, beispielsweise durch den Aufbau von Datenbanken,
aufeiner verbindlichen Datenbank, die Vermeidung von Doppel- und Wiederholungsversuchen 
hingewirktsicherstellen.

Begründung

Es gibt in Deutschland und in Europa bereits diverse Datenbanken mit tierversuchsfreien Methoden.
Ein*e Antragsteller*in für ein Versuchsvorhaben oder die genehmigende Behörde durchsucht in der
Regel jedoch nicht alle Datenbanken, um die gesetzlich vorgeschriebene Frage beantworten zu
können, ob die wissenschaftliche Frage nicht auch mit einer anderen Methode als mit Tieren
durchgeführt werden kann.

Zudem ist keine der bestehenden Datenbanken geeignet, die notwendigen Informationen vollständig
abzubilden - denn es müssen alle wichtigen Informationen zum Ersatz von Tierversuchen auffindbar
sein, d.h. verbindlich eingetragen werden. Zum einen sind dies die "Standard Operation Prozedures"
(SOP), zum anderen unbedingt auch Negativergebnisse.

Die im Text geforderte Datenbank kann durchaus auch als Meta-Datenbank oder Suchmaschine
gestaltet werden, d.h. mit dem Zweck, maschinell und mit künstlicher Intelligenz von sich aus in den
unzähligen Datenbanken zu suchen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-351 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 275 bis 277:
sollen mit versickerungsfähigem Belag versehen werden. Immer mehr Berliner*innen wollen aktiv das
Grün in ihrer NachbarschaftNachbar*innenschaft schützen und weiterentwickeln. Diese Initiativen
wollen wir unterstützen und für sie Beratungsmöglichkeiten schaffen. Gemeinschaftsgärten und 

Begründung

Redaktionelle Änderung

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-393-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 317 bis 319:
betroffenen Kiezen steigern, ohne dabei die Kosten für die Anwohnenden zu erhöhen. Gerade Straßen
mit hohem TouristenaufkommenTourist*innenenaufkommen oder viel Durchgangsverkehr haben einen
hohen Wert für die ganze Stadt – es ist eine Frage der Gerechtigkeit, die Anwohnenden nicht mit den 

Begründung

Redaktionelle Änderung
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K-2-502-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

In Zeile 427:
Mitbestimmung in aktiven NachbarschaftenNachbar*innenschaften

Begründung

Redaktionelle Änderung
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K-2-504 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 428 bis 430:
Die Kieze und Quartiere sind der Puls der Stadt. Deshalb wollen wir dort die Mitbestimmung stärken
und aktive NachbarschaftenNachbar*innenschaften fördern. Die Umsetzung der
Bürger*innenbeteiligungsleitlinien in der räumlichen Stadtentwicklung soll vorangetrieben 

Von Zeile 433 bis 437:
auszubauen. Den öffentlichen Raum wollen wir zu einem Ort der Begegnung umgestalten. Mit
stadtteilnaher Bürger*innenbeteiligung unterstützen wir die 
NachbarschaftsbildungNachbar*innenschaftsbildung und das demokratische Gemeinwesen. Alle
Berliner*innen sollen stärker ihr Lebensumfeld, sei es in der NachbarschaftNachbar*innenschaft oder
in der Stadt, aktiv mitgestalten können. Den Bezirken sollen hierfür ausreichend finanzielle Ressourcen
zur Verfügung gestellt werden.

Begründung

Redaktionelle Änderung
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K-2-635 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 559 bis 561:
günstiger werden und die U-Bahn häufiger kommt. Hierfür gibt es verschiedene Instrumente, wie eine
City-Maut, die Ausweitung von Parkgebühren, eine Nahverkehrs- oder 
TouristenabgabeTourist*innenabgabe. Welche Option für Berlin am besten passt und die größte
ökologische und soziale Wirkung 

Begründung

Redaktionelle Änderung

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-915 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 840 bis 842:
Mit einem Normenkontrollantrag beim Bundesverfassungsgericht geht Berlin bereits gegen
tierschutzwidrige Bestimmungen, insbesondere zur Schweinehaltung, in der Schweinehaltung vor. Wir
wollen darüberhinaus bundesweit erreichen, dass die NutztierhaltungAnzahl der gehaltenen Tiere
deutlich reduziert und jede Haltung im Agrarbereich auf einen besserentiergerechten Standard
gehoben wird.

Begründung

Tierschutz ist seit 2002 im Grundgesetz verankert. Doch Verstöße wie das millionenfache Töten von
männlichen Eintagsküken, betäubungslose Ferkelkastration, Kastenstände, Anbindehaltung von Kühen,
Enthornung bei Kälbern, Schnabelkürzen, und die Qualzucht sind weiterhin Alltag in vielen Ställen.
Und dies sind nur die offensichtlich quälerischen Methoden. Unter tiergerechten Standards verstehen
wir neben den körperlichen Bedürfnissen nach Schmerzfreiheit, guter Ernährung und Bewegung und
auch die Erfüllung seelischer Interessen und das Ausleben des natürlichen Sozialverhaltens. Die
Vorschläge des Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung (Borchert-Kommission) oder das freiwillige
„Tierwohl-Kennzeichen“ des BMEL gehen hier keineswegs weit genug.

Bereits 2016 hat die Bundestagsfraktion ihren „Pakt für faire Tierhaltung“ beschlossen, mit dem Ziel,
innerhalb von 20 Jahren aus der industriellen Tierhaltung auszusteigen. https://www.gruene-
bundestag.de/files/beschluesse/beschluss-pakt-fuer-faire-tierhaltung.pdf

Inzwischen kennen wir zudem unzählige Gründe, die dafür sprechen, die Tierzahlen im Agrarbereich
deutlich zu senken. Die Agrartierhaltung hat großen Anteil an den klimaschädlichen Emissionen –
über die Tiere selbst (Methan), über die Rodungen von Wildnis und über die Freisetzung von Lachgas
aus der Düngung. Poore & Nemecek (2018) https://ourworldindata.org/environmental-impacts-of-food

Auch über Transporte sowie Im- und Export – Deutschland ist auf Platz 5 der fleischexportierenden
Länder weltweit, andersherum werden Futtermittel (von gerodeten Flächen) aus Südamerika
importiert. https://www.weltexporte.de/fleisch-exporte/

Tierhaltung verbraucht ca. 77% der gesamten Agrarfläche, sei es für Futtermittelanbau oder für die
Tierhaltung selbst. Dabei liefern die tierischen Lebensmittel aber nur 18% der verbrauchten Kalorien!
FAO https://ourworldindata.org/environmental-impacts-of-food

Dieser Flächenverbrauch hatte bereits dramatische Auswirkungen auf die Artenvielfalt https://
www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/uno-bericht-fleischkonsum-ist-groesster-naturzerstoerer-
a-0b441812-4ed4-44ca-91a9-a83dedca4dbc
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K-2-957 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 881 bis 883:
belastet und ökologisch nachhaltig ist. Mit dem Tourismuskonzept 2018+ für Berlin haben wir dafür
konkrete Ziele festgelegt. TouristenströmeTourist*innenströme sollen stärker entzerrt werden: von den
Gärten der Welt in Marzahn bis zur Zitadelle Spandau – Berlin hat deutlich mehr zu bieten 

Begründung

Redaktionelle Änderung
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K-2-974 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 898 bis 901:
Parks, wie zum Beispiel den Görlitzer Park, regelmäßig und stärker reinigt. Das kostet viel Geld, stößt
aber auf sehr viel Zuspruch in den NachbarschaftenNachbar*innenschaften. Gerade Orte mit hohem 
TouristenaufkommenTourist*innenaufkommen oder viel Durchgangsverkehr haben einen hohen Wert
für die ganze Stadt – es ist nicht gerecht, die Anwohnenden mit den Mehrkosten dafür alleinzulassen.

Begründung

Redaktionelle Änderung
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K-2-083-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 7 bis 9:
Diese extremen Wetterlagen werden noch stärker zunehmen. Es ist deshalb zentral, Berlin fit für die 
KlimakriseErderhitzung zu machen und auch auf Klimaanpassung zu setzen. Wir wollen den Umbau
Berlins vorantreiben: zu einer Metropole, in der ökologische Verantwortung, moderne 

Von Zeile 14 bis 16:
Tiere und binden CO2. Doch auch diese wichtige Stadtnatur ist durch die Erderwärmung gefährdet.
Die KlimakriseErderhitzung ist eine reale Gefahr für unsere Existenzgrundlage auf diesem Planeten.
Das Zeitfenster, sie ganz abzuwenden, haben wir bereits verpasst. Aber noch können 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-199 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 124 bis 125 einfügen:
Damit Berlin seine CO2-Emissionen radikal reduzieren kann, brauchen wir die Energiewende mit viel
mehr erneuerbarer Energie. Das größte Potential liegt dabei im Ausbau der Solarenergie auf Dächern
und an Fassaden 
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K-2-905 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 829 bis 831 einfügen:
Wildauffangstationen, Tierschutzorganisationen und -initiativen sowie Tiertafeln besser finanzieren
und die Zusammenarbeit mit der Verwaltung verbindlicher gestalten. Wir stärken Tierschutzpädagogik,
ergreifen Bildungsinitiativen für die artgerechte Haltung von Heimtieren und gehen gegen Werbung
vor, die Heimtiere bzw. deren Haltung unangemessen darstellt. Für die private Tierhaltung wollen wir
verbindliche Standards im Hinblick auf das Tierwohl 

Begründung

Tierschutzbildung ist ein wirksames Instrument, um schon früh für den richtigen Umgang mit Tieren
zu sensibilisieren. Auch die Kleintierhaltung im Kinderzimmer sollte wohlüberlegt und informiert
stattfinden und nicht spontan von einem niedlichen Bild in einer Anzeige motiviert werden, auf dem
die artgerechte Haltung nicht erkennbar ist.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-232 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 156 bis 158 einfügen:
Wir setzen dabei auch auf lokale Wärmeerzeugung in Berlins Kiezen und geben regenerativen Quellen
bei der Einspeisung einen Vorrang. Dem zugrunde liegt eine berlinweite Wärmeplanung basierend auf
einem detaillierten Wärmekataster. Sie ist ein wichtiges Instrument, um Maßnahmen zur Erreichung
der Klimaschutzziele zu 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-932 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 856 bis 858:
reduzieren und Tierversuche so weit wie möglich durch Alternativmethoden ersetzen. Berlin soll
Forschungshauptstadt für Ersatzmethodenalternative, tierversuchsfreie Methoden werden.
Wirtschaftliche Interessen dürfen nicht länger über dem Tierschutz stehen. Wir wollen verstärkt die
Versuchsvorhaben mit Tieren 

Begründung

Das Wort "Ersatzmethoden" erhebt den Tierversuch zur Referenz und zum "Gold-Standard" - obwohl
Tierversuche nicht auf den Menschen übertragbar sind (sondern nur bedingt vergleichbar), und
Defizite beim wissenschaftlichen Wert bestehen - allein daher nutzt die Industrie zunehmend
tierversuchsfreie Methoden vgl. https://openscience.bmj.com/content/3/1/e000048

An dieser Stelle wird nicht in "Alternativmethoden" geändert (diese Formulierung steht bereits in der
Überschrift) - sondern es muss klar gestellt werden, dass "Alternativmethoden" genau das sind, was
jede*r Bürger*in darunter verstehen würde - nämlich Methoden ohne Tierversuche, und nicht die
Verbesserung von Tierversuchen.
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K-2-236-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 160 bis 161:
wachsenden CO2-Preis werden zudem Netzbetreibende, die auf fossile Brennstoffe setzen, stärker in
die Pflicht genommenklare Anreize gesetzt umzusatteln.

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-252 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Energie
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 176 bis 178:
Für die Berliner Verwaltungen muss Klimaschutz zur Querschnittsaufgabe werden. Wir wollen, dass 
jeder Bereichjede Senatsverwaltung feste Vorgaben für seineihre jährlichen Treibhausgas-
Einsparungen erhält und damit politische Entscheidungen stärker an die Klimaziele knüpfen. Werden
die jeweiligen 

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-261 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Sprechteam
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 185 bis 190:
ermittelt werden, ob der vereinbarte Einsparpfad eingehalten wird und welchen Anteil die
verschiedenen Sektoren daran haben. Den Berliner Klimaschutzrat wollen wir durch ein
wissenschaftliches Sekretariat stärken und ihm die Möglichkeitdas Recht einräumen, rechtzeitig eine
Überarbeitung von klimaschädlichen Entscheidungen einzufordern und zu überprüfen, ob
Fachverwaltungen und Bezirke ihre Klimaschutz-Vorgaben einhalten und jährlich einen Bericht über
die Entwicklung der Berliner Klimagase vorzulegen. Darüber hinaus wollen wir die Zivilgesellschaft
noch stärker in klimapolitische Entscheidungen des Landes einbeziehen und dafür einen
Klimabürger*innen-

Begründung

Es ist wichtig für eine stärkere Klimagovernance, dass wir den Berliner Klimaschutzrat institutionell
stärken. Der Expertrat für Klimafragen beim Klimschutzgesetz auf Bundesebene verfügt ebenfalls über
ein eigenes wissenschaftliches Sekretariat, weitergehende Kompetenzen (zB Bewertung von
Sofortmaßnahmen) und legt jedes Jahr einen Bericht vor. Daran angelehnt sollten wir dem Berliner
Klimaschutzrat zu echten Stacheln verhelfen.
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K-2-907 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 831 bis 834:
private Tierhaltung wollen wir verbindliche Standards im Hinblick auf das Tierwohl festlegen. Die
HaltungWir wollen gesetzlich regeln, welche Arten unter Berücksichtigung von ExotenTier-, Arten- und 
besonders gefährlichen Tierarten in Privathaushalten wollen wir beendenNaturschutz sowie von
Gesundheits- und Sicherheitsaspekten für den Handel und die Privathaltung akzeptabel sind. Wir
lehnen Reptilien- und Exotenbörsen ab und setzen uns für eine stärkere Kontrolle ein. Den illegalen
Handel mit Welpen und allen anderen Tieren - auch über das Internet - unterbinden wir durch bessere
Behördenzusammenarbeit.

Begründung

Begründung erfolgt mündlich beim Antragsteller*innen-Treffen
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K-2-905-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 829 bis 832:
Wildauffangstationen, Tierschutzorganisationen und -initiativen sowie Tiertafeln besser finanzieren
und die Zusammenarbeit mit der Verwaltung verbindlicher gestalten. Für die private
TierhaltungHaltung, Zucht und Handel von Heimtieren wollen wir verbindliche Standards im Hinblick
auf das Tierwohl in einer Tierschutz-Heimtierverordnung festlegen. Die Haltung von Exoten und
besonders gefährlichen Tierarten in Privathaushalten 

Begründung

Begründung erfolgt mündlich beim Antragsteller*innen-Treffen

Programm-LDK am 19./20. März



K-2-937-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 861 bis 863 einfügen:
die Landesförderungen von Forschungsvorhaben an die Bedingung knüpfen, Alternativen zu
erarbeiten. In Zukunft sollen nur noch öffentliche Förderungen für Projekte vergeben werden, die
Tierversuche ersetzen helfen oder Alternativmethoden validieren. Tierversuche an Primaten darf es
nicht geben. Wir haben die Berliner Tierversuchskommission paritätisch mit Vertreter*innen aus der
Wissenschaft und des 

Begründung

Das Konzept der 3R refine/ reduce/ replace ist von 1959, hat aber durchaus auch noch heute eine
Berechtigung. Bei der Förderung von 3R zeigt sich jedoch, dass ein hoher Fokus auf die Verbesserung
von Tierversuchen gelegt wird.

Das erklärte politische Ziel, Tierversuche durch Alternativmethoden zu ersetzen kann jedoch per
Definition nur durch eines dieser R gelingen: replace.

Aktuell sind Tierversuche weiterhin notwendig - allein für die regulatorischen Versuche, bei denen
Alternativmethoden international anerkannt sein müssen. Der zweite Fokus der Förderung sollte daher
auf die Validierung gelegt werden.

Das Motto für Forschungsförderung durch Berlin sollte daher sein "RV" - replace/ validate.
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K-2-909 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 833 bis 835:
wollen wir beenden. Um den Tierschutz in Privathaushalten besser durchsetzen zu können, wollen wir
ein Haus- und Heimtierregister und eine Tier-Notruf-Nnummer für alle Tierarten einführen. Ferner
streben wir weitere Hundeauslaufflächen an, um in möglichst allen Bezirken 

Begründung

Bei Heimtieren sind keine Hunde und Katzen enthalten.
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K-2-266-2 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 190 bis 192 einfügen:
in klimapolitische Entscheidungen des Landes einbeziehen und dafür einen Klimabürger*innen-Rat
gründen. Dieser soll mindestens paritätisch besetzt sein und die Stadtgesellschaft in ihrer Diversität
möglichst genau abbilden. Das Berliner Energie- und Klimaprogramm (BEK) werden wir ausbauen und
dafür sorgen, dass die zur Verfügung gestellten Mittel noch besser genutzt werden können.

Begründung

Da Frauen und marginalisierte Gruppen von den Auswirkungen der Klimakrise besonders betroffen
sind, sollten sie hier auch repräsentiert sein. Es ist nicht davon auszugehen, dass das automatisch
passiert, daher sollten wir es hier einfordern.
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K-2-902 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 827 bis 829:
Die mit dem Tierschutz beauftragten Behörden des Landes Berlin wollen wir auch weiterhin so
ausstatten, dass sie ihrer Arbeit gutvollumfänglich nachkommen können. Zudem wollen wir Tierheime,
Wildauffangstationen, Tierschutzorganisationen und -initiativen sowie Tiertafeln besser 

Begründung

Jede*r, der schon einmal Einblicke in die Arbeit von bezirklichen Veterinärbehörden hatte wird wohl
konstatieren: Angesichts der eigentlich zu leistenden Aufgaben können sie ihrer Arbeit derzeit nicht
gut nachkommen, und ein "weiter so" wird daher dem Anspruch bündnisgrüner Politik nicht gerecht.
Dasselbe gilt sogar für die Senatsverwaltung z.B. bei der Überwachung von Tierversuchen.

Das Amt der Tierversuchsbeauftragten soll sogar im Entwurf des Wahlprogramms "weiter gestärkt”
werden, was sich auch auf die Ausstattung beziehen muss. Nur dabei darf es allerdings nicht bleiben,
denn in der Berliner und zweistufigen Verwaltung können die vielfältigen Aufgaben des Tierschutzes
nicht nur an eine arbeitsfähige Instanz delegiert werden.
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K-2-913-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 837 bis 838 einfügen:
Offenstallhaltung erfolgen. Wir vertreten die Überzeugung, dass Pferdekutschen nicht in die Berliner
Innenstadt gehören. Wir entwickeln effektive Strategien gegen Qualzuchten bei allen Tierarten.

Begründung

Nicht nur in der sogenannten Nutztierhaltung sind Qualzuchten Standard, auch im Haus- und
Heimtierbereich sind sie sehr gefragt. Hunde, die nicht richtig atmen können oder Augenprobleme
haben, laufen können, mit zuviel Haut, Katzen ohne Fell und mit Gelenkproblemen. Das ist reine
Tierquälerei, gegen die es Maßnahmen braucht. https://www.tieraerztekammer-berlin.de/qualzucht/
qualzuchtkampagne-iii.html

https://www.tierschutzbund.de/information/hintergrund/heimtiere/qualzucht/
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K-2-382-3 Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Antragsteller*in: KV Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-2

Von Zeile 306 bis 308 einfügen:
stehen wir weiter zum Erhalt des Tempelhofer Feldes als einer der größten und wichtigsten
Grünflächen Berlins und lehnen eine Randbebauung ab. Das Tempelhofer Feld ist eine der wichtigsten
Kaltluftentstehungsflächen der Stadt und wird an schönen Tagen von bis zu 70.000 Berliner*innen
aufgesucht, die dort gärtnern, Sport treiben, Zeit mit Freundin*innen oder Familie verbringen und auf
dem Feld oft beengten Wohnverhältnissen entfliehen können.

Begründung

Die Berliner*innen haben sich 2014 zu zwei Dritteln für den Erhalt des Tempelhofer Felds
ausgesprochen. Wir Grüne haben das Tempelhofer Feld 2016 sogar auf unser Wahlplakat gedruckt. Wir
sollten auch jetzt wieder deutlich machen, dass wir für den Erhalt des Tempelhofer Feldes stehen und
es mit uns keine Bebauung geben wird.

Das Feld ist eine der wichtigsten Kaltluftentstehungsflächen dieser Stadt - und umgeben von Kiezen,
die von Hitzeinseln durchzogen sind. In der klimaresilienten Stadt von morgen sind Kaltluftflächen
essentiell - denn sommerliche Hitzewellen werden sowohl häufiger wie auch extremer und kosten vor
allem ältere Menschen auch immer wieder das Leben. Wir müssen die Sicherung von Freiflächen
überall in der Stadt voranbringen und bereits versiegelte Flächen zur Bebauung nutzen, anstatt neue
Flächen zu versiegeln.

Das Feld wird mit Begeisterung genutzt - insbesondere gilt das für die Anwohner*innen der
umgebenden Bezirke, die auf dem Tempelhofer Feld beengten Wohnverhältnissen entfliehen und dort
gärtnern, Sport treiben, Zeit mit Freund*innen oder Familie verbringen, lesen, Drachen steigen lassen,
und vieles vieles mehr.

Das Tempelhofer Feld steht weit über Berlin hinaus für eine Stadtentwicklungspolitik, die den
öffentlichen Raum den Bürger*innen zurückgibt. Lasst uns auch zum Tempelhofer Feld stehen!

Quelle für die 70.000 Besucher*innen: Berliner Abendblatt https://gruenlink.de/1y1f
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Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 314 bis 326:
Auch die Arbeit der sozialen Träger wollen wir um die Bedürfnisse von Menschen organisieren – nicht
entlang bürokratischer Logiken. Die in der Jugendhilfe begonnene „Sozialraumorientierung“ ist ein
guter Schritt in diese Richtung. Mit der Verankerung im Familienfördergesetz weiten wir diese
Systematik auf andere Bereiche aus. In ganz Berlin sollen lebensweltlich orientierte Räume definiert
und Fachkonzepte der Zusammenarbeit erarbeitet werden. Wir wollen Kiez-Teams aufbauen, die bei
Meldungen Familien und Einzelpersonen aufsuchen und Unterstützung leisten. Dabei sollen „Frühe
Hilfen“, Babylots*innen, die Stadtteilmütter, Sozialarbeiter*innen in Jugendeinrichtungen, die Jobcenter
oder die Schuldnerberatung eng miteinander kooperieren. Bei den sogenannten „67er-Hilfen“ in der
Sozialhilfe, also Leistungen zur Überwindung von sozialen Schwierigkeiten, wollen wir eine
einheitliche Anwendung in den Bezirken erreichen. Parallel soll die Qualitätssicherung Auch die Arbeit
der Ämter und der sozialen Träger wollen wir um die Bedürfnisse von Menschen in ihrem
Lebensumfeld organisieren – nicht entlang bürokratischer und finanzieller Logiken. Denn
niedrigschwellige und umfassende Unterstützung und Mitbestimmung dort, wo man lebt, baut Hürden
für alle Berliner*innen ab. In diesem Sinne bedeutet Sozialraumorientierung das konsequente
Umsteuern auf Prävention.
Jugendhilfe funktioniert dort besonders gut, wo sozialraumorientiert und damit präventiv gearbeitet
wird. Andernorts explodieren die Fallkosten. Über das Familienfördergesetz wollen wir Kiez-Teams
aufbauen, die bei Meldungen Familien und Einzelpersonen aufsuchen und Unterstützung leisten.
Dabei sollen „Frühe Hilfen“, die Stadtteilmütter, Jugendeinrichtungen, Schulen, Sportvereine, die
Jobcenter oder die Schuldnerberatung eng miteinander kooperieren. Die sogenannten „67er-Hilfen“ in
der Sozialhilfe, also Leistungen zur Überwindung von sozialen Schwierigkeiten, wollen wir in den
Bezirken einheitlich anwenden.
Wir wollen in den bestehenden lebensweltlich orientierten Räumen für alle Bereiche datenbasiert
genau die Angebote schaffen, die benötigt werden, die Sozialeinrichtungen, die Ämter und deren
Angebote vernetzen und passgenau aufstellen.
Dazu wollen wir die Fachstruktur der Sozialraumorientierung in den Bezirken vereinheitlichen und mit
einer Lenkung auf Senatsebene flankieren. Die Qualitätssicherung soll systematisiert und in ganz
Berlin strukturiert werden, um Flexibilität und hohe Qualität zu verbinden.

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie am 4.2.21

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Armin Schäfer (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Elke
Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Eva
Marie Plonske (KV Berlin-Kreisfrei); Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Karsten Dirk Gloger
(KV Berlin-Pankow); Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-Reinickendorf); Thore Hagemann (KV Berlin-
Neukölln); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-
Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Evelyn Filipp (KV Berlin-Steglitz/
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Zehlendorf); Evgeniya Barbin (KV Berlin-Mitte); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Tabea
Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)



K-3-1639 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 614 bis 617 einfügen:
Der Arbeitsmarkt in Berlin muss inklusiver werden. Dabei gilt für uns die Prämisse: Inklusion hat
Vorrang. Daher wollen wir die sogenannten Werkstätten so weiterentwickeln, dass sie nicht zur
Endstation werden, sondern der Befähigung zur Arbeit auf dem ersten Arbeitsmarkt dienen.
Perspektivisch sollen Werkstätten überflüssig werden. Unternehmen mit mehr als 20 Arbeitsplätzen
sind gesetzlich verpflichtet, wenigstens auf fünf 

Unterstützer*innen

Armin Schäfer (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf);
Merieme Benali (KV Berlin-Reinickendorf); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Eva Marie Plonske (KV Berlin-Kreisfrei); Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Alexandra
Renner-Roman (KV Berlin-Reinickendorf); Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf); Thore Hagemann (KV
Berlin-Neukölln); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Evelyn Filipp (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Klara Schedlich (KV
Berlin-Reinickendorf); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick);
Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Signe Stein (KV
Berlin-Mitte); Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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Antragsteller*in: Andrea Nakoinz (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 479 bis 483:
können. Doch insbesondere in dieser Lebensphase sind Menschen oft kaum oder gar nicht mehr in der
Lage, für ihre eigenen Bedürfnisse einzustehen. Umso wichtiger ist, dass vorhervor dem Auftreten von
schweren Erkrankungen eine gute Aufklärung über VersorgungsvollmachtenVorsorgevollmachten und 
eine PatientenverfügungPatientenverfügungen stattfindet. Sind diese Dokumente nicht vorhanden,
sind die Angehörigen von schwer Erkrankten häufig nicht in der Lage entsprechend des mutmaßlichen
Willens der Betroffenen Aussagen zu Behandlungswünschen zu treffen. Gültige Vorsorgevollmachten
und Patientenverfügungen stellen sicher, dass die Wünsche von Betroffenen, insbesondere am
Lebensende, geachtet werden. Sie erleichtern außerdem dem medizinischen Personal die
Arbeit.Deshalb wollen wir die StrukturenAufklärungsstrukturen dafür ausbauen. Darüber hinaus
wollen wir eine Beratungsstelle für Palliativmedizin einrichten, die über die Möglichkeiten der
Versorgung im Hospiz oder 

Begründung

Korrektur der Begrifflichkeiten und kurze Erläuterung warum die genannten Dokumente hilfreich sind.
Die Aufklärung muss zum Ziel haben, dass jeder Mensch eine gültige Vorsorgevollmacht und eine
Patientenverfügung besitzt.

Siehe auch:

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/patientenverfuegung.html

Unterstützer*innen

Alexandra Heimerl (KV Berlin-Lichtenberg); Fatos Topaç (KV Berlin-Kreisfrei); Urban Aykal (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Fuat Sengül
(KV Berlin-Mitte); Murat Cinar (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Timur Ohloff (KV Berlin-Mitte)
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Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 3 bis 5:
darf dabei zurückbleiben. Insbesondere Alleinerziehende, Kinder, ältere Menschen, prekär Beschäftigte,
Arbeitssuchende und, Menschen mit Behinderung und geflüchtete Menschen sind von Armut,
Verdrängung und Ausgrenzung bedroht. Familien und Freischaffende suchen vergebens nach
bezahlbaren Wohn- und 

Begründung

Auch geflüchtete Menschen sind insbesondere von Ausgrenzung, aber auch Armut und Verdrängung
bedroht und gehören hier genannt.
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Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 370 bis 371 einfügen:
Kompetenzen wollen wir für alle Menschen in Berlin nutzen. Darum werden wir das LAF zu einem
neuen „Landesamt für Unterbringung“ weiterentwickeln. Außerdem setzen wir uns auf Bundesebene
dafür ein, dass geflüchtete Menschen nicht mehr staatlich zum Wohnen in Erstaufnahmeeinrichtungen
gezwungen werden und die dortige maximale Aufenthaltsdauer auf sechs Wochen verringert wird.

Begründung

Das erzwungene Zusammenleben in Sammelunterkünften verlängert den Leidensweg der betroffenen
Menschen enorm – je normaler der Alltag wird, umso heilsamer wirkt sich das auf die Personen aus.
Zudem gibt es dort keine sicheren Schutzräume - insbesondere Personen mit erhöhtem Gewalt- oder
Diskriminierungsrisiko, wie z.B. alleinreisende Frauen, Mütter mit Kindern oder traumatisierte
Geflüchtete sind so gefährdet, weil sie sich bspw. die Sanitäranlagen (oft Duschen ohne Türen) mit
männlichen Geflüchteten teilen müssen. Re-Traumatisierung oder Übergriffe können Folgen sein. Des
weiteren hat nicht zuletzt die Corona-Pandemie gezeigt, dass Sammelunterkünfte ein
Gesundheitsrisiko darstellen. Bei Mehrbettzimmern und Gemeinschaftssanitäranlagen und gemeinsam
genutzten Küchen und Sanitäranlagen ist es unmöglich, die erforderlichen Abstands- und
Hygieneregeln einzuhalten. Wir wollen menschenwürdiges Wohnen und deshalb die Aufenthaltsdauer
in Sammelunterkünften aufs Minimum beschränken.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1861 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 836 bis 837 einfügen:
Kompetenzen wollen wir für alle Menschen in Berlin nutzen. Darum werden wir das LAF zu einem
neuen „Landesamt für Unterbringung“ weiterentwickeln. Außerdem setzen wir uns auf Bundesebene
dafür ein, dass geflüchtete Menschen nicht mehr staatlich zum Wohnen in Erstaunahmeeinrichtungen
gezwungen werden und die dortige maximale Aufenthaltsdauer auf sechs Wochen verringert wird.

Begründung

Das erzwungene Zusammenleben in Sammelunterkünften verlängert den Leidensweg der betroffenen
Menschen enorm – je normaler der Alltag wird, umso heilsamer wirkt sich das auf die Personen aus.
Zudem gibt es dort keine sicheren Schutzräume - insbesondere Personen mit erhöhtem Gewalt- oder
Diskriminierungsrisiko, wie z.B. alleinreisende Frauen, Mütter mit Kindern oder traumatisierte
Geflüchtete sind so gefährdet, weil sie sich bspw. die Sanitäranlagen (oft Duschen ohne Türen) mit
männlichen Geflüchteten teilen müssen. Re-Traumatisierung oder Übergriffe können Folgen sein. Des
weiteren hat nicht zuletzt die Corona-Pandemie gezeigt, dass Sammelunterkünfte ein
Gesundheitsrisiko darstellen. Bei Mehrbettzimmern und Gemeinschaftssanitäranlagen und gemeinsam
genutzten Küchen und Sanitäranlagen ist es unmöglich, die erforderlichen Abstands- und
Hygieneregeln einzuhalten. Wir wollen menschenwürdiges Wohnen und deshalb die Aufenthaltsdauer
in Sammelunterkünften aufs Minimum beschränken.
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Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 500 bis 503:
stationär. Unser Plan ist, innovative Finanzierungs- und Steuerungsmodelle sowie neue
Angebotsformen zu fördern. Wir wollen den ÖGD hinsichtlich Beratung und Begleitung stärken. Das
Psychiatrieentwicklungsprogramm wollen wir endlich weiterentwickeln und einen datengestützten
Landespsychiatrieplan etablieren.

Das psychosoziale Unterstützungsangebot in Geflüchtenten-Unterkünften wird bedarfsgerecht und
mehrsprachig ausgebaut, damit in allen Unterkünften ausreichende Angebote vorgehalten werden. Das
Psychiatrieentwicklungsprogramm wollen wir endlich weiterentwickeln und einen datengestützten
Landespsychiatrieplan etablieren;

die aufsuchenden Angebote für geflüchtete Menschen sollen verstetigt und für weitere Zielgruppen
geöffnet werden.

Begründung

Mit der Etablierung der psychosozialen Fachkräfte im Rahmen der Angebote des
Psychiatrieentwicklungsprogramms wurde in den letzten Jahren eine integrierte Versorgungsstruktur
für geflüchtete Menschen im niedrigschwelligen außerklinischen wie auch klinischen Bereich
geschaffen, die unbedingt erhalten bleiben sollte, nicht zuletzt, weil sie als integraler Bestandteil des
Regelversorgungssystems nach § 5 PsychKG auch Vorbildcharakter für die Weiterentwicklung hin zu
einer sektorenübergreifenden psychosozialen und psychiatrischen Versorgung insgesamt besitzt.

Die psychosozialen Fachkräfte leisten mit der aufsuchenden Arbeit einen wertvollen, unverzichtbaren
Beitrag u. a. bei der frühzeitigen Identifizierung von psychischen Auffälligkeiten und/oder
Suchtverhalten sowie der Heranführung an die Regelversorgungsstrukturen und tragen somit zur
Vermeidung von Chronifizierung psychischer Erkrankungen und der Inanspruchnahme von
höherschwelligen bspw. therapeutischen oder psychiatrischen Maßnahmen maßgeblich bei.

Aufgrund der erheblichen Einschränkungen der psychosozialen, psychotherapeutischen und
psychiatrischen Versorgung (einschließlich der Angebote der Suchthilfe) während der COVID-19-
Pandemie nehmen die psychosozialen Fachkräfte eine ganz besonders herausgehobene Rolle ein, weil
sie für die geflüchteten Menschen eine der wenigen verbleibenden, für sie leicht zugänglichen,
Angebote darstellen; sie halten Kontakt zu den Betroffenen und können auch bei akuten
Problemlagen vor Ort Hilfe leisten.

Die erhebliche psychosoziale Belastungssituation für Bewohnerinnen und Bewohner im Rahmen der
COVID-19-Pandemie (ganz besonders bei Quarantänemaßnahmen) kann zu (Re-)Traumatisierungen
führen und sich mittel und langfristig durch Verschlimmerung von Depressionen, Ängsten und
Traumafolgestörungen negativ auf die psychische Gesundheit auswirken: Eine Kürzung gar Streichung
der Mittel wäre vor diesem Hintergrund fachlich völlig unvertretbar.

Es besteht allerdings ein akuter Handlungsbedarf, da diese wertvollen Angebote bereits im
Doppelhaushalt 2020/2021 akut gefährdet waren und nur aufgrund des Einsatzes, insbesondere von
Bettina Jarasch und Catharina Pieroth, gesichert werden konnten. Um die niedrigschwellige
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psychosoziale Versorgung geflüchteter Menschen weiterhin aufrechtzuerhalten, ist es unbedingt
erforderlich, die Mittel im Rahmen des Psychiatrieentwicklungsprogramms zu verstetigen. Derzeit
werden die Angebote mit 2 Mio. € (2018/2019 waren es noch 2,3 Mio. €) finanziert. Wir Bündnisgrüne
sollten bereits im Wahlprogramm klarmachen, dass Einsparungen im Landeshaushalt nicht zu Lasten
von psychisch erkrankten und traumatisierten geflüchteten Menschen erfolgen werden.



K-3-1496 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Christof Ebrecht (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 472 bis 473 einfügen:
Familienplanung muss unabhängig vom Geldbeutel für alle Menschen möglich sein. Wir streben
deswegen an, die momentane landesweite Regelung zur Kostenübernahme für Verhütungsmittel auf
alle Geschlechter auszudehnen. Hierbei sollten grundsätzlich auch nicht verschreibungspflichtige
Verhütungsmittel erstattungsfähig sein, insbesondere für Menschen unter 21.

Begründung

In einem Abschnitt zur Familienplanung sollte die Forderung aus dem Grundsatzprogramm zum
kostenfreien Zugang zu Verhütungsmitteln nicht fehlen. Die momentane Erstattungsregelung gilt
explizit nur für Frauen. Wir sollten Männern hier die gleichen Rechte einräumen, auch um zu
unterstreichen, dass sich beide Partner*innen gemeinschaftlich mit dem Thema Familienplanung
auseinanderzusetzen haben und Verhütung nicht alleinige Aufgabe der Frauen ist.
Nicht verschreibungspflichtige Verhütungsmittel werden zur Zeit nur für Frauen über 21 unter den
Einkommensgrenzen des SGB XII erstattet, da die gesetzlichen Krankenkassen
verschreibungspflichtige Verhütungsmittel bis zu dieser Altersgrenze erstatten.
Verschreibungspflichtige Verhütungsmittel sind aber auch die mit den stärksten Nebenwirkungen.
Hormonpräparate erhöhen insbesondere das Thromboserisiko sehr stark. Kondome dagegen sind nicht
nur in den allermeisten Fällen ohne Nebenwirkungen, sondern sie schützen darüber hinaus auch vor
sexuell übertragbaren Krankheiten und sollten daher allen Menschen unter 21 kostenfrei zugänglich
sein.

Unterstützer*innen

Thomas Götz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Jette Nietzard (KV Berlin-Lichtenberg); Sven Drebes (KV Berlin-Mitte); June Tomiak (KV
Berlin-Kreisfrei); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Corbinian Ruckerbauer (KV Berlin-Mitte); Philipp
Läufer (KV Berlin-Mitte); Veronika Gräwe (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1084 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 59 bis 61 einfügen:
jeder einzelne Politikbereich hat Einfluss auf die Gesundheit, das Wohlbefinden und die Lebensqualität
der Berliner*innen, sei es bei der Verkehrswende, im Bildungsbereich, in der Gesundheitsforschung, in
der Sozialpolitik oder in der Stadtentwicklung. Dabei ist die gesundheitliche Chancengleichheit 

Begründung

Berlin genießt internationales Renommee als Stadt der Gesundheitsforschung. Berliner*innen
profitieren in ihrem Alltag von der Nähe zu einer der forschungsstärksten Universitätskliniken
Deutschlands. Auch zahlreiche weitere Forschungsprojekte an Universitäten, außeruniversitären
Forschungseinrichtungen und in der Industrie haben “Einfluss auf die Gesundheit, das Wohlbefinden
und die Lebensqualität der Berliner*innen” und sollten daher erwähnt werden.
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Antragsteller*in: Katharina Koufen (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 153 bis 154 einfügen:
alle weiteren Möglichkeiten nutzen, um Baurecht an die dauerhafte ökologische und
Gemeinwohlbindung mindestens eines Anteils des Neubaus zu knüpfen.

Wir wollen für eine gute soziale Mischung in den Wohnquartieren sorgen. Beim Anteil der
gemeinwohlgebundenen Wohnungen in einem Neubauprojekt orientieren wir uns an der sozialen
Zusammensetzung der Nachbarschaft: In Gebieten, die jetzt schon von Armut bedroht sind, wollen wir
einen niedrigeren Anteil, in wohlhabenden Nachbarschaften einen höheren Anteil von
gemeinwohlorientierten Wohnungen.

Begründung

Viele Berliner Stadtteile (und kleinteiliger: Nachbarschaften) erlebten in den letzten Jahren eine
soziale Mischung bis hin zur Segregation: Hier die homogen akademisch-gut-verdienenden
Altbauviertel, dort die häufig von Transfbeziehern bewohnten Platten- und Sozialwohnungsbauten.
Wenn wir diesem Trend nicht aktiv entgegen wirken, verschärft er sich weiter - auch zum Nachteil der
Kinder, die dort leben und zur Schule gehen. In "preisgünstigen" Lagen (an lauten Straßen etc.)
entstehen billige Mietwohnungen, in den teuren Vierteln werden weitere teure Eigentumswohnungen
gebaut.

Unterstützer*innen

Thomas Krings (KV Berlin-Pankow); Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow); Uta Protzmann (KV Berlin-
Pankow); Janik Feuerhahn (KV Berlin-Pankow); Carola Ehrlich-Cypra (KV Berlin-Pankow); Stefanie
Remlinger (KV Berlin-Pankow)
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Antragsteller*in: Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 634 bis 635:
Unser Ziel sindist inklusive SchulenBildung in einer inklusiven Gesellschaft - in Schule, Berufsschule
und Hochschule. Beides bedingt sich gegenseitig. Ein gegliedertes Schulsystem erschwert dieses Ziel.
Nach und nach wollen wir 

Begründung

Der Abbau von Barrieren sollte für uns auch nach der Schule ein wichtiges Anliegen bleiben. Darum
gilt es, möglichst die komplette Bildungskette zu adressieren und mindestens Berufs- und
Hochschulen explizit zu nennen.

Unterstützer*innen

Wera Pustlauk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Vasili Franco
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Magnus Heise (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Pascal
Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Santina Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Martin Scheuch (KV Berlin-Kreisfrei); Mandy
Riemer (KV Berlin-Lichtenberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Filiz Keküllüoglu-
Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf); Johannes
Mihram (KV Berlin-Mitte); Signe Stein (KV Berlin-Mitte); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Tobias Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Svenja Gertheiss (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Felix Niggemann (KV Berlin-Mitte); Annkatrin Esser (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei);
Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anja
Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Sebastian Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 850 bis 854:
In vielen Care-Berufen schrecken schon die Ausbildungsbedingungen ab. Wir wollen faire
Bedingungen für Auszubildende und Studierende in diesen Berufen schaffen – dazu zählt eine
angemessene Bezahlung bereits in der Ausbildung. Wir fordern zum Beispiel, dass Ärzt*innen im
praktischen Jahr an den Lehrkrankenhäusern der Charité bezahlt werden. Zusätzlich könnten
Landesstipendien für diese Engpassberufe vergeben werden.

Wir wollen die Bedingungen für Auszubildende und Studierende in Care-Berufen verbessern. Dazu
gehört eine angemessene Bezahlung nicht erst im Job, sondern schon in der Ausbildung. Das gilt auch
für Ärzt*innen im praktischen Jahr. Wir wollen auch die Akademisierung der Pflege und Therapieberufe
voranbringen und mehr Studienangebote im Bereich der Gesundheitsberufe schaffen. Und Care-Arbeit
ist Team-Arbeit, deshalb stärken wir die interdisziplinäre Zusammenarbeit bereits in der Ausbildung

Begründung

Die Akademisierung der Pflege und Therapieberufe und die Schaffung zusätzlicher Studienangebote
sollten mit aufgenommen werden – es sind wichtige Schritte zur Verbesserung der
Ausbildungsbedingungen und Erhöhung der Anerkennung für Care-Berufe. Außerdem ist es wichtig,
dass künftig Care-Arbeiter*innen noch stärker im Team arbeiten können – das sollte bereits
Ausbildungsinhalt sein.

Landesstipendien sollten wir hingegen nicht fordern. Sie sind gegenüber angemessener,
sozialversicherungspflichter Bezahlung eindeutig die schlechtere Wahl. An den Hochschulen kämpfen
wir deshalb auch dafür, dass Stipendien in Stellen umgewandelt werden.
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K-3-1461 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 436 bis 438:
Anwohner*innen im Kiez werden einbezogen, gleichzeitig unterliegt das Projekt regelmäßiger
Evaluation. Wir wollen nach dem Vorbild des GeKos mehr integrierte, lokale und, interprofessionelle 
und mehrsprachige Gesundheitszentren schaffen.
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K-3-1586 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 561 bis 564:
gerade für Nachtschichten und Beschwerdestellen, um Verstöße gegen den Arbeitsschutz zu melden. 
Wir unterstützen die Selbstverwaltung der Pflegekräfte in Form von Pflegekammern und regen das
auch für andere Heilberufe an. Wir unterstützen die Selbstverwaltung der Pflegekräfte.
Eine Pflegekammer kann dafür einen Beitrag leisten, wenn sie mehrheitlich von den Berliner
Pflegenden unterstützt wird. Die aktuellen Erfahrungen aus anderen Bundesländern machen deutlich,
dass eine breite Beteiligung und Zustimmung der Pflegenden für die Akzeptanz einer Pflegekammer
unverzichtbar ist. In diesem Sinne würden wir auch Bestrebungen zur Selbstverwaltung in anderen
Heilberufen unterstützen.Wir fordern mehr Teilzeitausbildungen und die Finanzierung der
berufsbegleitenden Ausbildung zum*zur Altenpfleger*in. Im Ausland erworbene 

Begründung

Die Aussage im Programmentwurf „Eine Pflegekammer, wie sie mehrheitlich von den Berliner
Pflegenden gewünscht wird“ ist sehr zweifelhaft. Die im Netz – irreführend unter www.berliner-
pflegekammer – firmierende „Allianz Berliner Pflegekammer (mit dem Ziel, eine Pflegekammer zu
errichten) verweist zwar auf eine 2015 veröffentlichte Studie der Alice-Salomon-Hochschule im
Auftrag der Senatsverwaltung für Gesundheit, die zu diesem Ergebnis kommt. Allerdings haben selbst
die Autor*innen dieser Studie nicht die Gründung einer Pflegekammer gefordert, sondern empfehlen
„einen weiteren öffentlichen Fachdialog mit relevanten Akteur/-innen aus Berlin sowie einen
Austausch mit Vertreter/-innen der Bundesländer, in denen bereits Schritte zur Gründung einer
Pflegekammer beschritten wurden“. Ein solcher Austausch mit Vertreter*innen anderer Bundesländer
würde aktuell zum Ergebnis führen, dass die Pflegekammern erhebliche Akzeptanzprobleme haben. In
Niedersachsen wird die Kammer nach massiven Protesten und einer Abstimmung der Pflegekräfte
2021 aufgelöst wird. 70,6% hatten sich gegen den Fortbestand der Kammer ausgesprochen. Auch in
Schleswig-Holstein findet gerade eine Abstimmung über den Fortbestand der Kammer statt; nicht in
Form einer Studie, sondern über einen Mitgliederentscheid.

Beide Beispiele zeigen deutlich, wie wichtig eine breite Akzeptanz der Pflegekräfte wäre, wenn man
eine Pflegekammer einführen will. Deutlich weniger Probleme hat im Übrigen das bayerische
Selbstverwaltungsmodell der „Vereinigung der Pflegenden“. Dort gibt es keine Zwangsmitgliedschaft.

In Berlin eine Pflegekammer zu fordern, würde zum einen die bundesweiten Entwicklungen der letzten
beiden Jahre ignorieren und zum anderen das im Wahlprogramm positiv erwähnte Berliner Bündnis für
Pflege spalten.

Unterstützer*innen

Andreas König (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Armin Schäfer (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-
Kreisfrei); Almut Rieger (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-3-1581 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 556 bis 559 löschen:
Handlungsfelder identifiziert, um Fachkräfte in der Pflege zu halten. Jetzt kommt es auf die Umsetzung
an, denn wir sind als Gesellschaft auf gute Pflege angewiesen. Eine Pflegekammer, wie sie
mehrheitlich von den Berliner Pflegenden gewünscht wird, unterstützen wir ausdrücklich.

Begründung

Streichung des Satzes, da im Zusammenhang mit Änderungsantrag 6063/40894:
"Wir unterstützen die Selbstverwaltung der Pflegekräfte. Eine Pflegekammer kann dafür einen Beitrag
leisten, wenn sie mehrheitlich von den Berliner Pflegenden unterstützt wird. Die aktuellen
Erfahrungen aus anderen Bundesländern machen deutlich, dass eine breite Beteiligung und
Zustimmung der Pflegenden für die Akzeptanz einer Pflegekammer unverzichtbar ist. In diesem Sinne
würden wir auch Bestrebungen zur Selbstverwaltung in anderen Heilberufen unterstützen."

Absatzübergreifende Änderungsanträge aus technischen Gründen leider nicht möglich.

Unterstützer*innen

Andreas König (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Armin Schäfer (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-
Kreisfrei); Almut Rieger (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-3-1513 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 489 bis 490 einfügen:
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Grundsatzurteil vom 26.2.2020 auch für die Suizidhilfe
das Selbstbestimmungsrecht in den Mittelpunkt gerückt. Auch nicht schwer erkrankte Menschen, die
persönliche Entscheidungen über das eigene Lebensende treffen möchten, haben einen Anspruch auf
qualifizierte Aufklärung und Beratung, insbesondere zu lebensorientierten Alternativen zum Suizid,
wenn dieser damit verhütet werden kann. Wir wollen in Berlin ein entsprechendes Modellprojekt mit
ergebnisoffenen und einfühlsamen Gesprächsangeboten auf den Weg bringen.

Begründung

Nach der Nichtigerklärung des § 217 StGB durch das Bundesverfassungsgericht formieren sich im
Bundestag jetzt erste Gruppierungen, die ein Regelungsgesetz in Bezug auf den assistierten Suizid als
notwendig ansehen.

Bislang sind zwei Entwürfe, einer von Renate Künast und Katja Keul file:///C:/Users/WO/AppData/
Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/YIOUMCLE/
Gesetzentwurf%20Sterbehilfe%20Stand%2028.01.2021%20final-1.pdf sowie einer von Mitgliedern
anderer Fraktionen file:///C:/Users/WO/AppData/Local/Microsoft/Windows/
Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/YIOUMCLE/
Gesetzentwurf%20zur%20Regelung%20der%20Suizidhilfe.pdf vorgelegt worden.

Aus beiden Entwürfen ergibt sich das Erfordernis von staatlicherseits zu gewährleistenden
Beratungsdiensten in pluraler Trägerschaft, deren Etablierung Ländersache sein soll. Bereits aus den
Entwürfen wird angesichts der Aufgabenbeschreibung der Beratung deutlich, dass es sich dort um
entsprechend qualifiziertes Personal handeln muss.

Wir fordern deshalb für Berlin die Einrichtung eines Modellprojekts, in dem qualifizierte Aufklärung
(bspw. palliativmedizinisch, sozialrechtlich, psychologisch-seelsorgerisch) über lebensorientierte
Alternativen geleistet werden soll. Die Ergebnisse sind zu evaluieren. Laut den Regulierungs- vorgaben
des Bundesverfassungsgerichts geht es bei der gebotenen Suizidhilfe vor allem darum, die
Freiwillensfähigkeit und Dauerhaftigkeit des entsprechenden Wunsches zu überprüfen und eine
Fremdbeeinflussung und Druckausübung auszuschließen..

Auch bei der Einrichtung der Hospizberatung standen am Anfang seit 1999 senatsgeförderte
Modellprojekte für ambulante Dienste Damals wurde Neuland betreten, ebenso wie jetzt bei der
Sterbehilfe und Suizidprävention.

Selbstbestimmung am Lebensende / Suizidprävention und –Hilfe 

Für uns in Berlin ist es selbstverständlich, dass Selbstbestimmung und Solidarität Hand in Hand
gehen. Dabei weisen eine religiös oder aus anderen ideologischen Gründen geprägte Verabsolutierung
des (Lebens-)Schutzes sterbewilliger Men- schen vor sich selbst zurück.
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K-3-1205 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 18.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 180 bis 183:
Wert heißt höhere Steuerzahlung. Angesichts der komplexen Umsetzungsfragen wollen wir mit einer
Machbarkeitsstudie prüfen, ob eine Umwandlung zu einerwelche Belastungsverschiebungen, wo und
für wen sich bei der Bodenwertsteuer sinnvollim Vergleich zum neuen Bundesgrundsteuermodell
ergeben. Die Studie soll u.a. verschiedene typische Wohnszenarien in Berlin vergleichen. Das in Bezug
auf die Mietkosten die Eindämmung der Boden und durchführbar istImmobilienspekulation und die
Reduzierung der ungleichen Vermögensverteilung vorteilhaftere Steuermodell soll bis zum rechtlichen
Stichtag 31.12.2024 für Berlin eingesetzt werden. Darüber hinaus setzen wir uns weiterhin auf
Bundesebene für ein Überwälzungsverbot von Grundsteuern auf Mieter*Innen ein. Zusätzlich wollen
wir die Grunderwerbsteuer progressiv ausgestalten. Sie soll deutlich höher ausfallen als bislang für
Transaktionen mit vielen Wohneinheiten und 
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K-3-1760 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Sport
Beschlussdatum: 19.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 736 bis 737:
Sport und Bewegung halten gesund, ermöglichen Gemeinschaft , tragen maßgeblich zum körperlichen 
und stiften Freudepsychischen Wohlbefinden bei. Sport ist integraler Bestandteil des sozialen und
kulturellen Lebens und ebenso vielfältig. Wir wollen allen Berliner*innen ermöglichen sich sportlich
zu betätigen. Egal in welchem Alter, egal ob 

Von Zeile 742 bis 745:
Supermarkt-Dach. Dafür denken wir Sport und Bewegung auch in der Stadtplanung mit. Sport
verbindet auch über Grenzen hinweg. Berlin profitiert von internationalen
SportveranstaltungenSportgroßveranstaltungen, wenn sie ökologisch, ökonomisch und sozial
nachhaltig sind und Bürger*innenbeteiligung und Transparenz über Kosten von der Bewerbung bis zur
Durchführung und Nachnutzung sichergestellt werden. Die weltweite Bekanntheit der Sportmetropole
Berlin wollen wir ausbauen. Wir Bündnisgrünen stehen für dopingfreien, selbstbestimmten Sport, ohne
physischen oder psychischen Druck, wirtschaftliche Abhängigkeit oder Dominanz durch internationale
Veranstalter*innen.
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K-3-1782 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Sport
Beschlussdatum: 19.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 757 bis 762:
gleichstellen und allen Bürger*innen den Zugang zu Sportanlagen ermöglichen. Deswegen werden wir
das Sportfördergesetz und die SportstättennutzungsverordnungSportanlagen-Nutzungsvorschriften so
anpassen, dass die Vergabe von Sportflächen auch an frei organisierte Sportgruppen ermöglicht wird. 
DerAuch der neu gestaltete Olympia-Park in Charlottenburg-Wilmersdorf und der inklusive Friedrich-
Ludwig-Jahn-Sportpark in Pankow sowie der "Sport- und Bewegungspark Tegel" sollen Vorzeige-
Projekte für das Nebeneinander von institutionalisiertem und frei organisiertem Sport werden. Hierfür
wollen wir den Friedrich-
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K-3-1817 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Sport
Beschlussdatum: 19.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 792 bis 795:
Jedes Kind in Berlin soll Schwimmen lernen. Wir können nicht hinnehmen, dass immer wieder
Menschen ertrinken, weil sie nicht schwimmen können. Deswegen muss Schwimmunterricht Teil des
Schulsportes sein. Wir wollen die Öffnungszeiten der Berliner Bäderbetriebe ausweitenWir wollen
deshalb den Schulschwimmunterricht qualifizieren, indem wir das u.a. in Mitte erprobte Erfolgsmodell
"Schulschwimmzentren"- eine Kooperation mit dem Berliner Schwimmverband und Unterricht in
kleineren Gruppen-auf ganz Berlin ausweiten. Zudem wollen wir die Öffnungszeiten der Berliner
Bäderbetriebe verlängern, damit alle Schulklassen die Möglichkeit zum Schwimmunterricht
bekommen und sich die Nutzung 
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K-3-1797 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Sport
Beschlussdatum: 19.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 772 bis 778:
Als wir 2016 Regierungsverantwortung übernommen haben, waren die Sportanlagen in Berlin in
schlechtem Zustand. Mit dem SportanlagensanierungsprogrammSportstättensanierungsprogramm
haben wir begonnen, Sportstätten wieder in Schuss zu bringen. Es ist aber auch klar: Bei der Vielzahl
an Anlagen wird die Sanierung ein Marathon, kein Sprint. Für uns ist wichtig, dass die Sanierungen
nach hohen ökologischen Standards mit transparenter Bürger*innenbeteiligung erfolgen müssen. Die
Klimakrise erfordert, dass wir in allen Lebensbereichen Ressourcen schonen. Deswegen haben wir in 
der Sportanlagennutzungsverordnungden Sportanlagen-Nutzungsvorschriften auch
Nachhaltigkeitskriterien verankert.
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K-3-1806 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Sport
Beschlussdatum: 19.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 781 bis 784:
Lage, sich sportlich zu betätigen, und leisten somit einen Beitrag zur Gesellschaft der Vielen, die allen
Menschen ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht. Auch für eine älter werdende Gesellschaft ist es
wichtig, barrierefreie Sportanlagen bereitzuhalten, damit in jedem Alter Bewegung und Sport möglich
ist., auch in einer älter werdenden Gesellschaft, ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht. Wir fördern
inklusive Sportangebote, die allen Menschen offenstehen, egal welche körperlichen und psychischen
Voraussetzungen, welche Herkunft, welches Geschlecht, welches Alter, welchen sozialen und
finanziellen Hintergrund oder welche sexuelle Orientierung und sexuelle Identität der einzelne
Mensch hat. Die Vielfalt aller Berliner*innen muss sich auch in den Führungspositionen der Vereine
und Sportverbände wiederspiegeln.
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K-3-1830 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Sport
Beschlussdatum: 19.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 806 bis 810 löschen:
Wir fördern inklusive Sportangebote, die allen Menschen offenstehen, egal welche körperlichen und
psychischen Voraussetzungen, welche Herkunft, welches Geschlecht, welches Alter, welchen sozialen
und finanziellen Hintergrund oder welche sexuelle Orientierung und sexuelle Identität der einzelne
Mensch hat. Die Vielfalt aller Berliner*innen muss sich auch in den Führungspositionen der Vereine
und Sportverbände widerspiegeln.

Begründung

Aus systematischen Gründen, die Zeilen 1830-1834 nach Zeile 1808 einfügen.
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K-3-1869 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Sport
Beschlussdatum: 19.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 844 bis 848:
dass auch eine Vollzeittätigkeit attraktiv wird – hin zu mehr Flexibilität und Mitsprache bei den
Dienstzeiten und einer deutlich besseren Vergütung ungünstiger Arbeitszeiten. DazuIn vielen Care
Berufen schrecken schon die Ausbildungsbedingungen ab. Wir wollen faire Bedingungen für
Auszubildende und Studierende in diesen Berufen schaffen- dazu zählt auch eine angemessene
Bezahlung bereits in der Ausbildung, angefangen von den Ärzt*innen im Praktikum bis hin zu den
Pflegekräften, gerade mit Blick auf die Akademisierung der Pflegeausbildung. Wir fordern z.B. dass
Ärzt*innen im praktischen Jahr an den Lehrkrankenhäusern der Charite bezahlt werden. Zusätzlich
könnten Landesstipendien für diese Engpassberufe vergeben werden.

Begründung

Konkrete Projekte: 4. und 5. zusammenführen mit folgender Überschrift: 4. Pflege ist systemrelevant-
faire Arbeits- und Ausbildungsbedingungen für Care-Berufe schaffen
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K-3-1874-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Sport
Beschlussdatum: 19.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 850 bis 854:
In vielen Care-Berufen schrecken schon die Ausbildungsbedingungen ab. Wir wollen faire
Bedingungen für Auszubildende und Studierende in diesen Berufen schaffen – dazu zählt eine
angemessene Bezahlung bereits in der Ausbildung. Wir fordern zum Beispiel, dass Ärzt*innen im
praktischen Jahr an den Lehrkrankenhäusern der Charité bezahlt werden. Zusätzlich könnten
Landesstipendien für diese Engpassberufe vergeben werden.

5. Ein "Sport- und Bewegungspark TXL"
Das gesamte ehemalige Flughafenareal TXL bietet die einmalige Chance- die Schaffung vielfältiger
Möglichkeiten für Sport und Bewegung von Anfang an mitzudenken. Ein nachhaltiger, inklusiver,
barrierefreier, innovativer "Sport- und Bewegungspark TXL" kann damit zum Vorzeigeobjekt einer
"Bewegten Stadt von Morgen" werden. Er dient der Naherholung und Gesunderhaltung der ganzen
Stadt. Dazu benötigt es Sporthallen, Sportstätten und unbedingt auch ein neues Hallen- und Freibad
für das entstehende Quartier. Auf der anderen Seite sollen auch neue Bewegungsangebote wie
Fahrradstrecken, BMX, Skating, Kletterfelsen, Trailrun, Finnbahn, Calesthenics-Anlagen, Crossfit-Area,
Rodelhang, ein Skaterpark uvm mit hohem Aufforderungscharakter zum Bewegen für alle und für jedes
Leisstungsniveau und Alter entstehen. Die Sportstätten sollten offen sein für Vereine, freie Gruppen
und Individualsport, für Kita, Schule und Hochschule, einfach für alle, die Sport treiben und sich
bewegen wollen.

Begründung

Das bisherige konkrete Projekt zu 5. Faire Ausbildungsbedingungen für Care-Berufe schaffen - könnte
mit dem Projekt zu 4. Pflege ist systemrelevant-Arbeitsbedingungen verbessern- zusammengeführt
werden. Stattdessen könnte unter 5. mit dem "Sport- und Bewegungspark TXL" ein sportbezogenes
Projekt zusätzlich eingefügt werden.
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K-3-1771 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Sport
Beschlussdatum: 19.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 747 bis 753:
Viele Berliner*innen sind in Sportvereinen aktiv. Sportvereine übernehmen vielfältige Funktionen, sie
ermöglichen Jung und Alt Bewegung in Gemeinschaft, sie unterstützen das Zusammenwachsen
unterschiedlicher Menschen und den Leistungssport. Das wäre ohne zahllose Ehrenamtliche nicht
möglich, die sich als Trainer*innen oder Vereinsvorstände engagieren. Fair Play gilt für uns nicht nur
auf dem Platz, sondern auch bei der Bezahlung von Trainer*innen und Übungsleiter*innen. Deswegen
haben wir die Finanzierung der Trainer*innen und Übungsleiter*innen verbessert.ehrenamtlich aktiv.
Sie übernehmen vielfältige, gesellschaftliche Aufgaben und sind unverzichtbar. Sie unterstützen das
soziale und sportliche Miteinander im Breiten-, Feizeit- und Leistungssport als Trainer*innen,
Schiedsrichter*innen oder Vereinsvorstände. Fair Play gilt für uns nicht nur auf dem Platz, sondern
auch bei der Bezahlung von Trainer*innen und Übungsleiter*innen. Deswegen haben wir die
Finanzierung der Trainer*innen und Übungsleiter*innen verbessert. Uns ist wichtig ihre Leistung
anzuerkennen und dafür Sorge zu tragen, dass kostenlose Fortbildung- und Seminarangebote, auch im
Bereich des Kinderschutzes zur Verfügung stehen. Dies ist ein wichtiger Bestandteil, um zu
gewährleisten, dass Sportvereine sichere Orte für Kinder und Jugendliche, frei von jeglichen Formen
physischer, psychischer sowie sexualisierter Gewalt, sind. Deshalb halten wir den Erwerb des
Kinderschutzsiegels für Vereine für notwendig.
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K-3-1472 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 448 bis 453:
Berlin hat das Ziel der Vereinten Nationen übernommen, bis 2030 die Zahl der HIV-Neuinfektionen auf
null zu senken. Mit der Einführung der PrEP und den Erfolgen in der Gesundheitsversorgung in den
letzten Jahren konnten wir wichtige Schritte gehen. Unser Ziel für die kommenden Jahre lautet
„95-95-95

-0

Berlin hat das Ziel der Vereinten Nationen übernommen, bis 2030 die Zahl der HIV-Neuinfektionen auf
null zu senken. Mit der Einführung der PrEP und den Erfolgen in der Gesundheitsversorgung in den
letzten Jahren konnten wir wichtige Schritte gehen. Unser Ziel für die kommenden Jahre lautet
„95-95-95““: 95 Prozent der HIV-Infizierten sollen von ihrer Infektion wissen, 95 Prozent davon Zugang
zur Behandlung haben und 95 Prozent der 

Nach Zeile 456 einfügen:
Genauso wichtig ist in diesem Zusammenhang das vierte Ziel, "0". Hiernach sollen 0 Prozent der HIV-
Infizierten aufgrund ihrer Infektion Diskriminierung erfahren. Zur Erreichung dieses Ziels werden wir
spezifische Diskriminierungssituationen gegen HIV-Infizierte identifizieren und beenden.

Begründung

Die Ziele der angesprochen "Fast-Track-Cities-Initiative" der WHO beinhalten auch das im ÄA
erwähnte Ziel "0". Noch immer sehen sich HIV-Infizierte in bestimmten Situationen, z.B. im
Arbeitsalltag, Diskriminierung ausgesetzt. Zu nennen ist hier etwa die angebliche Untauglichkeit
für den Polizeidienst, die in einer bundesweit angewandten Dienstvorschrift statuiert wird. Ein
weiteres Beispiel ist das Merkmal "ANST" in der polizeilichen Datenbank, das HIV-Infizierte
Polizeibekannte Personnen als "ansteckend" kennzeichnet. Obwohl dieses Merkmal laut dem
letzten Koalitionsvertrag von R2G in Berlin abgeschafft werden sollte, ist diese bis heute nicht
geschehen. Diese Beispiele zeigen, dass die Beendigung der Diskriminierung von HIV-Infizierten
noch nicht erreicht ist. Auch wenn dies nicht primär ein gesundheitspolitisches Ziel ist, sollte es
an dieser Stelle im Wahlprogramm erwähnt werden, weil es zu dem hier angesprochenen
95-95-95-Ziel gehört.
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K-3-1496-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 472 bis 475:
Zur Familienplanung gehört aber auch, sich frei gegen ein Kind entscheiden zu können.

Die Gesundheitsversorgung von Frauen und nicht-binären Personen werden wir verbessern. Dazu
gehört, das Angebot an Frauenärzt*innen in allen Bezirken zu sichern und den Zugang zu sicheren
Schwangerschaftsabbrüchen - auch über Telemedizin - zu ermöglichen, gerade in Krisenzeiten.

Zur Familienplanung gehört aber auch, sich frei gegen ein Kind entscheiden zu können. Beratung im
Fall von Schwangerschaftskonflikten muss deshalb niedrigschwellig zugänglich sein und wir kämpfen
weiterhin für die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen.

Beratung im Fall von Schwangerschaftskonflikten muss deshalb niedrigschwellig zugänglich sein.
Informationen, wo Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt werden, müssen vom Land Berlin auf
verschiedenen Plattformen leicht erreichbar und verständlich zur Verfügung gestellt werden. Wir
kämpfen weiterhin für die Legalisierung von und Kostenübernahme für Schwangerschaftsabbrüche 
und die Abschaffung des sogenannten Werbeverbots im Paragraphen 219a StGBsowie des
Paragraphen 218 auf Bundesebene, der abtreibende Personen und Ärzt*innen kriminalisiert und
stigmatisiert. Hinzukommend muss auch der Zugang zu Kontrazeptiva durch das Land Berlin
ausgebaut werden, beispielsweise in Form von freien Ausgaben bei Beratungsstellen und
Gesundheitsämtern.

Die Methoden des medikamentösen Schwangerschaftsabbruches sowie der Vakuumaspiration werden
aktuell nicht explizit in der ärztlichen Weiterbildungsordnung erwähnt. Diese Punkte müssen in die
ärztliche Weiterbildungsordnung bei der Ärztekammer Berlin aufgenommen werden.

Nicht nur die medizinische Ausbildung, sondern auch die medizinische Forschung braucht finanzielle
Förderung im Land Berlin, inklusive des Ausbaus der Professuren und Lehrstühle zu
Reproduktionsmedizin und gynäkologischer Endokrinologie, welche aktuell in Deutschland vermehrt
abgebaut werden.

Letztlich müssen Schwangerschaftsabbrüche schon in Schulen im Rahmen einer
geschlechtergerechten Aufklärung thematisiert werden.
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K-3-1645 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Nach Zeile 621 einfügen:
Wir streben eine Erhöhung der Anzahl der Inklusionsbetriebe an, um so eine größere Anzahl von
sozialversicherungspflichtigen Jobs für Menschen mit Behinderungen und psychischen Erkrankungen
zu schaffen. Zusätzlich wollen wir durch eine bessere finanzielle Forderung Arbeitsplätze für
Menschen schaffen die teilweise oder voll erwerbsgemindert sind. Um die Situation von Menschen mit
Behinderungen zu verbessern streben wir eine zielführende Kooperation mit der Berufsagentur für
Arbeit und den Jobcentern an. Wir unterstützen solche Projekte die es Menschen mit Behinderungen
ermöglichen auf dem ersten Arbeitsmarkt eine Zukunftsperspektive zu finden
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K-3-1025-4 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Signe Stein (KV Berlin-Mitte)

Titel

Ändern in:
Zeile 1342 nach Fachkonzepte der Zusammenarbeit: ergänzen: auch für Senior*innen; weiter mit
Ursprungstext: erarbeitet werden

Begründung

Es sollen im Text alle Generationen berücksichtigt werden, Senior*innen wurden nicht genannt.

Unterstützer*innen

Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Bettina Schoeley (KV Berlin-Mitte); Antonia Schwarz (KV Berlin-
Kreisfrei); Sven Drebes (KV Berlin-Mitte); Veronika Gräwe (KV Berlin-Mitte); Detlef Meyer zu Heringdorf
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Cornelia Hagemann (KV
Berlin-Mitte); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Sven Karim Mekarides (KV
Berlin-Mitte); Sabine Sundermann (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Markus Schopp (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1025-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Signe Stein (KV Berlin-Mitte)

Titel

Ändern in:
Zeile 1327 wird der Satz eingefügt. Altersarmut braucht Beachtung und zielgenaue Beratungs- und
Unterstützungsangebote. 

Begründung

Der Abschnitt berücksichtigt zu wenige die Senior*innen. Sie stellen ca. 1/3 der gesamten
Bevölkerung.

Unterstützer*innen

Bettina Schoeley (KV Berlin-Mitte); Antonia Schwarz (KV Berlin-Kreisfrei); Sven Drebes (KV Berlin-
Mitte); Veronika Gräwe (KV Berlin-Mitte); Detlef Meyer zu Heringdorf (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Cornelia Hagemann (KV Berlin-Mitte); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Sabine Sundermann (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-3-1025-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Signe Stein (KV Berlin-Mitte)

Titel

Ändern in:
Zeile 1412 wird ein Satz eingefügt. Das nächste Ziel ist, diese Strukturen für die Essenversorgung in
der ambulanten und stationäre Pflege weiter auszubauen. 

Begründung

Menschen in der ambulanten oder stationären Pflege haben häufig eine Mangel - oder Fehlernährung.
Die Essenversorgung orientiert sich an den Kosten und nicht am Bedarf von z. B. Vitaminen und
Mineralstoffen. Das muss sich dringend ändern, denn ein guter Ernährungszustand hat einen positiven
Einfluss auf viele Erkrankungen bzw. verhindert das entstehen von Erkrankungen.

Unterstützer*innen

Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Bettina Schoeley (KV Berlin-Mitte); Antonia Schwarz (KV Berlin-
Kreisfrei); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Sven Drebes (KV Berlin-Mitte); Detlef Meyer zu
Heringdorf (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Cornelia Hagemann (KV Berlin-Mitte); Christa Markl-Vieto
Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Sven Karim Mekarides (KV Berlin-Mitte); Sabine Sundermann
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-3-1025 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Signe Stein (KV Berlin-Mitte)

Titel

Ändern in:
Zeile 1428 und 1429 Schreibweise soll sein: Gesundheitswissenschaften/Public Health 

Begründung

Public Health und Gesundheitswissenschaftren sind das gleiche Studium mit englischer und deutscher
Bezeichnung. Erläuterung siehe Link https://www.leitbegriffe.bzga.de/alphabetisches-verzeichnis/
gesundheitswissenschaften-public-health/

Unterstützer*innen

Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Bettina Schoeley (KV Berlin-Mitte); Antonia Schwarz (KV Berlin-
Kreisfrei); Veronika Gräwe (KV Berlin-Mitte); Detlef Meyer zu Heringdorf (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Sven Karim Mekarides (KV
Berlin-Mitte); Sabine Sundermann (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-3-1286 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 261 bis 262 löschen:
um die etwa 180.000 Kinder in Berlin, deren Eltern auf Transferleistungen angewiesen sind. Wir
kümmern uns um alle Kinder, die sozial, kulturell oder finanziell benachteiligt sind.

Begründung

Zu formulieren, dass es Kinder gibt, die„kulturell benachteiligt“ sind, ist stark mißverständlich bis
diskriminierend. Denn jeder Mensch oder Familie hat seine/ihre Kultur bzw. kulturellen Hintergrund.
Diesbezüglich eine Wertung vorzunehmen, verbietet sich. Wichtig ist die Beachtung des weit gefassten
Kultur-Begriffs und seine umsichtige Verwendung. Gemeint ist hier wahrscheinlich, dass manche
Kinder keinen oder nicht ausreichend Zugang zu kulturellen Angeboten in Berlin haben, das müsste
man anders ausdrücken, würde aber an dieser Stelle vermutlich zu weit führen. Es kann auch „sozio-
kulturelle Benachteiligung(en)“ geben, doch das ist hier ebenfalls nicht gemeint, daher sollte der
Begriff „kulturell“ an dieser Stelle gestrichen werden.

Unterstützer*innen

Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Kerstin Quitsch (KV Berlin-Kreisfrei); Jana Eva
Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Moritz Malsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jörgen
Roggenkamp (KV Berlin-Reinickendorf); Detlef Meyer zu Heringdorf (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Wolfgang Ewert (KV Berlin-Neukölln); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Karin Beese (KV Berlin-
Neukölln); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf);
Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Susanne Litzel
(KV Berlin-Mitte); Irene Hilden (KV Berlin-Neukölln); Benedikt Flügel (KV Berlin-Neukölln); Oliver
Powalla (KV Berlin-Neukölln); Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln); Richard Steinberg (KV Berlin-
Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Thore
Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Sarah Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Stefanie Aehnelt (KV Berlin-
Neukölln)
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K-3-1068 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 44 bis 45 einfügen:
Für uns ist klar: Gesundheit wird nicht primär von der Gesundheitspolitik gemacht, sondern jeder
einzelne Politikbereich hat Einfluss auf die Gesundheit, das Wohlbefinden und die Lebensqualität der
Berliner*innen, sei es bei der Verkehrswende, im Bildungsbereich, in der Sozialpolitik oder in der
Stadtentwicklung. Dabei ist die gesundheitliche Chancengleichheit unser Ziel. Wir wollen erreichen,
dass alle Berliner*innen, unabhängig vom Geldbeutel, die gleichen gesundheitsfördernden
Lebensbedingungen haben. Gesundheit bedeutet für uns körperliches, psychisches und soziales
Wohlbefinden mit Teilhabe und Selbstbestimmung.

Begründung

Wir sollten positiv starten, deswegen soll die Reihenfolge der Absätze getauscht werden. Der Absatz
soll also nicht zweimal vorkommen, sondern an der alten Stelle gelöscht werden.
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K-3-1076 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 51 bis 53:
Berufsgruppen öffnen sowie ihn befähigen, integrierte, im Kiez vernetzte Versorgungsangebote zu
entwickeln. Wir haben massiv Geld in die landeseigenenInvestitionspauschale für die Berliner
Krankenhäuser investierterhöht, zusätzliches Geld für Digitalisierung zur Verfügung gestellt und
wollen bei der Krankenhausplanung einen besonderen Fokus auf hohe Qualität und bedarfsgerechte
Strukturen legen. Die Vielfalt der Krankenhausversorgung in Berlin ist und bleibt ein bündnisgrünes
Anliegen. Wir wollen allen Berliner*innen bestmögliche Versorgung ermöglichen und setzen uns
nachhaltig 

Begründung

Die Betonung auf - landeseigene - könnte zu Missverständnissen gegenüber allen anderen KH-Trägern
führen. Freigemeinnützige und auch private Träger*innen bieten ebensoviele wichtige KH-Leistungen.
Hier sollten wir die Erhöhung der Investitionspauschale und Investition in Digitalisierung für alle
Berliner KH in den Fokus stellen. Die Landeseigenen könnten möglicherweise weiter hinten als
zusätzliche Anstrengungen angeführt werden

Das Thema Krankenhausplanung und Qualität im Krankenhaus ist ein wichtiger Einflussbereich der
Gesundheitspolitik auf Landesebene und kommt bisher (insbesondere in diesem einführenden Teil) gar
nicht vor, daher hier zumindest eine sehr kompakte Ergänzung.
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K-3-1082 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 58 bis 64:
Für uns ist klar: Für Gesundheit wirdist nicht primär von deralleine die Gesundheitspolitik 
gemachtverantwortlich, sondern jeder einzelne Politikbereich hat Einfluss auf die Gesundheit, das
Wohlbefinden und die Lebensqualität der Berliner*innen, sei es bei Fragen der Mobilität bzw. der
Verkehrswende, in der Wirtschafts- und Arbeitspolitik, im Bildungsbereich, in der Sozialpolitik, beim
Klimaschutz oder in der Stadtentwicklung. Dabei ist die gesundheitliche Chancengleichheit unser Ziel.
Wir wollen erreichen, dass alle Berliner*innen, unabhängig vom Geldbeutel, die gleichen
gesundheitsfördernden Lebensbedingungen habenunser Ziel. Gesundheit bedeutet für uns
körperliches, psychisches und soziales Wohlbefinden mit Teilhabe und Selbstbestimmung.

Begründung

Politik, egal welches Ressort, “macht” nicht Gesundheit. Politik kann nur die Rahmenbedingungen dafür
schaffen, dass sich Gesundheit entfalten kann und die Menschen in einer gesundheitsförderlichen
Umgebung leben können.

Streichung im vorletzten Satz: gleiche gesundheitsfördernde Lebensbedingungen für alle ist
unrealistisch– Menschen treffen kontinuierlich Entscheidungen, die dazu führen, dass sie unter
schlechteren gesundheitlichen Lebensbedingungen leben als andere, das können und wollen wir nicht
ändern – zudem wird die Intention durch die Formulierung „der gesundheitlichen Chancengleichheit“
im Satz zuvor deutlich.
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K-3-1090 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 65 bis 68:
Zu guter Gesundheitsversorgung gehört gute Pflege im Krankenhaus, in der ambulanten Pflege, in
stationären Einrichtungen sowie zuhause. Es darf nicht sein, dass Pflegekräfte zuunter schlechten
Bedingungen mitfür viel zu vielen Patient*innen ihren Dienst tunVerantwortung übernehmen müssen.
Darum haben wir gemeinsam mit dem Berliner Bündnis für Pflege in den vergangenen Jahren intensiv
an 

Begründung

Die Umformulierung wird der großen Verantwortung der Pflege gerechter.
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K-3-1099 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 75 bis 77:
Im Bund wollen wir uns außerdem für eine umfassende Reform der Pflegeversicherung sowie der
grünenfür die grüne Bürger*innenversicherung einsetzen, um mehr Gerechtigkeit und Solidarität in der
Versorgung herzustellen.

Begründung

Redaktionelle Anpassung. Die Bürger*innenversicherung muss erst eingeführt werden und nicht
reformiert.
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K-3-1397 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 373 bis 375:
Gesundheitsversorgung ist öffentliche Daseinsvorsorge – das hätte nicht drastischer deutlich werden
können als inhiervon sind wir seit jeher überzeugt. Während der Corona-Pandemie ist die Bedeutung
dieses Grundsatzes mit besonderer Wucht zu Tage getreten. Vorsorge zu treffen heißt immer in gute
Strukturen zu investieren, in der Hoffnung, dass sie nie gebraucht werden. Gesundheitsversorgung darf

Begründung

Auf diese Weise wird mit etwas positiverer Sprache begonnen, aber Vergleichbares ausgesagt. Und
bezüglich der Formulierung „nicht drastischer“ – so schwerwiegend die aktuelle Situation ist, es sind
sogar noch schlimmere Gesundheitskrisen denkbar.
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K-3-1587 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 562 bis 565:
melden. Wir unterstützen die Selbstverwaltung der Pflegekräfte in Form von Pflegekammern und
regen das auch für andere Heilberufe an. Wir fordern mehr Teilzeitausbildungen und die Finanzierung
der berufsbegleitenden Ausbildung zum*zur Altenpfleger*in. Im Bund wollen wir für die Möglichkeit
der berufsbegleitenden Ausbildung zur*zum Pflegefachfrau*Pflegefachmann einsetzen. Angepasst an
die generalistische Pflegeausbildung fordern wir die Einführung der generalistischen Ausbildung
zur*zum Pflegefachassistent*in. Die Einsparungen durch eine unqualifizierte Ausbildung in der
Langzeitversorgung von Pflegebedürftigen gehen zu Lasten der Pflegequalität, der Pflegebedürftigen
und der Mitarbeitenden.Im Ausland erworbene Ausbildungsabschlüsse von Pflege- und
Gesundheitsberufen, ob innerhalb oder außerhalb der EU 

Begründung

Begründung für Änderung in Zeile 1587/1588:

Seit dem 01.01.2020 wurde die generalistische Pflegeausbildung eingeführt, welche die drei
Berufsgruppen Gesundheits- und Kinderkrankenpflege, Gesundheits- und Krankenpflege sowie
Altenpflege zusammenführt. Die Ausbildung zielt auf den Abschluss Pflegefachfrau bzw.
Pflegefachmann, jedoch gibt es die Möglichkeiten, in die Sonderwege der Gesundheits- und
Kinderkrankenpflege sowie der Altenpflege einzumünden, dann tragen die Absolventen aber auch den
entsprechenden Abschlusstitel und eben nicht Pflegefachmann/ Pflegefachfrau.

Es ist anzunehmen, dass die Auszubildenen sich größtenteils für den Abschluss Pflegefachfrau/
Pflegefachmann entscheiden werden, da nur mit diesem Abschluss in allen drei Bereichen der Pflege
gearbeitet werden kann und nur dieser Abschluss EU-weit anerkannt ist.

Begründung für Ergänzung nach Zeile 1588:

In Berlin gibt es seit 2016 die 1-jährige Ausbildung zur/zum Gesundheits- und Krankenpflegehelfer*in
(700 Stunden Theorie + 850 Stunden Praxis), welche vergütet wird. Diese Berufsgruppe arbeitet im
Anschluss überwiegend im Krankenhaus.

Die Pflegehelfer*innen, welche in der ambulanten Pflege oder im Pflegeheim tätig sind, werden
dagegen nicht ein Jahr lang auf die pflegerische Arbeit mit pflegebedürftigen Menschen vorbereitet
und ausgebildet, sondern absolvieren lediglich einen Pflegebasiskurs zur*zum Pflegehelfer*in von 200
Stunden (160 Stunden Theorie + 40 Stunden Praxis). Dieses ist zum momentanen Zeitpunkt in Berlin
ausreichend, um anschließend im ambulanten Pflegedienst oder Pflegeheim zu arbeiten. Die
Schulungen in einem so kurzen Zeitraum durchzuführen, ist für diesen Berufszweig nicht akzeptabel
und bergen starke Gefahren für die Pflegebedürftigen sowie für die/*den Pflegehelfer*innen. Dieses
sollte schnellstmöglich geändert werden. In dieser kurzen Ausbildungszeit können nicht einmal die
Grundlagen der Langzeitpflege vermittelt werden, so dass Ausbildungsinhalte in Bezug auf Bedarfe
von LSBTIQ*-Senior*innen oder kulturelle Vielfalt komplett entfallen.

Der Ausbildungsinhalt und die Ausbildungsdauer zur*zum Pflegeassistent*in sollten so aufgebaut sein,
das bei Aufnahme der Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann eine verkürzte
Ausbildungszeit beantragt werden kann.
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K-3-1587 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Seite 2

Die Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung erarbeitet momentan einen
Referentenentwurf für die Ausbildung zur/zum generalistischen Pflegefachassistent*in. Die Umsetzung
dieses Vorhabens sowie die Sicherstellung der Finanzierung der Ausbildung ist ein wichtiger Schritt,
um eine qualitative gute Versorgung in der ambulanten Pflege sowie in den Pflegeheimen
sicherzustellen, den Pflegeassistenz Beruf aufzuwerten und den Personalmangel in der Pflege
entgegenzuwirken. Die Ausbildung zur*zum Pflegeassistentenmuss kostenfrei sein und sollte vergütet
werden.

Unterstützer*innen

Isabella Hoyer (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jan Landmann (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Julia
Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Stefanie Frenz (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf)



K-3-1398 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 373 bis 379:
Gesundheitsversorgung ist öffentliche Daseinsvorsorge – das hätte nicht drastischer deutlich werden
können als in der Corona-Pandemie. Dabei heißt Vorsorge zu treffen heißt immeroftmals auch in gute
Strukturen zu investieren, in der Hoffnung, dass sie nie gebraucht werden. Gesundheitsversorgung darf
dabei nicht zurder Profitmaximierung dienen,untergeordnet werden sondern muss sich am Wohl der
Menschen orientieren. Dabei geht es uns nicht nur um die Abwesenheit von Krankheit oder um 
individuelles Gesundheitsverhalten. Es geht auch um gesunde Lebensbedingungen, um körperliches,
psychisches und soziales Wohlbefinden, Selbstbestimmung und Teilhabe.

Begründung

Eher redaktionelle Änderungsvorschläge. Vorsorge bedeutet oft Investition in Reservestrukturen, aber
nicht immer. Daseinsvorsorge umfasst auch Strukturen, von denen man weiß, dass sie genutzt werden
(sollen), z.B. Einrichtungen mit präventiven Leistungen oder Physiotherapie.

„Untergeordnet werden“ erscheint bei der Profitmaximierung passender als „dienen“. Gewinne im
Gesundheitssektor zu erzielen ist schließlich nicht per se zu verbieten (das betrifft u.a. jede*n
Leistungserbringer*in, also Ärztin, Ergotherapeutin etc.), sondern es geht um die klare Ziel- und
Prioritätensetzung.
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K-3-1405 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 380 bis 382 einfügen:
Wir haben viel für eine gute Versorgung für die Berliner*innen getan. Gerade in der Corona-Pandemie
war dies eine Herausforderung. Die konsequente Umsetzung von Maßnahmen zum Infektionsschutz –
wie das Gebot zum Maskentragen und die zeitweise Einschränkung des öffentlichen Lebens – war für
die akute Bekämpfung der Pandemie erforderlich und hat wichtige Erkenntnisse für eine womöglich
nächste epidemische Lage geliefert. Zugleich kommt es gerade in einer solchen Ausnahmesituation
auch auf die Bereitstellung einer ausreichend verfügbaren und qualitativ hochwertigen
Gesundheitsinfrastruktur an. Wir haben daher Kapazitäten aufgestockt, Personal in den
Gesundheitsämtern aufgebaut und für den Notfall ein Corona-Behandlungszentrum geschaffen. 

Begründung

Da die Pandemie nach aktuellem Stand leider noch eine Weile bestehen wird, sollte darauf mehr
eingegangen werden. Angesichts der schwierigen Lage mit Corona-Leugner*innen erscheint ein
Bekenntnis zu den auf wissenschaftlicher Erkenntnissen basierenden Maßnahmen – inklusive den
Allgemeinverfügungen im Rahmen des Lockdowns – wichtig, um zu unterstreichen, dass die Grünen in
diesem Zusammenhang eine gesundheitsschützende und wissenschaftlich orientierte Partei sind.
Außerdem sind die entsprechenden Maßnahmen aktuell (noch) der wirksamste Faktor in der
Pandemiebekämpfung, mehr als z.B. die Investition in zusätzliche Gesundheitsstrukturen. Zu diesen
kann dadurch aber gut übergeleitet werden.
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K-3-1406 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 381 bis 383:
Pandemie war dies eine Herausforderung. Wir haben Kapazitäten aufgestockt, Personal in den
Gesundheitsämtern aufgebaut und für den Notfallals Notfallreserve ein Corona-Behandlungszentrum
geschaffen. Die Arbeit für gute Gesundheitsversorgung haben wir aber weit vor der Pandemie
begonnen. Die 

Begründung

Nur kleine Präzisierung für diejenigen, die das CBZ nicht kennen. Das Besondere daran ist ja, dass es
nicht Teil der allgemeinen Notfallversorgung ist, sondern spezifische Reservestruktur.
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K-3-1408 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 383 bis 385:
Die Arbeit für gute Gesundheitsversorgung haben wir aber weit vor der Pandemie begonnen. Die
Investitionen in die Krankenhäuser haben wir auf den Bundesschnitt angehoben und. Wir haben dafür
gesorgt, dass Babylots*innen in allen Geburtsstationen der Berliner Krankenhäuser Eltern 

Begründung

Das Investitionsthema ist ein übergeordnetes und sollte als solches klar erkenntlich sein. Deswegen
sollte ein eigenständiger Satz daraus werden.
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K-3-1424 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 399 bis 403 einfügen:
öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD). Über Jahrzehnte wurde der ÖGD kaputtgespart. In der Corona-
Pandemie wurde allen deutlich, dass sich Sparen an dieser Stelle rächt. Mit dem Pakt zur Stärkung des
ÖGD bietet sich derzeit eine Chance, die wir nutzen wollen. Die Mittel, die der Bund aus diesem Pakt
zur Verfügung stellt, um das Personal und die Ausstattung des ÖGD zu stärken, wollen wir
konsequent und vollumfänglich nutzen und langfristig absichern. So können endlich entscheidende
Schritte zu Aktualisierung und Umsetzung des Mustergesundheitsamts getan werden. Wir brauchen
einen starken ÖGD und wollen ihn darum mit den nötigen Kompetenzen und Ressourcen ausstatten,
um eine lokale, sozialraumorientierte Vernetzung voranzutreiben. Zu einer sinnvollen Neuausrichtung
des Berliner ÖGD gehört aber auch, die Zuständigkeitsverteilung zwischen der Landes- und der
Bezirksebene auf den Prüfstand zu stellen. Aufgaben von gesamtstädtischer Bedeutung und solche, die
nicht auf das Gebiet eines Bezirks beschränkt sind, wie es bei der Bekämpfung übertragbarer
Krankheiten in der Regel der Fall ist, sollen zur Entlastung der Bezirke zentral koordiniert und
gesteuert werden. Die Errichtung eines Landesgesundheitsamts, wie es in anderen Bundesländern
bereits existiert, kann dabei eine mögliche Lösung sein. Der ÖGD soll die Kompetenz erhalten,
integrierte Versorgungsangebote zu entwickeln. Daher werden wir 

Von Zeile 406 bis 410:
dass Famulaturen im Medizinstudium sowie das praktische Jahr auch in den Gesundheitsämtern
absolviert werden können. Wir wollen den Beruf der*des Amtsärzt*in attraktiver
machen[Leerzeichen]Die
Verbesserung der Bezahlung von Ärztinnen und die Voraussetzungen schaffenÄrzten im ÖGD bleibt ein
wichtiges Ziel, wir werden uns daher nicht nur weiterhin dafür einsetzen, dass die gesamte Ausbildung
zur Fachärzt*in fürdiese Berufsgruppe nach einem eigenen Tarifvertrag, angelehnt an den öffentlichen
Gesundheitsdienst auch in Berlin absolviertTarifvertrag für Ärztinnen und finanziert werden kannÄrzte
in Krankenhäusern, entlohnt wird. Sondern wir wollen dafür schon jetzt die sog. Verfahrensauflassung
in den Bezirken aktiv nutzen. Mit neuer Soft- und Hardware befähigen wir den ÖGD, die vielfältigen
Aufgaben zu erledigen. Um 

Begründung

Die Stärkung des ÖGD in Berlin für die Zukunft erfordert eine Kombination von bereits verfolgten und
neu zu ergreifenden Maßnahmen. Nicht alle Maßnahmen zur Stärkung des ÖGD, die in der
Vergangenheit angekündigt bzw. estartet wurden, konnten schon in zufriedenstellender Weise
umgesetzt werden. Die Verbesserung der Bezahlung von ärztlichem Personal im ÖGD, analog zu
ärztlichem Personal in Krankenhäusern ist hierfür ein Beispiel. Dieses Ziel muss unbedingt
weiterverfolgt werden, um den ÖGD als attraktiven Arbeitgeber zu etablieren. Hierfür bedarf es
weiteren Einsatzes Berlins in der Tarifgemeinschaft der Länder. Momentan bietet der Pakt zur Stärkung
des ÖGD, der eine direkte Folge der Erkenntnisse aus der COVID-19 Pandemie ist, die einmalige
Gelegenheit, Mittel des Bundes auf Landesebene in den ÖGD zu investieren. Da diese Mittel auf der
Landesebene allerdings als Steuereinnahmen ankommen sind sie grundsätzlich nicht zweckgebunden.
Es ist daher wichtig, sicherzustellen dass diese Mittel auch vollumfänglich in den ÖGD investiert
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werden. Die Verankerung dieses Vorhabens im Wahlprogramm bietet eine Basis dafür, dieses Anliegen
entsprechend in kommenden Koalitionsverhandlungen zu vertreten.

Daneben gehört zu einer zukunftsfähigen Aufstellung des ÖGD aber auch, die Erkenntnisse aus der
Pandemiebekämpfung zu evaluieren und notwendige strukturelle Veränderungen zu prüfen. Es hat
sich gezeigt, dass die gesamtstädtische Koordinierung und Steuerung von Aufgaben von
gesamtstädtischer bzw. bezirksübergreifender Bedeutung aktuell nicht effektiv erfolgen kann. Die
Stärkung der Kompetenzen des ÖGD auf lokaler Ebene sollte daher flankiert werden von einer
entsprechenden Stärkung der Kompetenzen auf Landesebene. Jede Ebene muss dabei in die Lage
versetzt werden, die Aufgaben effektiv auszuführen, die auf der jeweiligen Ebene am besten erledigt
werden können (Subsidiaritätsprinzip). Ein kurzfristiger Ansatzpunkt hierbei ist die Digitalisierung des
ÖGD nach dem E-Government-Gesetz. Dieses sieht breit angelegte Koordinierungs- und
Steuerungsaufgaben der Landesebene vor.



K-3-1423 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 398 bis 400:
Trotz dieser wichtigen Schritte bleibt vieles zu tun. Ein zentraler Baustein ist der öffentliche
Gesundheitsdienst (ÖGD). Über in den über Jahrzehnte zu wenig investiert wurde der ÖGD
kaputtgespart. In der Corona-Pandemie wurde allen deutlich, dass sich Sparen an dieser Stelle rächt.
Wir brauchen 

Begründung

„Kaputtgespart“ ist nicht ganz falsch, aber etwas hart, wenn man aktuell Regierungspartei ist und nicht
Opposition. Zumal der ÖGD trotz der bekannten erheblichen Finanzierungsdefizite noch ordentliche
Arbeit macht, also nicht ganz „kaputt“ ist.
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K-3-1426 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 401 bis 410:
einen starken ÖGD und wollen ihn darum mit den nötigen Kompetenzen und Ressourcen ausstatten,
um eine lokale, sozialraumorientierte Vernetzung voranzutreiben. Der ÖGD soll die Kompetenz
erhalten, integrierte Versorgungsangebote zu entwickeln. Daher werden wir systematisch auch neuere
Berufsgruppen wie Public-Health-Absolvent*innen, Epidemiolog*innen oder
Gesundheitswissenschaftler*innen in den ÖGD einbeziehen. Und wir setzen uns dafür ein, dass
Famulaturen im Medizinstudium sowie das praktische Jahr auch in den Gesundheitsämtern absolviert
werden können. Wir wollen den Beruf der*des Amtsärzt*in attraktiver machen und die
Voraussetzungen schaffen, dass die gesamte Ausbildung zur Fachärzt*in für den öffentlichen
Gesundheitsdienst auch in Berlin absolviert und finanziert werden kann. Wir wollen den Beruf der*des
Amtsärzt*in attraktiver machen und setzen uns dafür ein, dass Famulaturen im Medizinstudium sowie
das Praktische Jahr auch in den Gesundheitsämtern absolviert werden können. Der ÖGD soll die
Kompetenz erhalten, integrierte Versorgungsangebote zu entwickeln. Dabei fördern wir systematisch
eine interdisziplinäre Herangehensweise, bei der auch Berufsgruppen wie Public-Health-
Absolvent*innen, Epidemiolog*innen oder Gesundheitswissenschaftler*innen in den ÖGD einbezogen
werden. Mit neuer Soft- und Hardware befähigen wir den ÖGD, die vielfältigen Aufgaben zu erledigen.
Um 
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K-3-1436 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 411 bis 412 einfügen:
vor Ort erfolgreich aktiv sein zu können, wollen wir erreichen, dass der ÖGD die Vielfalt unserer
Gesellschaft widerspiegelt und im Rahmen seiner Aufgabenwahrnehmung verstärkt diversitätssensible
Konzepte anwendet.
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K-3-1774 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 749 bis 751:
Zusammenwachsen unterschiedlicher Menschen und den Leistungssport. Das wäre ohne zahllose
Ehrenamtliche nicht möglich, die sich als Trainer*innen oder Vereinsvorständeim Vereinsvorstand
engagieren. Fair Play gilt für uns nicht nur auf dem Platz, sondern auch bei der Bezahlung von 

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Karin Hausmann-Kasper (KV Berlin-Lichtenberg); Ingrid
Bertermann (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Miriam Wirsing
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Miriam Siemon (KV Berlin-
Kreisfrei); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Bianca Neumaier
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-3-1436-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 411 bis 412 einfügen:
vor Ort erfolgreich aktiv sein zu können, wollen wir erreichen, dass der ÖGD die Vielfalt unserer
Gesellschaft widerspiegelt und im Rahmen seiner Aufgabenwahrnehmung verstärkt diversitätssensible
Konzepte anwendet.

Begründung

Die Repräsentation von Diversität in der öffentlichen Verwaltung ist ein Ziel, dass im Partizipations-
und Integrationsgesetz verankert ist. Ein weiteres wichtiges Ziel ist, dass die öffentliche Verwaltung
auch bei ihrer Aufgabenwahrnehmung die Diversität der Stadtgesellschaft berücksichtigt. Beide Ziele
wirken im Hinblick auf eine diversitätsensible Politik und Verwaltung zusammen und sind daher
untrennbar miteinander verbunden. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass die
Aufgabenwahrnehmung der öffentlichen Verwaltung alle Berliner*innen betrifft - nicht nur die
Beschäftigten des Landes - sollte dieser Aspekt ebenfalls - gewissermaßen im selben Atemzug -
benannt werden.

(Die Begründug wurde beim ersten Antrag vergessen beizufügen, daher jetzt nochmal, sorry. Der erste
kann also als erledigt angesehen werden.)
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K-3-1436-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 411 bis 412 einfügen:
vor Ort erfolgreich aktiv sein zu können, wollen wir erreichen, dass der ÖGD die Vielfalt unserer
Gesellschaft widerspiegelt.

Das Gesundheitssystem übernimmt Verantwortung in der Klimakrise

In Deutschland ist das Gesundheitssystem für 5,2% des Ausstoßes an Treibhausgasen verantwortlich,
also mehr als der Flugverkehr. Die Landeseigenen Krankenhäuser haben bereits Schritte zur
Verringerung des Verbrauchs an Energie und anderen Ressourcen unternommen, brauchen aber unsere
weitere Unterstützung, um ihren ökologischen Fußabdruck rascher erheblich verkleinern zu können,
und sich andererseits an die bereits nicht mehr abwendbaren klimatischen Veränderungen anpassen
zu können. Neben baulichen Veränderungen geht es hier u.a. auch um fossilfreie Wärme- und
Kältesysteme, Gebäude-Wärme-Sanierung, aber auch klimaschädliche Verbrauchsmaterialien wie
bestimmte Narkosegase oder klimaschädliche Treibgase in Inhalationsaerosolen.

Im Hitzesommer 2018 hat das RKI in Berlin 490 Todesfälle berichtet, die auf die Hitzewellen
zurückzuführen waren. Die Wissenschaft sagt eindeutig, dass solche Hitzewellen künftig häufiger und
stärker auftreten werden. Die Gesundheitsdienste müssen sich darauf vorbereiten, indem sie
Hitzeaktionspläne erarbeiten, damit sie Risikogruppen identifizieren, rechtzeitig vor Hitzewellen
warnen und informieren, durch Hausbesuche angemessen versorgen und schützen. Dafür müssen
detaillierte Pläne ausgearbeitet, die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen wie dem Deutschen
Wetterdienst, den Apotheken, den Gesundheitsämtern etc. organisiert, Material bereitgestellt und
Personal ausgebildet werden.

Begründung

1. Der Gesundheitssektor ist nicht nur "Opfer" der Klimakrise, sondern durch seinen hohen
Ressourcenverbrauch und 5,2% Anteil am Treibhausgasausstoß auch "Täter". Dieser Zusammenhang
muss in der Landespolitik verankert und in der Breite bekannt und getragen werden. Wegen der
Dringlichkeit der Dekarbonisierung sind die laufenden Anstrengungen erheblich auszuweiten und zu
beschleunigen.

2. Hitzewellen stellen eine erhebliche und zunehmende Gefährdung der Bewohner*innen von Berlin
dar. Um hier wachsende Opferzahlen zu vermeiden, genügen isolierte Maßnahmen wie Trinkbrunnen
nicht. Erforderlich sind umfassende Hitzeaktionspläne, die von langer Hand ausgearbeitet werden
müssen und vielfältige vorbereitende Maßnahmen notwendig machen, die lange vor der nächsten
Hitzewelle durchzuführen sind.
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K-3-1440 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 415 bis 417 einfügen:
den Gesundheitsämtern – es gibt viele Berufsgruppen, die für gute gesundheitliche Versorgung
wichtig sind. Apotheker*innen, PTA, PKA sind Mangelberufe; Ausbildung sichern für diese
Berufsgruppen in ausreichender Zahl in Berlin (FU Pharmazie, PTA-Schulen, PKA-Ausbildungsplätze);
die Infrastruktur der Apotheken als niederschwelliger Zugang zum Gesundheitssystem bietet
weitgefächerte Möglichkeiten pharmazeutischer Dienstleistungen, präventiver und akuter
Gesundheitsberatung und praktischer logistischer Unterstützung - diese Strukturen müssen jedoch
auskömmlich finanziert werden.
Neben dem ÖDG der Gesundheitsämter sind auch die Senatsverwaltung GPG und
Überwachungsbehörde LAGeSo personell in deutlichem Umfang zu stärken.
Die Erstellung von Leitlinien sollte öffentlich finanziert werden, da die Leitlinien eine wesentliche
Säule der evidenzbasierten Behandlung darstellen; darin sollten neben Arzneimittel-Therapien auch
andere Therapien wie beispielsweise physikalische Therapien oder Ernährungsumstellungen
berücksichtigt werden.Wir wollen die noch nicht organisierten Gesundheits- und Pflegeberufe bei
ihren jeweiligen Professionalisierungsprozessen unterstützen, wenn möglich und gewollt auch 

Begründung

Apotheker*innen, PTA, PKA sind Mangelberufe, aber tragen wesentlich zu einem niedrigschwelligen
Gesundheitsangebot bei.

In der gegenwärtigen Pandemiesituation wird die zu geringe Besetzung bei SenGPG und Lageso
offensichtlich, die schon lange besteht, aber nicht in den Fokus der Öffentlichkeit gelangte.

Leitlinien werden derzeit oft ohne oder mit sehr geringer Bezahlung von engagierten Wissenschaftlern
erstellt - dies ist insbesondere essentiell, um Einflüsse von großen Playern ohne Evidenz in Leitlinien
zu verankern
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K-3-1448 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 423 bis 426 einfügen:
Trotz deutlicher Anhebung der Investitionen in die Berliner Krankenhäuser bleibt hoher
Investitionsbedarf. Wir werden die Investitionen weiter deutlich anheben, nicht nur, um den Status quo
zu halten und eine Verlagerung auf die Betriebskosten zu vermeiden, sondern auch, um
Zukunftsprojekte wie die Digitalisierung der Gesundheitsversorgung voranzubringen. Finanziellen
Druck zur Ausgründung von Tochterfirmen ohne Tarifbindung gilt es zu vermeiden.

Begründung

Es erscheint sinnvoll, das Bekenntnis zur Stärkung der Investitionskostenfinanzierung noch stärker zu
formulieren. Dadurch kann insbesondere die „schleichende Monistik“, also die Umlagerung von Kosten
auf die DRG-Betriebskostenfinanzierung reduziert werden, was der Versorgung zu Gute kommt.
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K-3-1450 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 425 bis 426 einfügen:
quo zu halten, sondern auch, um Zukunftsprojekte wie die Digitalisierung der Gesundheitsversorgung
voranzubringen. Bei der Krankenhausplanung legen wir einen besonderen Fokus auf eine qualitativ
hochwertige Versorgung und setzen uns für sektorenübergreifend aufeinander abgestimmte
Strukturen ein. Nicht zuletzt in der Notfallversorgung fördern wir eine enge Zusammenarbeit von
Rettungsdienst, kassenärztlichem Bereitschaftsdienst und Notaufnahmen der Krankenhäuser.
Finanzierungs- und Strukturreformen sollen sich stets daran orientieren, wie das beste medizinische
Ergebnis für die Patient*innen erreicht werden kann.

Begründung

Die Krankenhausplanung ist ein Haupteinflussgebiet der Landesgesundheitspolitik und von großer
Bedeutung für die Qualität der Versorgung in Berlin, kommt bisher im Wahlprogramm aber kaum vor.
In der Notfallversorgung besteht Optimierungspotenzial und es könnten in der nächsten
Legislaturperiode (erneut) Reformen auf die politische Tagesordnung kommen. Der Notfallbereich wird
bisher aber noch nicht erwähnt. Hier sollten wir zusätzlich klarstellen, dass die Ergebnisqualität bei
Patient*innen den Ausschlag geben sollten, wie Strukturen und Abläufe gestaltet werden. In der
sektorenübergreifenden Versorgung bestehen insgesamt noch große Potenziale, wobei hier meist
Bundesrecht und Landesinitiative ineinander greifen müssen.
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K-3-1452 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 428 bis 433:
Gesundheit wird von vielen Faktoren beeinflusst, neben der physischen und der psychischen
Verfassung spielen auch die Wohnbedingungen, der Beruf und die soziale Lage eine wesentliche Rolle.
In unserem aktuellen Gesundheitssystem gibt es für alles Spezialist*innen – aber viel zu selten
werden die verschiedenen Bedingungen und die unterschiedlichen Fachdisziplinen
zusammengebracht.In unserem aktuellen Gesundheitssystem gibt es für alles Spezialist*innen – aber
viel zu selten werden die verschiedenen Bedingungen und die unterschiedlichen Fachdisziplinen
zusammengebracht und gleichzeitig die unterschiedlichen Lebenswelten der Menschen und ihre
spezifischen Bedürfnisse berücksichtigt. Das Gesundheitskollektiv (GeKo) im Rollbergkiez macht es
anders: Hier arbeiten verschiedene Berufsgruppen zusammen und treten gemeinsam mit den
Menschen im Kiez 

Begründung

Der ursprünglich dort stehende durchaus richtige Einleitungssatz passt nicht so gut an diese Stelle,
uns wird daher in den „Gesundheit in allen Politikbereichen mitdenken“ Abschnitt verschoben. Der Satz
suggeriert, als könnten Gesundheitszentren die Rahmenbedingungen für Gesundheit grundlegend
ändern. Das können sie aber nicht. Gesundheitszentren können nur die spezifischen Bedingungen im
Kiez mit in den Blick nehmen und in die Arbeit einbeziehen. Z.B. wie es das Gesundheitskollektiv
macht, mit Gemeinwesenarbeit und Projekten im Kiez https://www.geko-berlin.de
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K-3-1464 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 440 bis 447:
Gesundheit wird von vielen Faktoren beeinflusst, neben der physischen und der psychischen
Verfassung spielen auch die Wohnbedingungen, die Bildungschancen und die soziale Lage eine
wesentliche Rolle. Gesundheit ganzheitlich zu denken heißt, Gesundheitspolitik in allen Politikfeldern
zu verankern. Wir folgen dem „Health in All Policies“-Ansatz der WHO, denn Gesundheit entsteht weder
im Krankenhaus noch in der Arztpraxis, sondern im Alltag – dort, wo Menschen leben, arbeiten, zur Kita
oder zur Schule gehen und ihre Freizeit verbringen. Auch KlimaschutzDaher ist 
Gesundheitsschutzbspw. Klimaschutz auchGesundheitsschutz – denn Luftverschmutzung und Lärm
machen krank. Mit der Verkehrswende schützen wir vor allem die Gesundheit derer, die bisher an
lauten und stickigen Straßen leben müssen. Durch sichere Fuß- und Radwege lässt sich körperliche
Bewegung gut in den Alltag integrieren. Mehr Grünflächen im öffentlichen Raum erleichtern sportliche
Aktivitäten im Kiez. Die flächendeckende Verankerung von Gesundheitsförderung bzw.
Krankheitsprävention im Kita- und Schulalltag stärkt die Gesundheitskompetenz und somit die
Selbstbestimmung. Der einfachere Zugang zu regionalen Bio-Lebensmitteln stellt eine Grundlage für
eine gesunde Ernährung (und zudem einen Beitrag zum Klimaschutz) dar. Wir wollen daher künftig
Gesetzesvorhaben in allen Politikbereichen auchsystematisch auf ihre Auswirkungen auf die
Gesundheit aller potentiell davon Betroffenen prüfen.

Begründung

Einleitungssatz aus dem Abschnitt zuvor übernommen; weitere Beispiele wo und wie HiAP
ausgestaltet werden kann wurden ergänzt, um den ggf. unverständlichen Ansatz anfassbarer zu
machen (Ernährung, Bildung, Stadtentwicklung..). Da es hier letztendlich um eine
Gesundheitsfolgenabschätzung geht, sollte diese systematischimplementiert werden. Das kann gerade
in Kommunen sehr gut funktionieren. Gesundheitsfolgenabschätzung (GFA) ist ein sinnvolles Tool zur
Umsetzung von Health in all policies. Gesamten Abschnitt direkt unter „3.3 Gesundheit ganzheitlich
denken“ (s.a. dort)
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K-3-1476 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 451 bis 454 einfügen:
Gesundheitsversorgung in den letzten Jahren konnten wir wichtige Schritte gehen. Unser Ziel für die
kommenden Jahre lautet „95-95-95“: Mindestens 95 Prozent der HIV-Infizierten sollen von ihrer
Infektion wissen, mindestens 95 Prozent davon Zugang zur Behandlung haben und mindestens 95
Prozent der Behandelten „unter der Nachweisgrenze“ sein, damit eine Übertragung des HI-Virus nicht
mehr 

Begründung

Es muss klar werden, dass möglichst 100% erreicht werden sollen.
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K-3-1480 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 455 bis 456 einfügen:
möglich ist. Um das zu erreichen, wollen wir die Infrastruktur zu Versorgungsstrukturen weiter
verbessern. Genauso wichtig ist in diesem Zusammenhang das vierte Ziel, "0". Hiernach sollen 0
Prozent der HIV-Infizierten aufgrund ihrer Infektion Diskriminierung erfahren. Zur Erreichung dieses
Ziels werden wir spezifische Diskriminierungssitutationen gegen HIV-Infizierte identifizieren und
beenden.

Begründung

Die Ziele der angesprochen "Fast-Track-Cities-Initiative" der WHO beinhalten auch das im ÄA erwähnte
Ziel "0". Noch immer sehen sich HIV-Infizierte in bestimmten Situationen, z.B. im Arbeitsalltag,
Diskriminierung ausgesetzt. Zu nennen ist hier etwa die angebliche Untauglichkeit für den
Polizeidienst, die in einer bundesweit angewandten Dienstvorschrift statuiert wird. Ein weiteres
Beispiel ist das Merkmal "ANST" in der polizeilichen Datenbank, das HIV-Infizierte Polizeibekannte
Personnen als "ansteckend" kennzeichnet. Obwohl dieses Merkmal laut dem letzten Koalitionsvertrag
von R2G in Berlin abgeschafft werden sollte, ist diese bis heute nicht geschehen. Diese Beispiele
zeigen, dass die Beendigung der Diskriminierung von HIV-Infizierten noch nicht erreicht ist. Auch wenn
dies nicht primär ein gesundheitspolitisches Ziel ist, sollte es an dieser Stelle im Wahlprogramm
erwähnt werden, weil es zu dem hier angesprochenen 95-95-95-Ziel gehört.
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K-3-1499 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 474 bis 475 einfügen:
Beratung im Fall von Schwangerschaftskonflikten muss deshalb niedrigschwellig zugänglich sein und
wir kämpfen weiterhin für die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen. Hierzu gehört
auch die sachliche Information durch Ärztinnen und Ärzte, weshalb wir uns auch
weiterhin dafür einsetzen, dass diese straffrei möglich wird.

Begründung

Der § 219a StGB stellt die "Werbung" für den Schawngerschaftsabbruch unter Strafe. Wie der Fall der
Gießener Ärztin Krisitna Hänel jüngst gezeigt hat, verstehen die Gerichte hierunter auch die bloße
sachliche Information durch Ärztinnen und Ärzte über die Modalitäten eines
Schwangeschaftsabbruchs. Die Reform des § 219a StGB im März 2019 durch die große Koalition hat
hier keine Verbeserung gebracht, wie die Bestätigung des Strafurteils gegen Kristina Hänel 2021
gezeigt hat. Das OLG Frankfurt a.M. hat in seiner Urteilsbegründung ausgeführt, dass § 219a StGB
weiterhin so zu verstehen sei, dass auch die sachliche Information über den Schwangeschftsabbruch
verboten ist. Dieser unhaltbare Zustand muss beendet werden, um Betroffenen die Möglichkeit zu
geben, sich angemessen zu informieren.
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K-3-1499-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 474 bis 475 einfügen:
Beratung im Fall von Schwangerschaftskonflikten muss deshalb niedrigschwellig zugänglich sein und
wir kämpfen weiterhin für die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen.

Kinder- und Jugendgesundheit im Blick behalten

Die körperliche, psychische und soziale Gesundheit von Kindern und Jugendlichen innerhalb und
außerhalb der Familie ist uns ein besonderes Anliegen. Wir setzen uns für eine altersentsprechende
Gesundheitsförderung, die Schaffung von Gesundheitskompetenzen und eine kieznahe
Gesundheitsversorgung für Kinder- und Jugendliche ein. Damit leisten wir von Anfang an einen Beitrag
für eine gesunde Zukunft.

Begründung

Es wird zwar an verschiedenen Stellen auf die Kinder- und Jugendgesundheit hingewiesen, jedoch nie
konzentriert an einer Stelle. Dabei ist dieser Bereich mit einem umfassenden Gesundheitsverständnis
eine wichtige Weichenstelle für ein gesundes Leben. Die Formulierung soll das deutlich machen.
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K-3-1499-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 474 bis 475 einfügen:
Beratung im Fall von Schwangerschaftskonflikten muss deshalb niedrigschwellig zugänglich sein und
wir kämpfen weiterhin für die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen.

Gesundheitsförderung und Prävention über die Lebensspanne als grünes Leitmotiv

Gesundheit ist eine wichtige Ressource, die gepflegt werden möchte. Aus diesem Grund sehen wir die
Förderung von Gesundheit und die Prävention von Erkrankungen in Berlin als wichtige Bausteine einer
nachhaltigen Gesundheitspolitik für alle Bürger*innen egal in welcher Lebensphase oder welchem
Lebensalter. Die Möglichkeiten, die das Präventionsgesetz bietet, sollen sich auch am Sozialraum unter
Mitsprache der Expert*innen vor Ort - im Kiez, den Bezirken und dem Land orientieren und dort wo
notwendig durch weitere Maßnahmen flankiert werden.

Begründung

efizitorientierten Gesellschaft hin zu einem positiven Gesundheitsverständnis dar. Die Möglichkeiten
werden noch zu wenig genutzt und durch das Präventionsgesetz (das wie der Name schon sagt auf die
Vermeidung von Krankheit ausgerichtet ist und Kassenlogik-geleitet ist) stark begrenzt, u.a. durch
mangelnde Mitwirkungsrechte auf Landes und Bezirksebene. Es sollte deutlich gemacht werden, dass
dieser Ansatz uns wichtig ist.
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K-3-1508 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 483 bis 488:
Palliativmedizin einrichten, die über die Möglichkeiten der Versorgung im Hospiz oder zuhause
transparent informiert. Palliativmedizin ist aufgrund reformbedürftiger Anreize aus
gesundheitsökonomischer Sicht oft unattraktiver als die medizinische Behandlung durch Operationen
und intensivmedizinische Maßnahmen, die von den Betroffenen häufig als quälend empfunden
werden. Umso wichtiger ist es, Ärzt*innen so aus- und weiterzubilden, dass für sie die Wünsche der
Behandelten im Fokus stehen und lebensverlängernde Maßnahmen, die von den Betroffenen häufig
als quälend empfunden werden, nicht um jeden Preis durchgeführt werden.
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K-3-1523 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 498 bis 500 einfügen:
Angebote. Dabei fördern wir die Partizipation durch den Trialog und Peer-Ansätze sowie den Abbau
von Zwang. Auch hochstrukturierte Bereiche der psychiatrischen Versorgung wie z.B. das Krankenhaus
des Maßregelvollzugs wollen wir als integralen und wichtigen Bestandteil des psychiatrischen
Versorgungsnetzwerks weiterentwickeln. In der Versorgung gilt für uns die Maxime: ambulant vor
teilstationär vor stationär. Unser Plan ist, innovative Finanzierungs- und Steuerungsmodelle sowie
neue 

Begründung

Das Krankenhaus des Maßregelvollzugs ist in letzter Zeit oft negativ in der Presse. und führt ein
Schattendasein, obwohl es mit 541 Betten die größte forensisch-psychiatrsiche Klinik Deutschlands
ist. Auch wenn damit keine Wahlen gewonnen werden, ist es ein wichtiges - positives Signal an die
Beschäftigten und Patient*innen, dass wir das KMV auf dem Bildschirm haben und auch in unserem
Sinne als Bestandteil eines Versorgungssystems weiterentickeln wollen.
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K-3-1525-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 500 bis 502:
stationär. Unser Plan ist, innovative Finanzierungs- und Steuerungsmodelle sowie neue
Angebotsformen zu fördern. Wir wollenIn den ÖGD hinsichtlich BeratungSozialpsychiatrischen und 
Begleitung stärkenKinder- und Jugendpsychiatrischen Diensten wollen wir mehr aufsuchende
Beratungs-, Begleitungs- und Vernetzungsangebote für schwer psychisch beeinträchtigte Menschen
mit und ohne Obdach anbieten. Dafür braucht es auch mehr personelle Ressourcen. Das
Psychiatrieentwicklungsprogramm wollen wir endlich weiterentwickeln und einen 

Begründung

SpDs und KJPDs sind zwar Teil des ÖGD, sollten aber im Abschnitt Psychische Gesudheit explizit
benannt werden, da sie in den allgemeinen ÖGD Diskussionen oft "übersehen" werden. Die
Neuformulierung berücksichtigt dies und skizziert auch das wichtige Aufgabenspektrum, das primär
aufsuchend gedacht sein soll und die primären Zielgruppen. Damit soll auch deutlich gemacht werden,
dass die SpDs und KJPDs durch eine personelle Stärkung auch die Zielgruppe der obdachlosen
Menschen mit psychischen Erkrankungen erreichen können und sollen.
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K-3-1530 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 505 bis 506 einfügen:
Förderung psychischer Gesundheit, zur psychosozialen und psychiatrischen Unterstützung und
Versorgung sowie ein neues Berliner Suchtkonzept unter einem Dach vereinen. Unter diesem Dach
werden Prävention, Intervention und Nachsorge bei sexualisierter Gewalt regelhafter Bestandteil der
psychosozialen Gesundheitsversorgung und eine konsequente Anschlussfähigkeit zu bereits
bestehenden Netzwerken in Berlin sichergestellt.

Begründung

Ein leicht erreichbares und niederschwelliges Angebot für Prävention, Intervention und Nachsorge
muss Berlin weit regelhaft sichergestellt werden. Außerdem muss eine konsequente Vernetzung mit
bestehenden Programmen/Angeboten hergestellt werden.
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K-3-1527 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 502 bis 503 einfügen:
Das Psychiatrieentwicklungsprogramm wollen wir endlich weiterentwickeln und einen
datengestützten Landespsychiatrieplan etablieren. Die aufsuchenden Angebote für geflüchtete
Menschen sollen verstetigt und für weitere Zielgruppen geöffnet werden.

Begründung

Mit der Etablierung der psychosozialen Fachkräfte im Rahmen der Angebote des
Psychiatrieentwicklungsprogramms wurde in den letzten Jahren eine integrierte Versorgungsstruktur
für geflüchtete Menschen im niedrigschwelligen außerklinischen wie auch klinischen Bereich
geschaffen, die unbedingt erhalten bleiben sollte, nicht zuletzt, weil sie als integraler Bestandteil des
Regelversorgungssystems nach § 5 PsychKG auch Vorbildcharakter für die Weiterentwicklung hin zu
einer sektorenübergreifenden psychosozialen und psychiatrischen Versorgung insgesamt besitzt.

Die psychosozialen Fachkräfte leisten mit der aufsuchenden Arbeit einen wertvollen, unverzichtbaren
Beitrag u. a. bei der frühzeitigen Identifizierung von psychischen Auffälligkeiten und/oder
Suchtverhalten sowie der Heranführung an die Regelversorgungsstrukturen und tragen somit zur
Vermeidung von Chronifizierung psychischer Erkrankungen und der Inanspruchnahme von
höherschwelligen bspw. therapeutischen oder psychiatrischen Maßnahmen maßgeblich bei.

Aufgrund der erheblichen Einschränkungen der psychosozialen, psychotherapeutischen und
psychiatrischen Versorgung (einschließlich der Angebote der Suchthilfe) während der COVID-19-
Pandemie nehmen die psychosozialen Fachkräfte eine ganz besonders herausgehobene Rolle ein, weil
sie für die geflüchteten Menschen eine der wenigen verbleibenden, für sie leicht zugänglichen,
Angebote darstellen; sie halten Kontakt zu den Betroffenen und können auch bei akuten
Problemlagen vor Ort Hilfe leisten.

Es besteht allerdings ein akuter Handlungsbedarf, da diese wertvollen Angebote bereits im
Doppelhaushalt 2020/2021 akut gefährdet waren und nur aufgrund des Einsatzes, insbesondere von
Bettina Jarasch und Catharina Pieroth, gesichert werden konnten. Um die niedrigschwellige
psychosoziale Versorgung geflüchteter Menschen weiterhin aufrechtzuerhalten, ist es unbedingt
erforderlich, die Mittel im Rahmen des Psychiatrieentwicklungsprogramms zu vertetigen. Derzeit
werden die Angebote mit 2 Mio. € (2018/2019 waren es noch 2,3 Mio. €) finanziert. Wir Bündnisgrüne
sollten bereits im Wahlprogramm klarmachen, dass Einsparungen im Landeshaushalt nicht zu Lasten
von psychisch erkrankten und traumatisierten geflüchteten Menschen erfolgen werden.
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K-3-1549 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 524 bis 525 einfügen:
generationenübergreifenden Projekten Begegnungen, bei denen wir Menschen über die eigene
Community hinaus zusammenbringen.

Einsamkeit vorbeugen

Für Pflegebedürftige und Kranke besteht eine erhöhte Gefahr im Alter unter Einsamkeit zu leiden.
Menschen mit mobilitätsbedingten Einschränkungen und ausgeprägten Sinnesbehinderungen können
oft ohne Unterstützung nicht mehr die eigene Wohnung verlassen. Sehr oft fehlen ihnen anregende
zwischenmenschliche Kontakte. Die Kontaktlosigkeit geht mit dem Verlust mentaler Fähigkeiten,
eingeschränkter Sprachkompetenzen und schlechterer körperlicher Gesundheit einher. Präventiv
können hier Angebote sozialer Aktivitäten wirken. Mit der Förderung von Hilfs- und Kontaktangeboten,
wie das Silbernetz gegen Einsamkeit im Alter und die Einführung von präventiven Hausbesuchen
wollen wir der Einsamkeit im Alter entgegenwirken.“

Begründung

Nicht erst seit der Covid-19-Pandemie ist bekannt, dass bestimmte Lebensumstände zum Abbau von
körperlichen, geistigen und seelischen Fähigkeiten führen. Der Spirale von negativen Auswirkungen
fehlender sozialer Kontakte wollen wir präventiv mit Hilfs- und Kontaktangebote begegnen.
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K-3-1549-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 524 bis 525 einfügen:
generationenübergreifenden Projekten Begegnungen, bei denen wir Menschen über die eigene
Community hinaus zusammenbringen.

Digitale Teilhabe von älteren Menschen

Die Kompetenz zur Nutzung von digitalen Medien trägt dazu bei, den Kontakt zu anderen
aufrechtzuerhalten und auszubauen. Wir Bündnisgrünen setzen uns für Selbstbestimmung,
Chancengleichheit und Teilhabe in allen Lebensphasen ein. Wer die Vielfalt der Nutzung der digitalen
Angebote kennen lernen will, benötigt Unterstützung durch vertrauensvolle Stellen, berechtigte
Sicherheitsbedenken müssen überwunden werden, es muss die Zuversicht vermittelt werden,
auftretende Probleme nach und nach eigenständig lösen zu können. Wir brauchen eine
Bildungsoffensive zur digitalen Teilhabe, die auch Altersgruppen jenseits des 75. Lebensjahrs
einschließt. Dazu müssen zielgerichtet neue Formate angeboten werden, die die Lebensrealität dieser
Gruppe einschließt und möglichst in der Breite erreicht. Deshalb fordern wir kostenlose WLAN-
Anschlüsse in Pflegeheimen, Pflege-Wohngemeinschaften und Freizeiteinrichtungen für ältere
Menschen. Dort sollen auch Tablets und Smartphones als Leihgeräte zur Verfügung stehen.

Begründung

Mit unseren Vorschlägen wollen wir erreichen, dass auch Hochaltrige in das digitale Zeitalter
mitgenommen werden. Insbesondere für einkommensarme ältere Menschen muss der Zugang zu
digitalen Medien erleichtert und gefördert werden.
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K-3-1556 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 531 bis 533 einfügen:
Beratung, Pflege und Betreuung älterer Menschen. Um eine gute Qualität sicherstellen und
kontrollieren zu können, haben wir das Wohnteilhabegesetz überarbeitet. Wir wollen die
Bewohner*innenbeiräte von Pflegeheimen und Pflege-Wohngemeinschaften stärken und ihnen
kostenlose Fortbildungen anbieten. Besonders wichtig war uns dabei die Anbindung von Einrichtung
und Wohngemeinschaften an den jeweiligen 

Begründung

Nach dem Wohnteilhabegesetz haben die Bewohner*innen und die Bewohner*innenbeiräte vielfältige
Rechte. Geeignete Fortbildungen sollen dazu beitragen diese Rechte gut zu kennen, um kompetent
von ihnen Gebrauch machen zu können. Ohne eine die notwendige personelle Ausstattung der
Heimaufsicht, kann sie ihren umfangreichen Aufgaben nicht angemessen nachkommen.
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K-3-1556-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 531 bis 533 einfügen:
Beratung, Pflege und Betreuung älterer Menschen. Um eine gute Qualität sicherstellen und
kontrollieren zu können, haben wir das Wohnteilhabegesetz überarbeitet. Die Heimaufsicht muss dem
Aufgabenspektrum personell angemessen und qualifiziert besetzt sein. Besonders wichtig war uns
dabei die Anbindung von Einrichtung und Wohngemeinschaften an den jeweiligen 

Begründung

Die Heimaufsicht muss einen regenmäßigen Austausch mit den Einrichtungsleitungen sicherstellen
können, und auch den Erfahrungsaustausch zwischen den Einrichtungen fördern, und beispielsweise
gute Praxisbeispiele zur Bewältigung von Herausforderungen, wie die aktuelle Pandemie,
kommunizieren und allen Einrichtungen zugänglich machen.
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K-3-1556-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 531 bis 533 einfügen:
Beratung, Pflege und Betreuung älterer Menschen. Um eine gute Qualität sicherstellen und
kontrollieren zu können, haben wir das Wohnteilhabegesetz überarbeitet. Zusätzlich wollen wir eine
Ombudsstelle einrichten, die für Pflegebedürftige und Angehörige telefonisch gut erreichbar ist.
Besonders wichtig war uns dabei die Anbindung von Einrichtung und Wohngemeinschaften an den
jeweiligen 

Begründung

Pflegebedürftige befinden sich in einer Abhängigkeit von den Leistungen der Anbieter. Für sie und ihre
An- und Zugehörige muss es eine einfach zu realisierende Informations- und Beschwerdeisatz geben,
die niedrigschwellig erreichbar ist.
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K-3-1568 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 543 bis 545 einfügen:
weitere Bedarfe aufschlüsselt und absichert. Da in den Bezirken ein großes Wissen über die Bedarfe
und Besonderheiten der einzelnen Kieze herrscht, sollen sie eng eingebunden werden. Die Bezirke
erhalten den Auftrag, gemeinsam mit den Netzwerken vor Ort regelmäßig eine kontinuierliche
Planung zur Weiterentwicklung von Versorgungsangeboten und der lokalen Pflegeinfrastruktur
vorzulegen. Die abgestimmte Bedarfsplanung ist Grundlage für die Landesförderung zur
Weiterentwicklung der Infrastruktur für ein selbstbestimmtes Altern. Für uns ist klar, dass Pflege die
vielfältigen Hintergründe der Berliner*innen abbilden 

Begründung

Die Einbindung der Bezirke muss an konkreten Entwicklungsschritten sichtbar und messbar werden
und damit verbindlicher und konsequenter.
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K-3-1569 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 544 bis 546:
Bedarfe und Besonderheiten der einzelnen Kieze herrscht, sollen sie eng eingebunden werden. Für uns
ist klar, dass Pflege die vielfältigen HintergründeLebensentwürfe der Berliner*innen abbilden muss.
Wir setzen uns für diversitäts- und geschlechtersensible Pflege ein. Gerade in einer 

Begründung

in dem Satz ist die Aussage zu abstrakt. Lebensentwürfe ist konkreter und macht in Verbindung mit
den nachfolgenden Sätzen deutlicher, worum es geht.
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K-3-1593 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 568 bis 569 einfügen:
eigenen Wohnung bleiben können. Viele ausgebildete Kräfte arbeiten nicht mehr in ihrem Beruf –
mithilfe von besseren Arbeitsbedingungen und einer besseren Entlohnung von Beschäftigten in der
ambulanten Pflege wollen wir sie zurückgewinnen.

Begründung

bessere Arbeitsbedingungen alleine reichen nicht aus. Die schlechte Bezahlung von Beschäftigten in
der ambulanten Pflege führt zu Berufsflucht und einem immer größer werdenden Personaldefizit.
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K-3-1600 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 575 bis 577 einfügen:
Pflegeunterstützung zur Entlastung von pflegenden Angehörigen und anderen Bezugspersonen soll
ausgebaut und verstetigt werden. Das Kompetenzzentrum Pflegeunterstützung wird durch einen
Beirat bestehend aus Selbstvertretungsgruppen Pflegender Angehöriger und den Kontaktstellen
PflegeEngagement beraten. Als Berliner Landesregierung haben wir bereits eine Bundesratsinitiative
zur Einführung eines Familienpflegegeldes gestartet, eine 

Begründung

Eine qualitativ hochwertige Beratung wird deutlich besser, wenn das Erfahrungswissen von
Selbsthilfegruppen und bereits bestehenden Beratungsstellen einbezogen wird.
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K-3-1878 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 853 bis 854 einfügen:
im praktischen Jahr an den Lehrkrankenhäusern der Charité bezahlt werden. Zusätzlich könnten
Landesstipendien für diese Engpassberufe vergeben werden.

6. Ein widerstandsfähiges Gesundheitssystem

Das Berliner Gesundheitssystem muss jetzt und in Zukunft widerstandsfähiger werden, um bspw. auf
pandemische Situationen wie die Corona-Krise besser reagieren zu können. Hierfür werden wir den
öffentlichen Gesundheitsdienst in all seinen Bereichen (Gesundheitsförderung, Gesundheitsbegleitung,
Gesundheitsschutz, Gesundheitskoordination) unterstützen und ausbauen - u.a. durch Bundesmittel aus
dem Pakt für den öffentlichen Gesundheitsdienst.

Begründung

Die Corona-Krise wird auch im Herbst noch nicht vorbei sein; dem muss Rechnung getragen werden;
zudem sieht der Pakt für den ÖGD eine sehr zeitnahe und sehr konkrete Maßnahme vor, die hier
Erwähnung finden sollte.
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K-3-1106 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 82 bis 86:
Ältere Menschen sind noch lange fit und wollen aktiver Teil der Gesellschaft bleiben. Am besten
ermöglichen wir das, indem wir Hürden im Alltag abbauen. Auch für Menschen mit Behinderung oder
Familien mit kleinen Kindern ist es wichtig, dass die Stadt barrierefrei ist.Berlin wird zur barrierefreien
Stadt. Damit ermöglichen wir es behinderten und älteren Menschen sowie Familien mit kleinem
Kindern, die Stadt in ihrer ganzen Vielfalt zu nutzen und mit zu gestalten. Da ältere Menschen noch
lange fit sind und aktiver Teil der Gesellschaft bleiben wollen, wird die Zahl der Menschen, die auf eine
Stadt ohne Hindernisse angewiesen sind, immer größer. Das gilt in U- und S-Bahnhöfen genauso wie
in Verwaltungsgebäuden. Deswegen machen wir uns stark für die Absenkung von Bordsteinkanten,
längere Ampelschaltungen, eine 

Begründung

Barrierefreiheit wird sowohl von behinderten als auch von nicht behinderten Menschen in erster Linie
als behindertenpolitisches Thema wahrgenommen. Der Einstieg ausschließlich über ältere Menschen
würde irritieren. Ein Einstieg, der alle Personengruppen erwähnt, die von Barrierefreiheit profitieren,
wird den Erwartungen besser gerecht.
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K-3-1117 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 92 bis 95:
zur Teilhabe öffnen, gehen entschieden gegen Verdrängung vor, bekämpfen Armut, sorgen dafür, dass
alle Zugang zu bester Grundversorgung haben und bauen Hürden im Alltag ab. Berlin gelingt nur
gemeinsamDeshalb wird die Politik für eine inklusiven Stadtgesellschaft noch stärker als bisher unter
Beteiligung der Expert*innen in eigener Sache gestaltet. Zusammen mitDazu stärken wir die Rolllen
von Landesbeirat und Landesbeauftragter für behinderte Menschen sowie der bei den 
InitiativenSenatsverwaltungen bestehenden Arbeitsgruppen. Darüber hinaus beziehen wir
Organisationen behinderter Menschen und VerbändenAngehörigenvereine stärker in die Politik ein
und und unterstützen wir daher das Berliner Behindertenparlament.

Begründung

Die beiden Absätze ab Z. 1106 beschreiben die langfristige Vision, das Berliner Behindertenparlament
ist dagegen ein konkretes Instrument zur stärkeren Beteiligung behinderter Menschen. Daher ist
Kapitel 3.5 der logisch bessere Ort.

Inhaltlich kann das Behindertenparlament nur ein kleiner Baustein für eine bessere Beteiligung von
Menschen mit Behinderungen, da es nur einmal jährlich stattfinden soll und nicht institutionell
angebunden ist. Deshalb trägt die (faktische) Stärkung der etablierten Beteiligungsformate deutlich
mehr zur politischen Pasrtizipation bei.
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K-3-1606 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 581 bis 585:
Die Berliner Stadtgesellschaft soll inklusiv werden. Wir wollen eine Gesellschaft, in der alle Menschen
mit und ohne körperliche, psychischekörperlichen, psychischen oder kognitive Behinderungkognitiven
Behinderungen gleichberechtigt und selbstbestimmt teilhaben, ohne auf Barrieren zu stoßen. In Berlin
leben rund 350.000 Menschen mit einem Grad der Behinderung von über 50 Prozentmindestens 50,
das ist fast jede zehnte Person. Unsere Vorstellung einer inklusiven Gesellschaft ist aber für noch viel
mehr 

Begründung

Redaktionell, grammatikalische und sachliche Korrektur (GdB hat keine Maßeinheit).
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K-3-1625 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 600 bis 603:
In den kommenden Jahren geht es um die konkrete Umsetzung vor Ort – diese wollen wir gezielt
vorantreiben. Zum 1. Januar 2022 sollen alle bezirklichen „Häuser der Teilhabe“ gegründet sein. Wir
wollen in den Häusern Wir wollen in den "Häusern der Teilhabe" multiprofessionelle Teams
zusammenbringen, um die Beratung so umfassend wie möglich zu gestalten. Den Rahmen für
einheitlich hohe Standards der 

Begründung

Das WP wird vor allem im Zeitraum Juli bis September gelesen und bezieht sich auf den Zeitraum, der
vorraussichtlich im November 2021 beginnt. Bis dahin müssen alle Schritte zur Einrichtung der HdT
schon längst getan sein. Da die HdT eigentlich schon seit Januar 2020 (Inkrafttreten der 3. BTHG-
Stufe) bestehen sollten, stellt der Start 2022 nichts da, wofür wir uns rühmen könnten.
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K-3-1645-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 620 bis 621:
werden wir Betriebe mit einer hohen Zahl von Mitarbeiter*innen mit Behinderung stärker fördern und
Aufträge der öffentlichen Hand vermehrt an solchediese, mindestens aber an „Inklusionsbetriebe“
vergeben.

Begründung

Nicht alle Unternehmen, die mehr schwerbehinderte Menschen beschäftigen, sind Inklusionsbetriebe.
Vielmehr sind Inklusionsbetriebe ein Instrument der Teilhabe am Arbeitsleben für eine relativ eng
definierte Teilgruppe schwerbehinderter Menschen. Soweit es vergaberechtlich möglich ist, sollten wir
die bevorzugte Auftragsvergabe weit fassen.
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K-3-1648 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 623 bis 625:
Haltestellen im Verkehrsverbund mit einem barrierefreien Zugang werden wir schnellstmöglich
abschließen. Gleichzeitig setzen wir uns dafür ein, die Anzahl der Inklusionstaxisbarrierefreien Taxen
im öffentlichen Raum deutlich zu erhöhen, um echte Mobilität für alle zu verwirklichen. Bei der 

Begründung

"Inklusionstasxi" ist ein Projekt des SoVD Berlin-Brandenburg, mit dem für barrierefreie Taxis
geworben wird. SenIAS hat den Namen für ein schlecht laufendes Förderprogramm übernommen.
Eigentlich geht es aber um barrierefreie Taxis. Wortschöpfungen mit "Inklusions-" werden seit einigen
Jahren darüber hinaus vermehrt für Angebote verwendet, die sich hauptsächlich an behinderte
Menschen richten, weswegen derart zusammengesetzte Worte gerade bei politisch engagierten
Menschen mit Behinderungen zunehmend auf Vorbehalte stoßen.
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K-3-1681 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 657 bis 661:
)
Die tödlichste Droge in Deutschland ist Tabak. Etwa 1522 Millionen Menschen deutschlandweit
rauchen, rund 120 und 127.000 Menschen sterben jährlich an den Folgen des Rauchens, viele
Millionen .
Diesen Tatsachen müssen wir besonders Rechnung tragen, indem wir uns das Ziel setzen, den Konsum
von Tabak und verwandten Produkten deutlich zu reduzieren.
Wir wollen das Senatsprogramm „Berlin qualmfrei“ weiterentwickeln und dem Vorbild anderer
Weltstädte folgen. Zumindest dort, wo der Senat Einfluss nehmen kann, sollte er sofort handeln:
Keine Aufstellung von Aschenbechern an Eingängen der Verwaltung, rauchfreie Parks, rauchfreies
Krankenhausgelände, Keine Verkaufsförderung von Tabak- und Nikotinprodukten auf U-Bahnhöfen.
b)
Es darf sich nicht wiederholen, dass die Senatsverwaltung für Gesundheit sogenannte Wohltaten der
Tabakindustrie annimmt, wie zuletzt geschehen mit der Lagerung von Corona-Schutzmaterial auf dem
Gelände des Tabakkonzerns Philip Morris. Es sind schwer nikotinabhängigdie Vorgaben des
Rahmenübereinkommens für Tabakkontrolle, die der Bundestag im Jahr 2004 beschlossen hat,
einzuhalten.
c)
Die Personalausstattung der Gesundheitsämter und der Senatsverwaltung für Gesundheit ist massiv zu
stärken und das Arbeitsfeld der Gesundheitsförderung gerade auch für Tabakkontrolle ist deutlich zu
erweitern. Am gefährlichsten für Unbeteiligte ist Alkohol und Millionen Menschen in Deutschland sind
medikamentenabhängig. Die am weitesten verbreitete illegale 

Begründung

Zunächst möchte ich sagen, dass ich es für ausgesprochen gut und wichtig halte, dass wir in unserem
Wahlprogramm anerkennen, dass Tabak die tödlichste Droge in Deutschland ist. Dies muss aber auch
Konsequenzen für eine Tabakkontrollpolitik nach sich ziehen, die ihren Namen verdient. 127.000 Tote
jährlich sind nicht hinnehmbar. Um diese Zahl zu reduzieren ist es vor allem notwendig, die Zahl der
Raucher*innen zu vermindern. Die Maßnahmen, mit denen das erreicht werden kann, sind seit langem
bekannt und werden in anderen europäischen Ländern mit Erfolg angewandt. Zu diesen Maßnahmen
zählt eine Beschränkung des Angebots – Tabakwaren sind Drogen, die in Supermärkten oder Kiosken
nichts zu suchen haben. Daher sollte der Verkauf da, wo Berlin eine Handhabe hat, also z.B. auf dem
Gelände der BVG, beendet werden. Ausgesprochen wichtig ist auch der Schutz von Nichtraucher*innen
vor Passivrauch. Wer dies möchte, sollte in der Lage sein, ein vollständig rauchfreies Leben zu führen.
Dies funktioniert nur, wenn dort, wo Nichtraucher*innen sich aufhalten, grundsätzlich nicht geraucht
wird. Arbeitnehmer*innen müssen vor Passivrauch geschützt werden, daher sollten wir für ein
Nichtraucher*innenschutzgesetz kämpfen, dass keine Ausnahmen zulässt. Erfolg werden wir auf dem
Gebiet der Tabakkontrolle nur dann haben, wenn sichergestellt ist, dass die Senatsverwaltung
unabhängig von der Tabakindustrie handeln kann. Dass die Senatsverwaltung für Gesundheit
geldwerte Spenden von Philip Morris annimmt, ist ein Skandal ohnegleichen, der die Glaubwürdigkeit
staatlichen Handelns auf dem Gebiet der Tabakkontrolle massiv untergräbt. Deshalb sollten wir dafür
sorgen, dass dies in Berlin nicht wieder vorkommen kann.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1681 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Seite 2

a)

Nach den neuesten Angaben des Deutschen Krebsforschungszentrum sterben in Deutschland 127.000
Menschen jährlich an den Folgen des Rauchens (Tabakatlas Deutschland 2020, S. 55). Es rauchen 22,4
% der Bevölkerung in Deutschland (Tabakatlas Deutschland 2020, S. 42.).

b)

Der Bundestag hat 2004 das Rahmenübereinkommen der WHO zur Eindämmung des Tabakgebrauchs
beschlossen. In diesem Tabak-Rahmenübereinkommen wird dazu aufgefordert, „auf alle Versuche der
Tabakindustrie zur Untergrabung oder Zunichtemachung von Bemühungen zur Eindämmung des
Tabakgebrauchs zu achten“.

c)

Die Corona Pandemie zeigt, welche wichtige Rolle der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) spielt.
Obwohl das Rauchen alleine gemessen an der Zahl der Todesopfer noch gefährlicher ist als der Corona
Virus, wird die Eindämmung des Tabakkonsums bisher nicht als eine wichtige Aufgabe des ÖGD
wahrgenommen.



K-3-1668 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 643 bis 645 löschen:
Richtlinie zu barrierefreien Online-Angeboten öffentlicher Stellen hat Berlin einen wichtigen Schritt
getan. Die praktische Umsetzung wollen wir nun beschleunigen. Das gilt zuallererst für die Seiten der
Senatsverwaltungen und Bezirksämter. Bei der Neukonzeption 

Begründung

Die EU-RL muss bis 23.6.2021 praktisch umgesetzt sein. Das ist also nichts für die nächste WP.
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K-3-1385 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 360 bis 362 einfügen:
ganzjährig zur Verfügung stehen. In der kalten Jahreszeit sollen im Rahmen der Kältehilfe deutlich
über 1.000 Plätze vorgehalten werden. Mit der Schaffung barrierefreier Notunterkünfte reagieren wir
auf die große Zahl obdachloser Menschen mit Mobilitätseinschränkungen. Alle Plätze sollen stets mit
Beratungsangeboten verbunden sein: Jede Übernachtung in einer Notunterkunft soll eine Chance 

Begründung

Bisher gibt es kaum barrierefreie Notübernachtungsplätze. Der Bedarf ist aber groß. Darauf müssen wir
reagieren.
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K-3-1412 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 387 bis 389 einfügen:
gesünder wird. Wir haben Stationsküchen finanziert und setzen auf regionale, saisonale und
nachhaltige Ernährung im Krankenhaus – am Bett und in der Kantine. Die Qualität des Essens in den
Krankenhäusern sollte mehr Beachtung finden und eine individuelle Ernährungsberatung bei Bedarf
als nachhaltiges Instrument ergänzend etabliert werden. Wir haben erreicht, dass alle Berliner*innen
Zugang zur gesundheitlichen Versorgung erhalten. Wir unterstützen 

Begründung

großer Nutzen bei kleinem Aufwand
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K-3-1206 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Lisa Paus (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 181 bis 184:
einer Machbarkeitsstudie prüfen, ob eine Umwandlung zu einer Bodenwertsteuer sinnvoll und
durchführbar ist. Zusätzlich wollen wir die Grunderwerbsteuer progressiv ausgestalten. Sie soll
deutlich höher ausfallen als bislang für Transaktionen mit vielen Wohneinheiten und niedriger als
heute für Einzelkäufe.: Wenn Wohnungskonzerne große Immobilienbestände aufkaufen, soll eine
höhere Grunderwerbsteuer fällig werden, als wenn Privatpersonen ein Wohneigentum erwerben. Wir
wollen das Steuerschlupfloch Share-Deals, mit dem die Grunderwerbsteuer umgangen wird, schließen.

Unterstützer*innen

Canan Bayram (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Katrin
Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Erich (Ellis) Huber (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Friedel Grützmacher (KV
Berlin-Kreisfrei); Corinna Balkow (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Christiane Fry (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Thomas Wolff (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan Drews (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert Nebel
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Christoph Wapler (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Thomas Kowalczyk (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Oliver
Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-3-1483-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 458 bis 463 einfügen:
Zur Gesundheit gehört auch, Anfang und Ende des Lebens gut zu begleiten. Hebammen und
Geburtshelfer begleiten den Weg ins Leben und sind für viele Frauen sowie inter*, nicht-binäre, trans*
und agender Personen sowohl während der Schwangerschaft als auch während und nach der Geburt
wichtige Bezugspersonen. Dass Schwangere in Berlin kaum noch eine Hebamme finden, die sie im
Wochenbett betreuen kann, ist ein unhaltbarer Zustand. Wir wollen allen Frauen sowie inter*, nicht-
binären, trans* und agender Personen aber weiterhin eine selbstbestimmte und sichere Geburt
ermöglichen. Am Runden Tisch Geburtshilfe haben wir deshalb vereinbart, die 

Begründung

Nicht nur Frauen werden schwanger und gebären, sondern auch inter*, nicht-binäre, trans* und agender
Personen.

In Kapitel 5 dieses Wahlprogramms steht in Zeile 2771: "Für uns ist klar, Feminismus geht nicht ohne
Queer". Die Exklusion queerer Menschen ist jedoch nicht mit einem queerfeministischen Selbstbild
vereinbar.

Ab Zeile 3052 erklären wir: "Niemand darf wegen der sexuellen Orientierung, der sexuellen oder
Geschlechtsidentität, wegen des Geschlechtsausdrucks oder vielfältiger Geschlechtsmerkmale 
ausgegrenzt oder diskriminiert werden."

Daran sollten wir uns halten.

Anstatt "Frauen sowie inter*, nicht-binäre, trans* und agender Personen" könnte alternativ auch 
"Schwangere" oder "Gebärende" verwendet werden.

Unterstützer*innen

Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Irene Hilden (KV Berlin-Neukölln); Richard Steinberg (KV Berlin-
Neukölln); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Michael Haßlbeck (KV Berlin-Neukölln); Sebastian
Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Anja Kofbinger (KV
Berlin-Kreisfrei); Oliver Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln);
Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Irina Herb (KV Berlin-
Neukölln); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-3-1139 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 114 bis 115 löschen:
eine zentrale Zukunftsaufgabe, um Berlin auf den 1,5-Grad-Pfad zu bringen. Wir verwirklichen soziale
Gerechtigkeit und Klimaschutz und spielen sie nicht gegeneinander aus.

Begründung

Streichung weil bestehende schlechtes Framing und Kürzung.

Unterstützer*innen

Tarek Massalme (KV Berlin-Mitte); Hendrik Böckermann (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-
Mitte); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Johanna Hartz-Goiteom (KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV Berlin-
Mitte); Heinz Rudolf Umlauf (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1166-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 141 bis 142 einfügen:
leistet mit der Übernahme eines weiteren Drittels einen wichtigen Beitrag, um Berlin auf den 1,5-
Grad-Pfad zu bringen. Dazu werden wir die finanzielle Ausstattung der Programme zur energetischen
Sanierung deutlich erhöhen.

Begründung

Zur Ehrlichkeit gehört dazu, auch die öffentlichen Mittel für das staatliche Drittel in der energetischen
Upgrades bereitzustellen.

Unterstützer*innen

Tarek Massalme (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Lara
Liese (KV Berlin-Mitte); Laura Kroschewski (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1179-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

In Zeile 155 einfügen:
Den Wohnungsmarkt besser regulieren – bezahlbare Mieten sichern

Begründung

Der Berliner Wohnungsmarkt verfügt insbesondere seit Einführung des Mietendeckels über
umfassende regulative Elemente. Uns sollte es darum gehen, die Regulierung "besser" zu machen.

Unterstützer*innen

Tarek Massalme (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte);
Michael Servatius (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Hartz-Goiteom (KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV
Berlin-Mitte); Heinz Rudolf Umlauf (KV Berlin-Mitte); Laura Kroschewski (KV Berlin-Mitte); Florian
Maaß (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1178-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 153 bis 154 einfügen:
alle weiteren Möglichkeiten nutzen, um Baurecht an die dauerhafte ökologische und
Gemeinwohlbindung mindestens eines Anteils des Neubaus zu knüpfen. Auf Bundesebene setzen wir
uns für die Einführung der Neuen Wohngemeinnützigkeit (NWG) ein. So können wir auch in Berlin
dauerhaft gebundene bezahlbare Wohnungen schaffen.

Begründung

Unterstützung für - und Umsetzung der - Neuen Wohngemeinnützigkeit (NWG) fehlte im Programm
bisher komplett. Dies Wiedereinführung auf Bundesebene würde endlich das Dilemma der
auslaufenden Bindung bei Sozialwohnungen beenden und bildet das größte Grüne Anreizprogramm
zur Schaffung bezahlbaren Wohnraums. Das Programm sollte unbedingt verdeutlichen, dass auch der
Bund in der Pflicht ist und wir insbesondere von einer Grünen Regierungsbeteiligung erwarten, dass
sie dieses erfolgreiche Instrument einführt.

Unterstützer*innen

Tarek Massalme (KV Berlin-Mitte); Julia Gerometta (KV Berlin-Pankow); Hendrik Böckermann (KV
Berlin-Mitte); Christopher Philipp (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Lucas Gerrits (KV
Berlin-Mitte); Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Heinz Rudolf Umlauf (KV Berlin-Mitte); Laura Kroschewski
(KV Berlin-Mitte); Tilmann Holzer (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1488 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 463 bis 466:
sichere Geburt ermöglichen. Am Runden Tisch Geburtshilfe haben wir deshalb vereinbart, die
Ausbildungskapazitäten für Hebammen zu erhöhen, sie und in ein Studium an der Charité und der
Evangelischen Hochschule zu überführen, Hebammen mit Service-Parkausweisen im Alltag zu
unterstützen und Frauen mit einer digitalen Plattform die Hebammensuche zu erleichtern. Zusätzlich
haben wir in Berlins Kreißsäle investiert und wir wollen die Arbeitsbedingungen für Hebammen 

Begründung

Bei der Akademisierung der Hebammenausbildung ist Deutschland europaweit Schlusslicht. Für die
inhaltliche Weiterentwicklung des Faches und eine Erhöhung der Ausbildungskapazitäten stellt dies
jedoch einen wichtigen Schritt dar, den wir Grüne in den letzten Jahren aktiv, parlamentarisch
unterstützt haben. Aktuell befinden sich die geplanten Studiengänge in der Implementierungsphase.
Diese wollen wir aktiv weiter begleiten und dies im Wahlprogramm entsprechend verdeutlichen.
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K-3-1041 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Tarek Massalme (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 16 bis 19:
gestellt – sowohl in der Landesregierung als auch in den Bezirken, in denen wir Verantwortung tragen.
Wir habentreiben den sozialen Wohnungsbau vorangetrieben,weiterhin voran, nutzen das 
Vorkaufsrecht genutzt und mit dem Mietendeckel haben wirVorkaufsrechtund beweisen den Mut 
bewiesen, Menschen auch dann zu schützen, wenn der Wind uns frontal ins Gesicht bläst. Diesen Weg
wollen wir weitergehen: Wir bauen 

Von Zeile 22 bis 23:
machen, und regulieren gleichzeitig die Mieten weiter. Für uns ist klar: Der Mietendeckel darf 2025 
nicht ersatzlos enden. Wir wollen durch einen intensiven Ankauf und Neubau bezahlbarer Wohnungen
den Wohnungsmarkt dauerhaft entspannen.

Begründung

Unser politisches Selbstverständnis gründet auf dem Grundasatz den Mietendeckel nicht als
dauerhaftes Instrument der Wohnungspolitik zu etablieren, sondern ihn nur als ultima ratio
anzuwenden. Nur eine nachhaltig preisregulierende Wohnungspolitik durch einen entschlossenen
Ausbau des Anteils soziel gebundener und gemeinwohlorientierter Wohnungen kann als dauerhaftes
Instrument gelten. Perspektivisch muß es uns gelungen sein bis 2025 durch Erhöhung
gemeinwohlorientierten Wohnens eine Entspannung auf dem Berliner Wohnungsmarkt zu erreichen,
ohne Mietendeckel.

Unterstützer*innen

Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); David Tischer (KV Berlin-Mitte); Alexandra Bendzko (KV Berlin-Mitte);
Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Jan Seifert (KV Berlin-Mitte); Theodor
Urban Griffin (KV Berlin-Mitte); Michael Wustmann (KV Berlin-Mitte); Michael Froneberg (KV Berlin-
Mitte); Torben Greve (KV Berlin-Pankow); Constance Chucholowski (KV Berlin-Pankow); Katja Borns-
Löhn (KV Berlin-Pankow)
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K-3-1436-4 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Christof Rambke (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 411 bis 412 einfügen:
vor Ort erfolgreich aktiv sein zu können, wollen wir erreichen, dass der ÖGD die Vielfalt unserer
Gesellschaft widerspiegelt und im Rahmen seiner Aufgabenwahrnehmung verstärkt diversitätssensible
Konzepte anwendet. Dazu gehört auch, ein Angebot an professioneller Sprachmittlung sicherzustellen;
die Kapazitäten für Telefon- und Videosprachmittlung sollen ausgebaut werden.

Begründung

Die sprachliche Kommunikation bei der somatischen, aber insbesondere auch bei der „sprechenden
Medizin“, also der psychiatrischen und psychotherapeutischen Behandlung, ist von entscheidender
Bedeutung für den Behandlungserfolg. Eine mangelnde sprachliche Kommunikation kann zu
Fehldiagnosen und Behandlungsfehlern führen. Ebenso kann die Selbstbestimmung der Patient*innen
nicht hinreichend gewährleistet und ggf. Risiken nicht richtig eingeschätzt werden. Der Einsatz von
Laiendolmetscher*innen kann aus diesen Gründen fachlich nicht befürwortet werden. Überdies
handelt es sich bei Gesundheitsthemen um einen hochsensiblen, privaten Bereich, daher sollten
Patient*innen nicht auf Sprachmittlung durch Menschen aus dem Bekanntenkreis oder der eigenen
Familie angewiesen sein.

Die für Gesundheit zuständige Senatsverwaltung finanziert zwei Projekte, die
Sprachmittlungsleistungen vermitteln bzw. selbst anbieten. Der Bedarf an professioneller
Sprachmittlung kann jedoch bisher nicht hinreichend gedeckt werden. Daher müssen die Angebote
ausgebaut, zumindest jedoch für die Zukunft gesichert werden. Der weitere Ausbau von Kapazitäten
für die Telefon- und Videosprachmittlung muss vorangetrieben werden, weil mit medienbasierter
Sprachmittlung ein enormer Effizienzgewinn und eine bessere Allokation der vorhandenen Ressourcen
verbunden ist; eingesparte Ressourcen können für Bereiche verwendet werden, in denen Face-to-face-
Sprachmittlung weiterhin geboten ist – wie z. B. bei psychotherapeutischer Behandlung.

Überdies ist es sehr wichtig, dass sich die Diversität der Stadtgesellschaft auch im ÖGD widerspiegelt.
Doch reicht dies allein nicht aus: Es muss dafür Sorge getragen werden, dass der ÖGD auch diese
Diversität im Rahmen seiner Aufgabenwahrnehmung erreicht, sodass alle gleichermaßen an seinen
Leistungen partizipieren können. Dazu müssen diversitätssensible Konzepte angewandt und
professionelle Sprachmittlung zur Verfügung gestellt werden.

Unterstützer*innen

Markus Schopp (KV Berlin-Mitte); Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-
Kreisfrei); Jenni Winterhagen (KV Berlin-Pankow); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Olga Aktas
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Tobias Buschbeck (KV Berlin-Kreisfrei); Christiane Howe (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Erich
(Ellis) Huber (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Catherina Pieroth-Manelli (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jenny Schmithals (KV Berlin-
Kreisfrei); Sven Drebes (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1499-4 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 474 bis 475:
Beratung im Fall von Schwangerschaftskonflikten muss deshalb niedrigschwellig zugänglich sein. Die
medizinische Versorgung zum Abbruch von unerwünschten Schwangerschaften ist zukünftig gefährdet.
Sie muss zumindest von den landeseigenen Kliniken personell und wir strukturell gewährleistet
werden. Dazu gehört, detailliertes Fachwissen im Medizinstudium sowie in der fachärztlichen
Fortbildung zu vermitteln.
Wir stehen auf der Seite der betroffenen Frauen und Ärzt*innen. Wir kämpfen weiterhin für die
Entkriminalisierungweiter gegen eine moralische Verurteilung und Kriminalisierung von
Schwangerschaftsabbrüchen.

Begründung

Das Hauptproblem sind nicht fehlende Zugänge zu den Schwangerschaftskonflikt-Beratungsstellen,
sondern die entsprechende medizinische Versorgung.

Abtreibungen sind nicht Gegenstand der gynäkologischen Ausbildung und gehören bisher auch nicht
zum selbstverständlichen Portfolio der landeseigenen Kliniken.

Hinzu kommt der Einfluss der religiösen Rechten, die auch zum Schwund der abtreibungswilligen
Gynäkolog*innen beitragen. Es gibt schon jetzt zu wenig Ärzt*innen, die Abbrüche vornehmen,
perspektivisch werden es noch weniger werden.

In Bayern müssen bereits jetzt viele Frauen schon mehr als 100 km weit fahren, um einen Abbruch
vornehmen zu lassen. Wenn jetzt die großen Städte ausfallen, dann sieht es wirklich düster aus. Wir
denken auch an die polnischen Frauen, die auf unsere Solidarität angewiesen sind.
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K-3-1046 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 21 bis 23:
Stück zurück, um Gemeinwohlorientierung zum zentralen Merkmal des Berliner Mietenmarktes zu
machen, und regulieren gleichzeitig die Mieten weiterdort, wo es nötig ist. Für uns ist klar: Der
Mietendeckel darf 2025 nicht ersatzlos enden.

Begründung

Mit dem Mietendeckel haben wir die Mieten schon extrem reguliert. Der jetzige Satz ist
missverständlich und kann implizieren, dass wir auf den Mietendeckel noch mehr regulieren wollen.
In dieser Einführung sollte es darum gehen, dass wir die grundsätzlichen Instrumente aufzeigen, zu
denen auch Regulierung gehört. Sie beschränkt sich nicht (nur) auf ein Feld, das auch so schon extrem
reguliert ist, sondern sollte bspw. ökologische Aspekte genauso umfassen.

Unterstützer*innen

Michael Wustmann (KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte);
Christopher Philipp (KV Berlin-Mitte); Torben Greve (KV Berlin-Pankow); Timur Ohloff (KV Berlin-Mitte);
Carla Dietmair (KV Berlin-Mitte); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Tarek Massalme (KV Berlin-Mitte);
Constance Chucholowski (KV Berlin-Pankow); Milena Rosa Oschmann (KV Berlin-Neukölln); Katja
Borns-Löhn (KV Berlin-Pankow); Alexandra Bendzko (KV Berlin-Mitte); Philipp Raidt (KV Berlin-Mitte);
Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Michael Knoll (KV Berlin-Pankow); Johanna Hartz-Goiteom (KV Berlin-
Mitte); Heinz Rudolf Umlauf (KV Berlin-Mitte); Laura Kroschewski (KV Berlin-Mitte); Anna Heidenreich
(KV Berlin-Mitte); Tilmann Holzer (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1131-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 107 bis 111:
In den vergangenen Jahren haben wir den Neubau stärker auf Gemeinwohl ausgerichtet, gleichzeitig
hat der Mietendeckel Ruhe in den überhitzten Markt gebracht und zu stabilen Mietpreisen geführt.
Damit haben wir juristisches Neuland betreten und sind stolz darauf, dass wir Wucher stoppen
konnten, trotz heftigen Gegenwindes.. In den kommenden Jahren streiten wir weiter für einen
gemeinwohlorientierten und sozialen Wohnungsmarkt für Berlin. 

Begründung

Der Mietendeckel hat zu einer Verschärfung der Knappheit im Wohnungsmarkt geführt, die sich weiter
fortsetzen wird. Zudem ist absehbar, dass das BVerfG ihn so nicht stehen lassen wird.
Diese rückblickende Bewertung ist für ein nach vorne gerichtetes Wahlprogramm nicht entscheidend.
Eine neutralere Formulierung macht uns angesichts der Nachteile des Mietendeckels und der
Unsicherheit der juristischen Verfahren, die sich erst nach Verabschiedung des Programms klären, im
September weniger angreifbar.

Unterstützer*innen

Michael Wustmann (KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte);
Christopher Philipp (KV Berlin-Mitte); Torben Greve (KV Berlin-Pankow); Timur Ohloff (KV Berlin-Mitte);
Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Tarek Massalme (KV Berlin-Mitte); Constance Chucholowski (KV Berlin-
Pankow); Milena Rosa Oschmann (KV Berlin-Neukölln); Katja Borns-Löhn (KV Berlin-Pankow);
Alexandra Bendzko (KV Berlin-Mitte); Michael Knoll (KV Berlin-Pankow); Johanna Hartz-Goiteom (KV
Berlin-Mitte); Heinz Rudolf Umlauf (KV Berlin-Mitte); Anna Heidenreich (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1180-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 156 bis 157 löschen:
Mit dem Mietendeckel, dem Milieuschutz, der Verschärfung des Zweckentfremdungsverbotes und der
Reform des Wohnungsaufsichtsgesetzes sind wir in Berlin wichtige Schritte gegangen, um 

Begründung

Mit dem Mietendeckel wird - so lange er gültig ist - das Wohnen für meist besserverdienende
Menschen in attraktiven Lagen billiger. Insgesamt verschärft er die Wohnungsknappheit und macht
das Wohnen so für Zuziehende mit kleineren Einkommen und wachsende Familien teurer oder
vertreibt diese Menschen aus Berlin.

Unterstützer*innen

Michael Wustmann (KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Torben Greve (KV Berlin-Pankow);
Timur Ohloff (KV Berlin-Mitte); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Tarek Massalme (KV Berlin-Mitte);
Milena Rosa Oschmann (KV Berlin-Neukölln); Katja Borns-Löhn (KV Berlin-Pankow); Alexandra
Bendzko (KV Berlin-Mitte); Michael Knoll (KV Berlin-Pankow); Laura Kroschewski (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1184 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 159 bis 162:
versetzen, die Gesetze auch effektiv umzusetzen. Darüber hinaus prüfen wir die Schaffung eines
Landesamtes für Wohnungswesen, das vor allem die Umsetzung des Mietendeckels sicherstellen soll.
Um mehr Transparenz auf dem Immobilienmarkt zu schaffen, haben wir ein Berliner Miet- und
Wohnungskataster eingeführt und werden es mit Leben füllen.um mehr Transparenz auf dem
Wohnungs- und Immobilienmarkt zu schaffen. Es wird das von uns eingeführte Berliner Miet- und
Wohnungskataster mit Leben füllen.

Begründung

Wir brauchen kein weiteres Amt zur Überwachung des Mietendeckels. Viel wichtiger mit Blick nach
vorne ist die Erhebung von Daten über Immobilienbesitzverhältnisse, Mieten und den energetischen
Status von Gebäuden, um künftige Interventionen zielgenauer auszurichten und u.a. einen
umfassenden Mietenspiegel erstellen zu können.

Unterstützer*innen

Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Carla Dietmair (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Torben
Greve (KV Berlin-Pankow); Timur Ohloff (KV Berlin-Mitte); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Constance
Chucholowski (KV Berlin-Pankow); Milena Rosa Oschmann (KV Berlin-Neukölln); Katja Borns-Löhn (KV
Berlin-Pankow); Alexandra Bendzko (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Michael Knoll
(KV Berlin-Pankow); Anna Heidenreich (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1187-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 163 bis 164:
Die Wirkung des Mietendeckels ist bis 2025 begrenzt. Bis dahinDarum braucht es auf Bundesebene
eine Reform des Mietrechts, damit die Mehrheit der Mieter*innen nicht mehr als 30 Prozent 

Begründung

Ein zeitlicher Verweis ist unnötig; wahrscheinlich wird der Mietendeckel schon im späteren Frühjahr
vom BVerfG gekippt. Viel wichtiger ist daher, dass auf Bundesebene endlich eine sinnvolle
Mietenregulierung (und Programme) eingeführt wird, die den Mietendeckel überflüssig macht.

Unterstützer*innen

Michael Wustmann (KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Torben Greve (KV Berlin-Pankow);
Timur Ohloff (KV Berlin-Mitte); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Constance Chucholowski (KV Berlin-
Pankow); Katja Borns-Löhn (KV Berlin-Pankow); Alexandra Bendzko (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV
Berlin-Mitte); Johanna Hartz-Goiteom (KV Berlin-Mitte); Michael Knoll (KV Berlin-Pankow); Laura
Kroschewski (KV Berlin-Mitte); Anna Heidenreich (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1373 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 348 bis 350 löschen:
Wohnungsunternehmen etablieren wollen. Um das Konzept in größerem Umfang umsetzen zu können,
wollen wir Wohnungen auf Basis des Mietendeckels anmieten, um sie, begleitet von sozialer und
psychologischer Betreuung, Obdachlosen zur Verfügung zu stellen. Dabei stehen besonders 

Begründung

Wenn wir es ernst meinen, dürfen wir Wohnungen nicht nur anmieten, weil sie wegen Mietendeckel
gerade billiger sind, sondern weil es uns um die Sache geht. - Die aktuelle Formulierung suggeriert,
dass wir nur aktiv werden, wenn der Mietendeckel es zulässt

Unterstützer*innen

Michael Wustmann (KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Carla Dietmair (KV Berlin-Mitte);
Michael Froneberg (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Torben Greve (KV Berlin-Pankow);
Timur Ohloff (KV Berlin-Mitte); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Constance Chucholowski (KV Berlin-
Pankow); Milena Rosa Oschmann (KV Berlin-Neukölln); Katja Borns-Löhn (KV Berlin-Pankow);
Alexandra Bendzko (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Johanna Hartz-Goiteom (KV
Berlin-Mitte); Michael Knoll (KV Berlin-Pankow); Laura Kroschewski (KV Berlin-Mitte); Heinz Rudolf
Umlauf (KV Berlin-Mitte); Anna Heidenreich (KV Berlin-Mitte)
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K-3-1032 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

In Zeile 8:
Wohnen ist keine Ware – 5070 Prozent des Wohnraums gemeinwohlorientiert
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K-3-1035 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 10 bis 12:
auch weil hemmungslos mit dem spekuliert wird, was für Menschen das Zuhause ist. Wohnen ist keine
Ware, darum kämpfen wir für einen Wohnungsmarkt, auf dem in 30 Jahren 5070 Prozent des
Wohnraums gemeinwohlorientiert sind. Dafür werden wir ein breites Bündnis schließen – von 
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K-3-1054 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 29 bis 31:
den Landesmindestlohn auf 12,50 Euro angehoben und Mindesthonorare für Künstler*innen und
Freischaffende eingezogen,. Auch auf Bundesebene wollen wir uns für eine deutliche Anhebung des
Mindestlohnes einsetzen. Wir haben Tariftreue bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen garantiert
und die Gehälter gerade der Beamt*innen angehoben, die kleinere Einkommen haben. 

Begründung

Arbeit muss fair bezahlt werden. Menschen die Vollzeit arbeiten, müssen auch davon leben können.
Um dies gewährleisten zu können und sie beispielsweise vor Lohndumping zu schützen, muss der
Mindestlohn weiter angehoben werden, auch auf Bundesebene.
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K-3-1095 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 70 bis 72 einfügen:
Krankenhäuser“ und möchten in den kommenden Jahren mit verbindlichen Personalschlüsseln die
Arbeitsbedingungen substantiell verbessern. Diese Personalschlüssel müssen an dem
pflegewissenschaftlich ermitteltem Behandlungsbedarf orientiert sein und in allen Settings und
Fachbereichen gelten. Wir wollen eine Vielzahl von Pflege- und Wohnformen im Alter fördern, um
Menschen, solange es geht, ein selbstbestimmtes Leben zu 

Begründung

Die derzeitige Personalbemessung in Form der Personaluntergrenzen, orientiert sich nicht am
tatsächlichem Bedarf der zu behandelnden Menschen, sondern an hochgerechneten Pflegedefiziten in
den jeweiligen Bereichen. Außerdem gelten die Untergrenzen nur in bestimmten, definierten
pflegesensiblen Bereichen. Dies reicht nachweislich nicht aus, um eine qualitativ hochwertige und
adäquate Versorgung zu garantieren. Deshalb muss ein Personalbemessungsinstrument erstellt
werden, welches den pflegerischen Bedarf orientiert an wissenschaftlichen Standards abbildet.
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K-3-1097 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 72 bis 74 einfügen:
Wohnformen im Alter fördern, um Menschen, solange es geht, ein selbstbestimmtes Leben zu
ermöglichen. Dafür möchten wir parallel zu ambulanten Fachärzt*innenpraxen auch ambulante
pflegerische Angebote zur Beratung und Anleitung bei pflegerischen Problemen, insbesondere bei
chronischen Erkrankungen, mehr unterstützen Um pflegende Angehörige besser zu unterstützen,
setzen wir uns auf Bundesebene für die Einführung eines Familienpflegegeldes, ähnlich des
Elterngeldes, ein.

Begründung

Vielzählige internationale Studien haben bewiesen, dass pflegerische Maßnahmen in Beratung,
besonders bei chronischen Erkrankungen, wie z.B. Diabetes oder Herzerkrankungen, vergleichbare
Ergebnisse hervorbringen, wie medizinische Beratung. Dies wird in Deutschland bisher als Ressource,
gerade im ambulanten Bereich, ignoriert. Desweiteren kann dies als selbstständige Tätigkeit von
Pflegefachpersonen genutzt werden und die Attraktivität des Berufsbildes steigern.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1123 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 98 bis 100 einfügen:
der astronomischen Steigerung von Miet- und Grundstückspreisen Einhalt zu gebieten. Unser Ziel war
und ist, den Berliner Wohnungsmarkt gemeinwohlorientiert zu gestalten und Wohnen immer weniger
dem Markt zu überlassen. Mit unserem „Masterplan 50 Prozent Gemeinwohl“ sollen in 30 Jahren 50
Prozent aller Wohnungen in Berlin 

Begründung

Wohnen ist ein Grundrecht, aufgrund der stark steigenden Mietpreise, ist dieses Grundrecht gefährdet.
Ein gewinnorientierter Wohnungsmarkt stellt keine Lösung für die Wohnungsnot in Berlin dar. Die
Gemeinwohlorientierung des Wohnungsmarktes muss immer weiter voranschreiten, damit Wohnen in
der Zukunft kaum noch dem Markt überlassen wird.
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K-3-1123-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 98 bis 101:
der astronomischen Steigerung von Miet- und Grundstückspreisen Einhalt zu gebieten. Unser Ziel war
und ist, den Berliner Wohnungsmarkt gemeinwohlorientiert zu gestalten. Mit unserem „Masterplan 50
Prozent Gemeinwohl“ sollen inIn 30 Jahren 50sollen 70 Prozent aller Wohnungen in Berlin in
gemeinwohlorientierter Hand sein. Unter Gemeinwohl verstehen wir die landeseigenen 
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K-3-1146 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 121 bis 123 löschen:
20.000 Wohnungen neu gebaut werden, natürlich klimaneutral und mindestens die Hälfte
sozialverträglich. Neubauten im Hochpreissegment müssen möglichst vermieden werden, weil das
weite Teile der Bevölkerung ausschließt. Zur Förderung des Neubaus wollen wir einen 
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K-3-1147 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 122 bis 124 einfügen:
sozialverträglich. Neubauten im Hochpreissegment müssen möglichst vermieden werden, weil das
weite Teile der Bevölkerung ausschließt. Außerdem wollen wir die Bezirke aktiv dabei unterstützen, in
Bebauungsplänen keine Gebiete mehr für Einfamilienhäuser auszuweisen. Einfamilienhäuser haben
einen ungleich höheren Flächenverbrauch und eine deutlich schlechtere Energiebilanz als
Mehrfamilienhäuser und sind deswegen nicht mehr zeitgemäß. Zur Förderung des Neubaus wollen wir
einen dauerhaften Fonds auflegen, der Gelder bereitstellt und in den Rückzahlungen aus Darlehen 

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1153 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 128 bis 129 einfügen:
fließt. Die Genossenschaftsförderung für Neubauten wollen wir deutlich erhöhen und weiter öffnen,
zum Beispiel auch für Projekte wie das Mietshäuser-Syndikat. Linke Freiräume und queerfeministische
Hausprojekte sind wichtige Schutzräume für marginalisierte Gruppen und emanzipatorische Orte.
Diese Räume sind von Verdrängung durch profitorientierte Immobilienunternehmen bedroht, deshalb
muss deren Räumung mit allen Mitteln verhindert werden. Ist eine Räumung nicht zu verhindern oder
bereits geschehen, dann stellt das Land Berlin landeseigene Gebäude zur Verfügung.

Begründung

Insbesondere politisch aktive Räume sind von der Verdrängung betroffen. Viele Projekte wurden schon
geräumt und zerstört, zum Beispiel die Rigaer 94, die Räumung der Friedel 54 und die Liebig34. Wir
können nicht zulassen, dass ein weiteres linkes Hausprojekt weichen muss. Denn es ist nicht nur das
Haus, das bei einer Räumung verschwindet, sondern auch Formen von Selbstverwaltung und ein Ort
politischen Widerstands mit feministischem und antirassistischem Bezug. Für marginalisierte
Menschen, FLINT*-Personen, die z.B. sexualisierte Gewalt erfahren haben oder auf dem
Wohnungsmarkt diskriminiert werden, bilden diese Räume ein Zuhause. Das darf ihnen nicht von
skrupellosen Immobilieneigentümern wie Gijora Padovicz genommen werden!
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K-3-1834 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Hans Jagnow (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 809 bis 810 einfügen:
sexuelle Identität der einzelne Mensch hat. Die Vielfalt aller Berliner*innen muss sich auch in den
Führungspositionen der Vereine und Sportverbände widerspiegeln.

Entwicklung des E-Sport gemeinsam gestalten

Unabhängig davon, ob es als Medienphänomen oder als Sportart gesehen wird - E-Sport wird zum
Bestandteil des Alltags vieler Berliner*innen. Wir wollen seine Entwicklung mit Gamer*innen, Eltern
und Pädagog*innen gemeinsam gestalten und einen souveränen Umgang unterstützen. Dabei fördern
wir insbesondere ehrenamtliches Engagement, Diversität und Geschlechtergerechtigkeit im E-Sport
und setzen uns für einen nachhaltigen E-Sport-Standort ein.

Begründung

Berlin ist ein führender E-Sport-Standort in Europa. Wichtige Turniere und Ligen auf internationaler
und europäischer Ebene finden hier ihre Heimat, Sportvereine entwickeln eine neue Angebote, und
viele Menschen haben Ablenkung und sozialen Zusammenhalt im digitalen Wettkampf während der
Lockdown-Beschränkungen gefunden. Gleichzeitig ist es wichtig, die Entwicklung progressiv zu
begleiten und einen medienkompetenten und selbstbestimmten Umgang mit E-Sport zu ermöglichen.
Dazu sollen Stakeholder*innen eingebunden werden und gerade die ehrenamtliche Arbeit im E-Sport
(z.B. in den vielen Sportvereinen) gefördert werden; gleichzeitig wollen wir im Profi-E-Sport zur
ökologischen, ökonomischen und sozialen Nachhaltigkeit anregen. E-Sport ist zentraler Bestandteil
der sport-, medien- und kultur- und wirtschaftspolitischen Diskussionen der letzten Jahre. Der Antrag
überführt die Positionen der AGH-Fraktion und der Bundestagsfraktion in eine kohärente Ergänzung
des Wahlprogramms.

Unterstützer*innen

Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg);
Maurice Lange (KV Berlin-Spandau); Astrid Bialluch-Liu (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Alexandra
Heimerl (KV Berlin-Lichtenberg); Jakob Rödl (KV Berlin-Mitte); Anja Schillhaneck (KV Berlin-Kreisfrei);
Nicole Ludwig (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-3-1153-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 128 bis 129 einfügen:
fließt. Die Genossenschaftsförderung für Neubauten wollen wir deutlich erhöhen und weiter öffnen,
zum Beispiel auch für Projekte wie das Mietshäuser-Syndikat. Abriss soll nur möglich sein, wenn
bewiesen werden kann, dass dieser zwingend notwendig ist.
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K-3-1155 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 130 bis 133:
Auch für den Klimaschutz ist es höchste Zeit, die Bauwende einzuläuten. Mit ökologischen Dämm- und
Baustoffen, wie Hanf, Stroh, Holz, Lehm, Naturstein oder RecyclingbetonNaturstein, wollen wir
klimafreundliche Neubauten und Modernisierungen auf die Straße bringen. Wir müssen wegkommen
von Betonriesen, denn Beton ist nicht nur extrem klimaschädlich, sondern auch die Ressourcen dafür
werden immer knapper. Doch es gibt Bauprojekte, die auf Beton angewiesen sind. Nur hier soll
zukünftig noch Beton genutzt werden. Außerdem wollen wir die Forschung an Recyclingbeton fördern.
Bei energetischen Modernisierungen setzen wir uns auf Bundesebene dafür ein, die 
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K-3-1164 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 139 bis 141 einfügen:
und profitieren vom Werterhalt. Unser Ziel ist es, dass die höhere Kaltmiete durch niedrige
Energiekosten aufgewogen wird, so dass die Warmmiete nicht steigt. Außerdem muss die Sanierung
immer zur höchst möglichen Effizienz führen, denn was wir heute sanieren, darf nicht morgen wieder
sanierungsfähig sein. Die öffentliche Hand leistet mit der Übernahme eines weiteren Drittels einen
wichtigen Beitrag, um Berlin auf den 
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K-3-1166-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 141 bis 142 einfügen:
leistet mit der Übernahme eines weiteren Drittels einen wichtigen Beitrag, um Berlin auf den 1,5-
Grad-Pfad zu bringen. Luxussanierungen sollen grundsätzlich nicht auf die Mieter*innen umgelegt
werden können.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1166 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 141 bis 142 einfügen:
leistet mit der Übernahme eines weiteren Drittels einen wichtigen Beitrag, um Berlin auf den 1,5-
Grad-Pfad zu bringen. Gerade im Bausektor wollen wir die Kreislaufwirtschaft umsetzen und
modulares Bauen sowie flexible Grundrisse fördern.
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K-3-1188 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 163 bis 165:
Die Wirkung des Mietendeckels ist bis 2025 begrenzt. Bis dahin braucht es auf Bundesebene eine
Reform des Mietrechts, damit die Mehrheit der Mieter*innen grundsätzlich nicht mehr als 30 Prozent
ihres Nettoeinkommens für Wohnen aufbringen müssen. Sollte das nicht gelingen, werden wir 
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K-3-1195 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 170 bis 171 einfügen:
sichern und ebenfalls sicherzustellen, dass Gewerbe und Immobilienkaufpreise nicht durch die Decke
gehen. Die landeseigenen Wohnungsunternehmen sind dabei besonders in der Pflicht, bezahlbaren
Wohnraum zur Verfügung zu stellen.
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K-3-1195-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 170 bis 171 einfügen:
sichern und ebenfalls sicherzustellen, dass Gewerbe und Immobilienkaufpreise nicht durch die Decke
gehen. Deswegen werden wir uns in der nächsten Legislatur für einen Gewerbemietendeckel stark
machen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1200 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 175 bis 177 einfügen:
Wohnungssektor stellt sicher, dass auch Menschen mit geringem Einkommen die Miete zahlen können.
Das wollen wir weiterhin gesetzlich, sowie durch die Förderung und Bereitstellung von ausreichend
Sozialwohnungen, sicherstellen. Beim landeseigenen Berlinovo-Konzern fordern wir eine tiefgreifende
Strukturreform hin zu mehr Transparenz und 

Begründung

Die Zahl der Sozialwohnungen in Berlin sinkt immer weiter. Doch um Verdrängung entgegenzuwirken
braucht es auch kostengünstige Wohnungen für Menschen mit weniger finanziellen Mitteln. Dies soll
durch die Ausweitung und Bereitstellung von Sozialwohnungen erfolgen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1200-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 175 bis 178:
Wohnungssektor stellt sicher, dass auch Menschen mit geringem Einkommen die Miete zahlen können.
Das wollen wir weiterhin gesetzlich sicherstellen. Beim landeseigenen Berlinovo-Konzern fordern wir
eine tiefgreifende Strukturreform hin zu mehr Transparenz und Gemeinwohl.Kein landeseigenes
Wohnungsunternehmen sollte eine AG sein. Deswegen fordern wir, dass die GESOBAU AG, Gewobag AG
und degewo AG in Anstalten öffentlichen Rechts umgewandelt werden. Dadurch unterliegen diese
voller demokratisch legtítimierter Kontrolle und ihr Handeln erfolgt dauerhaft im Sinne der
Allgemeinheit. Außerdem sollen dauerhafte Partizipations- und Mitentscheidungsmöglichkeiten für
Mieter*innen und Mitarbeiter*innen geschaffen werden.
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K-3-1202 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 177 bis 178 einfügen:
Konzern fordern wir eine tiefgreifende Strukturreform hin zu mehr Transparenz und Gemeinwohl. Um
Diskriminierungen auf dem Wohnungsmarkt zu verhindern, wollen wir die Landeseigenen
Wohnungsunternehmen in die Pflicht nehmen und Mitarbeiter*innen schulen.
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K-3-1217 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 192 bis 194:
Um Verdrängung und Immobilienspekulation zu stoppen und bezahlbaren Wohnraum zu ermöglichen,
streben wir in den nächsten 30 Jahren einen Berliner Wohnungsmarkt an, der zu 5070 Prozent
gemeinwohlorientiert ist. Gemeinwohlorientiert sind für uns Eigentumsformen, die nicht auf 
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K-3-1243 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 218 bis 224:
agieren kann. Wir würden uns wünschen, dass die Umstände uns nicht zwingen, die Vergesellschaftung
als letztes Mittel anzuwenden, um den verfassungsmäßigen Auftrag erfüllen zu können. Wenn
Wohnungsunternehmen sich jedoch weigern, ihrer sozialen Verantwortung nachzukommen, wird die
öffentliche Hand, auch durch ein Volksbegehren gestützt, diesen Schritt gehen. Wenn es um die
Durchsetzung der Sozialpflichtigkeit des Eigentums geht, müssen qualitative Kriterien zur Bewertung
kommen, die Diskussion um rein quantitative Obergrenzen sehen wir kritisch.anzuwenden, um den
verfassungsmäßigen Auftrag erfüllen zu können. Wenn Wohnungsunternehmen sich jedoch weigern,
ihrer sozialen Verantwortung nachzukommen, wird die öffentliche Hand, auch durch ein Volksbegehren
gestützt, diesen Schritt gehen.
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K-3-1265 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 240 bis 241 einfügen:
Wir wollen, dass der nachhaltige Ertrag einer Immobilie genutzt wird, um den Verkehrswert zu
ermitteln, und nicht die höchstmögliche Verwertung zählt.

Jedes Jahr verlieren Menschen ihr zuhause, weil sie ihre Miete nicht mehr zahlen können, Schulden
anhäufen und letztendlich eine Zwangsräumung angesetzt wird. Wir wollen die Zahl der
Zwangsräumungen drastisch senken und Zwangsräumungen mittelfristig verbieten. Niemand soll
aufgrund von Mietrückständen aus seiner/ihrer Wohnung gekündigt werden können, ohne, dass ein
adäquater Ersatzwohnraum zur Verfügung steht. Strom- und Gassperren sollen in Zukunft der
Vergangenheit angehören.
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K-3-1308 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 284 bis 285 einfügen:
Familien in schwierigen Situationen wie Alleinerziehende und einkommensschwächere Familien 
brauchen besondere Unterstützung. Darum haben wir uns in den vergangenen
Haushaltsverhandlungen für ein „Flexibudget“ für die Bezirke eingesetzt. 

Begründung

Wenn es darum geht Familien- und Kinderarmut zu bekämpfen, muss insbesondere an
Alleinerziehende gedacht werden, was zum Großteil Frauen mit Kindern sind. Da Alleinerziehende
überproportional von Existenzschwierigkeiten bedroht sind, sollten sie aktiv erwähnt und so auch
unterstützt werden.
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K-3-1361 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 336 bis 337 einfügen:
wichtiger, wenn auch methodisch stark verbesserungswürdiger Schritt. Nun muss eine
Professionalisierung folgen, um Angebote noch gezielter ausbauen zu können. Dafür wollen wir stark
mit Betroffenen-Organisationen und Trägern zusammenarbeiten.
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K-3-1374 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 349 bis 351 einfügen:
wollen wir Wohnungen auf Basis des Mietendeckels anmieten, um sie, begleitet von sozialer und
psychologischer Betreuung, Obdachlosen zur Verfügung zu stellen. Wir setzen uns für eine
verbindliche 2%-Housing-First-Quote im Neubau bei landeseigenen Wohnungsunternehmen und
wollen mittelfristig auch private Eigentümer*innen in die Pflicht nehmen, Housing-first-Plätze zur
Verfügung zu stellen. Dabei stehen besonders verletzliche Gruppen wie Frauen, Alleinerziehende,
Minderjährige oder Menschen mit 
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K-3-1375 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 350 bis 352:
und psychologischer Betreuung, Obdachlosen zur Verfügung zu stellen. Dabei stehen besonders
verletzliche Gruppen wie Frauen, LGBTIQ* Personen, Menschen mit erschwertem Zugang zu eigenem
Wohnraum, Alleinerziehende, Minderjährige oder Menschen mit Behinderung und Obdachlose mit
hohem Alter im Mittelpunkt.

Begründung

LGBTIQ* Personen sind eine besonders vulnerable Gruppe, die mit Housing First Projekten explizit
angesprochen werden sollten. Gerade LGBTIQ* Personen erleben Diskriminierung und Ausgrenzung,
auch auf der Straße. Sie sind womöglich zuvor aufgrund von konflikthaften Familiensituationen, die
zum Ausschluss junger Menschen aus der familiären Wohnung führen können, obdachlos oder
wohnungslos geworden. Homo- und transfeindliche Gewalterfahrungen auf der Straße sowie
Diskriminierungen im Hilfesystem und auf dem Wohnungsmarkt wirken in der ohnehin schon prekären
Lebenslage zusätzlich destabilisierend. Die Berliner Obdachlosenpolitik muss deshalb LGBTIQ*
Personen soziale und psychologische Betreuung, sowieso schnelles Unterkommen durch Housing First
Projekte ermöglichen. Desweiteren muss es Menschen mit erschwertem Zugang zu eigenem
Wohnraum, wie z.B. von Rassimus betroffene Personen oder Betroffene von weiteren
Diskriminierungsformen der Zugang zu Wohnungen erleichtert werden. Obdachlose im hohen Alter
sind zwar eine vulnerable Gruppe. Die Definition "alt" ist aber im Kontext von obdachlosen Menschen
anders als gesamtgesellschaftlich und deswegen hier irreführend.
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K-3-1032-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-3

In Zeile 8:
Wohnen ist keine Ware – 50 Prozent des Wohnraums gemeinwohlorientiert

Wohnen ist keine Ware – Gemeinwohlverpflichtung für Wohnraum durchsetzen!

Begründung

In der Überschrift sollte die generelle Zielsetzung beschrieben werden. Die Gemeinwohlverpflichtung
des GG Artikel 14 gilt ja nicht etwa nur für die Hälfte des Eigentums, sondern insgesamt. Insofern
sollte bei Verwendung des Begriffs Gemeinwohl eine Nennung von %-Sätzen im Sinne für realistisch
erachteter Umsetzungsschritte bzw. Durchsetzungsziele erst der Konkretisierung des "Masterplans"
vorbehalten sein, um nicht als Relativierung des Verfassungsanspruchs missverstanden zu werden.

Unterstützer*innen

Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Cornelia Biermann-Gräbner (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susanna Kahlefeld (KV Berlin-
Neukölln); Elfi Jantzen (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow);
Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Christoph
Wapler (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susanne Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Sibylle C. Centgraf
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-3-1377 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 353 bis 357:
Besonders kompliziert ist die Unterstützung von EU-Bürger*innenMenschen, wenn sie keine Ansprüche
auf Sozialleistungen haben. Auf Bundesebene setzen wir uns dafür ein, Leistungsausschlüsse
abzuschaffen. In Berlin wollen wir alle Angebote, die einen Sozialleistungsanspruch voraussetzen wie
Housing first, für alle Menschen öffnen. Dazu gründn wir einen Fond für Menschen ohne
Sozialleistungsanspruch, um ihnen Zugang zu diesen Projekten zu verschaffen. Außerdem wollen wir
eine Clearing-Stelle einrichten, die zentral die Möglichkeiten prüft und, wenn nötig, Menschen auf
Basis des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes unterbringt. Für die Unterbrinung nach
ASOG wollen wir einheitliche Standards entwickeln und so die Qualität der Unterbringung sichern.
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K-3-1385-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 360 bis 363 einfügen:
ganzjährig zur Verfügung stehen. In der kalten Jahreszeit sollen im Rahmen der Kältehilfe deutlich
über 1.000 Plätze vorgehalten werden, von denen ein Anteil für besonders schutzbedürftige Menschen
reserviert wird. Die Sicherheit in den Unterkünften muss gewährleistet sein.. Alle Plätze sollen stets
mit Beratungsangeboten verbunden sein: Jede Übernachtung in einer Notunterkunft soll eine Chance
auf einen Weg aus der Obdachlosigkeit bieten und neue Möglichkeiten aufzeigen. Außerdem sollen
explizite Angebote geschaffen werden, die es Suchterkrankten ermöglichen, sicher zu konsumieren.

Begründung

Besonders marginalisierte Gruppen wie F*INT-Personen, queere Menschen, von Rassismus betroffene
Personen benötigen sichere Schutzräume. Diese müssen auch in Obdachlosenunterkünften
gewährleistet werden. Zudem kommt es in Notunterkünften teils zu Diebstahl, weshalb manche
Menschen die Angebote nicht mehr wahrnehmen. Daher muss ein bestimmter Sicherheitsstandard und
Privatsphäre gewährleistet werden, sodass sich die Personen sicher fühlen können.

Außerdem muss es suchterkrankten Menschen ermöglicht werden, Drogen sicher konusmieren zu
können, ohne dass sie aus der Unterkunft ausgeschlossen werden und wieder auf der Straße landen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1387 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 362 bis 363 einfügen:
Beratungsangeboten verbunden sein: Jede Übernachtung in einer Notunterkunft soll eine Chance auf
einen Weg aus der Obdachlosigkeit bieten und neue Möglichkeiten aufzeigen. Lösungen sollen
gemeinsam gesucht werden und Entscheidungen sind auf Augenhöhe mit den betroffenen Menschen
zu treffen. Gewaltsame Räumungen von Obdachlosencamps sind unmenschlich und müssen
verhindert werden.

Begründung

Obdachlosencamps wie die in der Rummelsburger Bucht in Lichtenberg dürfen nicht gewaltsam
geräumt werden, ohne den Bewohner*innen frühzeitig Bescheid zu geben. Es gilt gemeinsam mit
ihnen über ihre Bedürfnisse in besonders kalten Wintertage zu sprechen und so im Austausch
Möglichkeiten und Lösungen zu finden. Auch wenn das Anbieten von Notunterkünften natürlich
essentiell ist, sollte die Unterstützung im Einvernehmen stattfinden.
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K-3-1387-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 362 bis 363 einfügen:
Beratungsangeboten verbunden sein: Jede Übernachtung in einer Notunterkunft soll eine Chance auf
einen Weg aus der Obdachlosigkeit bieten und neue Möglichkeiten aufzeigen.

Obdachlose Menschen verbringen einen großen Teil ihrer Zeit auf öffentlichen Plätzen. Deshalb ist es
elementar, den öffentlichen Raum obdachlosenfreundlich zu gestalten. Wir setzen uns für den Bau von
öffentlichen trinkwasserbrunnen ein und lehnen defensive Infrastruktur ab. Dazu gehören zum
Beispiel Armlehnen auf Bänken, die Obdachlose daran hindern, die Bank zum Schlafen zu nutzen.
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K-3-1387-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 362 bis 363 einfügen:
Beratungsangeboten verbunden sein: Jede Übernachtung in einer Notunterkunft soll eine Chance auf
einen Weg aus der Obdachlosigkeit bieten und neue Möglichkeiten aufzeigen. Wir wollen, dass
obdachlose Menschen keine Bußgelder verhängt bekommen, wenn sie ohne Ticket im ÖPNV
kontrolliert werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1395-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 370 bis 371 einfügen:
Kompetenzen wollen wir für alle Menschen in Berlin nutzen. Darum werden wir das LAF zu einem
neuen „Landesamt für Unterbringung“ weiterentwickeln. In diesem Zuge setzen wir uns für eine
schnelle dezentrale Unterbringung geflüchteter Menschen ein und tragen dabei dafür Sorge, dass
deren Beratung gesichert ist und ein Wohnberechtigungsschein ausgestellt wird.
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K-3-1408-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 383 bis 385 einfügen:
Die Arbeit für gute Gesundheitsversorgung haben wir aber weit vor der Pandemie begonnen. Die
Investitionen in die Krankenhäuser haben wir auf den Bundesschnitt angehoben und setzen uns dafür
ein, dass die gesamten Kosten getragen werden. Außerdem haben wir dafür gesorgt, dass
Babylots*innen in allen Geburtsstationen der Berliner Krankenhäuser Eltern 

Begründung

Im Rahmen des DRG-Systems sind alle Bundesländer verpflichtet innerhalb der Krankenhäuser
Investitionskosten zu zahlen. Kein Bundesland erfüllt diese Pflicht. Dies führt dazu, dass
Krankenhäuser einem noch höherem ökonomischen Druck ausgesetzt sind, was zu Stellenabbau,
besonders von Pflegefachpersonal und schlechterer Versorgung führt. Patient*innen werden entweder
frühzeitig entlassen oder es werden Diagnosen gestellt und Behandlungen durchgeführt, die nicht
notwendig sind. Gesundheit ist keine Ware. Deshalb sollte kein Krankenhaus dem ökonomischen Druck
ausgesetzt werden zu sparen. Das Land Berlin muss ihren Teil dazu beitragen, diesen Druck von den
Krankenhäusern zu reduzieren.
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K-3-1417 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 392 bis 394 einfügen:
behandeln lassen. Damit ist Berlin das einzige Bundesland, in dem der Zugang zur hausärztlichen
Versorgung so umfassend möglich ist. Wir wollen die Finanzierung der Clearing-Stelle durch das Land
Berlin langfristig sichern und den Fond, der die Behandlung von nicht versicherten Menschen
ermöglicht, ausbauen, da der Bedarf stetig steigt. Der neue und bislang einzigartige Checkpoint BLN
am Hermannplatz bietet unter einem Dach niedrigschwellig Beratung, Prävention 
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K-3-1255 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 230 bis 231 einfügen:
Erbbaurechtsstrategie implementieren. Landeseigene Grundstücke werden nicht mehr privatisiert. Das
wollen wir in einem Bodensicherungsgesetz festschreiben. Wir wollen eine Koordinierungsstelle im
Sinne einer "Taskforce" einrichten, die für bedrohte soziokulturelle Projekte und Nutzungen Lösungen
finden soll. Außerdem wollen wir den zivilgesellschaftlich organisierten Runden Tisch
Liegenschaftspolitik in seinen Kompetenzen weiter stärken.

Begründung

erfolgt mündlich

Unterstützer*innen

Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Julian Schwarze (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Theodoros
Ioannidis (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Mats Kröger (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Susanne Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg)
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K-3-1424-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 399 bis 401 einfügen:
öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD). Über Jahrzehnte wurde der ÖGD kaputtgespart. In der Corona-
Pandemie wurde allen deutlich, dass sich Sparen an dieser Stelle rächt. Außerdem wurde die
Berufsgruppe der Pflege bei Entscheidungen zu wenig einbezogen. Als größte Berufsgruppe im
Gesundheitssystem muss sie in Krisenstäben vorhanden sein, um ihre Perspektive bei Entscheidungen
in Bezug auf die Gesundheit aller, einzubringen. Wir brauchen einen starken ÖGD und wollen ihn
darum mit den nötigen Kompetenzen und Ressourcen 

Begründung

Die Pflege hat eine relevante Perspektive in Bezug auf die Gesundheit der Menschen. Gerade in Zeiten
einer Krise wie es die Pandemie im letzten jahr gezeigt hat, dürfen die Kompetenzen der
Pflegefachpersonen nicht ignoriert werden. Sie sind eine bisher ungenutzte Ressource in Hinblick auf
Gesundheitsaufklärung, Hygiene und psychische Gesundheit. Da die Entscheidungen in Krisenstäben
das Arbeiten in einer Krise direkt beeinflussen, muss die Pflege als größte Berufsgruppe im
Gesundheitswesen bei der Entscheidungsfindung dabei sein , da sie mit den Folgen der
Entscheidungen arbeiten muss.
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K-3-1429 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 404 bis 406:
systematisch auch neuere Berufsgruppen wie Public-Health-Absolvent*innen, Epidemiolog*innen oder,
Pflegewissenschaftler*inne und Gesundheitswissenschaftler*innen in den ÖGD einbeziehen. Und wir
setzen uns dafür ein, dass Famulaturen im Medizinstudium sowie das praktische Jahr auch in den
Gesundheitsämtern 

Begründung

Pflegewissenschaftler*innen müssen in den ÖGD mit einbezogen werden. Sie bringen eigene
wissentschaftliche Erkenntnisse mit ein, die für die Versorgung von Menschen in Berlin relevant sind.
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K-3-1444 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 419 bis 421 einfügen:
steht, werden wir die Arbeitsbedingungen verbessern, zum Beispiel mit festen Personalschlüsseln und
einer Senkung der Arbeitsstunden auf 35 Stunden pro Woche bei Vollzeitbeschäftigung, um der Gefahr
der Altersarmut bei Pflegefachpersonal entgegenzuwirken. Diese Gefahr besteht, da
Pflegefachpersonen zu einem großen Anteil in Teilzeit arbeiten, somit weniger in die rente einzahlen,
aufgrund der zu hohen Arbeitsbelastung, welche mitunter durch das hohe Vorkommen an Burnout,
nachgewiesen werden kann. Auch die Ausbildung muss attraktiver werden, etwa indem wir
ermöglichen, alle Ausbildungs- und Studiengänge auch in 

Begründung

Durch die Senkung der Arbeitszeiten kann sofort eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen und eine
Steigerung der Attraktivität des Berufes ermöglicht werden, indem die Gefahr der Altersarmut gesenkt
wird. Dabei ist es wichtig auch eine tatsächliche Zahl zu nennen und nicht nur zu betonen, dass die
Arbeitszeiten gesenkt werden sollen. Ohne klares Ziel werden auch keine Veränderungen
durchgesetzt.
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K-3-1202-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 177 bis 178 einfügen:
Konzern fordern wir eine tiefgreifende Strukturreform hin zu mehr Transparenz und Gemeinwohl.

Um mieten- und stadtpolitische Initiativen zu unterstützen und um der Mieter*innenbewegung
größeres Gehör in der Landespolitik zu verschaffen, haben wir die Gründung des "Initiativenforum
Stadtpolitik" mit vorangetrieben, das wir ausbauen wollen.

Begründung

erfolgt mündlich

Unterstützer*innen

Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Julian Schwarze (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Theodoros
Ioannidis (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Mats Kröger (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Susanne Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1202-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 177 bis 178 einfügen:
Konzern fordern wir eine tiefgreifende Strukturreform hin zu mehr Transparenz und Gemeinwohl.

Um die Mieter*innen in der Wahrnehmung ihrer Rechte zu unterstützen, haben wir in jedem Bezirk
kostenfreie Mieter*innenberatungsstellen eingerichtet bzw. ausgebaut. Das wollen wir fortsetzen.

Unterstützer*innen

Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Julian Schwarze (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Theodoros
Ioannidis (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Mats Kröger (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Susanne Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg)
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K-3-1153-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 128 bis 129 einfügen:
fließt. Die Genossenschaftsförderung für Neubauten wollen wir deutlich erhöhen und weiter öffnen,
zum Beispiel auch für Projekte wie das Mietshäuser-Syndikat. Außerdem wollen wir die Förderung so
ausbauen oder Bürgschaften anbieten, damit auch Haushalte in Transferbezug Genossenschaftsanteile
zeichnen können.

Unterstützer*innen

Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Julian Schwarze (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Theodoros
Ioannidis (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Harald Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Mats
Kröger (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Susanne Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Catherine Müller-Wenk
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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K-3-1483 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 458 bis 463:
Zur Gesundheit gehört auch, Anfang und Ende des Lebens gut zu begleiten. Hebammen und 
GeburtshelferGeburtshelfer*innen begleiten den Weg ins Leben und sind für viele FrauenF*INT
(Frauen*, inter*, nicht binäre und trnas*-Personen) sowohl während der Schwangerschaft als auch
während und nach der Geburt wichtige Bezugspersonen. Dass Schwangere in Berlin kaum noch eine
Hebamme finden, die sie im Wochenbett betreuen kann, ist ein unhaltbarer Zustand. Wir wollen allen 
FrauenF*INT-Personen aber weiterhin eine selbstbestimmte und sichere Geburt ermöglichen. Am
Runden Tisch Geburtshilfe haben wir deshalb vereinbart, die 
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K-3-1499-6 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 474 bis 475 einfügen:
Beratung im Fall von Schwangerschaftskonflikten muss deshalb niedrigschwellig zugänglich sein und
wir kämpfen weiterhin für die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen. Solange die
Beratungspflicht nicht abgeschafft ist, muss das Land Berlin eine flächendeckende
Beratungsinfrastruktur gewährleisten. Wir setzen uns für die Finanzierung von ausreichend
qualifizierten ergebnisoffenen Beratungstellen und durchführenden Ärzt*innen in ganz Berlin ein.
Sowohl medikamenöse als auch operative Abbrüche müssen als Kassenleistung übernommen werden.
Wir engagieren uns weiterhin auf Bundesebene für dei Streichung von §218 und §2019a aus dem
Strafgesetzbuch. Solange es Mediziner*innen verwehrt wird über Schwangerschaftsabbrüche zu
informieren, stärkt das Land Berlin den freien, barrierearmen Zugang zu Informationen für
Schwangerschaftsabbrüche.

Begründung

Das Recht, eine Schwangerschaft abzubrechen, ist Teil der sexuellen und körperlichen
Selbstbestimmung. Wir engagieren uns weiterhin auf Bundesebene für die Streichung von §218 und
§219a aus dem Strafgesetzbuch. Der Beratungsinfrastruktur muss flächendeckend in ganz Berlin und
Umgebung sein. Solange die Beratungspflicht nicht abgeschafft ist, unterstützen wir ergebnisoffene
Beratungsstellen. Sowohl medikamentöse als auch operative Abbrüche müssen als Kassenleistung und
ohne Einschränkung von diesen übernommen werden. Der Zugang zu sicheren
Schwangerschaftsabbrüchen darf keine Frage des Geldbeutels sein!
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K-3-1499-5 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 474 bis 475:
Beratung im Fall von Schwangerschaftskonflikten muss deshalb niedrigschwellig zugänglich sein und
wir. Wir kämpfen weiterhin für die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen und setzen
uns dafür ein, dass diese Teil der Curricula medizinischer, pflegerischer und therapeutischer
Ausbildungen werden.

Begründung

Jede schwangere Person hat das Recht selbstbestimmend zu entscheiden, ob sie das Kind austragen
möchte. Wir müssen das Personal im Gesundheitssystem befähigen diese Personen zu unterstützen, zu
beraten und im Falle eines Schwangerschaftsabbruches adäquat zu behandeln. Dafür muss das Thema
und die Behandlungsformen in den Ausbildungen integriert sein.
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K-3-1505 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 480 bis 482:
in der Lage, für ihre eigenen Bedürfnisse einzustehen. Umso wichtiger ist, dass vorher eine gute
Aufklärung über Versorgungsvollmachten und eine PatientenverfügungPatient*innenverfügung
stattfindet. Deshalb wollen wir die Strukturen dafür ausbauen. Darüber hinaus wollen wir eine
Beratungsstelle für 
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K-3-1600-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 575 bis 577 einfügen:
Pflegeunterstützung zur Entlastung von pflegenden Angehörigen und anderen Bezugspersonen soll
ausgebaut und verstetigt werden. Besonders Kinder und Jugendliche als pflegende Angehörige
müssen dabei in Zukunft noch mehr bedacht werden, da sie eine besonders vulnerable Gruppe sind
und 6%, in einer Altersgruppe von 10-19 Jahren, aller Kinder und Jugendlichen ausmachen. Als Berliner
Landesregierung haben wir bereits eine Bundesratsinitiative zur Einführung eines
Familienpflegegeldes gestartet, eine 

Begründung

Kinder und Jugendliche als Pflegende Angehörige sind eine oft vergessene Gruppe der pflegenden
Angehörigen. Sie brauchen mehr Unterstützungsangebote, die speziell für ihre Altersgruppe angepasst
werden. Das Fehlen solcher Angebote führt zur sozialen Isolation, schlechteren Schulleistungen und
einer höheren Prävalenz an gesundheitlichen Problemen der Kinder und Jugendlichen selbst.
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K-3-1605 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 581 bis 582:
Die Berliner Stadtgesellschaft soll inklusiv werdenMenschen mit Lernschwierigkeiten oder
Beeinträchtigung werden von der Gesellschaft eingeschränkt, weil Menschen ohne
Lernschwierigkeiten oder Beeinträchtigungen als Norm gelten. Diesen Einschränkungen wollen wir
entgegenwirken und die berliner Satdtgesellschaft inklusiver gestalten.Wir wollen eine Gesellschaft,
in der alle Menschen mit und ohne körperliche, psychische oder kognitive Behinderung 

Begründung

Es muss klar werden, dass der Abbau von Barrieren keine Wohltat ist, sondern eine Notwendigkeit
damit alle Menschen an der Gesellschaft teilhaben können. Bei den Maßnahmen muss eine
Stigmatisierung von Menschen mit Lernschwierigkeiten oder Beeinträchtigung ausgeschlossen
werden.
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K-3-1662 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GJB
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 637 bis 638 einfügen:
Mitarbeiter*innen der Förderschulen brauchen wir an den Regelschulen zur individuellen Betreuung
der Kinder mit Behinderung weiterhin. Des Weiteren fordern wir, dass das Konzept der
Schulgesundheitspflege umgesetzt wird. Dieses wird bereits in Brandenburg erfolgreich angewendet
und dort wissenschaftlich evaluiert. Dies hat zu einer signifikanten Verbesserung der Gesundheit der
Kinder geführt.

Begründung

Schulgesundheitspflege trägt zur Gesundheitsförderung von Kindern bei. Das Konzept wird
beispielsweise in Brandenburg bereits angewendet und hat wissenschaftlich nachgewiesen zu
positiven Resultaten geführt. Außerdem führt es dazu den Pflegeberuf attraktiver zu gestalten, indem
Pflegefachpersonen selbstbestimmend arbeiten können.
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K-3-1728 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 703 bis 705 einfügen:
Beratungs- und Selbsthilfeangebote wollen wir ausbauen, genau wie Drogenkonsumräume. Unser Ziel
sind Drogenkonsumräume und Spritzenprogramme in allen Bezirken Berlins. Die Öffnungszeiten von
bestehenden Drogenkonsumräumen sollen ausgeweitet werden und Schutzräume für Frauen*, Inter,
nicht-binäre und trans Personen geschaffen werden. Mit einer stärkeren aufsuchenden Sozialarbeit
wollen wir Menschen erreichen, die drogenabhängig und 
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K-3-1739 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

In Zeile 715:
Schwarzmarkt austrocknen

Illegalen Handel stoppen
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K-3-1740 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 716 bis 717:
Um den Schwarzmarkt auszutrocknenillegalen Handel zu stoppen, arbeiten wir weiter daran, Cannabis
zu legalisieren. Solange es auf Bundesebene keine neue gesetzliche Regelung gibt, halten wir an
unserem Ziel 
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K-3-1836 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

In Zeile 812:
1. „Masterplan 5070 Prozent Gemeinwohl“ – Wohnen ist keine Ware

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1838 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 813 bis 816:
Wir sagen Verdrängung und Immobilienspekulation den Kampf an. Schon jetzt nutzen wir
Bündnisgrüne das Vorkaufsrecht wo immer möglich. Mit unserem „Masterplan 50 Prozent Gemeinwohl“
sollen inIn 30 Jahren 50sollen 70 Prozent aller Wohnungen in Berlin in gemeinwohlorientierter Hand
sein. Um das Vorkaufsrecht effektiv nutzen zu können, treffen 
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K-3-1872 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 847 bis 848 einfügen:
Ärzt*innen im Praktikum bis hin zu den Pflegekräften, gerade mit Blick auf die Akademisierung der
Pflegeausbildung. Außerdem müssen Pflegestudent*innen während ihrer Praktika innerhalb des
Studiums gerecht vergütet werden.

Begründung

Während des Pflegestudiums müssen die Student*innen zu verschiedenen Zeitpunkten praktische
Arbeit in Einrichtungen leisten. Dies erfolgt in den Semesterferien der Student*innen und in Vollzeit,
wodurch es nicht möglich ist nebenbei noch zu arbeiten. Daraus resultiert ein Einkommensverlust, der
eine Zugangsbarriere zum Studium darstellt. Lediglich Personen mit finanzieller Absicherung können
es sich erlauben dreieinhalb Jahre lang unentgeltlich zu arbeiten. Diese klassistischen Hürden müssen
abgebaut werden. Zudem kommt, dass die Arbeit der Student*innen eine messbare Ergebnisqualität
bringt und einen wesentlichen Teil zur Behandlung im Krankenhaus beiträgt. Diese Arbeit muss fair
vergütet werden.
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K-3-1876 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 851 bis 854:
Bedingungen für Auszubildende und Studierende in diesen Berufen schaffen – dazu zählt eine
angemessene Bezahlung bereits in der Ausbildung. Wir fordern zum Beispiel, dass Ärzt*innen im
praktischen Jahr an den Lehrkrankenhäusern der Charité bezahlt werden.Deshalb fordern wir z. B., dass
Pflegepraktika, Famulaturen und das praktische Jahr finanziell gerecht entlohnt werden. Zusätzlich
könnten Landesstipendien für diese Engpassberufe vergeben werden.

Begründung

Während des Medizinstudiums müssen die Student*innen zu verschiedenen Zeitpunkten praktische
Arbeit in Einrichtungen leisten. Diese Arbeit erfolgt in Vollzeit, wodurch es nicht möglich ist nebenbei
noch zu arbeiten. Daraus resultiert ein Einkommensverlust, der eine Zugangsbarriere zum Studium
darstellt. Lediglich Personen mit finanzieller Absicherung können es sich erlauben bis zu einem
ganzen Jahr unentgeltlich zu arbeiten. Diese klassistischen Hürden müssen abgebaut werden. Zudem
kommt, dass die Arbeit der Student*innen eine messbare Ergebnisqualität bringt und einen
wesentlichen Teil zur Behandlung im Krankenhaus beiträgt. Diese Arbeit muss fair vergütet werden.
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K-3-1153-4 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 128 bis 129 einfügen:
fließt. Die Genossenschaftsförderung für Neubauten wollen wir deutlich erhöhen und weiter öffnen,
zum Beispiel auch für Projekte wie das Mietshäuser-Syndikat. Bei den landeseigenen
Wohnungsunternehmen wollen wir eine verbindliche Quote für gemeinschaftliche, sozial-integrative
Wohnformen beim Neubau einführen. Um den großen Mangel an Sozialwohnungen schneller
abzubauen, sollen die landeseigenen Wohnungsunternehmen 100 Prozent sozial bauen. Außerhalb des
S-Bahnrings wollen wir jedoch auch 20-30 Prozent für Haushalte bereit stellen, die leicht über den
WBS-Einkommensgrenzen liegen.

Unterstützer*innen

Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Julian Schwarze (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Theodoros Ioannidis (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Joachim
Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Harald
Moritz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Mats Kröger (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Catherine
Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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K-3-1476-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 451 bis 456:
Gesundheitsversorgung in den letzten Jahren konnten wir wichtige Schritte gehen. Unser Ziel für die
kommenden Jahre lautet „95-95-95“95-0“: 95 Prozent der HIV-Infizierten sollen von ihrer Infektion
wissen, 95 Prozent davon Zugang zur Behandlung haben und 95 Prozent der Behandelten „unter der
Nachweisgrenze“ sein, damit eine Übertragung des HI-Virus nicht mehr möglich ist[Leerzeichen]und 0
Prozent Stigmatisierung von HIV-positiven Menschen. Um das zu erreichen, wollen wir die
Infrastruktur zu Versorgungsstrukturen weiter verbessernDurch öffentliche Aufklärungskampagnen
und Sensibilisierung im Gesundheitswesen, den Behörden, aber auch der Stadtbevölkerung allgemein
kann Ausgrenzung reduziert und Hürden bei dem notwendigen Besuch von Tests auf HIV oder andere
STIs genommen werden.

Begründung

Neben dem Ziel 95-95-95 ist vor allem die 0, also 0% Stigmatisierung wesentlich. Mehr Bewusstsein
und Aufklärung können große Hürden bei Testangeboten nehmen und auch die psychische Last von
Betroffenen nehmen. Die O wird auch von relevanten Aktivist:innen oder der deutschen Aids-Hilfe als
zentrale vierte Komponenten aufgeführt und hängt unmittelbar mit den drei ersten Zahlen zusammen.
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K-3-1479 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 454 bis 456:
Behandelten „unter der Nachweisgrenze“ sein, damit eine Übertragung des HI-Virus nicht mehr
möglich ist. Um das zu erreichen, wollen wir die Infrastruktur zuBeratungs- und Versorgungsstrukturen
weiter verbessern.verstärken, die bestehenden Präventionsangebote und -kampagnen
zielgruppenorientiert ausbauen und allen Berliner*innen unabhängig vom Geldbeutel Zugang zu Tests
und Versorgung ermöglichen.

Begründung

Die Beratungsangebote sind zentral um Betroffenen niedrigschwellige Hilfe zu ermöglichen. Zudem
wissen bislang nur 18% der Deutschen, dass HIV unter erfolgreicher Thearpie nicht ansteckend ist..
Hier besteht dringender Handlungsbedarf. Zusätzlich sind vor allem marginalisierte Gruppen einem
erhöhten Risiko einer HIV-Infektion ausgesetzt und die Entscheidung zu einer Untersuchung zu gehen,
sollte nicht vom Geldbeutel abhängigen. Insbesondere bei präventiven Tests ohne Symptome sind
viele Testangebote kostenpflichtig und erschweren vor allem vielen Frauen eine regelmäßige Testung.
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K-3-1551 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 527 bis 528 einfügen:
Wir streben eine breite Mischung zielgruppengerechter, diversitäts- und diskriminierungssensibler
Pflege- und Wohnformen an und wollen alternative Wohn- und Pflegeformen ausbauen. Perspektivisch
sollen große Heimeinrichtungen 

Begründung

Aspekte gesellschaftlicher Vielfalt sollten auch in der Pflege berücksichtigt werden und eine zentrale
Rolle spielen.
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K-3-1665 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 640 bis 641 einfügen:
werden wir ein Landesförderprogramm auflegen und mit den Sportvereinen Berlins werden wir weiter
daran arbeiten, auch die Vereine für Menschen mit Behinderung zu öffnen. In der queeren Community
sind wir mit einem Fördertopf für Barrierefreiheit vorangegangen. Diesen werden wir fortsetzen, um
auch für LSBTIQ* mit Beeinträchtigungen die Teilhabe an queerer Infrastruktur zu sichern. In
Zusammenarbeit mit der Clubkommission wollen wir zudem gezielt eine barrierefreie Clubkultur in
Berlin fördern.

Begründung

Dieser Fördertopf ist ein großer Erfolg, den wir fortsetzen sollten. Dabei muss dieser auch für andere
Räume erweitert werden, die für die lebendige, diverse Stadtgesellschaft wichtig sind.
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K-3-1202-4 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 177 bis 178 einfügen:
Konzern fordern wir eine tiefgreifende Strukturreform hin zu mehr Transparenz und Gemeinwohl.
[Zeilenumbruch]

Bei den ca. 90.000 Wohnungen des „alten“ Sozialen Wohnungsbaus senken wir die künstlich
überhöhten Kostenmieten, indem wir diese um fiktive Kosten, Entschuldungsgewinne“ sowie sonstige
dubiose Extra-Renditen bereinigen. Hierfür unverzichtbar ist auch eine wirksame Kontrolle bei der
Mietberechnung durch Stärkung der zivilrechtlichen Position der Mieter*innen.

Unterstützer*innen

Julian Schwarze (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Christina Hilmer-Benedict (KV
Berlin-Neukölln); Frank Bertermann (KV Berlin-Mitte); Susanne Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Manfred
Herrmann (KV Berlin-Neukölln); Thomas Wolff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Michael
Greiner (KV Berlin-Kreisfrei); Christoph Villinger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Arturo
Buchholz-Berger (KV Berlin-Pankow); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Philip Alexander
Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Julia Gerometta (KV Berlin-Pankow)
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K-3-1375-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 350 bis 352 einfügen:
und psychologischer Betreuung, Obdachlosen zur Verfügung zu stellen. Dabei stehen besonders
verletzliche Gruppen wie Frauen, Alleinerziehende, Minderjährige, queere Jugendliche, Sexarbeitende,
trans* und inter* Personen oder Menschen mit Behinderung und Obdachlose mit hohem Alter im
Mittelpunkt.

Begründung

Ergänzung um weitere vulnerable Gruppen
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K-3-1676 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Drogenpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 652 bis 656:
Drogen sind Teil der Gesellschaft und kaum eineder Substanzgebrauch ist weit verbreitet. Viele
Menschen gebrauchen Drogen, weil sie für sich einen positiven Nutzen daraus ziehen und sich beim
Konsum gut fühlen. Die Debatte zum Umgang damit wird sojedoch extrem irrational geführt wie die
um den richtigen Umgang damitund ist von Verbotsdogmen und Tabus geprägt. Wir Bündnisgrüne
stehen für eine Neuausrichtung: Wir wollen einen vernünftigen, evidenzbasierten Ansatz, der sich an
Fakten orientiert, Menschen durch Prävention und Aufklärung schützt und damit Verbraucherschutz 
gewährleistetüberhaupt erst möglich macht, Abhängigen unkompliziert Hilfe zukommen lässt und die
Selbstbestimmung aller respektiert.
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K-3-1684 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Drogenpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 659 bis 670:
rauchen, rund 120.000 Menschen sterben jährlich an den Folgen des Rauchens, viele Millionen sind
schwer nikotinabhängig. Am gefährlichsten für Unbeteiligte ist Alkohol und Millionen Menschen in
Deutschland sind medikamentenabhängig. Die am weitesten verbreitete illegale Droge ist mit ca. vier
Millionen Konsument*innen Cannabis. Tatsächlich ist die Unterscheidung zwischen legalen
Suchtmitteln auf der einen und illegalen Drogen auf der anderen Seite nicht sinnvoll und historisch
vor rund 100 Jahren willkürlich getroffen worden. Da sind wir uns mit dem Bund Deutscher
Kriminalbeamter einig. Statt willkürlicher Kriterien wäre eine Regulierung nach tatsächlichem
Gefährdungspotential ein wichtiger Schritt – hier ist die Bundespolitik in Verantwortung. Einen großen
Unterschied macht, wie Drogen konsumiert werden: moderat, selbstbestimmt und aufgeklärt oder
riskant und in kriminalisierten, ungeschützten Räumen. Politik muss sich an diesen Erkenntnissen
orientieren. Ideologische Debatten lehnen wir ab.. Millionen Menschen in Deutschland sind
medikamentenabhängig. Zudem basiert die heutige Drogenpolitik und ihre Unterscheidung in illegale
und legale Substanzen, auf ihrer historischen Entstehungsgeschichte, die z.T. rassistische Motive
einschließt.
Wir Bündnisgrüne stehen für eine Drogenpolitik, die auf Fakten, statt auf ideologischen Debatten
basiert. Sie ist vom Leitbild geprägt gesundheitliche Schäden zu mindern und die Konsument*innen zu
befähigen, aufgeklärt und selbstbestimmt zu konsumieren, ohne dabei Dritte zu gefährden.Statt
willkürlicher Kriterien wäre eine Regulierung nach Toxizität und dem Suchtpotential ein wichtiger
Schritt – hier ist die Bundespolitik in der Verantwortung. Einen großen Unterschied macht, wie Drogen
konsumiert werden: moderat, selbstbestimmt und aufgeklärt oder riskant und in kriminalisierten,
ungeschützten Räumen. Politik muss sich an diesen Erkenntnissen orientieren.
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K-3-1697 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Drogenpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 672 bis 682:
In den vergangenen Jahren haben wir Schritte in die richtige Richtung gemacht. Wir haben ein
Werbeverbot für Tabak und Alkohol immerhin auf kommunalen Werbeflächen erreicht. Mit einem Pilot-
Projekt zum Drug-Checking in Clubs werdenhaben wir einen Weg eingeschlagen, der Menschen vor
gefährlichen, gepanschten Drogen schützt, Drogenkonsumräume haben wirwurden in den Bezirken
geplant und geschaffen. Dort sind neben sicheremrisikoarmem Konsum vor allem Aufklärung,
Beratung und Unterstützung möglich. Die „Null-Toleranz-Zonen“ für den Besitz von Cannabis haben wir
abgeschafft, da sie kein Problem gelöst und den Handel nur in Hauseingänge und auf Spielplätze
verlagert haben. Was fehlt, sind andere Regelungengrundlegende Reformen auf Bundesebene.
Gemeinsam mit der grünen Fraktion im Deutschen Bundestag wurde mit unserem
„Cannabiskontrollgesetz“ ein sehr konkreter Weg zur Legalisierungregulierten Abgabe entwickelt, den
wir auch weiter vorantreiben werden, sowie die Forschung auf dem Gebiet der psychoaktiven
Substanzen.
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K-3-1708 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Drogenpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 684 bis 694:
In Berlin werden wir weiterhin an unserer Linie einer evidenzbasierten, zielorientierten Drogenpolitik
festhalten. Dazu werden wir Aufklärungs- und Präventionsmaßnahmen ausbauen. Der Jugend- und
Gesundheitsschutz sowie die Aufklärung von Verbraucher*innen und damit der Verbraucherschutz
haben dabei für uns höchste Priorität. Für Jugendliche und junge Erwachsene fördern wir präventive
Angebote durch verbindliche Kooperationsstrukturen von Schule, Jugend- und Suchthilfe. Dabei
nehmen wir nicht nur.
Dabei nehmen wir nicht nur substanzbezogene Abhängigkeiten in den Blick, sondern werden auch
Programme der Prävention vor nicht substanzgebundene Süchtesubstanzgebundenen Süchten,
beispielsweise von Glücksspiel oder Computerspielen, weiter ausbauen. Die Werbung für Tabak und
Alkohol wollen wir in einem nächsten Schritt auf allen Werbeflächen in Berlin verbieten und dazu die
rechtlichen Möglichkeiten im Detail prüfenn. Den Nichtraucherschutz wollen wir konsequent
umsetzen, Kellner*innen und Barkeeper*innen schützen wir damit und wir halten das gesellschaftliche
Leben auch für Menschen mit Vorerkrankungen offen. Für bestimmte Raucherkneipen wollen wir
Lizenzen vergeben, um hier 
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K-3-1723 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Drogenpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 698 bis 701:
Hotspots komplett verschwinden lässt, werden wir mit Programmen zur sicheren Spritzenentsorgung, 
zumit häufigen Reinigungszyklen in Parks und auf Spielplätzen sowie mit gezielten Kontrollen die
Situation vor Ort verbessern. Denn Spritzen und Drogen haben auf Spielplätzen nichts verloren. Bei
der Lösung dieser Probleme beziehen wir die Betroffenen im Sinne partizipativer Handlungsansätze
aktiv mit ein.
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K-3-1727 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Drogenpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 703 bis 705:
Beratungs- und Selbsthilfeangebote wollen wir ausbauen, genau wie Drogenkonsumräume. Neben
dem Ausbau von Drogenhilfeprogrammen wollen wir auch die bestehenden Strukturen verstetigen
und die Zusammenarbeit in den verschiedenen Bereichen und Ebenen vernetzen. So schützen wir
Konsument*innen am besten.Unser Ziel sind Drogenkonsumräume und 
SpritzenprogrammeSpritzentauschprogramme in allen Bezirken Berlins. Mit einer stärkeren
aufsuchenden Sozialarbeit wollen wir Menschen erreichen, die drogenabhängig und 

Von Zeile 708 bis 711:
Normalität in Berlins Nachtleben entwickelt – immer kombiniert mit Angeboten zur Beratung und
Hilfe zum Ausstieg aus dem riskanten Drogenkonsum. DafürFür eine bessere Erreichbarkeit wollen wir
mehr mobile Drug-Checking-Teams auf den Weg bringen, die die Erreichbarkeit verbessern. Die Sucht-
und Präventionsarbeit im Strafvollzug soll weiter ausgebaut werden. Zentral ist dabei für uns, 

Von Zeile 713 bis 714 einfügen:
Diamorphintherapie für Betroffene sowie eine nahtlose Anschlussversorgung und medizinisch-
psychologische Betreuung nach der Haftentlassung sichergestellt sind.
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K-3-1739-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Drogenpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

In Zeile 715:
SchwarzmarktIllegalen Markt austrocknen
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K-3-1740-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Drogenpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 716 bis 724:
Um den Schwarzmarktillegalen Markt auszutrocknen, arbeiten wir in einem nächsten Schritt weiter
daran, Cannabis zu legalisieren. Solange es auf Bundesebene keine neue gesetzliche RegelungReform
gibt, halten wir an unserem Ziel eines Modellprojektes zur legalenregulierten Abgabe von Cannabis an
Erwachsene in Berlin fest. Die nicht verfolgbare geringe Menge für Cannabis zum Eigenbedarf wollen
wir anheben und auch für andere illegale psychoaktive Substanzen entsprechende geringe Mengen
festlegen, die strafverfolgungsfrei bleiben. Damit entlasten wir Polizei und Justiz massiv. Auch den
Parks, die von massivendurch Dealertätigkeiten belastet sind, und deren Anwohner*innengeprägt sind
wollen wir dazu verhelfen, wieder zu mehr Ruhe und Sauberkeit zu findenverhelfen und auch die
Lebensqualität der Anwohner*innen verbessern. Frei gewordene Kapazitäten wollen wir so weit
möglich für die Bekämpfung der organisierten Kriminalität einsetzen, die maßgeblich durch den 
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K-3-1751 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Drogenpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 727 bis 732:
Weltweit sorgten der Anbau und Handel mitvon Drogen für Gewalt, Konflikte und Kriege. BeiAnhand
kaum einems anderen Politikfeld istPolitikfelds sind die Verbindung zwischenweltweiten
Auswirkungen und Zusammenhänge mit unserer Politik hier und der Lage der Welt so 
unmittelbarsichtbar. Um Leid und Tod infolge dieser Konflikte zu beenden, arbeiten wir daran, dendem
internationalen Drogenhandel seine finanziellen Wurzelnn zu unterbindenentziehen. Das gelingt nicht
durchWir wollen die Kriminalisierung von Konsument*innen stoppen. Das gelingt nur durch einen 
rationalenausgewogenen Ansatz von Entkriminalisierung und Kontrolle. Es ist Zeit, dass wir diese
Fragen bei uns lösen, nicht diese Konflikte auf 
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K-3-1084-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Ann-Christin Weber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 59 bis 61 einfügen:
jeder einzelne Politikbereich hat Einfluss auf die Gesundheit, das Wohlbefinden und die Lebensqualität
der Berliner*innen, sei es bei der Ernährungswende, der Verkehrswende, im Bildungsbereich, in der
Sozialpolitik oder in der Stadtentwicklung. Dabei ist die gesundheitliche Chancengleichheit 

Begründung

Ernährung hat wesentlich größeren Einfluss auf die Gesundheit der Bevölkerung als z. B. die
Verkehrswende, außerdem kann insbesondere in diesem Themenfeld auf konkrete grüne Erfolge
verwiesen werden.

Unterstützer*innen

Jacob Fels (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Karl Häring (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Mona Hille (KV Berlin-Pankow); Jana Friedrichsen (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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K-3-1026 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 2 bis 7:
Berlin funktioniert nur zusammen. Wir haben viel vor mit dieser Stadt und klar ist, niemand darf dabei
zurückbleiben. Im Verlauf der Coronapandemie haben viele Menschen ihre Erwerbsgrundlagen
verloren. Insbesondere Alleinerziehende, Kinder, ältere Menschen, prekär Beschäftigte, 
Soloselbständige, Arbeitssuchende und Menschen mit Behinderung sind von Armut, Verdrängung und
Ausgrenzung bedroht. Familien und Freischaffende suchen vergebens nach bezahlbaren Wohn- und
Gewerberäumen. Wir kämpfen für ein Berlin, in dem alle sicher wohnen, teilhaben und ihren Platz 
findenin der Gesellschaft finden können. Auch in der kommenden Legislaturperiode hat dies für uns
höchste Priorität.

Begründung

Bezugnahme auf aktuelle Entwicklungen, Berücksichtigung der zentralen Rolle der Wohnungspolitik
als Grundlage für wirksame Teilhabe dort, wo die Menschen heute schon wohnen.
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K-3-1032-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

In Zeile 8 einfügen:
Wohnen ist keine Ware – mindestens 50 Prozent des Wohnraums gemeinwohlorientiert

Begründung

Die "50 Prozent" sind kein absolutes Ziel - sie sind ein Etappenziel, und es geht um einen Prozess (und
nicht um einen statischen Zustand). Es ist auch nicht gesichert, dass genau "50 Prozent" die Lösung
aller Probleme sind - daher muss hier (und an den weiteren, nachfolgenden Stellen)
unmissverständlich klar werden, dass es hier um einen Pfad geht, auf den wir uns begeben.
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K-3-1466 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Ann-Christin Weber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 441 bis 444 einfügen:
verankern. Wir folgen dem „Health in All Policies“-Ansatz der WHO, denn Gesundheit entsteht weder im
Krankenhaus noch in der Arztpraxis, sondern im Alltag – dort, wo Menschen leben, essen, arbeiten, zur
Kita oder zur Schule gehen und ihre Freizeit verbringen. Vor allem über eine Politik für eine
nachhaltige, bio-regionale Ernährung mit weniger tierischen Lebensmitteln fördern wir die Gesundheit
der Berliner*innen. Auch Umwelt- und Klimaschutz ist Gesundheitsschutz – Luftverschmutzung und
Lärm machen krank. Mit der Verkehrswende schützen 

Begründung

Ernährung ist einer der wichtigsten Faktoren für die menschliche Gesundheit.

Umweltschutz ist mehr als „nur“ Klimaschutz – eine klimaneutrale Stadt ist nicht automatisch „sauber“
und „gesund“.

Unterstützer*innen

Jacob Fels (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Margit Gottstein (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Karl Häring (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Mona Hille (KV Berlin-Pankow)
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K-3-1034 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 9 bis 23:
Die Grundstückspreise und Mieten sind in den vergangenen 15 Jahren nach oben geschnellt, auch weil
in einer Situation der Wohnungsknappheit und fehlender alternativer Anlagemöglichkeiten 
hemmungslos mit dem spekuliert wird, was für Menschen das Zuhause ist. Wohnen ist keine Ware,
darum kämpfen wir für einen Wohnungsmarkt nach Wiener Vorbild, auf dem in 30 Jahrenmindestens
50 Prozent des Wohnraums konsequent gemeinwohlorientiert sindausgerichtet werden. Dafür 
werdenwollen wir ein breites Bündnis schließen – von den landeseigenen 
WohnungsgesellschaftenWohnungsunternehmen über Genossenschaftengemeinwohlorientierte
Genossenschaften, Stiftungen und Hausprojekte bis zu Privatvermietenden, die sich wie die
öffentlichen Wohnungsgesellschaftendauerhaft auf das Gemeinwohl im Sinne leistbarer Mieten für
alle Schichten verpflichten. Geschäftsmodelle, die auf schnelle, überhöhte Renditen setzen oder mit
Wohnraum an der Börse spekulieren, lehnen wir ab. Die Bau-, Mieten- und WohnpolitikWohnungspolitik
haben wir seit 2016 vom Kopf auf die Füße gestellt – sowohl in der Landesregierung als auch in den
Bezirken, in denen wir Verantwortung tragen. Wir haben den sozialen Wohnungsbau vorangetrieben,
das Vorkaufsrecht genutzt, eine Genossenschaftsförderung erkämpft und mit dem Mietendeckel haben
wir den Mut bewiesen, Menschen auch dann zu schützen, wenn der Wind uns frontal ins Gesicht
blästMietendeckel eingeführt. Diesen Weg wollen wir weitergehen: Wir bauen das neue Berlin weiter 
gemeinwohlorientiert und nachhaltig um. Wir erwerben uns die Stadt Stück für Stück zurück, um die 
Gemeinwohlorientierung zum zentralen Merkmal des Berliner Mietenmarktes zu machen, und
regulieren gleichzeitig die Mieten weiter. Für unsDabei ist klar: DerSolange der Wohnungsmarkt
angespannt bleibt, kann der Mietendeckel darf 2025 nicht ersatzlos enden, sondern muss auf
Grundlage eines Miet- und Wohnungskatasters weiterentwickelt werden.

Begründung

Der Text fasst unseren wohnungspolitischen Ansatz zusammen, insoweit beziehen sich alle
Änderungen auf Änderungen und Klarstellungen, die wir in Kap. 3.1 beantragen.

Eine willkürliche Vorgabe von "30 Jahren" für die "50 Prozent" ist aus unserer Sicht nicht zielführend -
es geht nicht um ein statisches Ziel, das hier angestrebt wird, sondern um einen Prozess, einen
Entwicklungspfad - das muss deutlich werden. Daraus ergibt sich auch der Zusatz "mindestens", um
diesen Prozess zu unterstreichen.

Beim Mietendeckel sollte klar werden, dass auch dieser nur ein Trittstein auf dem Weg zu einem
gemeinwohlorientiert ausgerichteten Wohnungsmarkt ist. Im besten Fall legt er (auch
verfassungsrechtliche) Grundlagen, auf denen dann weiter aufgebaut werden kann.
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K-3-1121 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 97 bis 106:
Wir haben 2016 den Politikwechsel in Berlins Bau-, Mieten- und WohnpolitikWohnungspolitik
eingeläutet, um der astronomischen Steigerung von Miet- und Grundstückspreisen Einhalt zu gebieten.
Unser Ziel war und ist, den Berliner Wohnungsmarkt gemeinwohlorientiert zu gestaltenumzubauen,
indem wir den Anteil von Wohnungen in der Hand nicht profitorientierter Akteure systematisch
erhöhen. Mit unserem „Masterplan 50 Prozent Gemeinwohl“ sollen in 30 Jahrenwollen wir mindestens
50 Prozent aller Wohnungen in Berlin in gemeinwohlorientierter Hand seinbringen. Unter 

Masterplan "50 Prozent Gemeinwohl"

Die Verpflichtung auf das Gemeinwohl verstehengilt für alle Akteur*innen auf dem Wohnungsmarkt.
Fördern wollen wir aber insbesondere diejenigen, die Wohnraum der Spekulation entziehen,
bezahlbare Wohnungen für alle gesellschaftlichen Schichten bereitstellen und bei Mietgestaltung und
Belegung soziale Kriterien anwenden. Dazu zählen die landeseigenen 
Wohnungsgesellschaften,Wohnungsunternehmen, gemeinwohlorientierte Genossenschaften, Träger
sozialer EinrichtungenStiftungen und Hausprojekte sowie Privatvermietenden, die sich wie die
öffentlichen Wohnungsgesellschaften auf das Gemeinwohldauerhaft zu Sozialbindungen verpflichten.
Wir schließen dabei auch Bündnisse mit den Menschen, die ihr Wohnschicksal in die eigenen Hände
nehmen, wie beispielsweise Baugruppen, wenn sie sich sozialen und ökologischen Kriterien
verpflichtet fühlen. Dafür brauchen wir auch weiterhin einen breiten Maßnahmenmix.

Ein wichtiger Baustein für den “Masterplan 50 Prozent Gemeinwohl” ist ein “Berliner
Wohnungsgemeinwohlgesetz”, das auf der weiterzuentwickelnden Kooperationsvereinbarung und dem
Wohnraumversorgungsgesetz für die landeseigenen Wohnungsunternehmen aufbaut. Darin werden
sowohl für die öffentlichen Wohnungsunternehmen als auch für privatwirtschaftliche Formen der
Wohnungsgemeinnützigkeit die Grundsätze der Förderung und der Sozial- und Vermögensbindungen
für den Wohnungsneubau, den Ankauf von Bestandsgebäuden und für klimagerechte
Modernisierungen bestimmt. Wir setzen uns auch auf Bundesebene für die Einführung der Neuen
Wohnungsgemeinnützigkeit (NWG) ein, um dauerhaft bezahlbaren Wohnraum zu schaffen - und nicht
nur für 20 oder 30 Jahre wie bisher. Dazu ist es auch nötig, die Berliner Finanzierung von
Sozialbindungen beim Wohnen deutlich aufzustocken.

Begründung

Der "Masterplan 50 Prozent Gemeinwohl" ist so wichtig, dass er eine eigene Zwischenüberschrift
verdient. Außerdem muss bereits an dieser Stelle sehr viel ausführlicher erläutert werden, was wir mit
"Wohnraum in gemeinwohlorientierter Hand" genau meinen, und welche Rolle das "Berliner
Wohnungsgemeinwohlgesetz" in diesem Zusammenhang spielt.

Weitere Erläuterungen und Begründungen erfolgen bei Bedarf mündlich. Die "Träger sozialer
Einrichtungen" sind hier zugunsten einer durchgehend einheitlichen Aufzählung der relevanten
Akteure entfallen, zur Verbesserung der Lesbarkeit des Textes und zur Vermeidung unnötiger
Unsicherheiten aufgrund wechselnder Aufzählungen im selben Kontext.
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K-3-1131 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 107 bis 111:
In den vergangenen Jahren haben wir den Neubau bedarfsgerechter gefördert und stärker auf das 
Gemeinwohl ausgerichtet, gleichzeitig hat der. Gleichzeitig versuchen wir, mit dem Mietendeckel Ruhe
in den überhitzten Markt gebrachtdes Mietwohnungsbestands zu bringen und Mietpreise zu stabilen
Mietpreisen geführtstabilisieren. Damit haben wir juristisches Neuland betreten und sind stolz darauf,
dass wir alles tun, um Wucher stoppen konntenzu stoppen, trotz teilweise heftigen Gegenwindes. In
den kommenden Jahren streiten wir weiter für einen gemeinwohlorientierten und sozialen
Wohnungsmarkt für Berlin. 

Von Zeile 113 bis 115:
Prozent des CO2 in der Stadt aus, also sind energetische Modernisierung und die Bauwende eine
zentrale Zukunftsaufgabe, um Berlin auf den 1,5-Grad-Pfad zu bringen. Wir verwirklichenverbinden
soziale Gerechtigkeit und Klimaschutz und spielen sie nicht gegeneinander ausKlimaschutz.

Begründung

Die vollständigen Wirkungen des Mietendeckels sind noch nicht klar bewertbar, insoweit sollten hier
keine voreiligen Schlüsse gezogen werden. Außerdem gab es nicht nur Gegenwind, es gab auch sehr
viel Rückenwind.

Die eingangs gemachte Aussage zum Neubau ist etwas arg optimistisch - es gibt schließlich noch sehr
viel Neubau, der nicht auf das Gemeinwohl ausgerichtet ist.
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K-3-1141 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 117 bis 129:
Unser Ziel sind Kieze, in denen neben Wohnen auch Gewerbe, Kultur und Erholung Platz hathaben.
Zudem arbeiten wir für eine bunte Mischung von Eigentümer*innen – von Genossenschaften über
landeseigene WohnungsbaugesellschaftenWohnungsunternehmen bis zu Baugruppen und auch
kleinen privaten Besitzer*innenEigentümer*innen. Klar ist: Berlin braucht mehr niedrigpreisige 
Wohnungen. Wir wollen, dass in BerlinBei fortdauernd hohem Bevölkerungszuwachs streben wir den
Bau von jährlich 20.000 überwiegend sozialverträglichen Wohnungen neu gebaut werden, natürlich
klimaneutralan. Wir wollen vielfältige und mindestens die Hälfte sozialverträglichlebendige Quartiere,
gut erschlossen für nachhaltige Mobilität, mit guten Schulen und Kitas, Handel und Gewerbe, Spiel,
Erholung und viel Grün. Das Bauen muss endlich klimaneutral werden. Neubauten im
Hochpreissegment müssen möglichst vermieden werden, weil das weite Teile der Bevölkerung
ausschließt. Zur Förderung des gemeinwohlorientierten Neubaus wollen wir einen dauerhaften Fonds
auflegen, der Gelder bereitstellt und in den Rückzahlungen aus Darlehen direkt zurückfließen. Damit
wird eine dauerhafte Finanzierung von NeubautenFörderung des sozialen Wohnungsbaus ermöglicht.
Wir wollen die Förderung pro Wohnung erhöhen und so ausgestalten, dass eine besonders hohe
Förderung in dauerhaft gemeinwohlgebundenesozialgebundene und möglichst CO2-neutrale
errichtete Wohnungen fließt - barrierefrei, hell, gut geschnitten, gut zu lüften, gut schallisoliert,
energiesparend, gut heiz- und kühlbar, urban, nahverkehrsnah und grünflächennah gelegen und
baubiologisch durchdacht. Gemeinschaftliche und sozial integrative Wohnformen wollen wir ebenso
fördern. Um den Mangel an Sozialwohnungen abzubauen und gleichzeitig gemischte Quartiere zu
schaffen, soll es auf landeseigenen Flächen immer einen Anteil geförderter Wohnungen von
mindestens 50 Prozent außerhalb und 75 Prozent innerhalb des S-Bahn-Rings geben. Wir erleichtern
die behutsame Nachverdichtung beispielsweise durch Dachausbauten, wenn im Gegenzug bezahlbarer
Wohnraum bereitgestellt wird. Die Genossenschaftsförderung - für Neubauten wie Bestandsankauf - 
wollen wir deutlich erhöhen. Wir sorgen für faire Förderkonditionen und weiter öffnen, zum
Beispielöffnen die Förderung auch für Projekte wie das Mietshäuser-Syndikat.

Begründung

Klarstellung, dass die 20.000 Wohnungen kein Selbstzweck sind, sondern an entsprechendes
Bevölkerungswachstum gekoppelt sind. Darüber hinaus wichtige qualitative Ergänzungen, aus denen
hervorgeht, wie wir bauen wollen - es geht eben nicht nur um die Anzahl der Wohnungen, sondern
auch um ihre Qualität und ihre Einbindung in funktionierende Quartiere. Klarstellung zur Zielsetzung
des revolvierenden Fonds, darüber hinaus wichtige Ergänzungen und Klarstellungen zu
Nachverdichtungen und Förderkonditionen, sowie zu den Bedingungen für die Vergabe landeseigener
Flächen.

Weitere Erläuterungen bei Bedarf gern mündlich.
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K-3-1154 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 130 bis 133:
Auch für den Klimaschutz ist es höchste Zeit, die Bauwende einzuläuten. MitWir wollen
klimafreundliche Neubauten und Modernisierungen mit ökologischen Dämm- und Baustoffen, wie
Hanf, Stroh, Holz, Lehm, NatursteinZiegel oder Recyclingbeton, wollen wir klimafreundliche Neubauten
und Modernisierungen auf die Straße bringenBaumaterial-Recycling. Bei energetischen
Modernisierungen setzen wir uns auf Bundesebene dafür ein, die 

Von Zeile 138 bis 141:
Durch eine energetische Sanierung schützen Vermieter*innen die Bausubstanz ihrer Immobilien und
profitieren vom Werterhalt. Unser Ziel ist es, dass die höhere Kaltmiete durch niedrige
EnergiekostenEnergiekosteneinsparung aufgewogen wird, so dass die Warmmiete nicht steigt.
Einkommensschwache Mieter*innen werden zudem besonders berücksichtigt. Die öffentliche Hand
leistet mit der Übernahme eines weiteren Drittels einen wichtigen Beitrag, um Berlin auf den 

Begründung

Redaktionelle Änderungen und Anpassungen an andere Kapitel (Baustoffe und Baumaterial-Recycling),
einzelne Präzisierungen. Weitere Erläuterungen bei Bedarf gerne mündlich.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1167 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 143 bis 147:
Wir wollen Eigentümer*innen gesetzlich verpflichten, bis 2024 Fahrplänebei der Erstellung von
Konzepten und Fahrplänen für eine mieter*innen- und klimafreundliche, energetische Modernisierung
ihrer Häuser vorzulegen. Dabei bieten wirneben der Förderung auch eine intensive Unterstützung und
Begleitung durch die Bauinformationszentren des Landes Berlin ananbieten. Um die energetische
Modernisierung des Gebäudebestandes auch unabhängig von begrenzten Handlungs- und
Finanzierungsspielräumen einzelner Eigentümer*innen entsprechend den Erfordernissen des
Klimaschutzes voranzubringen, setzen wir sowohl auf Einspar-Contracting als auch
grundstücksübergreifend auf energetische Block- und Quartierskonzepte. Klimaschutz gibt es nicht
umsonst. Um ihn im Sinne des oben beschriebenen sozial gerechten Drittelmodells tragbar zu machen,
stocken wir die verfügbaren Berliner Haushaltsmittel deutlich auf und stärken so die möglichst
warmmietenneutrale klimagerechte Modernisierung: die Mittel für die Wohnraumförderung, für die
energetische Quartierssanierung, und setzen auch die Städtebauförderung weit mehr als heute in
entsprechenden Sanierungsgebieten ein. (Zu Fragen der Stadtentwicklung und des ökologischen
Bauens vgl. das Kapitel 2.3.)

Begründung

Butter bei die Fische - es reicht nicht aus, nur Fahrpläne zu fordern. Vielmehr brauchen wir konkrete
Instrumente (Einspar-Contracting, energetische Block- und Quartierssanierung), sowie vor allem sehr
viel mehr zielgerichtete Förderung über verschiedene Schienen. So wird ein Schuh draus!
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K-3-1175 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 150 bis 154:
nutzen. Um unsere gemeinwohlorientierten Ziele zu erreichen, wollen wir auch das Berliner Modell
der kooperativen Baulandentwicklung so weiterentwickeln, dass auf privaten Flächen mindestens 50
Prozent der Wohnungen im Neubaufür Haushalte mit niedrigem und mittlerem Einkommen gebaut
werden und dauerhaft gemeinwohlgebundensozialgebunden sind. Darüber hinausWir wollen wir auch
alle weiteren Möglichkeiten nutzen, um Baurecht an die dauerhafte ökologische und 
Gemeinwohlbindung mindestens eines möglichst hohen Anteils des Neubaus zu knüpfen.

Begründung

Klarstellung zur kooperativen Baulandentwicklung, präzisere Forderungen bzgl. der Verknüpfung von
Baurecht und Gemeinwohlbindungen. Ökologische Bindungen gibt es nicht, daher - streichen.
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K-3-1180 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 156 bis 162:
Mit dem Mietendeckel, dem Milieuschutz, der Verschärfung des Zweckentfremdungsverbotes und, der
Reform des Wohnungsaufsichtsgesetzes und dem Mietendeckel sind wir in Berlin wichtige Schritte
gegangen, um Wohnen bezahlbar zu halten. Entscheidend ist nun, die Bezirke noch besser in die Lage
zu versetzen, die Gesetze auch effektiv umzusetzen. Dafür wollen wir die Wohnungsaufsicht mit einem
Wohnraumschutzgesetz schlagkräftig machen und endlich mit der Bauaufsicht verbinden. Abrisse von
Wohnraum sollen konsequent untersagt, spekulativer Leerstand soll durch das Instrument
Treuhänder*in und durch Beschlagnahmung abgestellt und wieder Wohnzwecken zugeführt werden.
Darüber hinaus prüfen wir die Schaffung eines Landesamtes für Wohnungswesen, das vor allemum die 
Umsetzung des Mietendeckels sicherstellen sollVerwaltung bei der Erfüllung ihrer Aufgaben wirksam
zu unterstützen. Um mehr Transparenz auf dem Immobilienmarkt zu schaffen, haben und um die
Vollzugsdefizite beim Wohnraumschutz zu beseitigen, wollen wir ein Berliner Miet- und
Wohnungskataster eingeführt, das alle Miethöhen, die Ausstattungen und werdenenergetische Qualität
der Wohnungen sowie die Eigentumsverhältnisse digital erfasst und transparent macht. Damit kann
nicht nur der Mietendeckel weiterentwickelt werden, sondern es mit Leben füllenkönnen auch
Fehlentwicklungen auf dem Wohnungsmarkt schneller festgestellt und der Schutz der Mieter*innen
besser gesichert werden.

Begründung

In der Wohnungspolitik und bei der Regulierung des Wohnungsmarktes kommt es auf den Mix vieler
Maßnahmen an - der vollständige Werkzeugkasten muss hier dargestellt werden, wenn die über viele
Jahre erarbeitete "grüne Linie" in der Wohnungspolitik erkennbar werden soll.

Weitere Erläuterungen bei Bedarf gerne mündlich.
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K-3-1179 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

In Zeile 155 einfügen:
Den Wohnungsmarkt besser regulieren – bezahlbare Mieten sichern

Begründung

Wir haben schon viel erreicht, wir wollen noch mehr erreichen!
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K-3-1187 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 163 bis 171:
Die Wirkung des Mietendeckels ist bis 2025 begrenzt. Bis dahinNichtsdestotrotz braucht es auf
Bundesebene eine Reform des Mietrechts, damit die Mehrheit der Mieter*innen nicht mehr als 25-30
Prozent ihres Nettoeinkommens für das Wohnen aufbringen müssen. Sollte das nicht gelingen, werden
wir auch im Anschluss an den aktuellen Mietendeckel alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um
den Mietenanstieg in der Stadt auch zukünftig zu begrenzen. DazuWir werden wir alle Möglichkeiten 
nutzen und ein Mietenkataster aufbauender Landeskompetenz für das Wohnungswesen nutzen, um
eine soziale Wohnraumversorgung zu gewährleisten. Ein solches Kataster kann GrundlageSo sollen
auch private Investor*innen zur Bereitstellung von Mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen
für ein Wohnraumbewirtschaftungsgesetz seindie Berliner*innen verpflichtet werden. Ziel ist, in Berlin
dauerhaft bezahlbare Mieten zu sichern und ebenfalls sicherzustellen, dass GewerbeGewerbemieten
und Immobilienkaufpreise nicht durch die Decke gehen.

Begründung

Es geht nicht nur um den Mietendeckel und das Kataster (das wir im Absatz davor sehen) - wichtig ist
es, die Landeskompetenz für das Wohnungswesen auszugestalten und zu prüfen, welche weiteren
Regulierungen - im Geiste der Gemeinwohlverpflichtung des GG - möglich sind. Das wollen wir hier
unterstreichen.
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K-3-1196 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 172 bis 178:
Bei Wohnungen in öffentlicher Hand haben wir hohe Ansprüche an die Gemeinwohlorientierung.
Darum entwickeln wir das Wohnraumversorgungsgesetz und die Kooperationsvereinbarung mit den
städtischen Wohnungsunternehmen weiter zu einem Wohnungsgemeinwohlgesetz. Der öffentliche
Wohnungssektor stellt sicher, dass auch Menschen mit geringem Einkommen die Miete zahlen können.
Das wollen wir weiterhin gesetzlich sicherstellen. Beim landeseigenen Berlinovo-Konzern fordern wir
eine tiefgreifende Strukturreform hin zu mehr Transparenz und Gemeinwohl.

Die landeseigenen Wohnungsunternehmen sind zentral für die soziale Wohnraumversorgung in Berlin.
Darum entwickeln wir das Wohnraumversorgungsgesetz und die Kooperationsvereinbarung mit den
landeseigenen Wohnungsunternehmen weiter zu einem Wohnungsgemeinwohlgesetz. Die AöR
“Wohnraumversorgung Berlin”, die aus dem Berliner Mietenvolksentscheid hervorgegangen ist, wollen
wir in die Lage versetzen, die Vermietungspraxis stärker zu kontrollieren und eine Ombudsstelle als
unabhängige Mieter*innen-Beschwerdestelle einrichten. Auch die Mieter*innenräte sowie
Mieter*innenbeiräte und selbstverwalteten Hausprojekte sollen in ihren Rechten gestärkt werden.
Beim landeseigenen Berlinovo-Konzern fordern wir eine tiefgreifende Strukturreform, damit deren
Mietwohnungen wie die Wohnungen der landeseigenen Wohnungsunternehmen bewirtschaftet und
vermietet werden.

Begründung

Wir können unsere Anforderungen an die landeseigenen Wohnungsunternehmen klar beschreiben -
also sollten wir das auch tun. Weitere Erläuterungen bei Bedarf gerne mündlich.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1203 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 179 bis 183:
Eigentum verpflichtet, und das muss sich auch in der Besteuerung niederschlagen. Höherer Wert heißt
höhere Steuerzahlung. Angesichts der komplexen Umsetzungsfragen wollen wir mit einer
Machbarkeitsstudie prüfen, ob eine Umwandlung zu einer Bodenwertsteuer sinnvoll und durchführbar
ist. Zusätzlich wollen wir die Grunderwerbsteuer progressiv ausgestalten.. Darum wollen wir der
Immobilienspekulation den Boden entziehen. Bodenpreise müssen begrenzt und an den realen
Erträgen bei verantwortungsvoller und sozialverträglicher Nutzung orientiert werden. Für eine
künftige Weiterentwicklung der Grundsteuer wollen wir Modelle prüfen, die das Maß der
angemessenen baulichen Nutzung sowie der Bodenversiegelung abbilden und so die Ziele eines
sparsamen Bodenverbrauchs mit dem Anreiz zur Entsiegelung unbebauter Flächen verbinden.

Gleichzeitig wollen wir die Einführung der neuen Grundsteuer mit einer Versiegelungsabgabe
verbinden. Dabei bieten wir den Grundstückseigentümer*innen eine Förderung für Bodenentsiegelung
und Begrünung. So stärken wir die Mitverantwortung für den Wert des natürlichen Bodens mit Flora
und Fauna.

Die Grunderwerbsteuer wollen wir progressiv ausgestalten. Sie soll deutlich höher ausfallen als
bislang für Transaktionen mit vielen Wohneinheiten und 

Begründung

Wir sind uns bewusst, dass dieser Änderungsantrag zu größeren Diskussionen mit den
Befürworter*innen einer Bodenwertsteuer führen wird. Wir lehnen eine Bodenwertsteuer ab, da sie
letztlich auf die Mieter*innen überwälzt werden wird und solange problematische und die
Verdrängung verstärkende Nebenwirkungen hat, wie ein angespannter Wohnungsmarkt zu beobachten
ist und die Wertermittlung von Gebäuden und Grundstücken nicht grundsätzlich anderen Regeln folgt.
Daher halten wir auch die Durchführung einer Machbarkeitsstudie nicht für erforderlich.

Um sich der Diskussion zu einer Weiterentwicklung der Grundsteuer aber nicht gänzlich zu
verschließen, skizzieren wir die Eckpunkte, die aus unserer Sicht bei einer solchen Weiterentwicklung
zu beachten wären - Begrenzung von Bodenpreisen, Orientierung an gemeinwohlverträglich
erzielbaren Erträgen, Berücksichtigung des Maßes der möglichen Nutzung, Förderung eines sparsamen
Bodenverbrauchs. Ergänzend wäre eine Versiegelungsabgabe denkbar.

Weitere Erläuterungen bei Bedarf gerne mündlich.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1210 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 185 bis 190:
Das Recht auf Umwandlung von bestehenden Mietshäusern in einzelne Eigentumswohnungen ist ein
wesentlicher Treiber der Immobilienspekulation. Hinzu kommen Eigenbedarfskündigungen, gegen die
sich betroffene Mieter*innen kaum wehren können. Wir wollen, dass der Bund den Ländern durch die
Änderung des Baugesetzbuches ermöglicht, die Umwandlung von Miets- in Eigentumswohnungen 
stadtweit und konsequent zu unterbinden und den Erwerbdie Bildung von Wohneigentum im
Geschosswohnungsbau auf Neubauinvestitionen zu begrenzen. Sollte der Bund auch hier nicht
handeln,Zudem werden wir prüfen, inwieweit wir, analogweitere landespolitische Maßnahmen zum 
Mietendeckel, auch als Land Berlin diesbezüglich tätig werden könnenSchutz vor
Eigenbedarfskündigungen prüfen.

Begründung

Präzisere Formulierungen und genauere Forderungen. Weitere Erläuterungen bei Bedarf gerne
mündlich.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1216 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 192 bis 197 löschen:
Um Verdrängung und Immobilienspekulation zu stoppen und bezahlbaren Wohnraum zu ermöglichen,
streben wir in den nächsten 30 Jahren einen Berliner Wohnungsmarkt an, der zu 50 Prozent
gemeinwohlorientiert ist. Gemeinwohlorientiert sind für uns Eigentumsformen, die nicht auf puren
Profit und Spekulation ausgerichtet sind – wie zum Beispiel Genossenschaften, Baugruppen, Berlins
Wohnungsgesellschaften und Privatvermietende, die sich wie die öffentlichen
Wohnungsgesellschaften auf das Gemeinwohl verpflichten.

Begründung

Der Absatz ist redundant, insoweit beantragen wir die vollständige Streichung.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1222 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 198 bis 211:
Wir haben in den Bezirken schlummernde Instrumente der Gesetzgebung aus der Mottenkiste geholt: 
Mit dem Vorkaufsrecht verpflichten wir in den sogenannten Milieuschutzgebieten potenzielle 
Käufer*innen mit Abwendungsvereinbarungen dazu, ihrer Sozialpflichtigkeit nachzukommensoziale
Bindungen für mindestens 20 Jahre einzugehen, oder veranlassen den Aufkauf der fraglichen
Wohngebäude durch eine landeseigene WohnungsbaugesellschaftWohnungsunternehmen oder
Genossenschaften. Mit einer deutlichen Erweiterung von Milieuschutzgebieten wollenSeit 2016 haben
wir die Zahl der Milieuschutzgebiete mehr als verdoppelt und wollen mit deutlich mehr
Milieuschutzgebieten diese Intervention zugunsten der betroffenen Mieter*innen zukünftig auch
stadtweitin weiten Teilen der Stadt ermöglichen. Auch den gezielten Ankauf bzw. die
Rekommunalisierung von Sozialwohnungen treiben wir weiter voran. Mit Genossenschaften, Stiftungen
oder Projekten wie dem Mietshäuser-Syndikat werden wir eine Kooperationsvereinbarung schließen.
Hierzu prüfen wir eine Ankaufagentur, die gezielte An- und Vorkäufe strategisch koordiniert und alle
relevanten Akteure vernetzt.

Um die Gewerbevielfalt und den kleinteiligen Einzelhandel in den Kiezen zu erhalten und zu fördern,
eröffnen wir landeseigene Gewerbehöfe und planen weitere. Wir drängen außerdem auf Bundesebene 
dafürdarauf, einen rechtlich bindenden Gewerbemietspiegel und einen fairenwirksamen
Kündigungsschutz einzuführen. Den Milieuschutz wollen wir auch für Gewerbemieter*innen einführen,
um lokales und diekleinteiliges Gewerbe zu erhalten. Die landeseigenen Wohnungsunternehmen
sollen Gewerberäume kostengünstig anbieten, um vor Ort den GewerbeartenGewerbetreibenden
Räume anzubieten, die darauf besonders angewiesen sind.

Begründung

Klarstellungen und genauere, weitergehende Aussagen zu den von uns verfolgten Zielen und
Maßnahmen, mit dem besonderen Schwerpunkt des Milieuschutzes und des Ankaufs. Weitere
Erläuterungen bei Bedarf gern mündlich.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1254 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 229 bis 231 einfügen:
Boden soll Berlin behalten, Bodenvermögen konsequent vermehren und eine Erbbaurechtsstrategie
implementieren, die zügige Konzeptverfahren zu sozialverträglichen Konditionen ermöglicht.
Landeseigene Grundstücke werden nicht mehr privatisiert. Das wollen wir in einem
Bodensicherungsgesetz festschreiben.

Begründung

Das Problem der Konzeptverfahren muss dringend gelöst werden, hier brauchen wir einen Durchbruch.
Weitere Erläuterungen bei Bedarf gerne mündlich.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1258 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 233 bis 237:
wollen wir fortsetzen. Diese Politik soll mithilfe der neu gegründeten Landesgesellschaft „Berliner
Bodenfonds“ organisiert und auch auf Wohnen und alle Quartiersbedarfe ausgeweitet
werden[Leerzeichen]. Zur Baulandmobilisierung in den im Stadtentwicklungsplan Wohnen (StEP
Wohnen) vorgesehenen Quartiersschwerpunkten soll Berlin möglichst viele Grundstücke erwerben.
Dafür sollen auch Vorkaufsrechte und das Instrument der Entwicklungsmaßnahme aktiv eingesetzt
werden.

Darüber hinaus wollen wir die Gründung einer genossenschaftlichen Ankaufagentur unterstützen und
die bürger*innenschaftliche und gemeinwohlorientiertegemeinnützige Stadtbodenstiftung nach dem
Vorbild von Community Land Trusts stärken. Ein zentrales Problem beim Ankauf von Grundstücken und
bei der Ausübung des Vorkaufsrechts 

Von Zeile 239 bis 241:
berechnet. Hier werden wir im Bundesrat für eine Neuregelung im Bundesbaugesetzbuch kämpfen. Wir
wollen, dass der nachhaltige Ertrag einer Immobilie genutztherangezogen wird, um den 
VerkehrswertWert einer Immobilie zu ermittelnbestimmen, und nicht die höchstmögliche Verwertung
zählt.

Begründung

Berlin muss eine aktive Bodenbevorratung einführen, die über den derzeitigen Auftrag des "Berliner
Bodenfonds" deutlich hinausgeht. Die Quartiersschwerpunkte im StEP Wohnen sind dabei eines der
schlagendsten Beispiele, denn hier wird die Verfügung über Grund und Boden darüber entscheiden,
was in diesen Quartieren letztendlich entsteht.

Klarstellungen und präzisere Formulierungen zur Wertermittlung, hier kommt es wirklich auf die
Details an.

Weitere Erläuterungen bei Bedarf gerne mündlich.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1839 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 814 bis 819:
Bündnisgrüne das Vorkaufsrecht wo immer möglich. Mit unserem „Masterplan 50 Prozent Gemeinwohl“
sollen in 30 Jahrenmindestens 50 Prozent aller Wohnungen in Berlin in gemeinwohlorientierter Hand
seingemeinwohlorientierte Hände kommen. Um das Vorkaufsrecht effektiv nutzen zu können, treffen
wir die notwendige finanzielle Vorsorge für die landeseigenen Wohnungsunternehmen. Mit 
gemeinwohlorientierten Genossenschaften, Stiftungen oder Projekten wie dem Mietshäuser-Syndikat
werden wir eine Kooperationsvereinbarung abschließen. Dabei gilt es auch nötige Flächen in
Erdgeschossen und gewerblichen Gebäuden zu sichern für Gemeinbedarfsflächen,
Nachbarschaftstreffs, Stadtteil- und Familienzentren, Kleingewerbe und Kultur.

Begründung

Redaktionelle Anpassungen, die sich aus vorherigen Änderungsanträgen ergeben. Der Zusatz zu den
Erdgeschossen und gewerblichen Gebäuden soll deutlich machen, dass gutes Wohnen auch ein gutes
Umfeld braucht - wir wollen lebendige Nachbarschaften!

Weitere Erläuterungen bei Bedarf gern mündlich.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1403 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 378 bis 379 einfügen:
Gesundheitsverhalten. Es geht um gesunde Lebensbedingungen, um körperliches, psychisches und
soziales Wohlbefinden, Selbstbestimmung und Teilhabe. Doch auch im Gesundheitswesen kommt es
immer wieder zu diskriminierenden Vorfällen und sexualisierten Übergriffen. Um gerade
Selbstbestimmung und Teilhabe für alle zu ermöglichen, müssen wir dagegen wirksame Instrumente
entwickeln. Dafür wollen wir eine unabhängige Fachstelle bei Diskriminierung im Gesundheitswesen
einrichten. Sie soll Patient*innen und medizinisches Personal bei Fällen von Diskriminierung
niedrigschwellig beraten und in Kooperation mit den medizinischen Einrichtungen verbindliche
Strategien gegen strukturelle Diskriminierung, gegen Sexismus und für eine diversitätssensible
Gesundheitsversorgung entwickeln. Der individuelle Zugang zu den Angeboten muss in allen Teilen
der Stadt unkompliziert möglich sein, beispielsweise auch in Zusammenarbeit mit Stadtteilzentren
und anderen Einrichtungen vor Ort.

Begründung

Wir können nur für wirkliche Teilhabe sorgen, wenn es Möglichkeiten gibt, Diskriminierungsvorfälle zu
melden und Unterstützung dabei zu erhalten, sich gegen diese zu wehren. Diese Möglichkeiten sollen
für Einzelpersonen möglichst niedrigschwellig erreichbar sein und darum sollten wir in einem
weiteren Schritt auch wohnortnahe Anlaufstellen schaffen. Eine strukturelle Anbindung an die LADS
ist denkbar.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1154-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 130 bis 131 einfügen:
Auch für den Klimaschutz ist es höchste Zeit, die Bauwende einzuläuten. Was wir heute bauen, muss
klimafreundlich sein. Deshalb wollen wir die Bezirke dabei unterstützen bei Bebauungsplänen den
Passivhausstandart festzuschreiben. Mit ökologischen Dämm- und Baustoffen, wie Hanf, Stroh, Holz,
Lehm, Naturstein oder Recyclingbeton, wollen 

Unterstützer*innen

Justus Zimmermann (KV Berlin-Pankow); Emma Lou Unser (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Marlene Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Philip
Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Karolina Ziehm (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Steffen Laube (KV Berlin-Spandau); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Robin Miller
(KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1286-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 261 bis 262:
um die etwa 180.000 Kinder in Berlin, deren Eltern auf Transferleistungen angewiesen sind. Wir
kümmern uns um alle Kinder, die sozial, kulturell oder, finanziell oder durch strukturelle
Diskriminierung benachteiligt sind.

Begründung

Kinder of Color wie auch Kinder aus Regenbogenfamilien etc. erfahren noch immer stärkere
Benachteiligung, die oft mit Armut einhergeht. Bei Regenbogenfamilien spielen hier noch
Sorgerechtsthemen etc. eine Rolle, die es zusätzlich verkomplizieren

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1417-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 392 bis 394 einfügen:
behandeln lassen. Damit ist Berlin das einzige Bundesland, in dem der Zugang zur hausärztlichen
Versorgung so umfassend möglich ist. Als nächsten müssen wir auch den Zugang zu Fachärzt*innen
für alle erreichen. Damit auch besonders vulnerable Gruppen, wie Menschen mit Behinderungen oder
trans* Menschen, einen barriere- und diskriminierungsfreien Zugang zu der für Sie
überlebenswichtigen medizinischen Versorgung erhalten. Der neue und bislang einzigartige
Checkpoint BLN am Hermannplatz bietet unter einem Dach niedrigschwellig Beratung, Prävention 

Begründung

Ergänzung - Zugang besonders für nicht-binäre, inter* und trans* Personen noch immer schwierig bis
unmöglich. Z.B. Abweisung von trans Menschen bei Gynäkologen, trotz Vulva, Brustdrüsengewebe und/
oder Uterus und Ovarien. Aber z.B. auch Zugang zu psychotherapeutischer Betreuung. Das gleiche gilt
für Menschen mit Behinderungen, die zum Beispiel wegen eines Rollstuhls von der Behandlung
abgewiesen werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1483-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 458 bis 463:
Zur Gesundheit gehört auch, Anfang und Ende des Lebens gut zu begleiten. Hebammen und
Geburtshelfer begleiten den Weg ins Leben und sind für viele FrauenMenschen sowohl während der
Schwangerschaft als auch während und nach der Geburt wichtige Bezugspersonen. Dass Schwangere
in Berlin kaum noch eine Hebamme finden, die sie im Wochenbett betreuen kann, ist ein unhaltbarer
Zustand. Wir wollen allen Frauen aber allen weiterhin eine selbstbestimmte und sichere Geburt
ermöglichen. Am Runden Tisch Geburtshilfe haben wir deshalb vereinbart, die 

Begründung

Frauen sind (insbesondere trans* Männer, inter* oder non-binary Personen). Zudem sind Hebammen
tatsächlich sogar in vielen Fällen nicht nur für die gebärende Person, sondern auch für deren
Partner*in eine große Hilfe und wichtige Bezugs-/Ansprechperson. Diese kleine Umformulierung
würde den Absatz also etwas inklusiver machen, die Bedeutung von Hebammen sogar noch stärker
unterstreichen und dabei gleich gut lesbar bleiben.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1496-3 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 471 bis 472 einfügen:
die Reproduktionsmedizin ausbauen und uns dafür einsetzen, dass sie auch gleichgeschlechtlichen
Paaren, alleinstehenden Frauen, sowie allen anderen, die schwanger werden können von der
Krankenkasse finanziert wird. Dies sollte um entsprechende Beratungsangebote insbesondere für
Regenbogenfamilien erweitert werden.

Begründung

Alle Menschen mit Uterus sollten die Möglichkeit erhalten. Nicht nur Angebote, sondern auch
Informationsbereitstellung sollte für alle ermöglicht werden

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1833 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 808 bis 810:
Alter, welchen sozialen und finanziellen Hintergrund oder welche sexuelle Orientierung und 
sexuellegeschlechtliche Identität der einzelne Mensch hat. Die Vielfalt aller Berliner*innen muss sich
auch in den Führungspositionen der Vereine und Sportverbände widerspiegeln.

Begründung

Hier ist die geschlechtliche Identität gemeint, die mit dem zugewiesenen Geschlecht übereinstimmen
kann oder nicht. Es gilt:

sexuelle Orientierung = auf wen ich stehe

geschlechtliche Identität = wer ich bin, welches Geschlecht ich habe

Genaugenommen liegt hier eine leichte Dopplung zw. Geschlecht und geschlechtliche Identität vor, die
streng genommen sogar Potential zur Diskriminierung bietet, aber im Kontext der Zugänge zu
geschlechtergetrennten Sozialräumen dennoch Sinn ergibt, um die Vulnerabilität von trans*, inter* und
nicht-binären Personen hervorzuheben

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1429-2 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Oliver Jütting (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 404 bis 406 einfügen:
systematisch auch neuere Berufsgruppen wie Public-Health-Absolvent*innen, Epidemiolog*innen oder
Gesundheitswissenschaftler*innen in den ÖGD einbeziehen. Wir setzen uns weiterhin dafür ein, dass
sich der ÖGD stärker forschungsorientiert ausrichtet. So soll der ÖGD in beispielsweise die Lage
versetzt werden, gesundheitliche Massnahmen und Versorgungsangebote besser evaluieren zu können
und, z.B. durch Sequenzierung, Epidemien besser kontrollieren können. Und wir setzen uns dafür ein,
dass Famulaturen im Medizinstudium sowie das praktische Jahr auch in den Gesundheitsämtern 

Begründung

Gerade in der Covid-Pandemie erleben wir, dass im ÖGD zuwenig forschungsorientiert gearbeitet wird
- so wurden die verschiedenen Mutationen erst mit großer Verspätung in Deutschland entdeckt. Dem
hilft dieser Vorschlag ab.

Unterstützer*innen

Christian Beck (KV Berlin-Mitte); Can Aru (KV Berlin-Pankow); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow);
Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Cordelia Koch (KV Berlin-Pankow); Holger Thurm (KV Berlin-
Pankow); Arturo Buchholz-Berger (KV Berlin-Pankow); Heidi Christiane Heydenreich (KV Berlin-
Pankow); Verena Toussaint (KV Berlin-Pankow); Axel Lüssow (KV Berlin-Pankow); Nele Herzog (KV
Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1436-5 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Oliver Jütting (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-3

Nach Zeile 412 einfügen:
Neue und alte Infektionskrankheiten Durch den Klimawandel und die Zerstörung natürlichen
Lebensraumes sind Infektionskrankheiten im 21. Jahrhundert wieder eine reale Gesundheitsgefahr.
Verschiedene bereits bekannte Keime könnten sich durch die Erwärmung des Klimas in Europa nach
Norden ausbreiten, neue könnten entstehen. Dem begegnen wir durch eine Überarbeitung des Berliner
Pandemieplans und eine bessere Vorsorge, was die Vorratshaltung von Schutzkleidung und
Desinfektionsmitteln angeht. Gleichzeitig sind alte Infektionskrankheiten noch nicht besiegt. Wir
wollen durch die Einführung verbesserter Erinnerungssysteme die Impfquoten erhöhen.

Begründung

Für das 21. Jahrhundert wird eine Zunahme von Epidemien und Pandemien befürchtet. Um darauf
besser vorbereitet zu sein als auf die momentane COVID-19 Pandemie, bedarf es konkreter Schritte,
wie z. B. der Überarbeitung des Berliner Pandemieplans.

Unterstützer*innen

Christian Beck (KV Berlin-Mitte); Can Aru (KV Berlin-Pankow); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow);
Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Holger Thurm (KV Berlin-Pankow); Arturo Buchholz-Berger (KV
Berlin-Pankow); Heidi Christiane Heydenreich (KV Berlin-Pankow); Verena Toussaint (KV Berlin-
Pankow); Axel Lüssow (KV Berlin-Pankow); Nele Herzog (KV Berlin-Pankow); Hannah Wettig (KV Berlin-
Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1384 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Fatoş Topaç (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 359 bis 362 einfügen:
vergangenen Jahren deutlich ausbauen. Künftig wollen wir, dass mindestens 600 Plätze ganzjährig zur
Verfügung stehen. Unser Ziel ist es, bis 2030 die Obdachlosigkeit in Berlin auf 0 zu senken. In der
kalten Jahreszeit sollen im Rahmen der Kältehilfe deutlich über 1.000 ganztägige Plätze vorgehalten
werden. Alle Plätze sollen stets mit Beratungsangeboten verbunden sein: Jede Übernachtung in einer
Notunterkunft soll eine Chance 

Unterstützer*innen

Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Leonie Köhler (KV Berlin-Lichtenberg); Alexandra Heimerl (KV
Berlin-Lichtenberg); Urban Aykal (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte);
Helena Serbent (KV Berlin-Lichtenberg); Murat Cinar (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1270 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 245 bis 247 einfügen:
Menschen von Armut betroffen oder bedroht sind. Armut kann jede*n treffen. Besonders gefährdet sind
Frauen, ältere Menschen, Alleinerziehende, Menschen, die Arbeit suchen, oder Menschen mit geringen
oder plötzlich gar keinen Einkommen. Wir wollen ihnen soziale Sicherheit 

Begründung

Frauen verdienen im Schnitt 21 Prozent weniger als Männer und arbeiten häufiger in Teilzeit. Dies
führt dazu, dass ihre Rente im Schnitt um 46 Prozent niedriger ist als bei Männern. Auch insgesamt
liegt ihre Armutsgefährdungsquote höher als bei Männern. Hier nur von älteren Menschen zu
sprechen, verzerrt also die Realität.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1498 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 473 bis 475 einfügen:
Zur Familienplanung gehört aber auch, sich frei gegen ein Kind entscheiden zu können. Beratung im
Fall von Schwangerschaftskonflikten muss deshalb niedrigschwellig und mehrsprachig zugänglich
sein und wir kämpfen weiterhin für die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen.

Begründung

Das Wahlprogramm hat den Anspruch intersektionale Perspektiven mitzudenken. Daher sollte
Mehrsprachigkeit bei Beratungsangeboten konsequent eingefordert und deutlich hervorgehoben
werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1496-4 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 472 bis 473 einfügen:
, damit Ärzt*innen ohne Restriktionen über die verschiedenen Methoden des Abbruchs informieren
können, diese Teil der medizinischen Ausbildung und Kassenleistung werden können und
Schwangerschaftskonfliktberatungen künftig ein freiwilliges Angebot sind. Zur Familienplanung
gehört aber auch, sich frei gegen ein Kind entscheiden zu können. 

Begründung

Die Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen ist Voraussetzung für einige erleichternde
Konsequenzen für ungewollt Schwangere. Um aufzuzeigen, wie wichtig die Entkriminalisierung ist,
sollten diese deutlich benannt werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1578 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 553 bis 555 einfügen:
Gute Pflege steht und fällt mit den Mitarbeiter*innen. Pflegekräfte sind systemrelevant, das spiegelt
sich aber bisher nicht ausreichend auf dem Gehaltszettel und in den Arbeitsbedingungen wider. Das
wollen wir ändern. Mit dem Berliner Bündnis für Pflege wurden in den letzten Jahren bereits 

Begründung

Pflegekräfte müssen besser bezahlt werden. Bessere Arbeitsbedingungen allein reichen nicht.

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1577 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 553 bis 554 einfügen:
Gute Pflege steht und fällt mit den Mitarbeiter*innen. In der Haus- und Familienpflege sowie bei
Berufen der Altenpflege sind das zu 84 Prozent Frauen. Pflegekräfte sind systemrelevant, das spiegelt
sich aber bisher nicht ausreichend in den Arbeitsbedingungen wider. Das wollen wir 

Begründung

Die schlechten Arbeitsbedingungen und der geringe Lohn in Pflegeberufen hängen eng mit dem
hohen Frauenanteil zusammen. Dies nicht zu erwähnen verzerrt das Bild der Problemlage. Quelle: 
https://www.aerztezeitung.de/Wirtschaft/Gesundheit-und-Pflege-bleiben-
Frauendomaene-408935.html

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1575 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Fatoş Topaç (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 550 bis 551 einfügen:
Öffnung und der LSBTIQ*-sensiblen Beratung sind wir erste Schritte gegangen – diesen Weg wollen
wir weitergehen. Hierzu leisten die Interkulturellen Brückenbauer*innen in der Pflege einen
wesentlichen Beitrag , den es auszubauen und um die diversitätskritische Hospiz- und
Palliativversorgung in Berlin auszuweiten gilt.

Unterstützer*innen

Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Alexandra Heimerl (KV Berlin-Lichtenberg); Leonie Köhler (KV
Berlin-Lichtenberg); Hendrik Böckermann (KV Berlin-Mitte); Urban Aykal (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Helena Serbent (KV Berlin-Lichtenberg); Murat Cinar
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Laura Neugebauer (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1027 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Taylan Kurt (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 2 bis 7:
Berlin funktioniert nur zusammen. Wir haben viel vor mit dieser Stadt und klar ist, niemand darf dabei
zurückbleiben. Insbesondere Alleinerziehende, People of Color, Kinder, ältere Menschen, prekär
Beschäftigte, ArbeitssuchendeErwebssuchende und Menschen mit Behinderung sind von Armut,
Verdrängung und Ausgrenzung bedroht. FamilienSie allesuchen vergebens nach bezahlbaren
Wohnungen und Freischaffende suchen vergebenswie soziale Träger nach bezahlbaren Wohn- und
Gewerberäumen. Wir kämpfen für ein Berlin, in dem sie alle teilhaben und ihren Platz finden. Auch in
der kommenden Legislaturperiode hat dies für uns höchste Priorität.

Unterstützer*innen

Fatoş Topaç (KV Berlin-Lichtenberg); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte);
Urban Aykal (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-3-1067 Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

Antragsteller*in: Taylan Kurt (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-3

Von Zeile 42 bis 43 einfügen:
alle anderen Bezirke bringen und mit starken Netzwerken vor Ort im sozialen Umfeld Unterstützung
leisten. Auch wollen wir Armut ganzheitlich angehen. Das setzt verstärkte Investitionen in die
frühkindliche Bildung, gute Kita- und Schulplätze, bezahlbaren Wohnraum, gute Arbeit , die Förderung
von Aus- und Weiterbildungen sowie eine verstärkte Durchlässigkeit des Bildungssystems voraus,
insbesondere für marginalisierte Bevölkerungsgruppen. Dazu wollen wir Initiativen wie Arbeiterkind
an allen Hochschulen einrichten.

Unterstützer*innen

Fatoş Topaç (KV Berlin-Lichtenberg); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Laura Neugebauer (KV Berlin-
Mitte); Rico Schulze (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-1913 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Andrea Meyer (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 34 bis 36 einfügen:
unser Ziel und dazu werden wir den Erzieherberuf attraktiver machen und Schule als Team aus
Lehrkräften, Erzieher*innen, IT-Support, (Krisen-)Management und vielem mehr aufstellen. Den
Schulalltag wollen wir stärker an den Bedürfnissen von Kindern orientieren. Wir wollen eine Kultur
des Lernens, 

Begründung

Die Berliner Schulverwaltung setzt seit Jahren darauf, die Verantwortung für das konkrete
Schulmanagement auf die Ebene der Schulleitungen zu delegieren. Die meisten Schul-Direktor*innen
sind Pädagog*innen, die mit Personalführung und eigener Lehrtätigkeit hinreichend ausgelastet sind
und häufig eine geringe Managementkompetenz haben. Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass es in
den Schulen nicht nur an IT-Ausstattung und -Kompetenz fehlt, sondern häufig auch an Management-
Fähigkeiten. Deshalb soll die Aufzählung um das Wort "(Krisen-)Management" ergänzt werden, um für
Koalitionsverhandlungen einen "Türöffner" für die Einrichtung von jeweils einer Management-Stelle
(vsl .E / A 14) an den Schulen zu haben, deren Inhaber*in in der Schulleitung mitwirkt und für
Organisationsfragen und das (Krisen-)Management zuständig ist (in Abstimmung mit den weiteren
Mitgliedern der Schulleitung).

Unterstützer*innen

Miriam Ott (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Silke Karcher (KV Berlin-Kreisfrei); Norbert Gorißen
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Gisela Enders
(KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2055 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 176 bis 177 einfügen:
wir die Weiterbildung von Frauen mit dem konkreten Ziel, eine Aufsichtsratsposition einzunehmen, zur
Hälfte bezuschussen.

Vergabe von öffentlichen Aufträgen vereinfachen

Hürden bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen wollen wir abbauen, um es gerade für heimische
Start-ups und Unternehmen einfacher zu machen, sich an öffentlichen Ausschreibungen zu beteiligen.
Informationen über anstehende Ausschreibungen sollen frühzeitig auch in Beratungsangeboten
verfügbar gemacht werden. So wollen wir die Berliner Wirtschaft stärken und die Stadt gerade für
Start-ups noch attraktiver machen.

Begründung

Die Vergabepolitik ist ein mächtiges Werkzeug, um die Berliner Wirtschaft in Richtung des im Kapitel
skizzierten Wirtschaftens der Zukunft zu bewegen. Die Spielräume, die uns das Europarecht lässt,
sollten deshalb konsequent genutzt werden, um bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen
insbesondere heimischen Berliner Start-ups und Unternehmen höhere Erfolgschancen zu ermöglichen.

Unterstützer*innen

Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert
Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Hagedorn (KV Berlin-Pankow); Ruben Joachim
(KV Berlin-Pankow); Katharina Koufen (KV Berlin-Pankow); Johannes Simon Stuve (KV Berlin-Pankow);
Boris Fromageot (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte); Thomas Nicklisch
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Peter Schaar (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Julia
Bornkessel (KV Berlin-Pankow); Christopher Algier (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-
Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2476 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Peter Michael Rulff (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 598:
Berufliche Bildung ist genauso viel wert wie Allgemeinbildung

„Gute berufliche Bildung braucht neue Rahmenbedingungen“
ergänzender Einschub nach dem ersten Satz....eröffnen:

„Als Meilenstein dafür wollen wir die Trennung zwischen beruflicher und

allgemeiner Bildung in allen Klassenstufen auflösen zugunsten einer 

konsequenten dualen Schule.

Dual bedeutet nicht mehr Dualität zwischen Lern- und Arbeitsort, sondern

ständige Rückbindung von theoretischen Abstrahierungen an praktische

Anwendbarkeit im Sinne eines Lernens mit Kopf, Herz und Hand. Für

praktische, für die Lebenswelt der Schüler*innen relevante Fragen, Probleme

und Projekte bilden die traditionellen Fächer den Hintergrund. Die

individuelle Persönlichkeitsentwicklung und Berufswahlkompetenz treten in

den Vordergrund und wichtige Kompetenzen wie Unsicherheitstoleranz,

Neugier, Leistungsbereitschaft, Verantwortungsübernahme, Offenheit,

Kreativität und Veränderungsbereitschaft werden auf sinnstiftende Weise

die ganze Schullaufbahn hindurch wachgehalten

In der nächsten Wahlperiode wird in diesem Sinne ein Schulversuch
gestartet.“

Begründung

2476: Die bisherige Überschrift ist zwar richtig aber etwas abgegriffen und zu defensiv.

gemäß unserem einstimmigen LAG-Beschluss vom 11.06.2020 bringe ich schon vorab diesen
Ergänzungsantrag ab Zeile 2478 ein. In den bisherigen Zeilen 2478 bis 2493 stehen mehrheitlich
Dinge von eher allgemeiner Natur und was wir schon immer seit Jahre zu dem Thema gesagt haben.
Der eingefügte „Meilenstein“ soll darüber hinaus weisen und mit einem Modellversuch nach dem
Motto erprobt werden: "Es gibt nichts Gutes außer man tut es".

Pit Rulff / Gründungsmitglied der Grünen und Schulleiter a.D. des OSZ Mediengestaltung und
Medientechnik - Ernst-Litfaß-Schule

Programm-LDK am 19./20. März
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K-4-2476 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Seite 2

Unterstützer*innen

Ulrich Meuel (KV Berlin-Kreisfrei); Doris Fortwengel (KV Berlin-Kreisfrei); Hartmut Hannemann (KV
Berlin-Kreisfrei); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei)



K-4-2108 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 229 bis 231 einfügen:
Jobcentern ein spezifisches Angebot machen, das individuelle Beratung, Ausbildung in Teilzeit und ein
Gutscheinsystem zur selbstbestimmten Vermittlung und eigenständigen Weiterbildung umfasst. Ziel
ist, daraus ein berlinweites Programm zu entwickeln, vergleichbar mit dem Projekt „VIA – Vermittlung
und 

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Weder Weiterbildung noch Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt dürfen der Schönung der Statistik
dienen. Im Mittelpunkt müssen Wunsch und Fähigkeiten der Alleinerziehenden stehen.

Unterstützer*innen

Armin Schäfer (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Anna Orth (KV Berlin-Spandau); Christa Markl-
Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Eva Seiwert (KV
Berlin-Neukölln); Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-
Pankow); Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-Reinickendorf); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/
Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Evelyn Filipp (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Chantal Münster (KV
Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Jonas Krone (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2111 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 232 bis 234 einfügen:
Integration von Alleinerziehenden in Arbeit“, das in Bremen erfolgreich ist. Die Einzelheiten des
Programms wollen wir gemeinsam entwickeln – mit Interessensvertretungen der Alleinererziehenden, 
Arbeitgeber*innen und Gewerkschaften, den Jobcentern und Jobpoints sowie den Qualifizierungs- und 

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Der Aufbau eines sinnvollen Vermittlungs-, Qualifizierungs- und Beschäftigungsprojektes sollte nicht
ohne die eigentliche Zielgruppe stattfinden, sondern mit Alleinerziehenden gemeinsam.

Unterstützer*innen

Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Armin Schäfer (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Karsten
Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-Reinickendorf); Thore Hagemann
(KV Berlin-Neukölln); Katja Zimmermann (KV Berlin-Mitte); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/
Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Evelyn Filipp (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Chantal Münster (KV
Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Oliver Powalla (KV Berlin-
Neukölln); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2182 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 303 bis 305 einfügen:
Es gibt in Berlin eine Vielzahl an großartigen Einrichtungen, die mit Kindern, Jugendlichen und
Familien arbeiten: Gartenarbeits-, Musik- und Jugendkunstschulen, genau wie Familienzentren oder
Nachbarschaftsheime. Viele der Familienzentren in Berlin beraten bereits jetzt über die 

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Auch Gartenarbeitsschulen sind öffentliche Einrichtungen aus dem genannten Spektrum.

Unterstützer*innen

Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Oliver Gellert
(KV Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Stefan Ziller (KV
Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Alexandra Renner-Roman (KV
Berlin-Reinickendorf); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV
Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2161 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 282 bis 284 einfügen:
Unterlagen einreichen müssen. Ein*e Sachbearbeiter*in soll für jede Familie alle notwendigen
Unterlagen bereitstellen und verarbeiten können. Auch unterschiedliche Leistungen aus Jugendamt
und Sozialamt sollen in den Familienbüros zusammenfließen.

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Die notwendige Umstrukturierung der Verwaltungen hin zu einem Familien-Case-Management wird
aufwendig und wir müssen die Voraussetzungen dafür schaffen. Das gehört zur Aufrichtigkeit einer
solchen Forderung dazu.

Unterstützer*innen

Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Anna Orth (KV
Berlin-Spandau); Merieme Benali (KV Berlin-Reinickendorf); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Christa
Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf);
Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-Reinickendorf); Julia
Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra
Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2193-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 315 bis 322:
Familien, die Kinder mit Behinderung oder mit unheilbaren Krankheiten großziehen, stehen häufig vor
mehr und größeren Herausforderungen als andere Familien ohnehin schon. Sie zu unterstützen liegt
uns besonders am Herzen. Wir wollen deshalb den öffentlichen Gesundheitsdienst besser finanzieren
sowie eine stärkere Vernetzung der Hilfe für Menschen mit besonderen Einschränkungen und des
Gesundheitswesens für von Behinderung betroffene oder bedrohte Kinder. Dies brauchen wir genauso
für pflegende Kinder und Jugendliche, die sich neben ihrer schulischen Ausbildung um ihre Eltern
kümmern und damit häufig viel mehr Verantwortung übernehmen als Gleichaltrige.

Wir werden sie daher in ihrer Teilhabe am außerfamiliären Leben unterstützen, ihren Alltag entlasten
und sie in ihrer persönlichen Entwicklung stärken. Das liegt uns besonders am Herzen. Wir wollen
deshalb den öffentlichen Gesundheitsdienst besser finanzieren sowie eine stärkere Vernetzung der
Hilfe für Menschen mit besonderen Einschränkungen und des Gesundheitswesens für von
Behinderung betroffene oder bedrohte Kinder, Jugendliche und pflegende Angehörige.

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Wir gehen immer vom Kind und dessen Entwicklung aus. Der Anschluss zu pflegenden Kindern wirkte
eher drangeklatscht. Daher die Umstellung und Präzisierung. Das Netzwerk Inklusion ist zwar nicht
genannt, aber gemeint.

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Armin Schäfer
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Anna Orth (KV Berlin-Spandau); Oliver Gellert (KV Berlin-
Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Stefan Ziller (KV Berlin-
Marzahn/Hellersdorf); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-
Reinickendorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Evelyn Filipp (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Swantje May (KV Berlin-
Neukölln); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Signe Stein (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2236 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 358 bis 383:
Das multiprofessionelle pädagogische Personal in den Kitas leistet Großartiges, und das unter häufig
schwierigen Rahmenbedingungen. Wir wissen: Qualität beginnt mit Menschen, die für Kinder da sind.
Dabei kommt es in den Kitas immer wieder zu personellen Engpässen, auch durch Krankheit, Urlaub
und Fort- und Weiterbildung. Denn in der gesetzlichen Personalausstattung werden die Urlaubs oder
durchschnittlichen Krankheitstage nicht ausreichendeingerechnet. Wir fordern deshalb, eine größere
Personalausstattung, damit sich die differenziertere Kind-Fachkraft-Relation verbessert und sich die
Zeit der pädagogischen Fachkräfte mit den Kindern erhöht. Bei der Berechnung soll sich die Fachkraft-
Kind-Relation an wissenschaftlichen Erkenntnissen orientieren. Die strukturellen Hilfen z. B. durch
einen verbesserten Leitungsschlüssel, mehr Fachberatung sowie Verwaltungskräfte wollen wir stützen
und nach Möglichkeit verbessern. Auch um alle offenen Stellen tatsächlich besetzen zu können,
brauchen wir mehr gut qualifiziertes Personal und um das zu gewinnen, muss der Beruf attraktiver
werden.

Erzieher*innen und Sozialarbeiter*innen leisten Großartiges, und das unter häufig schwierigen
Bedingungen. Wir wissen: Qualität beginnt mit Menschen, die für Kinder da sind. Doch viel zu oft sind
Erzieher*innen-Stellen in Kitas unbesetzt, und durch Krankheit und Urlaub der Kolleg*innen kommt es
immer wieder zu Engpässen. Denn in der gesetzlichen Personalausstattung sind Urlaube oder
durchschnittliche Krankheitstage nicht mit eingerechnet. Wir fordern deshalb, dass die
Personalausstattung dahingehend erweitert wird, dass sie die differenziertere Kind-Fachkraft-Relation
berücksichtigt und dass dabei zum Beispiel Krankheits- und Urlaubszeiten sowie Fortbildungszeiten
zusätzlich mit hinzugerechnet werden, so dass sich die realen Bedingungen in den Kitas besser
abbilden lassen. Bei der Berechnung soll sich die Fachkraft-Kind-Relation an wissenschaftlichen
Erkenntnissen orientieren. Um alle Stellen tatsächlich besetzen zu können, brauchen wir mehr gut
qualifiziertes Personal und um das zu gewinnen, muss der Beruf attraktiver werden. Deshalb ist gut,
dass es in Tarifverhandlungen gelungen ist, die Bezahlung von Erzieher*innen anzuheben. Wir werden
uns darüber hinaus aber weiter für gute Arbeitsbedingungen in den Kitas einsetzen, zum Beispiel
indem wir auch die mittelbare pädagogische Arbeit, wie etwa Dokumentation oder Elterngespräche, in
die Berechnung des Personalbedarfs einbeziehen. Denn nur wenn Erzieher*innen ausreichend Zeit für
ihre Arbeit haben, können sie diese wirklich gut und für Kinder und Eltern und nicht zuletzt auch für
sich selbst zufriedenstellend ausführen. Darüber hinaus wollen wir den Quereinstieg in den Beruf der
Erzieher*in weiter fördern – Quereinsteiger*innen leisten schon jetzt in Kitas einen essentiellen
Beitrag und bereichern mit ihren vielfältigen Perspektiven den Kitaalltag. Doch wer als
Quereinsteiger*in in die Kita kommt, braucht selbst noch Anleitung und Unterstützung. Deshalb muss
dem übrigen pädagogischen Personal in den Kitas hierfür Zeit zur Verfügung gestellt werden: Die
Ausbildung von Quereinsteiger*innen muss sich bei der Berechnung der Personalstunden
entsprechend niederschlagen.

Deshalb ist gut, dass es in Tarifverhandlungen gelungen ist, die Bezahlung von Erzieher*innen
anzuheben. Wir werden uns darüber hinaus aber weiter für gute Arbeitsbedingungen in den Kitas
einsetzen, zum Beispiel indem wir auch die mittelbare pädagogische Arbeit, wie etwa Dokumentation
oder Elterngespräche, in der Berechnung des Personalbedarfs erhöhen. Denn nur wenn Erzieher*innen
und Kindheitspädagog*innen ausreichend Zeit für ihre Arbeit haben, können sie diese wirklich gut und
für Kinder und Eltern und nicht zuletzt auch für sich selbst zufriedenstellend ausführen. Darüber
hinaus wollen wir den Quereinstieg in den Beruf der Erzieher*in weiter fördern – Quereinsteiger*innen
leisten schon jetzt in Kitas einen essentiellen Beitrag und bereichern mit ihren vielfältigen
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K-4-2236 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen
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Perspektiven den Kitaalltag. Doch wer als Quereinsteiger*in in die Kita kommt, braucht selbst noch
Anleitung und Unterstützung. Deshalb muss dem übrigen pädagogischen Personal in den Kitas hierfür
Zeit zur Verfügung gestellt werden: Die Ausbildung von Quereinsteiger*innen muss sich bei der
Berechnung der Personalstunden entsprechend niederschlagen. Auch wollen wir qualifizierte
ausländische Abschlüsse leichter und schneller anerkennen.

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Unterstützer*innen

Jette Nietzard (KV Berlin-Lichtenberg); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Oliver Gellert (KV
Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Stefan Ziller (KV Berlin-
Marzahn/Hellersdorf); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-
Reinickendorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Oda Hassepaß (KV Berlin-Pankow); Carola Ehrlich-Cypra (KV Berlin-
Pankow)



K-4-2264 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 385 bis 390:
Eine gute Ausbildung und die Möglichkeit, sich immer wieder fortzubilden, sind Voraussetzung für 
Qualitäteine hohe Qualität in den Kitas. Wir haben in den vergangenen Jahren die
Ausbildungskapazitäten an den Fachschulen für Sozialpädagogik mehr als verdoppelt und das
Schulgeld abgeschafft. Wir wollen aber noch einen Schritt weitergehen und die vollschulische 
Ausbildung – wie in anderen Ausbildungsberufen üblich – entlohnenendlich so verbessern, dass die
Studierenden an den Fachschulen eine nicht rückzahlbare Ausbildungsförderung erhalten können. Um
die Fachschulen weiter zu verbessern, wollen wir mit ihnen Qualitätsstandards vereinbaren und dabei
die Vernetzung von Praxis und Theorie 

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Anna Orth (KV Berlin-Spandau); Oliver Gellert (KV Berlin-
Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-
Pankow); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-
Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2281 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 402 bis 404 einfügen:
Sozialpädagogische Fortbildungsinstitut Berlin-Brandenburg (SFBB) wollen wir besser ausstatten. Ziel
ist dabei auch, pädagogische Konzepte weiterzuentwickeln, zum Beispiel beim Spracherwerb, bei der
ökologischen Ausrichtung oder dem Einsatz von digitalen Medien in der frühkindlichen Bildung.

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Oliver Gellert (KV
Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Karsten Dirk Gloger (KV
Berlin-Pankow); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-
Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2288 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 409 bis 413 einfügen:
Bundesratsinitiative zur Modernisierung des Gewerbemietrechts auf den Weg gebracht. Außerdem
wollen wir in Zukunft alle Träger vorrangig bei der Suche nach Flächen und Räumen unterstützen, u. a.
mit der Ausweitung von Erbbaupachtverträgen und einem Neubauinvestitionsprogramm. Beim
Flächenmanagement in der Stadt werden wir auf Multifunktionalität, Mischnutzungen und der
Erschließung von Flächen setzen, die Bildung, Jugend, Soziales und Kultur möglichst an einem
Standort vereinen. In Zusammenarbeit mit IHK, HWK und den landeseigenen Betrieben wollen wir
auch die Einrichtung von Betriebs-Kitas gezielt angehen. Wir werden uns dafür einsetzen, dass die
Kita-Eigenbetriebe einen Mindestanteil von 20 % der Kitaplätze in Berlin stellen.

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Die staatlichen Pflichtaufgaben müssen sich in der Flächensicherung widerspiegeln. Das Prinzip des
Bildungscampus kann und sollte hier wegweisend sein.

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Oliver Gellert
(KV Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Karsten Dirk Gloger
(KV Berlin-Pankow); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Petra Vandrey (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2295 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 416 bis 417 einfügen:
Arbeitszeiten“) ein Angebot für genau diese Eltern – leider kennen es wenige und die Hürden sind
hoch. Wir wollen den MoKiS bekannter und leichter zugänglich machen und werden eine Verzahnung
dieses Angebots mit den Kitas und der Kindertagespflege entwickeln.

Kindertagespflege - flexibel und gut bezahlt

Der hohe Anteil von Kindertagespflege in Berlin zeigt, wie gut insbesondere für jüngste Kinder die
Betreuung und Bildung in kleinen Gruppen mit festen Bezugspersonen ist. Wir haben eine bessere
Bezahlung für die Kindertagespflege erreicht und werden weiter an der Verbesserung der
Rahmenbedingungen arbeiten.

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Ergänzung wichtiger Bereiche der frühkindlichen Bildung und Betreuung.

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Anne Thiel-Klein
(KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Therese Stephan (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2306 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 427 bis 429 einfügen:
eingeübte Rollen mit. Daher setzen wir uns dafür ein, dass vorurteilsbewusste Bildung und Erziehung 
verstärkt ihren Platz in den pädagogischen Einrichtungen findet, Erzieher*innen entsprechend aus-
und fortgebildet werden und sich die Vielfalt der Gesellschaft auch im Personal der 

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Anne Thiel-Klein (KV
Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Therese Stephan (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2309 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 431:
Schutz von Kindern vor MissbrauchGewalt

Begründung

"Missbrauch" sollten wir vermeiden. Sprachlich verharmlost das Wort die Gewalt und lässt offen, ob es
auch einen legitimen "Gebrauch" von Kindern gibt. Wir meinen "Gewalt". Und sollten daher auch
"Gewalt" sagen.

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Anna Orth (KV Berlin-Spandau); Merieme Benali (KV Berlin-
Reinickendorf); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Julia Scharf
(KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Veronika
Gräwe (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jonas Krone (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Johannes Mihram (KV Berlin-
Mitte)
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K-4-2311 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 432 bis 434:
Der Schutz von Kindern hat für uns einen besonderen Stellenwert – die vielen Fälle von 
Kindesmissbrauch, die jüngst Schlagzeilen gemacht haben,psychischer, körperlicher und sexualisierter
Gewalt gegen Kinder zeigen den Handlungsbedarf. Wir werden dafür sorgen, dass alle
Bildungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche 

Unterstützer*innen

Jette Nietzard (KV Berlin-Lichtenberg); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Christina Hilmer-
Benedict (KV Berlin-Neukölln); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Anna Orth (KV Berlin-Spandau);
Merieme Benali (KV Berlin-Reinickendorf); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto
Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Karsten Dirk Gloger (KV
Berlin-Pankow); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-
Lichtenberg); Oda Hassepaß (KV Berlin-Pankow); Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Tobias
Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Jonas Krone
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Johannes Mihram
(KV Berlin-Mitte)
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K-4-2317 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 439 bis 440 einfügen:
Wir wissen, wie schwierig es derzeit ist, einen Kitaplatz zu finden. Darum brauchen wir erheblich mehr
und ausreichend Plätze in Kitas und Tagespflegeeinrichtungen mit hoher Betreuungsqualität. 

Von Zeile 444 bis 446 einfügen:
weiterentwickeln. Damit schaffen wir eine zentrale Plattform, auf der Angebot und Nachfrage nach
Kitaplätzen übersichtlich, einfach und transparent dargestellt werden. Wir wollen, dass alle Eltern hier
– ähnlich wie bei der Vergabe von Plätzen für Oberschulen – zentral ihre 

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Anna Orth (KV Berlin-Spandau); Oliver Gellert (KV Berlin-
Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/
Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2335 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 456 bis 458:
zusammenkommen und in denen eine lebendige, demokratische Kultur gelebt wird. All das erreichen
wir nur mit ausreichend und gut ausgebildeten Erzieher*innenausgebildetem pädagogischen Personal
und guten Räumen. Es war ein richtiger Schritt, Kitas und Kindertagespflege gebührenfrei zu machen.
Bildung ist 

Nach Zeile 461 einfügen:
Zur Unterstützung der Familien und der Träger werden wir eine Ombusstelle einrichten, damit
Beschwerden und Störungen gut und sachgerecht bearbeitet werden können. Dort, wo es Verstöße
gegen die vertraglichen Verpflichtungen der Kitaträger gibt, werden wir die Kontrolle deutlich
verstärken.

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie
vom 4.2.21

Eine Ombusstelle einzurichten ist überfällig und der weitere Ausbau der Kitaaufsicht als
Controllingstelle notwendig.

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Anna Orth (KV Berlin-
Spandau); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow);
Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra
Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Willi
Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jonas Krone
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-4-2420 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 541 bis 543 einfügen:
an Schulen schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus, Antisemitismus, 
Ableismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere
Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verankern.

Begründung

Wenn wir nicht "gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit" sagen, darf Behindertenfeindlichkeit in
dieser Aufzählung nicht fehlen.

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Armin Schäfer
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Eva Marie Plonske (KV Berlin-Kreisfrei); Stefan Ziller (KV Berlin-
Marzahn/Hellersdorf); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-
Reinickendorf); Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Laura
Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Willi Junga (KV Berlin-
Treptow/Köpenick); Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte);
Signe Stein (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2486 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 608 bis 612:
Kein*e Jugendliche*r darfsoll mehr ohne Anschlussperspektive die Schule verlassen. Wir setzen uns
deshalb für ein elftes Pflichtschuljahr für Schüler*innen ohne Anschlussperspektive ein, das in den
Oberstufenzentren angeboten wird. Auch wer eine Ausbildung abbricht, soll einen Anspruch auf die
Begleitung und Unterstützung des Weges durch die Jugendberufsagentur so lange begleitet
werdenhaben, bis eine neue Perspektive gefunden wurde, die den Wünschen und Fähigkeiten der
Jugendlichen entspricht. Und vor Abschluss einer Ausbildung sollen die Oberstufenzentren mit ihrem 

Begründung

Die Jugendberufsagentur ist nicht als der verlängerte Arm der Jobcenter gedacht. Wir setzen uns gegen
die Altersdiskriminierung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen ein. Da werden wir sie sicher
nicht ins nächste Gerüst quetschen. Die Perspektive muss von ihnen und ihren Prioritäten geprägt sein
und das Angebot eng begleitend sein.

Desweiteren wäre es zu überlegen, diesen Abschnitt mit dem folgenden zu tauschen.

Unterstützer*innen

Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Elke Klünder (KV
Berlin-Reinickendorf); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-
Pankow); Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-Reinickendorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-
Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2515 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 636 bis 637 einfügen:
Lernen? Was funktioniert in welcher Altersgruppe? Nur mit dieser Grundlage kann digitale Bildung der
Zukunft gelingen.

4.6 (neu) Jugend in Berlin – starke Perspektiven und Selbstverwaltung

Jugendliche und junge Erwachsene sollen sich frei und selbstbestimmt entwickeln können und wir
verbessern die Voraussetzungen dafür. Verantwortungsvolle, selbstbewusste und mündige Jugendliche
sollen über alle Angelegenheiten, die sie betreffen, mitentscheiden und sichere Räume haben, die sie
selbst gestalten. Wir wollen in der Stadtentwicklung, mit Streetworker*innen in der offenen
Jugendarbeit und mit selbstverwalteten Jugendfreizeiteinrichtungen und –clubs die Möglichkeiten für
Jugendliche dauerhaft verbessern, sich selbst zu verwirklichen. Mit dem Jugendförder- und
Beteiligungsgesetz haben wir in dieser Legislatur eine hervorragende Grundlage dafür gelegt,
insbesondere für eine Finanzierung, die sich an der Zahl der Jugendlichen in unserer Stadt orientiert
und zugleich Qualität verbindlich ausbaut und sichert.

Eine offene Stadt für alle Jugendlichen
Jugendarbeit ist mehr als Prävention. Sie eröffnet allen Jugendlichen und jungen Erwachsenen einen
Raum zur Erfahrung von Selbstwirksamkeit. Wir setzen auf die unmittelbare Ansprache von
Jugendlichen. Streetworker*innen leisten herausragende Arbeit, die wir auch in der aufsuchenden
Arbeit unterstützen. Jugendsozialarbeit trägt dazu bei, bestehende Benachteiligungen
diversitätssensibel auszugleichen. Jugendmigrationsarbeit sowie geschlechterspezifische und
diskriminierungskritische Angebote fördern wir als wichtigen und notwendigen Teil in allen Bereichen,
insbesondere in der Schulsozialarbeit und im Jugendwohnen.

Neue Räume braucht die Jugend
Der Abenteuerspielplatz, der Bauwagen, der Stadtteilbauernhof, der Jugendclub – die
Jugendfreizeiteinrichtungen in Berlin sind viele Jahre lang weggespart worden oder verschwinden
nach Auslaufen von Projektfinanzierungen wieder. Steigende Mieten und Verdrängung setzen
insbesondere den freien Jugendclubs weiter zu. Wir steuern hier um und stärken den Anspruch
Jugendlicher auf sichere kulturelle Orte der Begegnung und auch der politischen Bildung und
Demokratieerfahrung. Wir wollen Jugendclubs sichern und neu bauen. Neben einem
Sanierungsprogramm für Jugendfreizeiteinrichtungen, auch um diese barrierearm zu gestalten, wollen
wir daher die Flächensicherung im Zusammenspiel mit den Bildungs- und Sozialeinrichtungen
vorantreiben.

Selbstverwaltung und Mitbestimmung
Wir setzen darauf, dass Kinder und Jugendliche ihre Orte mit entwickeln und selbst verwalten und
verbessern die kinder- und jugendgerechte Beteiligung und Mitbestimmung in den Gremien. Auf
bündnisgrüne Initiativen hin sind Jugendbüros in den Bezirken eingerichtet, in denen Kinder und
Jugendliche die politische Arbeit überprüfen, Projekte vorschlagen, erarbeiten und umsetzen können.
Wir wollen auch das Berliner Jugendforum stärker in die politischen Prozesse einbinden.
Denn Jugendarbeit betrifft auch den öffentlichen Raum, in der Stadtentwicklung den selbst zu
gestaltenden Freiraum, die Graffitiwand und den jugendgerechten Platz gleichermaßen, im
Jugendbereich den inklusiven Abenteuerspielplatz und den selbstverwalteten Bauwagen. Wir wollen
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K-4-2515 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Seite 2

die Angebote in den Sozialräumen ausweiten und unterstützen die Arbeit der Jugendbildungsstätten
und der Jugendkulturzentren.

Engagiert und international
Im Freiwilligen Sozialen Jahr und dem Freiwilligen Ökologischen Jahr engagieren sich jedes Jahr
tausende junge Erwachsene in Berlin und arbeiten eng mit Jugendlichen aus aller Welt zusammen.
Erfolge wie die Internationale Jugendbauhütte wollen wir stärken.
Das Jugendförder- und beteiligungsgesetz stärkt die Jugendfreizeiten. Und gemeinsam mit dem
Landesjugendring, den Jugendverbänden und den Migrantenjugendselbstorganisationen, sichern wir
die Vielfalt des Internationalen Jugendaustauschs und nehmen die Verantwortung Berlins als
Zentralstelle ernst. Die Jugendstädtepartnerschaften wollen wir über Paris und Moskau hinaus
ausweiten.

Begründung

Jugend ist noch viel mehr als Fridays for Future und muss mit klaren politischen Forderungen im
Landeswahlprogramm vertreten sein.

Unterstützer*innen

Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Jette Nietzard (KV Berlin-Lichtenberg); Wolfgang Schmidt
(KV Berlin-Kreisfrei); Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Elke Klünder (KV Berlin-
Reinickendorf); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Anna Orth (KV Berlin-Spandau); Susann
Worschech (KV Berlin-Neukölln); Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Eva Seiwert (KV
Berlin-Neukölln); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-
Neukölln); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Catrin Wahlen (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Thore
Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Katja Zimmermann (KV Berlin-Mitte); Igor Leonidovic Fayler (KV
Berlin-Neukölln); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Oda Hassepaß (KV Berlin-Pankow); Swantje May (KV Berlin-Neukölln);
Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Beate Bruker (KV Berlin-Neukölln); Willi Junga (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jonas Krone (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Robert Hahn (KV Berlin-Mitte); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte)



K-4-2193 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 315 bis 322:
Familien, die Kinder mit Behinderung oder mit unheilbaren Krankheiten großziehen, stehen häufig vor
mehr und größeren Herausforderungen als andere Familien ohnehin schon. Sie zu unterstützen liegt
uns besonders am Herzen. Wir wollen deshalb den öffentlichen Gesundheitsdienst besser finanzieren
sowie eine stärkere Vernetzung der Hilfe für Menschen mit besonderen Einschränkungen und des
Gesundheitswesens für von Behinderung betroffene oder bedrohte Kinder. Dies brauchen wir genauso
für pflegende Kinder und Jugendliche, die sich neben ihrer schulischen Ausbildung um ihre Eltern
kümmern und damit häufig viel mehr Verantwortung übernehmen als Gleichaltrige.

Kinder mit Behinderung oder mit unheilbaren Krankheiten und ihre Familien stehen vor mehr und
größeren Herausforderungen als andere Familien ohnehin schon. Pflegende Kinder und Jugendliche,
die sich neben ihrer schulischen Ausbildung um Angehörige kümmern und dabei sehr viel mehr
Verantwortung als Gleichaltrige übernehmen, benötigen in ihrer persönlichen Entwicklung
Unterstützung durch die Gesellschaft.

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Wir gehen immer vom Kind und dessen Entwicklung aus.

Unterstützer*innen

Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Alexandra Renner-Roman (KV Berlin-
Reinickendorf); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Evelyn Filipp (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Evgeniya Barbin (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2508 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 629 bis 631:
Gelder aus dem Digitalpakt effektiv und schnell in die digitale Ausstattung der Berliner Schulen
fließen. Neben denHäufig scheitert die Digitalisierung nicht mehr am Geld, sondern am Personal. Die
IT-Administrator*innenExpert*innen, die sich um die Technikdigitalen Ausstattung der Schulen
kümmern, wollen wir darum kräfig stärken. Künftig soll jeder Schule eine volle Stellen für die IT-
Administration zur Verfügung stehen. wollen wir den Schulen sogenannte EdTech Coaches zur
Verfügung stellen, die die Kolleg*innen bei 

Unterstützer*innen

Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Birgit Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Urban
Aykal (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Zeinab Shaker (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Jürgen Faust-Fischer (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Detlef Meyer zu Heringdorf (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Merieme Benali (KV Berlin-
Reinickendorf); Luiz Ramalho (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Nils-Eyk Zimmermann (KV Berlin-Mitte);
Konstantinos Kosmas (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-4-2378 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 499 bis 500 einfügen:
Lehrkräfte für Arabisch, Türkisch, Polnisch und weitere Sprachen, damit Schüler*innen auch ihre
Herkunftssprachen als zweite und dritte Fremdsprache wählen können. Wir brauchen mehr junge
Menschen, die Lehrer*innen im MINT- Bereich werden wollen (Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften und Technik). Das neue Stipendienprogramm wollen wir weiter ausbauen und
durch Programme zur direkten Ansprache ergänzen. Langfristig möchten wir ein Lehramtstudium mit
stärkerem Fokus auf Pädagogik.
Wer schon im Studium Unterrichtserfahrung gesammelt hat, soll sich diese als Praxiszeit anrechnen
lassen können.

Begründung

Wir müssen einen Fokus auf den Abbau von Mangelfächern (allen voran Mathe) setzen. Pädagogik/
Didaktik ist hier viel wichtiger, als die höhere Mathematik, die im Moment wichtigste
Studienanforderung ist, und an der viele Lehramt-Studierende sinnlos scheitern.
Das Stipendienprogramm ist noch zu speziell, zu unbekannt, zu schlecht bezahlt. Dass man sich
praktische Lehrerfahrung (z.B. im Rahmen eines PKB-Vertrags) nicht als Praxissemester anrechnen
lassen kann, ist unbegreiflich. Das wäre erstens ein Anreiz für mehr Studierende und würde zweitens
die Ausbildungsdauer im Master um ein Semester verkürzen.

Unterstützer*innen

Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Birgit Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Uwe
Köhne (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Zeinab Shaker (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Beate
Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Detlef Meyer zu Heringdorf (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Merieme Benali (KV Berlin-Reinickendorf); Luiz Ramalho (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Konstantinos Kosmas (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-4-2373 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 494 bis 495 einfügen:
steigendem Personal und ausreichend Schulplätzen wollen wir zudem die Stundendeputate verringern
und die Größe von Klassen verkleinern. Die Schulen sollen ein attraktiver Arbeitsplatz sein. Dazu zählt
eine gute Ausstatung und moderne Technik, die funktioniert, wenn es darauf ankommt. Viele
Verwaltungsaufgaben können durch neue Programme vereinfacht werden, sodass Lehrer*innen
schneller sagen können: "Jetzt habe ich wieder Zeit für meine Schüler*innen."

Unterstützer*innen

Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Birgit Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Katrin
Schaar (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Urban Aykal (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Uwe Köhne (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Beate Sattler-
Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Detlef Meyer zu Heringdorf (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Merieme Benali (KV Berlin-Reinickendorf); Luiz Ramalho (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Nils-Eyk Zimmermann (KV Berlin-Mitte); Konstantinos Kosmas (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-4-2344 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Hans-Jürgen Kuhn (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 465 bis 470:
Bildung braucht es ein Umdenken: Schule muss sich konsequent an den Bedürfnissen von Kindern
orientieren. Nicht erst seit Corona hat gezeigtwissen wir, dass Kinder mehr benötigen als das
Vermitteln von Wissen. Sich selber und die eigenen Fähigkeiten gut zu kennenentwickeln , soziales
Miteinander und Mitbestimmung zu erproben – all das soll Schule stärken. Wir wollen eine neue
Kultur des Lernens, in der nicht Defizite, sonderndie kognitive und soziale Fähigkeiten imin den
Mittelpunkt stehenllt. Und wir wollen Klassen, die die Vielfalt unserer Gesellschaft abbilden.

Unterstützer*innen

Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Carola Ehrlich-Cypra (KV Berlin-Pankow);
Imma Hillerich (KV Berlin-Kreisfrei); Sybille Volkholz (KV Berlin-Mitte); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf)
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K-4-2354 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Hans-Jürgen Kuhn (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 475 bis 476 einfügen:
möglich zusammen lernen. Darum ist unser Ziel die „eine Schule für alle“ – langes gemeinsames
Lernen in vielfältigen Gemeinschaftsschulen. Dafür brauchen vor allem Schulen mit großen
Herausforderungen die Einbindung in gut funktionierende Netze der Jugend- und Familienhilfe.

Inklusion
Bei der Weiterentwicklung der Berliner Schulen zu inklusiven Schulen wird an die positive
Entwicklung der letzten Legislaturperiode angeknüpft. In den nächsten Jahren soll diese gute
Ausgangsbasis gesichert und weiterentwickelt werden. Die Einrichtung weiterer Schwerpunktschulen
wird in Abstimmung mit den Bezirken zügig vorgenommen, damit ein möglichst wohnortnahes
Angebot für alle Behinderungen – außer LES – geschaffen wird. Die Schwerpunktschulen sollen eine
attraktive Alternative zu den sonderpädagogischen Förderzentren sein und keinesfalls die integrative
Arbeit der übrigen Regelschulen beeinträchtigen. Ebenso sollen die Einzelfallhelfer*innen zur
Schulassistenz weiter qualifiziert werden.

Unterstützer*innen

Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Imma Hillerich (KV Berlin-Kreisfrei);
Sybille Volkholz (KV Berlin-Mitte); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Peter Michael Rulff (KV
Berlin-Kreisfrei)
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K-4-2434 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Hans-Jürgen Kuhn (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 555 bis 557:
Kinder gleichermaßen verankern. Wer sich in Berlin bei einer weiterführenden Schule bewirbt, weiß,
dass es hoch kompetitiv zugehteine große Konkurrenz um begehrte Schulplätze gibt. . Beherzter
Schulneubau und eine Personalplanung mit Reserven sollen dies in Zukunft abmildern. Außerdem
bleiben die freiwerdenden Kapazitäten an 

Unterstützer*innen

Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Carola Ehrlich-Cypra (KV Berlin-Pankow);
Imma Hillerich (KV Berlin-Kreisfrei); Sybille Volkholz (KV Berlin-Mitte); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf)
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K-4-1989 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 110 bis 112 einfügen:
Und Fachkräfte kommen in Regionen und Städte, die aus beruflicher wie privater Perspektive
gleichermaßen attraktiv sind. Bezahlbare Mieten, eine hohe Lebensqualität, gute Bildung und
erleichterter Familiennachzug sind dafür die Voraussetzungen. Diese vermeintlichen Wohlfühlthemen
sind mittlerweile harte 

Begründung

Die Entscheidung in Berlin zu leben und zu arbeiten, hängt für viele qualifizierte Fachkräfte auch
davon ab, dass ihre Familien mit einreisen oder nachziehen dürfen.
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K-4-1994 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 115 bis 117 einfügen:
macht Berlin wirtschaftlich erfolgreich. Mit dem Business Immigration Center unterstützen wir
Unternehmen aktiv, Arbeitskräfte zu gewinnen. Aber auch Nicht-Fachkräfte bereichern unsere Stadt -
Menschen bringen mehr mit als ihre reine Arbeitskraft. Deshalb setzen wir uns auf Bundesebene für
ein Einwanderungsgesetz ein, dass nicht ausschließlich auf Fachkräfte setzt. Zugleich gilt es die
Anstrengungen zur Aus- und Weiterbildung zu verstärken und die Durchlässigkeit zwischen
akademischer und 

Nach Zeile 119 einfügen:
Zentrale Voraussetzung für einen international attraktiven Standort für Studierenden und
Akademiker*innen sind diskriminierungssensible Hochschulen. Deswegen setzen wir uns dafür ein,
dass im Hochschulgesetz unabhängige Beauftragte für Diversität verankert werden. Die Hochschulen
Berlins sollen dabei in der Besetzung der Stellen sich abstimmen, um in den Beauftragten möglichst
vielfältige Diskriminierungsmerkmale persönlich vertreten und so Betroffene besser ansprechen zu
können.

Begründung

Fachkräfte sind für Berlin wichtig, das Kapitel hat seine absolute Berechtigung. Aber wir müssen auch
deutlich machen, dass wir verstanden haben, dass nicht nur Fachkräfte unsere Stadt bereichern.

Zudem sind Berliner Hochschulen nur dann international interessant, wenn diese diskriminierungsfrei
sind. Das müssen wir sicherstellen.
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K-4-2050 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Nach Zeile 172 einfügen:
Seit einiger Zeit fördern wir auf Landesebene Programme, welche Menschen aus Familien mit
Einwanderungsgeschichte auf dem Weg in das Berufsleben unterstützen. Netzwerke zur Förderung von
Menschen mit Migrationsgeschichte werden verstetigt und weiterhin vom Senat unterstützt. Ein
weiterer notwendiger Schritt in diese Richtung ist außerdem die langfristige Veränderung aktueller
Ausschreibungspraxis sowohl im öffentlichen Dienst als auch in der privaten Wirtschaft.
Anforderungsprofile entsprechen selten den diversen Erfahrungen, die Menschen einer
Migrationsgesellschaft machen. So setzen wir uns dafür ein, dass zukünftig Qualifikationen wie
Mehrsprachigkeit, sich nicht mehr auf Englisch und Deutsch beschränken, sondern die Sprachenvielfalt
der Berliner Stadtgesellschaft widerspiegeln.
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K-4-2414 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 535 bis 537:
unschätzbaren Vorteil. Mehrsprachigkeit ist eine Qualifikation – das wollen wir deutlicher anerkennen
und Unterricht in HerkunftssprachenFamiliensprachen ausbauen. Damit Schüler*innen Vielfalt und
Unterschiedlichkeit positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir deutlich mehr 
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K-4-2421 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Nach Zeile 543 einfügen:
Willkommensklassen

Geflüchtete Kinder und Jugendliche sind für uns ein Zugewinn für die Gesellschaft und genau so
sollten sie sich auch fühlen. An Schulen setzen wir uns deshalb dafür ein, „Willkommensstrukturen“ zu
errichten. Gut ausgestattete und mit den Regelstrukturen verzahnte Willkommensklassen sind
wichtige Voraussetzung für Bildungsgerechtigkeit. Ziel ist eine schnellstmöglicher, vollständiger
Wechsel in die Regelklassen.

Wir möchten, dass Deutsch als Fremd-/Zweitsprache als reguläres Schulfach anerkannt wird, und
Schüler*innen, die Bedarf haben, können dieses Fach dann belegen, während deutsche
Muttersprachler*innen eine andere Fremdsprache lernen. So ist der langfristige Sprachunterricht
gewährleistet und Kontakte zu Berliner-Schüler*innen entstehen von Anfang an auf natürlich Weise.
Bis dies erreicht ist, möchten wir die bestehenden Strukturen verbessern, und die Schulaufsichten mit
Personal ausstatten, dass Schüler*innen vor der Schulzuweisung auf Deutschkenntnisse prüft, um sie
dann an eine Klasse weiterzuleiten, die tatsächlich ihrem Niveau entspricht. So werden Lehrer*innen
entlastet, und Schüler*innen können in ihrem tatsächlichen Tempo und Niveau lernen.

Willkommensschüler*innen sind häufig unbegleitet oder haben Eltern, die sich nicht beschweren
(können) und die Rechte ihres Kindes einklagen. Das bedeutet, dass sich der Staat und die Verwaltung
besonders um die Sicherstellung der Kinderrechte dieser Gruppe kümmern müssen. Kinder dürfen
nicht diskriminiert werden, und deshalb müssen Lehrkräfte und Schulpersonal anti-rassistisch und in
kritischem Weißsein geschult werden. Die vorgesehenen Anti-Diskriminierungs-Beauftragten müssen
mit den Strukturen der Willkommensklassen vertraut gemacht werden. Der Sprachmittler*innenpool
muss erweitert und leichter abrufbar werden. Sprachmittler*innen sollten bei Elternabenden und
Elterngesprächen immer dabei sein, den Schulen helfen Briefe zu übersetzen und so dafür sorgen, dass
auch geflüchtete Eltern ihr Mitspracherecht spüren.

Begründung

Als neues Kapitel, da es bisher im Programm nicht bedacht wurde.
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K-4-2417 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Manfred Herrmann (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 538 bis 541:
Schwarze Lehrkräfte und Lehrkräfte of Color gewinnen. Außerdem achten wir die Urteile des
Bundesverfassungsgerichts und werden das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen. Dabei fangen wir
mit den Schulen anhinsichtlich Lehrkräften anpassen. Wir wollen klare Beschwerdewege im Fall von
Diskriminierung an Schulen schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus, 

Begründung

Nach der eindeutigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts widerspricht ein pauschales
Verbot von religiösen Symbolen für Lehrkräfte deren positiver Religionsfreiheit. Das
Bundesarbeitsgericht hat dies am 27. August 2020 erstmals für Berlin zugunsten einer Bewerberin
beachtet. Daher ist das Berliner Neutralitätsgesetz entweder in der Verwaltungspraxis konform
anzuwenden oder besser – zwecks Rechtsklarheit – entsprechend zu ändern.

Andererseits erlaubt das Bundesverfassungsgericht das gesetzliche Verbot solcher Symbole im Fall
einer konkreten Störung des Schulfriedens und eröffnet sogar die Möglichkeit einer
Verordnungsermächtigung, wenn sich etwa solche Fälle an bestimmten Schulen häufen sollten.

Ferner entschied „Karlsruhe“ am 14. Januar 2020, dass Rechtsreferendarinnen gesetzlich das Tragen
religiöser Symbole bei hoheitlichen Tätigkeiten in Gerichtsverhandlungen untersagt werden kann. Dies
dürfte erst recht für berufsmäßige Staatsanwältinnen und Richterinnen sowie für deren männliche
Pendants gelten.

Somit sind andere Elemente des Neutralitätsgesetzes verfassungskonform. Sie sollten im Interesse der
Neutralität staatlichen Handelns und der positiven wie negativen Religions- und
Weltanschauungsfreiheit der Berliner*innen erhalten bleiben.

Unterstützer*innen

Martin Kupfer (KV Berlin-Neukölln); Christa Emde (KV Berlin-Neukölln); Dominik Pross (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Sabine Daniel (KV
Berlin-Kreisfrei); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Hannah Wettig (KV Berlin-Pankow);
Thomas Hess (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Nina Freund (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Annabelle Wolfsturm (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Imma Hillerich (KV Berlin-Kreisfrei); Martina Zander-Rade (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Stefan Meinhold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bertil Wewer (KV Berlin-Neukölln)
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K-4-2416-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Katrin Schaar (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 537 bis 541 löschen:
Unterschiedlichkeit positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir deutlich mehr Schwarze
Lehrkräfte und Lehrkräfte of Color gewinnen. Außerdem achten wir die Urteile des
Bundesverfassungsgerichts und werden das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen. Dabei fangen wir
mit den Schulen an. Wir wollen klare Beschwerdewege im Fall von Diskriminierung an Schulen
schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus, 

Begründung

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat nicht gefordert, dass das Berliner Neutralitätsgesetz
abgeschafft werden soll. Auch das in diesem Jahr ergangene Urteil des Bundesarbeitsgerichts verlangt
keine Abschaffung des Berliner Neutralitätsgesetzes und bezieht sich ausschließlich auf den
Schulbereich und nicht die auf die anderen im Neutralitätsgesetz genannten Bereiche der öffentlichen
Verwaltung. Das Bundesarbeitsgericht hat in seinem Urteil ausgeführt, dass das Neutralitätsgesetz
verfassungskonform auszulegen sei. Das bedeutet, dass eben keine Verfassungswidrigkeit behauptet
worden ist. Das Bundesarbeitsgericht hätte auch keine entsprechende Feststellung treffen können,
denn eine solche Entscheidung käme nur dem Bundesverfassungsgericht zu, das hierüber jedoch nicht
geurteilt hat. Vonseiten der Senatsbildungsverwaltung ist es geplant, beim Bundesverfassungsgericht
eine Beschwerde einzulegen, da das Bundesarbeitsgericht in seiner Urteilsfindung die Rechte der
Kinder auf den Schutz vor religiöser Einflussnahme nicht berücksichtigt habe.

Der Vorschlag, das Neutralitätsgesetz vollkommen abzuschaffen, muss innerparteilich umfassend
politisch hinsichtlich der damit verbundenen Konsequenzen erörtert werden. Sowohl in der Berliner
Bevölkerung als auch innerhalb der Berliner Grünen sehen wir diese Forderung als nicht
mehrheitsfähig und auch nicht als richtig an.

Mit einem Wegfall des Neutralitätsgesetzes würde der Staat nicht nur im schulischen Bereich, sondern
auch in weiteren Feldern wie der Justiz, den Schüler:innen und Bürger:innen nicht mehr religiös und
weltanschaulich neutral gegenübertreten. Neben dem Tragen eines Kopftuchs würde es damit
ebenfalls legitim sein, auch andere religiöse Symbole, wie auch beispielsweise Kreuze zu tragen.
Hierdurch werden religiös-weltanschauliche Fragen zentral an Schüler:innen und Bürger:innen
herangetragen und beeinträchtigen diese in der Ausübung ihrer eigenen Religionsfreiheit und
Gewissensentscheidungen sowie auch in ihrer ebenso vorhandenen negativen Religionsfreiheit.
Hervorzuheben ist dabei auch das besondere Abhängigkeitsverhältnis von Schüler:innen gegenüber
ihren Lehrer:innen. Aus unserer Sicht sollten Schüler:innen nicht dazu gezwungen sein, sich mit der
religiös-weltanschaulichen Position der Lehrenden auseinanderzusetzen. Das staatliche
Neutralitätsgebot in Bezug auf religiöse und weltanschauliche Fragen ermöglicht erst Pluralität und
die freie religiös-weltanschauliche Entfaltung der Schüler:innen und Bürger:innen.

Es geht also beim Neutralitätsgesetz nicht nur um „das Kopftuch“; tatsächlich und in der Wirkung
würde der Verzicht auf das Neutralitätsgesetz zu „mehr Religion“ in den Schulen, der öffentlichen
Verwaltung sowie der Justiz führen. Die Grünen sollten sich in ihrem Wahlprogramm nicht darauf
festlegen, das Neutralitätsgesetz zu streichen. Es sollte vielmehr innerparteilich diskutiert werden, wie
eine Anpassung des Neutralitätsgesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und
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weitere Rechtsprechungen sinnvoll erfolgen kann, um eine diskriminierende Praxis zu verhindern ohne
dabei den generellen Anspruch der staatlichen Neutralität aufzugeben.

Unterstützer*innen

Rainer Penk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Corinna Steinwärder (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Claus Heuberger (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Detlef Meyer zu Heringdorf (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Uwe Köhne (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); André Meral (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Anke Otto (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Ursula Hertel-Lenz (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Ulrich Hauschild (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Detlef Fritz (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Peter Schaar (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jörg
Staudemeyer (KV Berlin-Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Eckhard Lüth (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Katharina Koufen (KV Berlin-Pankow); Peter Michael Rulff (KV Berlin-Kreisfrei);
Hartmut Hannemann (KV Berlin-Kreisfrei); David Michail Braun (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Christian Hawel (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Christine Gaszczyk (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Nina Freund (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Peter Schrage-Aden (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Veit Olschinski (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Stefan Meinhold (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg)



K-4-2378-5 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 499 bis 500 einfügen:
Lehrkräfte für Arabisch, Türkisch, Polnisch und weitere Sprachen, damit Schüler*innen auch ihre
Herkunftssprachen als zweite und dritte Fremdsprache wählen können.

Die Lehrerfortbildung des LISUM Berlin-Brandenburg ist zu evaluieren und die bisherige Arbeit im
Hinblick auf die bedarfsorientierte Gestaltung des Angebots für die Schulen fortzuentwickeln, damit
eine umfassende Unterstützung der Kollegien anhand der Entwicklungsziele der Schulen stattfinden
kann.

Begründung

Fortbildung und Weiterbildung für Lehrkräfte ist in der sich verändernden komplexen Welt
entscheidend, damit die Schulen sich diesen Bedingungen pädagogisch stellen können. Deshalb muss
das LISUM als Fortbildungsinstitut so aufgestellt werden, damit es die Veränderungsprozesse in den
Schulen begleiten und unterstützen kann.

Deshalb sollte jedes Jahr der Fortbildungsbedarf an den Schulen anhand der Entwicklungsziele
abgefragt und dementsprechend das Angebot bedarfsorientiert gestaltet werden. Im ersten Schritt
sollte eine Evaluierung durch eine Kommission unter Beteiligung von überregionalen Fachleuten
erfolgen, die sowohl Kompetenzen der pädagogischen Hochschulen als auch von
Fortbildungsinstituten aus anderen Bundesländern einbezieht.

Unterstützer*innen

Bernd Albani (KV Berlin-Pankow); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Volkmar
Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); Jacob Zellmer (KV Berlin-
Treptow/Köpenick); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Verena Toussaint (KV Berlin-Pankow);
Karin Hieronimus (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-4-2410 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 531 bis 532 einfügen:
Naturkundemuseum fördern, um Natur- und Nachhaltigkeitsbildung an den Schulen anschaulich zu
verankern.

Diesbezüglich sind alle Curricula und Rahmenlehrpläne zu überarbeiten, damit Bildung für
nachhaltige Entwicklung (BNE) zum integralen Bestandteil der Ausbildung in allen Schulstufen wird.

Begründung

Die Rahmenlehrpläne müssen vor dem Hintergrund der Corona-Krise überarbeitet, entfrachtet und im
Hinblick auf die zukünftigen Herausforderungen unserer Gesellschaft und der Klimakrise
weiterentwickelt werden. Der vom UNESCO-Weltaktionsprogramm 2015 verankerte Fachbegriff
„Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE)“ steht für wichtige Zukunftskompetenzen, der alle Aspekte
aus dem Bereich der nachhaltigen Entwicklung umfasst, aber auch für moderne Lehr- und
Lernmethoden, wie etwa situatives Lernen.

Unterstützer*innen

Bernd Albani (KV Berlin-Pankow); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Sibylle C.
Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Robert Hahn (KV Berlin-Mitte); Volkmar Nickol (KV
Berlin-Kreisfrei); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Ursula Hertel-Lenz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-4-2691 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 812 bis 813 einfügen:
Kreislaufwirtschaft und Holzbau beim Neubau unserer landeseigenen Wohnungsunternehmen
vereinbaren. In den jährlichen Zielvereinbarungen ist der Ausbau der Solarenergie in Kooperation mit
dem Stadtwerk Berlin sicherzustellen.

Begründung

Die angestrebten Ziele des Masterplans Solarcity Berlin[1] können nur erreicht werden, wenn die
Landesunternehmen diesbezüglich eine Vorbildfunktion übernehmen.

[1] Vgl. Masterplan Solarcity Berlin: https://www.berlin.de/sen/energie/energie/erneuerbare-energien/
masterplan-solarcity/

Unterstützer*innen

Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Heidrun Bäumker (KV Berlin-Pankow);
Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); Jacob Zellmer (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Ursula Hertel-Lenz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Reiner Schiller-Dickhut
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-4-2138 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 08.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Nach Zeile 260 einfügen:
Bei Projekten für Kinder und Jugendliche, wie Projekte der Kulturellen Bildung, müssen diese auch in
Jurys und anderen altersgerechten Auswahl-Formaten mitentscheiden können, was gefördert wird.

Begründung

Kinder und Jugendliche sollen als Zielgruppe von Projekten der Kulturellen Bildung auch selbst
entscheiden können, welche Projekte sie sinnvoll und unterstützenswert finden. Sie sind dafür die
Expert*innen. In Jurys sollen deshalb nicht nur beratende Funktionen einnehmen, sondern wirklich
mitentscheiden. Sofern es die Arbeit einer Jury nicht hergibt, dass Kinder und Jugendliche
gleichberechtigt mitarbeiten können – zum Beispiel weil der Arbeitsaufwand zu hoch ist – sollen
andere altersgerechte Formate gefunden werden, die das Mitbestimmen garantieren.
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K-4-2447 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 08.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 568 bis 572:
und Kooperationen fördern sowie den Personalschlüssel im Ganztag erhöhen, um ihn zu einer echten
Förderung und Stärkung von Kindern und Jugendlichen weiterzuentwickeln. Mit der Öffnung in den
Kiez soll Schule auch zum Ankerpunkt für Eltern werden – damit Lehrer*innen und anderes
pädagogisches Personal in engem Austausch mit Eltern stehen und ihre Perspektive einbinden sowie
auf der anderen Seite Eltern beratend zur Seite stehen.

Die Öffnung und Vernetzung von Schulen in den Kiez soll Künstler*innen an die Schulen bringen und
zu mehr Kooperationen mit lokalen Kulturinitiativen und -orten führen.

Mit der Öffnung in den Kiez soll Schule auch zum Ankerpunkt für Eltern werden – damit Lehrer*innen
und anderes pädagogisches Personal in engem Austausch mit Eltern stehen und ihre Perspektive
einbinden sowie auf der anderen Seite Eltern beratend zur Seite stehen.

Begründung

Es ergibt Sinn, mit der kulturellen Bildung in der Schule anzusetzen, weil dort alle Kinder hingehen.
Dafür bieten sich Kooperationen zwischen Schulen und Künstler*innen/Kulturakteur*innen an. In
Berlin gab und gibt es bereits mehrere solcher Projekte, von denen man lernen kann. So wird nicht nur
kulturelle Bildung ermöglicht, sondern auch die Kultur im Kiez gestärkt. Ein Ansatz, den wir prinzipiell
unterstützen.
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K-4-2485 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Selma Tabak-Balks (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 606 bis 607 einfügen:
Zugang zu wissenschaftlicher Hochschulbildung steht sowohl Menschen mit einer allgemeinen
Schulbildung als auch jenen mit einer Berufsausbildung offen.

Das duale Ausbildungssystem in Deutschland ist ein Vorbild weltweit. Dennoch halten viele
Schüler*innen in Berlin ein Hochschulstudium für den einzig richtigen Bildungsweg.
Wir sehen die berufliche Ausbildung als eine der tragenden Säulen der Berliner Wirtschaft. Zudem
erweitert die duale Ausbildung die beruflichen Möglichkeiten der jungen Berliner*innen.
Wir entgegnen dem großen Fachkräftemangeln und Unterstützen die duale Ausbildung – frei von
jeglichen Klischees – und sorgen für Chancengleichheit und eine diverse duale Ausbildung.
Einem Mangel an dualen Ausbildungsplätzen wirken wir entschieden entgegen. Berlin profitiert
weiterhin von der geförderten Verbundausbildung, bei der mehrere Betriebe die Ausbildung
gemeinsam durchführen. Hierdurch werden weitere Ausbildungsplätze geschaffen. Der Fokus liegt hier
besonders auf kleinen und mittleren Unternehmen und Beschäftigten, die neue berufliche
Perspektiven benötigen.
Hier werden unter anderem auch die Quereinsteiger*innen und Studienabbrecher*innen unterstützt.
Durch entsprechende Projekte und Programme steigern wir die Attraktivität der Berufe und stärken die
Berufsorientierung an Schulen.

Begründung

Das duale Ausbildungssystem ist ein Vorbild weltweit und erweitert die beruflichen Möglichkeiten für
Schüler*innen. Leider findet sich in diesem Antrag zum Thema duale Ausbildung (als berufliche Chance
wie das Studium) kaum etwas im Antrag.

Mit einer dualen Ausbildung haben die Schüler*innen die Möglichkeit ihre berufliche Zukunft zu
gestalten. Nicht alle schaffen es an die Hochschule oder sie möchten dies nicht.
In diesem Bereich gibt es viele sichere Arbeitsplätze und viele Möglichkeiten.
Ein ganzes Kapitel widmet sich den Hochschulen. Was spricht dagegen auch die Ausbildung zu
betonen?
Hiermit sprechen wir weitere Gruppe an, was ich sehr wichtig finde.

Ich finde zu Berlin gehört auch die klischeefreie duale Ausbildung und dies sollten wir nicht
vernachlässigen.
Ich freue mich auf eure Unterstützung!

Unterstützer*innen

Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Stefanie Remlinger (KV Berlin-Pankow); Taylan Kurt (KV Berlin-
Mitte); Rico Schulze (KV Berlin-Mitte)
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K-4-1882 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 3 bis 5:
Kleinsten, in der Kita, gilt für Schulkinder und Jugendliche in Ausbildung, bis zu 
WissenschaftStudierenden, Wissenschaftler*innen und in der Wirtschaft. Wir sind der festen
Überzeugung: Berlin muss Stadt der Innovation, Nachhaltigkeit und der Zukunft werden. Deswegen
haben wir uns 2016 mit großen 

Begründung

Im Bereich Kita und Schule werden die Kleinsten, Schulkinder und Jugendlichen als Personen benannt,
während im Hochschulbereich nur noch von der Institution Wissenschaft die Rede ist. Durch die
Umstellung auf Studierende und Wissenschaftler*innen sollen auch hier die Menschen in den Fokus
genommen werden.
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K-4-1882-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 3 bis 7 einfügen:
Kleinsten, in der Kita, gilt für Schulkinder und Jugendliche in Ausbildung, bis zu Wissenschaft und
Wirtschaft. Wir sind der festen Überzeugung: Berlin muss Stadt des Wissens, der Innovation,
Nachhaltigkeit und der Zukunft werden. Deswegen haben wir uns 2016 mit großen Schritten in
Richtung Zukunft aufgemacht und investiert: in Bildung und Wissenschaft, in Innovation, in
Klimaschutz und in mehr Solidarität.

Begründung

Bildung und Wissen werden in dem Abschnitt stark mit dem Innovationspotential verknüpft. In der
Einleitung des Kapitels sollten Bildung, Wissen und Wissenschaft jedoch auch als Werte an und für
sich sichtbar werden.
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K-4-1905 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 26 bis 28:
eingezogen. Diese Arbeit wollen wir fortsetzen. Menschen, die lange arbeitslos waren, wollen wir eine
neue Perspektive geben und dazu unser „Berliner Chancen-Programm“Perspektiven Programm für
Langzeitarbeitslose “ auf den Weg bringen: neue Möglichkeiten, öffentlich gefördert und verbunden
mit Ausbildung und 

Begründung

Mit dem "Berliner Chancengleichheitsprogramm" (kurz BCP) gibt es bereits seit vielen Jahren eine
etablierte Unterstützung für die Gleichstellung in der Wissenschaft. Das hier vorgeschlagene „Berliner
Chancen Programm“ ähnelt dem Namen des BCP sehr, daher regen wir eine Umbenennung wie
vorgeschlagen an. Bitte auch entsprechend in den Zeilen 2097/2098 und 2692 ändern.
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K-4-1982 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 103 bis 107:
verbinden Stadtentwicklung und industrielle Leuchtturmprojekte, um Berlin zur Referenzplattform für
Zukunftstechnologien auszubauen. Die Entscheidung von Siemens, hohe dreistellige Millionenbeträge
in die Siemensstadt zu investieren, ist Ausweis dafür. In der Siemensstadt 2.0. wird gezeigt, wie das
Schlagwort der „urbanen Industrie“ mit Leben gefüllt werden kann.Die Siemensstadt 2.0. zeigt, wie das
Schlagwort der „urbanen Industrie“ mit Leben gefüllt werden kann. Und mit der Urban Tech Republic
und dem Schumacher Quartier am ehemaligen Flughafen Tegel entsteht in den nächsten Jahren ein
weiterer Zukunftsort im Norden unserer Stadt, der Technologie, Forschung, Gewerbe, Industrie, Wohnen
und Naherholung verbindet.

Begründung

In Berlin entstehen neben der Siemensstadt 2.0 noch weitere Verbundprojekte, die als
Leuchtturmprojekte der modernen Stadtentwicklung gesehen werden. Nur eines zu nennen, wird der
Vielfalt der Entwicklungen nicht gerecht.
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K-4-2516 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 638 bis 639:

4.6 Unabhängig Wissen schaffen – gute Bedingungen für die Berliner
Hochschulen

4.6 Forschen und Studieren für die Zukunft - beste Bedingungen für
unabhängige Wissenschaft in Berlin 

Begründung

Zur breiten Wissenschaftslandschaft Berlins zählen nicht nur Hochschulen. Wir wollen nicht nur gute
Bedingungen für Hochschulen schaffen, sondern auch für Studierende, Forschende und Angestellte an
den Forschungseinrichtungen.
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K-4-2518 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 640 bis 642:
Unabhängige Wissenschaft und Forschung schaffen Zukunft. Sie könnengeben Antworten auf zentrale
Herausforderungen unserer Stadt liefern und helfen unsere Gesellschaft besser zu verstehen. Dafür
stärken wir unsere vielfältige Berliner Wissenschaftslandschaft aus Universitäten, 

Begründung

Die redaktionelle Änderung stärkt die Bedeutung der Wissenschaft und Forschung.
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K-4-2520 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 641 bis 643 einfügen:
Herausforderungen unserer Stadt liefern und helfen unsere Gesellschaft besser zu verstehen. Dafür
stärken wir unsere vielfältige Berliner Wissenschaftslandschaft aus Universitäten und der Charité
Universitätsmedizin Berlin, Hochschulen für angewandte Wissenschaften, Kunsthochschulen,
außeruniversitären und freien 

Begründung

Die Charité sollte genannt werden, da sie keine eigenständige Universität ist, aber von zentraler
Bedeutung für die Gesundheitsforschung in Berlin.
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K-4-2529 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 650 bis 652 einfügen:
Die Hochschulverträge als Finanzierungsgrundlage wollen wir fortführen, aber transparent und
bedarfsgerecht unter Beteiligung der Hochschulgremien umgestalten. Der Sockelbetrag soll deutlich
steigen, um Lehre und Forschung in hoher Qualität sicherzustellen. Mit einer berlinweiten
Strukturplanung, welche die 

Begründung

Bei den Anhörungen zur Novellierung des Berliner Hochschulgesetzes wurde die Forderung nach einer
Beteiligung von Hochschulgremien, wie vor allem dem Akademische Senat, an der Ausarbeitung der
Hochschulverträge vehement vorgetragen. Das wollen wir unterstützen.
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K-4-2556 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 677 bis 680:
Studium, wie studentisches Wohnen und die Mensaversorgung, verbessern. Wir werden das Beste aus
Präsenz- und digitaler Lehre fördern und Orientierungsphasen im Studium einführen sowie ein 
flexibles Teilzeitstudium, auch berufsbegleitend, verbindlich einführenumsetzen. Wir kämpfen für eine
Grundsicherung für Studierende und Auszubildende, die allen eine echte Wahlfreiheit für den 

Begründung

Zumindest das Teilzeitstudium gibt es rechtlich schon. Flexibel durchführbar ist es jedoch mit der
aktuellen gesetzlichen Regulierung nicht. Insofern müssen wir dieses Recht anpassen.
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K-4-2564 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 686:
Berliner HochschullandschaftWissenschaftslandschaft vernetzen

Begründung

Im Folgenden wird vorgeschlagen, auch die Vernetzung in der Forschung, nicht nur in Studium und
Lehre anzusprechen. Daher sind neben den Hochschulen auch die außerhochschulischen
Forschungseinrichtungen angesprochen; alle Einrichtungen lassen sich unter dem Begriff
„Wissenschaft“ subsumieren
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K-4-2565 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 687 bis 689:
Die reiche Berliner Hochschullandschaft kommt erst richtig zum Tragen, wenn wir die Hochschulen
auch in der Lehre zusammendenken.Die starke und vielfältige Berliner Hochschul- und
Forschungslandschaft bietet Wissenschaftler*innen und Studierenden einzigartige Möglichkeiten.
Neue Kooperationsformen wollen wir mit Leben füllen und weiterentwickeln. Die Hauptstadt der
Gesundheitsforschung als zentrale Säule wollen wir weiter fördern und hierbei ein besonderes
Augenmerk auf die Gendermedizin legen. Wir wollen Studierenden neue Möglichkeiten eröffnen,
selbstbestimmt zu lernen. Wir setzen auf ein berlinweites Angebot von frei 

Begründung

Neben der Vernetzung in Studium und Lehre gilt es, auch die Kooperation zwischen allen
Wissenschaftseinrichtungen im Bereich der Forschung auszubauen. Ein besonderes Augenmerk sollte
dabei auf der Gesundheitsforschung liegen. Dieser kommt in Berlin eine große Bedeutung zu, die sich
auch in einer Vielzahl von Institutionen und Kooperationsformen niederschlägt. Gleichzeitig sehen wir
hier noch Verbesserungsbedarf (u.a. hinsichtlich Gendermedizin).
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K-4-2566 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 687 bis 692:
Die reiche Berliner Hochschullandschaft kommt erst richtig zum Tragen, wenn wir die Hochschulen
auch in der Lehre zusammendenken. Wir wollenDoch richtig zum Tragen kommt Berlins Potential erst,
wenn wir die Hochschulen auch in der Lehre vermehrt zusammendenken und so Studierenden neue
Möglichkeiten eröffnen, selbstbestimmt zu lernen. Wir setzen auf ein berlinweites Angebot von frei
wählbaren und als Leistung anzurechnenden Lehrveranstaltungen. Das Promotionsrecht für
Hochschulen für angewandte Wissenschaft soll verliehen werden, wenn diese ein entsprechendes
Forschungsumfeld aufweisen. Die Durchlässigkeit zwischen den Hochschultypen, seien es
Fachhochschulen oder Universitäten, für Angewandte Wissenschaften und Universitäten wollen wir
ausbauen egal ob in öffentlicher, kirchlicher oder privater Trägerschaft. . Die damit einhergehende
Flexibilität wollen wir nutzen, um ein für alle Biografien offenes, 

Begründung

a) Rein sprachliche Änderung zum Erhalt des Leseflusses.

b) Nach langjähriger Diskussion mit den Berliner Hochschulen für angewandte Wissenschaften
(HAWen) und der Auswertung von Beispielen in anderen Bundesländern unterstützen wir die
Forderung der HAWen nach einem eigenen Promotionsrecht. Die Forderung ist Teil des LDK
Beschlusses zur Novelle des Berliner Hochschulgesetzes vom Dezember 2019.
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K-4-2546 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 667 bis 669 löschen:
Mitarbeitenden in Technik, Verwaltung und Medizin. Wir wollen die Partizipationsmöglichkeiten aller 
dieser Statusgruppen innerhalb der Hochschulen stärken und in einem modernen Hochschulgesetz
festschreiben. Dafür werden wir ein viertelparitätisches 

Begründung

Hier handelt es sich um eine Doppelung, nachdem die Statusgruppen im Satz vorher aufgezählt sind.
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K-4-2547 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 668 bis 672:
Partizipationsmöglichkeiten aller dieser Statusgruppen innerhalb der Hochschulen stärken und in
einem modernen Hochschulgesetz festschreiben. Dafür werdenverankern wir ein viertelparitätisches
Grundordnungsgremium, das über die Zusammensetzungen und Aufgaben aller Gremien der
Hochschule beschließt, einführen. Neu zu schaffende HochschulreferateGremienreferate unterstützen
die qualifizierte Arbeit aller Gremienmitglieder.

Begründung

Dieses Gremium existiert mit dem Konzil bereits und soll nur viertelparitätisch besetzt werden.
Insofern wird kein neues Gremium geschaffen.

Das Referat soll die Gremienarbeit unterstützen. Insofern ist der Name präziser und wurde so als
Begriff auch von der AG Demokratische Hochschule ursprünglich vorgeschlagen.
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K-4-2550 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 671 bis 672 einfügen:
Hochschule beschließt, einführen. Neu zu schaffende Hochschulreferate unterstützen die qualifizierte
Arbeit aller Gremienmitglieder. Fachbereiche und Fakultäten sollen die Möglichkeit bekommen, neue
Modelle und Strukturen der fachbereichs- oder hochschulübergreifenden Zusammenarbeit zu
entwickeln, für die wir demokratische Qualitätsstandards aufstellen werden.

Begründung

Die Berliner Hochschulen können bisher auf Grundlage der Erprobungsklause im Berliner
Hochschulgesetz (BerlHG) von den gesetzlich vorgeschriebenen Strukturen abweichen. Dies hat jedoch
zur Verschiebung von Kompetenzen auf die Leitungsebene geführt und somit die Beteiligungsrechte
von Hochschulmitgliedern beschnitten. Daher wollen wir die bisherige Erprobungsklausel im BerlHG
zugunsten neuer demokratischer Modelle ersetzen.
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K-4-2559 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 680 bis 682 einfügen:
Grundsicherung für Studierende und Auszubildende, die allen eine echte Wahlfreiheit für den eigenen
Bildungsweg eröffnet. Studiengebühren und Studienkonten lehnen wir in jeder Form ab. Erfolgreiche
Programme zur Gleichstellung von Frauen und Männern bauen wir weiter aus. Mit neu zu schaffenden
Diversity-Beauftragten und der 

Begründung

Die Ablehnung von Studiengebühren und Studienkonten sind Grüne Beschlusslage. In den
Wahlprogrammen für die Abgeordnetenhauswahlen 1999, 2006, 2011 und 2016 finden sich
entsprechende Aussagen. Aktuell weichen andere Parteien ihre Ablehnung von Studiengebühren auf.
Auch parteiintern gibt es Stimmen in anderen Bundesländern, die Studiengebühren an bestimmten
Stellen für zulässig halten. Für das Berliner Wahlprogramm, welches auch die weitere soziale Öffnung
der Hochschulen betont, ist ein klares Nein zu Studiengebühren daher wichtig.
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K-4-2559-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 680 bis 683 löschen:
Grundsicherung für Studierende und Auszubildende, die allen eine echte Wahlfreiheit für den eigenen
Bildungsweg eröffnet. Erfolgreiche Programme zur Gleichstellung von Frauen und Männern bauen wir
weiter aus. Mit neu zu schaffenden Diversity-Beauftragten und der stärkeren Verankerung dieser
Aufgabe in der akademischen Selbstverwaltung mit entsprechenden 

Begründung

Es geht um Frauenförderung. Da müssen nicht im gleichen Atemzug wieder Männer genannt werden.
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K-4-2586 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 707 bis 710:
Schnittstelle von Wissenschaft, Stadtgesellschaft und Digitalwirtschaft werden wir die
Digitalisierungsforschung mit sozial-ökologischen Themen wie Klima-, Daten- und damit
VerbraucherschutzDatenschutz , Gesundheit, Selbstbestimmung, gesellschaftlichem Zusammenhalt und
Ressourcenverbrauch verbinden. Zudem wollen wir die Plurale Ökonomie stärken, um eine Lehre von
vielfältigen 

Begründung

Auch im Gesundheitsbereich spielt die Digitalisierung und die dazugehörige Forschung eine immer
größere Rolle, welche mit der Umstellung und Einfügung entsprechend verdeutlicht werden soll.
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K-4-2646 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 767 bis 769 einfügen:
Berlin hat eine verbindliche Open-Data-Strategie, die von den Verwaltungen allerdings noch mit mehr
Leben gefüllt werden muss. Daten sind Forschungsgrundlage und Antreiber der Wirtschaft im digitalen
Zeitalter. Sie können dabei helfen, die Stadt besser zu verstehen, neue Dienste für 

Von Zeile 773 bis 775 einfügen:
allen Teilen der Verwaltung ausgebaut wird. Wir sind überzeugt: Offene Daten und mehr einheitliche
Transparenz auf einer Plattform führen zu mehr wissenschaftlichem und wirtschaftlichem Nutzen und
kreativen Lösungen für Alltagsprobleme der Stadt. Wir unterstützen ein Berliner 

Begründung

Daten sind nicht nur Grundlage von wirtschaftlichen Aktivitäten, sondern spielen auch in der
Forschung eine immer größere Rolle. Der Zugang und die Nutzung auch für Forschungsprojekte sollte
daher hier ergänzt werden.
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K-4-1973 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 94 bis 98:
geschaffen, die nun tatkräftig die Unternehmen beim digitalisierten Neustart unterstützt. Die
bundesweit einmalige Berliner Mischung aus Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft in den elf
Zukunftsorten macht Berlin innovationsstark. Nirgends in Deutschland ist die Dichte von Forschungs-
und Entwicklungshubs höher als hier.engagierter Zivilgesellschaft und Wirtschaft macht Berlin
innovationsstark. All dies ist essentiell, um die Krise zu überwinden und Lösungen für eine Zeit nach
Corona zu bieten.

Begründung

Berlin ist stark aufgrund seiner engagierten Menschen, ohne die diese Stadt weder wissenschaftlich
noch politisch so lebendig und zukunftsfähig wäre. Das schlägt sich überall in der Stadt nieder und
führt an unzähligen Orten zu gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Innovationen. In Berlin wird
verhandelt, wie wir die sozial-ökologische Wende schaffen. Und genau das muss auch im
Innovationsbegriff benannt werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2072 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 193 bis 197:
Ausschreibungen die verlässliche Untergrenze – und mehr noch, Voraussetzung für einen Auftrag ist
nun Tariftreue. Wir arbeiten konsequent gegen Outsourcing und werden den Landeszuschussdie
Landesmittel für die Hochschulen vordringlich mit dem Thema „gute Arbeit in der Wissenschaft“
verknüpfen und die Mittel dafür weiter anheben. In Musik- und Volkshochschulen haben wir mehr
Lehrkräfte fest angestellt. Tarifsteigerungen in Kultureinrichtungen haben wir als 

Begründung

Im Rahmen des aktuellen Koalitionsvertrages konnten wir nach vielen Jahren erstmals einen 3,5
%igen Aufwuchs bei den Landesmitteln für die Hochschulen durchsetzen. Dieser Aufwuchs war jedoch
nicht mehr als ein Inflationsausgleich und fängt Tarifsteigerungen der letzten Jahre nur bedingt auf.
Um der chronischen Unterfinanzierung der Berliner Hochschulen in allen Bereichen zu begegnen,
müssen die Landesmittel in den kommenden Jahren weiter steigen. Ein besonderes Augenmerk wollen
wir dabei auf die Schaffung verlässlicher und fairer Arbeitsbedingungen legen, die wir neben
Aufwüchsen für gute Lehre und Forschung vordringlich fördern wollen.

Der Begriff Landeszuschuss sollte durch Landesmittel ersetzt werden, da ersterer mehr auf
Zuwendungen an Private abstellt.
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K-4-2535 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 656 bis 660:
Professuren wollen wir aufbrechen, indem wir deutlich mehr Dauerstellen im Mittelbau schaffen und
einen berlinweiten Codex für gute Arbeit in der Wissenschaft vereinbaren. ImFür gute Leistungen in
der Lehre entwickeln wir im Dialog mit den Hochschulen wollen wir ein finanzielles Anreizsystem für
gute Leistungen in der Lehre entwickeln, um der Lehre und der Forschung gleichermaßen Rechnung zu
tragen.. Ergänzen wollen wir dies mit einem Transparenzregister für drittmittelfinanzierte Forschung, 

Begründung

Der vorherige Satz bezieht sich auf Arbeitsbedingungen. Insofern wird der Satz umgestellt, um den
Bezug auf Lehre und nicht Arbeitsbedingungen herzustellen.
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K-4-2513 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 634 bis 637:
Digitalinstitut für den Austausch von Best Practices in Schulen und mit den bezirklichen
Medienkompetenzzentren etablieren. Und es braucht noch mehr Forschung: Was ist gutes
webbasiertes Lernen, gemeinsames digitales Lernen und Unterrichten? Was funktioniert in welcher
Altersgruppe? Nur mit dieser Grundlage kann digitale Bildung der Zukunft gelingen.

Begründung

Zumindest in der beruflichen Bildung und in der Hochschullehre gibt es über BMBF-Programme
jahrzehntelange Forschungserfahrungen. Diese wurden und werden durch Forschungen durch die
Hochschulen selbst ergänzt. Auch Weiterbildung in digitalen Lehrformaten ist in Berlin am BZHL
Berliner Zentrum für Hochschullehre etabliert, ganze Studiengänge sind digitalisiert. Insofern passt
das einfache „mehr Forschung“ nicht. Wir bauen auf etwas auf.

Um eine Verwechslung mit der bereits forschungsmäßig ganz gut aufgestellten digitalen Lehre an den
Hochschulen zu vermeiden, haben wir außerdem das Wort „unterrichten“ eingeführt, da das für
Schulen ja vielleicht noch nicht so der Fall ist? Da kennen wir uns in der LAG Wissenschaft aber nicht
aus.

Webbasiert ist ein veralteter Begriff, da ja mehr mit Apps und Tablets als mit dem Web gearbeitet wird.
Digital ist ein eingeführter generischer Begriff.
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K-4-1996 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 117 bis 119 einfügen:
Aus- und Weiterbildung zu verstärken und die Durchlässigkeit zwischen akademischer und beruflicher
Bildung zu stärken und die Gleichwertigkeit der Bildungswege fördern. Wir wollen in den Ausbau der
Verbundausbildung investieren und die Kooperation zwischen Hochschulen und
Weiterbildungszentren intensivieren.

Begründung

Mehr Durchlässigkeit ist sehr wichtig. Aber genauso kommt es darauf an, die Gleichwertigkeit der
verschiedenen Bildungswege zu betonen - und ein Wechsel keinen "Aufstieg" oder "Abstieg" bedeutet.

Unterstützer*innen

Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Magnus Heise (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Pascal
Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Santina Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Martin Scheuch (KV Berlin-Kreisfrei); Ario
Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Tobias Stetter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Filiz
Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte);
Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Svenja Gertheiss (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Felix Niggemann (KV Berlin-Mitte); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Anna
Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei); Svenja Borgschulte (KV Berlin-
Pankow); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei);
Sebastian Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2105 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 227:
Alleinerziehende in Arbeit bringender Arbeitswelt stärken

Begründung

Die Formulierung "in Arbeit bringen" klingt etwas autoritär. Im Fokus sollte stehen, die Position von
Alleinerziehenden in der Arbeitswelt zu stärken, sodass sie selbstbestimmt ihren eigenen Weg gehen
können.

Unterstützer*innen

Wera Pustlauk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Vasili Franco
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Magnus Heise (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Pascal
Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Santina Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Martin Scheuch (KV Berlin-Kreisfrei); Mandy
Riemer (KV Berlin-Lichtenberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Tobias Stetter (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf); Tabea Schoch (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Tobias
Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Svenja
Gertheiss (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Felix
Niggemann (KV Berlin-Mitte); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Anna Hoppenau (KV
Berlin-Neukölln); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Julia
Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anja Kofbinger
(KV Berlin-Kreisfrei); Sebastian Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2477-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 599 bis 601:
Wir wollen berufliche Bildung gleichwertig neben der Allgemeinbildung positionieren und so
durchlässige, individuelle Bildungswege eröffnen.Wir wollen die Gleichwertigkeit von beruflicher und
akademischer Bildung noch stärker verwirklichen und so durchlässige, individuelle Bildungswege
eröffnen. Dazu gehört auch, die Gleichwertigkeit der Bildungswege in behördlischen Ausschreibungen
stärker zu berücksichtigen. Zusammen mit Ausbildungspartner*innen wollen wir im Rahmen von
Lernwerkstätten und Projekttagen praktische, berufliche Angebote an 

Begründung

Es ist irreführend, von "allgemeiner" und "beruflicher" Bildung zu sprechen, denn die akademische
Bildung ist auch nicht "allgemeiner" als eine duale Ausbildung. Die Betonung der Gleichwertigkeit
sollte deutlicher betont werden und zudem der bereich adressiert werden, wo Politik als Beispiel
vorangehen kann: In der öffentlichen Verwaltung sollte nur dann ein akademischer Abschluss nötig
sein, wenn es die Stelle erfordert. Wo gleichwertige Ausbildungsabschlüsse existieren und gleiche
Kompetenzen vorliegen, muss eine Bewerbung/Einstellung auch ohne Hochschulabschluss möglich
sein.

Unterstützer*innen

Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Magnus Heise
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Santina
Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Martin
Scheuch (KV Berlin-Kreisfrei); Mandy Riemer (KV Berlin-Lichtenberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV
Berlin-Mitte); Tobias Stetter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf); Johannes Mihram (KV
Berlin-Mitte); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Svenja Gertheiss (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow);
Felix Niggemann (KV Berlin-Mitte); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Anna Hoppenau (KV
Berlin-Neukölln); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Aida
Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Sebastian
Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2589 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 710 bis 711 einfügen:
verbinden. Zudem wollen wir die Plurale Ökonomie stärken, um eine Lehre von vielfältigen Theorien
der Wirtschaftswissenschaften nebeneinander zu ermöglichen.

Der Campus als Vorreiter für den Klimaschutz 
Die Wissenschaft spielt eine Schlüsselrolle im Kampf gegen die Klimakrise. Wir sind auf ihre
Erkenntnisse angewiesen, um die globale Erderhitzung noch zu bremsen. Und vielerorts machen
Hochschulen – oft angetrieben von Graswurzelbewegungen – ganz konkret vor, wie Klimaschutz und
Nachhaltigkeit praktisch umgesetzt werden können: Von grüner Stromerzeugung auf dem Dach über
nachhaltiges Bauen bis zur Versorgung mit regionalem Bioessen in den Mensen. Auf dem Campus wird
gelehrt und gelernt, geforscht und entwickelt, gelebt und gearbeitet. Damit ist er das ideale Reallabor
für praktischen Klimaschutz. Wir wollen Initiativen für den klimaneutralen Campus stärken und
Hochschulen und Forschungseinrichtungen auf dem Weg zur Klimaneutralität stärker als bisher
unterstützen.

Begründung

Hochschulen sind entscheidende Akteure, was den Kampf gegen die Klimakrise angeht. Nicht nur dank
den Forschungsergebnissen an sich, sondern auch weil hier konkrete Lösungsansätze praktisch
ausprobiert werden können. Das betrifft Nachhaltigkeitsinitiativen von Studierenden und Forschenden
ebenso wie neue Anreizsysteme für Energieeinsparungen an der FU Berlin oder das Climate Change
Centre Berlin Brandenburg. Das Potential solcher Vorhaben ist lange noch nicht ausgeschöpft. Und
wenn wir Klimaneutralität auch an Schulen, Behörden und landeseigenen Unternehmen voranbringen
wollen, sollten gerade die Hochschulen nicht fehlen.

Unterstützer*innen

Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Magnus Heise
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Santina
Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Martin
Scheuch (KV Berlin-Kreisfrei); Mandy Riemer (KV Berlin-Lichtenberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV
Berlin-Mitte); Tobias Stetter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Svenja Gertheiss
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Felix Niggemann (KV
Berlin-Mitte); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln);
Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei); Aida Baghernejad (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2525 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 646 bis 648:
wir im Hochschulgesetz verankern und wissenschaftliche Bildung für alle als Teil des lebenslangen
Lernens ermöglichen. Wir werden Mittel für neue Formate bereitstellen, die die Zusammenarbeit
zwischen Wissenschaft und das WissenschaftsForum am Gendarmenmarkt ausbauenStadtgesellschaft
fördern und Projekte wie ein zivilgesellschaftliches Forum aufbauen .

Begründung

Im aktuellen Doppelhaushalt 2020/2021 ist es uns Grünen erstmalige gelungen die sozial-
ökologische Forschung, die vor allem von außeruniversitären Instituten vorangebracht wird, über den
Landeshaushalt zu fördern. Sie sucht den aktiven Austausch mit Betroffenen als Teil ihrer
Forschungsmethodik und richtet den Blick auf konkrete Fragestellungen zur sozial-ökologischen
Transformation unserer Stadt. Diesen Ansatz wollen wir weiter fördern und durch ein
zivilgesellschaftliches Forum weiter ausbauen, welches aktuell noch in der Entwicklung ist, jedoch
nicht dem WissenschaftsForum Berlin am Gendarmenmarkt entspricht. Letzteres ermöglicht nationale
und internationale Begegnungen zwischen Wissenschaft, Politik und Diplomatie.
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K-4-2578 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 699 bis 701 einfügen:
der Berliner Nachhaltigkeitsforschung wollen wir mit den kreativen Potentialen der Stadtgesellschaft
zusammenbringen. Dafür stärken wir den Forschungsverbund „Wissen.Wandel.Berlin“, initiieren ein
Zivilgesellschaftliches Forum und entwickeln ein Berliner Förderprogramm für Sozial-ökologische
Forschung. Forschungsprojekte, die ihre Ansätze und Daten transparent anderen
Wissenschaftler*innen und der Gesellschaft zur Verfügung stellen, sollen 

Begründung

Wir Grünen haben in der laufenden Legislaturperiode eine bundesweit einzigartige Landes-Strategie
zur Förderung der sozial-ökologischen Forschung vorgeschlagen und in der Koalition in Teilen
umgesetzt. Die Zusammenarbeit zwischen Nachhaltigkeitsforschung und Stadtgesellschaft sollten wir
konsequent ausbauen, um so neue Ideen und Gestaltungspotenziale für eine nachhaltige Entwicklung
Berlins entwickeln, etwa in den Bereichen Klimaschutz, Energiewende, Nachhaltiges Wirtschaften oder
Digitalisierung.
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K-4-1925 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 46 bis 49:
Gesellschaft und unserer Politik. Wir wollen in Zeiten von „Fake News“ den Dialog zwischen
Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft ausbauen. Wir und stehen fest an der Seite unabhängigervon
Wissenschaftler*innen. Mit der Förderung der elf Zukunftsorte Berlins – vom Wissenschafts- und
Technologiepark Adlershof über die geplante neue Urban Tech Republic am 

Begründung

Die explizite Benennung unabhängiger Wissenschaftler*innen erscheint an dieser Stelle unnötig.
Anstelle der vermutlich implizierten, freien Wissenschaft wirft das Wort „unabhängig“ in einem noch
immer stark hierarchisch geprägten und unterfinanzierten Wissenschaftssystem die Frage auf wovon
Wissenschaftler*innen unabhängig sind - Finanzierungen, Vorgesetzte, Institutionen? Wir schlagen
daher vor die Spezifikation an dieser Stelle zu streichen.
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K-4-1926 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 47 bis 56:
Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft ausbauen. Wir stehen fest an der Seite unabhängiger
Wissenschaftler*innen. Mit der Förderung der elf Zukunftsorte Berlins – vom Wissenschafts- und
Technologiepark Adlershof über die geplante neue Urban Tech Republic am TXL bis zum CleanTech
Business Park in Marzahn – vereinen wir Wirtschaft und Wissenschaft bereits erfolgreich. An Berlins
Hochschulen braucht es eine gute Finanzierung und gute Arbeitsbedingungen. Mit diesem Anspruch
haben wir schon 2016 die Arbeit in der Koalition aufgenommen und von 2018 bis 2022 den
Landeszuschuss jährlich um 3,5 Prozent erhöht. Unser Ziel ist, dass mit zusätzlichem Geld vordringlich
befristete und prekäre Beschäftigungen in gute Arbeitsverhältnisse umgewandelt werden. Wichtige
Schritte auf einem Weg, den wir in den kommenden Jahren fortsetzen wollen.Dafür braucht es an
Berlins Hochschulen eine gute Finanzierung und gute Arbeitsbedingungen. Diesen Anspruch haben
wir schon 2016 in die Arbeit der Koalition aufgenommen und von 2018 bis 2022 die Landesmittel
jährlich um 3,5 Prozent erhöht. Unser Ziel ist, dass mit zusätzlichem Geld vordringlich befristete und
prekäre Beschäftigungen in gute Arbeitsverhältnisse umgewandelt werden. Indem wir die
demokratische Selbstverwaltung in den Hochschulen stärken, den Zugang zu unseren Hochschulen
weiter öffnen, flexibles Studieren ermöglichen und Nachhaltigkeit noch stärker in unserer
Wissenschaftslandschaft verankern, schaffen wir Wissen für die Zukunft.

Begründung

Das Wissenschaftskapitel legt den Fokus auf gute Arbeits- und Studienbedingungen an den Berliner
Hochschulen und Forschungseinrichtungen, fordert die verstärkte soziale Öffnung sowie die
Verankerung von Nachhaltigkeitsaspekten. Dies sollte sich auch in der Zusammenfassung des
Wissenschaftskapitels in der Einleitung von Kapitel 4 widerspiegeln. Eine starke Kopplung der
Wissenschaft mit der Wirtschaft, wie sie durch die prominente Nennung der elf Zukunftsorte
suggeriert wird, ist zwar für das Innovationspotential unserer Stadt wichtig, jedoch nicht Kern der
Wissenschafts- und Forschungspolitik.
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K-4-2533 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 654 bis 657:
wollen wir Kooperationen stärken. Besonders werden wir darauf achten, den Weg zu besseren
Arbeitsbedingungen fortzusetzen. Die Abhängigkeit vieler Wissenschaftler*innen, insbesondere der
Promovierenden von den Professuren wollen wir aufbrechen, indem wir u.a. Begutachtung und
arbeitsrechtliche Weisungsbefugnis während der Qualifizierungsphase entkoppeln, anstelle massiver
Befristungspraxis deutlich mehr Dauerstellen im Mittelbauneben der Professur schaffen und einen
berlinweiten Codex für gute Arbeit in der Wissenschaft vereinbaren. Im 

Begründung

Die Frage nach guten Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft ist seit vielen Jahren ungelöst und
bleibt damit ein drängendes Problem. Insbesondere Befristungen und starke personelle
Abhängigkeiten prägen das akademische System und belasten insbesondere Wissenschaftler*innen in
Qualifizierungsphasen wie der Promotion sehr. Diese Abhängigkeitsverhältnisse wollen wir
aufbrechen. Eine ausführlichere Positionierung erscheint uns hier im Sinne des LDK Beschlusses vom
Dezember 2019 zur Novelle des Berliner Hochschulgesetzes und der Forderung nach guter Arbeit in
der Wissenschaft im vorliegenden Programmentwurf erforderlich.
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K-4-2535-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 656 bis 658:
Professuren wollen wir aufbrechen, indem wir deutlich mehr Dauerstellen im Mittelbau schaffen und 
einen berlinweiten Codex für gute Arbeit in derden Teamcharakter moderner Wissenschaft 
vereinbarenstärken. Entsprechende Ziele vereinbaren wir mit den Hochschulen und schreiben sie über
die Hochschulverträge verbindlich fest.Im Dialog mit den Hochschulen wollen wir ein finanzielles
Anreizsystem für gute Leistungen in 

Begründung

Die Erarbeitung von Codizes für gute Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft als
Selbstverpflichtungen der Hochschulen hat in anderen Bundesländern in den letzten Jahren nicht zu
den erhofften Verbesserungen geführt. Aufgrund dessen streben wir für Vereinbarungen nach
Aushandlung mit den Hochschulen ein höheres Maß an Verbindlichkeit an und wollen die Ziele dafür
in den Hochschulverträgen verankern.
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K-4-2644 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Carla Dietmair (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Nach Zeile 766 einfügen:
Wir wollen den Bürger*innen mehr Möglichkeiten geben, selbstbestimmt Daten für das Gemeinwohl
zu teilen. Dadurch wird mehr Partizipation ermöglicht. Auch öffentliche Dienste können mit einer
solchen Datengrundlage verbesser werden. Grundvoraussetzung sind dabei Datenschutz und
Datensicherheit. Dabei sollen auch Unternehmen Daten zur Verfügung stellen, wenn diese wesentlich
für die Daseinsvorsorge sind.

Begründung

Städte wie Barcelona und Francesca Bria haben vorgemacht, wie Daten für die Verbesserung
öffentlicher Dienstleistungen wie ÖPNV oder Abfallentsorgung, aber auch Klimadaten, genutzt werden
können. Bürger*innen können über ein Dashboard einsehen, mit welchen Akteuren sie welche Daten
teilen wollen. Das ermöglicht aktive Partizipation in der Stadt. Damit wird auch verhindert, dass die
Stadt in Zukunft von einzelnen Digitalunternehmen abhängig wird, wenn öffentliche Leistungen in der
"Smart City" immer datenbasierter werden.

Unterstützer*innen

Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); David Tischer (KV Berlin-Mitte); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte);
Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Michael Servatius (KV Berlin-Kreisfrei); Johannes Simon
Stuve (KV Berlin-Pankow); Joana Zühlke (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian Berg (KV
Berlin-Neukölln); Nuria Köchling (KV Berlin-Mitte); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Thilo
Klawonn (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Joshua Allen (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Hendrik
Böckermann (KV Berlin-Mitte); Annabelle Weißer (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Christian Wilke
(KV Berlin-Mitte); Ellen Ueberschär (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2125 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 246 bis 247 einfügen:
Gewerkschaften und der Berliner Justiz. Es geht um Perspektiven für die Ausgebeuteten und
Sanktionen gegen die, die von Ausbeutung profitieren. Gute Arbeit und Arbeits- und Sozialrechte
müssen für alle Berliner*innen zugänglich und durchsetzbar sein – unabhängig auch von Herkunft und
Sprache. Durch offene Grenzen und sich ändernde Gesetze, durch Arbeitgeber*innen, die sich darauf
spezialisieren, eingewanderte und mobile Arbeitnehmer*innen auszunutzen und auszubeuten,
brauchen die Menschen in Berlin verlässliche, mehrsprachige Information und Beratung. Auch in
Zeiten von Grenzschließungen nimmt die Zahl der Ratsuchenden nicht ab. Es ist daher an der Zeit, das
langjährige Angebot des Berliner Beratungszentrums für Migration und Gute Arbeit BEMA
institutionell zu verstetigen.

Begründung

Berlin hat ein vielfältiges Beratungsangebot für Migrant*innen. Es ist gut und wichtig, die Vielfalt
dieses Angebots abzusichern, insbesondere Formen der Selbsthilfe.

Es gibt allerdings nur eine Beratungsstelle, die explizit arbeitsrechtliche Beratung und Unterstützung
leistet, das Beratungszentrum für Migration und Gute Arbeit (BEMA). Das BEMA arbeitet mit vielen
Migrant*innen-Organisationen zusammen und übernimmt häufig die Beratung in Bezug auf
arbeitsrechtliche Fragen. Es hat daher eine strategische Rolle im leider dauerhaft notwendigen Kampf
gegen Arbeitsausbeutung und sollte daher auch dauerhaft finanziert werden.

Unterstützer*innen

Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Armin Schäfer (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Gökhan
Akgün (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Annette Breitsprecher (KV
Berlin-Mitte); Walter Otte (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Thomas Hess (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Anne Kathrina Gruber (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2020-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Nach Zeile 142 einfügen:
Unsere wachstumsorientierte Wirtschaftsweise erzeugt immer verheerendere ökologische, soziale und
ökonomische Krisen. Es ist daher an der Zeit sich an alternativen Wirtschaftsmodellen zu orientieren,
wie beispielsweise der Doughnut Economy, welche sowohl die planetaren Grenzen als auch die
sozialen Mindeststandards achten.

Begründung

Es ist wichtig, dass wir als Grüne Partei in einer Stadt voller kreativer und motivierter Köpfe die sich
über "degrowth" und "Postwachstum" beschäftigen auch aussprechen, was eigentlich alle wissen: Es
gibt Grenzen des Wachstums.

Das Modell der Doughnut Economy (https://doughnuteconomics.org/about-doughnut-economics)
wurde erfoglreich in Amsterdam implementiert und verbindet die Planetaren Grenzen mit dem Modell
der sozialen Mindesstandards (nach den SDGs). Damit wird ein Mittelweg zwischen zu viel/zu wenig
gefunden. Auch in Berlin gibt es eine Doughnut-Economy-Bewegung mit denen wir Grüne im
Austausch stehen.

Viele Grüne Politikmaßnahmen entsprechen bereits dem Modell, aber auch wir haben noch Lücken.
Lasst uns diese gemeinsam angehen - mit der Zivilgesellschaft und einem Bekenntnis zu einem
Wirtschaftsmodell ohne Wachstumszwang!

Unterstützer*innen

Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-
Neukölln); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lisa Marie Eckart (KV Berlin-Neukölln);
Nicole Rudner (KV Berlin-Kreisfrei); Karin Beese (KV Berlin-Neukölln); Jennifer Rasch (KV Berlin-
Neukölln)
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K-4-2087 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 208 bis 209 einfügen:
weitere Festanstellungen, höhere Mindesthonorare in der Kultur, eine strenge Durchsetzung von
Landesmindestlohn und Tariftreue in der Vergabe sowie die Ausweitung der Tariftreue auf die Träger
der freien Jugendhilfe.

Begründung

Eine vielfältige Trägerlandschaft darf nicht auf Kosten der Beschäftigten gehen. Wer öffentliche Gelder
erhält, soll auch nach Tarif bezahlen. Wir wollen die Tariftreue ausweiten auf Träger im sozialen und
Bildungsbereich.

Die sozialpädagogischen Fachkräfte bei freien Trägern der Jugendhilfe und der Sozialen Arbeit
verdienen für die gleiche Arbeit im Durchschnitt 15 bis 20 Prozent weniger als die Beschäftigten des
Landes Berlin. Zusätzlich belastet sind die Einkommensverhältnisse durch viele
Teilzeitbeschäftigungen und befristete Arbeitsverträge.

Im Zuge u.a. des Ausbaus der Ganztagsschule und des Rechtsanspruchs auf den Kita-Platz wachsen die
freien Träger. Seit Gründung der Kita- Eigenbetriebe vor fünfzehn Jahren ist der Anteil von Kitaplätzen
in freier Trägerschaft von 66 auf 80 Prozent gestiegen. Auch in der ergänzenden Förderung und
Betreuung an den Schulen ist ein Rückgang der öffentlichen Trägerschaft zu verzeichnen. Hinzu
kommt, dass nahezu alle weiteren sozialen und Bildungsangebote seitens der
Senatsbildungsverwaltung, wie zum Beispiel Schulsozialarbeit oder die sogenannte Ferienschule, von
freien Trägern der Jugendhilfe übernommen werden.

Künftig muss sichergestellt werden, dass auch die Beschäftigten im Bereich der freien Träger einen
Tariflohn auf dem Niveau des öffentlichen Dienstes erhalten. Die verlässliche Refinanzierung der
freien Träger, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen, muss Grundlage der Sozialpolitik des künftigen
Senats werden. Beschäftigte bei freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe sowie der sozialen Arbeit
dürfen nicht weniger verdienen als jene im öffentlichen Dienst. Dazu muss die Ausfinanzierung der
von diesen freien Trägern erbrachten Leistungen auf einem Niveau erfolgen, das Gehälter
entsprechend dem Tarifrecht des Landes Berlin ermöglicht. Gleichzeitig ist für eine solche
Finanzierung der Leistungen eine Verpflichtung des jeweiligen Trägers notwendig, die Beschäftigten
gemäß TV-L zu bezahlen. Es ist nicht akzeptabel, dass Träger Personalkosten vom Land Berlin erstattet
bekommen und diese dann für andere Zwecke einsetzen. Hierfür sind Kontrollinstrumente zu schaffen,
die garantieren, dass die Lohnanteile von Entgelten auch tatsächlich an die Beschäftigten
weitergeführt werden.

Unterstützer*innen

Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Klara
Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-
Kreisfrei); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln)
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K-4-2021 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 18.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 143 bis 144 einfügen:
Wir haben zudem sichergestellt, dass soziale und gemeinwohlorientierte Unternehmen sowie die 
soziale und solidarische Ökonomie Zugang zu den Förderprogrammen des Landes haben. Wir
unterstützen sie 

Von Zeile 147 bis 148 einfügen:
Innovationszentrum über Beratung bis hin zum Austausch. Damit haben wir begonnen, diesen
Wirtschaftszweig endlich aus der Nische zu holen! Diese Arbeit wollen wir fortsetzen. Insbesondere
wollen wir die Informations-, Beratungs- und Vernetzungsstelle verstetigen. Damit setzen wir ein
Zeichen für nachhaltiges und gemeinwohlorientiertes Wirtschaften.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2017 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 18.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 138 bis 139 einfügen:
Energiewende Lösungen entwickeln. Dass Tesla auf die Hauptstadtregion setzt, ist kein Zufall:
Klimaschutz ist ein Motor der Berliner Wirtschaft geworden.
Für die Berliner Industrie ist die Überwindung des Kohle- und Öl-Zeitalters ein entscheidender
Moment. Sie muss und kann sich neu erfinden, um den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts
gerecht zu werden. Die leidvollen Erfahrungen aus der Solar- und Windindustrie haben gezeigt, dass
eine aktive Industriepolitik für die sozial-ökologische Transformation notwendig ist. Ohne die
Beteiligung von Beschäftigten, Betriebsrät*innen und Gewerkschaften, ohne ihre Perspektive, ihren
immensen Wissensschatz und ihre Wirkmacht in Unternehmen gelingt der Aufbau einer
gemeinwohlorientierten Wirtschaftsordnung nicht. Wir wollen mit den Beschäftigten Seit an Seit für
den Wandel kämpfen.
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K-4-2591 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-4

Nach Zeile 713 einfügen:
S. 57: Neue Überschrift 4.7. „Digitale Transformation aktiv gestaltet“

Die Digitalisierung ist keine Naturgewalt, der die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt ausgesetzt sind.
Sie ist menschengemacht und menschengeführt. Wir wollen die digitale Transformation nach
Maßgaben von Nachhaltigkeit, Teilhabe und wirtschaftlicher Entwicklung mitgestalten. Das Ziel ist ein
lebenswertes Berlin, das auch im digitalen Zeitalter Zugänge und Chancen für alle Berlinerinnen und
Berliner sicherstellt. Dabei ist die Digitalisierung kein Selbstzweck, sondern hat die Aufgabe,
Gesellschaft und Wirtschaft zu dienen.

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Die bisherige Überschrift „Mehr als Nullen und Einsen – Berlins Zukunft ist digital“ klingt inkonsistent.
Entweder Berlin ist mehr als Nullen und Einsen oder Berlin ist digital.

Digitalisierung ist vor allem ein Mittel, ein Werkzeug zur Erreichung anderer Ziele (lebenswerte, smarte
Stadt, mehr Teilhabe, ökologische Modernisierung, etc.) und nicht ein Ziel an sich.

Daher sollte der Abschnitt auch um den o.a. Absatz ergänzt werden.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Lucas Gerrits (KV Berlin-
Mitte); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christian Wilke (KV Berlin-Mitte); Mathias
Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Veit
Olschinski (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Christa Markl-
Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christopher Algier (KV Berlin-Mitte); Michael Caspar (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christoph Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow); Sophie Maxie
Finkenauer (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Julie Habersetzer (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2655 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 777 bis 782:
Datenschutz bedingt Datensicherheit, welche wiederum hohe IT-Sicherheits-Standards voraussetzt.
Deshalb wollen wir diese Themen ganzheitlich und konzeptionell angehen und setzen konsequent auf
die Kombination aus Untersuchungen, Sensibilisierung, Wissensvermittlung, aktiver Beratung und
rechtlichen Rahmenbedingungen. Dies richtet sich gleichermaßen an die Berliner Verwaltung,
Wirtschaft und Bürger*innen. Konkret heißt das unter anderem:

Datenschutz ist kein einfaches Thema und in der Verwaltung, bei Unternehmen und Privatpersonen
fehlt es oft an Wissen über Rechte und Pflichten. Wir wollen bei der Landesbeauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit deshalb eine Servicestelle Datenschutzberatung schaffen, die
die Verwaltung unterstützt, an die sich aber auch Selbstständige, Kleinunternehmer*innen und
Einzelpersonen wenden können.

Wir wollen bei der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit eine Servicestelle
"Datenschutzberatung" schaffen, welche einerseits die Verwaltung, aber auch Selbstständige,
Kleinunternehmer*innen und Einzelpersonen als Ansprechpartner*in beim Thema Rechte und
Pflichten der Datenschutzbestimmungen beratend zur Seite steht.

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Die Änderung ist zusammen mit Mitgliedern der LAG Digitales und Netzpolitik erarbeitet worden.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Lucas Gerrits (KV Berlin-
Mitte); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Philine Wedell (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Madlen Ehrlich (KV Berlin-Kreisfrei); Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte); Veit
Olschinski (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jakob
Wilke (KV Berlin-Lichtenberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2661 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 783 bis 789:
Jede Maßnahme der Verwaltung produziert Daten – und muss deshalb einer
Datenschutzfolgenabschätzung (DSFA) unterzogen werden, um Verbraucherschutz zu gewährleisten.
Wir wollen dieses Verfahren partizipativer gestalten. In einem Pilotprojekt wollen wir 100 dieser
DSFA-Verfahren aus allen Senatsverwaltungen öffentlich zugänglich machen. So entsteht ein
Wettbewerb um weiter verbesserten Datenschutz, der die Ideen und die Anliegen der Öffentlichkeit
einbezieht. So entstehen neue Chancen, die Vorteile der Digitalisierung mit Sicherheit der Daten
verknüpfen.

Wir wollen die Erkenntnisse aus 100 Datenschutzfolgenabschätzungen (DSFA) aus allen
Senatsverwaltungen im Rahmen eines Pilotprojekts öffentlich zugänglich machen. Dadurch schaffen
wir Transparenz und sorgen für Vertrauen. Gleichzeitig legen wir den Grundstein, um mit Expert*innen
aus der gesamten Gesellschaft den Datenschutz in der Verwaltung zu optimieren und neue Ideen für
einen besseren Datenschutz zu entwickeln.

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Die Änderung ist zusammen mit Mitgliedern der LAG Digitales und Netzpolitik erarbeitet worden.

Unterstützer*innen

Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Dominik
Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Lucas Gerrits (KV
Berlin-Mitte); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Madlen Ehrlich (KV Berlin-Kreisfrei);
Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte); Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jakob
Wilke (KV Berlin-Lichtenberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2668 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 790 bis 794:
Immer wieder gibt es Angriffe und illegale Zugänge zu öffentlichen Datenbeständen. Wir wollen das
Know-how der zahlreichen wissenschaftlichen Institutionen und Unternehmen in Berlin bündeln, um
solchen Angriffen besser entgegenzutreten. Wir wollen das Computer Emergency Response Team
(CERT) zu einer unabhängigen Stelle für IT-Sicherheit weiterentwickeln – und das in einem IT-
Sicherheitsgesetz verankern.

Wir wollen eine zentrale IT-Sicherheitsstrategie für das Land Berlin erarbeiten, welche die Gefahren
für Bürger*innen, Verwaltung, Wirtschaft und Infrastruktur durch steigende Cyberkriminalität
gleichermaßen berücksichtigt. Dazu gehört auch der Aufbau eines neuen IT-Kompetenzzentrums als
Informations-, Kooperations- und Koordinationsplattform und die Weiterentwicklung des/der
Landesbeauftragten für Informationssicherheit bei der IKT-Steuerung und des Computer Emergency
Response Team (CERT) beim ITDZ Berlin zu einer unabhängigen Stelle für IT-Sicherheit.

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Die Änderung ist zusammen mit Mitgliedern der LAG Digitales und Netzpolitik erarbeitet worden.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Lucas Gerrits (KV Berlin-
Mitte); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christian Wilke (KV Berlin-Mitte); Madlen Ehrlich
(KV Berlin-Kreisfrei); Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Borkamp (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte); Veit Olschinski (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jakob Wilke (KV Berlin-
Lichtenberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2378-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Hans-Jürgen Kuhn (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 499 bis 500 einfügen:
Lehrkräfte für Arabisch, Türkisch, Polnisch und weitere Sprachen, damit Schüler*innen auch ihre
Herkunftssprachen als zweite und dritte Fremdsprache wählen können.

Wir unterstützen den Vorschlag zur Einrichtung eines Berliner Landesinstitutes, in dem die zweite
Phase der Lehrerbildung sowie die Fort- und Weiterbildung zusammengefasst werden. Bestehende
Einrichtungen wie das Zentrum für Sprachbildung und die iMint-Akademie sollen in das zukünftige
Landesinstitut integriert werden. Durch diese Bündelung kann eine bedarfsgerechte Steuerung und
bessere Abstimmung unter Nutzung von Synergien erfolgen.
Nur durch kontinuierliche Fort- und Weiterbildung des pädagogischen Personals kann eine hohe
Unterrichtsqualität gesichert werden. Dazu müssen einerseits die Voraussetzungen geschaffen werden,
dass alle Lehrkräfte sich kontinuierlich fort- und weiterbilden können, zum anderen muss diese
Möglichkeit aber auch von allen Lehrkräften regelmäßig wahrgenommen werden. Wir werden dazu in
der kommenden Legislaturperiode ein Konzept erarbeiten, wie die allgemeine
Fortbildungsverpflichtung überprüfbar erfüllt werden kann.

Begründung

Die Empfehlungen der Qualitätskommission unter Leitung von Prof. Köller haben einen erheblichen
Handlungsbedarf beschrieben, auch auf dem Gebiet der Lehrerbildung. Die Steigerung der
Unterrichtsqualität und die damit beabsichtigte Steigerung der Kompetenzen der Berliner
Schüler*innen erfordert eine konsequente Bündelung der bisher viel zu verstreuten Einzelmaßnahmen
und ein zielgerichtetes Angebot, das dann auch von sehr viel mehr Lehrkräften als bisher
angenommen werden muss. Für eine systematische Qualitfizierungsoffensive müssen dann auch
Möglichkeiten der Überprüfung implementiert werden, ein Ziel das schon im jetzigen Koavertrag
verankert war, allerdings von SenBJF nicht umgesetzt wurde.

Unterstützer*innen

Mareike Wijers-von Mering (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Sybille
Volkholz (KV Berlin-Mitte); Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Ulrich Meuel (KV Berlin-
Kreisfrei); Peter Michael Rulff (KV Berlin-Kreisfrei); Imma Hillerich (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2375 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 496 bis 498 einfügen:
Die Zahl der Lehramtsstudienplätze, vor allem im Grundschulbereich, wollen wir ausbauen, genau wie
die berufsbegleitende Ausbildung von Quereinsteiger*innen. Auch Absolvent*innen pädagogischer
Studiengänge wollen wir den Quereinstieg ins Lehramt ermöglichen. Die Wissensgesellschaft von
morgen braucht Lehrkräfte und diese müssen heute ausgebildet werden. Und zwar auch als 

Begründung

Vielen qualifizierten Pädagog_innen ist bis heute der Quereinstieg ins Lehramt verwehrt. Es ist nicht
nachvollziehbar, wieso wir in Zeiten starken Lehrkräftemangels nur fachlich geschultes Personal
pädagogisch weiterbilden und nicht gleichzeitig auch pädagogisch geschultes Personal den
Quereinstieg in Schulfächer ermöglichen. So können wir viele engagierte Lehrer_innen gewinnen.

Unterstützer*innen

Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Johannes Mihram
(KV Berlin-Mitte); Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Rhea Niggemann (KV Berlin-
Neukölln); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Filiz
Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2440 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 561 bis 563 einfügen:
Losverfahren vergeben und prüfen, wie durch die Bildung von Notenkohorten beim Losverfahren die
Heterogenität an weiterführenden Schulen verbessert und die Chancengerechtigkeit erhöht werden
kann. Damit stärken wir die freie Schulwahl gerade derer mit schlechterem Notenschnitt.

Begründung

Redaktionelle Klärung. Notenkohorten an Grundschulen sind nicht möglich.

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Rhea Niggemann (KV Berlin-Neukölln); Klara Schedlich (KV
Berlin-Reinickendorf); Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Vasili Franco (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Filiz
Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte); Nikolas
Becker (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2454 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 575 bis 577 einfügen:
Regelschulen definiert wurde. Die Umwandlungen und Neugründungen von qualitativ hochwertigen
Gemeinschaftsschulen wollen wir gezielt unterstützen, zum Beispiel mit Koordinations- und
Unterstützungsstellen in der Senatsverwaltung und finanziellen Mitteln für den Fusionsprozess oder
beim Aufbau einer Oberstufe. Unser Ziel ist, dass bis 2026 in jedem Berliner Bezirk mindestens fünf
weitere Gemeinschaftsschulen entstehen. Mit den bezirklichen Schulämtern erarbeiten wir einen Plan,
wie dieses Ziel umzusetzen ist.

Begründung

Gemeinschaftsschulen sollen in allen Bezirken entstehen. Dafür müssen wir klare Ziele setzen und den
Gemeinschaftsschulen personelle Unterstützung anbieten.

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Oliver
Powalla (KV Berlin-Neukölln); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei);
Rhea Niggemann (KV Berlin-Neukölln); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Robin Völker (KV
Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2467 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 589 bis 590 einfügen:
Grüne Bildungspolitik setzt zuerst auf ein starkes öffentliches Bildungsangebot, die zunehmende
Privatisierung unseres Bildungssystems sehen wir kritisch. Gleichzeitig leisten auch Schulen in
nichtöffentlicher Trägerschaft in Berlin einen 

Von Zeile 596 bis 597 einfügen:
Beiträgen befreien. Die Finanzierung von Schulen in nichtöffentlicher Trägerschaft soll künftig stärker
die Übernahme sozialer Verantwortung widerspiegeln. Wir werden die Beachtung der
grundgesetzlichen Grundlagen der Genehmigung privater Ersatzschulen stärker durchsetzen.

Begründung

Wir beobachten eine starke Expansion von Schulen in nichtöffentlicher Trägerschaft, gerade im
grundgesetzlich besonders geschützten Grundschulbereich. Diese Entwicklung verringert die
Steuerbarkeit des Bildungssystems und hat das Potenzial einer gesellschaftlichen Spaltung. Wie
bereits von einigen Wissenschaftler_innen angemerkt (siehe Michael Wrase, Marcel Helbig: https://
www.wzb.eu/de/pressemitteilung/genehmigung-von-privatschulen-bundeslaender-missachten-
grundgesetz), muss Berlin mehr tun, um die grundgesetzlichen Regelungen zum Sonderungsverbot von
privaten Schulen und dem Ausnahmecharakter privater Grundschulen zu achten.

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jonas
Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Anne Albers (KV Berlin-
Kreisfrei); Robert Hahn (KV Berlin-Mitte); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Rhea Niggemann (KV
Berlin-Neukölln); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Robin Völker (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2494 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 616:
Digitale Lernkultur und Digitalkompetenzdigitale Mündigkeit in Berlins Schulen fördern!

Begründung

Das Konzept der digitalen Mündigkeit fokussiert nicht nur auf die dafür nötigen Kompetenzen,
sondern auch die demokratische Notwendigkeit, Schüler_innen und Lehrer_innen als Akteur_innen der
Digitalsierung zu sehen.

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Anne
Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Nikolas Becker (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Rhea Niggemann (KV Berlin-Neukölln); Klemens Griesehop (KV Berlin-
Pankow); Robin Völker (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2496 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 617 bis 622:
Wir haben erlebt, wie Corona den Schulalltag auf den Kopf gestellt hat. Dabei wurde vor allem
deutlich, wie überfällig die Digitalwende in Berlins Schulen ist: Digitales Lernen müsste doch
eigentlich längst Alltag seinBildung muss in der digitalen Welt bestehen! Wir wollen, dass unsere
Kinder gesund in der digitalen Welt aufwachsen und diese aktiv mitgestalten können. Deshalb werden
wir Schulen dabei unterstützen, datenschutzkonformedatenschutzfreundliche und zugleich 
spielerischepädaogisch sinnvolle Programme, Apps und Lernsoftware mit dem Unterricht zu verzahnen
und digitale Lernkonzepte im Unterricht zu verankernverzahnen. Wichtig ist, dass Kinder und
Jugendliche verstehen, wie Algorithmen funktionieren, wie programmieren 

Von Zeile 624 bis 626 einfügen:
das Internet entstehen. Kinder und Jugendliche brauchen ein solides Fundament an Medienkompetenz
und soziale Einbettung, um sicher, gesund und selbstständig digital zu lernen. Dazu wollen wir
Lehrkräfte fortbilden, die IT-Unterstützung für alle Schulen ausbauen, jede 

Begründung

Von der derzeitigen Krisensituation, die digitales Lernen unumgänglich macht, sollten wir nicht auf die
Zukunft des Lernens schließen. Die derzeitige Distanzsituation sollten wir trennen von Digitalisierung
als ein Werkzeug (wie die Tafel) und von Digitalisierung als Bildungsinhalt (wie funktioniert ein
TikTok-Algorithmus). Digitalisierung als Werkzeug und Digitalisierung als Bildungsinhalt können
zusammenwirken, müssen aber nicht. Dass es auch möglich ist, digitale Lerninhalte analog zu
vermitteln (z.B. wie funktioniert ein Sortieralgorithmus) zeigen Projekte wie der Turing-Bus oder "Echt
Dabei" (https://echt-dabei.de/)

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tobias Balke (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Nikolas Becker (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Rhea Niggemann (KV Berlin-Neukölln); Klemens Griesehop (KV Berlin-
Pankow); Robin Völker (KV Berlin-Neukölln); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Filiz Keküllüoglu-
Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2503 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 624 bis 626 einfügen:
das Internet entstehen. Kinder und Jugendliche brauchen ein solides Fundament an Medienkompetenz
und soziale Einbettung, um sicher und selbstständig digital zu lernen. Klar ist, digitale Medien sind
nicht Selbstzweck, sondern müssen immer auf ihre pädagogische Sinnhaftigkeit überprüft werden.
Dazu wollen wir Lehrkräfte fortbilden, die IT-Unterstützung für alle Schulen ausbauen, jede 

Begründung

Leider sind viele Angebote digitaler Lernsoftware pädagogisch nicht innovativ und basieren auf
überholten Lernkonzepten wie der operanten Konditionierung (B.F. Skinner, Belohnung/Bestrafung).
Entsprechend ist es wichtig, dass wir hier verdeutlichen, dass es uns darum geht, pädagogisch
sinnvolle digitale Tools zu nutzen und pädagogisch nicht zurück in die 50er wollen.

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tobias Balke (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Nikolas Becker (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Rhea
Niggemann (KV Berlin-Neukölln); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2509 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 630 bis 636:
Schulen fließen. Neben den IT-Administrator*innen, die sich um die Technik kümmern, wollen wir den
Schulen sogenannte EdTech Coaches zur Verfügung stellen, die die Kolleg*innen bei der Integration
von webbasierten Medien in ihren Unterricht unterstützen. Außerdem werden wir die Fortbildung zu
einer Art EdTech Coach für Schüler*innen weiter ausbauen und ein Digitalinstitut für den Austausch
von Best Practices in Schulen und mit den bezirklichen Medienkompetenzzentren etablieren.Schulen
ein festes Schulentwicklungsbudget einräumen. Damit haben sie die Möglichkeit, sich gemeinsam mit
allen Beteiligten kritisch mit digitalen Technologien auseinanderzusetzen und einen sinnvollen
pädagogischen Umgang damit zu finden. Wir wollen mit einem Digitalinstitut in Kooperation mit den
bezirklichen Medienkompetenzzentren die kritische Auseinandersetzung mit digitalen Technologien
stärken. Und es braucht mehr Forschung: Was ist gutes webbasiertes Lernen? Was funktioniert in
welcher Altersgruppe? Nur mit dieser Grundlage kann digitale 

Begründung

Die Bedarfe an den Schulen sind ganz unterschiedlich. Es ist sinnvoller, dass die Schulen sich mit
einem Schulentwicklungsbudget diejenige Hilfe suchen können, die sie brauchen, als mit EdTech-
Coaches eine neue Profession zu schaffen. So können Schulen das Budget nutzen, um ihre Schule in
die Richtung zu entwickeln, die von allen Beteiligten vor Ort demokratisch ausgehandelt wird.

Wichtig ist zudem, dass die neugeschaffenen Fortbildungsstrukturen nicht allein auf die Chancen
schauen, sondern auch die Risiken der Digitalisierung und der einhergehenden Datafizierung in den
Blick nehmen. Weder Technikeuphorie noch Technikpessimismus helfen hier weiter, sondern eine
konkrete Analyse der tatsächlichen Auswirkungen der Nutzung digitaler Medien.

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tobias Balke (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-
Kreisfrei); Rhea Niggemann (KV Berlin-Neukölln); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2508-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 629 bis 631 einfügen:
Gelder aus dem Digitalpakt effektiv und schnell in die digitale Ausstattung der Berliner Schulen
fließen. Wir brauchen eine öffentliches Angebot für eine verlässliche und pädagogisch sinnvolle Open-
Source-Lernplattform, die sowohl von Pädagog*innen als auch von Schüler*innen kritisch begleitet
wird. Neben den IT-Administrator*innen, die sich um die Technik kümmern, wollen wir den Schulen
sogenannte EdTech Coaches zur Verfügung stellen, die die Kolleg*innen bei 

Begründung

Das Land Berlin sollte den Lernraum weiter expandieren und grundsätzlich auf eine demokratisch
kontrollierbare öffentliche Lösung setzen, die die pädagogischen Implikationen mitdenkt. Ziel muss es
sein, dass diejenigen, die sich auf der Plattform bewegen nicht nur von den Entscheidungen betroffen
sind, die beim Design und der Ausgestaltung getroffen werden, sondern diese Entscheidungen auch
aktiv mitgestalten können.

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Anne
Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Nikolas Becker (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Rhea Niggemann (KV Berlin-Neukölln); Klemens Griesehop (KV Berlin-
Pankow); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2513-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 634 bis 637:
Digitalinstitut für den Austausch von Best Practices in Schulen und mit den bezirklichen
Medienkompetenzzentren etablieren. Und es braucht mehr Forschung: Was ist gutes webbasiertes
Lernen? Was funktioniert in welcher Altersgruppe? Nur mit dieser Grundlage kann digitaleUnd es
braucht mehr kritische Forschung: Welche Chancen und Risiken bieten digitale Bildungsmedien? In
welchen Altersgruppen ist ihr Einsatz sinnvoll? Wie können pädagogischen Konzepte gelingen - analog
und digital? Wie verändert sich Bildung und Schule durch digitale Medien? Nur mit dieser Grundlage
kann die Bildung der Zukunft gelingen.

Begründung

Wir haben bereits viel Forschung, die aufzeigt, dass es schwer ist, die Effektivität digitaler
Bildungsmedien zu beweisen (https://www.bpb.de/apuz/293124/digitale-bildungsmedien-im-diskurs
und zur (begrenzten) Effektivität digitaler Bildungsmedien https://jesperbalslev.dk/evidence-of-a-
potential-ph-d-thesis/). Es braucht jedoch mehr kritische Forschung, die sich genau ansieht, was es
macht, wenn wir Schule mit digitalen Medien bestreiten.

Um Prof. Feliticas Macgilchrist (siehe erster Link) zu zitieren: "Die langfristigen Folgen der Einführung
früherer "neuer" Bildungsmedien spielen kaum eine Rolle im Diskurs. Dabei lohnt sich genau an dieser
Stelle ein genauerer Blick. Denn speziell historische und ethnografische Studien zur Einführung von
sogenannten neuen Bildungsmedien zeigen ein Scheitern an hohen Erwartungen als wiederkehrendes
Muster weltweit. [...] Die Gründe dafür liegen, so die soziologischen Analysen, außerhalb der Technik:
Das Leistungsprinzip und die strukturelle Funktion von Schule als Reproduktionsmechanismus für
sozioökonomische Ungleichheit verunmöglichen die Erfüllung des Versprechens, dass neue
Technologien zu radikalen Transformationen führen können."

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Anne Albers (KV Berlin-
Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Nikolas Becker (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Rhea Niggemann (KV Berlin-Neukölln); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Filiz Keküllüoglu-
Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2421-4 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 542 bis 543 einfügen:
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere
Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verankern.

Deshalb müssen insbesondere für geflüchtete Kinder in Willkommensklassen Stellen für
Sozialpädagog*innen und Traumapädagog*innen im Schulpsychologischen und
Inklusionspädagogischen Beratungs- und Unterstützungszentren (SIBUZ) für alle Schulen geschaffen
werden, damit die Sozialpädagog*innen und Traumapädagog*innen psychosoziale Unterstützung für
geflüchtete Schüler*innen gewährleisten können.

Begründung

Heute besteht ein verhältnismäßig hoher Anteil der Unterrichtstätigkeit darin, Lernvoraussetzungen
und gute Lernbedingungen für die Schüler*innen in Willkommensklassen zu schaffen. In der Regel
befinden sich diese Schüler*innen mehrheitlich mit Fluchtbiografien in emotional sehr belasteten
Lebensverhältnissen in sehr beengten Wohnräumen. Lehrer*innen sehen sich täglich mit
Existenznöten der Familien konfrontiert, die sich im Verhalten der Schüler*innen widerspiegeln.
Themen wie Konfliktklärung, Koordination für die Elternarbeit mit bildungsfernen Familien,
sozialarbeiterische Tätigkeiten sowie sprachmittlerische Tätigkeiten, Entwicklung von Förderkonzepten
für traumatisierte Kinder mit Fluchtbiographie bestimmen den Alltag. Die Suche nach
Traumatherapeut*innen, Kontakten zu Erziehungs-Familienberatungsstellen und Netzwerken müssen
oft nebenher organisiert werden. Hier ist „Schulsozialarbeit“ gefragt. „also vereinbarte, intensive,
kontinuierliche sozialpädagogische Angebote an Nahtstellen von Schule und Jugendhilfe mit dem
Hauptziel der Schulalltags- und Lebensbewältigung. Für Schüler/-innen stellt diese Ergänzung zur
Schulpädagogik eine zusätzliche Ressource dar; denn sie bringt sozialpädagogische Ziele,
Tätigkeitsformen und Methoden in die Schule ein, die auch bei erweiterten Aufträgen an Lehrkräfte
und gedehnten Lehrerrollen nicht durch Schule allein abzudecken wären. Ich nähere mich dem Feld
beschreibend an: Was tun Schulsozialarbeiter/-innen? Sie unterbreiten Beziehungsangebote,
thematische, räumliche Angebote. Sie wenden sich an Einzelne, Gruppen, Klassen, Schule, mit Bezügen
zum Gemeinwesen bzw. zum Sozialraum. Sie beraten, motivieren, entlasten, trainieren, fördern,
vermitteln. Sie planen konzipieren, koordinieren, vernetzen, erschließen Ressourcen. Sie sprechen
Schüler/-innen, Eltern, Lehrkräfte an. Sie wirken präventiv durch offene Angebote und Projekte; sie
arbeiten reaktiv (interventiv) in schwierigen, belasteten Situationen und mit jungen Menschen, die
Unterstützungsbedarf aufweisen.“[1]

[1] Siehe: Karlheinz Thimm (Hrsg. Institut für Innovation und Beratung an der Evangelischen
Hochschule Berlin e. V.Berlin 2012) Werkbuch „Sozialarbeit an Grundschulen “Positionsbestimmungen,
Alltagsbeschreibungen und Praxisreflexion - https://www.inib-berlin.de/images/doc/werkbuch.pdf

Unterstützer*innen
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K-4-2421-4 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen
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Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Clara-
Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); Susanna Kahlefeld (KV Berlin-Neukölln); Svenja Borgschulte (KV
Berlin-Pankow)



K-4-2441 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 562 bis 563 einfügen:
die Heterogenität an Schulen verbessert und die Chancengerechtigkeit erhöht werden kann. Damit
stärken wir die freie Schulwahl gerade derer mit schlechterem Notenschnitt. Bei der Einteilung in die
Regelklassen für das jeweilige kommende Schuljahr muss sichergestellt werden, dass Kinder aus
Willkommensklassen, die sich in der Teilintegration altersentsprechender Regelklassen befinden, durch
die Schulleitung in der Planung sowohl für Teilintegration als auch für einen Schulplatz vorrangig zu
berücksichtigen sind und einen Schulplatz zugewiesen bekommen.

Begründung

Solange es „Willkommensklassen“ gibt, müssen Plätze für den Übergang in Regelklassen für die Kinder
im Einzugsbereich danach zur Verfügung stehen. Immer wieder stehen Lehrkräfte von
Willkommensklassen, wenn sie den Übergang ihrer Schüler*innen in Regelklassen gestalten wollen,
vor der Situation, dass sie für ihre Schüler*innen keine alters- oder dem Lernstand entsprechenden
Teilintegrationsplätze finden.

Es macht Sinn, dass gerade Migrations-Schüler*innen vor dem Hintergrund ihrer Fluchtbiographien als
„Willkommens“-Kinder in eine Schul-Gemeinschaft aufgenommen werden, in Teilintegration im
Sprachbad Deutsch als Zweitsprache lernen und einen Schulplatz zugewiesen bekommen, der ihnen
und ihren Eltern das notwendige Vertrauen in bildungspolitische Chancengerechtigkeit und
Chancengleichheit vermittelt. Nur so kann das Recht auf Bildung für alle Kinder in die Praxis
umgesetzt werden.

Im „Leitfaden zur Integration von neu zugewanderten Kindern und Jugendlichen in die
Kindertagesförderung und Schule“ sind die Regelungen zusammengefasst und fachlich-pädagogisch
konkretisiert. „Vorrangiges Ziel der Willkommensklassen ist es, die deutsche Sprache zu erlernen und
einen frühestmöglichen Übergang in die Regelklassen zu gewährleisten. Hierfür soll im Rahmen der
fachlichen und schulorganisatorischen Möglichkeiten eine enge Verzahnung von Teilen des
Unterrichts von Willkommensklassen und Regelklassen und eine frühzeitige Teilintegration in den
Regelunterricht sowie sprachsensibler Fachunterricht erfolgen. Die Beschulung in
Willkommensklassen orientiert sich am Rahmenlehrplan 1 - 10.“[1]

[1] Siehe: https://www.berlin.de/sen/bjf/fluechtlinge/schulische-integration/

Unterstützer*innen

Katharina Koufen (KV Berlin-Pankow); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Heidrun
Bäumker (KV Berlin-Pankow); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); Delia Baum (KV Berlin-
Pankow); Susanna Kahlefeld (KV Berlin-Neukölln); Verena Toussaint (KV Berlin-Pankow)
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K-4-2378-4 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 499 bis 500 einfügen:
Lehrkräfte für Arabisch, Türkisch, Polnisch und weitere Sprachen, damit Schüler*innen auch ihre
Herkunftssprachen als zweite und dritte Fremdsprache wählen können. Wir unterstützen den
Vorschlag zur Einrichtung eines Berliner Landesinstitutes, in dem die zweite Phase der Lehrerbildung
sowie die Fort- und Weiterbildung zusammengefasst werden. Bestehende Einrichtungen, wie das
Zentrum für Sprachbildung und die iMint-Akademie, sollen in das zukünftige Landesinstitut integriert
werden. Durch diese Bündelung kann eine bedarfsgerechte Steuerung und bessere Abstimmung unter
Nutzung von Synergien erfolgen. Nur durch kontinuierliche Fort- und Weiterbildung des
pädagogischen Personals kann eine hohe Unterrichtsqualität gesichert werden. Dazu müssen
einerseits die Voraussetzungen geschaffen werden, dass alle Lehrkräfte sich kontinuierlich fort- und
weiterbilden können, zum anderen muss diese Möglichkeit aber auch regelmäßig wahrgenommen
werden.

Begründung

Der Änderungsantrag ist weitgehend deckungsgleich mit dem Antrag von Hans-Jürgen Kuhn zum
gleichen Abschnitt. Es fehlt allerdings der letzte Satz, der eine verbindliche Überprüfung der
Fortbildungspflicht von Lehrkräften fordert. Aus diesem Satz spricht ein Misstrauen gegenüber
Lehrkräften, das nicht zum Geist unseres Wahlprogramms passt. Außerdem ist Berlin weit davon
entfernt, den Lehrkräften ein angemessenes Fortbildungsangebot zu machen. Schließlich erfolgt eine
Überprüfung der Fortbildungspflicht bereits im Rahmen der Dienstlichen Beurteilung von Lehrkräften.
Sie muss also nicht gefordert werden.

Unterstützer*innen

Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-4-2378-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Stefanie Remlinger (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 499 bis 500 einfügen:
Lehrkräfte für Arabisch, Türkisch, Polnisch und weitere Sprachen, damit Schüler*innen auch ihre
Herkunftssprachen als zweite und dritte Fremdsprache wählen können.
Wir wollen ein Anreiz-, Erprobungs- und Belohnungsmodell entwickeln für Pädgog*innen, die neue,
praktische Ideen zur Verbesserung des Schulsystems und der Schulorganisation, Konzepte zur
Unterrichtsentwicklung, neue Unterrichtsmaterialien u.ä. entwickeln und der Allgemeinheit zur
Verfügung stellen, u.a. etwa als OER.
Um die Innovationskraft des Schulsystems sowie der einzelnen Schulen zu erhöhen, ermutigen wir
zudem ausdrücklich Schulversuche u.a., niedrigschwelligere Erprobungsformate, insbesondere auch im
Bereich der beruflichen Bildung.

Begründung

Gute Schul- und Unterrichtsentwicklung kann nicht einfach verordnet werden, sondern kommt im
Idealfall von „Unten“, aus der Praxis heraus. Um die Pädagog*innen anzuregen, trotz ihrer ohnehin
bestehenden Arbeitsbelastung dazu etwas beizutragen, können positive Anreize/ Belohnungen
hilfreich sein, ebenso wie die Perspektive, dass die Impulse tatsächlich erprobt werden sollen. Das
haben die Erfahrungen in asiatischen Ländern gezeigt.

Außerdem soll mit diesem Antrag dem üblichen Topos der angeblich mangelnden
Fortbildungsbereitschaft ein positiver Ansatz entgegengesetzt werden: Wir haben großes Vertrauen in
unsere schulischen Teams und sind überzeugt, dass in ihnen viele Ressourcen für gute Schulen und
guten Unterricht schlummern, die wir gerne heben möchten. Dabei muss aber berücksichtigt werden,
dass solche Beiträge eben auch großen Aufwand bedeuten, der entsprechend gewürdigt werden muss.

Unterstützer*innen

Peter Michael Rulff (KV Berlin-Kreisfrei); Jörg Freese (KV Berlin-Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-
Kreisfrei); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Katrin
Völkner (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2642 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 763 bis 766 einfügen:
Daten sind Grundlage und Gestaltungsmittel der digitalen Transformation. Voraussetzungen für eine
effektive, verwaltungsübergreifende Nutzung von Daten sind gemeinsame Strukturen und Plattformen,
Standards und gut definierte, interoperable Schnittstellen (Datenplattformen) sowie Richtlinien für
den verantwortungsvollen Umgang mit Daten (Daten-Governance). Um Daten von privaten Anbietern
möglichst unabhängig nutzen zu können, wollen wir Datenhoheit bei bestehenden Verträgen prüfen
und bei neuen sicherstellen.

Begründung

Damit die unterschiedlichen Systeme der Berliner Verwaltung Daten austauschen können, müssen die
Schnittstellen interoperabel sein. Dies sollte man hier auch explizit so schreiben.
Datenhoheit regelt das Recht, jederzeit auf Daten zugreifen zu können. Datenhoheit ist häufig nicht in
Verträgen zwischen Städten und Unternehmen geregelt und muss nachverhandlet werden. Ohne
Datenhoheit besteht bspw. kein Zugriff auf Rohdaten, Daten können nicht über den vertraglich
vereinbarten Zweck, Bürger*innen bereitgestellt oder von anderen internen Fachbereichen genutzt
werden. Das Problem fehlender Klausel oder Vertragsklausel, die die Datensouveränität relevanter
Daten einschränken, betrifft viele Städte in Deutschland (siehe dazu Studie "Datensouveränität in der
Smart City" von PD Deutschland aus dem Februar 2020). Damit Berlin heute und in Zukunft Daten
nutzen und nicht zu sehr in Abhängigkeit von Privatwirtschaft gerät, muss Datenhoheit bei
bestehenden und zukünftigen Verträgen mit privaten Anbietern sichergestellt sein.

Unterstützer*innen

Stefan Lehmkühler (KV Berlin-Mitte); Michael Froneberg (KV Berlin-Mitte); Tarek Massalme (KV Berlin-
Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Christian Wilke (KV Berlin-Mitte); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Carla Dietmair (KV Berlin-Mitte); Timur Ohloff (KV Berlin-Mitte); Nicolas
Scharioth (KV Berlin-Pankow); Isabelle Schellenberger (KV Berlin-Mitte); Dinah Schmechel (KV Berlin-
Mitte); Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Juliana Wimmer
(KV Berlin-Mitte); Michael Wustmann (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Constance
Chucholowski (KV Berlin-Pankow); Thomas Nicklisch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Laura
Kroschewski (KV Berlin-Mitte); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Johanna Hartz-
Goiteom (KV Berlin-Mitte); Jan Seifert (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2052 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 173 bis 175 einfügen:
Mit der Gründung der Unternehmerinnen-Akademie fördern wir Weiterbildung und Vernetzung von
Frauen. Gründungsfinanzierungen für Existenzgründer*innen und Start-ups wollen wir mit einem
eigenen Förderprogramm für Frauenteams erweitern. Stolz sind wir auf den bundesweit höchsten
Anteil von Frauen in Aufsichtsräten und Vorständen in landeseigenen Unternehmen: satte 51,5
Prozent. Damit dies so bleibt, wollen 

Begründung

Nur ca. 15 Prozent der start-ups in Deutschland werden von Frauen gegründet. Für sie ist es aufgrund
ihres Geschlechts deutlich schwieriger an Investoren für ihre Gründungen zu kommen, als für Männer.
Und das, obwohl Studien belegen, dass Frauen mehr aus dem ihnen zur Verfügung stehenden Kapital
machen. Die überwiegend männlichen Investoren finanzieren lieber ihresgleichen. Unbewusste
Vorurteile gegenüber Frauen spielen dabei eine wichtige Rolle. Eine Studie der Harvard Business
School, des Massachusetts-Instituts für Technologie und der Wharton School von 2014 zeigt, dass
sogar bei identischen Präsentationen Männer den Vorzug erhalten. Um auf diese
Geschlechterungerechtigkeit zu reagieren, müssen wir bei der landeseigenen Förderung ansetzen.

Unterstützer*innen

Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Sophie Dornheim (KV
Berlin-Lichtenberg); Paula Walk (KV Berlin-Kreisfrei); Daniela Wannemacher (KV Berlin-Neukölln); Julia
Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Vivian Weitzl (KV Berlin-
Neukölln); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Oliver Edgar
Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-
Kreisfrei)
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K-4-2052-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 173 bis 175 einfügen:
Mit der Gründung der Unternehmerinnen-Akademie fördern wir Weiterbildung und Vernetzung von
Frauen. Gremien und Auswahlkommissionen für Gründungsförderungen wollen wir divers besetzen.
Stolz sind wir auf den bundesweit höchsten Anteil von Frauen in Aufsichtsräten und Vorständen in
landeseigenen Unternehmen: satte 51,5 Prozent. Damit dies so bleibt, wollen 

Begründung

Weibliche Ideen werden von Männern anders betrachtet und Frauenteams werden andere Fragen
gestellt als Männern. Wohlmöglich werden auch die Perspektiven anderer Gruppen benachteiligt. Das
können wir aufbrechen und strukturell ändern, indem wir die Entscheiderpositionen divers besetzen.

Unterstützer*innen

Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Sophie Dornheim (KV
Berlin-Lichtenberg); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Susanna
Kahlefeld (KV Berlin-Neukölln); Paula Walk (KV Berlin-Kreisfrei); Daniela Wannemacher (KV Berlin-
Neukölln); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Vivian
Weitzl (KV Berlin-Neukölln); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Ingrid Bertermann
(KV Berlin-Mitte); Johanna Martens (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow);
Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amina Gerlach (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Benning
(KV Berlin-Pankow); Oliver Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei);
Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-4-2370 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 491 bis 494 einfügen:
ein Gewinn. Um sie für unsere Schüler*innen nutzbar zu machen, verbessern wir den Zugang von
Menschen aus anderen Fachrichtungen zum Schuldienst. Für die kontinuierliche Schulentwicklung, die
Einwerbung von Fördergeldern, die Kommunikation mit unterschiedlichsten Akteursgruppen sowie die
Vernetzung der Schule braucht es zudem neue Organisationsstrukturen in Kollegien. Dafür werden wir
Schulleitungen und Kollegien mit der neu zu schaffenden Position einer*s Leitungsreferent*in
unterstützen. Diese Stellen sollen an allen Schulen - unabhängig von ihrer Größe und der Schulform -
als TVöD13-Stellen geschaffen werden, wobei bis zu drei Schulen zu einem Cluster zusammengefasst
und vorhandene Verwaltungsleitungsstellen ggf. in die Leitungsreferent*innen-Stelle überführt
werden können. Zudem schaffen wir für alle Personen, die mit Schüler*innen arbeiten, eine feste
Teamstunde pro Woche, die in die Arbeitszeitberechnung integriert wird. Die Arbeitszeiten von
Lehrkräften sollten Platz für Elterngespräche, weitere Teamsitzungen, Fortbildungen und Supervision
lassen. Bei steigendem Personal und ausreichend Schulplätzen wollen wir zudem die Stundendeputate

Begründung

Neue Aufgaben erfordern neue Strukturen. Leitungsreferent*innen an Schulen sollen Schulleitungen
und Kollegien in allen Belangen unterstützen, die nicht vordergründig pädagogischen Charakter
haben, aber für die täglichen Abläufe, die Schulentwicklung, die Einwerbung von Fördergeldern, die
Umsetzung von Projekten oder die Einbindung verschiedener Akteursgruppen in schulische Belange -
z.B. für aktive Elternarbeit, aber auch sozialräumliche Vernetzung und Verankerung - wichtig sind.
Schulleiterinnen und Schulleiter sind schon heute von der Vielzahl der Aufgaben so überlastet, dass
solche "Zusatzaufgaben" oft nur einem engagierten Kreis von Eltern oder dem Förderverein
zukommen. Schulen (v.a. jene in schwieriger Lage), die eine solche unterstützende Elternschaft nicht
haben, gehen daher oftmals leer aus oder verabschieden ihre engagierten Leitungspersonen in den
Burn-Out. Dies verschärft die strukturelle Bildungsungerechtigkeit, die unser Schulsystem ohnehin
kennzeichnet. Die Schaffung von Bildungsreferent*innen an Schulen soll dem entgegenwirken und
moderne Organisationsstrukturen an Schulen etablieren. Schulen können somit vielfältige
Bildungsanker in ihrem jeweiligen Kiez werden. Die Möglichkeiten einer Schule, sehr gute
Bildungsarbeit zu leisten, sollen nicht länger vom Geldbeutel und Fähigkeiten der Eltern und
Fördervereine abhängen, sondern grundsätzlich durch Bildungsreferent*innen garantiert werden.

Unterstützer*innen

Christian Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Carola Scheibe-Köster (KV
Berlin-Neukölln); Sebastian Haße (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Iosif
Stavarache (KV Berlin-Neukölln); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV
Berlin-Neukölln)
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K-4-2388 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 509 bis 511:
wenig Platz im öffentlichen Raum für Kinder zur Verfügung steht. Um das zu ändern, sollen Schulhöfe 
oder Turnhallen auch am Wochenende offengeöffnet sein und einen Ort der Begegnung und
Bewegung im Kiez bieten. Dafür soll mit Einrichtungen der Jugendhilfe sowie mit lokalen
Nachbarschaftsakteuren kooperiert werden. Es braucht großzügige und multifunktionale Schulen,
mehr rechtliche Freiheit zur Nutzung der 

Begründung

An manchen Grundschulen gibt es bereits gute Erfahrungen damit, die Turnhallen im Winter und
Schulhöfe im Sommer als öffentlichen Raum zum Spielen, aber auch für Vernetzung von Eltern und
Familien im Kiez zu öffnen. Besonders Schulen in schwieriger Lage haben somit die Möglichkeit eines
“erweiterten Tages der offenen Tür”, an dem sie interessierte Eltern einladen und auf ihre oft sehr gute
Arbeit aufmerksam machen können. Dieses Angebot muss allerdings begleitet sein und darf nicht auch
noch als Zusatzaufgabe an die Schulen ausgelagert werden. Deshalb braucht es eine intensive
Zusammenarbeit mit Jugendhilfeeinrichtungen, welche während der geöffneten Schulhöfe und
Turnhallen vor Ort sind, erklären und beraten können sowie die Nutzung der Geräte betreuen können.

Unterstützer*innen

Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Kadir Sahin (KV Berlin-
Neukölln); Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Jan
Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2391 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 512 bis 513 einfügen:
Räume und finanzielle Mittel zur Anstellung von Hausmeister*innen und organisatorischer
Unterstützung.
Das von uns lange geforderte und endlich umgesetzte kostenlose Mittagessen an Grundschulen stellt
viele Schulen vor das Problem, dass die Räume dafür fehlen – zu lange sind Schulen als
„Halbtagsschulen“ ohne Mittagessenversorgung geplant und gebaut worden. Um den Anspruch auf ein
Mittagessen an allen Schulen gut umsetzen zu können, wollen wir das Mensabauprogramm finanziell
deutlich aufstocken und den Schnellbau von Holzmodulmensen vereinfachen. Perspektivisch soll
somit an allen Schulformen ein kostenloses Mittagessen für Schüler*innen angeboten werden können.

Begründung

An vielen Berliner Grundschulen wird das Mittagessen in viel zu kleinen Räumen, die oftmals nicht
einmal als Mensa deklariert sind, ausgegeben.Häufig geht es dabei laut, eng und hektisch zu - dies ist
keine Essensatmosphäre, die Kindern vermittelt werden sollte. Das Essen findet in zahlreichen
Schichten statt, was die Kapazitäten von Erzieher*innen und Lehrer*innen über Gebühr und zu Lasten
des Unterrichts bindet. Manche Grundschulen sind überhaupt nicht in der Lage, den Rechtsanspruch
auf das kostenfreie Mittagessen umzusetzen. Das bestehende Mensaprogramm der Senatsverwaltung
ist mit 20 Mio. € deutlich zu klein, um den Bedarf an neuen oder umgebauten Mensen zu decken. Hier
muss dringend nachgesteuert und nicht nur mehr, sondern auch schneller gebaut werden.

Unterstützer*innen

Christian Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Carola Scheibe-Köster (KV
Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2394 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 515 bis 517 einfügen:
schon lange dafür ein, dass sich die Situation der Schulreinigung verbessert, und freuen uns, dass
dieses Thema in vielen Bezirken durch eine aktive Zivilgesellschaft und durch BVV-Beschlüsse
Rückenwind bekommen hat. Gemeinsam mit vielen Eltern, Lehrkräften und Schüler*innen kämpfen wir
für eine saubere, 

Von Zeile 519 bis 521:
grundlegend neu aufgestellt, in einem ersten Schritt durch höhere Qualitätsstandards bei der
Ausschreibung. In einem zweiten Schritt prüfen wir umgehend, wie das Ziel der vollständigen
Rekommunalisierung der Schulreinigung in den Bezirken erreicht werden kann und setzen diese bis
2026 umgesetzt werden kannkonsequent auf bezirklicher Ebene um.

Begründung

Die Prüfung der Umsetzung der Rekommunalisierung ist ein wichtiger Zwischenschritt, dem aber die
zügige und vollständige Rekommunalisierung bis 2026 folgen muss. Dies entspricht den meisten
Beschlüssen in den BVV’en und auch den Forderungen zivilgesellschaftlicher Akteure. Zudem muss
klar sein, dass die Rekommunalisierung auf der Bezirksebene stattfinden soll; halbherzige Konstrukte
wie z.B. einen landeseigenen Betrieb, wie ihn die SPD vorschlägt, lehnen wir ab.

Unterstützer*innen

Christian Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Carola Scheibe-Köster (KV
Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2406 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 527 bis 530:
kostenlosen Mittagessen in der Grundschule von unter 15 auf 50 Prozent gestiegen ist. Wir wollen ein
echtes 100-prozentiges regionales Bio-Essen, Gebäude mit hohen Öko-Standards, das
Querschnittsthema Nachhaltigkeitdie Querschnittsthemen Nachhaltigkeit, globale Gerechtigkeit, fairer
Handel und Fragen der Umwelt- und Naturbildung deutlich stärker verankern. Wir wollen mehr
Kooperationen zwischen Schulen und Botanischem Garten und 

Begründung

Die Sensibilisierung für globale Gerechtigkeit und die Verantwortung der Industrienationen für den
globalen Süden ist ein Thema, das schon in der Grundschule wichtig ist. Schulen müssen hier mit
gutem Beispiel vorangehen, wenn eine gerechtere Welt ein ernsthaftes Bildungsthema darstellen soll.

Unterstützer*innen

Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann
(KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-
Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2444 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 565 bis 567 einfügen:
besten Angebote und eine hohe Qualität des Unterrichts. Deshalb werden wir eine zielgenaue
Unterstützung für Schulen in schwieriger Lage entwickeln. Diese Förderung soll Schulen eine
nachhaltige Schulentwicklung ermöglichen, um ihr Profil und ihre Angebote an den Bedarfen der
Schüler*innen auszurichten. Erfolgreiche Schulkonzepte, die dies geschafft haben, müssen in eine
langfristige Finanzierung überführt und abgesichert werden. Die bisherige Praxis, den Bedarf der
Schulen auf der Basis der Schüler*innen mit BuT-Anspruch zu berechnen, lehnen wir als
diskriminierend und bürokratisch ab. Stattdessen wollen wir - ähnlich wie im Hamburger Modell - die
Zuweisung an Schulen auf der Basis mehrerer Indikatoren, zu denen die Zusammensetzung der
Schüler*innenschaft im Hinblick auf Inklusionsbedarfe und die Sozialstruktur des Einzugsgebietes
zählen, berechnen. Dazu gehört auch guter Ganztag, der mehr ist als Betreuung. Dafür wollen wir den
Ganztag sozialräumlich im Kiez verankern 

Begründung

Die bisherige Förderung von Schulen in schwieriger Lage – das sogenannte „Bonusprogramm“ –
vergibt Mittel von bis zu 100 000 € pro Jahr an Schulen mit hohen sozialen Belastungen, um die Lern-
und Entfaltungsmöglichkeiten von Schüler*innen zu verbessern. Die Bonusgelder können von den
Schulen eigenverantwortlich für Projekte der Schulentwicklung und Profilschärfung eingesetzt
werden. Obwohl das Programm einige Schulen darin unterstützt hat, sich profilorientiert zu Gunsten
ihrer Schülerschaft weiterzuentwickeln, zeigt das Programm große konzeptimmanente Schwächen auf:
Die Berechnung der Förderung auf der Basis des sozioökonomischen Status der Familien ist
diskriminierend und bürokratisch und geht am realen Bedarf der Schulen vorbei. Die Förderung bleibt
somit holzschnittartig, anstatt spezifisch auf Inklusionsbedarfe einzugehen. Schulen, die im Sinne der
Programmidee erfolgreich sind und an Profil und Attraktivität gewinnen, laufen Gefahr, aus der
Förderung herauszufallen und somit ihre erfolgreichen neuen Konzepte nicht finanzieren zu können.
Erfolg im Sinne der Schulentwicklung, gelungene Rückwirkung in den Sozialraum, Mut zum Fortschritt
wird so in letzter Konsequenz bestraft. Eine Neuauflage des Bonusprogramms muss daher stärker die
nachhaltige Schulentwicklung und den Inklusionsgedanken von Schulen fokussieren, anstatt das
Erreichte zu zerstören.

Unterstützer*innen

Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV
Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Charlotte
Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2074-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 195 bis 198:
Landeszuschuss für die Hochschulen mit dem Thema „gute Arbeit in der Wissenschaft“ verknüpfen und
die Mittel dafür anheben. In Musik-[Leerzeichen]und Volkshochschulen haben wir mehr Lehrkräftedie
Honorare spürbar erhöht. Zudem haben wir in Musikschulen einen Teil der Honorarlehrkräfte fest
angestellt. An den Volkshochschulen haben wir uns für eine bessere soziale Absicherung der
freiberuflichen Dozent*innen eingesetzt. Tarifsteigerungen in Kultureinrichtungen haben wir als
strukturellen Mehrbedarf anerkannt und finanziell ausgeglichen. Bei Mindesthonoraren im 

Begründung

Die Aussage im Programmvorschlag ist falsch, da zwar die Anzahl der Festanstellungen an den
Musikschule von 7% auf 20% gestiegen ist. An den VHS aber sind keine Stelle entstanden, sondern die
Honorare sind erhöht worden und die Auseinandersetzungen für eine bessere soziale Absicherung der
arbeitnehmerähnlichen Dozent*innen der VHS laufen gerade. Auch an den Musikschulen sind 2020 die
Honorare erhöht worden.

Unterstützer*innen

Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Almut Rieger (KV Berlin-Kreisfrei); Peter Michael Rulff (KV
Berlin-Kreisfrei); Annette Breitsprecher (KV Berlin-Mitte); Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-1920 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 41 bis 42 einfügen:
Schule lernen. Nur so schaffen wir ein durchlässiges Schulsystem, das allen Kindern, unabhängig vom
Elternhaus, immer wieder neue Chancen bietet.

Lebenslanges und lebensbegleitendes Lernen
Das Lernen hört in der Schule nicht auf, sondern setzt sich lebenslang fort. Dafür leisten die
Volkshochschulen in Berlin einen unverzichtbaren Beitrag: in der Grundbildung, in der politischen
sowie kulturellen Bildung, bei der Teilhabe, für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die
Weltoffenheit. Wir wollen die VHS weiter stärken: In klarem Widerspruch zu ihrer Bedeutung sind die
VHS immernoch unzureichend finanziert und strukturell schwach, zudem leiden die Dozent*innen
unter prekären Arbeitsbedingungen. Diese Mängel wollen die Berliner Grünen abstellen und den
Berliner Volkshochschulen zu neuem Glanz verhelfen.

Begründung

Das lebenslangen Lernen wird nur zwei Mal benannt: In Bezug auf die Ausbildung der Kita-
Mitarbeiter*innen (Zeile 2270) und im Unterkapitel zu den Hochschulen (Zeile 2525).

Dass die VHS dafür sowie für die (sprachliche) Integration der Eingewanderten eine wichtige Funktion
haben, wird gar nicht erwähnt.

Unterstützer*innen

Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Almut Rieger (KV Berlin-Kreisfrei); Annette Breitsprecher (KV
Berlin-Mitte); Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2347 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 468 bis 470 einfügen:
Mitbestimmung zu erproben – all das soll Schule stärken. Wir wollen eine neue Kultur des Lernens, in
der nicht Defizite, sondern Fähigkeiten im Mittelpunkt stehen deswegen sollten Schulen nicht
outputorientiert sein und das Veröffentlichen von leistungsorientierten Daten aufgehoben werden.
Und wir wollen Klassen, die die Vielfalt unserer Gesellschaft abbilden.

Begründung

Durch die Veröffentlichung leistungsorientierter Daten, wie z.B. der Abiturdurchschnittsnote eines
Jahrgangs, wird ein Wettkampf der Schulen um vermeintlich stärkere SuS entfacht. Dies führt zu stark
selektierenden und diskriminierenden Auswahlprozessen von SuS.

Unterstützer*innen

Cihan Mutlu (KV Berlin-Kreisfrei); Murat Cinar (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Deniz Yildirim (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Sadullah M. Abdullah (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Gökhan Akgün (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Gülsah Bayar (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Urban Aykal (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Lisa Marie Eckart (KV Berlin-
Neukölln); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln); Konrad Wolf
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-Neukölln); Klara Schedlich (KV
Berlin-Reinickendorf); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Swantje May (KV Berlin-
Neukölln); Fatos Topaç (KV Berlin-Kreisfrei); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2416 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 537 bis 539 einfügen:
Unterschiedlichkeit positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir deutlich mehr Schwarze
Lehrkräfte und Lehrkräfte of Color gewinnen. Dazu muss ein rassismus- sowie
diskriminierungskritisches Arbeitsumfeld geschaffen werden, durch dazugehörige und
niedrigschwellige Beschwerdestrukturen, regelmäßige Trainings und Sensibilisierung des Kollegiums.
Außerdem achten wir die Urteile des Bundesverfassungsgerichts und werden das Berliner
Neutralitätsgesetz abschaffen. Dabei 

Begründung

LehrerInnen mit vermeintlicher Migrationsgeschichte bzw. Lehrkräfte of Color sind Rassismus und
Diskriminierungen ausgesetzt, jedoch gibt es kaum Anlaufstellen, um gegen diese vorzugehen. Diese
Lehrkräfte sind in den Schulstrukturen auf sich gestellt und können nicht gegen diskriminierende
Praktiken innerhalb ihres Schulalltags vorgehen.

Unterstützer*innen

Murat Cinar (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Iosif Stavarache (KV Berlin-Neukölln); Deniz Yildirim
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Sadullah M. Abdullah (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Gökhan Akgün (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Marion Popp (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Gülsah Bayar (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Urban Aykal (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Lisa Marie Eckart (KV Berlin-Neukölln); Ingrid
Bertermann (KV Berlin-Mitte); Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln); Konrad Wolf (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-Neukölln); Tobias Bünder (KV Berlin-
Neukölln); Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Wolfgang Ewert (KV Berlin-Neukölln); Miriam
Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Fatos Topaç (KV
Berlin-Kreisfrei); Richard Steinberg (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2469 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 590 bis 593:
Gleichzeitig leisten auch Schulen in nichtöffentlicher Trägerschaft in Berlin einen wichtigen Beitrag. 
Häufig probieren dieseViele Berliner Schulen probieren alternative und innovative Lernformen aus.
Erfolgreiche Konzepte aus öffentlichen und nichtöffentlichen Schulen wollen wir deutlich stärker in
öffentliche Schulen tragenverbreiten. Um die Heterogenität unter den Schüler*innen zu stärken,
wollen wir mit Schulen in 

Begründung

Innovationen geschehen sowohl an öffentlichen und nichtöffentlichen Schulen, leider werden sie an
öffentlichen Schulen oft übersehen. Wir sollten daher die Leistungen der vielen innovativen
öffentlichen Schulen gemeinsam mit den Leistungen der innovativen nichtöffentlichen Schulen
würdigen. Pädagogische Innovativität ist keine Frage der Trägerschaft.

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Rhea Niggemann (KV Berlin-Neukölln); Robin Völker (KV
Berlin-Neukölln); Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Linda
Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2470 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 591 bis 597:
wichtigen Beitrag. Häufig probieren diese Schulen alternative und innovative Lernformen aus.
Erfolgreiche Konzepte wollen wir deutlich stärker in öffentliche Schulen tragen. Um die Heterogenität
unter den Schüler*innen zu stärken, wollen wir mit Schulen in nichtöffentlicher Trägerschaft
zusammen daran arbeiten. Um den Zugang für Kinder aus Familien mit Transferleistungen zu
erleichtern, werden wir diese Familien von finanziellen Beiträgen befreien. Die Finanzierung von
Schulen in nichtöffentlicher Trägerschaft soll künftig stärker die Übernahme sozialer Verantwortung
widerspiegeln. Leider werden nichtöffentliche Schulen oft nur von bildungsnahen Milieus besucht. Um
mehr soziale Diversität zu erreichen, wird die Finanzierung von Schulen in nichtöffentlicher
Trägerschaft künftig die Übernahme sozialer Verantwortung widerspiegeln. Um den Zugang für Kinder
aus Familien mit Transferleistungen zu erleichtern, werden wir diese Familien von finanziellen
Beiträgen befreien.

Begründung

Das Problem sozialer Ungleichheit sollte noch einmal explizit angesprochen werden.

Unterstützer*innen

Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Rhea Niggemann (KV Berlin-Neukölln); Robin Völker (KV
Berlin-Neukölln); Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2414-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 535 bis 537:
unschätzbaren Vorteil. Mehrsprachigkeit ist eine Qualifikation – das wollen wir deutlicher anerkennen
und Unterricht in Herkunftssprachen ausbauenan unseren Berliner Schulen, insbesondere durch die
Stärkung zentraler digitaler Angebote, ermöglichen. Damit bauen wir bestehende Hürden ab, auch in
der Abschlussprüfung die Herkunfssprache als Fremdsprache anzuerkennen. Damit Schüler*innen
Vielfalt und Unterschiedlichkeit positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir deutlich
mehr 

Begründung

Dass Mehrsprachigkeit in Berlin gefördert und herkunftssprachlicher Unterricht ermöglicht werden
soll, wird schon lange gefordert, aber dabei gibt es nach wie vor Probleme, die bloße Forderung nach
einem Ausbau ist damit nicht neu und muss konkretisiert werden: So gibt es lediglich an einigen
wenigen Grundschulen ein Angebot für Arabisch und an einigen staatlichen Europa-Schulen (SESB) für
Türkisch. Alle anderen Regelschulen gehen nach wie vor leer aus. Es gibt bereits die Regelung, dass
Schüler*innen in Berlin ihre Herkunftssprache als zweite Fremdsprache (neben Englisch und Deutsch)
für das Abitur anerkannt wird, aber nur, wenn sie bis zur 10. Klasse das Niveau B1 des Gemeinsamen
europäischen Referenzrahmens (GER) nachweisen können. Bisher scheitert diese Regelung jedoch
daran, dass den meisten Schüler*innen das Niveau beim Schreiben und Lesen, also in der
Schriftsprache (Alphabetisierung), fehlt. Daher müssten sie die Kosten z.B. für einen VHS-Kurs oder an
einem privaten Spracheninstitut selbst übernehmen und die dortigen Unterrichtszeiten lassen sich mit
einem Ganztagsschulalltag nicht vereinbaren und die Kurse sind nur für Erwachsene didaktisiert.

Es muss also einen vorbereitenden Unterricht auf das B1-Niveau an den Schulen geben. Während der
Corona-Krise haben wir jedoch gelernt, dass auch digitaler Unterricht per Videokonferenz möglich ist,
d.h. es könnte für alle Schüler*innen, die Arabisch/Farsi/ Rumänisch usw. lernen wollen, ein digitales
Lehrangebot (z.B. am Mittwochnachmittag zu AG-Zeiten geben), das Schüler*innen sowohl in den
Räumlichkeiten (und den Endgeräten) der Schule oder zu Hause wahrnehmen können.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2016 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 137 bis 139 einfügen:
Nirgendwo sonst in Deutschland gibt es so viele Start-ups, die für Klimaschutz und die Energiewende
Lösungen entwickeln. Nirgendwo sonst in Deutschland gibt es so viele Startups, die für soziale
Herausforderungen innovative Lösungen entwickeln. Dass Tesla auf die Hauptstadtregion setzt, ist
kein Zufall: Klimaschutz ist ein Motor der Berliner Wirtschaft geworden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2020 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 141 bis 142 einfügen:
Mit einem umfassenden Beratungsangebot für Investor*innen wollen wir sicherstellen, dass mehr Geld
in Nachhaltigkeit angelegt und investiert wird. Wir werden gemeinsam mit den Expert*innen aus
sozial-nachhaltigen Unternehmen/Startups sowie institutionellen, öffentlichen und privaten
Investor*innen die Entwicklung und Nutzung von bedarfsgerechten Kriterien unterstützen, die sozial-
nachhaltige Investments transparent und nachvollziehbar ermöglichen.

Begründung

Es bestehen bereits viele Austauschrunden unter nachhaltigen Investor*innen, z.B. bei dem Impact
Investing Stammtisch Berlin, der Bundesinitiative Impact Investing, beim Social Entrepreneurship
Netzwerk Deutschland, beim vom Senat geförderten Projekt "Social Economy Berlin" und anderen.
Darauf gilt es aufzubauen. Insbesondere müssen verbindliche Kriterien für Förderungen und
Investments entwickelt werden. Die Senatskanzlei hat dafür kürzlich einen Auftrag an das IÖW
vergeben, der solche Kriterien für öffentliche Fördertöpfe entwickeln soll. Daneben gibt es mit der
neuen DIN-SPEC für nachhaltige Startups (entwickelt vom Berliner Borderstep Institut) nun genormte
Bewertungskriterien für Investor*innen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2026 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 147 bis 148 einfügen:
Innovationszentrum über Beratung bis hin zum Austausch. Damit haben wir begonnen, diesen
Wirtschaftszweig endlich aus der Nische zu holen! Hierzu unterstützen wir in Zukunft insbesondere
die Verstetigung der Informations- und Vernetzungsstelle einschließlich einer speziellen
Gründungsberatung sowie den verbesserten Zugang zu öffentlichen Aufträgen (Vergabe). 

Begründung

Ein paar erste Schritte sind gemacht, aber das aktuelle Förderprogramm ist recht klein, wird der
Dynamik rund um Social Entrepreneurship und Sozialer Ökonomie in Berlin nicht gerecht und läuft
Ende 2021 aus.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2074 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 195 bis 198:
Landeszuschuss für die Hochschulen mit dem Thema „gute Arbeit in der Wissenschaft“ verknüpfen und
die Mittel dafür anheben. In Musik- und Volkshochschulen haben wir mehr Lehrkräfte fest angestellt. 
Auch wollen wir - analog zu den Musikschulen - Kursleitende an Volkshochschulen sozial besser
absichern und deshalb fest anstellen und dezidiert prüfen, welches Modell der Festanstellung ein
gangbarer Weg ist. Tarifsteigerungen in Kultureinrichtungen haben wir als strukturellen Mehrbedarf
anerkannt und finanziell ausgeglichen. Bei Mindesthonoraren im 

Begründung

An Volkshochschulen wurden Lehrkräfte noch nicht festangestellt.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2414-4 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 535 bis 537 einfügen:
unschätzbaren Vorteil. Mehrsprachigkeit ist eine Qualifikation – das wollen wir deutlicher anerkennen
und Unterricht in Herkunftssprachen ausbauen und als notenrelevante Fremdsprachen etablieren.
Damit Schüler*innen Vielfalt und Unterschiedlichkeit positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb
wollen wir deutlich mehr 

Begründung

Damit die Familiensprachen wie Arabisch, Farsi, Kurdisch, ... zu echten Chancen für die Schüler*innen
im Bildungssystem werden können (wie zB. bei Abi-Prüfungen).

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2661-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 783 bis 788:
Jede Maßnahme der Verwaltung produziert personenbezogene Daten – und muss deshalb einer
Datenschutzfolgenabschätzung (DSFA) unterzogen werden, um VerbraucherschutzVerbraucher*innen
und Grundrechtsschutz zu gewährleisten. Wir wollen dieses Verfahren partizipativer gestalten und vor
Allem (potenziell) Betroffene beteilligen. In einem PilotprojektWir wollen wir 100 dieseralle DSFA-
Verfahren aus allensämtlichen Senatsverwaltungen öffentlich zugänglich machen, wobei sichergestellt
wird, dass die Fuktionstüchtigkeit der Systeme dadurch nicht beeinträchtigt wird. So entsteht ein
Wettbewerb um weiter verbesserten Datenschutz, der die Ideen und die Anliegen der Öffentlichkeit
einbezieht. So entstehen neue Chancen, die Vorteile der 

Begründung

Es gibt keinen Grund, mit einem Pilotprojekt anzufangen. Die Datenschutzfolgenabschätzung ist ein
zentrales Instrument, um den Grundrechtsschutz sicherzustellen. Dazu muss die Zivilgesellschaft diese
aber auch nachvollziehen können, weswegen diese alle veröffentlicht werden sollten. Sofern eine
Veröffentlichung der gesamten Folgenabschätzung Sicherheitsrisiken bedeuten würde, reicht eine
Veröffentlichung von abstrakten Abläufen aus, was durch diese Formulierung sichergestellt wird.

Unterstützer*innen

Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jan Stiermann
(KV Berlin-Neukölln); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Vasili Franco
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Jonathan Philip
Aus (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2414-5 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 535 bis 537 einfügen:
unschätzbaren Vorteil. Mehrsprachigkeit ist eine Qualifikation – das wollen wir deutlicher anerkennen
und Unterricht in Herkunftssprachen ausbauen. Wir schaffen die fragwürdige Kategorie "nichtdeutsche
Herkunftssprache" aus dem Schulgesetz ab. Wir wollen, dass sich die Förderung in der deutschen
Sprache an den individuellen Bedarfen aller Schüler*innen orientiert - unabhängig von
diskriminierenden Zuschreibungen, ihrer Herkunft, ihrer Ein- oder Mehrsprachigkeit, der
Herkunftssprachen, ihrer Namen etc. Hierzu müssen angemessene Sprachstandsfeststellungen für alle
Schüler*innen durchgeführt werden. Damit Schüler*innen Vielfalt und Unterschiedlichkeit positiv
erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir deutlich mehr 

Begründung

Diese ndH Kategorie ist eine gut gemeinte, aber in der Praxis nicht gut umgesetzte Kategorie.
Unabhängig der tatsächlichen Deutschkenntnisse erhalten teilweise Schüler*innen aufgrund ihres
Namens, ihres Backgrounds, ihrer Familiensprachen das Label "ndH" - z.T. ohne angemessene
Sprachstandsfeststellungen. Andererseit: Schüler*innen, bei denen man keinen ndH vermutet, fallen
somit vom Raster, obwohl sie Förderung in der deutschen Sprache benötigen würden. Das kann
Schüler*innen betreffen, die zu Hause ausschließlich deutsch sprechen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2660 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 781 bis 782 einfügen:
Datenschutzberatung schaffen, die die Verwaltung unterstützt, an die sich aber auch Selbstständige,
Kleinunternehmer*innen und Einzelpersonen wenden können. Für uns ist beim Datenschutz der
Grundsatz der Datenminimierung essentiell. Zudem wollen wir in der Berliner Verwaltung die
Grundsätze privacy by design and default stärker umsetzen, damit schon durch die
Datenverarbeitungstechnologie ein effektiver Datenschutz sichergestellt wird.

Begründung

Aufgrund der stark ansteigenden Datenmengen sind diese Grundsätze für zukünftigen Datenschutz
essentiell und sollten daher betont werden. Gerade der Grundsatz der Datenminimierung ist bei der
Datenverarbeitung alles andere als selbstverständlich. Auch fehlt es vielfach noch an der Umsetzung
von privacy by design, sodass entsprechende Ansätze aktiv politisch vorangebracht werden müssen.

Unterstützer*innen

Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jan Stiermann
(KV Berlin-Neukölln); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2419 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 540 bis 542:
fangen wir mit den Schulen an. Wir wollen klare Beschwerdewege im Fall von Diskriminierung an
Schulen schaffen,. Wenn die Diskriminierung von Lehrkräften ausgeht, muss es dagegen effektive
Maßnahmen, ggf. angemessene Sanktionen, gem. des Landesantidiskriminierungsgesetzes geben.
Schüler*innen, Eltern, pädagogischen Fachkräften müssen (Rechtsberatungs)Angebote zur Verfügung
gestellt werden, damit sie sich über ihre Rechte bzw. Pflichten gem. des LADG informieren (und
beraten lassen) können. Wir wollen Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus,
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere 

Begründung

Bislang gibt es kaum eine Handhabe bei Diskriminierungsfällen an Schulen, die von Lehrer*innen
ausgehen. Das LADG muss hier verstärkt zum Einsatz kommen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2421-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 542 bis 543 einfügen:
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere
Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verankern. Die pädagogische Fort- und
Weiterbildung im Bereich Antidiskriminierung, rassismuskritischer Bildung, Intersektionalität und
Diversitykompetenz muss verstärkt und für alle Lehrkräfte obligatorisch werden. Das Leitungspersonal
ist dabei zuerst und prioritär zu schulen. Aber auch in der pädagogischen Ausbildung an den
Hochschulen muss eine diskriminierungs-, rassismus- und antisemitismuskritische Bildung
verpflichtend verankert und Räume für selbstkritische Reflexionsprozesse mit eigenen Stereotypen
und diskriminierenden Denk- und Verhaltensmustern geschaffen werden.

Begründung

Im Lehramtsstudium müssen Seminare zur diskriminierungskritischen Bildung zu Pflichtfächern
werden, damit ein professioneller Umgang mit Heterogenität und Diskriminierungen im
Klassenzimmer erlernt werden kann. Die fortwährende kritische Auseinandersetzung mit
diskriminierenden Denk- und Handlungsmuster ist für Lehrkräfte unumgänglich, um
Bildungsungleichheit abbauen zu können.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2722 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Nach Zeile 844 einfügen:

Erwachsenenbildung

In Berlin gibt es ca. 320.000 gering literalisierte Menschen. Geringe Lese- und Schreibfähigkeiten
können leider dazu beitragen, dass Menschen an multiplen Bereichen des Lebens nicht teilhaben
können und sogar in Armut leben müssen. Deshalb wollen wir (arbeitsplatzorientierte)
Erwachsenenbildung, Grundbildung, Alphabetisierung sowie politische Bildung finanziell und
personell besser ausstatten.

Begründung

Lebenslanges Lernen kann zu einem selbstbestimmten Leben beitragen und ein Stück weit der
Bildungsungleichheit entgegenwirken.

Um unserer Vision von einer pluralistischen Gesellschaft mit einer starken Zivilgesellschaft und dem
Schutz vor Diskriminierungen näher kommen zu können, sind zudem Angebote der politischen Bildung
sehr wichtig (postkoloniale und queerfeministische Zeitgeschichte; Wissen über das politische System,
Migration & soziale Ungleichheit; Sensibilisierung für Diskriminierungen und für eigene Stereotype,
kritisches Urteilsvermögen und Handlungsfähigkeit stärken, kritischer Umgang mit Fake News etc.).

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2421-5 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Julius Hassemer (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 542 bis 543 einfügen:
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere
Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verankern.
Kompetenzen für ein selbstbestimmtes Leben fördern
Körperliche sowie psychische Gesundheit ist die Basis für Leistungsfähigkeit, Lebensqualität und
soziale Teilhabe. Wir setzen uns dafür ein, dass die Schule eine aktive Rolle darin einnimmt, die
Gesundheit ihrer Schüler*innen und Lehrkräfte zu erhalten und zu stärken. Schulen sollen Themen wie
Prävention, Selbstfürsorge, Resilienz, und Kommunikation in den Schulalltag integrieren, um
problematischen, sich durch die Corona-Pandemie weiter zuspitzenden Entwicklungen von mehr
Depressionen, Burnouts, (Cyber-)Mobbing und sozialer Verarmung entgegenzuwirken. Eine
Ausführungsvorschrift soll Schulen dazu verpflichten, die Behandlung dieser Themen umzusetzen.
Gleichzeitig sollen Schulen zu diesem Zweck adäquate Budgets bereitgestellt werden, die sowohl für
die Weiterbildung der eigenen Lehrkräfte eingesetzt werden können, als auch für die Beschäftigung
externer Anbieter, die mit Fachexpertise unterstützen.

Begründung

Ein entsprechender Programmvorschlag wurde unter dem Titel „Gesundheit an Berliner Schulen“ für
das Berliner Wahlprogramm eingereicht, siehe https://berlin.antragsgruen.de/ProgrammZukunftRuft/
Gesundheit_an_Berliner_Schulen-299 , findet sich aber im aktuellen Entwurf fast gar nicht wieder.

Unterstützer*innen

Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Philipp Ahrens
(KV Berlin-Lichtenberg); Justus Schöller (KV Berlin-Lichtenberg); Alexandra Heimerl (KV Berlin-
Lichtenberg); Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln); Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-1912 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 33 bis 35:
sollen sich individueller um die Entwicklung jedes einzelnen Kindes kümmern können. Das ist unser
Ziel und dazu werden wir den ErzieherberufBeruf Erzieher*in attraktiver machen und Schule als Team
aus Lehrkräften, Erzieher*innen, IT-Support und vielem mehr aufstellen. Den Schulalltag wollen 

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Tabea Schoch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Ingrid Bertermann (KV Berlin-
Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam Siemon (KV
Berlin-Kreisfrei); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Bianca
Neumaier (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2646-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 767 bis 769:
Berlin hat eine verbindliche Open-Data-Strategie, die von den Verwaltungen allerdings noch mit mehr
Leben gefüllt werden muss. Daten sind AntreiberAntrieb der Wirtschaft im digitalen Zeitalter. Sie
können dabei helfen, die Stadt besser zu verstehen, neue Dienste für 

Unterstützer*innen

Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Claudia Jung (KV
Berlin-Pankow); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Anna
Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2421-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 542 bis 543 einfügen:
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere
Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verpflichtend verankern.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-1987 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG GesSoz
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 109 bis 110 einfügen:
Standortentscheidungen werden längst auch nach der Verfügbarkeit von Fachkräften getroffen. Wir
streben verbindliche Vereinbarungen mit den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege und dem Land
Berlin an, die Leistungserbringer der Eingliederungshilfe wie Behindertenhilfe, Familienhilfe und
Wohnungslosenhilfe, die im öffentlichen Auftrag zur Stabilisierung der Gesellschaft maßgeblich
beitragen, vollständig an den Tarif anzubinden. Und Fachkräfte kommen in Regionen und Städte, die
aus beruflicher wie privater Perspektive 

Begründung

Soziale Berufe müssen endlich wieder an den Tariflohn angeschlossen werden. Die Entkoppelung des
Tarifsystems der sozialen Berufsgruppen – weg- vom Tarifsystem dauert nun schon zu lange an. Dieser
Kurs darf nicht weiter fortgesetzt werden. Der soziale Berufsbereich stabilisiert unsere Gesellschaft.
Wir Grünen sehen uns verpflichtet, uns für den sozialen Berufsbereich einzusetzen. - und zwar sofort!-
Dass endlich der Tariflohn bindend ist für soziale Berufe und die entsprechende Einbindung in
Tarifsysteme.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2599 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 720 bis 722:
sie kann uns auch pandemiesicherer, krisenfester und ökologischer machen. Nirgends sonst in
Deutschland gibt es so viele Start-ups, die Lösungen für gesellschaftliche Herausforderungen wie 
Klimaschutz und die Energiewende Lösungen entwickeln.

Begründung

Das Innovationspotential der Berliner Start-up Szene auf Klimawandel und Energiewende zu
beschränken, verschenkt die Möglichkeit Lösungsansätze für andere gesellschaftliche
Herausforderungen zu fördern.

Unterstützer*innen

Christopher Algier (KV Berlin-Mitte); Christian Wilke (KV Berlin-Mitte); David Tischer (KV Berlin-Mitte);
Thomas Hess (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Madlen Ehrlich (KV Berlin-Kreisfrei); Lucas Gerrits (KV
Berlin-Mitte); Carla Dietmair (KV Berlin-Mitte); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Jeffrey Klein (KV Berlin-
Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2620 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Christopher Algier (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 742 bis 743 einfügen:
Als Europäische Start-up Metropole wollen wir die vorhandene digitale Kompetenz/ Innovationskraft
nutzen und den Wissenstransfer zwischen Stadt und Start-ups fördern. Um Berührungsängste
abzubauen sowie kulturelle und organisatorische Hindernisse zu überwinden, soll eine Einheit aus
Technologie-Scouts als Schnittstelle zwischen Start-ups und Verwaltung vermitteln. Sie soll
zielgerichtet bei der Entwicklung von Pilotprojekten und Vergabeprozessen unterstützen. 

Begründung

Derzeit wird das Potenzial von Startups, die z.B. GovTech-, Mobility- oder Smart City-Lösungen
erarbeiten, zur Digitalisierung des öffentlichen Bereichs nicht voll ausgeschöpft. Startups bieten neben
direkten technologischen Lösungen zudem Expertise in agilen Arbeitsmethoden und einen direkten
Zugang zum Innovations-Ökosystemen mit wichtigen Zukunftstrends. Andererseits profitieren Startups
vom spezifischen Know-How der jeweiligen Behörde, der Unterstützung im Vergabeprozess und der
Verwaltung als aussagekräftigen Referenzkunden. Eine zwischen Senatsverwaltung und Startup-Welt
angesiedelte Einheit, die das Bindeglied zwischen den Problemstellungen der Behörden und Startups
schaffen soll, soll die Ziele beider Welten orchestrieren. Um für beide Seiten konkrete Ergebnisse zu
erzielen, die nicht im Sande verlaufen, ist die Etablierung eines Startup-Pilot-Prozesses mit klaren
Zielvorgaben, Meilensteinen und Endergebnissen unerlässlich. Bestehende Ansätze wie das CityLab
oder InfraLab sind wichtig als “safe space” für die experimentelle Recherche zukünftiger
Anwendungsfälle bestimmter Technologien, können ein dezidiertes, aus Technologie-Scouts
bestehendes Vehikel mit klarem Auftrag aber nicht ersetzen. Das Startups in Residency Programm in
den Niederlanden, das GovTech Programm in Dänemark, der GovTech Catalyst in UK sind nur einige
Beispiele, wie die öffentliche Verwaltung zielgerichtet mit Startups kooperieren kann. 

Unterstützer*innen

Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte); Christian Wilke (KV Berlin-Mitte); David Tischer (KV Berlin-Mitte);
Madlen Ehrlich (KV Berlin-Kreisfrei); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Carla Dietmair (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2104 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Dániel Fehér (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 225 bis 226 einfügen:
Beschäftigungssektor aufzubauen, aber auch dafür Sorge zu tragen, dass Unternehmen des ersten
Arbeitsmarkts zu ihrer sozialen Verantwortung stehen.

Blick in die Zukunft: Ein Pilotprojekt für ein bedingungsloses Grundeinkommen

Langfristig müssen wir der gerade in Berlin gut spürbaren Diversifikation der Arbeitswelt Rechnung
tragen und nach neuen Wegen suchen, die Menschen in den unterschiedlichsten Lebenssituation bei
Bedarf sicheren Halt und Unterstützung geben zu können. Aus den Erfahrungen mit den Corona-
Soforthilfen, dem Teilhabechancengesetz sowie dem Modellversuch eines "solidarischen"
Grundeinkommens wollen wir deswegen in Zusammenarbeit mit Berliner Forschungseinrichtungen
ein Pilotprojekt für ein bedingungsloses Grundeinkommen in Berlin entwickeln.

Die derzeitige Debatte um das bedingungslose Grundeinkommen ist häufig geprägt von persönlichen
Meinungen oder Vermutungen und beruht selten auf fundiertem Wissen, da es bisher keine
verallgemeinerbaren wissenschaftlichen Untersuchungen in Deutschland dazu gegeben hat. Studien
in anderen Ländern wie Finnland liefern zwar erste Erkenntnisse, sind allerdings häufig veraltet oder
nur auf bestimmte Zielgruppen fokussiert. Das Pilotprojekt soll das ändern, indem die die möglichen
Auswirkungen eines Grundeinkommens u.a. auf Chancen bei der Arbeitssuche, auf unternehmerische
Aktivitäten, auf zivilgesellschaftliches Engagement, auf körperliche und seelische Gesundheit, auf
Integration sowie auf gesellschaftliche Teilhabe erforscht werden.

Begründung

Das neue Grundsatzprogramm von Bündnis 90/Die Grünen besagt: "(323) Existenzsichernde
Sozialleistungen sollen Schritt für Schritt zusammengeführt und langfristig soll die Auszahlung in das
Steuersystem integriert werden. So schaffen wir einen transparenten und einfachen sozialen
Ausgleich. Verdeckte Armut wird überwunden. Dabei orientieren wir uns an der Leitidee eines
Bedingungslosen Grundeinkommens."

In Berlin können wir zu diesem Prozess beitragen, indem wir die emotional aufgeladene Debatte um
das Grundeinkommen in mehr empirisch fundierte Bahnen lenken. Zusätzlich ermöglicht ein solches
Pilotprojekt auch breitere öffentliche Debatten um die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme.

Unterstützer*innen

Dorothee Schulte-Basta (KV Berlin-Neukölln); Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Canan
Bayram (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Blanka Vay (KV Berlin-Pankow); Julia Schneider (KV
Berlin-Pankow); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Lisa Paus (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Daniel Freudl (KV Berlin-Pankow); Ilona Borszik (KV Chemnitz); Nicolas Scharioth (KV
Berlin-Pankow); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Delia Keller (KV Berlin-Pankow); Thaddäus-
Salomon Jehle (KV Berlin-Pankow); Andrea Koschwitz (KV Berlin-Pankow); Beate Sattler-Ashoff (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2055-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 176 bis 177 einfügen:
wir die Weiterbildung von Frauen mit dem konkreten Ziel, eine Aufsichtsratsposition einzunehmen, zur
Hälfte bezuschussen. Landeseigene Betriebe sollen künftig eine noch größere Vorbildfunktion für eine
Unternehmenskultur einnehmen, die unserer diversen Stadtgesellschaft entspricht. Gemeinsam mit
ihnen werden wir daher verbindliche Standards bezüglich einer diversitätsorientierten Organisations-
und Personalentwicklung und eines diskriminierungskritischen Beschwerdemanagements für
Mitarbeiter*innen und Kund*innen festlegen.

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Mathias Adelhoefer (KV Berlin-Reinickendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow);
Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta
Kamm (KV Berlin-Mitte); Wera Pustlauk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Aida Baghernejad (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Christopher Peter (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annika Weidemann
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Alexander Grimm (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Laura Brehme
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane
Howe (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Mariann Heymann (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Amelio Tornincasa (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ulli Reichardt (KV Berlin-Kreisfrei); Judith
Bonifer (KV Berlin-Lichtenberg); Tim Rössig (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-
Lichtenberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Jerzy Szczesny
(KV Berlin-Kreisfrei); Janina Abts (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Thiele (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sascha Krieger (KV Berlin-
Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf);
Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-4-2418 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 539 bis 543:
Bundesverfassungsgerichts und werden das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen. Dabei fangen wir
mit den Schulen an. Wir wollen klare Beschwerdewege im Fall Den Diskriminierungsschutz von 
Diskriminierung an Schulen schaffen,Berliner Schüler*innen werden wir systematisch ausbauen und
die Institution „Schule“ diskriminierungskritisch weiterentwickeln. Hierfür werden wir verbindliche und
niedrigschwellige Beschwerde- und Interventionsstrukturen etablieren, eine Unabhängige
Beschwerdestelle für den Bildungsbereich einrichten, jeder Berliner Schule eine
diskriminierungskritische Organisationsentwicklung ermöglichen, verbindliche Fort- und
Weiterbildungen für pädagogisches Schulpersonal und Sozialarbeiter*innen anbieten sowie
Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus, Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und
Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischereverbindliche, kritische Auseinandersetzung mit
Kolonialismus und rassistischen und anderen diskriminierenden Stereotypen verankern. Dafür werden
wir die Fachstellen für queere Bildung und für intersektionale Bildung weiter stärken.

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Mathias Adelhoefer (KV
Berlin-Reinickendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Aida
Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei);
Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Annika Weidemann (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Alexander Grimm (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Laura Brehme (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Pascal Striebel (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Howe (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Bernd Schwarz (KV
Berlin-Reinickendorf); Amelio Tornincasa (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Mariann Heymann (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Ulli Reichardt (KV
Berlin-Kreisfrei); Judith Bonifer (KV Berlin-Lichtenberg); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-
Lichtenberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Janina Abts (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Tabea Schoch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow);
Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Frank
Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Stefanie
Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-4-2420-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 541 bis 543 einfügen:
an Schulen schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus, Antisemitismus, 
Antiziganismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere
Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verankern.

Begründung

Antiziganismus muss als eine spezifische Form gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit hier
ebenfalls Thema sein. Es existieren zur Diskriminierung von Sinti und Roma zu viele Bildungslücken.
Dabei erlebt diese Gruppe Ausgrenzung in besonders abstoßender Art und Weise. Das ist auch eine
Frage der historischen Verantwortung nachfolgender Generationen bezogen auf die Verfolgung und
Ermordung von Sinti und Roma während der NS-Zeit.

Unterstützer*innen

Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-
Mitte); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Vasili Franco (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Cornelia Hagemann (KV Berlin-Mitte); Luca Kraus (KV Berlin-Mitte);
Sebastian Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln);
Vasile-Marian Luca (KV Berlin-Mitte); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Mila Rabini (KV Berlin-Mitte);
Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Tim Rössig (KV Berlin-
Kreisfrei); Rico Schulze (KV Berlin-Mitte); Lara Gromm (KV Berlin-Mitte); Artur Meinzolt (KV Berlin-
Mitte); Magdalena Matheis (KV Berlin-Mitte); Lukas Ulrich (KV Berlin-Mitte); Felix Niggemann (KV
Berlin-Mitte); Markus Schopp (KV Berlin-Mitte); Bettina Schoeley (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV
Berlin-Mitte); Sven Drebes (KV Berlin-Mitte); Jonathan Philip Aus (KV Berlin-Mitte); Signe Stein (KV
Berlin-Mitte); Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Jeffrey Klein (KV Berlin-Mitte); Daniel Weßling (KV
Berlin-Mitte); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2419-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 540 bis 542 einfügen:
fangen wir mit den Schulen an. Wir wollen klare Beschwerdewege im Fall von Diskriminierung an
Schulen schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über alle Formen von Rassismus,
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere 

Begründung

Rassismus, Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus treten in unterschiedlichen
Ausprägungen auf. Diese Differenzierung soll durch die Einfügung unterstrichen werden. So gibt es
spezifischen Rassismus gegen Schwarze Menschen, antimuslimischen Rassismus oder antiasiatischen
Rassismus. Ebenso unterscheiden wir zwischen Formen des Antisemitismus wie dem sekundären
Antisemitismus oder dem israelbezogenem Antisemitismus. Unter Queerfeindlichkeit fallen ebenso
verschiedene Dimensionen wie etwa Homo-, Trans- und Interfeindlichkeit.

Unterstützer*innen

Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-
Mitte); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Vasili Franco (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Cornelia Hagemann (KV Berlin-Mitte); Luca Kraus (KV Berlin-Mitte);
Sebastian Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Sven
Karim Mekarides (KV Berlin-Mitte); Taylan Kurt (KV Berlin-Mitte); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte);
Mila Rabini (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Tim Rössig (KV Berlin-Kreisfrei);
Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Rico Schulze (KV Berlin-Mitte); Lara Gromm (KV Berlin-Mitte);
Susanne Litzel (KV Berlin-Mitte); Magdalena Matheis (KV Berlin-Mitte); Christopher Schriner (KV
Berlin-Mitte); Lukas Ulrich (KV Berlin-Mitte); Bettina Schoeley (KV Berlin-Mitte); Markus Schopp (KV
Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Sven Drebes (KV Berlin-Mitte); Jonathan Philip Aus (KV
Berlin-Mitte); Signe Stein (KV Berlin-Mitte); Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Jeffrey Klein (KV Berlin-
Mitte); Daniel Weßling (KV Berlin-Mitte); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2700 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Dániel Fehér (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 821 bis 822 einfügen:
Beschäftigungssektor aufzubauen, aber auch dafür Sorge zu tragen, dass Unternehmen des ersten
Arbeitsmarkts zu ihrer sozialen Verantwortung stehen.

3a. Blick in die Zukunft: Ein Pilotprojekt für ein bedingungsloses Grundeinkommen

Wir müssen nach neuen Wegen suchen, um Menschen in den unterschiedlichsten Lebenssituation bei
Bedarf sicheren Halt und Unterstützung geben zu können. In Zusammenarbeit mit Berliner
Forschungseinrichtungen wollen wir daher ein Pilotprojekt für ein bedingungsloses Grundeinkommen
in Berlin entwickeln. Das Pilotprojekt soll wissenschaftlich fundierte Erkenntnisse zu möglichen
Auswirkungen eines Grundeinkommens u.a. auf Chancen bei der Arbeitssuche, auf unternehmerische
Aktivitäten, auf zivilgesellschaftliches Engagement, auf körperliche und seelische Gesundheit, auf
Integration sowie auf gesellschaftliche Teilhabe liefern.

Begründung

Greift diesen ÄA auf:
https://berlin.antragsgruen.de/programm21/
zukunft_schaffen__innovationen_und_chancen-61224/41634

Unterstützer*innen

Dorothee Schulte-Basta (KV Berlin-Neukölln); Canan Bayram (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Blanka Vay (KV Berlin-Pankow); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Lisa Paus (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Daniel Freudl (KV Berlin-Pankow); Janis Prinz (KV Berlin-Pankow); Ilona
Borszik (KV Chemnitz); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow);
Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-4-2240 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Sophie Adler (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 361 bis 365:
Doch viel zu oft sind Erzieher*innen-Stellen in Kitas unbesetzt, und durch Krankheit und Urlaub der
Kolleg*innen kommt es immer wieder zu Engpässen. Denn in der gesetzlichendie gesetzliche
Personalausstattung sindist zu niedrig und rechnet Urlaube oder durchschnittliche Krankheitstage
nicht mit eingerechnetein. Wir fordern deshalb, dass die gesetzliche Personalausstattung erhöht und
ihre Berechnung dahingehend erweitert wird, dass sie die differenziertere Kind-Fachkraft-Relation
berücksichtigt und dass dabei zum 

Begründung

Das Wahlprogramm greift wichtige Punkte bei der Verbesserung der Kitasituation auf. Es fehlt aber die
Forderung, auch die gesetzliche Personalausstattung erhöhen. Diese sollte sich an wissenschaftlichen
Erkenntnissen orientieren.

Derzeit liegt die gesetzlich vorgeschriebene Personalausstattung in Berlin für Kippengruppen bei 3,75
(für Kinder unter 2 Jahre) bzw. bei 4,75 (für Kinder zwischen 2 und 3 Jahren). Die Bertelsmann-Stifung
empfiehlt für eine kindgerechte Betreuung aber, dass in Krippengruppen maximal 3 Kinder auf eine
pädagogische Fachkraft kommen (und nicht 4-5).

In Kindergartengruppen ist heute in Berlin eine Fachkraft für ca. 8,6 Kinder zuständig. Hier empfiehlt
die Bertelsmann Stiftung, dass maximal 7,5 Kinder auf eine Fachkraft kommen sollte.

Darum sollte auch die gesetzliche Personalausstattung erhöht werden. Die im Wahlprogramm
geforderte Verbesserung der Berechnungsgrundlage ist wichtig, sie reicht aber alleine nicht aus, um
eine kindgerechte Betreuung zu gewährleisten.

Unterstützer*innen

Jan Prinzwald (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Holger Thurm (KV Berlin-Pankow); Can Aru (KV
Berlin-Pankow); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Delia Keller (KV Berlin-Pankow); Svenja
Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Christoph Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow); Julia Schneider
(KV Berlin-Pankow); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Mareike Wijers-von Mering (KV Berlin-
Pankow); Felix Märtin (KV Berlin-Pankow); Rainer Christian Kurzeder (KV Berlin-Pankow); Julia
Bornkessel (KV Berlin-Pankow); René Prüfer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Stefan Hanisch (KV Berlin-
Pankow); Verena Toussaint (KV Berlin-Pankow); Justus Riedlinger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Bernd Albani (KV Berlin-Pankow); Konstantin Litke (KV Berlin-Pankow); Hans-Christian Höpcke (KV
Berlin-Pankow); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2016-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: KV Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 137 bis 139 löschen:
Nirgendwo sonst in Deutschland gibt es so viele Start-ups, die für Klimaschutz und die Energiewende
Lösungen entwickeln. Dass Tesla auf die Hauptstadtregion setzt, ist kein Zufall: Klimaschutz ist ein
Motor der Berliner Wirtschaft geworden.

Begründung

Motorisierter Individualverkehr mit Autos der oberen Mittelklasse ist nicht die Lösung für eine
gerechte Verteilung des Straßenraums und eine gerechte Verkehrspolitik, die allen Menschen,
unabhängig vom Einkommen Zugang zu Mobilität ermöglicht. Unser Anspruch sollte sein, wirklich
innovative Unternehmen, die auch einen gesellschaftlichen Mehrwert haben, in den Mittelpunkt zu
stellen. Deswegen: keine Werbung für Tesla in unserem Wahlprogramm.
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K-4-2722-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 843 bis 844 einfügen:
erkennen. Digitalisierte Schule trägt damit einen entscheidenden Teil dazu bei, den Auftrag des
Schulgesetzes, Kinder zu mündigen Bürger*innen zu erziehen, zu erfüllen.

6.

„Wissenschaft für alle“ - Hochschulen und Studium sozial öffnen!

Egal woher du kommst oder wie viel Geld deine Eltern haben, wissenschaftliche Bildung muss in einer
Gesellschaft mit unterschiedlichen Startchancen unabhängig vom Elternhaus und dem sozialen
Hintergrund allen offen stehen. Dafür werden wir neue Angebote schaffen. Wir werden Beratungen für
Schüler*innen, Studierende und beruflich Qualifizierte ausbauen und den Service rund ums Studium,
wie studentisches Wohnen und die Mensaversorgung, verbessern. Wir werden das Beste aus Präsenz-
und digitaler Lehre fördern und Orientierungsphasen einführen sowie flexibles Teilzeitstudium, auch
berufsbegleitend, verbindlich umsetzen. Wir kämpfen für eine Grundsicherung für Studierende und
Auszubildende, die allen eine echte Wahlfreiheit für den eigenen Bildungsweg eröffnet.

Begründung

Zugang zu Bildung unabhängig vom sozialen Status ist Grünes Kernthema und braucht besonders
beim Zugang zum Studium sowie den Studienbedingungen und -finanzierung noch massive
Anstrengungen. Die Pandemie hat die vorhandenen Probleme weiter verstärkt. Die soziale Öffnung der
Hochschulen und insbesondere die bessere Anschlussfähigkeit von Studium und wissenschaftlicher
Tätigkeit an untypische Bildungskarrieren und andere Ausbildungswege ist ein Vorzeigeprojekt, dass
wir in Berlin vorantreiben können um die Grundlage für wirkliches lebenslanges Lernen und
Bildungsgerechtigkeit zu legen.

Unser Zielpublikum wäre zurecht enttäuscht, wenn wir als Grüne Partei den gesamten
Hochschulbereich und die Minderung der sozialen Hürden bei unseren Schlüsselprojekten vergessen
würden.
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K-4-2588 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Wissenschaft
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 709 bis 711:
Verbraucherschutz, Selbstbestimmung, gesellschaftlichem Zusammenhalt und Ressourcenverbrauch
verbinden. Zudem wollen wir Wissenschaftsbereiche wie die Plurale Ökonomiek stärken, um 
eineForschung und Lehre auf der Basis von vielfältigen Theorien der Wirtschaftswissenschaften
nebeneinander zu ermöglichen.

Begründung

Studentische Initiativen wie das Netzwerk Plurale Ökonomik haben darauf hingewiesen, dass Lehre
und Forschung in den Wirtschaftswissenschaften die Breite der möglichen theoretischen Ansätze
vielfach nicht ausschöpfen. Wir wollen Hochschulen oder Forschungseinrichtungen, die Initiativen für
eine pluralere Ökonomik in Berlin ergreifen, in geeigneter Weise unterstützen. Neben der Lehre sollten
wir auch die Forschung einbeziehen.
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K-4-1976 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 97 bis 98 einfügen:
Forschungs- und Entwicklungshubs höher als hier. All dies ist essentiell, um die Krise zu überwinden
und Lösungen für eine Zeit nach Corona zu bieten.

Den Neustart nach der Pandemie wollen wir dafür nutzen, bei Messen und Großveranstaltungen
ebenfalls auf Nachhaltigkeit und Innovation zu setzen. Anhand klarer Kriterien für Nachhaltigkeit und
den Schutz von Menschenrechten wollen wir zukünftige Förderungen und Subventionen genau
überprüfen. Das gilt beispielsweise für die Luft- und Raumfahrtmesse ILA, bei der Rüstungsfirmen sich
präsentieren, und für die Tourismusmesse ITB, bei der oft menschenrechtlich problematische Länder
als Partnerländer im Mittelpunkt stehen.

Begründung

Berlin ist bekannt und beliebt als Austragungsort für Messen und Großveranstaltungen. Den Neustart
nach der Pandemie sollten wir nutzen, um innovative und nachhaltige Projekte zu fördern und
gleichzeitig zu überprüfen, ob die altbekannten Veranstaltungen, die wir fördern und subventionieren,
noch zeitgemäß sind.

Einen Beschluss der LAG Frieden und Internationales mit weiteren Infos zur ILA findet ihr hier: https://
berlin.antragsgruen.de/ldk20/
Keine_Subventionen_fuer_Militaerschau_in_Berlin__fuer_eine_friedliche_z-61290

Unterstützer*innen

Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Dominik Reich (KV Berlin-
Neukölln); Madlen Ehrlich (KV Berlin-Kreisfrei); Sven Karim Mekarides (KV Berlin-Mitte); Signe Stein
(KV Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-Mitte); Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Karin Beese
(KV Berlin-Neukölln); Luca Krauss (KV Berlin-Mitte); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Friedel
Grützmacher (KV Berlin-Kreisfrei); Martha Goldammer (KV Berlin-Mitte); Jan Fährmann (KV Berlin-
Lichtenberg); Robert Hahn (KV Berlin-Mitte); Christian Jacobs (KV Berlin-Kreisfrei); Mats Kröger (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2416-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 537 bis 541:
Unterschiedlichkeit positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir deutlich mehr Schwarze
Lehrkräfte und Lehrkräfte of Color gewinnen. Außerdem achten wir die Urteile des
Bundesverfassungsgerichts und werden das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen. Dabei fangen wir
mit den Schulen an.Die Urteile des Bundesverfassungsgerichts aus den Jahren 2003 und 2015 sowie
des Bundesarbeitsgerichts von 2020 sind für Berlin verbindlich. Sie stellen die Verfassungsmäßigkeit
eines Verbots religiöser Bekleidung im Unterricht als Ausdruck der religiösen Neutralität des Staates
nicht in Frage. Verlangt wird lediglich in jedem Einzelfall die sorgfältige Abwägung des Rechts auf
Religionsfreiheit der Lehrkraft mit der Bewahrung des Schulfriedens. Eine über den Bereich der
Schulen hinausgehende Wirkung haben die höchstrichterlichen Urteile nicht, so dass wir eine
Aufhebung des Neutralitätsgesetzes ablehnen. Wir wollen klare Beschwerdewege im Fall von
Diskriminierung an Schulen schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus, 

Begründung

Der im Berliner Neutralitätsgesetz verlangte Verzicht auf religiöse- und weltanschauliche Bekleidung
und Symbole im Dienst ist die Konsequenz aus der staatlichen Verpflichtung zur Neutralität in
Religions- und Weltanschauungsangelegenheiten.

Auch eine lediglich auf die Dienstzeit beschränkte Pflicht zur religiösen Zurückhaltung greift in die
Religionsfreiheit der Beschäftigten ein. Dieser Beschränkung steht aber das Recht der anderen
gegenüber, von ungebetener religiöser Einwirkung verschont zu werden. Bei der Abwägung der
widerstreitenden Grundrechtspositionen ist zu beachten, dass der Grundsatz der staatlichen
Neutralität die Schutzwürdigkeit der Religionsfreiheit für die betroffenen Beschäftigten während der
Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit herabstuft.

Die „negative" Religionsfreiheit der anderen hat den gleichen Stellenwert wie die "positive"
Religionsfreiheit und muss im Konfliktfall mit ihr abgewogen werden. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass religiöse Bekenntnisse des Lehrpersonals gerade Kinder zur Anpassung an das Vorbild drängen,
entweder aus Sorge vor Nachteilen oder durch Aussicht auf bestimmte Vorteile wie bessere
Schulnoten und freundlichere Behandlung. Auch in vielen anderen öffentlichen Bereichen - wie vor
Gericht oder bei der Polizei - können sich die Betroffenen dem als übergriffig empfundenen religiösen
Druck nicht entziehen. Dieser wurde bereits für Kruzifixe an der Wand von Gerichtssälen vom
Bundesverfassungsgericht missbilligt. Ursache dieser Entscheidung war das Begehren eines jüdischen
Mitbürgers, nicht vor Gericht unter einem Kruzifix verhandeln zu müssen.

Die Vermeidung eines - auch empfundenen - religiösen Drucks gilt erst recht für die Bekleidung von
Richter*innen oder Lehrer*innen. Im säkularen Staat muss sich Religion nicht unsichtbar machen. Sie
darf aber andere, insbesondere in Ausübung staatlicher Tätigkeiten, nicht unter Druck setzen.

Die Forderung nach einer Aufhebung des Neutralitätsgesetzes kann sich nicht auf die
höchstrichterliche Rechtsprechung stützen. Diese hat lediglich jeweils im Einzelfall und nur
hinsichtlich des Schuldienstes entschieden. Die Gerichte haben das Berliner Neutralitätsgesetz in
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keinem Fall angetastet. Weder die beiden Senate des Bundesverfassungsgerichts in den Jahren 2003
und 2015 noch das Bundesarbeitsgericht 2020 haben die - im politischen Raum bisweilen unterstellte
- Verfassungswidrigkeit des Neutralitätsgesetzes auch nur angedeutet.

Für die Suche nach einem politischen Konsens ist es in jedem Fall erforderlich, dass die Berliner
Schulverwaltung endlich verbindlich die Folgen einer Aufhebung der Neutralitätsverpflichtung aus der
Sicht der Kinder und Jugendlichen darlegt. In den jeweiligen Einstellungsverfahren wäre nur so zu
belegen, an welchen Schulen und in welcher Intensität religiöser Druck bis hin zum Mobbing ausgeübt
wird. Die Verwaltung muss beispielsweise transparent und "gerichtsfest" darüber aufklären, an welchen
Bildungseinrichtungen die konkrete Gefahr besteht, dass gerade Mädchen, die sich bestimmten
religiösen Riten und Bekleidungsvorschriften nicht unterwerfen, durch das Vorbild des Lehrpersonals
noch weiter unter Druck gesetzt werden.

Angesichts weiterhin offener Sach- und Rechtsfragen ist die Klärung der Neutralitätsfrage politisch
von großer Bedeutung für Berlin. Die Stadtgesellschaft und auch die Senatsparteien haben ihre
Diskussionsprozesse noch längst nicht abgeschlossen. Eine unbeschränkte Zulassung religiöser
Bekleidung im öffentlichen Dienst durch eine Aufhebung des Berliner Neutralitätsgesetzes würde
diese Diskussionsprozesse in autoritärer Weise abbrechen und Unfrieden in unser Stadt stiften.



K-4-2141 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 262 bis 263 einfügen:
nicht ausgeschlossen werden. Deshalb muss das Wahlrecht berlinweit auch für die Wahlen zum
Abgeordnetenhaus auf 14 Jahre abgesenkt werden.
Wir haben die Pflicht Kinder- und Jugendliche zu selbstbestimmten Menschen zu erziehen. Für uns
bedeutet das, junge Menschen von klein auf beizubringen, dass sie eine Stimme haben und so das
Bilden einer eigenen Meinung zu födern. Im ganzen Bildungszyklus vom Kindergarten bis zur
Ausbildung muss politische Bildung altersgerecht Bestandteil sein. Deshalb erwarten wir auch von
Parlament und Verwaltung Inhalte wie zum Beispiel Beschlüsse kindergerecht aufzubereiten. Auch
Medien wollen wir finanziell dabei unterstützen, politische Bildungsarbeit kinder- und jugendgerecht
darzustellen.

Unterstützer*innen

Jan Tjado Stemmermann (KV Berlin-Neukölln); Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Georg P. Kössler
(KV Berlin-Neukölln); Justus Zimmermann (KV Berlin-Pankow); Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg);
Dante Esteban Davis (KV Berlin-Lichtenberg); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg); Yannick Brugger (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Philine Niethammer (KV Berlin-
Neukölln); Marlene Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Steffen Laube (KV Berlin-
Spandau); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Justus Schöller (KV Berlin-Lichtenberg); Vasili
Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-4-2139 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 261 bis 263 einfügen:
Damit Kinder und Jugendliche ihr Mitspracherecht wirklich umsetzen können, dürfen sie auch von
Wahlen nicht ausgeschlossen werden. Deshalb muss das Wahlrecht berlinweit auch für die Wahlen
zum Abgeordnetenhaus auf 14 Jahre abgesenkt werden. Damit auch Menschen unter 14 Jahren ihren
politischen Willen zum Ausdruck bringen können, wollen wir ein Eintragungswahlrecht ab der Geburt
einführen. Somit haben Kinder die Möglichkeit sich in das Wählerverzeichnis eintragen zu lassen, um
anschließend regulär an der Wahl teilzunehmen.
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K-4-2137 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jan Tjado Stemmermann (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 258 bis 260 einfügen:
Deshalb wollen wir gemeinsam mit den Bezirken Formate der Kinder- und Jugendbeteiligung
erproben – zum Beispiel um bei größeren Bauprojekten und Klimaschutz- und
Anpassungsmaßnahmen Kinder- und Jugendbeteiligung gezielt einzubeziehen.

Begründung

Die Klimakrise trifft (zumindest in Deutschland) insbesondere diejenigen, die zur Zeit noch nicht
wählen dürfen. Deshalb brauchen Kinder und Jugendliche gerade in dieser Frage ein explizites
Mitspracherecht.

Unterstützer*innen

Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Yannick Brugger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Philine Niethammer (KV Berlin-Neukölln); Marlene Jahn (KV
Berlin-Kreisfrei)
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K-4-2138-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jan Tjado Stemmermann (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 259 bis 260 einfügen:
erproben – zum Beispiel um bei größeren Bauprojekten Kinder- und Jugendbeteiligung gezielt
einzubeziehen.
Auf Bundesebene setzen wir uns weiterhin dafür ein, dass Kinderrechte im Grundgesetz
festgeschrieben werden.

Begründung

Kinderrechte gehören ins Grundgesetz! Auch wenn die Umsetzung auf Bundesebene erfolgen muss, so
sollte Berlin dennoch auf diese Umsetzung hinwirken.

Unterstützer*innen

Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Yannick Brugger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Philine Niethammer (KV Berlin-Neukölln); Marlene Jahn (KV
Berlin-Kreisfrei)
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K-4-1943 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Digitales und Netzpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 64 bis 65 einfügen:
Schulen, auf Bahnhöfen, in Bussen und Bahnen, in Bibliotheken und Museen, auf öffentlichen Plätzen
und in Parks. Bei der Umsetzung wollen wir noch stärker Initiativen wie Freifunk einbinden. Freifunk
leistet schon seit Jahren einen wertvollen Beitrag mit freien WLAN-Zugängen in der ganzen Stadt.

Vor allem aber wollen wir bis 2025 einen Rechtsanspruch auf einen schnellen
Internetanschluss umzusetzen, Denn ein schneller Internetzugang ist nicht nur für Arbeit im Büro und
im Home Office notwendig, sondern essentielle Vorrausetzung für gesellschaftliche Teilhabe.

Begründung

Die große Koalition hat versprochen, bis 2025 einen Rechtsanspruch auf einen schnellen
Breitband-Internetanschluss umzusetzen. Bisher ist aber nichts unternommen worden. Daher ist es
unsere Verantwortung, flächendeckende, sichere und nichtdiskriminierende Vernetzung und damit
Teilhabe und Chancengerechtigkeit für alle Berliner*innen und Berliner zu ermöglichen. Ein schneller
Internetzugang ist nicht nur für Arbeit im Büro und im Home Office notwendig, sondern essentielle
Vorrausetzung für gesellschaftliche Teilhabe. Für jeden und jede müssen die Voraussetzungen
geschaffen werden, dass sie an der digitalen Welt teilhaben und digitale Kompetenzen erwerben kann.
Dies gilt insbesondere auch für Berliner*innen und Berliner mit geringem Einkommen und für
diejenigen, die auf staatliche Unterstützungsleistungen angewiesen sind.
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K-4-2646-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Digitales und Netzpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 767 bis 770 einfügen:
Berlin hat eine verbindliche Open-Data-Strategie, die von den Verwaltungen allerdings noch mit mehr
Leben gefüllt werden muss. . Daten sind wichtig für sind Antreiber der Wirtschaft und Wissenschaft im
digitalen Zeitalter. Open Data ist aber nicht nur wirtschaftlicher Standortfaktor, sondern ein wichtiger
Teil der Informationsfreiheit. In einer Gesellschaft, deren Zusammenleben von digitalen Infrastrukturen
geprägt ist, stellen Daten eine zentrale Komponente dar. Wir wollen offene Daten als Prinzip
verankern, um die Gesellschaft auch auf diesem Weg einer demokratischen und zivilgesellschaftlichen
Gestaltung zugänglich zu machen.

Von Zeile 775 bis 776 einfügen:
kreativen Lösungen für Alltagsprobleme der Stadt. Wir unterstützen ein Berliner Transparenzgesetz.
Dort, wo es sich nicht um personenbezogene Daten handelt bzw. wo diese entsprechend anonymisiert
und aggregiert werden können, fordern wir Daten „open-by-default“ Außerdem müssen wirtschaftliche
Anreizmechanismen zur Datenteilung geschaffen werden. Ziel ist, alle nicht-personenbezogenen bzw.
anonymisierbaren Daten, die in der Berliner Verwaltung vorhanden sind, im Berliner Open Data Portal
maschinenlesbar zur Verfügung zu stellen.

Begründung

Daten sind die transportable Form von etwas Grundlegendem: Information. Darum ist eine
„Datenstrategie“ in Wirklichkeit eine „Informationsstrategie“. Wir müssen im Blick behalten, dass
Datenpolitik selten bloße Standortpolitik ist.

Offene Verkehrs- und demografische Daten für eine nachhaltige und sichere Stadtplanung nützen
allen Bürgerinnen und Bürgern. Zumindest dann, wenn alle eine echte Chance haben, an den Daten
teilzuhaben – und nicht nur einige wenige. Anreizmechanismen für die Datenteilung müssen daher so
gestaltet sein, dass sie immer auch auf das Gemeinwohl ausgerichtet sind, und das muss unabhängig
überprüfbar sein.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2654 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Digitales und Netzpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 775 bis 776 einfügen:
kreativen Lösungen für Alltagsprobleme der Stadt. Wir unterstützen ein Berliner Transparenzgesetz.

Public Money, public Code: Zugang und Transparenz stärken
Alle Ergebnisse aus öffentlich geförderten Forschungsprojekten an Berliner Forschungseinrichtungen
sollen der öffentlich zugänglich machen.
Getreu dem Motto “Public Money for Public Code” arbeiten wir darauf hin, dass alle vom Land Berlin in
Auftrag gegebenen Softwareprojekte als Open Source für andere Organisationen und alle
Bürger*innen einsehbar sind. Das langfristige Ziel ist, dass alle öffentlichen Einrichtungen in Berlin
open source Software nutzen.

Begründung

Für einen weitreichenden Politik- und Kulturwandel müssen neben Open Data auch Maßnahmen für
Open Source und Open Access unterstützt werden. Die Erhöhung von Transparenz in diesen Bereichen
führt zu neuen Beteiligungsmöglichkeiten und sichert demokratischen Zugang zu Information.
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K-4-2588-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Michael Sebastian Schneiß (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 709 bis 711:
Verbraucherschutz, Selbstbestimmung, gesellschaftlichem Zusammenhalt und Ressourcenverbrauch
verbinden. Zudem wollen wir die Plurale Ökonomie stärken, um eine Lehre von vielfältigen Theorien
der Wirtschaftswissenschaften nebeneinander zu ermöglichen.Um die wirtschaftswissenschaftlichen
Angebote in Berlin sinnvoll zu ergänzen möchten wir an allen Berliner Universitäten eine Professur für
Plurale Ökonomik schaffen. Außerdem sollen die Vorschläge des Netzwerks Plurale Ökonomik in eine
Neuausrichtung der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung und Lehre einfließen.

Begründung

Wirtschaftswissenschaftliche Lehre und Forschung dreht sich heute um Wachstum, Profitmaximierung,
Eigennutz und gleichgewichtige Märkte. Losgelöst von Geschichte, Gesellschaft und Politik wird
vorrangig eine neoklassische Schule unterrichtet, deren Grundlagen mindestens überdenkswert und
deren Methoden unterkomplex sind. Damit ist die Wirtschaftswissenschaft nicht Teil einer sozial-
ökologischen Wende sondern vielmehr der Fuß, der auf der Bremse steht. Um in die Zukunft
wirtschaften zu können, brauchen wir eine Wirtschaftswissenschaft die neues ökonomisches Denken
voranbringt.

Unterstützer*innen

Hendrik Goldammer (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Dorothée Marquardt (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Karolina Ziehm (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Laura Sophie Dornheim (KV
Berlin-Lichtenberg); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Vasili Franco
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Silvia Rothmund (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-4-1939 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 60 bis 61 einfügen:
diese Lücke und erarbeiten eine Digitalisierungsstrategie. Dafür braucht es zentrale Zuständigkeiten,
Glasfaser für alle in Berlin.

Wir wollen eine ökologische und nachaltige Digitalisierung für unser grünes Berlin. Dafür gehören
langfristig geplante digitale Infrastrukturen, Datensparsamkeit, Opensource und Bürger*innen
freundliche Zugänge zu den Daten unserer Stadt dazu. Eine ökologische Transformation braucht eine
neue klimafreundliche Digitalisierung und daran arbeiten wir gemeinsam in Berlin. Denn wir wollen
allen Berliner*innen eine umweltfreundliche Digitalisierung ermöglichen.

Begründung

Auf dem Weg zu einer klimaneutralen Stadt brauchen wir eine klimafreundliche und ökologische
Digitalisierung. Sie sollte für alle Menschen in Berlin erreichbar und verständlich sein und durch
Opensource unabhängig.

Unterstützer*innen

Artur Meinzolt (KV Berlin-Mitte); Rico Schulze (KV Berlin-Mitte); Hendrik Böckermann (KV Berlin-
Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Annette Breitsprecher (KV Berlin-Mitte); Katja
Zimmermann (KV Berlin-Mitte); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Christopher Schriner (KV Berlin-Mitte);
Felix Niggemann (KV Berlin-Mitte); Jian Omar (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2502 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 623 bis 625 einfügen:
funktioniert, welche Chancen, aber auch Gefahren und Möglichkeiten zur Manipulation durch das
Internet entstehen.Wir wollen unseren Kindern ein digitales Bewusstsein vermitteln, das Ihnen dabei
hilft zwischen geprüften Informationen und Fake News im Netz zu unterscheiden. So wird Digital
Literacy zu einem Bestandteil vermittelten der Medienkompetenz. Auch soziale Regeln sind Teil des
digitalen Raumes, deshalb wollen wir unsere Kinder dabei unterstützen die sozialen Komeptenzen im
Netz umzusetzen. Kinder und Jugendliche brauchen ein solides Fundament an Medienkompetenz und
soziale Einbettung, um sicher und selbstständig digital zu lernen. Dazu 

Begründung

Ein digitales Bewusstsein in der Schule zu fördern hilft den Kindern sich im digitalen Raum zurrecht
zufinden und in Zukunft besser zu verstehen woher Informationen kommen und wie man sie
einordnen kann.

Unterstützer*innen

Katja Zimmermann (KV Berlin-Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Hendrik Böckermann (KV
Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Christopher
Schriner (KV Berlin-Mitte); Rico Schulze (KV Berlin-Mitte); Felix Niggemann (KV Berlin-Mitte); Jian
Omar (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2672 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Digitales und Netzpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 793 bis 794 einfügen:
Emergency Response Team (CERT) zu einer unabhängigen Stelle für IT-Sicherheit weiterentwickeln –
und das in einem IT-Sicherheitsgesetz verankern.

Wir wollen die Förderung diskriminierungsfreier algorithmischer Entscheidungssysteme (ADM) und KI-
Technologien in der Berliner Digitalstrategie verankern. Ein Gremium aus Expert*innen soll
Qualitätsstandards definieren, die ADM und KI auf ihre Diskriminierungsfreiheit hin bewertbar machen,
Forschungsvorhaben und Start-Ups, die entsprechende Schwerpunkte haben, sollen besonders
gefördert werden können. So machen wir Berlin zum Hotspot für demokratisch vorbildliche KI.

Begründung

Einstimmig von der Frauen-VV angenommen:

https://gruene.berlin/beschluesse/mehr-ki-weniger-diskriminierung_162
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K-4-2435 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 556 bis 558 einfügen:
weiß, dass es hoch kompetitiv zugeht. Beherzter Schulneubau und eine Personalplanung mit Reserven
sollen dies in Zukunft abmildern. Außerdem werden wir die schulscharfe Veröffentlichung von
Schuldaten einstellen, um Rankings vorzubeugen. Außerdem bleiben die freiwerdenden Kapazitäten
an den bislang grundständigen Gymnasien erhalten und dienen dem Aufbau weiterer Züge ab der 

Begründung

Die Veröffentlichung von Daten über Einzelschulen (wie bspw. das Datum "nichtdeutsche
Herkunftssprache") ist ein Treiber von Konkurrenz zwischen Schulen, dem wir ja entgegenwirken
möchten. Gerade wenn wir später von OpenData sprechen, ist es wichtig zu betonen, dass dies nicht
für schulische Daten gilt. Der Fall Potsdam zeigt, dass veröffentlichte Daten durchaus dazu genutzt
werden können, Rankings zu erstellen. Das kann (wie in Potsdam geschehen) im schlimmsten Fall
bereits herausgeforderte Schulen in ihrer Existenz bedrohen. Denn unsere (immer unvollständigen)
Daten über Schulen geben nur sehr begrenzt (oder gar nicht) Aussage über die Qualität einer Schule,
wie z.B. bei ndH sofort ersichtlich ist. Trotzdem werden gerade von manchen privilegierten Eltern
diese Daten genau als Qualitätsmessung genutzt. Dem sollten wir entegegenwirken.

Unterstützer*innen

Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Filiz Keküllüoglu-
Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Meike Paula Berg
(KV Berlin-Neukölln); Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte); Christoph Husemann (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2378-7 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 499 bis 500 einfügen:
Lehrkräfte für Arabisch, Türkisch, Polnisch und weitere Sprachen, damit Schüler*innen auch ihre
Herkunftssprachen als zweite und dritte Fremdsprache wählen können.
Um im Wettbewerb um die Absolvent*innen von Lehramtsstudiengängen besser bestehen zu können,
wollen wir die Bezüge im Vorbereitungsdienst deutlich erhöhen.

Begründung

Die Berliner Universitäten bilden viele Lehramtsstudent*innen aus, die den Vorbereitungsdienst nicht
in Berlin absolvieren und so für die Berliner Schule verloren gehen. Auf der anderen Seite bewerben
sich zahlreiche Absolvent*innen für den Vorbereitungsdienst in Berlin, nehmen zugesagte Stellen aber
nicht an. Das hat unterschiedliche Gründe, die auch im privaten Bereich liegen. Allerdings ist es
schwierig, mit einem Referendarsgehalt heutzutage eine Wohnung in Berlin zu finanzieren.
Berlin bietet Lehramtsanwärter*innen immernoch niedrigere Bezüge, als andere Bundesländer.
Brandenburg bezahlt derzeit zwischen 1540 Euro und 1574 Euro monatlich, je nach Laufbahn. Sachsen
hat zuletzt deutlich erhöht und bietet aktuell 1595 Euro. Berlin dagegen bezahlt den
Lehramtsanwärter*innen nur zwischen 1480 Euro und 1518 Euro, trotz höherer Lebenshaltungskosten.
Zwar wurden die Bezüge aller Berliner Landesbeamten in den letzten Jahren erhöht, um den Abstand
zu anderen Ländern und zum Bund zu verringern. Die Lehramtsanwärter*innen aber, die als Beamte auf
Widerruf zu den Landesbeamten mit den geringsten Bezügen gehören, wurden dabei nicht in
besonderer Weise berücksichtigt. Ihre Bezüge sind lediglich im gleichen Verhältnis gestiegen, wie die
der anderen Beamten.
Eine deutliche Erhöhung der Bezüge speziell der Lehramtsanwärter*innen ist eine einfach
umzusetzende und vergleichsweise preiswerte Möglichkeit, mehr qualifizierte Lehrkräfte für Berlin zu
gewinnen. Wer einmal den Vorbereitungsdienst an einer Schule absolviert hat und sich dort wohlfühlt,
bleibt häufig auch dort.

Unterstützer*innen

Ulrich Meuel (KV Berlin-Kreisfrei); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Janis Klusmann (KV Berlin-
Kreisfrei); Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei); Jan Schönrock
(KV Berlin-Mitte); Jörg Freese (KV Berlin-Kreisfrei); Hans-Jürgen Kuhn (KV Berlin-Kreisfrei); Christina
Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Imma Hillerich (KV Berlin-Kreisfrei); Jonas Vollmer (KV
Berlin-Mitte); Martina Zander-Rade (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 833 bis 843:
Schon vor Corona war klar: Digitales Lernen an BerlinsBerliner Schulen brauchen nachhaltige und
pädagogisch sinnvolle Konzepte für die Digitalisierung, abgestimmt auf die Bedarfe vor Ort. Wir
wollen allen Kindern helfen, ein kritisches Verständnis für die digitale (Daten-)Welt zu integrieren, ist
überfälligentwickeln, in der sie sich bewegen. Dafür brauchen wir pädagogische Konzepte, die Chancen
und Risiken der Digitalisierung thematisieren und Schüler*innen zu digitaler Mündigkeit führen. Dafür 
bilden wir mehr Informatik-Lehrer*innen aus und fördern Data Literacy und die kritische
Auseinandersetzung aller Lehrer*innen mit den Mechanismen und Logiken digitaler Bildungsmedien.
Ein Digitalinstitut soll dies in den bezirklichen Medienkompetenzzentren und Schulen implementieren
und eine zentrale Steuerung der Digitalwende in Berlins Schulen übernehmen. Weiterhin brauchen
alle Berliner Schulen dringend einen Glasfaseranschluss, funktionierendes WLAN sowie Endgeräte für
Schüler*innen und Lehrkräfte. Das Land Berlin soll mit einem landeseigenen Unternehmen den
Netzausbau selbst vorantreiben, damit alle Schulen ans Glasfasernetz angeschlossen werden. Ein
Digitalinstitut soll darüber hinaus die Arbeit der bezirklichen Medienkompetenzzentren und Schulen
vernetzen und eine zentrale Steuerung der Digitalwende in Berlins Schulen übernehmen. Digitales
Lernen soll in den Unterricht integriert werden, damit Schüler*innen nicht nur den selbstständigen
Umgang mit digitalen Tools und eigenständiges Lernen einüben, sondern auch fit gemacht werden im
kritischen Umgang mit digitaldigitalen Medien und den zur Verfügung gestellten Informationen und
lernen, Fake News als diese zu erkennen. Digitalisierte Schule trägt damit einen entscheidenden Teil
dazu bei, den Auftrag 

Begründung

Der Fokus auf die Krise als Grund für die digitalen Unterricht außerhalb von Krisenzeiten, erscheint
mir nicht schlüssig. Tatsächlich zeigen auch erste wissenschaftliche Befunde, dass das zentrale
Problem von Schüler_innen aus einkommensarmen Familien weniger die fehlenden Endgeräte und
mehr die fehlende Tagesstruktur war (siehe Wrase & Allmendinger in ApuZ 12/2020). In jedem Fall ist
aber klar, dass in pandemischen Zeiten ganz andere Anforderungen an Schule gestellt werden als in
Zeiten, in denen das Treffen im Klassenraum wieder möglich ist. Deshalb sollten wir den Fokus auf
tatsächlichen Bedarfe und Ziele von Schulen in den nächsten Jahren legen.

Um Schüler_innen erfolgreich auf das Leben in der digitalen Welt vorzubereiten, brauchen wir in erster
Linie nicht digitale Endgeräte, sondern vor allem gute pädagogische Konzepte und Lehrer_innen, die
die digitale Welt und ihre Mechanismen verstehen. Deshalb sollten wir den Fokus von der technischen
Ausstattung (dem Werkzeug) hin zu den pädagogischen Konzepten verlagern. Nur wenn wir
ausreichend geschulte Lehrer_innen haben, die die Mechanismen der immer stärker datafizierte Welt
verstehen, können sie dieses Wissen auch an ihre Schüler_innen weitergeben. Diese kritische und
nachhaltige Perspektive auf die digitale Welt geht über die Diskussion von FakeNews und anderen
(wichtigen) Themen hinaus und beinhaltet u.a. Diskussionen über Data Literacy und Data Justice
(https://datajusticelab.org/2020/06/12/djl-publishes-guidebook-on-data-literacy-tools/ und auf
Deutsch: https://unblackthebox.org/die-alternative-checkliste/).
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Unterstützer*innen

Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Linda Guzzetti (KV Berlin-
Kreisfrei); Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte); Nikolas Becker (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)



K-4-2710 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 832:
5. Digitalisierung in Schulen vorantreiben

5. Nachhaltige digitale Bildung für unsere Schulen

Begründung

Wir sollten unsere Kinder auf das Leben in der digitalen Welt vorbereiten. Das bedeutet mehr als nur
eine Überführung von Schule in die Digitalität. Für weitere Punkte siehe: https://
berlin.antragsgruen.de/programm21/zukunft_schaffen__innovationen_und_chancen-61224/41849

Unterstützer*innen

Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Linda
Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei);
Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte); Nikolas Becker (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Filiz
Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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Antragsteller*in: Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 574 bis 577 einfügen:
dass mit der Neufassung des Schulgesetzes die Gemeinschaftsschule als eine der vier Regelschulen
definiert wurde. Gemeinschaftsschulen sind Schulen oder Schulverbünde, an denen alle aufgenommen
Kinder von der ersten bis mindestens zur zehnten Klasse gemeinsam lernen und individuell gefördert
werden. Gemeinschaftsschulen verfügen über eigene Oberstufen oder garantieren Schulplätze an
einer Verbundoberstufe. Grund- und Sekundarstufe sind gleichzügig. Ziel ist, dass Lerngruppen
mindestens bis Klasse 9 jahrgangsgemischt unterrichtet werden. Die Umwandlungen und
Neugründungen von qualitativ hochwertigen Gemeinschaftsschulen wollen wir gezielt unterstützen,
zum Beispiel mit finanziellen Mitteln für den Fusionsprozess oder beim Aufbau einer Oberstufe.
Es ist unser erklärtes Ziel, dass bis 2026 in jedem Berliner Bezirk mindestens fünf weitere
Gemeinschaftsschulen mit klaren Qualitätskriterien entstehen. Dies können entweder neu gegründete
Schulen sein oder fusionierte Grund- und Oberschulen.

Gemeinschaftsschulen sind ganz besondere Orte der Vielfalt, Inklusion, der kulturellen und sozialen
Verständigung und der Demokratieentwicklung. Für diese zusätzlichen Aufgaben erhalten sie auch
zusätzliche finanzielle und personelle Ressourcen und arbeiten mit sozialen Trägern zusammen. Beim
Neubau ist auf die vielfältige Nutzung des Gebäudes zu achten. Verlässliche und transparente
Bildungspartnerschaften mit den umliegenden Schulen, Hochschulen sowie Gewerbetreibenden
eröffnen vielfältige barrierefreie Bildungswege. Praktisches Lernen mit allen Sinnen ist ab der ersten
Klasse ein fester Bestandteil des Wochenplans und die Vorbereitung auf Studium oder duale
Ausbildungen ist gleichwertig. Gemeinschaftsschulen verzichten auf äußere
Fachleistungsdifferenzierung und die Beurteilung von Schüler*innenleistungen mit Ziffernnoten.
Feedback erfolgt stattdessen durch verbale Rückmeldungen, Berichte und Gespräche.

Begründung

Die Aussagen und Absichten im Wahlprogramm zur Gemeinschaftsschule sind nicht klar und
ambitioniert genug. Im Wahlprogramm wird sich richtigerweise sehr deutlich für das längere
gemeinsame Lernen ausgesprochen. Dann muss aber an der Stelle, wo es um die Gemeinschaftsschule
geht, auch deutlicher formuliert werden, wie man sich den weiteren Ausbau und die pädagogische
Konzeption dieser Schulform vorstellt.

Unterstützer*innen

Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Janis Klusmann (KV Berlin-
Kreisfrei); Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei); Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Luis Höhne (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei)
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Antragsteller*in: LAG Digitales und Netzpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 617 bis 626:
Wir haben erlebterleben, wie Corona den Schulalltag auf den Kopf gestellt hat.stellt Dabei wurde vor
allem deutlich, wie überfällig die Digitalwende in Berlins Schulen ist: Digitales Lernen müsste doch
eigentlich längst Alltag sein! Wir wollen daher die Schulen dabei unterstützen, datenschutzkonforme
und zugleich spielerischeeinfach zu nutzende, datenschutzfreundliche Programme, Apps und
Lernsoftware mit dem Unterricht zu verzahnenanzubieten und digitale Lernkonzepte im Unterrichtfür
den Distanzunterricht zu verankern. Wichtig ist, dass Kinder und Jugendliche verstehen, wie
Algorithmen funktionieren, wie programmieren funktioniert, welche Chancen, aber auch Gefahren und
Möglichkeiten zur Manipulation durch das Internet entstehen. Kinder und Jugendliche brauchen ein
solides Fundament an Medienkompetenz und soziale Einbettung, um sicher und selbstständig digital
zu lernen. Dazu wollen wir Lehrkräfte fortbilden, die IT-Unterstützung für alle Schulen ausbauen, jede 

Von Zeile 636 bis 637 einfügen:
Lernen? Was funktioniert in welcher Altersgruppe? Nur mit dieser Grundlage kann digitale Bildung der
Zukunft gelingen.

Digitale Bildung neu denken
Digitale Herausforderungen werden sich für Schüler*innen durch ihr ganzes Leben ziehen. Daher ist
Wichtig, dass Kinder und Jugendliche verstehen, wie Algorithmen funktionieren, wie programmieren
funktioniert, welche Chancen, aber auch Gefahren und Möglichkeiten zur Manipulation durch das
Internet entstehen. Es ist zentral, in der Schule neben konkret-anwendungsbezogenen Fähigkeiten
(Wie nutze ich das?), auch technologische Kenntnisse (Wie funktioniert das?) sowie die
gesellschatlichen Auswirkungen von Technik (Wie wirkt das?) zu vermitteln. Diese drei Seiten digitaler
Bildung wollen wir künftig besser und ausführlicher im Informatik-Unterricht vermitteln und diesen ab
der 5. Klasse als Wahlpflichtfach anbieten. Informatik soll zudem flächendeckend als Leistungskurs
angeboten werden.

Begründung

Das Thema Ausstattung und Kompetenzen der Lehrkräfte sollte von den Lerninhalten getrennt werden.
Beides ist extrem wichtig und verdient je einen eigenen Abschnitt. Daher die Streichung weiter oben
und Einfügung eines neuen Abschnitts darunter. Inhaltlich sollten wir den Informatik-Unterricht klar
benennen und als Wahlpflicht ab der 5. Klasse ermöglichen. Hintergrund: Stand des
Informatikunterrichts in Berlin ab S. 13 https://pidi.informatik.uni-rostock.de/storages/uni-rostock/
Alle_IEF/Inf_PI/files/2020-11-04_Synopse_Laenderbeschreibungen.pdf
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Antragsteller*in: Hans-Jürgen Kuhn (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 564 bis 568 einfügen:
Gerade Kinder und Jugendliche, die unter schwierigen Bedingungen aufwachsen, brauchen die besten
Angebote und eine hohe Qualität des Unterrichts. Den Anteil der Schüler*innen, die
Mindestkompetenzen in deutscher Sprache und in Mathematik nicht erreichen, wollen wir in der
nächsten Legislaturperiode um 5 Prozentpunkte reduzieren. Deshalb werden wir eine zielgenaue
Unterstützung für Schulen in schwieriger Lage entwickeln. Um die Leistungsfähigkeit der Berliner
Schule zu stärken, die Qualität der Abschlüsse zu steigern und die Zahl der Schulabgäner*innen ohne
Abschluss deutlich zu senken, soll eine abgestimmte Gesamtstrategie zur Qualitätssicherung
entwickelt werden. In deren Mittelpunkt muss die Unterrichtsqualität in allen Schulen aller
Schulformen stehen. Die Schulform selbst sichert nichts, die zentrale Rolle dafür kommt vielmehr den
Pädagog*innen und Schulleitungen zu. Dazu gehört auch guter Ganztag, der mehr ist als Betreuung.
Qualitätsentwicklung im Ganztag und die Entwicklung von Schulqualität gehören zusammen, deshalb
müssen verbindliche Qualitätsstandards für den Ganztag an allen Berliner Schulen entwickelt werden.
Dafür wollen wir den Ganztag sozialräumlich im Kiez verankern und Kooperationen fördern sowie den
Personalschlüssel im Ganztag erhöhen, um ihn zu einer 

Begründung

Es fehlen bisher vollständig Aussagen dazu, dass eine zentrale Aufgabe der Schulen darin besteht, die
Basiskompetenzen zu entwickeln und zu sichern, Abschlüsse in hoher Qualität zu ermöglichen. Die
Qualität des Unterrichts ist eine entscheidende Gelingensbedingung dazu. Ganztagsentwicklung
braucht bindende Qualitätsstandards, die bisher in Berlin nur als unverbindliche Ziele beschrieben
sind.

Unterstützer*innen

Jörg Freese (KV Berlin-Kreisfrei); Sybille Volkholz (KV Berlin-Mitte); Imma Hillerich (KV Berlin-
Kreisfrei); Kerstin Müller (KV Berlin-Pankow)
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Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 79 bis 80 einfügen:
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze entstanden. Gute Arbeit mit guten Löhnen – und besonders
erfreulich: all dies mit sinkenden CO2-Emissionen.
Wir werden im Interesse der Arbeitnehmer*innen darauf achten, dass die Vorschriften für Sonntags-
und Feiertagsarbeit nicht gelockert werden und dass auf keinen Fall die bisherige Anzahl von
Ausnahmen ausgeweitet wird.

Begründung

Seit Jahrzehnten gibt es immer wieder Angriffe auf das gesetzliche Verbot der Arbeit an Sonn- und
Feiertagen. Durch viele Ausnahmegenehmigungen ist dieser Arbeitnehmer*innenschutz bereits jetzt
erheblich durchlöchert. Gegen die Begehrlichkeiten aus der Wirtschaft haben immer wieder
Gewerkschaften und Kirchen opponiert. Dabei ist nicht einmal nachgewiesen, dass Sonntagsöffnungen
im Handel zu mehr Umsatz führen würden.

Im Sommer vorigen Jahres gab es in Berlin eine Diskussion darüber, ob wegen der Einschränkungen
beim Handel aufgrund „Corona“ im weiteren Jahresverlauf mehr verkaufsoffene Sonntage erlaubt sein
sollen, als in den Jahren zuvor. Es wurde dann nichts daraus.

Sonn- und Feiertage sind den Lebensrhythmus strukturierende Tage der Arbeitsruhe, der Erholung
sowie des familiären und sozialen Miteinanders. Die Regelungen gelten generell und müssen nicht im,
Einzelfall von den Arbeitnehmer*innen den Arbeitgeber*innen abgerungen werden. Setzen wir uns
deshalb (gemeinsam mit Gewerkschaften, Kirchen und Weltanschauungsgemeinschaften) für ein
striktes Verbot der Arbeit an Sonn- und Feiertagen ein.

Bündnis 90/Die Grünen hat in dieser Angelegenheit eine klare Position:

„An den gesetzlichen Feiertagen wollen wir festhalten: Die Gesellschaft braucht Sonn- und Feiertage,
damit sich die Menschen jenseits von Büro- und Ladenöffnungszeiten ausruhen und das soziale
Miteinander pflegen können.“ (BdK-Beschluss vom November 2016).

Im Abschlussbericht der vom Bundesvorstand berufenen Kommission „ Weltanschauungen,
Religionsgemeinschaften und Staat heißt es dazu deutlich:

„Wir setzen uns daher vor allem aus kulturellen, sozialen und arbeitsethischen Gründen für den Schutz
von Sonn- und Feiertagen ein. Die Gesellschaft braucht Sonn- und Feiertage, damit sich Menschen
jenseits von Büro- und Ladenöffnungszeiten ausruhen können. (…) Der Schutz von Feier- und
Sonntagen sollte gerade vor dem Hintergrund neoliberaler Gesellschafts- und
Wirtschaftsvorstellungen in Bezug auf die Abschaffung von gesetzlichen Feiertagen (z.B. Buß- und
Bettag, St. Josefi, 17. Juni) einen hohen Stellenwert einnehmen. Wir kritisieren vor allem die Zunahme
rein konsumorientierter verkaufsoffener Sonntage.“

Die LAG Säkulare Grüne Berlin hat in einem Positionspapier bereits 2014 den umfassenden Schutz der
Arbeitsverbote an Sonn- und Feiertagen verlangt:
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„1. Sonntage und gesetzliche Feiertage sind in Deutschland als den Lebensrhythmus strukturierende
Tage der Arbeitsruhe, der Erholung sowie des familiären und sozialen Miteinanders gesellschaftlich
allgemein akzeptiert.

2. Durch ihre Festlegung als (arbeitsfreie) Sonntage und gesetzliche Feiertage begründen sie in starker
Weise den Anspruch von Arbeitnehmer_innen auf bezahlte Freistellung von der Arbeit. Eine
Beschäftigung von Arbeitnehmer_innen an Sonn- und Feiertagen ist gesetzlich grundsätzlich
ausgeschlossen und somit der Dispositionsbefugnis von Arbeitgeber_innen entzogen. Die
Arbeitsbefreiung muss nicht individuell von den Arbeitnehmer_innen ausgehandelt werden. Dieser
erreichte sozialpolitische Standard darf auf keinen Fall beeinträchtigt werden. Ausnahmen von der
Arbeitsbefreiung sind nur in eng begrenzten Ausnahmefällen zuzulassen.“



K-4-2315 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 436 bis 437:
zusammenarbeiten, egal auf welcher gesetzlichen Grundlage ihre Finanzierung beruht. Um das zu
verbessern, wollen wir auf Landesebene konkrete Vorgaben zur Zusammenarbeit erarbeiteneinen
Landesmissbrauchsbeauftragten einsetzen, bei dem die Fäden in den Bereichen Prävention,
Intervention und Aufarbeitung zusammenlaufen..

Begründung

Eine zentrale Handlungsempfehlung des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen
Kindesmissbrauchs bezieht sich auf die Einrichtung einer/eines Landesmissbrauchsbeauftragten. Vor
dem Hintergrund der jüngst veröffentlichten Gutachten in Berlin sollten wir als Grüne diese Forderung
übernehmen.

https://beauftragter-missbrauch.de/service/positionspapiere
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Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 538 bis 541 löschen:
Schwarze Lehrkräfte und Lehrkräfte of Color gewinnen. Außerdem achten wir die Urteile des
Bundesverfassungsgerichts und werden das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen. Dabei fangen wir
mit den Schulen an. Wir wollen klare Beschwerdewege im Fall von Diskriminierung an Schulen
schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus, 

Begründung

Staatliche Diskriminierung beenden, Neutralitätsgesetz abschaffen

Seit 2005 gilt in Berlin das sogenannte Neutralitätsgesetz, verabschiedet vom damaligen Rot-Roten
Senat. Es verbietet bestimmten Bediensteten in Schule, Justiz und Polizei das Tragen von religiösen
Symbolen wie Kopftüchern, Kippot, Turbanen oder Kreuzen.

Während ein Kreuz unter dem Hemd getragen werden kann und viele Religionsgemeinschaften auch
gänzlich ohne Symbole leben, können Angehörige von religiösen Gruppen, für die sichtbare
Glaubenszeichen Teil der Religionsausübung sind, durch dieses Gesetz ihren Beruf als Lehrer*in,
Richter*in oder Polizist*in nicht ausüben.

Begründet wird das Gesetz damit, dass Menschen in staatlichen Institutionen nicht religiös oder
weltanschaulich beeinflusst werden dürfen (im Fachjargon geht es um die ‚negative Religionsfreiheit‘).
Für uns ist klar: Staatsbedienstete sollen unsere demokratischen Grundrechte vertreten. Dazu gehört
das Überwältigungs- und Missionierungsverbot, welches gesetzlich (ganz abseits des
Neutralitätsgesetzes) verankert ist. Das finden wir richtig und wichtig. Wir halten es jedoch für
grundlegend falsch, eine mögliche religiöse oder weltanschauliche Beeinflussung allein auf Grund des
Äußeren zu unterstellen. Denn das ist diskriminierend.

In Berlin betrifft dies besonders kopftuchtragende Frauen, für die das Neutralitätsgesetz einem
partiellen Berufsverbot gleichkommt. Das Neutralitätsgesetz stellt kopftuchtragende Frauen unter
Generalverdacht, nicht in der Lage zu sein, ihren Beruf als Lehrer*in, Richter*in , Polizeibeamt*in
professionell und im Rahmen des Grundgesetzes auszuüben. Dabei kaschiert es auch, dass auch
Beschäftigte ohne sichtbar getragene Symbole extremistisches Gedankengut haben und ihr Verhalten
daran ausrichten können, sogar missionarisch oder diskriminierend agieren können. Gleichzeitig
dürfen Reinigungskräfte an Schulen, an Gerichten und in Polizeigebäuden Kopftücher tragen. Diese
Zustände im Umgang mit kopftuchtragenden (in der Regel muslimischen) Frauen befördern
Ressentiments und Vorurteile gegenüber muslimischen / als muslimisch markierten Menschen.

Unser intersektionaler Feminismus bedeutet marginalisierte und diskriminierte Gruppen zu empowern
und zu unterstützen. Keinesfalls wollen wir, dass - wie in diesem Fall, Frauen - auf irgendeine Weise aus
dem öffentlichen Leben oder aus ihren Berufen verbannt werden. Das bedeutet konsequenterweise,
dass wir uns für die Abschaffung des Neutralitätsgesetzes einsetzen.

Wir Grüne haben uns zuletzt auf der Berliner Frauen*vollversammlung / Frauen*konferenz im
September 2020 mit großer Mehrheit für die Abschaffung des Neutralitätsgesetzes ausgesprochen.
Konsequenterweise sollte dies nicht nur an Schulen gelten, sondern auch für Polizei und Justiz, auch
wenn Staatsbedienstete dort in einem anderen Verhältnis zu Bürger*innen stehen. Schließlich gelten
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unsere Argumente nicht nur für den Bereich der Schule, sondern für alle öffentlichen Institutionen.
Und dazu gehört Polizei und Justiz selbstverständlich dazu.

Unsere grüne Beschlusslage: Quellen

Beschluss der Frauen*Konferenz : https://gruene.berlin/beschluesse/selbstbestimmung-und-
gelebte-vielfalt-fuer-ein-ende-der-diskriminierung-kopftuchtragender-frauen-im-berlin-
oeffentlichen-dienst-und-damit-fuer-die-abschaffung-des-neutralitaetsgesetzes_10

Beschluss der Frauen-Vollversammlung 2018: "Mehr Feminismus wagen! Mit uns wird Berlin zur
Stadt der Frauen",

Beschluss des Bundesfrauenrats vom 05.05.2019: Für einen solidarischen Feminismus für alle

Unterstützer*innen

Gollaleh Ahmadi (KV Berlin-Spandau); Irina Herb (KV Berlin-Neukölln); Anna Hoppenau (KV Berlin-
Neukölln); Vivian Weitzl (KV Berlin-Neukölln); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Santina Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Tuba Bozkurt (KV
Berlin-Mitte); Lisa Karoline Ruppel (KV Berlin-Neukölln); Konrad Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jian Omar (KV Berlin-Mitte);
Tobias Stetter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Klara
Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Deniz Yildirim (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Vasili Franco
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Bahar Haghanipour (KV
Berlin-Kreisfrei); Gülsah Bayar (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Pascal Striebel (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-Neukölln); Michael Sebastian Schneiß (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Chantal Münster (KV Berlin-
Marzahn/Hellersdorf); Christiane Howe (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Fatoş Topaç (KV Berlin-
Lichtenberg); Murat Cinar (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian Kitzig (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Kadir Sahin (KV Berlin-
Neukölln); Sven Karim Mekarides (KV Berlin-Mitte); Evalotte Mohren (KV Berlin-Mitte); Stefan
Meinhold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Zeinab Shaker (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Mila Rabini (KV Berlin-Mitte); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Nemezjusz Kasztelan
(KV Berlin-Lichtenberg); Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Markus Schopp (KV Berlin-Mitte);
Susanna Kahlefeld (KV Berlin-Neukölln); Olga Aktas (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Birgit
Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Laura Neugebauer (KV Berlin-Mitte); Philipp Ahrens (KV
Berlin-Lichtenberg); Fiona Macdonald (KV Berlin-Mitte); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg);
Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Svenja Paulsen (KV
Berlin-Lichtenberg); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Jette Nietzard (KV Berlin-Lichtenberg); Urban
Aykal (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Julius Hassemer (KV Berlin-Lichtenberg); Enad Altaweel (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-
Mitte); Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Dinah Schmechel
(KV Berlin-Mitte); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jeffrey Klein (KV Berlin-Mitte);
Johanna Martens (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Evren Özgüvenc (KV Berlin-Mitte); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg); Daniel Eliasson
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Andy Leipner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Cornelia
Hagemann (KV Berlin-Mitte); Taylan Kurt (KV Berlin-Mitte); Luca Krauss (KV Berlin-Mitte); Monika
Herrmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Karin Beese (KV
Berlin-Neukölln); Bettina Schoeley (KV Berlin-Mitte); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Svenja
Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Eva Seiwert
(KV Berlin-Neukölln); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-Mitte); Marlene Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Simone

• 

• 

• 
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Motzkus (KV Berlin-Mitte); Fabio Wasilewski (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Murat Yücel (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Johanna Glaser (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Miriam Wirsing (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Sadullah M. Abdullah (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Susanne Ibing (KV Berlin-Mitte); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Martha
Goldammer (KV Berlin-Mitte); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Philine Niethammer (KV Berlin-
Neukölln); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Elisabeth Giesemann (KV Berlin-
Neukölln); Julie Habersetzer (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei);
Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei); Thomas Götz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Laura Benning (KV
Berlin-Pankow); Oda Hassepaß (KV Berlin-Pankow); Dante Esteban Davis (KV Berlin-Lichtenberg);
Timon Perabo (KV Berlin-Neukölln); Nils-Eyk Zimmermann (KV Berlin-Mitte); Valérie Pobloth (KV
Berlin-Spandau); Veronika Gräwe (KV Berlin-Mitte); Susanne Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Claudia Jung
(KV Berlin-Pankow); Emma Lou Unser (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Oliver Edgar Münchhoff
(KV Berlin-Kreisfrei); Lara Gromm (KV Berlin-Mitte); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Femke Hustert
(KV Berlin-Neukölln); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Anna Heidenreich (KV Berlin-Mitte)



K-4-2358 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 479 bis 482 einfügen:
lernen. Deshalb wollen wir spielerischem Lernen und Eigenverantwortung deutlich mehr Platz im
Schulalltag einräumen. Ziffernoten suggerieren eine Vergleichbarkeit der Kinder und sind weder
motivierend, noch geben sie Auskunft über Lernerfolg oder Verbesserungsansätze. Perspektivisch
streben wir an, von Noten zu einem kompetenzbasierten Lernfeedback überzugehen. Ab sofort sollen
alle weiterführenden Schulen die Möglichkeit erhalten, Ziffernoten umgehend abzuschaffen, wenn
dies mit einer 2/3-Mehrheit der Schulkonferenz beschlossen wird. An Grundschulen sollen bis 2026
keine Ziffernoten mehr vergeben werden. Da Grundschulen bereits jetzt in den ersten beiden
Jahrgangsstufen keine Ziffernoten verwenden, sind die Lehrkräfte mit Lernberichten vertraut. An
weiterführenden Schulen soll es bis 2026 zusätzlich zu den Ziffernoten auch immer Lernberichte
geben. Bei Abschlüssen bleiben Ziffernoten bestehen, aber müssen durch differenzierte Berichte
ergänzt werden. Auch der Schulübergang soll mit Berichten, nicht mit Ziffernoten, erfolgen. Für die
Lernberichte gehen Lehrer*innen mit den Schüler*innen regelmäßig in Feedback- Gespräche und
erarbeiten gemeinsam Formulierungen für eine transparente und differenzierte Rückmeldung. Die
konkrete Form der Lernberichte wird an jeder Schule unter Einbezug von Schüler*innen,
Pädagog*innen und Eltern bestimmt. Fortbildungen bereiten die Pädagog*innen auf die Erstellung der
Lernberichte vor. Wir unterstützen Schüler*innen-Haushalte und wollen, dass Kinder und Jugendliche
mehr mitbestimmen können, zum Beispiel bei der 

Unterstützer*innen

Gustav Kenn (KV Berlin-Mitte); Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Jette Nietzard (KV Berlin-
Lichtenberg); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Jörg
Staudemeyer (KV Berlin-Kreisfrei); Justus Zimmermann (KV Berlin-Pankow); Luis Höhne (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2140 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 25.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 261 bis 263 einfügen:
Damit Jugendliche ihr Mitspracherecht wirklich umsetzen können, dürfen sie auch von Wahlen nicht
ausgeschlossen werden. Grundsätzlich vertreten wir die Auffassung, dass in einer Demokratie alle das
Recht auf Mitbestimmung haben. Deshalb muss in einem ersten Schritt das Wahlrecht berlinweit auch
für die Wahlen zum Abgeordnetenhaus auf 14 Jahre abgesenkt werden.

Begründung

Die Bestimmung von Grenzen des Wahlalters sind immer mit
einer gewissen Willkür verbunden. Es ist keineswegs ausgeschlossen,
dass auch jüngere Menschen zu politischen Entscheidungen eine Meinung
entwickeln und diese kundtun möchten. Dies gilt insbesondere bei
Fragen, die für sie einen großen Einfluss haben, etwa Fragen des
Klimaschutzes. Aber auch bei spezifischen kommunalen Fragen können
Kinder an Beteiligung ein Interesse haben, etwa, wenn es um den Bau
eines Spielplatzes geht. Wir sollten daher im Wahlprogramm deutlich
machen, dass 14 Jahre keine festgeschriebene Grenze ist, sondern noch
Raum für weitere Beteiligung besteht. Durch diese Formulierung wird es
möglich, entsprechende Ansätze zu testen, beispielsweise in
Pilotprojekten.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2416-4 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 25.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 537 bis 541:
Unterschiedlichkeit positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir deutlich mehr Schwarze
Lehrkräfte und Lehrkräfte of Color gewinnen. Außerdem achten wir die Urteile des
Bundesverfassungsgerichts und werden das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen. Dabei fangen wir
mit den Schulen an. Wir werden das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen, nicht nur an Schulen,
sondern für sämtliche Bereiche der Verwaltung.Wir wollen klare Beschwerdewege im Fall von
Diskriminierung an Schulen schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus, 

Begründung

Dass wir Urteile des Bundesverfassungsgerichts achten ist selbstverständlich und wir sind dazu
verfassungsrechtlich verpflichtet. Das Bundesverfassungsgericht sagt auch nicht, dass das
Neutralitätsgesetz explizit abgeschafft werden soll, sondern nur an welchen Punkten des Gesetzes
verfassungsrechtliche Bedenken bestehen. Wie mit religiösen Symbolen umzugehen ist, ist eine
politische Entscheidung.

Das Neutralitätsgesetz bringt zahlreiche Diskriminierungsrisiken mit sich. Daher sollte es insgesamt
abgeschafft werden. Mit den Schulen zu beginnen, überzeugt daher inhaltlich nicht. Auch für
Richter*innen, Erzieher*innen und andere Bereiche der Verwaltung ist das Gesetz relevant.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2476-4 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jonas Vollmer (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 598 bis 604:
Berufliche Bildung - insbesondere in der Form der dualen und der vollschulische Ausbildung sowie des
dualen Studiums - ist das Rückgrat der mittelständisch geprägten Wirtschaft unseres Landes. Faire
Arbeit und Industrie 4.0 sowie neue ökosoziale Formen des Wirtschaftens und des demokratischen
Zusammenlebens bauen auf ihr auf. Wir wollen berufliche Bildung gleichwertig neben der
Allgemeinbildung positionieren und so durchlässige, individuelle Bildungswege eröffnen. Wir setzen
uns dabei nachhaltig dafür ein, dass Ausbildung echte Lernzeit bleibt und nicht als Reservoir günstiger
Arbeitskraft missverstanden und ausgebeutet wird. Zugleich wollen wir Unternehmen und
Einrichtungen darin unterstützen, jetzt und in Zukunft qualitativ hochwertige und bedarfsorientiert
ausreichende Ausbildungsplätze anzubieten. Digitale wie analoge Medien- und
Demokratiekompetenzen der Lernenden wie auch der Lehrenden/Ausbildenden wollen wir über die
Rahmenlehrpläne und Standardberufsbildpositionen hinaus stärken. Datenschutz, digitale Teilhabe
und Inklusion sowie Open-Source-Anwendungen und Offene Bildungsmaterialien (OER) sind für uns
dabei sehr wichtig. Wir setzen uns für innovative didaktische Modelle wie Blended Learning ein, um
die Potenziale des Lehrens und Lernens in Präsenz und in Distanz auszuschöpfen. Bundes- und
europaweite Kooperationen, Wissenstransfer und Best-Pratice-Austausch zwischen den
Ausbildungspartner*innen, den Instituten, Seminaren und Universitäten und der beruflichen
Bildungsforschung wollen wir ausbauen. Zusammen mit Ausbildungspartner*innen wollen wir im
Rahmen von Lernwerkstätten und Projekttagen praktische, berufliche Angebote an allen Schulen als
Regelangebote etablieren. Die Oberstufenzentren (OSZ) wollen wir stärken, insbesondere auch mit
bedarfsgerechtem IT-Support und stabilem, schnellen WLAN an allen Standorten. SieDie OSZ bieten
nicht nur den Übergang zur Berufsausbildung und leisten den schulischen Teil der dualen Ausbildung,
sondern bieten auch die Chance, Schulabschlüsse nachzuholen und sind in 

Begründung

Berufliche Bildung muss in ihrer Relevanz für Arbeitswelt und Zusammenleben klarer betont werden.
Nachhaltig gesicherte Ausbildungsplätze in hoher Qualität sind dabei sehr wichtig. Insbesondere
digitale und Demokratiekompetenzen müssen in Ausbildung und dualem Studium gestärkt werden.
Seitens der KMK wie auch der EU gibt es hierfür schon klare Zielkriterien und
Kompetenzbeschreibungen, siehe https://www.kmk.org/themen/bildung-in-der-digitalen-welt/
strategie-bildung-in-der-digitalen-welt.html und https://ec.europa.eu/jrc/sites/jrcsh/files/
digcompedu_leaflet_de-2018-09-21pdf.pdf.

Die ersten Schritte zur Novelle der Standardberufsbildpositionen gehen in die richtig Richtung,
müssen jedoch rasch umgesetzt und weitergeführt werden: https://www.bmbf.de/de/karliczek-
digitalisierung-und-nachhaltigkeit-kuenftig-pflichtprogramm-fuer-auszubildende-11049.html.

Die kollektiven Lernerfahrungen und Erfolge aus der Zeit der Corona-Pandemie im Bereich des digtal
gestützten Lehrens und Lernens müssen evaluiert und - wo didaktisch und pädagogisch sinnvoll -
integrativ weitergeführt werden. Dafür sind in Soft- und Hardware, aber auch in Didaktik und sozialer
Inklusion weitere massive Investitionen, Service-Leistungen und Innovationen nötig, insbesondere
auch, um die OSZ zu stärken.

Programm-LDK am 19./20. März
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Unterstützer*innen

Madlen Ehrlich (KV Berlin-Kreisfrei); Fabian Schlecht (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Julius
Hassemer (KV Berlin-Lichtenberg); Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Carola Ehrlich-Cypra (KV Berlin-Pankow)



K-4-2315-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 436 bis 437 einfügen:
zusammenarbeiten, egal auf welcher gesetzlichen Grundlage ihre Finanzierung beruht. Um das zu
verbessern, wollen wir auf Landesebene konkrete Vorgaben zur Zusammenarbeit erarbeiten.
Der Schutz von Kindern vor Missbrauch muss auch in geschlossenen religiösen Gemeinschaften wie
den Zeugen Jehovas gewährleistet werden. Wer sich der Aufklärung über Missbrauch verweigert oder
deren Vertuschung betreibt, sind alle Privilegierungen durch öffentliche Stellen zu entziehen.

Begründung

Eklatantes Beispiel für eine solche Gemeinschaft sind die Zeugen Jehovas. Bei ihnen erhalten
Missbrauchsopfer nicht nur keine Entschädigung, sondern es wird so verfahren, dass es möglichst
keine Missbrauchsfälle gibt.

Es gilt die Zwei-Zeugen-Regel: behauptet ein Kind, innerhalb der Gemeinschaft bzw. von Mitgliedern
der Gemeinschaft missbraucht worden zu sein, so benötigt es, wenn der mutmaßliche Täter dies
bestreitet, einen zweiten Zeugen, der den Missbrauch aus eigener Wahrnehmung bestätigen kann.
Sonst kommt der Täter ungeschoren davon. Zur Rechtfertigung der Zwei-Zeugen-Regel beruft sich die
Gemeinschaft auf Stellen im Alten und Neuen Testament, etwa Numeri 35,30, Deuteronomium 17,6
und 19,15, Matthäus 18,16 sowie 1.Timotheus 5,19.

Dieses Vorgehen stellt eine vorsätzliche Vertuschung des Missbrauchs an Kindern da. Die
Gemeinschaft entzieht sich ihrer Verantwortung. Die zuständigen Stellen des Landes sollten die
Vorwürfe dringend prüfen und ggf. ein Verfahren einleiten mit dem Ziel, den Körperschaftsstatus
abzuerkennen, zumindest so lange zu entziehen, bis die Vorwürfe geklärt und eine glaubwürdige
Aufarbeitung stattgefunden hat. Das schließt auch die Zahlung von Entschädigungen für die Opfer von
Missbrauch mit ein.

Bei den Zeugen Jehovas gibt es neben sexuellem auch massiven spirituellen und psychischen
Missbrauch und sowie eine Tabuisierung von Sexualität.

Eine Partei, die sich als Kinderrechtspartei versteht, muss bereit sein, Kindern in „geschlossenen
Gemeinschaften“ Schutz zu bieten.

Zur Information: https://www.aufarbeitungskommission.de/service-presse/service/meldungen/
sexueller-kindesmissbrauch-bei-den-zeugen-jehovas-die-neunten-werkstattgespraeche-teil-1/

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2298 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 419 bis 423 einfügen:
Kinder für die Gesellschaft stark machen beginnt mit Sprachförderung – sowohl in Deutsch als auch in
den jeweiligen Muttersprachen. Bewährte Modelle wie die „Sprachkitas“ und die vielen bilingualen
Kitas in Berlin wollen wir ausbauen und mit dem „Zentrum für Sprachbildung“ sowie Expert*innen für
die Förderung der verschiedenen Herkunftssprachen systematisch die Ausweitung der
Sprachförderung und Mehrsprachigkeit in allen Kitas angehen. Stark in die Gesellschaft starten heißt
auch, dass Kinder ihre Rechte kennen. Die Verankerung der Kinderrechte sowohl in der Verfassung
Berlins 

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2313 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 434 bis 436 einfügen:
werden dafür sorgen, dass alle Bildungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche
Kinderschutzkonzepte erstellen und umsetzen. Auch Vereine und freie Träger, die für ihre Arbeit mit
Kindern (projektbezogen oder institutionell) Geld vom Land Berlin bekommen, müssen
Kinderschutzkonzepte vorlegen. Wichtig ist dabei, dass Akteur*innen eng zusammenarbeiten, egal auf
welcher gesetzlichen Grundlage ihre Finanzierung beruht. Um das 

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2151 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 272 bis 274 einfügen:
der Regenbogenfamilien werden wir die Bundesregierung hier treiben und in die Pflicht nehmen, die
Vielfalt der Familien rechtlich gleichzustellen und zu unterstützen. Die diskriminierende
Stiefkindadoption für lesbische Paare muss endlich abgeschafft werden sowie ein rechtliches Institut
der elterlichen Mitverantwortung für bis zu zwei weitere Personen neben den leiblichen Eltern
geschaffen werden. In Berlin werden wir Beratungsangebote weiter stärken und das Personal in
Gerichten und Jugendämtern schulen, um Diskriminierung abzubauen. Dies gilt insbesondere für
Regenbogen-Pflegefamilien, die einen wichtigen Beitrag zur Unterstützung von Kindern in Notlagen
leisten.

Begründung

Mit dieser Ergänzung wird betont, dass die Vielfalt der Familien längst gelebt wird. Wir wollen also in
vielen Fällen nur die bestehende Realität anerkennen und Hürden für Familien aus den Weg schaffen.
Zudem werden weitere Konkretisierungen ergänzt, damit alle wissen, was wir genau wollen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2223 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 344 bis 345:
Täter*innen werden wir ausbauen. Ein besonderes Augenmerk wollen wir dabei auf die spezifischen
Bedarfe von LSBTIQ* legen und, die Maßnahmen an ihren Bedarfen ausrichten und eigene
Zufluchtsplätze insbesondere für queere Jugendliche und für Lesben aufbauen.

Begründung

Damit werden besonders vulnerable Gruppen genannt.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2375-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 496 bis 498 einfügen:
Die Zahl der Lehramtsstudienplätze, vor allem im Grundschulbereich, wollen wir ausbauen, genau wie
die berufsbegleitende Ausbildung von Quereinsteiger*innen, die genug Zeit für das Ankommen und
Lernen in der Schule lässt und die mit einer 6-wöchigen Hospitation beginnt. Die Wissensgesellschaft
von morgen braucht Lehrkräfte und diese müssen heute ausgebildet werden. Und zwar auch als 

Begründung

Quereinsteiger*innen leisten einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung der Personalmangels in
Schulen. Viel zu oft werden sie aber ins kalte Wasser geschmissen und mit einer zu hohen
Unterrichtsbelastung überfrachtet. So fehlt ihnen die Zeit, im System Schule anzukommen und sich
mit den verschiedensten Aspekten pädagogischen Handelns vertrautzumachen.

Dies wollen wir ändern. Genau wie Lehramtstudierende im Bachelor sollen auch die
Quereinsteiger*innen ein 6-wöchiges Praktikum absolvieren. Zudem soll die direkte
Unterrichtsbelastung zu Beginn geringer ausfallen und mit der Zeit anwachsen.

Unterstützer*innen

Luis Höhne (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Alissa Wiemann (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Sabine Ponath (KV
Berlin-Pankow); Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei); Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2562 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 683 bis 685 einfügen:
stärkeren Verankerung dieser Aufgabe in der akademischen Selbstverwaltung mit entsprechenden
personellen und materiellen Ressourcen machen wir unsere Hochschulen noch vielfältiger und fit für
die diverse Gesellschaft.

Begründung

Es ist ein echter Gewinn, dass diese Stellen jetzt eingerichtet werden. Damit sie ihre Aufgaben
selbständig und effektiv wahrnehmen können, brauchen sie auch finanzielle/materielle Ressourcen,
über die sie selbständig verfügen können.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2354-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 475 bis 476 einfügen:
möglich zusammen lernen. Darum ist unser Ziel die „eine Schule für alle“ – langes gemeinsames
Lernen in vielfältigen Gemeinschaftsschulen in denen schnelllernende, leistungsstarke Schüler*innen
genauso gefördert werden wie Schüler*innen mit besonderen Förderbedarfen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2588-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 709 bis 711 einfügen:
Verbraucherschutz, Selbstbestimmung, gesellschaftlichem Zusammenhalt und Ressourcenverbrauch
verbinden. Wo beispielsweise gegen Gender-, Queer- oder Diversityforschung gehetzt wird, treten wir
für den Schutz der freien Wissenschaft ein. Zudem wollen wir die Plurale Ökonomie stärken, um eine
Lehre von vielfältigen Theorien der Wirtschaftswissenschaften nebeneinander zu ermöglichen.

Begründung

Viele Wissenschaftler*innen sehen sich gerade Anfeindungen und Bedrohungen ausgesetzt. Das trifft
insbesondere Vertreter*innen progressiver Sozialforschung, wie aktuelle Beispiele immer wieder
belegen. Wenn wir auch andere Forschungsbereiche benennen, sollten wir gerade auch diesen unsere
Unterstützung versichern. Gerade die Gender studies sind in Berlin stark vertreten.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2354-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 475 bis 476 einfügen:
möglich zusammen lernen. Darum ist unser Ziel die „eine Schule für alle“ – langes gemeinsames
Lernen in vielfältigen Gemeinschaftsschulen. Dazu brauchen vor allem Schulen mit großen
Herausforderungen die Einbindung in ein gut funktionierendes Netz der Jugend- und Familienhilfe.

Begründung

Die Ergänzung stützt unsere Intention mit einer Schule für alle und entspricht unserem LAG Antrag
vom Sommer zur Sozialraumorientierung.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2450-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Nach Zeile 572 einfügen:
Der hohen Fluktuation von Schulsozialarbeiter*innen und Häufung von Quereinsteiger*innen an
bestimmten Schulen wollen wir entgegenwirken und mit besseren Rahmenbedingungen die
(Weiter-)Arbeit an diesen Schulen attraktiver gestalten.

Begründung

Insbsondere Schulen, an denen die Schüler*innen mehr Unterstützung brauchen, leiden an einer
schlechten Personalsituation. Die hohe Fluktuation von Schulsozialarbeiter*innen verhindert, dass die
Schüler*innen Beziehungen zu ihnen aufbauen, die aber gerade dort von höchster Bedeutung sind.
Außerdem arbeiten an diesen Schulen besonders viele Quereinsteiger*innen. Auch wenn wir die Arbeit
der Quereinsteiger*innen schätzen, braucht es im Kollegium einen guten Mix aus erfahrenen und
neuen Pädagog*innen. Nur so bleibt den Quereinsteiger*innen auch genug Zeit, sich mit ihrer neuen
Aufgabe vertraut zu machen und einen guten Einstieg in den Beruf zu finden.

Deshalb muss unter andrem über einen besseren Personalschlüssel, mehr Team- und Ruhezeiten sowie
gute Fortbildungsmaßnahmen die Attraktivität der Arbeit an diesen Schulen gestärkt werden.

Unterstützer*innen

Luis Höhne (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Alissa
Wiemann (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Henrik Rubner
(KV Berlin-Mitte); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Sabine Ponath (KV Berlin-Pankow); Klara
Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2354-4 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 475 bis 476 einfügen:
möglich zusammen lernen. Darum ist unser Ziel die „eine Schule für alle“ – langes gemeinsames
Lernen in vielfältigen Gemeinschaftsschulen.

Inklusion

Bei der Weiterentwicklung der Berliner Schulen zu inklusiven Schulen wird an die positive
Entwicklung der letzten Legislaturperiode angeknüpft. In den nächsten Jahren soll diese gute
Ausgangsbasis gesichert und weiterentwickelt werden. Die Einrichtung weiterer Schwerpunktschulen
wird in Abstimmung mit den Bezirken zügig vorgenommen, damit ein möglichst wohnortnahes
Angebot für alle Behinderungen – außer LES – geschaffen wird. Die Schwerpunktschulen sollen eine
attraktive Alternative zu den sonderpädagogischen Förderzentren sein und keinesfalls die integrative
Arbeit der übrigen Regelschulen beeinträchtigen. Ebenso sollen die Einzelfallhelfer*innen zur
Schulassistenz weiter qualifiziert werden.

Begründung

Es fehlt bisher ein konkreter Abschnitt zu Inklusion.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2378-8 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 499 bis 500 einfügen:
Lehrkräfte für Arabisch, Türkisch, Polnisch und weitere Sprachen, damit Schüler*innen auch ihre
Herkunftssprachen als zweite und dritte Fremdsprache wählen können.

Wir wollen den Fortbildungsstand an den Berliner Schulen transparent machen und so das vielfältige
Können der Kollegien sowie Bedarfe im Fortbildungsprogramm sichtbar machen.

Begründung

Nur, wenn transparent ist, wie der Fortbildungsstand des Personals an den Schulen ist, kann dieses
gezielt voneinander lernen. Außerdem können wir so die Bedarfe im Fortbildungsangebot besser
identifizieren. Deshalb soll der Fortbildungsstand zukünftig transparent gemacht werden. So können
auch schulischen Gremien gezielter auf Schulentwicklungsmaßnahmen hinwirken.

Unterstützer*innen

Luis Höhne (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Julia Schneider
(KV Berlin-Pankow); Sabine Ponath (KV Berlin-Pankow); Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2355 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 477:
Mitsprache, Mitbestimmung statt Mitspracheund Mitverantwortung

Begründung

Mitbestimmung setzt Mitsprache voraus und ist kein Gegensatz.
Mitbestimmung soll zu verantwortlichem Handeln erziehen und muss daher immer mit
Verantwortungsübnahme verbunden sein (wie es auch dem Text entspricht).

Programm-LDK am 19./20. März

1. 
2. 



K-4-2335-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 456 bis 458 einfügen:
zusammenkommen und in denen eine lebendige, demokratische Kultur gelebt wird. All das erreichen
wir nur mit ausreichend und gut ausgebildeten und diversitätsgeschulten Erzieher*innen und guten
Räumen. Es war ein richtiger Schritt, Kitas und Kindertagespflege gebührenfrei zu machen. Bildung ist 

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2359-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 480 bis 483:
im Schulalltag einräumen. Perspektivisch streben wir an, von Noten zu einem kompetenzbasierten
Lernfeedback überzugehen. Wir unterstützen Schüler*innen-Haushalte und wollen, dass Kinder und
Jugendliche mehr mitbestimmen können, zum Beispiel bei der Mitgestaltung ihrer Schulen und
Kieze.Kinder und Jugendliche sollen durch eine stärkere Beteiligung in der Schulkonferenz,
Qualifizierungsmaßnahmen für die Mitarbeit in der SV und einen flächendeckenden Klassenrat mehr
Raum für Mitbestimmung erhalten. Projekte wie Schüler*innen-Haushalte und Lernen durch
Engagement tragen ebenso zur Demokratieförderung bei und sollen daher gefördert werden. Die
Schulen sollen bei all diesen Maßnahmen angemessen unterstützt und begleitet werden.

Begründung

Schüler*innen zu mündigen Bürger*innen zu erziehen, ist ein wesentlicher Auftrag unseres
Bildungssystems. Daher müssen wir bereits in der Schule die Möglichkeit schaffen, sich aktiv mit dem
Prozessen und Routinen unserer Demokratie auseinanderzusetzen und zu erfahren, was gelebte
Demokratie bedeutet.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2370-4 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 491 bis 493 einfügen:
ein Gewinn. Um sie für unsere Schüler*innen nutzbar zu machen, verbessern wir den Zugang von
Menschen aus anderen Fachrichtungen zum Schuldienst. Wir wollen die professionelle Vielfalt und
das Spektrum der Perspektiven aber nicht nur in die Schulen holen, sondern sie für die Schüler*innen
auch an außerschulischen Lernorten erlebbar machen. Daher sollen z.B. kulturelle Bildung, die
Zusammenarbeit mit Künstler*innen und Besuche in Kulturorten fest im Rahmenlehrplan verankert
werden. Die Arbeitszeiten von Lehrkräften sollten Platz für Elterngespräche, Teamsitzungen,
Fortbildungen und Supervision lassen. Bei 

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2370-5 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 491 bis 493 einfügen:
ein Gewinn. Um sie für unsere Schüler*innen nutzbar zu machen, verbessern wir den Zugang von
Menschen aus anderen Fachrichtungen oder mit ausländischen Abschlüssen zum Schuldienst. Die
Arbeitszeiten von Lehrkräften sollten Platz für Elterngespräche, Teamsitzungen, Fortbildungen und
Supervision lassen. Bei 

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2370-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 491 bis 494 einfügen:
ein Gewinn. Um sie für unsere Schüler*innen nutzbar zu machen, verbessern wir den Zugang von
Menschen aus anderen Fachrichtungen zum Schuldienst. Die Kernaufgabe von Lehrkräften ist guter
Unterricht. Die Arbeitszeiten von Lehrkräften sollten Platz für Elterngespräche, Teamsitzungen,
Fortbildungen und Supervision lassen. Im Fokus muss aber wieder der Unterricht stehen. Lehrkräfte
sollen so weit wie nur irgend möglich von Verwaltungstätigkeiten befreit werden. Auch deshalb sind
vielfältige Professionen an Schule nötig: Damit sich Lehrkräfte auf guten Unterricht konzentrieren
können. Bei steigendem Personal und ausreichend Schulplätzen wollen wir zudem die
Stundendeputate 

Begründung

Es ist allgemein bekannt, dass der Beruf der Lehrkraft mittlerweile mit vielen fachfremden Tätigkeiten
überfrachtet wird und Lehrkräfte einen Großteil ihrer Arbeitszeit mit Tätigkeiten verbringen die
unterrichtsfremd sind. Um guten Unterricht zu gewährleisten brauchen Lehrkräfte eine Entlastung.
Dann bleiben auch Lehrkräfte länger gesund und länger motiviert. Junge Menschen können dann
leichter für die Lehrer*innenberuf gewonnen werden. - Zum Text - unmittelbar davor steht ein Satz der
für mich den Fokus aufs Gegenteil legt: die Verantwortung der LK fürs Drumherum zu betonen. Auch
wenn die aufgezählten Punkte sicher nicht zu bestreiten sind, scheint mir der Fokus gegenteilig. Ich
habe aber den Satz zunächst nicht löschen wollen, daher aber einen Satz vorangestellt und ein "zwar
auch" eingefügt. Sonst hätte sich mein Vorschlag vielleicht widersprüchlich gelesen. Der letzte Satz
"Auch deshalb..." kann wegfallen, es ist nur eine Begründung im Text und schlägt einen Bogen zur
Einleitung des Absatzes.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2374 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 496 bis 499:
Die Zahl der Lehramtsstudienplätze, vor allem im Grundschulbereich, wollen wir unter Wahrung der
Studienqualität ausbauen, genau wie die berufsbegleitende Ausbildung von Quereinsteiger*innen. Die
Wissensgesellschaft von morgen braucht Lehrkräfte und diese, die auf die vielfältigen Anforderungen
dieser Zeit vorbereitet sind. Daher müssen heute ausgebildetim Lehramtsstudium pädagogische
Fragestellungen stärker in den Fokus gerückt werden. Und zwarThemen wie Inklusion, Vielfalt,
Digitalisierung, Demokratiebildung und Bildung für nachhaltige Entwicklung sollen wesentliche
Bestandteile sein. Außerdem soll den Studierenden genug Zeit eingeräumt werden, auch alsfrühzeitig
praktische Lehrerfahrung zu sammeln. Wir brauchen darüber hinaus Lehrkräfte für Arabisch, Türkisch,
Polnisch und weitere Sprachen, damit Schüler*innen auch 

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2378-6 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 499 bis 500 einfügen:
Lehrkräfte für Arabisch, Türkisch, Polnisch und weitere Sprachen, damit Schüler*innen auch ihre
Herkunftssprachen als zweite und dritte Fremdsprache wählen können. Wir werden den Einstieg von
Quereinsteiger*innen und geflüchteten Lehrkräften erleichtern, in dem wir den Schuldienst auch für
Lehrerkräfte mit nur einem Unterrichtsfach öffnen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2396 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 517 bis 520:
Gemeinsam mit vielen Eltern, Lehrkräften und Schüler*innen kämpfen wir für eine saubere, 
gemütlicheangenehme und anregende Lernumgebung und gegen prekäre Arbeitsverhältnisse. Wir
haben die Schulreinigung grundlegend neu aufgestellt, in einem ersten Schritt durch höhere 
QualitätsstandardsQualitäts- und Sozialstandards bei der Ausschreibung. In einem zweiten Schritt
prüfen wir, wie das Ziel der vollständigen 

Begründung

Das Wort "gemütlich" weckt hier vielleicht falsche Assoziationen.
Sozialstandards in den Verträgen sind das Mittel gegen prekäre Arbeitsverhältnisse.

Programm-LDK am 19./20. März

1. 
2. 



K-4-2383 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 504 bis 506 einfügen:
Partnerin für die Umsetzung an Bord geholt. Holzbau steht schneller, ist umweltfreundlicher und
flexibler. Darauf setzen wir. Und für die innerstädtischen, oft schwierigen Grundstücke, auf die die
Prototypenentwürfe nicht passen, loben wir frühzeitig Wettbewerbe aus und suchen mit Beteiligung
der Betroffenen den besten Entwurf aus. Dabei setzen wir auf den Einfallsreichtum der
Architekt*innen, lassen auch einmal Schulen mit mehr als drei Stockwerken oder kreativen
Anordnungen zu. Und am Ende freuen wir uns, wenn mittelständische Firmen aus dem Berliner Raum
diese Schulen zu vergleichbaren Preisen wie für eine Holzbaumodulschule angesetzt, bauen können.
Wir wollen nach Hamburger Vorbild Schulen bauen, die dem gesamten Kiez offenstehen: Nachmittags
könnte die Mensa zum Kiez-Café werden, der 

Begründung

Oft können zu kleine innerstädtische Grundstücke nicht mit dem vorhandenen dreigeschossig
angelegten Compartmenttypenschulentwurf bebaut werden. Dieser würde einfach mehr Fläche
brauchen. Für diese Grundstücke sollen von Anfang an kleine Wettbewerbe ausgeschrieben werden.
Dies kann für 4, 5 oder 6 gleichzeitig geschehen. Vielleicht lässt sich so auch der Beweis erbringen,
dass das Bauen mit Architekt*innen in Berlin unter Einbeziehung des Berliner Mittelstandes zu
identischen Preisen führen kann wie bei Brandenburger Schulbauten oder auch den veranschlagten
Kosten der Typenbauten entspricht. Dies scheint lt. ersten Vergleichen möglich zu sein.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2425 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 546 bis 551:
Addieren, Dividieren, Schreibschrift und vieles mehr in einer komplett neuen Umgebung. Damit das
Ankommen spielerisch, individuell und gut gelingt, wollen wir mit unserer „Qualitätsoffensive
Grundschule“ an allen Berliner Grundschulen für bessere Lernbedingungen sorgen und insbesondere
dort, wo die Lage schwierig ist, zusätzliche Mittel, zum Beispiel für Funktionsstellen zur
Weiterentwicklung der Schule, und zusätzliche Verwaltungsstellen in die Hand nehmen und
Bewerbungen von Lehrkräfteteams ermöglichen. Unser Ziel ist, mit einer Qualitätsoffensive unsere
greundschulen mindestens so attraktiv zu machen wie Schulen in nicht-öffentlicher Trägerschaft oder
die Gymnasien, die heute in der fünften Klasse beginnen. Grundschulen wollen wir so so unterstützen,
dass sie auch in Klasse fünf und sechs alle KInder bestmöglichst fördern können.

Begründung

Eine konkrete Qualitätsoffensive haben wir nicht als Konzept, deshalb soll speziell nochmal auf die
Aufgabe verwiesen werden, dass wir vor allem in Jahrgang 5 und 6 einen Qualitätsschub brauchen um
die Abwanderung in grundständige Gymnasien abzuwehren.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2426 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 547 bis 549 einfügen:
das Ankommen spielerisch, individuell und gut gelingt, wollen wir mit unserer „Qualitätsoffensive
Grundschule“ an allen Berliner Grundschulen für bessere Lernbedingungen und höhere Lernerfolge 
sorgen und insbesondere dort, wo die Lage schwierig ist, zusätzliche Mittel, zum Beispiel 

Begründung

"Bessere Lernbedingungen" sind wichtig, aberr sie sollen auch eine Wirkung haben und bei den
Lernerfolgen in der Grundschule gibt es noch deutlich Luft nach oben.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2443 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 564 bis 568 einfügen:
Gerade Kinder und Jugendliche, die unter schwierigen Bedingungen aufwachsen, brauchen die besten
Angebote und eine hohe Qualität des Unterrichts. Den Anteil der Schüler*innen, die
Mindestkompetenzen in deutscher Sprache und in Mathematik nicht erreichen, wollen wir in der
nächsten legislaturperiode um 5 Prozentpunkte reduzieren. Deshalb werden wir eine zielgenaue
Unterstützung für Schulen in schwieriger Lage entwickeln. Um die Leistungsfähigkeit der Berliner
Schule zu stärken, die Qualität der Abschlüsse zu steigern und die Zahl der Schulabgänger*innen
deutlich zu senken, soll eine abgestimmte Gesamtstrategie zur Qualitätssicherung entwickelt werden.
In deren Mittelpunkt muss die Unterrichtsqualität in allen Schulen aller Schulformen stehen. Die
Schulform selbsr sichert sie nicht, die zentrale Rolle dafür kommt vielmehr den Pädagog*innen und
Schulleitungen zu. Dazu gehört auch guter Ganztag, der mehr ist als Betreuung. Qualitätsentwicklung
im Ganztag und die Entwicklung von Schulqualität gehören zusammen, deshalb müssen verbindliche
Qualitätsstandards für den Ganztag an allen berliner Schulen entwickelt werden. Dafür wollen wir den
Ganztag sozialräumlich im Kiez verankern und Kooperationen fördern sowie den Personalschlüssel im
Ganztag erhöhen, um ihn zu einer 

Begründung

Es fehlen bisher vollständig Aussagen dazu, das eine zentrale Aufgabe der Schulen darin besteht, die
Basiskompetenzen zu entwickeln, Abschlüsse in guter Qualität zu ermöglichen. Dies haben wir in
unserem letzten LAG beschluss abgestimmt und dass sollte dann auch in Wahlprogramm. Die Qualität
des Unterrichts ist eine entscheidende Gelingensbedingung dazu. Ganztagsentwicklung braucht
Qualitätsstandards, die bisher nur als unverbindliche Ziele festgelegt.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2454-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 575 bis 577:
Regelschulen definiert wurde. Die Umwandlungen und Neugründungen von qualitativ hochwertigen
Gemeinschaftsschulen wollen wir gezielt unterstützen, zum Beispiel mit finanziellen
MittelnQualifizierungsmaßnahmen, Beratungsangeboten und verbesserter Ausstattung für den
Fusionsprozess oder beim Aufbau einer Oberstufe.

Begründung

Wir sollten immer sagen, wofür wir Geld ausgeben wollen. Geld alleine bewirkt erst mal nichts. Dass
die Maßnahmen etwas kosten, kann man sich aber auch so denken.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2022 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 143 bis 145 einfügen:
Wir haben zudem sichergestellt, dass soziale und gemeinwohlorientierte Unternehmen sowie die
solidarische Ökonomie Zugang zu den Förderprogrammen des Landes haben. Demokratisierte
Betriebe in denen gleichberechtigt Arbeit & Lohn verteilt wird, wollen wir zukünftig besonders
stärken. Wir unterstützen sie mit festen Partner*innen in der Wirtschaftsverwaltung und erarbeiten
aktuell in 

Begründung

Demokratie muss an allen Orten gestärkt werden, grade auch in der Arbeitswelt. Modelle von
solidarischem & gemeinschaftlichem Wirtschaften kommen allen Berliner*innen zugute.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2466 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 587 bis 588 einfügen:
Anforderungen an Gymnasien stellen, wollen wir sie auch entsprechend besser ausstatten und
befähigen. Alle Berliner Gymnasien ermöglichen verpflichtend den Jugendlichen ab Klasse 9 einen
betriebspraktischen Einblick in mögliche Berufs- und Bildungswege; zudem werden die Schulen für
vertiefte berufsorientierende Angebote entsprechend finanziell ausreichend ausgestattet. Der
Finanzbedarf für die vertiefende Berufsorientierung wird regelmäßig erfasst und angepasst. Die
Massnahmen der Berufsorientierung an den Gymansien und anderen Schultypen werden alle zwei
Jahre evaluiert. Alle Schülerinnen und Schüler der Berliner Gymnasien haben das Recht bis zu zwei
Betriebspraktika zu absolvieren.

Begründung

Die Finanzierung der berufsorientierenden Massnahmen an Berlin Gymnasien basiert auf einer Pro-
Kopf-Finanzierung, die seit vielen Jahren nicht mehr angepasst wurde. Darunter leidet die Qualität. Die
Bildungsträger, die diese Massnahmen in Abstimmung mit den Schulen konzipieren und durchführen
sollen, haben weder Eigenmittel noch zusätzliche Finanzierungsquellen, um die Massnahmen in der
nötigen Qualität durchzuführen.

Die Notwendigkeit von betrieblichen Praktika auch im Gymnasium ist für einen ernsthaften Einblick in
Arbeitsroutinen und betriebliche Abläufe unerläßlich; daher soll das Recht einer jeden Schülerin und
jedes Schülers garantiert werden mindestens zwei Betriebspraktika im Gymnasium absolvieren zu
können. Da die Gleichwertigkeit von beruflicher und Allgemeinbildung angestrebt wird, entspricht der
Änderungsantrag diesem Ansinnen.
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K-4-2295-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 416 bis 417 einfügen:
Arbeitszeiten“) ein Angebot für genau diese Eltern – leider kennen es wenige und die Hürden sind
hoch. Wir wollen den MoKiS bekannter und leichter zugänglich machen.[Zeilenumbruch]

Eine Kita für Alle

In unseren Kindertagesstätten lernen Kinder mit unterschiedlichen Voraussetzungen gemeinsam. Das
begreifen wir als großen Schatz. Doch egal mit welchem Hintergrund, alle Kinder profitieren von
einem Kitabesuch. Manche verbringen im Kreise der Familie viel Zeit mit anderen Kindern und
profitieren von den Bildungsangeboten der Kindertagesstätten, während andere Kinder bereits lesen
und zählen können und hier die Möglichkeit zur sozialen Interaktion bekommen. Deshalb werden wir
ein verpflichtendes Kita-Jahr einführen, um allen Kindern vor der Schule die notwendige Förderung
zuteil werden zu lassen und allen Kindern gleichermaßen wertvolle Bildungserfahrungen zu
ermöglichen.Zusätzlich wollen wir für alle Eltern, ohne Bedarfsprüfung, den Kita-Gutschein für neun
Stunden Betreuungszeit ausstellen. Es kann vielfältige Gründe haben, sein Kind auch ohne Vollzeitjob
nicht länger selbst betreuen zu können. Darunter sollen Familien nicht leiden, sondern sich in der
längeren Betreuungszeit auf ihre persönlichen Herausforderungen konzentrieren können.

Begründung

Rund 2000 Kinder besuchen momentan in Berlin keine Kita im Alter von fünf Jahren. Die für sie
bestehende Kita-Pflicht, wenn das Kind den Sprachtest nicht besteht, wird aber weitgehend nicht
umgesetzt. Wir wollen das vorgehen erleichtern und keine externen Test durchführen, zu denen man
einfach nicht erscheinen kann. Alle Kinder, die im nächsten Jahr eingeschult werden sollen, müssen
eine Kita besuchen. Das gillt dann nicht nur für Kinder, die den Sprachtest nicht bestehen, sondern
auch für die, die toll sprechen können. Denn in der Kita wird viel mehr gelernt, als nur Sprache. Kinder
können dort soziale Interaktionen mit anderen Kindern auf Augenhöhe lernen, aber auch gegenüber
Personen in Machtpositionen, wioe pädagogischen Fachkräften, die nicht ihre Eltern sind. Des Weiteren
können so pädagogische Fachkräfte ihre Einschätzung zum Schulbesuch erteilen und die
Momentaufnahme der Schuleingangsuntersuchung so in Verhältnis setzen.

Die Betreuungszeit soll ausgeweitet werden, dass es unterschiedliche Problemlagen geben kann, die
die Betreuung des Kindes erschweren, auch wenn die Eltern keiner Lohnarbeit nachgehen. Um
Familien in solchen Situationen bestmöglich zu unterstützen und Kindern die besten Chancen zu
ermöglichen, sollen Eltern ohne Nachweis eine höhere Betreuungszeit in Anspruch nehmen können.
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K-4-2305 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 426 bis 430:
Verhaltensmuster erlernen sie jedoch erst. Doch bereits Kinder im Kitaalter bringen gewisse eingeübte
Rollen mit. Daher setzen wir uns dafür ein, dass vorurteilsbewusste Bildung und Erziehung ihren Platz
in den pädagogischen Einrichtungen findet, Erzieher*innen entsprechend aus- und fortgebildet werden
und sich die Vielfalt der Gesellschaft auch im Personal der Kita widerspiegelt.deshalb muss
frühkindliche Bildung antifaschistisch, feministisch, demokratisch und diversitätssensibel sein,
Erzieher*innen entsprechend aus- und fortgebildet werden und die Vielfalt der Gesellschaft muss sich
auch im pädagogischen Personal der Kita widerspiegeln.
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K-4-2313-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 434 bis 436 einfügen:
werden dafür sorgen, dass alle Bildungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche
Kinderschutzkonzepte erstellen und umsetzen. Auch Vereine und freie Träger, die für ihre Arbeit mit
Kindern sowohl projektbezogen als auch institutionell Geld vom Land Berlin bekommen, müssen
Kinderschutzkonzepte vorlegen. Wichtig ist dabei, dass Akteur*innen eng zusammenarbeiten, egal auf
welcher gesetzlichen Grundlage ihre Finanzierung beruht. Um das 

Begründung

Egal wer mit Geldern des Landes mit Kindern und Jugendlichen arbeitet, muss ein
Kinderschutzkonzept haben.

Programm-LDK am 19./20. März



K-4-2357 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 478 bis 481:
Kinderaugen leuchten, wenn sie voneinander, draußen im Kiez oder auch beim Experimentieren
lernen. Deshalb wollen wir spielerischem Lernen und Eigenverantwortung deutlich mehr Platz im
Schulalltag einräumen.Deshalb wollen wir spielerisches und selbstbestimmtes Lernen zum Regelfall
in allen Schulen machen. Nur so können wir der Vielfalt der Schüler*innen gerecht werden und sie auf
die Anforderungen der Zukunft vorbereiten. Kooperation, kritisches Denken, Kommunikation und
Kreativität müssen dabei die lange Tradition aus Leistungsdruck und starren Lehrinhalten ablösen.
Perspektivisch streben wir an, von Noten zu einem kompetenzbasierten Lernfeedback überzugehen.
Wir unterstützen Schüler*innen-Haushalte und 
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K-4-2308 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Ann-Christin Weber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 429 bis 430 einfügen:
aus- und fortgebildet werden und sich die Vielfalt der Gesellschaft auch im Personal der Kita
widerspiegelt.

Gutes Essen und Ernährungsbildung von Kindesbeinen an

Viele Ernährungsgewohnheiten werden bereits im Kleinkindalter geprägt, um so wichtiger ist gutes
und nachhaltiges Essen in der Kita und eine Kleinkind-gerechte Ernährungsbildung, auf die später in
den Schulen aufgebaut werden kann.

Begründung

„Schlechte“ Ernährungsstile schränken die Entwicklungschancen von Kindern für ihr gesamtes Leben
massiv ein und können später – wenn überhaupt – nur mit massivem Aufwand durch Bildungs-,
Aufklärungs- oder Motivationsmaßnahmen korrigiert werden.

Unterstützer*innen

Margit Gottstein (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Karl Häring (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Mona Hille (KV Berlin-Pankow); Jana Friedrichsen (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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K-4-2359-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 480 bis 483:
im Schulalltag einräumen. Perspektivisch streben wir an, von Noten zu einem kompetenzbasierten
Lernfeedback überzugehen. Wir unterstützen Schüler*innen-Haushalte und wollen, dass Kinder und
Jugendliche mehr mitbestimmen können, zum Beispiel bei der Mitgestaltung ihrer Schulen und
Kieze.Kinder und Jugendliche sollen in der Schule mehr Raum für Mitbestimmung erhalten. Dafür
sollen sie in der Schulkonferenz 50% der stimmberechtigten Mitglieder stellen und auch ab der ersten
Klasse selbst ihre Interessen vertreten dürfen. Qualifizierungsmaßnahmen für die Mitarbeit in der SV
und ein flächendeckender Klassenrat mit 2 Stunden pro Woche bereiten sie auf diese Verantwortung
vor. Projekte wie Schüler*innen-Haushalte und Lernen durch Engagement tragen ebenso zur
Demokratieförderung bei und sollen daher gefördert werden. Die Schulen sollen bei all diesen
Maßnahmen angemessen unterstützt und begleitet werden.
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K-4-2364 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 485 bis 487 einfügen:
Berlins Schulen brauchen mehr gut ausgebildetes Personal: von Lehrkräften über Erzieher*innen, IT-
Unterstützung, Supervision, psychologische Betreuung, Hausmeisterei und Reinigungskräfte, 
Sekretariate bis zu Quereinsteiger*innen aus verschiedensten Fachrichtungen. Schule so als Team
vielfältiger 
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K-4-2407 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Ann-Christin Weber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 528 bis 530 einfügen:
wollen ein echtes 100-prozentiges regionales Bio-Essen, Gebäude mit hohen Öko-Standards, das
Querschnittsthema Nachhaltigkeit und Fragen der Umwelt- , Ernährungs- und Naturbildung deutlich
stärker verankern. Wir wollen mehr Kooperationen zwischen Schulen und Botanischem Garten und 

Begründung

Kohärenz mit Passagen zur Ernährungspolitik

Unterstützer*innen

Jacob Fels (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Margit Gottstein (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Karl Häring (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Mona Hille (KV Berlin-Pankow)
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K-4-2367 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 488 bis 490 einfügen:
Professionen auf Augenhöhe aufzustellen entlastet Lehrkräfte und stärkt die Qualität des Lernens.
Sonderpädagog*innen, Sozialpädagogische Fachkräfte, Schulbegleiter*innen und zukünftig auch
Krankenpfleger*innen leisten einen unerlässlichen Beitrag zum inklusiven Lernen. Diversität im Team
Schule ist für uns ein wichtiges Ziel. Die breite Lebenserfahrung und diverse kulturelle Hintergründe
von Quereinsteiger*innen sind hierbei 

Begründung

Um Inklusion glaubhaft umsetzen zu können, braucht es an Schulen genügend Sonderpädagog*innen
und auch Krankenpfleger*innen, die beispielsweise Kinder, die durch die Magensonde ernährt werden,
versorgen zu können. Außerdem mangelt es an Schulbegleiter*innen, welche die Lehrkräfte bei der
Betreuung von Schüler*innen mit Behinderung unterstützen.
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K-4-2374-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 496 bis 499:
Die Zahl der Lehramtsstudienplätze, vor allem im Grundschulbereich, wollen wir unter Wahrung der
Studienqualität ausbauen, genau wie die berufsbegleitende Ausbildung von Quereinsteiger*innen. Die
Wissensgesellschaft von morgen braucht Lehrkräfte, die auf die vielfältigen Anforderungen dieser Zeit
vorbereitet sind und diesewiederum ihre Schüler*innen vorbereiten können. Daher müssen heute
ausgebildetim Lehramststudium pädagogische Fragestellungen stärker in den Fokus gerückt werden. 
Und zwarThemen wie Inklusion, Vielfalt, Digitalisierung, Demokratiebildung und Bildung für
nachhaltige Entwicklung sollen wesentliche Bestandteile sein. Außerdem soll den Studierenden
genug Zeit eingeräumt werden, auch alsfrühzeitig praktische Lehrerfahrung zu sammeln. Während des
Praxissemesters sollen sie angemessen entlohnt werden. Quereinsteiger*innen brauchen eine
angemessene Betreuung und genug Vorlauf beim Einstieg in den Lehrberuf. An den Schulen brauchen
wir ein ausgewogenes Verhältnis aus Quereinsteiger*innen und erfahrenen Lehrkräften. Wir brauchen
auch Lehrkräfte für Arabisch, Türkisch, Polnisch und weitere Sprachen, damit Schüler*innen auch 
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K-4-2386 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 507 bis 509 einfügen:
Schulgarten zum gemeinschaftlichen Urban Gardening einladen und die Lernräume könnten
Weiterbildung für alle im Kiez ermöglichen. Damit die Schulen wirklich allen offenstehen, müssen sie
inklusiv gebaut werden: Barrierefreiheit und Unisex-Toiletten werden zum Standard. Während der
Corona-Pandemie wurde deutlich, wie wenig Platz im öffentlichen Raum für Kinder zur Verfügung
steht. Um das zu ändern, sollen 
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K-4-2391-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 512 bis 513 einfügen:
Räume und finanzielle Mittel zur Anstellung von Hausmeister*innen und organisatorischer
Unterstützung. Wir wollen Neubauten ganz den Bedürfnissen der Schüler*innen anpassen. Anstatt
Flurschulen große und helle Lernräume, bequeme Aufenthaltsorte, große Mensen und eigene
Schulküchen. Neue Schulen müssen inklusiv gebaut werden und bestehende Gebäute barrierefrei
umgerüstet werden.
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K-4-2412 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 534 bis 543:
BerlinsViele Kinder sindin Berlin wachsen bereits in der Familie mehrsprachig auf und habenverfügen
damit vielen Altersgenoss*innen gegenüber einen unschätzbaren Vorteilüber eine wichtige Ressource,
die es zu fördern gilt. Mehrsprachigkeit ist eine Qualifikation – das wollen wir deutlicher anerkennen
und Unterricht unter staatlicher Aufsicht in möglichst vielen Herkunftssprachen bedarfsgerecht 
ausbauen. Hierzu ist es nötig, dass die Schulen und die Bildungsverwaltung die konkreten
Herkunftssprachen und den jeweiligen Sprachstand der Schüler*innen - statt nur das Negativmerkmal
"nichtdeutscher Herkunftssprache" - erfassen. Damit Schüler*innen Vielfalt und Unterschiedlichkeit
positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir deutlich mehr Schwarze Lehrkräfte und,
Lehrkräfte of Color (BPoC), Lehrkräfte mit Behinderung sowie Lehrkräfte, deren Herkunftssprache eine
andere als Deutsch ist, gewinnen. In der Lehrer*innenbildung müssen Deutsch als Zweitsprache sowie
weitere Sprachen, z.B. Türkisch, als Studienfächer etabliert werden. Außerdem achten wir die Urteile
des Bundesverfassungsgerichts und werden das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen. Dabei fangen
wir mit den Schulen an. Wir wollen klare, niedrigschwellige und unabhängige Beschwerdewege im Fall
von Diskriminierung an Schulen schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus,
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und, Sexismus und Ableismus aufklären, und im Lehrplan eine
kritischere Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verankern.

Begründung

In der Kita und der Schulen werden Kinder, die zu Hause eine andere Familiensprache als Deutsch
sprechen, als „ndH“ also "nichtdeutscher Herkunftssprache" gelabelt. Statt einer Ressource wird nur ein
"Defizit" registriert. Um herkunftssprachliche Förderung und Unterricht organisieren zu können, ist eine
zahlenmäßige Erfassung nach Herkunftssprachen nötig - bis heute gibt es keinerlei Statistik hierüber.

Schwarze Lehrkräfte und Lehrkräfte of Colour einzustellen ist eine richtige Forderung, aber der Fokus
bei der Förderung von Vielfalt unter den Lehrkräften und deren Vorbildfunktion sollte auf deren
besondere sprachliche und kulturelle Qualifikation gelegt werden. Die Hautfarbe z.B. als Kriterium bei
Einstellungsverfahren ist kaum zu realisieren. - Bis heute ist es in Berlin nicht möglich, beim
Lehramtsstudium die Fächer "Deutsch als Zweitsprache", Türkisch sowie weitere breit in Berlin
vertretene Herkunftssprachen zu studieren. Hier ist die Zulassung neuer Studienfächer dringend
überfällig.
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K-4-2480 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 601 bis 607 einfügen:
wollen wir im Rahmen von Lernwerkstätten und Projekttagen praktische, berufliche Angebote an allen
Schulen als Regelangebote etablieren. Ausbildungen sollen auch für Menschen mit Abitur attraktiver
werden. Die Oberstufenzentren (OSZ) wollen wir stärken. Sie bieten nicht nur den Übergang zur
Berufsausbildung und leisten den schulischen Teil der dualen Ausbildung, sondern bieten auch die
Chance, Schulabschlüsse nachzuholen und sind in der Integration von geflüchteten und
zugewanderten Schüler*innen äußerst erfolgreich. Lehrkräfte sollen ausgebildet werden um in den
Willkommensklassen der Oberstufenzentren den Unterricht in verschiedenen Sprachen anzubieten.
Wir fordern ein Angebot für Auszubildende bei Bedarf während ihrer Arbeitszeit Sprachunterricht zu
nehmen. Dadurch werden ihre Anschlussoptionen, wie beispielsweise Fachabitur oder Übernahmen
vielfältiger. Der Zugang zu wissenschaftlicher Hochschulbildung steht sowohl Menschen mit einer
allgemeinen Schulbildung als auch jenen mit einer Berufsausbildung offen.Können Betriebe einen
angemessenen Ausbildungsrahmen nicht finanzieren soll ihnen angeboten werden sich an
Verbundausbildungen zu beteiligen. Verbundausbikdungszentren müssen neu aufgebaut werden.Für
jede Ausbildung soll ein Ausbildungslehrplan vorliegen, der die von dualen Ausbildungsbetrieben
praktischen Inhalte genau definiert. Dieser Lehrplan legt Themen und Übungen, samt der Übungszeit
fest. Pro Quartal wird dann anhand der Berichtshefte geprüft, ob dem Lehrplan genüge getan wurde.
Über Vertrauenslehrer*innen kann in diesem Zuge gegebenenfalls auch festgestellt werden, ob
Auszubildende von den Betrieben gedrängt werden bestimmte Formulierungen zu verwenden, die den
Arbeitsalltag verschönert darstellen. Wir wollen sicherstellen, dass dem Lehrauftrag überall
nachgegangen wird und niemand einfach nur als kostengünstige Arbeitskraft ausgenutzt wird. Möchte
ein Ausbildungsbetrieb vom Lehrplan abweichen, so muss er dafür einen Antrag mit einem
Ersatzkonzept stellen. Überbetriebliche Weiterbildungen wollen wir wieder auf das frühere
Zeitpensum anheben. Duale Ausbildungsbetriebe werden verpflichtet ihre Azubis nach Abschluss
mindestens ein Jahr Übernahme anzubieten. Die Vertragskonditionen sollen sich dabei an den
durchschnittlichen Tarifbedingungen der Branche orientieren. Wir möchten uns außerdem für eine
Angleichtung der Bezahlung im Osten und Westen, also eine bundesweit gleiche Bezahlung in
gleichem Ausbildungsberuf einsetzen.Kein*e Jugendliche*r darf mehr ohne Anschlussperspektive die
Schule verlassen. Wir setzen uns deshalb für ein elftes Pflichtschuljahr für Schüler*innen ohne
Anschlussperspektive ein, das in den Oberstufenzentren angeboten wird. Auch wer eine Ausbildung
abbricht, soll durch die Jugendberufsagentur so lange begleitet werden, bis eine neue Perspektive
gefunden wurde. Und vor Abschluss einer Ausbildung sollen die Oberstufenzentren mit ihrem
sozialpädagogischen Personal in Kooperation mit der Jugendberufsagentur den Jugendlichen eine
Anschlussperspektive eröffnen, falls die Jugendlichen sich diese noch nicht eigenständig erschlossen
haben.
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K-4-2486-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 608 bis 615 löschen:
Kein*e Jugendliche*r darf mehr ohne Anschlussperspektive die Schule verlassen. Wir setzen uns
deshalb für ein elftes Pflichtschuljahr für Schüler*innen ohne Anschlussperspektive ein, das in den
Oberstufenzentren angeboten wird. Auch wer eine Ausbildung abbricht, soll durch die
Jugendberufsagentur so lange begleitet werden, bis eine neue Perspektive gefunden wurde. Und vor
Abschluss einer Ausbildung sollen die Oberstufenzentren mit ihrem sozialpädagogischen Personal in
Kooperation mit der Jugendberufsagentur den Jugendlichen eine Anschlussperspektive eröffnen, falls
die Jugendlichen sich diese noch nicht eigenständig erschlossen haben.

Begründung

ersetzen durch ÄA oben
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K-4-2406-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 527 bis 531:
kostenlosen Mittagessen in der Grundschule von unter 15 auf 50 Prozent gestiegen ist. Wir wollen ein
echtes 100-prozentiges regionales Bio-Essen, und Gebäude mit hohen Öko-Standards, das. Das
Querschnittsthema Nachhaltigkeit und Fragen der Umwelt- und Naturbildung deutlich stärker
verankernsoll zwanzig Prozent der Unterrichtsinhalte ausmachen. Kinder und Jugendliche werden von
der Klimakrise am längsten und stärksten betrofffen sein und verdienen umfangreich darüber
informiert zu werden. Wir wollen mehr Kooperationen zwischen Schulen und Botanischem Garten und
Naturkundemuseum fördern, um Natur- und Nachhaltigkeitsbildung an den Schulen anschaulich zu 
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K-4-2679 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Rico Schulze (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 800 bis 801 einfügen:
Ladepunkte in der Stadt aufstellen. Wir fördern die Elektrifizierung der sogenannten letzten Meile im
Wirtschaftsverkehr über lokale Hubs bis zur Haus- oder Ladentür und wollen den Ausbau von
Elektroanlegern für Binnen- und Fahrgastschiffe voranbringen.

Begründung

Wollen wir Klimaneutralität und saubere Luft, dürfen wir im Verkehrssektor den Bereich der Schifffahrt
nicht vernachlässigen.

Unterstützer*innen

Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Tarek Massalme
(KV Berlin-Mitte); Hendrik Böckermann (KV Berlin-Mitte); Kay Geißler (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta
Kamm (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler
(KV Berlin-Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Cornelia Hagemann (KV Berlin-Mitte); Sven
Drebes (KV Berlin-Mitte); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Thomas Thiel (KV Berlin-Mitte)
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K-4-2406-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 527 bis 530:
kostenlosen Mittagessen in der Grundschule von unter 15 auf 50 Prozent gestiegen ist. Wir wollen ein
echtes 100-prozentiges regionales Bio-Essen,. . Für viele Kinder und Jugendliche bleibt das Schulessen
oft die einzige warme Mahlzeit am Tag. Gutes, gesundes und ökologisches Essen muss für alle
bezahlbar sein, deshalb soll auch nach den Klassen 1-6 Schulessen nun endlich in allen Schulformen
kostenbefreit angeboten werden. Gebäude mit hohen Öko-Standards, das Querschnittsthema
Nachhaltigkeit und Fragen der Umwelt- und Naturbildung wollen wir deutlich stärker verankern. Wir
wollen mehr Kooperationen zwischen Schulen und Botanischem Garten und 

Begründung

Wir dürfen beim essenziellen Thema Nachhaltigkeit die soziale Gerechtigkeit nicht unter den Tisch
fallen lassen! Bio-Essen darf kein Privileg bleiben und muss daher an allen Schulformen und nicht nur
an Grunschulen kostenlos angeboten werden! Die Corona-Pandemie und die daraus resultierenden
Schulschließungen haben die Vorhandenen Ungleichheiten weiter verstärkt, dem müssen wir
entschieden entgegen wirken!
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K-4-2410-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 531 bis 532 einfügen:
Naturkundemuseum fördern, um Natur- und Nachhaltigkeitsbildung an den Schulen anschaulich zu
verankern. Überall, wo der Standort es hergibt sollen die Schulen mit Schulgärten ausgestattet
werden.
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K-4-2415 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 536 bis 539:
anerkennen und Unterricht in Herkunftssprachen ausbauen. Damit Schüler*innen Vielfalt und
Unterschiedlichkeit positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir den Lehrkörper deutlich 
mehrdiverser aufstellen und insbesondere Schwarze LehrkräfteMenschen und LehrkräfteMenschen of
Color gewinnenfördern. Außerdem achten wir die Urteile des Bundesverfassungsgerichts und werden
das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen. Dabei 

Begründung

Hier sollte nicht nur eine Beschränkung auf Schwarze Menschen und Menschen of Color
vorgenommen werden, sondern insgesamt eine Steigerung der Diversität in der Lehrer*innenschaft
erzielt und ausdrücklich gefördert werden.
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K-4-2420-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 541 bis 543:
an Schulen schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus, Antisemitismus,
Queerfeindlichkeit, Sexismus, Ableismus und Sexismusdie Stigmatisierung psychischer Krankheiten
aufklären, und im Lehrplan eine kritischere Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen
verankern.

Begründung

Der Begriff "Ableismus" bezeichnet die Diskriminierung und Ungleichbehandlung von Menschen mit
körperlicher oder geistiger Behinderung und ist noch viel zu unbekannt. Für die erfolgreiche
Umsetzung der Inklusion ist es wichtig, dass der Umgang mit Behinderung thematisiert wird. Denn
nicht die Betroffenen selbst, sondern der Umgang der Gesellschaft mit den Betroffenen, führt
letzendlich zu einer "Behinderung". Die Diskriminierung reicht von abschätzigen Blicken bis zu der
Ungleichbehandlung im Bildungsbereich und auf dem Arbeitsmarkt. Eltern von Menschen mit
Behinderung bekommen Fragen zu hören wie: "Musste das denn sein?" und einige sind mit großer
wiederkehrender Bürokratiearbeit konfrontiert, obwohl die Behinderung ihrer Kinder genetisch
verursacht ist.

Psychische Erkrankungen sind immer noch ein Tabuthema in der Gesellschaft. Betroffene scheuen sich
oft, darüber zu sprechen, weil damit bestimmte Stigmata verbunden sind. Die Darstellung von
Psychiatrien in Filmen und das mangelnde Wissen tragen maßgeblich dazu bei. Die Angst vor
Verurteilung kann so weit gehen, dass eine Therapie und damit eine Chance auf Besserung
ausgeschlagen wird. Deshalb ist es wichtig, das Thema Psyche im Unterricht zu behandeln und die
Schüler*innen bereits im jungen Alter aufzuklären.
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K-4-2421-8 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 542 bis 543 einfügen:
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere
Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verankern. Im Unterricht sollen alle
Lebensformen gleich gewürdigt und sich mit den verschiedenen Lebenskonzepten, wie z.B. Patchwork-
oder Regenbogenfamilien, sowie mit traditionellen Familienbildern beschäftigt werden. Dazu müssen
die Lehrpläne regelmäßig überarbeitet und von veralteten Gesellschaftsbildern befreit werden.

Begründung

Guter Unterricht sollte nicht in den 50ern stehenbleiben, sondern auch moderne, vielfältige
Lebensentwürfe behandeln. Schüler*innen sollen zu mündigen Bürger*innen erzogen werden, welche
selbstbestimmt und ohne implizite Vorgaben aus Schulbüchern entscheiden, wie sie leben möchten.
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K-4-2421-9 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 542 bis 543 einfügen:
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere
Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verankern. Sexuelle Bildung muss endlich
über biologische Aufklärung hinausgehen. Queere Sexualität und die Aufklärung aller Geschlechter zu
Themen der Einvernehmlichkeit und Emanzipation müssen enttabuisiert und umfassend in den
Unterricht integriert werden. Weibliche Sexualität muss umfassend als Thema behandelt, und
Lehrbücher, welche immer noch die weiblichen Geschlechtsorgane falsch benennen, schnellstmöglich
ausgetauscht werden. Zu diesen Themen will das Land Berlin die Schulen auch weiterhin zur
Zusammenarbeit mit externen Trägern ermutigen und verstärkt finanziell unterstützen. So schaffen wir
wichtige Ansprechpersonen für Kinder und Jugendliche über das Schulpersonal hinaus und leisten auf
diese Weise wertvolle Hilfe bei der Persönlichkeitsentwicklung.

Begründung

Zur vielfältigen, diskrimineirungsfreien Schule gehört auch eine zeitgemäße und gleichberechtigte
sexuelle Bildung und die Zusammenarbeit mit professionellen Trägern. Schule und Lehrpläne sollten
sich immer auf aktuellem Stand der Wissenschaft befinden. Hier besteht dringend Handlungsbedarf!
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K-4-2421-7 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 542 bis 543 einfügen:
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere
Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verankern. Für eine inklusive und
barrierefreie SchuleSchon seit den 1990er Jahren werden in Berlin Menschen mit und ohne
Behinderung beschult. Wir wollen die Inklusionsentwicklung im Bildungsbereich weiter vorantreiben
und Schulen mit den benötigten finanziellen und personellen Mitteln ausstatten. Aktuell sind
zahlreiche Schulbegleiter*innen Teil des inklusiven Alltags. Diese begleiten Inklusionskinder den
gesamten Schultag über und sind für den Übergang an eine inklusive Schule unersetzlich. Darum
müssen wir Schulbegleiter*innen finanziell weiter stärken, ihre Asubildung verbessern und
landesweite Qualitätsstandarts einführen. Schulbegleiter*innen sollen direkt an Schulen angestellt
sein, die Praxis der einjährig-befristeten Verträge und der ungeklärten Zuständigkeiten muss beendet
werden. Schulbegleiter*innen ohne pädagoigische und/oder therapeutische Vorbildung soll
mindestens die Ausbildung als Sozialassistent*in finanziert werden. ELtern von Kindern mit
Behinderung wollen wir bei der Beantragung von Schulbegleitungen unter die Arme greifen.Darüber
hinaus wollen wir die Anzahl aller pädagischen und insbesondere der sonderpädagogischen Kräfte an
Schulen weiter erhöhen. Langfristig streben wir an, dass Inklusionsklassen von gleichberechtigten
pädagogischen Teams geleitet werden. Von der daraus reultierenden individuellen Unterrichtspraxis
werden alle Schüler*innen profitieren. Jede Schule muss so schnell wie möglich barrierefrei und
behindertengerecht werden. Wir wollen die bauliche Umgestaltung der Schulgebäude dahingehend
vorantreiben. Außerdem setzen wir uns für die verpflichtende Einrichtug eines Ruhe- bzw. Schutzraums
ein, welcher in akuten Konfliktsituationen aufgesucht werden kann.

Begründung

Es ist wichtig die Inklusion im Bildungsteil extra zu thematisieren, da noch zahlreiche Schwierigkeiten
existieren, die nicht ignoriert werden können. Schulbegleiter*innen erhalten häufig nur den
Mindestlohn und werden von den anderen Lehrkräften zu wenig wertgeschätzt, vermutlich auch
aufgrund der mangelnden einheitlichen Qualitätsstandards ihrer Ausbildung. Darüber hinaus bestehen
Unklarheiten im Bereich der Zuständigkeit, weshalb Schulbegleiter*innen beispielsweise ihre FFP2
Masken aus eigener Taschen zahlen müssen. Das erzeugt Unmut bei den Betroffenen und führt häufig
zum Jobwechsel. Das ist fatal, da ihre Arbeit dringend benötigt wird, um Inklusion flächendeckend zu
ermöglichen. Des Weiteren müssen Eltern die Schulbegleitung immer wieder aufs Neue beantragen,
weshalb sich einige gegen die Inklusion für ihr Kind entscheiden.

Ein großes Problem ist zudem die fehlende sonderpädagogische Ausbildung der vorhandenen
Lehrkräfte, welche aus Überforderung verständlicherweise zu einfachen Tätigkeiten, wie dem
Ausmalen von Mandalas greifen, um ihre Schüler*innen mit Beeinträchtigung zu beschäftigen. Die
Bereitstellung von "Extrastunden" für sonderpädagogische Förderung greift nicht, da Schulen unter
Personalmangel leiden und aus diesem Grund häufig ihre verfügbaren Stunden für
Vertretungslehrkräfte verwenden. Das kann nicht der Anspruch einer wirklichen Inklusion in Berlin
sein. Daher brauchen wir dringend mehr qualifiziertes und gut bezahltes Personal, um Inklusion für
Kinder, Pädagog*innen und Eltern zu erleichtern. Leider sind bis heute nicht alle Schulen barrierefrei,
was die Teilhabe von körperlich eingeschränkten Menschen verhindert. Ruheräume werden auch
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dringend für Kinder mit Autismus benötigt, da sie in Pausen oder beim Essen eine reizarme Umgebung
brauchen.



K-4-2421-6 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Nach Zeile 543 einfügen:
Für eine inklusive und barrierefreie Schule
Unser Ziel ist, dass Inklusion und Barrierefreiheit an jeder Schule zur Selbstverständlichkeit wird. Jedes
Kind hat ein Anrecht auf ein diskriminierungsfreies Lernen, daher sollte Niemand aufgrund einer
Behinderung von anderen getrennt werden. Wir erkennen auch die inividuellen Förderbedarfe der
Kinder an. Gerade Kinder mit Schwerbehinderung sind oft auf intensivere eins-zu-eins Betreuung
angewiesen, die von vielen Regleschulen noch nicht gewährleistet werden kann. Wir sprechen und
daher für Förderschulklassen an Regelschulen als Übergangslösung aus. Wir wollen aber durch eine
massive Stärkung der Inklusion auf Regelschulen dafür sorgen, dass Förderschulen und Förderklassen
langristig für alle überflüssig werden.

Begründung

Es ist wichtig die Inklusion im Bildungsteil extra zu thematisieren, da noch zahlreiche Schwierigkeiten
existieren, die nicht ignoriert werden können.

Inklusion muss endlich entschieden vorangetrieben werden, sodass Förderschulen überflüssig werden.
Niemand sollte in ein bestimmtes Lernumfeld gezwungen werden. Die exkludierend wirkenden
Förderschulen lehnen wir ab, Förderklassen an Regelschulen sind ein guter Übergangs-Kompromiss,
bis Inklusion an Regelschulen das qualitative Niveau erreicht hat, dass die angemessene Betreuung
aller Kinder in Inklusionsklassen ermöglicht.

(Überschrift doppelt sich mit anderem Antrag, weil zwei Antäge zum gleichen Thema)
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K-4-2450 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 571 bis 572 einfügen:
und anderes pädagogisches Personal in engem Austausch mit Eltern stehen und ihre Perspektive
einbinden sowie auf der anderen Seite Eltern beratend zur Seite stehen. Darüber hinaus verstärken
Hausaufgaben Chancenungleichheiten in besonderem Maße. Deshalb werden wir auf eine
Abschaffung von Hausaufgaben in ganz Berlin hinwirken.
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K-4-2450-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 571 bis 572 einfügen:
und anderes pädagogisches Personal in engem Austausch mit Eltern stehen und ihre Perspektive
einbinden sowie auf der anderen Seite Eltern beratend zur Seite stehen. Wir wollen außerdem, dass
öffentliche Bibliotheken Nachhilfe für Schüler*innen aller Jahrgangsstufen anbieten.
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K-4-2457 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 578 bis 580 einfügen:
Auch an Gymnasien sind viele Lehrkräfte hoch motiviert und übernehmen Verantwortung für alle
Kinder. Gymnasien sind jedoch per Design exkludierend, dieser Tatsache müssen wir begegnen. Wir
wissen um die Belastung für Kinder durch das Probejahr und das Abschulen. Deshalb werden wir
beides durch andere Maßnahmen ersetzen, die die Förderung des einzelnen 

Von Zeile 587 bis 588 einfügen:
Anforderungen an Gymnasien stellen, wollen wir sie auch entsprechend besser ausstatten und
befähigen. Perspektivisch werden wir alle Gymnasien befähigen & dabei unterstützen sich zu
Gemeinschaftsschulen weiterzuentwickeln. Tatsächliche Bildungsgrechtigkeit kann es nur geben, wenn
wir vom System der Selektion weg & hin zur Förderung aller Kinder kommen.
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K-4-2467-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 589 bis 597:
Grüne Bildungspolitik setzt zuerst auf ein starkes öffentliches Bildungsangebot. Gleichzeitig leisten
auch Schulen in nichtöffentlicher Trägerschaft in Berlin einen wichtigen Beitrag. Häufig probieren
diese Schulen alternative und innovative Lernformen aus. Erfolgreiche Konzepte wollen wir deutlich
stärker in öffentliche Schulen tragen. Um die Heterogenität unter den Schüler*innen zu stärken, wollen
wir mit Schulen in nichtöffentlicher Trägerschaft zusammen daran arbeiten. Um den Zugang für Kinder
aus Familien mit Transferleistungen zu erleichtern, werden wir diese Familien von finanziellen
Beiträgen befreien. Die Finanzierung von Schulen in nichtöffentlicher Trägerschaft soll künftig stärker
die Übernahme sozialer Verantwortung widerspiegeln.

Das Ziel grüner Bildungspolitik ist ein starkes öffentliches Bildungsangebot für alle Kinder und
Jugendlichen dieser Stadt. Dieses soll in der Finanzierung des Bildungswesens absolute Priorität
haben. Die Finanzierung von Schulen in nicht-öffentlicher Trägerschaft soll künftig stärker die
Übernahme sozialer Verantwortung widerspiegeln und an klare Zielvereinbarungen gebunden sein.
Um die Heterogenität unter den Schüler*innen zu stärken, wollen wir den Zugang für Kinder aus
Familien mit Transferleistungen erleichtern, indem wir diese Familien von finanziellen Beiträgen
befreien werden, sie stärker über das Bildungsangebot nicht-öffentlicher Schulen aufklären und ihre
bevorzugte Aufnahme erwirken. Auch Schulen in nicht-öffentlicher Trägerschaft sind an
wissenschaftliche Erkenntnisse und Grundsätze unserer demokratischen Grundordnung gebunden - die
Einhaltung dieser muss stärker kontrolliert und der Verstoß schneller sanktioniert werden.
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K-4-2496-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 617 bis 629:
Wir haben erlebt, wie Corona den Schulalltag auf den Kopf gestellt hat. Dabei wurde vor allem
deutlich, wie überfällig die Digitalwende in Berlins Schulen ist: Digitales Lernen- von zuhause aus oder
in eigenen Formaten im Präsenzunterricht - müsste doch eigentlich doch längst Alltag sein! Wir
wollen Schulen dabei unterstützen, datenschutzkonforme und zugleich spielerische Programme, Apps
und Lernsoftware mit dem Unterricht zu verzahnen und digitale Lernkonzepte im Unterricht zu
verankern. Wichtig ist, dass Kinder und Jugendliche frühzeitig verstehen, wie Algorithmen
funktionieren, wie programmieren funktioniert, welche Chancen, aber die Nutzung der Digitalisierung
bietet, indem durch explizite Unterrichtseinheiten ein Verständnis für Algorithmen, Datenschutz und
Programmierung gegeben wird. Darüber hinaus sollten auch Gefahrendie Risiken aufgezeigt werden,
die mit der Nutzung verbunden sind. Dabei sollen insbesondere Manipulationsmöglichkeiten, Cyber-
Mobbing und Möglichkeiten zur Manipulation durch das Internet entstehendigitale Gewalt/Hass
behandelt werden. Nur so können Kinder einen verantwortungsvollen Umgang mit digitalen Medien
erlernen. Kinder und Jugendliche brauchen ein solides Fundament an Medienkompetenz und soziale
Einbettung, um sicher und selbstständig digital zu lernen. Dazu wollen wir Lehrkräfte speziell zu
digitalen Themen fortbilden, um pädagogisches Know-how mit digitalem Wissen zu verknüpfen.
Außerdem wollen wir die IT-Unterstützung für alle Schulen ausbauen, j: Jede Schule soll ein
leistungsstarkes Glasfasernetz, WLAN, undWLAN bekommen. Außerdem sollen Schüler*innen und
Lehrer*innen mit Laptops und andere Endgeräteanderen Endgeräten ausgestattet werden, um einen
gerechten Zugang für Schüler*innen und Lehrkräfte erhaltenalle zu ermöglichen. Eine wesentliche
Voraussetzung dafür ist, dass die Gelder aus dem Digitalpakt effektiv und schnell in die digitale
Ausstattung der Berliner 

Begründung

Die Pandemie hat uns gezeigt, wie wichtig es ist, digitale Medien verstehen und nutzen zu können.
Dass diese jedoch Chance und Risiko zugleich ist, sollte aktiver Bestandteil des Unterrichts sein. Um
dies zu ermöglichen und auch wirtschaftlich schlechter gestellten Kindern und Jugendlichen den
Zugang zu gerechter Bildung zu verschaffen, sollte der Aspekt, der freien zur Verfügungstellung
mobiler Endgeräte, stärker hervorgehoben werden.
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K-4-2515-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 636 bis 637 einfügen:
Lernen? Was funktioniert in welcher Altersgruppe? Nur mit dieser Grundlage kann digitale Bildung der
Zukunft gelingen. Jugend in Berlin - starke Perspektiven und Selbstverwaltung

Jugendliche und junge Erwachsene sollen sich frei und selbstbestimmt entwickeln können. Wir
verbessern die Voraussetzungen dafür. Verantwortungsvolle, selbstbewusste und mündige junge
Menschen müssen über alle Angelegenheiten, die sie betreffen, mitentscheiden dürfen und sichere
Räume haben, die sie selbst gestalten können. Wir wollen in der Stadtentwicklung, mit
Streetworker*innen in der offenen Jugendarbeit, mit den Jugendverbänden und mit (selbstverwalteten)
Jugendfreizeiteinrichtungen die Möglichkeiten für Jugendliche dauerhaft verbessern, sich selbst zu
verwirklichen. Mit dem Jugendförder- und Beteiligungsgesetz haben wir in dieser Legislatur eine
hervorragende Grundlage dafür gelegt, insbesondere für eine Finanzierung, die sich an der Zahl der
Jugendlichen in unserer Stadt orientiert und zugleich Qualität verbindlich ausbaut und sichert.Eine
offene Stadt für alle JugendlichenJugendarbeit ist mehr als Prävention. Sie eröffnet allen Jugendlichen
und jungen Erwachsenen einen Raum zur Erfahrung von Selbstwirksamkeit. Wir setzen auf die
unmittelbare Ansprache von Jugendlichen. Streetworker*innen leisten herausragende Arbeit, die wir
auch in der aufsuchenden Arbeit unterstützen. Jugendsozialarbeit trägt dazu bei, bestehende
Benachteiligungen diversitätssensibel auszugleichen. Jugendmigrationsarbeit sowie
geschlechterspezifische und diskriminierungskritische Angebote fördern wir als wichtigen und
notwendigen Teil in allen Bereichen, insbesondere in der Schulsozialarbeit und im
Jugendwohnen.Neue Räume braucht die JugendDer Abenteuerspielplatz, der Bauwagen, der
Stadtteilbauernhof, der Jugendclub – die Jugendfreizeiteinrichtungen in Berlin sind viele Jahre lang
weggespart worden oder verschwinden nach Auslaufen von Projektfinanzierungen wieder. Steigende
Mieten und Verdrängung setzen insbesondere den freien Jugendfreizeiteinrichtungen weiter zu. Wir
steuern hier um und stärken den Anspruch Jugendlicher auf sichere kulturelle Orte der Begegnung
und auch der politischen Bildung und Demokratieerfahrung. Wir wollen Jugendclubs sichern und neu
bauen. Neben einem Sanierungsprogramm für Jugendfreizeiteinrichtungen, auch um diese barrierearm
zu gestalten, wollen wir daher die Flächensicherung im Zusammenspiel mit den Bildungs- und
Sozialeinrichtungen vorantreiben. Derzeit als Flächen für Jugendarbeit ausgewiesene Orte werden wir
erhalten & den Bestand ausbauen.Selbstverwaltung und MitbestimmungWir setzen darauf, dass
Kinder und Jugendliche ihre Orte mit entwickeln und selbst verwalten wollen & können. Dafür
verbessern wir die kinder- und jugendgerechte Beteiligung und Mitbestimmung auf allen Ebenen &
möglichst niedrigschwellig. Auf bündnisgrüne Initiativen hin sind Jugendbüros in den Bezirken
eingerichtet worden, in denen Kinder und Jugendliche die politische Arbeit überprüfen, Projekte
vorschlagen, erarbeiten und umsetzen können. Wir wollen auch das Berliner Jugendforum stärken und
mehr Kinder & Jugendliche mit diesem Angebot erreichen. Raum für junge Menschen braucht es nicht
nur organisierte Orte. Insbesondere der öffentliche Raum wird stark von jungen Menschen genutzt, in
der Stadtentwicklung wird das bisher zu wenig mitgedacht. Wir setzen uns für mehr selbst gestaltete
Freiräume ein, leicht zugängliche Orte wie Street-Art-Flächen, freinutzbare Sportflächen oder
attraktive Treffpunkte im Kiez müssen durch verpflichtend jugendgerechte Planungen öffentlicher
Flächen stärker bedacht werden, die Vermeidung von Angsträumen, insbesondere junger FINT*-
Personen ist dabei besonders zu bedenken. Doch auch betreute Angebote, die sowohl Freiraum als
auch Anlaufpunkt für Hilfe sind, wie inklusive Abenteuerspielplätze oder selbstverwaltete Bauwägen
wollen wir stärken. Wir wollen die Angebote in den Sozialräumen ausweiten und unterstützen die
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K-4-2515-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Seite 2

Arbeit der Jugendbildungsstätten und der Jugendkulturzentren.Engagiert und internationalIm
Freiwilligen Sozialen Jahr und dem Freiwilligen Ökologischen Jahr engagieren sich jedes Jahr
tausende junge Erwachsene in Berlin und arbeiten eng mit Jugendlichen aus aller Welt zusammen.
Angebote dieser Art wollen wir für alle jungen Berliner*innen attraktiver gestalten, sodass sich jede*r
unabhängig vom Einkommen oder Elternhaus zu einem freiwilligen Dienst entscheiden kann. Erfolge
wie die Internationale Jugendbauhütte wollen wir stärken. Das Jugendförder- und beteiligungsgesetz
stärkt die Jugendfreizeiten. Und gemeinsam mit dem Landesjugendring, den Jugendverbänden und den
Migrantenjugendselbstorganisationen, sichern wir die Vielfalt des Internationalen Jugendaustauschs
und nehmen die Verantwortung Berlins als Zentralstelle ernst. Auch für junge Menschen aus aller Welt,
die für ihren Jugendaustausch nach Berlin kommen übernehmen wir Verantwortung. Die
Jugendstädtepartnerschaften wollen wir über Paris und Moskau hinaus ausweiten & uns zudem
stärker mit Ländern vernetzen, zu denen viele junge Berliner*innen eine familiäre Beziehung haben.

Begründung

Wir unterstützen den Änderungsantrag von Bernd Schwarz, durch den ein neues Kapitel zum Thema
"Jugend" eingeführt wird, mit diesen Modifizierungen von der Grünen Jugend Berlin



K-4-2535-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 656 bis 658 einfügen:
Professuren wollen wir aufbrechen, indem wir deutlich mehr Dauerstellen im Mittelbau schaffen und
einen berlinweiten Codex für gute Arbeit in der Wissenschaft vereinbaren, der z. B. Tarifflucht
verhindert und eine gute Bezahlung von freien Lehrbeauftragten sicherstellt. Im Dialog mit den
Hochschulen wollen wir ein finanzielles Anreizsystem für gute Leistungen in 
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K-4-2547-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 668 bis 670 einfügen:
Partizipationsmöglichkeiten aller dieser Statusgruppen innerhalb der Hochschulen stärken und in
einem modernen Hochschulgesetz festschreiben. Dabei soll auch die Erprobungsklausel ersatzlos
wegfallen. Dafür werden wir ein viertelparitätisches Grundordnungsgremium, das über die
Zusammensetzungen und Aufgaben aller Gremien der 
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K-4-2568 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 689 bis 691 einfügen:
eröffnen, selbstbestimmt zu lernen. Wir setzen auf ein berlinweites Angebot von frei wählbaren und
als Leistung anzurechnenden Lehrveranstaltungen. Zur Gewährleistung eines selbstbestimmten
Studiums fordern wir die Abschaffung der Regelstudienzeit und die Pflicht zur Anrechnung externer
universitärer Leistungen. Die Durchlässigkeit zwischen den Hochschultypen, seien es Fachhochschulen
oder Universitäten, wollen wir ausbauen. Die 
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K-4-2576 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 697 bis 699 einfügen:
wollen den Investitionsstau bei den Berliner Hochschulen auflösen und stellen dabei energetische
Sanierung, Klimaneutralität und Digitalisierung ins Zentrum. Darüber hinaus werden wir in allen
Hochschulen die Schaffung verbindlicher Nachhaltigkeitsstrategien durch die akademischen Gremien
verankern. Die Innovationen der Berliner Nachhaltigkeitsforschung wollen wir mit den kreativen
Potentialen der 
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K-4-2369 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 490 bis 492 einfügen:
Lebenserfahrung und diverse kulturelle Hintergründe von Quereinsteiger*innen sind hierbei ein
Gewinn. Ihrer pädagogischen Qualifizierung und Ausbildung für die Arbeit mit Schüler*innen muss
besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden. Sie unterscheidet sich von der Ausbildung von
Lehramtsanwärter*innen mit einem 1. Staatsexamen oder vergleichbaren Abschlüssen. Um sie für
unsere Schüler*innen nutzbar zu machen, verbessern wir den Zugang von Menschen aus anderen
Fachrichtungen zum Schuldienst. Die Arbeitszeiten von Lehrkräften 

Begründung

Der Quereinstieg bietet andere Herausforderungen als die Lehramtslaufbahn. Hier muss Wissen,
welches ein Lehrer sonst im Studium erlernt hat, erlangt werden. Das Referendariat reicht hier als
Qualifikationsphase nicht aus. Wenn es jedoch hierfür genutzt wird, was im Moment gängige Praxis ist,
kommen wichtige Lerninhalte des Referendariats für alle Anwärter*innen zu kurz.

Unterstützer*innen

Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Jonathan Kliem (KV Berlin-Pankow); Linda Guzzetti (KV Berlin-
Kreisfrei); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei); Jonas Vollmer (KV Berlin-Mitte); Jörg Freese (KV Berlin-
Kreisfrei); Ulrich Meuel (KV Berlin-Kreisfrei); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf)
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K-4-2515-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Jan Schönrock (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 636 bis 637 einfügen:
Lernen? Was funktioniert in welcher Altersgruppe? Nur mit dieser Grundlage kann digitale Bildung der
Zukunft gelingen.
Der Zugang zu digitalen Bildungsangeboten im Internet im schulischen Kontext soll Schüler*innen
ausschließlich aus pädagogischer Sicht und nie aus technischer Sicht verwehrt werden können.

Begründung

Folgende Argumente sollen im schulischen Kontext nicht gelten können, sondern es ist Aufgabe von
Politik, diese zu beheben: "Wenn alle Kinder mit ihren Handys ins Internet gehen, bricht das Netz
zusammen." "Wir können doch nicht kontrollieren, was die Kids im Netz machen.", obwohl die IP-
Adresse sehr wohl nachvollziehbar sein kann... usw usf.

Unterstützer*innen

Jonathan Kliem (KV Berlin-Pankow); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Carola Ehrlich-Cypra (KV Berlin-Pankow)
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K-4-2415-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 536 bis 539:
anerkennen und Unterricht in Herkunftssprachen ausbauen. Damit Schüler*innen Vielfalt und
Unterschiedlichkeit positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir deutlich mehr Schwarze
Lehrkräfte unddie Diversität der Lehrkräfte of Color gewinnenin Berlin fördern. Außerdem achten wir
die Urteile des Bundesverfassungsgerichts und werden das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen.
Dabei 

Begründung

„Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt
oder bevorzugt werden", heißt es im Grundgesetz, Art. 3 Abs. 3. Im Programm eine Werbung und
Auswahl der Lehrkräfte auf der Grundlage der Hautfarbe vorzunehmen widerspricht - so gut dies auch
gemeint ist - diesem Grundsatz. Hinzu kommt, dass in dieser Formulierung auch weitere Disparitäten,
wie beispielsweise die soziale Herkunft, die Anzahl von männlichen Lehrkräften, etwa in der
Grundschule und die Anzahl von Frauen in Führungspositionen relativ zur gesamten Gruppe der
pädagogisch Beschäftigten unberücksichtigt bleiben. Wir möchten diesen Satz deshalb durch die
Forderung nach einer Erhöhung der Diversität von Lehrkräften ersetzen.
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K-4-2560 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: GRÜNE Jugend Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 681 bis 683 einfügen:
eigenen Bildungsweg eröffnet. Erfolgreiche Programme zur Gleichstellung von Frauen und Männern
bauen wir weiter aus. Diese Strukturen müssen auf andere Diskriminierungsformen erweitert werden.
Wir wollen mehrere Stellen schaffen, um verschiedene Diskriminierungsformen abzubilden. Mit neu zu
schaffenden unabhängigen Antidiskriminierungsbeauftragten und Diversity-Beauftragten und der
stärkeren Verankerung dieser Aufgabe in der akademischen Selbstverwaltung mit entsprechenden 

Begründung

Diskriminierungserfahrungen sind so divers wie die Gesellschaft. Eine diversitätsbeauftragte Person
kann diese verschiedenen Erfahrungen nicht abbilden. Wir fordern daher diverse
Antidiskriminierungsbeauftragte, zu deren Aufgaben die Unterstützung von Betroffenen und
Schulungen des Hochschulpersonals gehören. Ihre Unabhängigkeit von den bestehenden
Hochschulstrukturen ist durch eine autonome Selbstverwaltung zu gewährleisten.
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K-4-2443-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 564 bis 566 einfügen:
Gerade Kinder und Jugendliche, die unter schwierigen Bedingungen aufwachsen, brauchen die besten
Angebote und eine hohe Qualität des Unterrichts. Wir haben dabei ein breites Verständnis von
Schulqualität, das über die Messung von mathematischen und sprachlichen Kompetenzen hinaus geht.
Deshalb werden wir eine zielgenaue Unterstützung für Schulen in schwieriger Lage entwickeln. Dazu
gehört auch guter Ganztag, 

Von Zeile 571 bis 572 einfügen:
und anderes pädagogisches Personal in engem Austausch mit Eltern stehen und ihre Perspektive
einbinden sowie auf der anderen Seite Eltern beratend zur Seite stehen. Außerdem werden wir die
starke Segregation zwischen Schulen zugunsten einer echten Gleichwertigkeit aller Schulen und
Schulformen überwinden.

Begründung

Leider werden Schulleistungen im Gefolge von Vergleichsarbeiten nur auf mathematische und
(deutsch-)sprachliche Kompetenzen reduziert. Anders als die derzeitige Bildungssenatorin halten wir
an einem breiten Verständnis von Schulqualität fest. Denn ohne Zweifel geht der Bildungsauftrag der
Berliner Schule über Mathe- und Deutschkenntnisse hinaus, wie wir in Anträgen bereits mehrfach
formuliert haben und auch im Wahljahr 2021 noch vielfach bekräftigt werden. Ein besonderes
Augenmerk muss dabei auf der Überwindung von Segregation zwischen Schulen liegen, die in starkem
Kontrast mit der in 2010/11 proklamierten Gleichwertigkeit aller Schulformen steht.

Unterstützer*innen

Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Anne Albers (KV Berlin-Kreisfrei); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Nuri Alexander Kiefer (KV Berlin-Kreisfrei); Rhea Niggemann (KV
Berlin-Neukölln); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei); Fabian Schlecht (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Meike Paula Berg (KV Berlin-Neukölln)
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K-4-2142 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 264:
Gleichberechtigung heißt neue Chancen für Frauen, Männeralle Geschlechter und 
FamilienLebensmodelle.

Begründung

Es gibt mehr als zwei Geschlechter und mehr als nur Familien (WGs, Partnerschaften etc.)
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K-4-2559-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 680 bis 683:
Grundsicherung für Studierende und Auszubildende, die allen eine echte Wahlfreiheit für den eigenen
Bildungsweg eröffnet. Erfolgreiche Programme zur Gleichstellung von Frauen und Männernder
Geschlechter bauen wir weiter aus. Mit neu zu schaffenden Diversity-Beauftragten und der stärkeren
Verankerung dieser Aufgabe in der akademischen Selbstverwaltung mit entsprechenden 

Begründung

An dieser Stelle ist die Nennung von nur zwei Geschlechtern nicht notwendig.
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K-4-2050-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 172 bis 173 einfügen:
Die Startup-Szene in Berlin ist überwiegend männlich. Frauen erhalten seltener Wagniskapital und
Zugang zu klassischen Netzwerken. Wir wollen Frauen die Gründung von Unternehmen erleichtern
und Gründerinneninitiativen stärken. Deshalb setzen wir uns für Stipendien und Fonds für weibliche
Gründerinnen ein und wollen öffentliche Förderprogramme an einen verbindlichen Frauenanteil
knüpfen. Bestehende Förderprogramme sollen in Bezug auf Geschlechteraspekte evaluiert und neue
Programme daran ausgerichtet werden. An Hochschulen und Forschungseinrichtungen wollen wir
Mentorinnen-Programme fördern und in den Gründungszentren die Gender- und Diversitykompetenz
ausbauen. Mit der Gründung der Unternehmerinnen-Akademie fördern wir Weiterbildung und
Vernetzung von 

Begründung

Frauenförderung in der Wirtschaft ist zentrales Anliegen der Grünen.
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K-4-2055-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 176 bis 177 einfügen:
wir die Weiterbildung von Frauen mit dem konkreten Ziel, eine Aufsichtsratsposition einzunehmen, zur
Hälfte bezuschussen. In der Privatwirtschaft sowie im öffentlichen Dienst sind Frauen in
Führungspositionen immer noch unterrepräsentiert. Dabei ist längst nachgewiesen, dass Betriebe, in
denen Frauen an der Unternehmensführung beteiligt sind, nachhaltiger und innovativer sind. Wir
stehen weiterhin zur Frauenquote und setzen und dafür ein, dass der Anteil von Frauen in
Führungsfunktionen und Aufsichtsräten auf mindestens 50 Prozent gesteigert wird.

Begründung

In den vergangenen zehn Jahren beruhte Frauenförderung auf dem guten Willen der Entscheider, doch
es hat sich nur wenig verbessert. Die Quote hilft, die gläsernen Decken zu sprengen.
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K-4-2066 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 187 bis 188 einfügen:
Hauptstadt der prekären Beschäftigung. In den vergangenen Jahren sind wir die Missstände
angegangen.
Geschlechter- und Lohngerechtigkeit ist zentrales Anliegen unserer Politik. Wir kämpfen für die gleiche
Bezahlung von Frauen und Männern und unterstützen tarifliche Verbesserungen bei sogenannten
typischen Frauenberufen. Es braucht mehr Anstrengungen, um die strukturelle Diskriminierung von
Frauen auf dem Arbeitsmarkt zu verringern. Wir wollen die Frauenerwerbsquote erhöhen, indem wir
die Kinderbetreuung ausbauen und Arbeitgeber anhalten, Männern die Vereinbarkeit von Beruf- und
Familien zu erleichtern. Wir werden eine frauenpolitische Strategie für den Berliner Arbeitsmarkt
erarbeiten, die insbesondere die Situation von Alleinerziehenden berücksichtigt.

Begründung

Der Kampf gegen Geschlechterungleichheit auf dem Arbeitsmarkt kommt im Programm bisher fast nur
in Kapitel 5 als Auftrag an die Bundesregierung vor. Aber auch auf Landesebene brauchen wir
feministische Arbeitsmarktpolitik.
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K-4-2421-10 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 542 bis 543 einfügen:
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und Sexismus aufklären, und im Lehrplan eine kritischere
Auseinandersetzung mit Kolonialismus und Stereotypen verankern. Wir wollen geschlechtersensible
Pädagogik und Didaktik fördern, damit Kinder sich frei von Rollenstereotypen entfalten können.
Historische Leistungen von Frauen in Naturwissenschaften und Technik, Politik und Gesellschaft finden
im Unterricht bisher zu wenig Beachtung. Das hat Auswirkungen auf die Berufswahl und das spätere
Einkommen: Zu wenig Mädchen entscheiden sich für MINT-Berufe und zu wenig Jungen für soziale
Berufe. Deshalb wollen wir bei der Jugendberufsagentur Berlin geschlechtersensible
Berufsberatungsangebote fördern.

Begründung

In kaum einem OECD-Staat ist der Frauenanteil in MINT-Fächern so niedrig wie in Deutschland. Durch
geschlechtersensible Pädagogik lassen sich spätere Ungleichheiten vorbeugen.
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K-4-2606 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 727 bis 728 einfügen:
in und für die Stadt zu nutzen – für eine nachhaltige Entwicklung, mehr Teilhabe und wirtschaftliche
Dynamik. Daten und KI-Anwendungen werden häufig von Männern erhoben und entwickelt, was
Diskriminierungseffekte zur Folge haben kann. Wir wollen, dass Geschlechtergerechtigkeit bei der
digitalen Transformation berücksichtigt wird. Dazu gehört, Aus- und Weiterbildungsangebote für
digitale Kompetenzen für Frauen zu fördern und Frauen in der Digitalbranche sichtbarer machen.
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K-4-2476-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 598:
Berufliche Bildung ist genauso viel wert wie Allgemeinbildung

Gute berufliche Bildung braucht neue Rahmenbedingungen

Begründung

Die bisherige Überschrift ist zwar richtig aber etwas abgegriffen und zu defensiv.
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K-4-2477 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 599 bis 607:
Wir wollen berufliche Bildung gleichwertig neben der Allgemeinbildung positionieren und so
durchlässige, individuelle Bildungswege eröffnen. Zusammen mit Ausbildungspartner*innen wollen
wir im Rahmen von Lernwerkstätten und Projekttagen praktische, berufliche Angebote an allen
Schulen als Regelangebote etablieren. Die Oberstufenzentren (OSZ) wollen wir stärken. Sie bieten
nicht nur den Übergang zur Berufsausbildung und leisten den schulischen Teil der dualen Ausbildung,
sondern bieten auch die Chance, Schulabschlüsse nachzuholen und sind in der Integration von
geflüchteten und zugewanderten Schüler*innen äußerst erfolgreich. Der Zugang zu wissenschaftlicher
Hochschulbildung steht sowohl Menschen mit einer allgemeinen Schulbildung als auch jenen mit
einer Berufsausbildung offen.

Wir wollen berufliche Bildung gleichwertig neben der Allgemeinbildung positionieren und so
durchlässige, individuelle Bildungswege eröffnen. Als Meilenstein dafür wollen wir die Trennung
zwischen beruflicher und allgemeiner Bildung in allen Klassenstufen auflösen zugunsten einer
konsequenten dualen Schule. Dual bedeutet in der allgemeinbildenden Schule nicht die Dualität
zwischen Schule und Arbeitswelt, sondern mögliche Rückbindungen von theoretischen
Abstrahierungen an praktische Anwendbarkeit im Sinne des Lernens mit Kopf, Herz und Hand. Für
praktische, für die Lebenswelt der Schüler*innen relevante Fragen, Probleme und Projekte bilden die
traditionellen Fächer den Hintergrund. Die individuelle Persönlichkeitsentwicklung und
Berufswahlkompetenz treten in den Vordergrund und wichtige Kompetenzen wie
Verantwortungsübernahme, Neugier, Leistungsbereitschaft, Offenheit, Kreativität, Unsicherheitstoleranz
und Veränderungsbereitschaft werden auf sinnstiftende Weise die ganze Schullaufbahn hindurch
wachgehalten. In der nächsten Wahlperiode wollen wir in diesem Sinne einen Schulversuch starten.
Der Kernbereich der beruflichen Bildung ist die duale Ausbildung. Ihre Bedeutung soll auch an den
Oberstufenzentren wieder gestärkt werden. Von großer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang eine
gut funktionierende Lernortkooperation zwischen Berufsschule und Ausbildungsbetrieben. Angesichts
der besonderen Chance, die das netzgestützte Lernen für die berufliche Bildung bietet, sollen die
Möglichkeiten eines virtuellen Lernortverbundes erprobt werden.
Wir streben eine engere Verzahnung hochwertiger dualer Berufe mit der Hochschulbildung an. Dazu
sollen mehr Leistungen aus der dualen Ausbildung für ein Studium anerkannt werden. Die
Digitalisierung in der Berufsausbildung bietet eine große Chance, die Kooperation zwischen den
Lernorten neu zu denken, Durchlässigkeit zu schaffen und die berufliche Bildung gegenüber der
akademischen Bildung aufzuwerten. Dabei geht es auch -sowohl in der Allgemeinbildung als auch in
der Berufsbildung - um ein neues Lernmanagement, eine neue Didaktik, wenn Digitales greifen soll.
Digitale berufsbezogene Kompetenzen müssen an allen Lernorten übergreifend gefördert werden.
Die heutige Berufsbildung ist angesichts des technologischen Wandels nur mit Forschung und
wissenschaftlicher Expertise zu entwickeln. Klimawandel aufhalten bis Verkehrswende in Berlin
gelingt nur mit qualifizierten Fachkräften in modernen Berufen. Irgendwer muss die Fahrradwege
bauen, die Straßenbahnschienen verlegen oder die Popup-Wege auf die Straße malen. Dafür wollen
wir in die Qualität des berufskundlichen Unterrichtes investieren.
Um den zahlreichen Erfordernissen an Modernisierung und Ökologisierung der Ausbildungsberufe
gerecht werden zu können, werden branchenspezifische Runde Tische eingerichtet, an denen
mindestens die beruflichen Schulen, Innungen und Kammern sowie die Verwaltung sowie ggf. Politik
und Wissenschaft vertreten sind. Sie sollen zu krisenvorbeugenden Qualitätszyklen gerade auch im
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Kontext der zahlreichen Neuordnungsverfahren beitragen.
Berlin muss wieder an Bundesinitiativen, der KMK-Gremien und an den Ländertreffen der
Landesinstitute der beruflichen Bildung aktiv beteiligen. Für die vorhandenen Gelder der EU-
Programme in Sachen beruflicher Bildung wollen wir eigene Berliner Programme aufstellen und in
einem Programm für die Berliner OSZ bündeln.
Um die Qualität der berufskundlichen Unterrichts zu verbessern, soll im Rahmen der gebotenen
grundlegenden Neuaufstellung des Fortbildungssystems in Berlin für den Bereich der Berufsbildung
eine eigene Serviceeinheit aufgebaut werden. Die Rechtsform soll so gewählt sein, dass Projektmittel
der EU oder sonstige Fördermittel eingeworben und verwendet werden können. Eine Verzahnung mit
der Wissenschaft ist sicher zu stellen.
Wir wollen die die Kooperation mit der Arbeits- und mit der Wirtschaftsverwaltung stärken und deren
Förderinstrumente für duale Berufe nutzen. Darüber hinaus wollen wir die vorhandene Förderung neu
justieren, Schattenhaushalte analysieren und Programme modern ausrichten und aufstellen, die vielen
Warteschleifen abbauen und gezielt in Berufsausbildung überführen, kurz um, Ausbildungspakt für
Berlin und die Region über einen sozialen Dialog.

Begründung

Entsprechend der förderlichen Diskussion vom 16.2. im LAG-Verteiler habe ich wenige Begriffe
umformuliert.

Gemäß dem einstimmigen LAG-Beschluss vom 11.06.2020 bringe ich diesen Ergänzungsantrag ab
Zeile 2478 ein. In den bisherigen Zeilen 2478 bis 2493 stehen mehrheitlich Dinge von eher
allgemeiner Natur und was wir schon immer seit Jahre zu dem Thema gesagt haben. Der eingefügte
„Meilenstein“ soll darüber hinausweisen und mit einem Modellversuch nach dem Motto erprobt
werden: "Es gibt nichts Gutes außer man tut es".

Es fehlten Aussagen zur Dualen Berufsausbildung und der Text muss auch der Überschrift gerecht
werden.



K-4-2487 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 608 bis 615:
Kein*e Jugendliche*r darf mehr ohne Anschlussperspektive die Schule verlassen. Wir setzen uns
deshalb für ein elftes Pflichtschuljahr für Schüler*innen ohne Anschlussperspektive ein, dasdie noch
keine Anschlussperspektive haben. Dieses Schuljahr wird in den Oberstufenzentren angeboten wirdmit
dem ausdrücklichen Ziel angeboten, dort einen qualifizierenden Abschluss zu erreichen, der in
vorhandene Bildungsgänge überführt. Auch werWer eine Ausbildung abbricht, soll durch die
Jugendberufsagentur so lange begleitet werden, bis eine neue Perspektive gefunden wurde. Und
vorVor Abschluss einer Ausbildung sollen die Oberstufenzentren mit ihrem sozialpädagogischen
Personal in Kooperation mit der Jugendberufsagentur den Jugendlichen eine Anschlussperspektive
eröffnen, falls die Jugendlichen sich diese noch nicht eigenständig erschlossen haben.

Die Arbeit von Ausbildenden in den Betrieben und Organisationen ist ein unabdingbarer Garant für die
Qualität der dualen Berufsbildung. Ihr oft ehrenamtliches Engagement in der Arbeit mit den
Jugendlichen muss mehr gewürdigt und wertgeschätzt werden. Es wird zu oft als selbstverständlich
hingenommen. Ausbildende sind Mentor*innen der Jugendlichen und oft Helfer*innen in schwierigen
Lebensphasen der Auszubildenden. Auszubildende in der Berufsbildung müssen faire und gute
Ausbildungsbedingungen in den Unternehmen vorfinden. Sie dürfen nicht als billige Arbeitskräfte
ausgebeutet werden; sondern sie sollen als künftige Fachkräfte einen adäquaten Platz in der
Gesellschaft finden. Sie brauchen also die Ermutigung, dass ihr Beruf, den sie gewählt haben, auf eine
gesellschaftliche Anerkennung trifft.

Begründung

Das elfte Pflichtschuljahr alleine garantiert noch keine Anschlussperspektive. Zumindest muss
klargestellt werden, dass das zusätzliche Jahr ein klares Ziel hat und dort kein Parkplatz für
hoffnungslose Fälle entsteht.

Ausbildende und Auszubildende finden im Wahlprogramm bisher keinen Platz. Der ergänzende
Abschnitt soll dies ändern und hier die Beteiligten des Ausbildungsprozesses würdigen und ihnen eine
Stimme geben.
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K-4-1946 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Ann-Christin Weber (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 67 bis 68 einfügen:
in der die Welt auf die Hauptstadt der Innovationen schaut und in der Menschen in jeder Phase ihres
Lebens wissen: Die nächste Chance wartet bereits auf mich.

Verbraucher*innen Rechte stärken

Berlin ist auch Hauptstadt der Verbraucher*innen: Ihren Schutz haben wir in den vergangenen Jahren
deutlich verbessert: Für die Berliner Verbraucherzentrale haben wir einen neuen attraktiven Standort
in Tempelhof gefunden und die jährlichen Zuschüsse um 50% auf über 2 Mio. Euro erhöht. Zusätzlich
zu den bisherigen Leistungen wollen wir das Beratungsangebot der Verbraucherzentrale in den Kiezen
aber auch im digitalen Bereich weiterentwickeln und noch stärker auf die spezifischen Bedürfnisse der
unterschiedlichen Zielgruppen ausrichten. Auf Bundesebene hat sich Berlin in den vergangenen Jahren
für mehr Transparenz bei der Kennzeichnung von Produkten, für mehr Fairness bei
Verbraucherverträgen und für eine Verbesserung der Möglichkeiten des Rechtsschutzes für
Verbraucher*innen eingesetzt. Hier bleibt aufgrund der Zögerlichkeit der großen Koalition im Bund
weiterhin viel zu tun.

Begründung

Im Entwurf fehlt es leider völlig an Aussagen zum “allgemeinen” Verbraucher*innenschutz. - Nach 4,5
Jahren SenJustVA sollten dazu ein paar Sätze enthalten sein.

Unterstützer*innen

Alexander Klose (KV Berlin-Kreisfrei); Turgut Altug (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Alexandra
Renner-Roman (KV Berlin-Reinickendorf); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Karl Häring (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf)
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K-4-2494-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 616:
Digitale Lernkultur Den digitalen Kulturwandel durchsetzen und Digitalkompetenz inan Berlins
Schulen fördern!

Begründung

Anpassung an unserem Änderungsantrag zum folgenden Textabschnitt mit einer deutlicheren
betonung des erforderlichen Kulturwandels infolge der Digitalisierung.
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K-4-2496-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 617 bis 636:
Wir haben erlebt, wie Corona den Schulalltag auf den Kopf gestellt hat. Dabei wurde vor allem
deutlich, wie überfällig die Digitalwende in Berlins Schulen ist. Deshalb wollen wir, nach der Pandemie
kein "back to normal" an den Schulen, sondern, dass die Krise als Chance genutzt wird, um den
digitalen Kulturwandel auch an den Berliner Schulen umzusetzen. Der digitale Kulturwandel
ermöglicht Kindern, Hintergründe und Zusammenhänge zu verstehen statt sinnloses Faktenwissen
abzuspeichern. Sie können Teamworker und kreative Problemlöser werden und lernen, was ihre
individuellen Fähigkeiten sind. Auch den Lehrkräften ermöglicht der Kulturwandel sich auf ihre
Kernaufgabe zu konzentrieren: Digitalesweg von Wissensvermittler*innen zu Mentor*innen, die lehren,
wie Lernen müsste doch eigentlich längst Alltag sein! Wirgeht. Daher wollen wir Schulen dabei
unterstützen, datenschutzkonforme und zugleich spielerische Programme, Apps und Lernsoftware mit
dem Unterricht zu verzahnen und digitale Lernkonzepte im Unterricht zu verankern. Wichtig ist, dass
Kinder und Jugendliche verstehen, wie AlgorithmenRechner, Netze, Speicher, Algorithmen, künstliche
Intelligenz funktionieren, wie programmieren funktioniert, welche Chancen, aber auch Gefahren und
Möglichkeiten zur Manipulation und Verfolgung durch das Internet entstehen und welche Rechte und
Verpflichtungen sie als Internet-Nutzer*innen haben. Kinder und Jugendliche brauchen ein solides
Fundament an Medienkompetenz und soziale Einbettung, um sicher und selbstständig digital zu
lernen. Dazu wollen wir ein umfassendes und gezieltes Programm zur technischen, rechtlichen,
methodischen und (fach-)didaktischen Fortbildung der Lehrkräfte fortbilden,entwickeln, das sie jeweils
auf den neuesten Stand einer sich rasch verändernden digitalen Bildungslandschaft bringt und noch
immer vorhandene Widerstände überwinden hilft. Wir wollen die IT-Unterstützung für alledurch IT-
Administratoren an allen Schulen ausbauen, j. Jede Schule soll schnellstmöglich einen
leistungsfähigen Glasfaser-Netzanschluss, WLAN und ein leistungsstarkes Glasfasernetz, WLAN,
Laptops, modernes und andere Endgeräte fürbenutzerfreundliches Lernmanagementsystem erhalten,
wobei die Vielfalt der in Berlin genutzten Lernplattformen durchaus bestehen bleiben soll. Alle
Schüler*innen und Lehrkräfte erhaltenLehrer*innen sollen zügig Laptops oder andere, den jeweiligen
pädagogischen Ansprüchen entsprechende Endgeräte zur Verfügung gestellt bekommen. Eine
wesentliche Voraussetzung dafür ist, dass die Gelder aus dem Digitalpakt effektiv und schnell in die
digitale Ausstattung der Berliner Schulen fließen. Ein Medienportal, das wir am besten gemeinsam mit
anderen Bundesländern betreiben, soll den kostenlosen und rechtlich einwandfreien Zugang zu
qualitätsgeprüften, kommentierten und curricular eingeordneten elektronischen Bildungsmedien
eröffnen und den Austausch der Lehrkräfte darüber ermöglichen. Zur Unterstützung des
pädagogischen Personals bei Problemen mit der Technik wird eine Hotline eingerichtet. Neben den IT-
Administrator*innen, die sich um die Technik kümmern, wollen wir den Schulen sogenannte EdTech
Coaches zur Verfügung stellen, die die Kolleg*innen bei der Integration von webbasiertendigitalen
Medien in ihren Unterricht unterstützen. Außerdem werden wir die Fortbildung zu einer Art EdTech
Coach für Schüler*innen weiter ausbauen. Eine neu einzurichtende, entsprechend ausgestattete
Stabsstelle in der Senatsverwaltung soll die Digitalwende strategisch und ein Digitalinstitut
fürorganisatorisch durchführen und dabei sowohl den best practice-Austausch von Best Practices
inunter den Schulen organisieren als auch Unternehmen und mit den bezirklichen
Medienkompetenzzentren etablierenAkteur*innenlandschaft aktivieren, sowie die Aus- und
Fortbildung der Lehrkräfte im Bereich Digitalisierung steuern. Und es braucht mehr Forschung: Was ist
gutes webbasierteselektronisch gestütztes Lernen? Was funktioniert in welcher Altersgruppe? Nur mit
dieser Grundlage kann digitale 
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K-4-2496-3 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Seite 2

Begründung

Der zentrale Begriff des digitalen Kulturwandels beschreibt in der Fachwelt umfassend, was die
technische Digitalisierung der Schulen bezweckt und soll daher unbedingt hier benutzt werden, um
deutlich zu machen, welches Ziel wir damit verfolgen, denn die digitale Ausstattung ist ja kein
Selbstzweck. Darüberhinaus wurde in der AG der LAG vom 10.2. zu dem Thema festgestellt, dass unklar
ist, welche Aufgabe das hier geforderte "Digitalinstitut" eigentlich hat. Um den behördlichen "Berliner
Wasserkopf" nicht noch um ein weiteres Institut zu vergrößern, plädieren wir für eine
Organisationseinheit innerhalb der SenBJF, die die strategische und organisatorische Steuerung und
Koordinierung des Prozesses mit internen und externen Akteuren übernimt. Außerdem plädiern wir für
ein klares Zeitziel (2025), was die Ausstattung mit dem Glasfasernetz der Schulen und mit digitalen
Endgeräten für alle SchülerInnen und Lehrkräfte in Berlin betrifft. Eigentlich war der
Breitbandanschluß bereits bis Ende dieser Legislaturperiode (2021) versprochen.

Darüber hinaus müssen wir deutlich machen, dass in der Lehrkräftefortbildung erhebliche
Anstrengungen erforderlich ist, um den digitalen Wandel in den Schulen in den Griff zu bekommen.
Nenbe Hardware und Netzen wird auch Software benötigt. Es soll ein einfaches, auch für weniger
technikaffine Lehrkräfte nutzbares Lernmanagementsystem geben (das kaum der Berliner Lernraum
sein kann), das Schulen standardmäßig nutzen können, die keine speziellen Anforderungen haben.
Wichtiger als die Funktionsvielfalt ist hier die Nutzbarkeit und Zuverlässigkeit.



K-4-2710-2 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

In Zeile 832:
5. Digitalisierung inDen digitalen Kulturwandel an den Schulen vorantreiben

Begründung

Anpassung der Überschrift an unseren Änderungsvorschlag für den folgenden Absatz und für den
Textabschnitt ab Zeile 2494.
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K-4-2416-5 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bündnisgrüner Christ*innen Berlin
Beschlussdatum: 18.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 537 bis 541 löschen:
Unterschiedlichkeit positiv erleben, braucht es Vorbilder. Deshalb wollen wir deutlich mehr Schwarze
Lehrkräfte und Lehrkräfte of Color gewinnen. Außerdem achten wir die Urteile des
Bundesverfassungsgerichts und werden das Berliner Neutralitätsgesetz abschaffen. Dabei fangen wir
mit den Schulen an. Wir wollen klare Beschwerdewege im Fall von Diskriminierung an Schulen
schaffen, Lehrmaterialien zur Verfügung stellen, die über Rassismus, 

Begründung

Nachdem im Januar 2021 die Urteilsbegründung des Urteils des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom
27.08.2020 (Az.:8 AZR 62/19) veröffentlicht wurde, bleiben entscheidende Rechtsfragen zu dieser
Thematik weiterhin offen. Insbesondere ist die Ansicht des Bundesarbeitsgerichts strittig, ob das BAG
in diesem Verfahren tatsächlich nicht vorlagepflichtig zum EuGH gewesen ist. Die angekündigte
Verfassungsbeschwerde der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie wird dem
Bundesverfassungsgericht die Möglichkeit geben, diese und weitere Rechtsfragen in Bezug auf das
Berliner Neutralitätsgesetz zu entscheiden. Hierdurch wird Rechtssicherheit geschaffen, die gerade in
diesem besonders grundrechtssensiblen Bereich absolut notwendig ist.

Die innerparteiliche Absprache, die politische Diskussion erst nach der juristischen Diskussion zu
führen, sollte daher zu einem Abwarten der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts führen.

Selbst wenn das BVerfG in seiner Entscheidung das Urteil des BAG bestätigen sollte, wäre eine
Abschaffung des Neutralitätsgesetzes nicht notwendig. Auch das Bundesarbeitsgericht hält das
Neutralitätsgesetz für verfassungskonform auslegbar und hat die Möglichkeit einer religiösen
Beeinflussung der Schüler*innen durch Lehrpersonal nicht ausgeschlossen. Eine Gefahr für die
Einschränkung der negativen Religionsfreiheit der Schüler*innen wird aller Voraussicht nach auch
durch das Bundesverfassungsgericht nicht bestritten werden.

Somit bleibt nur noch die Frage, unter welchen Umständen einer solchen Gefahr verfassungskonform
begegnet werden kann. Hierzu wird das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber wie zuvor das
Bundesarbeitsgericht voraussichtlich Hinweise und Kriterien an die Hand geben. Diese aber
umzusetzen und dabei die eigene Einschätzungsprärogative anzuwenden, bleibt Aufgabe des
Parlaments.

In dessen Vorfeld sollte Bündnis 90/Die Grünen einen stadtweiten Konsens suchen, weil dieses Thema
für eine multikulturelle Gesellschaft wie Berlin besonders wichtig ist. Für eine Konsenssuche braucht
es Zeit. Der zu streichende Textpassus aber gibt diese notwendige Zeit gerade nicht. Er formuliert nur
eine maximale Position zu Gunsten der Grundrechte des Lehrpersonals, ohne die
Grundrechtsgefährdung der Schüler*innen auch nur ansatzweise zu beachten. Daher ist der Textpassus
zu streichen und eine gesellschaftlich befriedende Lösung zu suchen.
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K-4-2712 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: LAG Bildung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 833 bis 844:
Schon vor Corona war klar: Digitales Lernen an Berlins Schulen zu integrieren, ist überfällig. Dafür
brauchen alle Berliner Schulen dringend einen Glasfaseranschluss, funktionierendes WLAN sowie
Endgeräte für Schüler*innen und Lehrkräfte. Das Land Berlin soll mit einem landeseigenen
Unternehmen den Netzausbau selbst vorantreiben, damit alle Schulen ans Glasfasernetz
angeschlossen werden. Ein Digitalinstitut soll darüber hinaus die Arbeit der bezirklichen
Medienkompetenzzentren und Schulen vernetzen und eine zentrale Steuerung der Digitalwende in
Berlins Schulen übernehmen. Digitales Lernen soll in den Unterricht integriert werden, damit
Schüler*innen nicht nur den selbstständigen Umgang mit digitalen Tools und eigenständiges Lernen
einüben, sondern auch fit gemacht werden im kritischen Umgang mit digital zur Verfügung gestellten
Informationen und lernen, Fake News als diese zu erkennen. Digitalisierte Schuledie nötige technische
Ausstattung, zu der Glasfaseranschluss, funktionierendes WLAN, Endgeräte für Schüler*innen und
Lehrkräfte sowie eine funktionierende Lernplattform gehören. Damit es schnell geht, soll das Land
Berlin mit Hilfe eines landeseigenen Unternehmens den Netzausbau selbst vorantreiben. Eine neu
einzurichtende Stabsstelle in der Bildungsverwaltung soll die organisatorische und strategische
Steuerung der Digitalwende in Berlins Schulen übernehmen. Digitales Lernen und Lehren soll in den
Unterricht systematisch integriert werden, damit Schüler*innen nicht nur den selbstständigen Umgang
mit digitalen Tools und eigenständiges und zeitgemäßes Lernen einüben, sondern insgesamt fit
gemacht werden für ein selbstbestimmtes Leben und Arbeiten in der digitalisierten Welt. Der digitale
Kulturwandel in den Schulen der "analoges" Lernen nicht überflüssig machen, aber zu veränderten
Inhalten und Arbeitsformen führen wird, trägt damit einen entscheidenden Teil dazu bei, den Auftrag
des Schulgesetzes, Kinder zu mündigen Bürger*innen zu erziehen, zu erfüllen.

Begründung

Anpassung an unseren Änderungsantrag für den Textteil ab Zeile 2494.

Der zentrale Begriff des digitalen Kulturwandels beschreibt in der Fachwelt umfassend, was die
technische Digitalisierung der Schulen bezweckt und soll daher unbedingt hier benutzt werden, um
deutlich zu machen, welches Ziel wir damit verfolgen, denn die digitale Ausstattung ist ja kein
Selbstzweck. Darüberhinaus wurde in der AG der LAG vom 10.2. zu dem Thema festgestellt, dass unklar
ist, welche Aufgabe das hier geforderte "Digitalinstitut" eigentlich hat. Um den behördlichen "Berliner
Wasserkopf" nicht noch um ein weiteres Institut zu vergrößern, plädieren wir für eine starke
Organisationseinheit innerhalb der SenBJF, die die strategische und organisatorische Steuerung und
Koordinierung des Prozesses mit internen und externen Akteuren übernimt. Außerdem plädiern wir für
ein klares Zeitziel (2025), was die Ausstattung mit dem Glasfasernetz der Schulen und mit digitalen
Endgeräten für alle SchülerInnen und Lehrkräfte in Berlin betrifft. Eigentlich war der
Breitbandanschluß bereits bis Ende dieser Legislaturperiode (2021) versprochen.
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K-4-2120 Zukunft schaffen – Innovationen und Chancen

Antragsteller*in: Taylan Kurt (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-4

Von Zeile 241 bis 243 einfügen:
häufig ohne Mindestlohn, ohne Urlaub, ohne Krankenversicherung oder Anspruch auf Krankengeld.
Diesem Treiben wollen wir Einhalt gebieten. Dazu wollen wir bestehende Angebote zur Vermittlung
sozialversicherungspflichtiger Arbeit in den Jobcentern und den Jobpoints auch für Personen ohne
deutsche Staatsangehörigkeit öffnen, um so zu vermeiden, dass sie in ausbeuterischen
Arbeitsverhältnissen landen. Denn entscheidend ist, ihnen frühzeitig ein sozialversicherungspflichtiges
Jobangebot zu machen und sie über ihre Rechte als Arbeitnehmer*innen aufzuklären, um Ausbeutung
einzudämmen. Viele zivilgesellschaftliche Organisationen leisten hier wertvolle Arbeit. Häufig sind es
Migrant*innen-Selbst-

Unterstützer*innen

Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Hendrik Böckermann (KV Berlin-Mitte); Fatoş Topaç (KV Berlin-
Lichtenberg); Laura Neugebauer (KV Berlin-Mitte); Rico Schulze (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3488 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Hannah Neumann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 765 bis 766 einfügen:
virtuelle „Plattform Berlin“ aufbauen. Auch im ehemaligen Flughafen Tegel wollen wir Raum für die
Kreativwirtschaft schaffen.

Mit dem Campus für Demokratie Zivilgesellschaft und (Erinnerungs-) Kultur stärken

Erinnerungskultur und Stadtentwicklung gehören zusammen. Deshalb setzen wir uns in
Zusammenarbeit mit Bund und Bezirk für die Entwicklung des "Campus für Demokratie" auf dem Areal
des ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit ein. Das entwickeln wir zu einem lebendigen
Erinnerungsort, der das Stasi-Unterlagen-Archiv mit Räumen für Kunst, und kulturelle Bildung und
Projekten der demokratischen Stadtgesellschaft verbindet. So stärken wir auch nachhaltigen
Tourismus im Außenbezirk Lichtenberg und das umliegende Stadtquartier. Wir wollen, dass das Land
Berlin diesen Prozess durch weiteres Engagement und eine aktive Grundstückspolitik vor Ort in der
nächsten Legislatur vorantreibt.

Unterstützer*innen

Renate Künast (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Andreas Otto (KV Berlin-Pankow); Stefan Taschner
(KV Berlin-Lichtenberg); Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Sergey Lagodinsky (KV Berlin-
Pankow); Erik Marquardt (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Andrea
Nakoinz (KV Berlin-Lichtenberg); Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Robert Pohle (KV Berlin-
Lichtenberg); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg)
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K-5-3513 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 790 bis 792:
bauplanungsrechtlich besser abzusichern und ihnen einen einfacheren Zugang zu Fördermitteln zu
verschaffen, wollenhaben wir diese Clubs auch offiziell als Kulturstätten anerkennenanerkannt. Uns ist
wichtig, Clubs in ihrer Funktion als Orte der gesellschaftlichen Begegnung und „Safer 

Unterstützer*innen

Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Catherina Pieroth-Manelli (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Philip Alexander Hiersemenzel (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Oliver Powalla
(KV Berlin-Neukölln); Lisa Karoline Ruppel (KV Berlin-Neukölln)
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K-5-3517 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 794 bis 795 einfügen:
Betreiber*innen und der Clubkommission gegen Diskriminierung an der Tür und im Clubleben
vorzugehen. Das gesellschaftliche Engagement der Clubs tut Berlin gut, weshalb wir sie (z.B. bei
ökologische Maßnahmen) weiterhin finanziell unterstützen wollen.

Begründung

Die Anerkennung des gesellschaftlichen Engagements ist wichtig. Die Unterstützung (politisch und
ggf. durch Förderprogramme) durch die Stadt ist auch im von uns initiierten Antrag im
Abgeordnetenhaus festgeschrieben. (Nix neues!). Aktuell werden Clubs aus Mitteln des BEK für mehr
Klimaschutz beraten, das wollen wir weiterhin.

Unterstützer*innen

Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Catherina Pieroth-Manelli (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Philip Alexander Hiersemenzel (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Oliver Powalla
(KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-5-2757 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 34 bis 36:
Insgesamt liegt die Quote im Abgeordnetenhaus aber nur bei gerade mal einem Drittel. Wir prüfen
einen verfassungskonformen Weg fürwollen ein verfassungskonformes Paritégesetz, damit sich alle
Parteien verpflichten, deutlich mehr Frauen in die Parlamente zu schicken, mit dem Ziel einer 

Begründung

Eine "Prüfung" ist als Formulierung zu schwach. Es sollte klar werden, dass wir ein solches Gesetz
wirklich wollen.

Unterstützer*innen

Yvonne Zwißler-Bourger (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jennifer Uka (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Sarah Ribbert (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Wolfgang Höckh (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg)
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K-5-3191 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Tanja Prinz (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 468 bis 471:
werden wir familienfreundlicher machen, die Gesundheit der Beamt*innen besser schützen, Millionen
von Überstunden abbauen und die Ausstattung verbessern. Und natürlich werden wirDazu gehört es
auch, mehr Home-Office technisch zu ermöglichen, da Ermittler*innenarbeit vielfach am Computer von
zu Hause aus stattfinden kann. Polizist*innen und Feuerwehrleuten, die im Dienst angegriffen werden, 
werden wir unsere Unterstützung geben.

Begründung

Vor allem für Polizist*innen in Teilzeit oder mit Care-Aufgaben wäre die (zeitweise) Arbeit im Home-
Office eine große Erleichterung und ein nützlicher Zeitgewinn. Es fehlen bei der Polizei noch vielfach
Computer mit der entsprechenden Software und den sicheren Kanälen, um der Nachfrage nach
Heimarbeitsplätzen nachkommen zu können. So mussten Polizist*innen in der Corona-Pandemie stets
in die Dienststelle, obwohl etliches auch von zu Hause aus hätte erledigt werden können. Insgesamt
würde es den Beruf attraktiver machen.

Unterstützer*innen

Yvonne Zwißler-Bourger (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jennifer Uka (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Björn Simon Selle (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Wolfgang Höckh (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2728 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu (KV Xhain)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 5 bis 8:
Zusammenleben von Menschen nicht steuern und organisieren. Aber er ist in der Pflicht, das
Versprechen des Grundgesetzes auf Menschenwürde, Freiheit, Gleichberechtigung und,
Selbstbestimmung und Diskriminierungsschutz für alle Wirklichkeit werden zu lassen. Wir werden
dafür sorgen, dass Strukturen der Diskriminierung und Ungleichmachung aufgebrochen werden, dass
Hass und 

Von Zeile 15 bis 18 einfügen:
Privilegien kritisch reflektieren und aktiv Rassismus verlernen. Menschen, die in unserer Gesellschaft
von Rassismus betroffenen sind, müssen sichtbar werden und nicht nur zu Wort kommen können,
sondern auch in die Entscheidungsprozesse einbezogen werden – in der Politik genauso wie in allen
anderen Lebensbereichen. Das wäre ein wichtiger Schritt, um Vielfalt in dieser Stadt leben zu können.

Begründung

--> Politik auf Augenhöhe

Unterstützer*innen

Deniz Yıldırım (KV Xhain); Urban Aykal (KV Steglitz-Zehlendorf); Jeff Kwasi Klein (KV Mitte); Fatoş
Topaç (KV Kreisfrei); Tuba Bozkurt (KV MItte)
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K-5-2750 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu (KV Xhain)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 27 bis 29:
der Zivilgesellschaft garantieren. Vor Ort wollen wir Menschen stärker an politischen Entscheidungen
beteiligen. Wir wollen neue niedrigschwellige und dazuinklusive Beteiligungsformate erproben und
etablieren, die die Teilnahme von Menschen ermöglicht, deren Stimme aufgrund von Zugangsbarrieren
bisher unsichtbar und unhörbar bleiben oder weil sie sich nicht angesprochen gefühlt haben. Dazu
wollen wir in allen Bezirken und auf Landesebene Bürger*innenräte etablieren, die sich temporär zu
bestimmten Themen bilden und die gewählten 

Begründung

Bürger*innenbeteiligung barrierarmer und inklusiver gestalten, damit an der direkten Demokratie auch
marginalisierte Gruppen teilhaben können.

Unterstützer*innen

Urban Aykal (KV Steglitz-Zehlendorf); Deniz Yıldırım (KV Xhain); Jeff Kwasi Klein (KV Mitte); Fatoş
Topaç (KV Kreisfrei); Tuba Bozkurt (KV Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2743 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu (KV Xhain)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 20 bis 22 einfügen:
Wir haben mit dem Landesantidiskriminierungsgesetz als erstes Bundesland überhaupt wirksamen
Schutz vor staatlicher Diskriminierung geschaffen. Damit das Landesantidiskriminierungsgesetz seine
Wirkung zeigen kann, werden wir die Mitarbeitenden des öffentlichen Dienstes im Hinblick auf dieses
Gesetz schulen und zu rassismus- und diskriminierungskritischen Kompetenzen fortbilden.

Von Zeile 29 bis 30 einfügen:
etablieren, die sich temporär zu bestimmten Themen bilden und die gewählten Repräsentant*innen
beraten.

Unterstützer*innen

Urban Aykal (KV Steglitz-Zehlendorf); Deniz Yıldırım (KV Xhain); Jeff Kwasi Klein (KV Mitte); Fatoş
Topaç (KV Kreisfrei); Tuba Bozkurt (KV Mitte)
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K-5-2916 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu (KV Xhain)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 193 bis 197 einfügen:
untersuchen und anhand dieser Ergebnisse weiterentwickeln, das gilt besonders für die Ausbildung
angehender Polizist*innen und Jurist*innen. Es ist elementar für Prävention von und Schutz vor
Diskriminierungen, diskriminierungskritische Diversity-Seminare in diesen Ausbildungen fest zu
verankern. Uns ist es wichtig, explizit die Perspektiven und Expertisen von Menschen, die von Racial
Profiling betroffen sind – u. a. Schwarze Menschen, als türkei- und arabischstämmig wahrgenommene
Menschen, Sintize* und Romnja* –, bei der Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen
einzubeziehen und die Expertise aus den Communities angemessen zu vergüten.

Begründung

Oft arbeiten die Menschen aus den Communities ehrenamtlich. Aber eine professionelle Beratung
bedarf einer angemessenen Vergütung - dies gehört zur Zusammenarbeit auf Augenhöhe dazu.

Unterstützer*innen

Urban Aykal (KV Steglitz-Zehlendorf); Deniz Yıldırım (KV Xhain); Jeff Kwasi Klein (KV Mitte); Fatoş
Topaç (KV Kreisfrei); Tuba Bozkurt (KV Mitte)
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K-5-3164 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu (KV Xhain)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 441 bis 443:
zutreffen, sondern auch die Berliner Polizei beschreiben müssen. Um das zu erreichen, werden wir die
Polizei jünger, weiblicher und diverser,diverser sowie diskriminierungskritischer machen. Wir werden
intensiv um Menschen werben, die bisher in der Polizei keine Berufsperspektive für sich sehen. Wir
werden die 

Unterstützer*innen

Urban Aykal (KV Steglitz-Zehlendorf); Deniz Yıldırım (KV Xhain); Jeff Kwasi Klein (KV Mitte); Fatoş
Topaç (KV Kreisfrei); Tuba Bozkurt (KV Mitte)
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K-5-2982 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu (KV Xhain)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 259 bis 260 einfügen:
Ziel ist eine emanzipatorische Verwaltung. Um das zu erreichen, werden wir die Mitarbeiter*innen
entsprechend schulen.

Wir setzen uns gleichermaßen für ein Antirassismus-Budgeting in Senats- und Bezirksverwaltungen
ein, um Menschen mit Rassismuserfahrung zu stärken - analog zum Ziel des Gender-Budgeting Frauen
zu stärken.

Unterstützer*innen

Urban Aykal (KV Steglitz-Zehlendorf); Deniz Yıldırım (KV Xhain); Jeff Kwasi Klein (KV Mitte); Fatoş
Topaç (KV Kreisfrei); Tuba Bozkurt (KV Mitte)
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K-5-3279 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu (KV Xhain)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 556 bis 557 einfügen:
divers wie die Stadt ist. Daher wollen wir dies langfristig bei Einstellungen und Beförderungen ändern.
Insbesondere sind BIPoCs unterrepräsentiert. Um Diversität auf dem langen Weg bis hin unter den
Richter*innen und Staatsanwält*innen zu erreichen, ist es notwendig, diese Gruppen vermehrt für das
Jura-Studium zu gewinnen und sie bzgl. einer Richter*innen- oder Staatsanwält*innen-Laufbahn (ggf.
mit Stipendienprogrammen ideell und materiell) zu fördern.

Unterstützer*innen

Urban Aykal (KV Steglitz-Zehlendorf); Deniz Yıldırım (KV Xhain); Jeff Kwasi Klein (KV Mitte); Fatoş
Topaç (KV Kreisfrei); Tuba Bozkurt (KV Mitte)
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K-5-2885 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu (KV Xhain)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 162 bis 172:
strukturell benachteiligten, insbesondere von rassistischen und antisemitischen Zuschreibungen
betroffenen Gruppen in der Verwaltung erreichen und konsequent die Repräsentanz von Schwarzen
Menschen und People of Color bzw. Menschen mit Rassismuserfahrung durch positive Maßnahmen im
öffentlichen Dienst fördern. Dabei streben wir eine Repräsentanz entsprechend der Bevölkerung an
und gehen aktiv auf die Stadtgesellschaft zu, um die Berliner Verwaltung als Arbeitgeberin zu
bewerben. Dabei machen wir uns eine intersektionale Perspektive zu eigen, das heißt: insbesondere
auf die Förderung von Menschen zu achten, die in mehrfacher Hinsicht diskriminiert werden –
beispielsweise durch Sexismus, Behindertenfeindlichkeit oder LSBTIQ*-Feindlichkeit. Auch die
deutsche oder EU-Staatsbürger*innenschaft darf nur in Berufen als Voraussetzung verlangt werden, in
denen dies absolut notwendig ist.entsprechend der UN Antirassismuskonvention (ICERD), in der
Verwaltung erreichen und konsequent die Repräsentation von Schwarzen Menschen und People of
Color bzw. Menschen mit Rassismuserfahrung durch positive Maßnahmen im öffentlichen Dienst
fördern. Grundvoraussetzung dafür ist, dass positive Maßnahmen in erster Linie den von strukturellem
Rassismus betroffenen Gruppen zugute kommen sollen. Um dies auch wirklich zu erreichen, muss
Repräsentation konzeptionell und in Konsultation mit den betroffenen Gruppen definiert werden. Dem
Abgeordnetenhaus ist alle zwei Jahre ein Bericht vorzulegen, der die Entwicklungen in den
Verwaltungen und nachgeordneten Behörden aufzeigt und ein Nachsteuern geeigneter Maßnahmen
ermöglicht, wie etwa einer verbindlichen Quote bei Auswahl-, Einstellungs-, Beförderungsverfahren im
öffentlichen Dienst als Nachteilsausgleich. Rassistisch diskriminierte Menschen sind so lange
bevorzugt einzustellen, bis der Anteil in allen Hierarchieebenen dem Anteil in der Berliner Gesellschaft
entspricht. Dabei gehen wir aktiv auf die Stadtgesellschaft zu, um die Berliner Verwaltung als
Arbeitgeberin zu bewerben. Wir meinen es ernst mit der gerechten Repräsentation: Wenn für die
Besetzung von Stellen und Ausbildungsplätzen nicht genügend Bewerbungen von BIPoCs bzw.
Menschen mit Migrationshintergrund vorliegen, die die in der Ausschreibung vorgegebene
Qualifikation besitzen, muss die Stellenausschreibung wiederholt werden.

Falls dann immer noch der gerechte Anteil nicht erreicht ist, müssen die einzelnen
Senatsverwaltungen eine Sanktion in Form von z.B. einer Ausgleichsabgabe erbringen. Um die
Entwicklung der Auswahl- und Einstellungspraxis zu überprüfen, zu kontrollieren und zu steuern,
wollen wir Antidiskriminierungs- / Gleichstellungsdatenim öffentlichen Dienst mit Selbsteinschätzung
der Mitarbeitenden erheben. Wir stehen zwar der Kategorie "Migrationshintergrund" (rassismus)kritisch
gegenüber, aber sind auf deren Verwendung derzeit leider wegen der Vergleichbarkeit zur aktuellen
statistischen Bezugsgröße angewiesen; dieser Begriff ist derzeit die einzige vom Mikrozensus
statistisch erhobene Größe. Perspektivisch wollen wir, dass Gleichstellungsdaten von Menschen mit
Rassismuserfahrung erfasst werden und die Quote im öffentlichen Dienst entsprechend angepasst
wird.Wir wollen, dass bei Neueinstellungen und Beförderungen explizit rassismuskritische
Kompetenzen eine entscheidende Rolle spielen. Diese muss durch Fortbildung etc. unter den
Mitarbeitenden sichergestellt und bei der Beurteilung der Eignung für eine Stelle berücksichtigt
werden (Muss-Regelung). Wir setzen uns dafür ein, das Personalvertretungsgesetz dahingehend zu
novellieren, dass es analog zu Frauenvertretung ebenso eine Vertretung von und für BIPoCs bzw.
Menschen mit Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst gibt, um die Fördermaßnahmen und die
Durchsetzung der Quote zu überwachen. Sie muss analog zur Frauenvertretung und zum Personalrat
bei den Einstellungsverfahren mitwirken, als Fürsprecherin der Menschen mit „Migrationshintergrund“
und BIPoCs im Bewerbungsverfahren fungieren und ein Klagerecht haben. Wir fordern die ersatzlose
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K-5-2885 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Seite 2

Streichung des Begriffs „Integration“ aus dem neuen Gesetz zur Förderung der Partizipation in der
Migrationsgesellschaft (PartMigG), der Menschen mit Rassismuserfahrung demütigt und nichts als eine
leere Worthülse ist.

Dabei machen wir uns eine intersektionale Perspektive zu eigen, das heißt: insbesondere auf die
Förderung von Menschen zu achten, die in mehrfacher Hinsicht diskriminiert werden – beispielsweise
durch Sexismus, Behindertenfeindlichkeit oder LSBTIQ*-Feindlichkeit. Auch die deutsche oder EU-
Staatsbürger*innenschaft darf nur in Berufen als Voraussetzung verlangt werden, in denen dies absolut
notwendig ist.

Begründung

„Zweites Ausschreibungsverfahren-Regelung“ ist eine sehr effektive Regelung, denn sie wirkt
unmittelbar im Vorfeld der Stellenausschreibung und auf die Einstellung. Da zweite Verfahren
ungewünscht sind (dauert lange und Stelle bleibt unbesetzt), wird die Verwaltung alles dafür tun,
genug Bewerber*innen mit Migrationshintergrund / BIPoCs in einem ersten Besetzungsverfahren zu
erreichen und auch eine Person mit MH einzustellen, da sonst ein zweites aufwendiges
Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren droht. Ausgleichsabgabe ähnlich zum §160 SGB IX kann
zusätzlich als verbindliches Druckmittel dienen.

Momentan steht im Senatsentwurf zur Novellierung des PartIntG „migrationsgesellschaftliche
Kompetenz“. Das ist für uns nicht weitreichend genug und auch nicht die adäquate Bezeichnung.

Unterstützer*innen

Urban Aykal (KV Steglitz-Zehlendorf); Deniz Yıldırım (KV Xhain); Jeff Kwasi Klein (KV Mitte); Fatoş
Topaç (KV Kreisfrei); Tuba Bozkurt (KV Mitte)



K-5-2738 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 15 bis 18:
Privilegien kritisch reflektieren und aktiv Rassismus verlernen. Menschen, die in unserer Gesellschaft
von Rassismus betroffenen sind, müssen sichtbar werden und, zu Wort kommen und mitbestimmen 
können – in der Politik genauso wie in allen anderen Lebensbereichen. Das wäreist ein erster 
wichtiger und notwendiger Schritt, um Vielfalt in dieser Stadt leben zu können.

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Unterstützer*innen

Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Armin Schäfer (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Elke Klünder (KV Berlin-Reinickendorf); Anna Orth (KV Berlin-Spandau); Merieme Benali
(KV Berlin-Reinickendorf); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Julia
Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Petra
Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Dominik Reich (KV Berlin-Neukölln); Klara Schedlich
(KV Berlin-Reinickendorf); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte)
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K-5-3395 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 672 bis 674:
politische Bildung unerlässlich. Wir wollen die Landeszentrale für politische Bildung stärken und, sie
insbesondere für junge Menschen zugänglicher machen und inihre Arbeit an Schulen und
Jugendfreizeiteinrichtungen ausweiten. Denn hier wird die Grundlage für die Zukunft unserer
Demokratie gelegt. Die Auseinandersetzung mit Rassismus, 

Begründung

Beschluss der AG Kinder, Jugend und Familie vom 4.2.21

Unterstützer*innen

Klara Schedlich (KV Berlin-Reinickendorf); Jette Nietzard (KV Berlin-Lichtenberg); Wolfgang Schmidt
(KV Berlin-Kreisfrei); Christina Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Elke Klünder (KV Berlin-
Reinickendorf); Anna Orth (KV Berlin-Spandau); Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf);
Merieme Benali (KV Berlin-Reinickendorf); Oliver Gellert (KV Berlin-Spandau); Christa Markl-Vieto
Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Karsten Dirk Gloger (KV Berlin-Pankow); Catrin Wahlen (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV
Berlin-Lichtenberg); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Oda Hassepaß (KV Berlin-
Pankow); June Tomiak (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2872 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 149 bis 150 einfügen:
Diskriminierung und rechtlich garantierte Chancen auf Teilhabe, gerechte Repräsentation und
Mitgestaltung in allen gesellschaftlichen Bereichen und staatlichen Institutionen. Hinzu kommen
Programme, die besonders marginalisierte Gruppen stärken, wie der Aktionsplan zur Einbeziehung
ausländischer Roma, den wir in ein Landesprogramm überführen wollen. Das Islamforum soll durch
eine Geschäftsstelle gestärkt werden, um das Potential der muslimischen Gemeinden für Teilhabe und
Partizipation zu nutzen.
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K-5-2928 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 205 bis 207:
auf der Bundesebene dafür kämpfen, dass das kommunale Wahlrecht und das Landeswahlrecht auf
alle ausgeweitet wird, die ihren Lebensmittelpunkt in Berlin haben sowie für eine Abschaffung des
Einbürgerungstests.[Leerzeichen]Damit schaffen wir eine weitere wichtige Grundlage für unsere
Migrationsgesellschaft.

Begründung

Der Einbürgerungstest ist lediglich eine weitere bürokratische Hürde, die den Weg zur Einbürgerung
verstellt.
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K-5-3450 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 08.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 728 bis 729:
Berlins[Leerzeichen]Freie Szene war schon immer eine Artein Laboratorium für neue künstlerische
Ausdrucks- und Arbeitsformen und trägt durch ihre Innovationen erheblich zu der internationalen 

Von Zeile 731 bis 736:
neueren Entwicklungen hinsichtlich der Bandbreite und Ausdifferenzierung von Sparten und Formaten
sowie der künstlerischen Qualität und ProfessionalisierungProfessionalität dieser Szene allerdings
schon lange nicht mehr gerecht. Wir wollen die vorhandenen Förderinstrumente und -strukturen 
deshalb zusammen mit Vertreter*innen der freien Verbänden und Kulturorte einer vorbehaltlosen und 
kritischen Evaluation unterziehen und gemeinsam weiterentwickeln. Zudem werden wir den
Kulturhaushalt weiter zugunsten der Freien Szene aufstocken. Dabei wollen wir das fortsetzen, was wir
in dieser Legislatur mit dem Runden Tisch Tanz und den neuen Stipendien, der Einrichtung 

Von Zeile 738 bis 739 einfügen:
der Ankerinstitutionen der Freien Szene begonnen haben. Auch die Arbeit und Strukturen der freien
Spartenverbände selbst wollen wir finanziell und kontinuierlich unterstützen.

Begründung

Es reicht nicht zu sagen, dass die Förderstrukturen der Szene nicht gerecht werden, sondern es braucht
ein klares Bekenntnis auch zur finanziellen Aufstockung der Mittel für die Freie Szene und ihrer
Spartenverbände.
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K-5-2827 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 104 bis 106:
für Berlins Freie Szene, junge Sparten und hybride Kulturformen, eine Stärkung der Ankerinstitutionen
und kulturellen Bildungsarbeit sowie eine bessere RepräsentanzRepräsentation der gesellschaftlichen
Vielfalt – gerade auch in Jurys, Intendanzen und Aufsichtsgremien. Das 

Unterstützer*innen

Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Sven Karim Mekarides (KV Berlin-Mitte);
Nils-Eyk Zimmermann (KV Berlin-Mitte); Boaz Murema Murinzi (KV Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy
(KV Berlin-Mitte)
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K-5-3366 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sven Drebes (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 643 bis 645 einfügen:
Teilnehmer*innen an den Räten werden durch das Zufallsprinzip gelost, um die Bandbreite der
Gesellschaft in einem Kiez abbilden zu können. Falls bestimmte, insbesondere benachteiligte,
gesellschaftliche Gruppen durch das Losverfahren nicht in einem Bürger*innenrat vertreten sind,
werden ergänzend Vertreter*innen dieser Gruppen berufen. Gemeinsam mit der Verwaltung können
dort Lösungen für konkrete Probleme im Kiez oder im Bezirk erarbeitet werden. Dadurch wollen wir 

Begründung

Bürger*innenräte bilden um so wahrscheinlicher die (Stadt-)Gesellschaft ab, je größer sie sind. Im
Umkehrschluss bedeutet das, dass die Wahrscheinlichkeit, dass bestimmte gesellschaftliche Gruppen
in einem Bürger*innenrat nicht vertreten sind, bei verhältnismäßig kleinen Räten höher ist als bei
größeren. Die Wahrscheinlichkeit ist zudem für relativ kleine gesellschaftliche Gruppen besonders
hoch. Damit Bürger*innenräte arbeitsfähig sind, sollten sie andererseits eine bestimmte Größe nicht
überschreiten. Um in diesem Spannungsverhältnis sicher zu stellen, dass von Diskrimimierung
betroffene Menschen in allen Bürger*innenräten vertreten sind, ist es notwendig, die Räte dann gezielt
zu ergänzen, wenn kein*e Angehörige*r einer bestimmten Gruppe hinein gelost wurde. Das kann
beispielsweise über Vereine erfolgen. Mögliche Gruppen sind Jüd*innen, Sinti*zze und Romni*ja, BPoC,
queere und behinderte Menschen.

Unterstützer*innen

Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Manuel Rivera (KV
Berlin-Mitte); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Nils-Eyk Zimmermann
(KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Marco Hischer (KV Berlin-Mitte); Cornelia
Hagemann (KV Berlin-Mitte); Nina Freund (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Johanna Weber (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Veronika Gräwe (KV Berlin-Mitte)
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K-5-3479 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 08.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Nach Zeile 757 einfügen:
Kulturelle Bildung und Bibliotheken 

Damit möglichst viele Berliner*innen einen Zugang zu Kulturangeboten finden, wollen wir die
Kulturelle Bildung und Kunstvermittlung stärken. Wir streben eine niedrigschwellige, inklusive und
aufsuchende Kulturelle Bildung an, die Kindern und Jugendlichen auch selbstorganisierte Projekte
ermöglicht. Schule und außerschulische Lernorte sollen mehr zusammenwachsen. Auch Bibliotheken
müssen als Dritte Orte offen und barrieream zugänglich sein, denn sie sind nicht nur
Bücherverleihstellen, sondern wichtige Kiezorte der sozialen Begegnung, des kulturellen Austauschs
und des interaktiven Lernens. Wir brauchen eine Bibliotheksentwicklungsplanung, die dafür die
nötigen finanziellen Mittel einplant.

Begründung

Kulturelle Bildung ist ein Grundstein für eine gleichberechtigte Teilhabe an Kultur und Kunst. Kreativ
zu sein stärkt das Selbstbewusstsein, hilft bei der Identitätsentwicklung und macht Spaß. Mit einer
kulturellen Bildung, die für alle zugänglich ist, wollen wir erreichen, dass auch Kinder und Jugendliche,
die nicht in ihrem Elternhaus oder näherem Umfeld mit künstlerischen Praktiken oder Einrichtungen
wie Theatern, Museen oder Tanzschulen in Berührung kommen, die Möglichkeit haben, diese für sich
zu entdecken. Bibliotheken werden bei der Aufzählung wichtiger Orte für die kulturelle Bildung häufig
übersehen, obwohl sie die meistbesuchten Kultureinrichtungen in Berlin sind. Bibliotheken sollen
mehr darin unterstützt werden, ihr volles Potenzial als Begegnungsorte zu entfalten. Von Seiten der
Kulturverwaltung gibt es bereits einen Entwurf für den Bibliotheksentwicklungsplan, doch muss an
dieser Stelle auch die finanzielle Umsetzung eine Rolle spielen.
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K-5-3548 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Peter Schrage-Aden (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 825 bis 826 einfügen:
demokratischen und solidarischen Stadt leben wollen. Alle Menschen, die in Berlin ankommen, müssen
eine Chance erhalten, sich in unserer Stadt ein Leben aufbauen zu können.

Wir wollen die Mitgliedschaft Berlins im "Klima-Bündnis Europäische Kommunen in Partnerschaft mit
indigenen Völkern".neu beleben und angesichts der dramatischen Regenwaldzerstörung in Südamerika
aktiv unterstützen. Ausreichende Mittel sollen im Haushalt eingestellt werden

Begründung

Berlin ist seit 29 Jahren Mitglied im Klimabündnis, pflegt diese Mitgliedschaft aber nicht, hat keine
eindeutige Zuständigkeit und gibt die Mittel, die im Haushalt eingestellt wurden nicht aus. Die
Zivilgesellschaft wünscht sich hier eine deutlichere Unterstützung angesichts der immer bedrohlicher
werdenden Lage in Brasilien und nicht nur dort

Unterstützer*innen

Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Luiz Ramalho (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Carolin Schenuit (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Delphine Scheel (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan
Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Friedel Grützmacher (KV Berlin-Kreisfrei); Herbert
Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Ursula Hertel-Lenz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3159 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 436 bis 438 einfügen:
Fahrradstaffel mit dem Ziel, sie auf die gesamte Stadt auszuweiten, deutlich ausgebaut. Wir wollen
noch mehr Polizist*innen zu Fuß und auf Fahrrädern, um alle Verkehrsteilnehmer*innen auf
Augenhöhe anzusprechen und für mehr Sicherheit auf Berlins Straßen zu sorgen.

Unterstützer*innen

Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Oliver
Powalla (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Linda Schwarz (KV Berlin-Neukölln);
Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Jan Stiermann (KV
Berlin-Neukölln); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Karoline Karohs (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln); Wolfgang Ewert (KV Berlin-Neukölln); Manfred
Herrmann (KV Berlin-Neukölln)
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K-5-2942 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Markus Schopp (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 219 bis 222 einfügen:
Vorkaufsrechte wo möglich auch für religiöse und weltanschauliche Gemeinschaften ausüben.
Beispielsweise sollen Ausbau- und Umbaumaßnahmen von Moscheegemeinden, Cem-Häusern,
Synagogen und Kirchengemeinden sowie buddhistischer oder Hindu-Gemeinden, die ihre
Räumlichkeiten für Veranstaltungen oder Angebote für den Kiez öffnen, gefördert werden.

Unterstützer*innen

Fiona Macdonald (KV Berlin-Mitte); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Birgit Vasiliades (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Qosay Amer (KV Berlin-Neukölln)
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K-5-3629 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Hannah Neumann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 906 bis 908 einfügen:
Austausch fördern. Deshalb wollen wir zukünftig vor allem mit denjenigen Städten – vor allem in
Osteuropa – gezielt Kooperationen und Partnerschaften eingehen, die unsere Werte teilen, und
Austauschprojekte von Schulen und Vereinen im Rahmen dieser Partnerschaft unterstützen. Auch die
Mitgliedschaft in bestehenden Städtenetzwerke, die sich für Klimaschutz, den 

Unterstützer*innen

Sergey Lagodinsky (KV Berlin-Pankow); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Hans Joachim Lehnert (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Can Aru (KV Berlin-Pankow); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Gerhard Buck (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Eckhard Lüth (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Julia Walendzik (KV Berlin-Mitte); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Bernd Schwarz (KV Berlin-
Reinickendorf); Heiner von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Susanne Sachtleber (KV Berlin-Mitte);
Carolin Schenuit (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Erik Marquardt (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Ulrich Kraft (KV Berlin-Reinickendorf); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg)
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K-5-3643 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Hannah Neumann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 920 bis 921 einfügen:
ihre Arbeit berichten. Auch das Abrufen von EU-Geldern durch die Bezirksverwaltungen wollen wir
vereinfachen, indem diese Koordinierungsstelle bei der Antragstellung unterstützt. KMUs, Vereinen
und Initiativen wollen wir den Zugang zu Fördermitteln durch niedrigschwellige Beratungsangebote
erleichtern.

Unterstützer*innen

Sergey Lagodinsky (KV Berlin-Pankow); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Can Aru (KV Berlin-Pankow); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Gerhard Buck (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Eckhard Lüth (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Julia Walendzik (KV Berlin-Mitte); Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Joachim Denkinger (KV Berlin-Mitte); Heiner von
Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Susanne Sachtleber (KV Berlin-Mitte); Erik Marquardt (KV Berlin-
Treptow/Köpenick); Ulrich Kraft (KV Berlin-Reinickendorf); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg)
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K-5-3537 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 814 bis 816 einfügen:
für eine systematische Provenienzforschung und die Offenlegung der Inventarlisten der Berliner
Museen und Sammlungsbestände ein. Provenienzforschung ist ein langer und aufwändiger Prozess.
Die aktuell geplanten Stellen - insbesondere im Humboldtforum - reichen nicht aus, um diesen Prozess
in angemessener Geschwindigkeit voranzutreiben. Deshalb möchten wir in der kommenden
Legislaturperiode die personellen Mittel für die wissenschaftliche Erforschung der
Sammlungsbestände erheblich aufstocken. Provenienzforschung hilft uns das Vertrauen unserer
Internationalen Partner zu erlangen und stellt Transparenz über die Deutsche Kolonialgeschichte her.
Koloniale Raubkunst und menschliche Überreste müssen den Herkunftsgesellschaften zurückgegeben
werden, und das proaktiv. Wir wollen 
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K-5-3555 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 832 bis 836 einfügen:
europäischen Asyl- und Migrationspolitik. Wir fordern stattdessen eine solidarische und
menschenrechtsbasierte europäische Flüchtlingspolitik, die allen Asylsuchenden ein faires und
individuelles Asylverfahren zusichert. Als Land Berlin nehmen wir frühzeitig und wirksam Einfluss auf
die entsprechenden Gesetzesvorhaben auf europäischer Ebene. Berlin hat bereits gezeigt, dass es
bereit ist, Solidarität zu zeigen und Menschen aufzunehmen. Zusammen mit anderen
aufnahmebereiten Ländern und Kommunen in Deutschland und Europa setzen wir uns dafür ein, dass
solidarische Ansätze in der europäischen Asyl- und Migrationspolitik wieder gestärkt werden. Bislang
sind wir mit unserem Landesaufnahmeprogramm immer wieder am Nein des Bundesinnenministers
gescheitert. Diese Ablehnung ist für uns Ansporn. 

Von Zeile 839 bis 842:
Bundesinnenministerium klagt. Intensiv bemühen wir uns um besonders schutzbedürftige Geflüchtete.
Das entsprechende Aufnahmeprogramm wollen wir verlängern, die Aufnahmekapazitäten deutlich
ausbauen und dafür sorgen, dass alleinreisendeunbegeitete Minderjährige, alleinfliehende Frauen,
Traumatisierte, Geflüchtete mit Behinderungen, Ältere, LSBTIQ* und Familien unmittelbar nach ihrer
Ankunft die Beratung und Betreuung bekommen, die sie benötigen.

Die bestehenden Aufnahmeprogramme für syrische und irakische Geflüchtete mit Verwandten in
Berlin werden wir verlängern und um die Gruppe der afghanischen Geflüchteten erweitern. Es ist
unser Ziel, Menschen sichere Fluchtwege zu ermöglichen. Deshalb wollen wir alle landesrechtlichen
Möglichkeiten ausschöpfen, um im Rahmen einer humanitären Flüchtlingspolitik weitere
Aufnahmeprogramme zu schaffen und umzusetzen.
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K-5-3577 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Migration & Flucht
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 854 bis 863:
soll ihnen ermöglicht werden. Die gesetzlichen Spielräume wollen wir konsequent zugunsten der
Betroffenen nutzen. Dazu gehört, dass die, die arbeiten oder sich bilden, auch bleiben können. Ein
prekärer Aufenthaltsstatus darf nicht länger die Aufnahme einer Ausbildung, berufsvorbereitende
Maßnahmen oder den Abschluss eines angebotenen Arbeitsvertrages verhindern. Berlin kann nur all
seine Potentiale ausschöpfen, wenn die Anerkennung von im Ausland erworbenen
Berufsqualifikationen, von Ausbildung und Studium, vereinfacht wird. Abschiebungen während
Ausbildungsvorbereitung oder Ausbildung – dazu zählt auch die Schulzeit oder der Besuch einer
Hochschule – müssen für die gesamte Familie konsequent ausgeschlossen sein. Abschiebungen sollen
generell nur in Ausnahmefällen erfolgen. Die Abschiebungen in Krisen- und Konfliktregionen, wie nach
Afghanistan, lehnen wir ab. Ein prekärer Aufenthaltsstatus darf nicht länger die Aufnahme einer
Ausbildung, berufsvorbereitende Maßnahmen oder den Abschluss eines angebotenen Arbeitsvertrages
verhindern. Berlin kann nur all seine Potentiale ausschöpfen, wenn die Anerkennung von im Ausland
erworbenen Berufsqualifikationen, von Ausbildung und Studium, vereinfacht wird. Außerdem setzen
wir auf den Spracherwerb als Schlüsselqualifikation für die Arbeitsmarktintegration. Deshalb ergänzen
wir das Angebot bestehender Deutschkurse durch die Bereitstellung zusätzlicher Mittel und senken
die Hürde für eine Teilnahme ab.

Abschiebungen während Ausbildungsvorbereitung oder Ausbildung – dazu zählt auch die Schulzeit
oder der Besuch einer Hochschule – müssen für die gesamte Familie konsequent ausgeschlossen sein.
Kein Mensch ist illegal bedeutet für uns Berliner Grüne, dass wir Abschiebungen und Abschiebehaft
grundsätzlich ablehnen.
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K-5-3006 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Daniel Eliasson (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 283 bis 292:
Wir wollen ein Berlin schaffen, in dem Frauen und nichtbinäre Personen nicht mehr von physischer,
psychischer und digitaler Gewalt betroffen sind. Dabei sind die Vorgaben der Istanbul-Konvention für
uns maßgeblich. Der erste Schritt ist, Gewalt gegen Frauen als solche zu kennzeichnenbenennen. Um
das Ausmaß des Problems zu verdeutlichen, wollen wir die Kategorie „geschlechtsbezogene Gewalt“ in
die Polizeikriminalstatistik aufnehmen. Mit einer umfassenden Studieregelmäßig berichtenden
Monitoring-Stelle, wie auch in der Istanbul-Konvention festgelegt, wollen wir 
FrauenfeindlichkeitGewalt gegen Frauen, insbesondere Femizide, in Berlin untersuchen, umerfassen,
untersuchen und mit den Ergebnissen die bereits existierende Präventionsarbeit stärken sowie 
langfristige Maßnahmen gegen misogyne Gewalt zu entwickeln. Gleichzeitig arbeiten wir daran, die
Bandbreite von niedrigschwelligen mehrsprachigen, analogen und digitalen Beratungsangeboten,
Frauenhäusern und Zufluchtswohnungen stetig auszuweiten und die Vorgaben der Istanbul-
Konvention konsequent umzusetzen. Polizist*innen, Staatsanwält*innen und Richter*innen wollen wir
gezielt für das Thema sensibilisieren und dafür weiterbilden.

Begründung

In Deutschland ist die Istanbul-Konvention jetzt schon seit drei Jahren rechtskräftig. Bis heute wurden
aber nur wenige der Forderungen, zu deren Umsetzung wir uns verpflichtet haben, umgesetzt. Eine
einzelne Studie, auch wenn sie wichtige Einblicke liefern mag, kann nicht die Arbeit einer festen
Monitoring-Stelle ersetzen, die so ja auch in der Konvention vorgesehen ist. Außerdem zeigt gerade
die Corona-Pandemie, dass digitale Angebote einen ähnlichen Stellenwert haben, wie analoge, die
Hemmschwelle für Betroffene auch durch eine Digitalisierung solcher Prozesse stark abgesenkt wird. 

Unterstützer*innen

Johanna Martens (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Dervis Hizarci (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Konstantinos Kosmas (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Katarzyna Schwartz (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Birgit Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Samila Keyhani (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Judith Heidebreck (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Marion Popp (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Tonka Wojahn (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Gustav Kenn (KV Berlin-Mitte);
Florian Ney (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Alexander Kräß (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-5-3212 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 489 bis 490 einfügen:
Sicherheitsarchitektur. So lange lehnen wir zusätzliche Befugnisse oder Mittel für den
Verfassungsschutz in seiner jetzigen Form ab und wollen als ersten Schritt das System der V-Leute im
Landesverfassungsschutz abschaffen.

Unterstützer*innen

Jan Tjado Stemmermann (KV Berlin-Neukölln); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Jette Nietzard (KV
Berlin-Lichtenberg); Fatos Topaç (KV Berlin-Kreisfrei); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg); Filiz
Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln);
Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Julia Dittmann (KV
Berlin-Kreisfrei); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Svenja Borgschulte (KV Berlin-
Pankow); Eva Molau (KV Berlin-Lichtenberg); André Schulze (KV Berlin-Neukölln); Bernd Schwarz (KV
Berlin-Reinickendorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Stefan Taschner (KV Berlin-
Lichtenberg); Silvia Rothmund (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Paul Meyer-Dunker (KV Berlin-
Lichtenberg); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Helena Serbent (KV Berlin-
Lichtenberg); Maya Richter (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf)
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K-5-3032 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Helena Serbent (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 309 bis 311:
Die Gesundheitsversorgung von Frauen und nicht-binären Personen werden wir verbessern. Dazu
gehört, das Angebot an Frauenärzt*innenGynäkolog*innen in allen Bezirken zu sichern und den
Zugang zu sicheren Schwangerschaftsabbrüchen zu ermöglichen, gerade in Krisenzeiten. Gleichzeitig 

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Myriam Fleck
(KV Berlin-Lichtenberg); Stephanie Stockklauser (KV Berlin-Lichtenberg); Andrea Nakoinz (KV Berlin-
Lichtenberg); Gabriela Schatton (KV Berlin-Lichtenberg)
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K-5-2949-4 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 226 bis 227 einfügen:
Rahmengesetzgebung so rasch wie möglich in konkrete Verhandlungen über die Ablösung der
historischen Staatsleistungen treten.

Wir wollen das Kirchenaustrittsgesetz Berlin ändern. Anstelle der austretenden Kirchenmitglieder
sollen die betroffenen Kirchen einen Aufwandsersatz für die von den Amtsgerichten durchgeführten
Dienstleistungen bei der Bearbeitung der Austrittserklärungen zahlen. Wir streben an, dass künftig
Kirchenaustritte auch im Online-Verfahren möglich sind.

Begründung

Seit einer Änderung des Berliner Kirchenaustrittsgesetzes Ende 1974 zahlen aus den beiden großen
christlichen Kirchen austretende Personen einen Gebührenbetrag von € 30,--. Dies geht auf einen
Beschluss der damaligen CDU-/SPD-Koalition zurück, gegen den sich u.a. auch die Grünen zur Wehr
setzten.

Bei den Kirchenaustrittsgebühren handelt es sich um eine Abgeltung der personellen und sächlichen
Kosten, die dem Land Berlin durch die Zurverfügungstellung von Räumen, Materialen und
Personalkosten in den Berliner Amtsgerichten entstehen, die für die Bearbeitung von Kirchenaustritten
zuständig sind.

Der jetzige Antrag geht auf einen LDK-Beschluss von 2013 (auf Initiative der Säkularen Grünen)
zurück. Der dortigen Begründung sind auch die Argumente für eine Überwälzung der Kosten auf die
Kirchen zu entnehmen. Im Jahr 2013 wurden noch keine Austrittsgebühren verlangt, stattdessen
musste die Gesamtheit der Steuerzahler*innen (unabhängig von einer Konfessionsangehörigkeit) die
den Amtsgerichten entstehenden Kosten aufbringen.

Perspektivisch sollen auch Kirchenaustrittserklärungen auch im Online-Verfahren möglich sein. Dies
erspart Zeit und Kosten.

LDK-Beschluss 2013:

„ … von dem Vorhaben abzusehen, von den aus den Kirchen austretenden Personen eine Gebühr
in Höhe von dreißig Euro zu erheben, …“
„… statt die BürgerInnen zu belasten, von denjenigen Kirchen bzw. Religionsgemeinschaften,
deren Mitglieder ihre Austrittserklärung vor dem örtlichen zuständigen Amtsgericht abgeben
müssen, einen Kostenaufwandsersatz von dreißig Euro pro Austrittserklärung zu verlangen. Ein
Kostenaufwandsersatz in derselben Höhe ist auch zu verlangen, wenn im Zusammenhang mit
einem Eintritt in die Kirche bzw. Religionsgemeinschaft eine Tätigkeit des Amtsgerichts
erforderlich ist.“

Begründung zum LDK-Beschluss 2013:

Im Land Berlin sind bislang keine Kirchenaustrittsgebühren erhoben worden. Kirchenaustritte etwa
hinsichtlich der Mitgliedschaft in den beiden christlichen Großkirchen und anderer
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Religionsgemeinschaften, die Körperschaftsstatus erlangt haben, können mit rechtlicher Wirkung nur
vor den Amtsgerichten in Zivilsachen erklärt werden. Die Kirchenaustrittszahlen sind gestiegen, im
Jahr 2012 waren in Berlin nach Senatsangaben 12.206 Kirchenaustritte zu verzeichnen. Dies belastet
die öffentlichen Kassen, da bislang eine Erstattung des für Kirchenaustritte den Amtsgerichten
entstehenden sächlichen und personellen Aufwandes nicht erfolgt ist. Für das Jahr 2012 ergibt sich in
Berlin bei 12.206 Kirchenaustritten und einem vom Senat vorgesehenen Satz von dreißig Euro pro
Kirchenaustritt immerhin ein Jahresbetrag von fast 400.000 Euro. Für die Jahre 2005 bis 2010 liegen
die Kosten für Kirchenaustritte in Berlin danach bei insgesamt etwa 1,6 Mio Euro.

Hinzu kommen noch die Kosten für Tätigkeiten der Amtsgerichte im Zusammenhang mit der Erfassung
von Kircheneintritten.

Bedenken gegen Kirchenaustrittsgebühren bestehen, als darin eine Erschwerung des Kirchenaustritts
gesehen wird, auch soziale Aspekte, hinsichtlich Geringverdienender und Hartz-IV-EmpfängerInnen
werden vorgetragen.

Die Erhebung von Kirchenaustrittsgebühren verstößt gegen die Neutralitätspflicht des Staates
gegenüber Religionsgemeinschaften. Diese ist bereits dadurch verletzt, dass die sächlichen und
personellen Verwaltungskosten von allen Berliner SteuerzahlerInnen finanziert werden müssen,
unabhängig von ihrer Mitgliedschaft in einer Kirche oder Religionsgemeinschaften. Es gibt keinen
vernünftiger Grund, weshalb auch religionsfreie SteuerzahlerInnen Aufwendungen finanzieren sollen,
die ausschließlich für die betreffenden Körperschaften von Bedeutung sind. Es ist eben nur schon
immer so gemacht worden.

Die Entwicklung in der religionspolitischen Landschaft Deutschlands (und damit auch Berlins)
erfordern Veränderungen; ein bloßes „Weiter so“ wird der aktuellen Entwicklung nicht gerecht. Etwa 60
Prozent der BerlinerInnen sind konfessionslos, eine Zahl, die deutlich über dem Bundesdurchschnitt
liegt. Die Belange dieser Menschen sind auch im Zusammenhang mit Aufwendungen des Landes für
Kirchen und Religionsgemeinschaften zu berücksichtigen.

Der Aufwendungsersatz ist von denjenigen zu verlangen, die aufgrund ihrer privilegierten Position ein
Interesse an der Tätigkeit der Amtsgerichte im Zusammenhang mit Kirchenein- und -austritten haben.

Auch für die Erhebung der Kirchensteuern durch die Finanzämter wird der entstehende Aufwand den
Kirchen in Rechnung gestellt, bei Kirchenein- und –austritten hat es nicht anders zu sein.



K-5-2872-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 149 bis 150 einfügen:
Diskriminierung und rechtlich garantierte Chancen auf Teilhabe, gerechte Repräsentation und
Mitgestaltung in allen gesellschaftlichen Bereichen und staatlichen Institutionen. Wir lehnen jegliche
Diskriminierung aufgrund der Nichtzugehörigkeit zu einer Religion ab.

Begründung

Das Verbot einer Diskriminierung Religionsfreier gilt nicht nur für „normale“ Zeiten, sondern auch für
Zeiten schwerer Krisen, wie jetzt bei der Corona-Pandemie. Vorgänge wie im Jahr 2020, dass
Religionsfreie etwa bei Bestattungen und Hochzeiten gegenüber Religionsangehörigen benachteiligt
werden, dürfen sich nicht wiederholen.

Wir haben vor wenigen Monaten die schockierende Erfahrung machen müssen, das die
verantwortlichen Politiker*innen in Berlin es über Monate zugelassen haben, dass religionsfreie
Menschen und ihre Angehörigen gegenüber Religionsangehörigen beispielsweise bei der
Abschiednahme von Verstorbenen in einer eklatanten Weise diskriminiert worden sind. Bei
Beerdigungen ohne Pfarrer, Priester usw. wurden wesentlich weniger Personen zugelassen als bei
Beerdigungen mit einem religiösen Ritus. Es darf bei religiösen und nicht-religiösen Trauerfeiern
keinen Unterschied hinsichtlich der zugelassenen Personenzahl geben. Es darf bei religiösen und
nicht-religiösen Trauerfeiern keinen Unterschied bei der zugelassenen Personenzahl geben. Wir
werden auch dafür eintreten, dass Diskriminierungen nach dem Religionskriterium in anderen
Bereichen, etwa bei Hochzeiten, unterbleiben.

In Berlin liegt der Anteil der christlichen konfessionsgebundenen Bürger*innen an der
Gesamtbevölkerung bei etwa 25%, mitsamt Muslim*innen u.a. erhöht sich dieser Anteil nicht
wesentlich. Verkehrte Welt: Wie kann es angehen, dass eine Mehrheit zugunsten einer Minderheit
diskriminiert wird? Wir als Partei, die für Antidiskrimierung steht, können nicht schweigend über die
Diskriminierung der Mehrheit hinweggehen.

Auf eine Anfrage der Säkularen Grünen Ende letzten Jahres an die AGS-Fraktion erhielten wir die
Antwort, diese Diskriminierung über die Covid-19-VO sei jetzt beseitigt. Der Skandal in 2020 ist
genügend Grund, sich hierzu auch deutlich im Wahlprogramm zu äußern.

Zur weiteren Begründung verweisen wir auf die Begründung unseres Antrags gegen die
Diskriminierung Religionsfreien an den LA im Dezember 2020:

Antrag an den Landesausschuss am 16.12. 2020

Diskriminierung bei Bestattungen in Berlin beenden

Der Landesvorstand, die Fraktion im Abgeordnetenhaus und die Grünen Senator*innen werden
aufgefordert sich dafür einzusetzen, dass die Diskriminierung bei nicht-religiösen Bestattungen in
Berlin sofort beendet und die Corona-Verordnung entsprechend abgeändert wird. 

Begründung zu diesem LA-Antrag:
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Während des gegenwärtigen Lockdown-Light ist die Anzahl der Personen, die sich treffen dürfen,
beschränkt; das betrifft auch Beisetzungen. Für Beerdigungen ohne geistliche Begleitung sind
lediglich bis zu 10 Angehörige, Freund*innen usw. zugelassen. Dem gegenüber dürfen an kirchlichen
Beerdigungen bis zu 30 Personen teilnehmen. Begründet wird diese Ungleichbehandlung mit der
verfassungsrechtlichen Stellung von Religionsgemeinschaften.

Diese Regelung ist eine grobe Diskriminierung von religionsfreien Menschen, die sofort beendet
werden muss, da es hier um das Abschiednehmen von einem Menschen als gesellschaftlicher Praxis
geht, und nicht in erster Linie um die Religionsausübung.

Trauer ist unteilbar. Die Trauer von Mitgliedern von Religionsgemeinschaftsangehörigen darf von
staatlicher Seite nicht als höherwertig beurteilt werden als von Menschen, die keiner
Religionsgemeinschaft angehören. Die im Sinne der Gleichheit rechtswidrige und diskriminierende
Praxis ist umgehend zu beenden.

Dass bei vorhandenem politischen Willen eine Regelung ohne Privilegierung bzw. Diskriminierung
möglich ist, zeigt beispielsweise die entsprechende niedersächsische Corona-Regelung vom
30.10.2020. Danach werden religiöse und nicht religiöse Beisetzungen in Bezug auf die Anzahl der
Teilnehmer gleichbehandelt.



K-5-2868 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 145 bis 147:
Verantwortungsgemeinschaften, sozial benachteiligte Familien, Menschen aller Geschlechter,
Menschen mit oder ohne Behinderung, Gläubige aller Glaubensrichtungen oder 
NichtgläubigeReligionsfreie, LSBTIQ*, Schwarze Menschen, People of Color, Sintize* und Romnja*
ebenso wie Kinder, 

Begründung

Die ursprüngliche Wortwahl ist diskriminierend und daher unpassend.
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K-5-2969 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 247 bis 252:
Berlin ist das erste Bundesland, das mit der Einführung von Gender-Budgeting in Senats- und
Bezirksverwaltungen begonnen hat. Wir haben dem trägen Gender-Budgeting-Prozess in Senats- und
Bezirksverwaltungen durch einen Haushaltsbeschluss einen neuen Impuls gegeben und konnten erste
Fortschritte erzielen. Um die Umsetzung weiter voranzutreiben, werden wir uns für ein Gender-
Budgeting-Referat in der Finanzverwaltung einsetzen.Nach vielen Jahren des Stillstands im Bereich
Gender-Budgeting, also der geschlechtergerechten Haushaltsführung, ist es durch eine grüne Initiative
im Abgeordnetenhaus gelungen, die Grundlagen des Gender-Budgetings in Berlin zu novellieren und
neu auszurichten. Eine deutliche Ausweitung der qualitativen und quantitativen Gender-Budgeting-
Daten ermöglichen nun wirkungsvolle Zielvorgaben und Steuerungsmaßnahmen. Wir wollen mit dem
nächsten Haushaltsplan ein Gender-Budgeting-Controlling einziehen – das für alle Geschlechter gilt!
Um die Umsetzung weiter voranzutreiben, werden wir uns zudem für ein Gender-Budgeting-Referat in
der Finanzverwaltung einsetzen und einen Beirat einrichten, der externe Expertise aus
Zivilgesellschaft und Wissenschaft bündelt. Außerdem wollen wir flächendeckende Schulungen zur
Anwendung und Implementierung der neuen Gender-Budgeting-Ziele innerhalb der Verwaltung
einführen. Wir werden zudem prüfen, wie auch weitere Diversitätskriterien in Gender-Budgeting
integriert werden können. Auch mit der Gründung der Unternehmerinnenakademie und dem
Landesantidiskriminisierungsgesetz sind wir wichtige 

Unterstützer*innen

Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Pascal Striebel (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Miriam Siemon (KV Berlin-
Kreisfrei); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christopher Peter (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-
Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Annika Gerold (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Jette Nietzard (KV Berlin-
Lichtenberg); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Claudia Jung (KV
Berlin-Pankow); Mandy Riemer (KV Berlin-Lichtenberg); Veronika Gräwe (KV Berlin-Mitte); Jana Eva
Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Santina Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Oliver
Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Stefanie Klank-Podlich (KV
Berlin-Kreisfrei); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-3649 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 926 bis 929:
müssen divers und geschlechterparitätisch besetzt sein. Um alle Haushaltsmittel geschlechtergerecht
zu verteilen, wollen wir das Gender-Budgeting weiter vorantreiben, indem wir: durch ein effektives
Controlling, ein Gender-Budgeting-Referat in der Finanzverwaltung einsetzen, einen
zivilgesellschaftlichen und wissenschaftlichen Beirat sowie durch Weiterbildungen innerhalb der
Verwaltung. Und damit Politik für Frauen endlich als Querschnittsthema in allen Bereichen mitgedacht
wird, wollen wir mit 

Unterstützer*innen

Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Pascal Striebel (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Miriam Siemon (KV Berlin-
Kreisfrei); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christopher Peter (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-
Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Annika Gerold (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Jette Nietzard (KV Berlin-
Lichtenberg); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Amina Gerlach (KV Berlin-Kreisfrei); Nathalie Schlenzka (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Claudia Jung (KV
Berlin-Pankow); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Santina Wey (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Oliver Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Braun (KV Berlin-
Kreisfrei); Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2751 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 28 bis 30:
Entscheidungen beteiligen und dazu in allen Bezirken und auf Landesebene Bürger*innenräte
etablieren, die sich temporär zu bestimmten Themen bilden undgebildet werdenund die gewählten
Repräsentant*innen beratenbeachten - nicht übernehmen - müssen, damit sie zu einer Stärkung
unserer Demokratie werden.

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Bürger*innenräte brauchen Auftrag, Ressourcen und Commitment aus der Politik/Verwaltung. Sie
werden repräsentativ gebildet und können sich nicht selber bilden. Z.Zt. arbeit der Bürger*innenrat:
"Die Rolle Deutschlands in der Welt" im Auftrag des Deutschen Bundestages

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Manfred
Herrmann (KV Berlin-Neukölln); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jana Borkamp (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Claudia
Jung (KV Berlin-Pankow); Katrin Schaar (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christoph Ludwig Michael
Göring (KV Berlin-Pankow); Christiane Heiß (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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K-5-3363 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 640 bis 645:
und auch auf Landesebene sowie zu einzelnen thematischen Schwerpunkten Bürger*innenräte
etablieren, die sich zu bestimmten ThemenThemenmit einem spezifischen Auftrag und den
notwendigen Ressourcen temporär bildengebildet werden und die Institutionen repräsentativer
Demokratie ebenso wie die Instrumente der direkten Demokratie ergänzen. Die Teilnehmer*innen an
den Räten werden durch das Zufallsprinzip gelost, um die Bandbreite der Gesellschaft in einem Kiez
abbilden zu können. Gemeinsam mit mit Experten und der Verwaltung können dort Lösungen für
konkrete Probleme im Kiez oder im Bezirk erarbeitet werden. Dadurch wollen wir 

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Zur Bildung der Bürger*innenräte siehe Zeile 2729; sie können sich nicht selbst bilden.

Die Bürger*innenräte brauchen den Input von Experten zur Erarbeitung sachgerechter Vorschläge.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Peter Broytmann (KV Berlin-
Neukölln); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jana
Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Katrin Schaar (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christoph
Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow); Christiane Heiß (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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K-5-3668 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 945 bis 950:
Wir wollen unsere Demokratie weiterentwickeln und stärken. Dazu wollen wir auf Bezirks- und
Landesebene Bürger*innenräte etablieren, die sich zu bestimmten Themen mit einem spezifischen
Auftrag und den notwendigen Ressourcen temporär bildengebildet werden und die Institutionen
repräsentativer Demokratie ergänzen. Die Teilnehmer*innen an den Räten werden durch das
Zufallsprinzip gelost, um die Bandbreite der Gesellschaft in einem Kiez abbilden zu können.
Gemeinsam mit mit Experten und der Verwaltung können dort Lösungen für konkrete Probleme im
Kiez oder im Bezirk erarbeitet werden. Dadurch wollen wir die demokratischen 

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Wiederholung aus den Zeilen 3360 ff., daher auch hier noch einmal. Bürgerräte können sich nicht
selbst bilden. Es braucht auch Experten.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Martin
Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christa
Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Katrin Schaar
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christoph Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow); Christiane Heiß
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2889 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG-Migration und Flucht Berlin
Beschlussdatum: 10.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 166 bis 168 einfügen:
entsprechend der Bevölkerung an und gehen aktiv auf die Stadtgesellschaft zu, um die Berliner
Verwaltung als Arbeitgeberin zu bewerben. Die einzelnen Senats- und Bezirksverwaltungen sollen sich
dazu Ziele setzen und die Umsetzung dokumentieren, sodass diese in den Berichten zur Umsetzung
des Landesprogramm Diversity und des Partizipations- und Integrationsgesetz dargestellt werden
können. Ein zentrales Monitoring von Antidiskriminierungsdaten und Fortschritt der Diversitäts-
Maßnahmen schafft Transparenz und eröffnet Steuerungsmöglichkeiten auf Landesebene. Dabei
machen wir uns eine intersektionale Perspektive zu eigen, das heißt: insbesondere auf die Förderung
von Menschen zu achten, die 
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K-5-3400-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 678 bis 679 einfügen:
Viele Menschen erleben Diskriminierung und Hass, sei es wegen ihrer Herkunft, ihres Glaubens, ihres
Geschlechts oder ihrer sexuellen Identität. Die Betroffenen fühlen sich oft isoliert und ausgeschlossen 

Begründung

Auch die Diskriminierung wegen des Geschlechts sollten wir betonen. Seit Jahren beklagen Frauen,
dass ihnen viel Hass im Netz aufgrund ihres Geschlechts entgegen schlägt. Die grünen Justizminister
der Länder fordern deshalb, dass frauenfeindlich motivierte Straftaten als solche benannt und
bundeseinheitlich erfasst werden.

Unterstützer*innen

Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Stefanie Klank-
Podlich (KV Berlin-Kreisfrei); Daniela Wannemacher (KV Berlin-Neukölln); Julia Scharf (KV Berlin-
Marzahn/Hellersdorf); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Vivian Weitzl (KV Berlin-Neukölln); Pascal
Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Johanna Martens
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Daniela Billig (KV Berlin-
Pankow); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Claudia
Jung (KV Berlin-Pankow); Oliver Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Braun (KV Berlin-
Kreisfrei); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2757-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 34 bis 36:
Insgesamt liegt die Quote im Abgeordnetenhaus aber nur bei gerade mal einem Drittel. Wir prüfen und
entwickeln einen verfassungskonformen Weg für ein Paritéätsgesetz, damit sich alle Parteien
verpflichten, deutlich mehr Frauen in die Parlamente zu schicken, mit dem Ziel einer 

Begründung

In unserem letzten Beschluss auf dem LA steht, dass wir uns dafür einsetzen, ein Paritätsgesetz zu
entwickeln. Bei diesem Wording sollten wir bleiben.

Zu Begriff Parité: In der LAG Frauen* und Gender-Sitzung zum Thema erklärte Sybille Mattfeldt-Kloth
(Rechtsanwältin, Landesfrauenrat Niedersachsen, hat das Thüringer Paritätsgesetz maßgeblich
mitverfasst), dass wir in Deutschland den Begriff „Paritätsgesetz“ verwenden sollten, da man mit
„Parité“ die Ausgestaltung des Gesetzes in Frankreich assoziiere, die teilweise nicht zu unserer
Verfassung und grünen Forderungen passt.

Unterstützer*innen

Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Sophie Dornheim (KV
Berlin-Lichtenberg); Susanna Kahlefeld (KV Berlin-Neukölln); Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-
Kreisfrei); Daniela Wannemacher (KV Berlin-Neukölln); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf);
Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Vivian Weitzl (KV Berlin-Neukölln); Ingrid Bertermann (KV Berlin-
Mitte); Johanna Martens (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Tabea
Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amina Gerlach (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Benning (KV
Berlin-Pankow); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Oliver Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei);
Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Jutta Brennauer (KV Berlin-
Neukölln); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei); Lisa Karoline Ruppel (KV Berlin-Neukölln)
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K-5-2990 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 267 bis 269 einfügen:
dass wir das siebte Berliner Frauenhaus eröffnen konnten. Die Schutzplätze reichen für eine Stadt wie
Berlin nicht aus, darum fordern wir ein achtes Frauenhaus. In neu gegründeten Frauenhäusern soll
diskriminierungssensibel geschultes Personal arbeiten, um so Schutzräume für besonders von
Diskriminierung betroffene Gruppen zu schaffen. Auch die Beratung von Betroffenen haben wir
ausgebaut, um Online-Angebote erweitert und die Anti-Stalking-

Begründung

Bündnis 90/Die Grünen stehen für eine starke Antidiskriminierungspolitik. Diese wollen wir auch im
Bereich der Frauenhäuser anwenden. Unsere Gesellschaft und damit auch unsere Frauenhäuser sind
nicht diskriminierungsfrei. Daran wollen wir arbeiten. Denn Frauenhäuser sollen allen Gruppen echte
Schutzräume bieten.

Unterstützer*innen

Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam
Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Susanna Kahlefeld (KV Berlin-Neukölln); Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei); Daniela
Wannemacher (KV Berlin-Neukölln); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Vivian Weitzl (KV Berlin-
Neukölln); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte);
Johanna Martens (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Daniel Eliasson (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Anna
Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amina Gerlach (KV
Berlin-Kreisfrei); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Oliver Edgar
Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Jutta Brennauer (KV Berlin-
Neukölln); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2959 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 236 bis 237 einfügen:
verfassungskonformen Weg für ein Paritégesetz. Nur so erreichen wir langfristig eine faire,
geschlechtergerechte Politik. Bei Parität in den Parlamenten soll es nicht bleiben. Wir wollen das
Landesgleichstellungsgesetz mit verbindlichen Zielgrößen und Sanktionsmöglichkeiten
weiterentwickeln.

Begründung

Wir Grüne stehen seit unserer Gründung für Geschlechtergerechtigkeit. Der Frauenanteil im Land
Berlin steigt kontinuierlich und geht damit in die richtige Richtung für Geschlechtergerechtigkeit. Das
Landesgleichstellungsgesetz geht jedoch nicht über Frauenförderpläne hinaus, um Frauen
entsprechend ihres Bevölkerungsanteils zu repräsentieren. Wir wollen in Berlin nachhaltige Strukturen
schaffen, damit ein gleichberechtigter Frauenanteil unabhängig von der Regierung Realität wird.

Unterstützer*innen

Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam
Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei); Daniela Wannemacher (KV
Berlin-Neukölln); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei);
Vivian Weitzl (KV Berlin-Neukölln); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Ingrid
Bertermann (KV Berlin-Mitte); Johanna Martens (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tabea Schoch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amina Gerlach (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Benning (KV Berlin-Pankow);
Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Oliver Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Braun (KV
Berlin-Kreisfrei); Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln);
Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2766 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Nach Zeile 44 einfügen:
Hilfestrukturen für Frauen müssen dort gefestigt werden, wo der Bedarf besteht. Soziale Träger dürfen
nicht zu Opfern der Entwicklungen auf dem Immobilienmarkt werden. Deshalb werden wir die
Unterstützung bei der Findung und Finanzierung von Räumlichkeiten für diese Träger als öffentliche
Aufgabe definieren und strukturell verankern.

Begründung

Aufgrund der seit Jahren stattfindenden Veränderung auf dem Immobilienmarkt, der zunehmenden
Umwandlung von Wohnraum in Eigentum und der Erhöhung von Gewerbemieten fällt es vielen
sozialen Trägern schwer, geeignete und bezahlbare Räumlichkeiten zu finden. Die betroffenen Träger
sind häufig nicht in der Lage, hier schnell und effektiv vorzugehen, um ihre Interessen zu vertreten. Da
es sich bei den Aufgaben, die diese wahrnehmen, um solche der Daseinsfürsorge handelt, die von
öffentlichen Institutionen ausgelagert wurden, ist hier die öffentliche Hand gefordert, Unterstützung
zu leisten.
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K-5-2733 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 10 bis 18:
gestalten. Für uns sind Respekt und Anerkennung die Leitprinzipien einer offenen Gesellschaft. Wer
die Gesellschaft ändern will, muss bei sich selbst beginnen. Deshalb haben wir uns als Partei auf den
Weg gemacht und damit begonnen, Diskriminierungen und Ausschlussmechanismen in unseren
Strukturen zu identifizieren und abzubauen. Uns ist bewusst: Menschen, die der weißen
Mehrheitsgesellschaft angehören, müssen ihre eigenen Privilegien kritisch reflektieren und aktiv
Rassismus verlernen. Menschen, die in unserer Gesellschaft von Rassismus betroffenen sind, müssen
sichtbar werden und zu Wort kommen können – in der Politik genauso wie in allen anderen
Lebensbereichen. Das wäre ein wichtiger Schritt, um Vielfalt in dieser Stadt leben zu können.

Wir werden dafür sorgen, dass Strukturen der Diskriminierung und Ungleichmachung aufgebrochen
werden, dass Hass und Spaltung keine Chance haben, dass niemand Angst haben muss, das eigene
Leben frei zu gestalten. Für uns sind Respekt und Anerkennung die Leitprinzipien einer offenen
Gesellschaft. Wo verschiedene Formen der Diskriminierung und Ausgrenzung zusammenfallen,
betrachten wir diese stets in ihrem Zusammenhang: Beispieslweise müssen Frauen-, Queer- oder
Inklusionspolitik immer auch antirassistisch sein, so wie auch Antirassismus feministisch, queer und
inklusiv sein soll. Besonders wichtig ist dies, wenn Menschen mehrfach diskriminiert werden, zum
Beispiel Schwarze oder muslimische queere Menschen. Unsere Politik ist intersektional.

Wer die Gesellschaft ändern will, muss bei sich selbst beginnen. Deshalb haben wir uns als Partei auf
den Weg gemacht und damit begonnen, Diskriminierungen und Ausschlussmechanismen in unseren
Strukturen zu identifizieren und abzubauen. Uns ist bewusst: Menschen, die der weißen
Mehrheitsgesellschaft angehören, müssen ihre eigenen Privilegien kritisch reflektieren und aktiv
Rassismus verlernen. Menschen, die in unserer Gesellschaft von Rassismus betroffenen sind, müssen
sichtbar werden und zu Wort kommen können – in der Politik genauso wie in allen anderen
Lebensbereichen. Das wäre ein wichtiger Schritt, um Vielfalt in dieser Stadt leben zu können.

Begründung

Grüne Antidiskriminierungspolitik ist immer intersektional. Darum sollte dieser Aspekt nicht in der
Queer-Passage (Zeile 2770 ff. und 2050 ff.) genannt werden, sondern gleich hier zu Beginn des
Kapitels. Andere Stellen, die dann als redundant erscheinen, könnten gestrichen werden.
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K-5-2735 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 12 bis 14 einfügen:
wir uns als Partei auf den Weg gemacht und damit begonnen, Diskriminierungen und
Ausschlussmechanismen in unseren Strukturen zu identifizieren und abzubauen. Unser Frauenstatut
dient seit über 30 Jahren erfolgreich als Grundlage dafür, Macht und Teilhabe in unserer Partei
geschlechtergerecht zu verteilen. Darauf wollen wir aufbauen. Uns ist bewusst: Menschen, die der
weißen Mehrheitsgesellschaft angehören, müssen ihre eigenen 

Begründung

Wenn von Diskriminierungen und Ausschlussmechanismen die Rede ist, denen wir parteiintern
strukturell entgegenwirken, darf das Frauenstatut nicht fehlen. Auch, da die Frauenquote immer wieder
infrage gestellt wird, sollten wir es hier als wichtigen Teil unserer Parteigeschichte feiern.
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K-5-2737-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 14 bis 16 einfügen:
bewusst: Menschen, die der weißen Mehrheitsgesellschaft angehören, müssen ihre eigenen Privilegien
kritisch reflektieren und aktiv Rassismus und Diskriminierung verlernen. Menschen, die in unserer
Gesellschaft von Rassismus betroffenen sind, müssen sichtbar werden und zu Wort kommen 
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K-5-2857 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 134 bis 136 einfügen:
Betroffenen gestärkt. Das LADG setzt bundesweit Impulse für eine vielfältige Gesellschaft und gegen
Stigmatisierung. Wir werden das LADG konsequent weiterentwickeln. Wir setzen uns dafür ein,
Diskriminierung aufgrund des Gewichts in den Merkmalskatalog aufzunehmen. Gemeinsam mit dem
ebenfalls in diesem Jahr eingeführten Diversity-Landesprogramm wird die Implementierung einer
Kultur der Wertschätzung von 

Begründung

Gewichtsdiskriminierung wirkt ebenso schlimm wie andere Formen der Diskriminierung und macht
nachweislich krank. Durch die bisherigen Merkmale ist es nicht im Katalog des LADG erfasst. Wir
haben mehrere Beschlüsse dazu gefasst (LDK, Frauen*Konferenz).
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K-5-2824 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Annette Breitsprecher (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 101 bis 104:
Absicherung von Kulturschaffenden, die Schaffung und den Erhalt künstlerischer Freiräume genauso
wie für eine gute kulturelle Grundversorgung und Teilhabe aller Berliner*innen. Dafür brauchen wir
ein Berliner Kulturfördergesetz. Wir werden dafür die bestehende Fördersystematik innovativ
weiterentwickeln: durch mehr Mittel für Berlins Freie Szene, junge Sparten und hybride Kulturformen,
eine Stärkung der 

Begründung

Abgeleitet aus Artikel 20 Abs.2 der Landesverfassung soll der gesellschaftliche Stellenwert von Kunst
und Kultur in einem Gesetz ausgestaltet werden. Verbunden ist damit das Ziel der Herstellung
stärkerer Transparenz, Verlässlichkeit und Beteiligung durch einen regelmäßigen und verbindlichen
öffentlichen und parlamentarischen Diskurs über Kunst und Kultur. Dies kann durch die Vereinbarung
regelmäßiger Planung und Berichterstattung, die in einen partizipativen Prozess eingebettet ist,
erreicht werden. Kultur ist nicht nice to have, sondern Lebensmittel für unsere Gesellschaft - diese
(durch Corona sehr verstäkt ins Bewusstsein gerückte) Einsicht braucht endlich eine entsprechende
angemessene gesetzlicher Rahmung.

Unterstützer*innen

Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Gökhan Akgün (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei); Thomas Hess (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Walter Otte (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Anne Kathrina Gruber (KV
Berlin-Mitte); Thomas Dikant (KV Berlin-Neukölln); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Martin Kupfer
(KV Berlin-Neukölln)
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K-5-2744 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 21 bis 23 einfügen:
Schutz vor staatlicher Diskriminierung geschaffen. Gemeinsam mit dem neuen „Diversity-
Landesprogramm“ treiben wir eine Kultur der Wertschätzung von Vielfalt und Frauen auf allen Ebenen
in der Verwaltung voran. Mit dem „Landesprogramm für Demokratie. Vielfalt. Respekt.“ unterstützen wir
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K-5-2910 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 187 bis 189 einfügen:
Berliner Verwaltung und Sicherheitsbehörden identifizieren, die Racial Profiling, Rassismus,
Antisemitismus, Transfeindlichkeit, Frauenfeindlichkeit und andere Formen der gruppenbezogenen
Menschenfeindlichkeit befördern. Bei der Untersuchung soll es aber nicht bleiben: Die 
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K-5-3020 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 297 bis 301:
und -versorgung nachbessern. Essentiell ist, dass hierbei die Expertise und die Erfahrungen von
Sexarbeiter*innen einbezogen werden. Wohnungslose trans Sexarbeiter*innen benötigen zudem
Zugang zu sicheren Unterkünften. Mit Blick auf bekannte Straßenstriche ist es unerlässlich, auch die
Perspektiven von Anwohner*innenden Dialog zwischen Sexarbeiter*innen, Beratungsstellen und
Anwohnenden zu berücksichtigenstärken, um Stigmatisierung und Diskriminierung von
Sexarbeiter*innen entgegenzuwirken. . Der von uns unter rot-rot-grün einberufene Runde Tisch
Sexarbeit hat ein Handlungskonzept vorgelegt, dessen Umsetzung wir weiter vorantreiben, evaluieren
und nach Bedarf anpassen wollen, um die Rechte und Arbeitsbedingungen von Sexarbeiter*innen zu
verbessern.
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K-5-3013 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 290 bis 292:
Frauenhäusern und Zufluchtswohnungen stetig auszuweiten und die Vorgaben der Istanbul-
Konvention konsequent umzusetzen. Polizist*innen, Staatsanwält*innen und Richter*innen wollen wir
gezielt für das Thema sensibilisieren und dafür weiterbilden.Die vertrauliche Spurensicherung und
Dokumentation nach Misshandlung und sexualisierter Gewalt wollen wir in allen Bezirken etablieren.

Polizist*innen, Staatsanwält*innen und Richter*innen wollen wir gezielt für das Thema sensibilisieren
und dafür weiterbilden.
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K-5-3665 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Linda Schwarz (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 942 bis 943:
Legislaturperiode einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss einsetzen. Aufklärung schafft
Vertrauen. Genau das braucht unsere Hauptstadt-die Berliner Polizei.

Begründung

Das Wort "Unsere" impliziert eine Nähe zur Polizei, für die wir Grüne, vorallem in diesem Kontext des
Rechten Terrors nicht stehen. Der Begriff "Hauptstadt-Polizei" übernimmt den Sprachduktus der Polizei
selber. Neben dem Fakt, dass Berlin die Hauptstadt Deutschlands ist, konnotiert der Begriff
"Hauptstadt-Polizei", dass die Polizei aufgrund dieser Tatsache etwas besonderes sei und untermauert
einen epische Sprache, die (insb. hier) nicht angebracht ist.

Unterstützer*innen

Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln); Richard Steinberg (KV Berlin-Neukölln); Thore
Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Michael Haßlbeck (KV Berlin-
Neukölln); André Schulze (KV Berlin-Neukölln); Irene Hilden (KV Berlin-Neukölln); Lukas Winkler (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Maria Kipp (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV Berlin-
Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln);
Susanna Kahlefeld (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Jan Stiermann (KV Berlin-
Neukölln); Manfred Herrmann (KV Berlin-Neukölln); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln);
Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-3665-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Linda Schwarz (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 942 bis 943 einfügen:
Legislaturperiode einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss einsetzen. Aufklärung schafft
Vertrauen. Genau das braucht unsere Hauptstadt-Polizei.
Bis zur Aufklärung der rechtsextremen Terrorserie und darüber hinaus stehen wir den Angegriffenen
solidarisch beharrlich zur Seite, auch weil es sich dabei um einen Angriff auf unsere Gesellschaft als
Ganzes handelt. Wir setzen uns dafür ein, dass der Sicherheitsapparat die Betroffenen rechter Gewalt
wirklich schützt.

Begründung

Seit über 11 Jahren wird Neukölln von rechtsextremen Terror nun schon terrorisiert. Im Zuge der
Bemühungen um eine Aufklärung wurden strukturelle Probleme innerhalb des Sicherheitsapparates
deutlich, sodass die Opfer rechter Gewalt diesem kaum mehr trauen können. Aus einer solidarischen
und antifaschistischen Haltung heraus haben wir hier die Pflicht, mehr zu tun, als Aufklärung zu
fordern. Was wir außerhalb der Einrichtung eines parlamentarischen UA insbesondere für die Opfer
leisten können und müssen, kommt daher in diesem ÄA zur Geltung.

Unterstützer*innen

Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln); Richard Steinberg (KV Berlin-Neukölln); Thore
Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Michael Haßlbeck (KV Berlin-
Neukölln); André Schulze (KV Berlin-Neukölln); Irene Hilden (KV Berlin-Neukölln); Lukas Winkler (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Maria Kipp (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV Berlin-
Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln);
Susanna Kahlefeld (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Georg P. Kössler (KV
Berlin-Neukölln); Beate Bruker (KV Berlin-Neukölln); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Manfred
Herrmann (KV Berlin-Neukölln); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-
Neukölln); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2729 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 6 bis 9:
Versprechen des Grundgesetzes auf Menschenwürde, Freiheit, Gleichberechtigung und
Selbstbestimmung für alle Wirklichkeit werden zu lassen. Wir werden dafür sorgen, dass 
diskriminierende und rassistische Strukturen sowie jedwede Formen der Diskriminierung und 
Ungleichmachung aufgebrochen werden, dass Hass und Spaltung keine Chance haben, dass niemand
Angst haben muss, das eigene Leben frei zu 

Begründung

Grüne Antidiskriminierungspolitik ist immer antirassistisch. Diese Leitlinie sollte in unseren Werten -
also in der Präambel - sichtbar gemacht werden, denn diese Haltung ist Grundlage unserer Ideen und
Haltungen. Institutioneller, struktureller Rassismus prägt den Alltag von Rassismus betroffener
Personen und gefährdet ihre körperliche wie seelische Unversehrtheit. Das sollten wir klar und
deutlich beim Namen nennen, der Überbegriff "Diskriminierung und Ungleichmachung" alleine
verharmlost.

Unterstützer*innen

Richard Steinberg (KV Berlin-Neukölln); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Eva Seiwert (KV
Berlin-Neukölln); Michael Haßlbeck (KV Berlin-Neukölln); Irene Hilden (KV Berlin-Neukölln); Lukas
Winkler (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Linda Schwarz (KV Berlin-Neukölln)
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K-5-3572 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Linda Guzzetti (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 849 bis 851:
weiterentwickeln und alle nötigen Kompetenzen für eine gelingende Einwanderung – vom
Aufenthaltsrecht über die Versorgung und Unterbringung bis zum Integrationskurs (Redaktionelle
Änderung: Ersetze Überall) Deutschkurs – bündeln. Die Willkommensbehörde soll der für Integration
zuständigen Senatsverwaltung unterstellt 

Begründung

Der Begriff „Integrationskurse“ ist eine Art Eigenname für einige BAMF-Kurse geworden. Gemeint sind
hier hingegen sowohl die Integrations- und Berufssprachkurse vom BAMF als auch die Elternkurse und
die Kurse für Geflüchtete u.a., die das Land Berlin anbietet. Daher ist der Begriff „Integrationskurse“
irreführend.

Unterstützer*innen

Manuel Honisch (KV Berlin-Kreisfrei); Almut Rieger (KV Berlin-Kreisfrei); Annette Breitsprecher (KV
Berlin-Mitte); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf)
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K-5-3203 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 481 bis 490:
Wir brauchen ein funktionierendes Frühwarnsystem gegenüber Verfassungsfeinden,
staatszersetzenden und demokratiegefährdenden extremistischen Personen und Strukturen. Dieses
benötigt eine hohe demokratische Legitimation und parlamentarische Kontrolle. Der Berliner
Verfassungsschutz musste sich in den letzten Jahren zwar wichtigen zusätzlichen Herausforderungen
stellen, konnte beim islamistischen Terroranschlag auf dem Breitscheidplatz und in der
rechtsextremen Neuköllner Anschlagsserie aber nicht überzeugen und hat so weiter an Vertrauen
verloren. Um eine Alternative für diesen Verfassungsschutz zu schaffen, setzen wir auf eine
wissenschaftliche Evaluation der bundesweiten Sicherheitsarchitektur. So lange lehnen wir zusätzliche
Befugnisse oder Mittel für den Verfassungsschutz in seiner jetzigen Form ab.

Der Berliner Verfassungsschutz hat in den letzten Jahren weiter an Vertrauen verloren und ist seiner
Aufgabenerfüllung nicht gerecht geworden. Er erweist sich in Bund und Ländern nicht als Teil der
Lösung, sondern als Teil des Problems. Daher lehnen wir zusätzliche Befugnisse oder Mittel ab. Der
Berliner Verfassungsschutz hat zudem beim islamistischen Terroranschlag auf dem Breitscheidplatz
und in der rechtsextremen Neuköllner Anschlagsserie eine unrühmliche Rolle gespielt. Wir wollen den
Verfassungsschutz in seiner jetzigen Form daher mittelfristig abschaffen und hierfür in der
kommenden Legislaturperiode einen konkreten Fahrplan erarbeiten. Wir brauchen ein
funktionierendes Frühwarnsystem gegenüber Verfassungsfeinden, staatszersetzenden und
demokratiegefährdenden extremistischen Personen und Strukturen. Dafür wollen wir ein Institut für
die transparente, fortlaufende, wissenschaftliche Beobachtung und Analyse schaffen und dieses von
den sicherheitspolitischen Aufgaben und Befugnissen klar abgrenzen. Nachrichtendienstliche Mittel
und Befugnisse sind klar und nachvollziehbar zu bestimmen, der Einsatz von V-Leuten so weit wie
möglich zu reduzieren. Das stärkt die demokratische Legitimation und ermöglicht effektive
parlamentarische Kontrolle. Darüber hinaus setzen wir uns für eine Erneuerung der bundesweiten
Sicherheitsarchitektur ein, um die länderübergreifende Kooperation zu verbessern.

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Michael Sebastian Schneiß (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Silvia Rothmund
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian
Kitzig (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Rolf
Pawletta (KV Potsdam); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tobias Stetter (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Dorothée Marquardt (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte
Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Stefan Meinhold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Jenny Laube (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Filiz
Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Luis Höhne (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg)
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K-5-3143 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 421 bis 429:
Sichere öffentliche Räume sind abhängig von vielen Faktoren von sozialer Infrastruktur, Stadtplanung,
Präventions- und Hilfsangebote und das Bewusstsein für gegenseitige Rücksichtnahme. Die beste
Form der Kriminalitätsbekämpfung wirkt nämlich, bevor eine Straftat begangen wird. WirStatt
zusätzlicher polizeilicher Kompetenzen wollen wir vorrangig Instrumente der Prävention deshalb 
weiter stärken.[Leerzeichen]
Dauerhaft abgesicherte und aufsuchende Aufklärungs- und Beratungsangebote sind dabei genauso
wichtig wie die enge und klar strukturierte Zusammenarbeit von Ordnungsämtern und Polizei mit
Jugendämtern oder Sozialämtern. Ordnungs-, Jugend- und Sozialämter müssen angemessen
ausgestattet werden, damit sie ihre Aufgaben zuverlässig und flächendeckend wahrnehmen können.
Prävention bedeutet für uns nicht Überwachung und Kontrolle, um zu verhindern, dass Delikte
begangen werden. Uns geht es darum, sichere öffentliche Räume zu schaffen, gesellschaftliche
Konfliktlagen zu entschärfen, bevor sie entstehen, möglichen Täter*innen Alternativen zu bieten und
frühzeitig Grenzen aufzuzeigen, um sie von einer kriminellen Karriere abzubringenso Kriminalität
vorzubeugen.

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Michael Sebastian Schneiß (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Silvia Rothmund
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian
Kitzig (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Sebastian Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Tobias
Stetter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anne Burckhardt-Schön (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Dorothée Marquardt (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Turgut Altug (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Konrad Wolf (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Stefan Meinhold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Svenja Borgschulte
(KV Berlin-Pankow); Jenny Laube (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Luis Höhne (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3182-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 459 bis 460 einfügen:
Rechtsschutzmöglichkeiten es gibt. Die kritische Aufarbeitung des Fehlverhaltens einzelner
Polizist*innen schafft Vertrauen und stärkt die Arbeit der gesamten Polizei. Um strukturelle
Veränderung gezielt zu ermöglichen, wollen wir eine unabhängig konzipierte und durchgeführte
Studie zu strukturellem Rassismus, rechtsextremistischen, rassistischen und antisemitischen
Einstellung und Racial Profiling in den Berliner Sicherheitsbehörden.

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Michael Sebastian
Schneiß (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Silvia Rothmund (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian
Kitzig (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Sebastian Weise (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Tobias Wolf (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Tobias Stetter (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anne Burckhardt-Schön (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Dorothée Marquardt (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Brigitte Kallmann (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Turgut Altug (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Stefan Meinhold (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Svenja Borgschulte (KV Berlin-
Pankow); Theodoros Ioannidis (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jenny Laube (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Luis
Höhne (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-5-2732 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 9 bis 11 einfügen:
Spaltung keine Chance haben, dass niemand Angst haben muss, das eigene Leben frei zu gestalten.
Dazu gehört für uns insbesondere der Kampf gegen Neonazis und Gegner*innen der Demokratie. Denn
sie sind es, die Hass schüren, die Anschläge verüben und Mitbürger*innen zu Zielen von Gewalt und
Terror machen. In einem breiten antifaschistischen Bündnis stellen wir uns mit allen Mitteln entgegen.
Für uns sind Respekt und Anerkennung die Leitprinzipien einer offenen Gesellschaft. Wer die
Gesellschaft ändern will, muss bei sich selbst beginnen. Deshalb haben 

Begründung

Wenn wir über den Kampf für Menschenwürde, Freiheit, Gleichberechtigung und Selbstbestimmung
und gegen Hass und Spaltung sprechen, sollten wir Nazis und Gegner*innen der Demokratie konkret
benennen. Die Problemlage in Berlin ist teilweise sehr konkret: Denken wir an die rechtsextreme
Terrorserie in Neukölln, die Verstrickungen der Berliner Polizei oder den Mord an Burak Bektas.
Rassismus tötet. Der Begriff Strukturen alleine ist zu abstrakt und daher ungenügend.

Grüne Politik steht in enger Zusammenarbeit und Solidarität mit vielfältigen antifaschistischen, häufig
zivilgesellschaftlichen, Initiativen. Zahlreiche Mitglieder wie Grüne AGs engagieren sich in
antifaschistischen Bündnissen. Unser Wahlprogramm sollte das wiederspiegeln.

Unterstützer*innen

Richard Steinberg (KV Berlin-Neukölln); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Eva Seiwert (KV
Berlin-Neukölln); Michael Haßlbeck (KV Berlin-Neukölln); André Schulze (KV Berlin-Neukölln); Lukas
Winkler (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Linda Schwarz (KV Berlin-Neukölln); Christina Hilmer-
Benedict (KV Berlin-Neukölln)
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K-5-2835-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 112 bis 113 einfügen:
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft die Dekolonisierung der Kultureinrichtungen und -förderung
im Bildungsbereich und öffentlichen Raum weiter vorantreiben. Antirassistische, feministische und
queere Perspektiven in den Museen wollen wir weiter stärken und die Geschichte(n) dieser
emanzipatorischen Bewegungen in den Kultureinrichtungen und im Stadtbild Berlins sichtbarer
machen. Sammlungen, Archive und Museen, die von sozialen Bewegungen selbst aufgebaut wurden,
werden wir weiter unterstützen und ihren Bestand auch in Zukunft gewährleisten.

Begründung

Die Geschichte unserer Stadt ist zutiefst geprägt von emanzipatorischen sozialen Bewegungen. Ohne
antirassistisches, feministisches, queeres und antifaschistisches Engagement wäre Berlin nicht
dieselbe. Mit dem feministischen Archiv FFBIZ, dem FHXB Friedrichshain-Kreuzberg Museum, dem
Schwulen Museum, dem Spinnboden Lesbenarchiv oder dem Lili Elbe Archiv gibt es in Berlin
einzigartige Institutionen, die die vielvältigen Geschichten sozialer Bewegungen mit großem
ehrenamtlichen Engagement sammeln, archivieren und für die Gestaltung einer besseren Zukunft
zugänglich machen. Damit ihre wichtige Arbeit auch in Zukunft sichergestellt ist, muss die Förderung
sichergestellt und die Bereitstellung von Räumen in der Stadt unterstütz werden.

Unterstützer*innen

Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Chantal Münster (KV Berlin-Marzahn/
Hellersdorf); Santina Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tim Rössig (KV Berlin-Kreisfrei); Filiz
Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte);
Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Nora Angerstein (KV
Berlin-Pankow); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei); Aida
Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Sebastian
Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-5-3427 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

In Zeile 705:
Kunst und Kultur und die Künste brauchen mehr Raum in Berlin – und zwar dringend

Begründung

Statt „Kunst und Kultur“ wollen wir „Kultur und die Künste“ sagen, da die Künste nur ein Aspekt der
Kultur sind. Im Grundsatzprogramm haben wir deshalb durchgehend diese Formulierung gewählt.
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K-5-3428 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 706 bis 711:
Berlins Kulturleben hat einen bedeutenden Anteil an der Attraktivität und internationalen
Ausstrahlung der Stadt. Gleichzeitig waren und sind Kunst und Kultur immer mehr als ein
Wirtschaftssektor und deshalb auf öffentliche Förderung und Infrastruktur angewiesen.Daher wollen
wir bei der Neubau- und Ankaufspolitik des Landes wie in der Berliner Stadtentwicklungspolitik ganz
generell Berlins Kulturleben definiert die internationale Ausstrahlung der Stadt. Zur Sicherung der
kulturellen Infrastruktur wollen wir bei der Neubau- und Ankaufspolitik des Landes wie in der Berliner
Stadtentwicklungspolitik kulturelle Nutzungen und Bedarfe stärker in den Vordergrund stellen. So, wie
wir die Alte Münze als einen Kunst- und Kulturstandort mit dem 

Begründung

Streichung des „Wirtschaftssektors“ als Begründung für die Förderungsbedürftigkeit von Kultur. Nicht
deshalb ist sie auf Förderung angewiesen, sondern weil sie Inhalte vermittelt, gesellschaftliche
Reflexion leistet, Grundlage für Demokratie und Zusammenleben ist usw. - vgl. Grundsatzprogramm.
„Kultur zeichnet sich auch dadurch aus, dass sie sich oftmals der Wirtschaftlichkeit entzieht und
gesellschaftlichen Gegenentwürfen Raum geben kann.“ Selbstverständlich ist Kultur auch ein
Wirtschaftsfaktor und -sektor, der nicht gering zu schätzen ist, aber das ist ein zweiter Aspekt und darf
hier nicht im Vordergrund stehen.
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K-5-3433 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 710 bis 713:
Stadtentwicklungspolitik ganz generell kulturelle Nutzungen und Bedarfe stärker in den Vordergrund
stellen. So, wie wir die Alte Münze als einen Kunst- und Kulturstandort mit dem Schwerpunkt Musik
gesichert haben und unter Beteiligung der Akteur*innen und mit hoher Transparenz weiterentwickeln,
werden wir weitere öffentliche Liegenschaften als künstlerische Produktions- und Präsentationsorte
erschließen. Wir werden auch weiterhin 

Begründung

Es ist an dieser Stelle sinnvoll, auf den weiteren Entwicklungsprozess hinzuweisen und diesen
zuzusichern, da dieser noch lange nicht abgeschlossen ist. Die Alte Münze hier nur als gesichert zu
verbuchen, lenkt von den Baustellen und den damit verknüpften Forderungen nach Transparenz und
Beteiligung ab. Siehe auch LA Beschluss vom 17.02.2021.
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K-5-3435 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 712 bis 718:
Schwerpunkt Musik gesichert haben, werden wir weitere öffentliche Liegenschaften als künstlerische
Produktions- und Präsentationsorte erschließen. Der Verdrängung und Mietenexplosion wollen wir
Schutzmaßnahmen entgegenstellen. Wir werden auch weiterhin private Immobilien für diesen Zweck
gezielt ankaufen, einen Investitionsfonds für die Freie Szene zwecks Sanierungen und Ausbau auflegen
und das sogenannte Arbeitsraumprogramm im Dialog mit der Freien Szene und den
Spartenverbänden kontinuierlich weiterentwickeln. Bei Planung und dem Bau neuer Stadtquartiere
müssen künstlerische ZweckeNutzungen und die Schaffung kultureller InfrastrukturOrte von
vornherein mitberücksichtigtmit einem möglichst hohen Raumanteil berücksichtigt werden. Außerdem
wollen wir sonstige öffentliche Liegenschaften und Bauprojekte zugunsten einer Kulturnutzung
öffnen: 

Begründung

Nicht nur die Neuschaffung von Kunstorten über eine Nutzbarmachung oder Umnutzung von
landeseigenen Liegenschaften braucht ausreichend Haushaltsmittel für Herrichtung und Entwicklung.
Auch die Gruppen der Freien Szene brauchen Investitionszuschüsse, um ihre Räume auszubauen oder
zu sanieren. Deshalb gibt es die Forderung nach einem Investitionsfonds mit mindestens jährlich zehn
Millionen Euro für Gruppen der Freien Szene, um ihre Räume auszubauen oder zu sanieren. Außerdem
muss ein Kulturanteil bei Neubau als konkrete Aussicht Erwähnung finden. Wenn Stadtquartiere
entwickelt werden, dann müssen solch gemeinwohlorientierte Nutzungen von Anfang an mit
eingeplant werden, nur so kann die Raumfrage für die Kultur langfristig eine Lösung finden, die
Stadtteile lebenswerte Kieze werden und Berlin eine (dezentrale) Kulturmetropole bleiben.
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K-5-3439 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 716 bis 722:
dem Bau neuer Stadtquartiere müssen künstlerische Zwecke und die Schaffung kultureller
Infrastruktur von vornherein mitberücksichtigt werden. Und statt Leerstand sollen Flächen und Räume
immer übergangsweise für kulturelle Nutzungen zur Verfügung stehen. Außerdem wollen wir sonstige
öffentliche Liegenschaften und Bauprojekte zugunsten einer Kulturnutzung öffnen: 
Bildungseinrichtungen, GerichteManche Bildungseinrichtungen und Dienstgebäude wie Rathäuser der
Berliner Verwaltung können geeignet sein, außerhalb ihrer normalen Öffnungszeiten als Probe- und
Aufführungsorte zu fungieren – und beim Neubau einer Schule können im Idealfall auch gleich neue
Räume für die bezirkliche Musikschule, Ateliers, Proberäume, Orte der Erinnerungskultur oder die 
Jugendkunstschule entstehen. Dabei denken wir Kunst und Klimaschutz zusammen: Auch der 

Begründung

Der Aspekt der Zwischennutzungen von leerstehenden Räumen und Flächen fehlte bisher, er ist aber
wichtig für einen Teil der Szene, der auch gern temporär Orte und Flächen bespielt. Die temporäre (i.S.
einer zeitweisen) Nutzung von öffentlichen Liegenschaften wie Schulen und anderen geeigneten
Verwaltungsgebäuden ist eine Forderung aus der Kulturszene selbst und sollte versucht werden.
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K-5-2926 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 203 bis 205 einfügen:
hier leben, dürfen weder Sprachtests noch Transferleistungsbezug ein Ausschlusskriterium sein. Es
sollte möglich sein, die Anträge unabhängig vom Wohnort bei allen Bezirksämtern einzureichen, um
die langen Bearbeitungszeiten signifikant verkürzen zu können. Wir werden uns auch dafür einsetzen,
dass die Kapazitäten der Bezirke für die Bearbeitung der Anträge deutlich aufgestockt werden. Wer in
Berlin gemeldet ist, soll hier auch wählen dürfen: Wir werden weiterhin auch auf der Bundesebene
dafür kämpfen, dass das kommunale Wahlrecht und das Landeswahlrecht auf 

Begründung

Die Hürden für Einbürgerungsverfahren sind nicht nur rechtlicher Natur. Je nach Bezirk sind die
Kapazitäten für die Bearbeitung von Einbürgerungsanträgen katastrophal niedrig. Manche
Bezirksämter (z.B. Pankow) bieten Corona-bedingt derzeit gar keine Beratungsgespräche vor
Antragstellung an, bei den anderen betragen die Wartezeiten für ein Beratungsgespräch zwischen
sofort (telefonisch, bei Anruf) bis zu mehr als einem halben Jahr (in Charlottenburg-Wilmersdorf sogar
bis zu 10 Monaten). Die durchschnittliche Bearbeitungszeit variiert ebenfalls stark, von unter einem
halben Jahr (Spandau, Lichtenberg, Treptow-Köpenick) bis hin zu anderthalb bis zwei Jahren
(Charlottenburg-Wilmersdorf, Pankow). Gerade im Zuge des Brexit ist die Nachfrage nach Einbürgerung
in einzelnen Bezirken deutlich angestiegen.

https://www.clara-west.de/content/schriftliche-anfrage-aktuellen-entwicklung-wartezeit-termin-
antragstellung-erwerb-deutsche-0
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K-5-3606 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 883 bis 885:
Kleidung bis zu Baumaterial – Berlin muss fair, sozial und nachhaltig einkaufen. Auf 
BundesebeneBundes- und EU-Ebene setzen wir uns für ein wirksames Lieferkettengesetz ein, damit
Verbraucher*innen Transparenz erhalten und Umwelt- und Sozialstandards weltweit eingehalten
werden.

Begründung

Zeitgleich gibt es Bemühungen auf europäischer Ebene für ein Lieferkettengesetz. Auch hier sollte
Berlin seine Möglichkeiten nutzen, und sich für ein wirksames Lieferkettengesetz einsetzen.
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K-5-3660 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Linda Schwarz (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 937 bis 939:
aus der Todesdrohungen mit der Kennung NSU 2.0 verschickt wurden. Es mussten zwei Staatsanwälte
in der Berliner Justiz umgesetzt werden. NochBetroffene fühlen sich vom Staat nicht mehr geschützt
und noch immer ist kaum etwas aufgeklärt – weder Brandanschläge noch Bedrohungen und auch
nicht der Mord an Burak Bektas aus dem Jahr 

Begründung

Nichts ist aufgeklärt, erst verdächtigte und dann festgenommene Neonazis wurden wieder
freigelassen. Fehler und Befangenheiten der Sicherheitsbehörden und Justiz werden offen gelegt.
Betroffene fühlen sich weiter bedroht und fürchten Racheakte, das kann man der Presse, aber auch
persönlichen Gesprächen entnehmen.

Die Betroffenenperspektive einzunehmen und hier zu erwähnen, bedeutet, das Problem umfänglich
anzugehen und das unerträgliche Leid sichtbar zu machen, das durch rechtsextreme Bedrohung sowie
Fehler bei der Aufklärung und Verhinderung solchen Unrechts entsteht.

Unterstützer*innen

Richard Steinberg (KV Berlin-Neukölln); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Eva Seiwert (KV
Berlin-Neukölln); Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln); Michael Haßlbeck (KV Berlin-
Neukölln); André Schulze (KV Berlin-Neukölln); Irene Hilden (KV Berlin-Neukölln); Lukas Winkler (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Maria Kipp (KV Berlin-Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV
Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln);
Swantje May (KV Berlin-Neukölln); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Jan Stiermann (KV Berlin-
Neukölln); Manfred Herrmann (KV Berlin-Neukölln); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Miriam Siemon
(KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2737-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Richard Steinberg (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 14 bis 16 einfügen:
bewusst: Menschen, die der weißen Mehrheitsgesellschaft angehören, müssen ihre eigenen Privilegien
kritisch reflektieren, rassistische Denkweisen und Strukturen erkennen und dekonstruieren, um so aktiv
Rassismus zu verlernen. Menschen, die in unserer Gesellschaft von Rassismus betroffenen sind, müssen
sichtbar werden und zu Wort kommen 

Begründung

Die Reflektion der Pivilegien der weißen Mehrheitsgesellschaft kann nur der erste Schritt einer
Auseinandersetzung mit strukturellem Rassismus sein. In einem nächsten Schritt müssen sowohl
eigene Denkweisen als auch bestehende gesellschaftliche Strukturen kritisch hinterfragt werden. Das
ist notwendig, um rassistische Tendenzen glaubhaft sowohl auf der abstrakten als auch der
persönlichen Ebene aufzudecken und zu dekonstruieren.

Unterstützer*innen

Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Kathleen Judith Hughes (KV
Berlin-Neukölln); Michael Haßlbeck (KV Berlin-Neukölln); Irene Hilden (KV Berlin-Neukölln); Lukas
Winkler (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Linda Schwarz (KV Berlin-Neukölln); Maria Kipp (KV
Berlin-Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV Berlin-
Neukölln); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Susanna Kahlefeld (KV Berlin-Neukölln); Swantje May
(KV Berlin-Neukölln); Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Kadir
Sahin (KV Berlin-Neukölln); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Miriam Siemon (KV Berlin-
Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2739 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Richard Steinberg (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 16 bis 18:
Gesellschaft von Rassismus betroffenen sind, müssen sichtbar werden und zu Wort kommen können –.
Es ist unsere Aufgabe, dafür in der Politik genauso wie in allen anderen Lebensbereichen für offene
Räum zu sorgen und diese zu schützen. Das wäre ein wichtiger Schritt, um Vielfalt in dieser Stadt
leben zu können.

Begründung

Damit alle Menschen diese Möglichkeit haben, zu sprechen und gehört zu werden, braucht es sichere
und offene Räume, sowohl im mentalen als auch im physischen Sinne. Wir als Grüne sollten uns dazu
verpflichten, diese Räume nicht nur zu öffnen sondern auch langfristig zu schützen.

Unterstützer*innen

Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Kathleen Judith Hughes (KV
Berlin-Neukölln); Michael Haßlbeck (KV Berlin-Neukölln); André Schulze (KV Berlin-Neukölln); Irene
Hilden (KV Berlin-Neukölln); Lukas Winkler (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Linda Schwarz (KV
Berlin-Neukölln); Maria Kipp (KV Berlin-Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln);
Christian Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Susanna Kahlefeld (KV Berlin-Neukölln); Swantje May (KV
Berlin-Neukölln); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3326 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 603 bis 606:
Schwangerschaftsabbrüche und das Fahren ohne Fahrschein zu entkriminalisieren. Auch den Besitz
von CannabisDrogen wollen wir entkriminalisieren. Auch Elemente aus der NS-Zeit wollen wir endlich
aus dem Strafgesetzbuch verbannen. All dasEntkriminalisierung muss überwiegend auf Bundesebene 
geregeltumgesetzt werden. Unseren Handlungsspielraum auf Landesebene werden – wir bleiben
drannutzen, indem wir die geringe, nicht verfolgbare Menge von Drogen heraufsetzen. Außerdem
wollen wir dem Beispiel von Bremen folgen und Menschen, die immer wieder wegen Fahren ohne
Fahrschein inhaftiert werden, ein Monatsticket zur Verfügung stellen. So kann das Land Berlin viel
Geld sparen, Haftplätze sind teuer, und den Menschen kann effektiver geholfen werden, da sie durch
kurze Inhaftierungen immer wieder aus Hilfsangeboten herausgerissen werden.

Begründung

Bei sämtlichen Drogen ist es nicht gerechtfertigt, den Besitz zuverfolgen. Die Schäden, die durch
Strafverfolgung entstehen sind hoch und der Konsum nicht nach den Erfahrungen der letzten
Jahrzehnte nicht ab. Zusätzlich wird durch die Strafverfolgung Präventiion und Suchthilfe erschwert.

Auch auf Landesebene können wir Wege zur Entkriminalisierung nutzen, so haben wir Einfluss darauf,
wie hoch die Menge von Drogen ist, die im Regelfall nicht verfolgt wird. Das Projekt in Bremen ist
überaus erfolgreich. Ein Haftplatz kostet in der Regel mehr als 100 Euro und in der kurzen Zeit kann
mit den Betroffenen kaum etwas für ihre Resozialisierung erreicht werden. Vielmehr werden diese
Menschen, meist psychisch krank und/oder drogenabhängig, aus effektiveren Hilfsangeboten
herausgerissen.

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Isabella Hoyer (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Svenja
Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Heiko Kohl (KV Havelland); Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Elisa
Lorenz (KV Berlin-Kreisfrei); Ulrich Kraft (KV Berlin-Reinickendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3200 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 477 bis 480:
Sicherheitsbehörden brauchen effektive und wirksame Mittel im Kampf gegen Verbrechen und
Terrorismus, aber diese müssen klar definiert, rechtsstaatlich eingehegt und an entsprechende
Verdachtsmomente gebunden sein. Weitreichende Überwachungs- und Eingriffsrechte führen nicht zu
Sicherheit, sondern zerstören das lebenswichtigeessentielle Vertrauen in staatliche Institutionen. Zu
viele, unsystematisch erhobene Daten können dazu führen, dass aufgrund der schieren Menge
wichtige Anhaltspunkte übersehen werden, wodurch die Strafverfolgung oder die Gefahrenabwehr
erschwert werden kann.

Begründung

Überwachungsmaßnahmen müssen auch an rechtsstaatlichen Grundsätzen gemessen werden. Dazu
sind Verfahrengrundsätze wie der Richter*innenvorbehalt erforderlich.

Es ist wichtig zu betonen, dass mehr Daten nicht zwingend zu mehr Sicherheit führen, sondern im
Einzelfall genau das Gegenteil der Fall sein kann. Dies wird in der Sicherheitsdebatte viel zu oft
übersehen und sollte daher im Wahlprogramm betont werden.

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Babette Metz (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Juliana Wimmer (KV
Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3177 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 455 bis 460:
Polizeiliches Handeln muss weiterhin transparenter werden. Dazu werden wir weitere Mechanismen in
der Berliner Polizei etablieren. So kann Fehlverhalten aufgedeckt und eine Fehlerkultur entwickelt
werden. Wer beispielswiese Ziel einer polizeilichen Maßnahme wird, etwa einer Personenkontrolle,
fühlt sich oft bedrängt und unter unberechtigtem Verdacht. Wir wollen unbürokratische 
NachweispflichtenNachweis- und Aufklärungspflichten einführen, so dass jede*r weiß, warum er*sie 
beispielsweise kontrolliert wurde und welche Rechtsschutzmöglichkeiten es gibt. Dies betrifft auch
die polizeiliche Datenverarbeitung. Die kritische Aufarbeitung des Fehlverhaltens einzelner
Polizist*innen schafft Vertrauen und stärkt die Arbeit der gesamten Polizei. Auch können so Abläufe in
der Polizei optimiert werden.

Begründung

Abläufe in der Polizei sind oft sehr intransparent. Durch die Stelle der Polizeibeauftragten hat sich
einiges verbessert. Es bleibt immer noch viel zu tun und es Bedarf neben der Nachweispflicht noch
weitere transparenzmechanismen. Gerade was, wie warum und wie lange mit den Daten von
Betroffenen passiert, ist im Regelfall intransparent, zumal die polizeilichen Datenbanken immer
unübersichtlicher werden. Auch sollte deutlich werden, wie eine Fehlerkultur auch der Polizei zu Gute
kommt, da diese so gerade auf Führungsebene interessant wird.

Unterstützer*innen

Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jan Stiermann
(KV Berlin-Neukölln); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3253 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 531 bis 532 löschen:
Rechts- und Sicherheitspolitik orientiert sich zu oft an Täter*innen. Wir wollen die Opfer stärker in den
Blick nehmen. Nach dem islamistischen Anschlag auf dem Breitscheidplatz haben 

Begründung

Die starke Fokussierung auf Täter*innen rührt daher, weil so ihre Rechte im staarlichen
Ermittlungsverfahren effektiv geschützt werden. Der Fokus würde nur dann nicht auf Täter*innen
liegen, wenn wir im Strafverfahren ihre Recht schwächen. Dieser Satz wird zudem oft sehr
populistische verwendet, um die Rechte von Beschuldigten zu schwächen. Opferrechte können wir
auch stärken, ohne diesen Satz.

Unterstützer*innen

Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tobias Balke (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Veit Olschinski (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2753 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 31 bis 33:
Unsere Partei wurde durch die Frauenbewegung maßgeblich geprägt und ist mit aus ihr heraus
entstanden. Feministische Politik für Frauen gehört seit 40 Jahrenund Kämpfe gehören schon immer
zu unserer grünen DNA –unseren Kernthemen - und wir sind erfolgreich. In der grünen Fraktion im
Abgeordnetenhaus sind 60 Prozent der Mandatsträger*innen weiblich. 

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2756 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 33 bis 35 einfügen:
In der grünen Fraktion im Abgeordnetenhaus sind 60 Prozent der Mandatsträger*innen weiblich.
Insgesamt liegt die Quote im Abgeordnetenhaus aber nur bei gerade mal einem Drittel. Mit der
intersektionalen Brille betrachtet ist das Defizit der Unterrepräsentation noch eklatanter: Lesbische
Frauen und Women of Color sind im Abgeordnetenhaus so gut wie kaum repräsentiert. Wir prüfen
einen verfassungskonformen Weg für ein Paritégesetz, damit sich alle Parteien 

Begründung

Ergänzung berücksichtigt Mehrfachdiskriminierung.
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K-5-2759 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 36 bis 37 einfügen:
verpflichten, deutlich mehr Frauen in die Parlamente zu schicken, mit dem Ziel einer Ergebnisparität
im Abgeordnetenhaus. Doch Parität im Abgeordnetenhaus ist nicht genug! Wir setzten uns auch dafür
ein, dass Parität in allen Bereichen Berlins - von Kultur über Wissenschaft, Medien, Verwaltung, Start-
Up Szene und Landeseigene Unternehmen - dort verbindlich festgeschrieben und umgesetzt wird, wo
es uns mit rechtlichen und politischen Mitteln möglich ist.

Begründung

Die Hälfte der Macht gehört den Frauen - in allen Bereichen! Als Feministische Partei können und
sollten wir hinter diesem Prinzip nicht zurücktreten. Parität im Abgeordnetenhaus ist sehr wichtig und
in einigen Bereichen wie z.B. der Verwaltung oder den Universitäten wurden große Fortschritte im
Bereich Frauen in Führungspositionen" gemacht. Dennoch hatten hier laut "Vierzehntem Bericht über
die Umsetzung des Berliner Landesgleichstellungsgesetzesgemäß § 19 LGG von 2020" im Jahr 2018
nur 36,8 Prozent der beamteten Frauen die höchsten Besoldungsgrade, also zumeist
Führungspositionen, inne und 41,9% der weiblichen Angestellten bekamen die höchsten
Besoldungsstufen. Sieht mensch sich das "Hochschulranking nach Gleichstellungsaspekten 2019" an,
ist Berlin Spitzenreiter*in. Dies bedeutet jedoch, dass etwa der Frauenanteil an Professuren 2017 bei
immernoch nur einem Drittel, 31,4 %, lag.
Mensch sieht: Der Fortschritt ist nicht genug und ein Rückschritt nicht akzeptabel. Deshalb brauchen
wir mehr verbindliche Quoten.
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K-5-2736 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: KV Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 13 bis 15:
Ausschlussmechanismen in unseren Strukturen zu identifizieren und abzubauen. Uns ist bewusst:
Menschen, die der weißen weißen Mehrheitsgesellschaft angehören, müssen ihre eigenen Privilegien
kritisch reflektieren und aktiv Rassismus verlernen. Menschen, die in unserer 

Begründung

"weiß" als Konstrukt

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2792 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 69 bis 71 einfügen:
Kiezen verwurzelt ist, die offen mit Fehlern umgeht, rechtsextreme Strukturen in den eigenen Reihen
schonungslos aufdeckt, sich die dafür notwendigen diskriminierungskritischen Kompetenzen und das
erforderliche Wissen systematisch und kontinuierlich aneignet und so vielfältig und offen ist, wie
unsere Stadt. Genau so entsteht Vertrauen. Gewalt und Extremismus egal welcher Couleur haben
keinen Platz in der 

Begründung

Ohne diese (Fort)Bildung" kann es der Polizei nicht / kaum gelingen, eigene Defizite aufzudecken.
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K-5-2793 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 03.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 70 bis 75:
Reihen schonungslos aufdeckt und so vielfältig und offen ist, wie unsere Stadt. Genau so entsteht
Vertrauen. Gewalt und Extremismus egal welcher Couleur haben keinen Platz in der offenen
Gesellschaft. Gegen islamistischen Terror, Rechtsextremismus oder linksradikale Gewalt braucht es ein
entschlossenes staatliches Handeln und eine klare gesellschaftspolitische Haltung des Miteinanders
aller Menschen, die sich auf dem Boden des Grundgesetzes bewegen.Gewalt und Extremismus haben
keinen Platz in der offenen Gesellschaft. Gewalt kann niemals ein legitimes Mittel in der politischen
Debatte sein. Sie disqualifiziert für jeglichen politisches Diskurs. Rechtsextremismus ist dabei
offensichtlich die größte Gefahr für die liberale Demokratie und die Sicherheit in Deutschland und
Berlin. Ihm muss mit einer antirassistischen und antifaschistischen Haltung klar entgegengetreten
werden. Rassismus, der von rechtsextremistischen Netzwerken und Verfassungsfeind*innen in den und
außerhalb der Parlamente geschürt wird, ist der geistige Nährboden für terroristische Anschläge. Die
Bekämpfung rechtsextremistischer Strukturen – auch innerhalb der Sicherheitsbehörden – muss
Priorität für alle Sicherheitsorgane haben. Als Folge des Anschlags auf dem Breitscheidplatz haben wir
die Strukturen zur Bekämpfung von islamistischem Terror gestärkt. Es braucht einheitliche und
zielführende Ermittlungs- und Beobachtungsstrategien und ein funktionierendes Frühwarnsystem.
Gerade mit den Entwicklungen zunehmender Radikalisierungstendenzen und „home-grown“-Terror
muss früher angesetzt werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2798 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 76 bis 77:
WirDafür errichten wir ein neues Anti-Terror-Zentrum, um islamistischen und rechtsextremen Terror
besser zu bekämpfen. Nach den Skandalen um vergiftete Schießstände haben wir erkrankte 

Begründung

Überleitung zum Änderungsantrag des vorherigen Absatzes.
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K-5-2815-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 92 bis 94 einfügen:
Rechtsdurchsetzung für alle Menschen zu erleichtern, haben wir Verbandsklagerechte ausgeweitet und
sorgen so dafür, dass alle zu ihrem Recht kommen. Wir setzen uns dafür ein, dass
Menschenrechtsbildung sowie Fortbildungen zu Rassismus, Sexismus und Trans- und
Homosexuellenfeindlichkeit fester Bestandteil des Jura-Studiums, des Referendariats und der
verbindlichen Qualifizierungsmaßnahmen für Rechtsanwält*innen, Staatsanwaltschaft und
Richter*innen werden mit dem Ziel, Jurist*innen dazu zu befähigen, rassistische, trans-/
homosexuellenfeindliche und sexistische Straftaten als solche zu erkennen, diese effektiv zu verfolgen
und mit den Opfern solcher Taten angemessen umzugehen. Der Rechtsstaat ist das Rückgrat unserer
Gesellschaft, wir werden ihn weiter stärken.

Begründung

Europäische und internationale Menschenrechtsgremien haben deutlich gemacht: Besonders dringlich
erscheint die Sensibilisierung der Justiz in Deutschland für Rassismus und die Verbesserung der
Verfolgung rassistischer und sexistischer Straftaten.
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K-5-2817 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 95 bis 96 einfügen:
Freiräume erhalten und fördern
Berlin, unsere Stadt lebt von Kreativität, Freiräumen und der Aufgeschlossenheit gegenüber Neuem.
Gerade in einer wachsenden Stadt geraten Freiräume unter Druck, deshalb darf das Bekenntnis zu
Freiräumen für Kunst, Kultur und alternativen Lebensmodellen nicht nur ein Werbespruch bleiben. Wir
brauchen daher eine Reform des Gewerbemietrechts, die es den Kommunen ermöglicht, Räume zur
Produktion von Kunst und Kultur, Bildungseinrichtungen und Kulturorten zu schützen, etwa durch die
Ausweitung des Milieuschutzes auf gewerbliche Räume. Auch setzen wir uns für den Schutz von
Freiräumen ein, die als Schutzräume für alternative Lebensentwürfe und marginalisierte
beziehungsweise von Diskriminierung betroffenen Gruppen dienen. Diese alternativen Freiräume
haben unsere Stadt geprägt und sind bis heute ein wichtiger Bestandteil der Stadtgesellschaft. Seien
es Jugendzentren, queer-feministische Hausprojekte, Kollektivkneipen oder Wagenplätze. Wir wollen
Sicherheit für diese solidarischen Lebens- und Unterstützungsformen, die über den Zustand der
Duldung hinaus gehen. Wir setzen uns auf politischer Ebene dafür ein, dass alternative Freiräume
langfristig Bestand haben, in ihren Räumen bleiben können oder neue, falls nötig, Orte erhalten, wenn
ihre Existenz bedroht ist. Solange Land und Kommunen durch den Bund jegliche Kompetenz für den
Erhalt von Kulturräumen verwehrt bleibt, fordern wir eine Abkehr von der sogenannten „Berliner Linie“,
damit Besetzungen, insbesondere bei leerstehenden Gebäuden, nicht innerhalb von 24 Stunden
beendet werden müssen. Politische Lösungen im Dialog haben für uns dabei immer Vorrang.
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K-5-2835 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 112 bis 113 einfügen:
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft die Dekolonisierung der Kultureinrichtungen und -förderung
im Bildungsbereich und öffentlichen Raum weiter vorantreiben. Zur kollektiven Erinnerungskultur
gehört es auch, die Sichtbarkeit der ersten und zweiten Generationen der Arbeitsmigrant*innen (West-
Berlin) sowie Vertragsarbeiter*innen (Ost-Berlin) und ihrer Errungenschaften im Straßenbild zu
erhöhen. Erinnerungsstrategien sowie die Geschichten der Aufbaugeneration wollen wir gemeinsam
mit Menschen, die über das Anwerbeabkommen nach Deutschland migriert sind, und ihren
(Enkel)Kindern entwickeln und umsetzen. Wir wollene einen Feiertag zum Gedenken an die
Arbeitsmigration im Zuge der Anwerbeabkommen in der BRD und die Vertragsarbeiter*innen in der
DDR.
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K-5-2848 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 125 bis 126 einfügen:
Wir machen Berlin im Rahmen rechtlicher Möglichkeiten zu einer guten Heimat für all diejenigen, die
in einer weltoffenen, demokratischen und solidarischen Stadt leben wollen. Wir setzen uns für die
gerechte Öffnung der Strukturen für Geflüchtete ein - vom gerechten Zugang zu (Aus)Bildung,
Wohnung, Arbeit, ärztlicher Versorgung und sozialer Absicherung über Kunst und Kultur und bis hin zur
politischen Teilhabe - nicht zuletzt in unserer eigenen Partei. Wir setzen uns dafür ein, dass Berlin zu
einer starken Solidarity City wird.

Begründung

s. Parteibeschluss: https://gruene.berlin/beschluesse/berlin-wird-solidarity-city-die-rechte-aller-hier-
lebenden-sichern_263
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K-5-2883 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 160 bis 162 einfügen:
In der Verwaltung der Stadt muss sich auch die Stadtgesellschaft abbilden: Diversität ist die Stärke
und der Reichtum Berlins. Dafür wollen wir die gerechte Repräsentation in allen Hierarchieebenen
und besonders Führungspositionen von strukturell benachteiligten, insbesondere von rassistischen
und antisemitischen Zuschreibungen betroffenen Gruppen in der Verwaltung erreichen und
konsequent die Repräsentanz in allen Hierarchieebenen und besonders Führungspositionen von
SCHWARZEN Menschen und People of Color bzw. Menschen mit Rassismuserfahrung durch positive
Maßnahmen im öffentlichen Dienst fördern. Dabei streben wir eine Repräsentanz entsprechend der
Bevölkerung an und gehen aktiv auf die Stadtgesellschaft zu, um die Berliner Verwaltung als
Arbeitgeberin zu bewerben. Dafür wollen wir die gerechte Repräsentation von strukturell
benachteiligten, insbesondere von rassistischen und antisemitischen 

Begründung

Es ist nicht ausreichend, dass die o.g. Gruppen im öffentlichen Dienst arbeiten. Es ist für eine
strukturelle Änderung der Gesellschaft notwendig, dass diese Personen auch Machtpositionen
auskleiden und u.a. durch Führungspositionen sichtbare Vorbildfunktionen einnehmen können.
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K-5-2887 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 164 bis 166:
Repräsentanz von Schwarzen Menschen und People of Color bzw. Menschen mit Rassismuserfahrung
durch verbindliche positive Maßnahmen, wie etwa einer Quote, im öffentlichen Dienst fördern und
somit strukturelle Nachteile ausgleichen. Dabei streben wirsetzenwir uns konsequent für eine
Repräsentanz entsprechend der Bevölkerung an und gehen aktiv auf die Stadtgesellschaft zu, um die 

Begründung

Im Zuge des Mitzeichnungsverfahrens zur Novellierung des PartIntG ist leider die Quote an der SPD
nun gescheitert. Umso wichtiger ist es, dass wir Grüne, was wir bisher öffentlich auch getan haben, in
unserem Wahlprogramm die Quote aufnehmen und uns im Wahlprogramm dazu bekennen, dass wir
das Ziel der gerechten Repräsentation als verbindlich erachten.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2985 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 262 bis 264:
Frauen und Kinder sind häufiger Opfer physischer und psychischer Gewalt.Besonders lesbische Frauen,
Muslimas, obdachlose Frauen, Frauen mit Behinderung, Trans*, Inter*trans*, inter*, Schwarze Frauen und
Women of Color sind Gewalt ausgesetzt, was sowohl unmittelbare als auch langfristige 

Begründung

Ersetze alle „Trans*“ durch „trans*“, Ersetze alle „Inter*“ durch „inter*“

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3040 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 317 bis 321:
Paare und Singles ausbauen. Dazu wollen wir genderbezogene Gesundheitsforschung stärken und
gezielt sowohl cis- als auch trans*-[Leerzeichen]Frauen, nicht-binäre Personen und queere Personen in
der medizinischen Aus- und Weiterbildung fördern. Für Gynäkolog*innen und andere Heilberufe wollen
wir entsprechende Schulungen ausbauen, um sie für gesundheitliche Fragen von cis- wie von trans*-
[Leerzeichen]Frauen sowie für spezifische Fragen zur lesbischen Gesundheit zu sensibilisieren.

Begründung

Ersetze alle „trans*-XY“ durch „trans* XY“
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K-5-3081 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 358 bis 360:
Durch einen ressortübergreifenden Maßnahmenplan, den der Senat gemeinsam mit den lesbischen,
schwulen, bi-, trans*- und inter*-[Leerzeichen]Communities erarbeitet, entsteht nun eine dauerhafte
Struktur für Akzeptanzarbeit für LSBTIQ*. Gelingen kann dies nur, wenn möglichst viele 

Begründung

Ersetze alle „inter*-XY“ durch „inter* XY“
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K-5-3218 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 495 bis 497 einfügen:
vergangenen Jahren haben wir die Berliner Justiz in großen Schritten besser aufgestellt. Erstmals seit
vielen Jahren ist im Allgemeinen Vollzugsdienst in vielen Justizvollzugsanstalten die Soll-
Personalstärke wieder erreicht. Nach jahrzehntelangem Stillstand haben wir ein Raumkonzept
erarbeitet und mit 

Begründung

Es wurde eine Aufstockung des Personals erreicht. Allerdings in der JVA Heidering ist dies nicht der
Fall. Daher ist diese Formulierung zu empfehlen, da sonst ein Fehler im Wahlprogramm wäre.

Unterstützer*innen

Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Robert Hahn (KV
Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Jan Stiermann (KV Berlin-
Neukölln); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Ulrich Kraft (KV Berlin-Reinickendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3193 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 470 bis 471 einfügen:
Polizist*innen und Feuerwehrleuten, die im Dienst angegriffen werden, unsere Unterstützung geben.
Dazu gehört auch, dass wir unkontrolliertes und rücksichtsloses Böllern an Silvester verbieten. Böller
sind mehr als Lärm, sie sind für diejenigen, die böllern, und andere gefährlich, ökologisch
problematisch und setzen jedes Jahr nicht nur Unbeteiligte, sondern auch Einsatzkräfte von
Rettungsdiensten, Polizei und Feuerwehr einer zusätzlichen Gefahr aus. Auch Tiere sind der Böllerei
schutzlos ausgesetzt. Wir wollen daher die Einrichtung von mehr öffentlichen professionellen
Feuerwerken in der Silvesternacht sowie die Ausweitung böllerfreier Zonen.
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K-5-2808 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 85 bis 87 einfügen:
riesigen Schritten besser aufgestellt. Wir haben nach vielen Jahren die Soll-Personalstärke im
Allgemeinen Vollzugsdienst in vielen Justizvollzugsanstalten wieder erreicht, Richter*innen und
Staatsanwält*innen eingestellt und für die vielen neuen Stellen in der Justiz zusätzliche
Räumlichkeiten 

Begründung

Inhaltlicher Fehler. In der JVA Heidering ist dies noch nicht der Fall.

Unterstützer*innen

Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Robert Hahn (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte);
Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jonathan Philip Aus (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3351 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Nach Zeile 629 einfügen:

Friedliches und freiheitliches Demonstrationsrecht

Berlin ist mit über 5.000 politischen Versammlungen jährlich die Hauptstadt der Demonstrationen. Wir
haben das Versammlungsgesetz an die Realität der Tausenden weitestgehend friedlichen
Demonstrationen angepasst und damit Versammlungsfreiheit und Deeskalation gestärkt. Leider ist es
in der Praxis oftmals so, dass gerade Versammlungen antifaschistischer oder politisch linker Bündnisse
mit übermäßig hoher Präsenz und hartem Durchgreifen begleitet werden. Um Spannungen und damit
Konfliktpotential zu minimieren, setzen wir uns für eine einheitliche, deeskalative Berliner Strategie
für die Versammlungsfreiheit ein. Unser Anspruch bleibt es, das progressivste Versammlungsrecht der
Bundesrepublik zu verwirklichen.
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K-5-3395-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 672 bis 674 einfügen:
politische Bildung unerlässlich. Wir wollen die Landeszentrale für politische Bildung stärken und
insbesondere Angebote für junge Menschen und in Schulen ausweiten. Denn hier wird die Grundlage
für die Zukunft unserer Demokratie gelegt. Die Auseinandersetzung mit Rassismus, 
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K-5-3550 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 828 bis 829 löschen:
Wir bekennen uns zu den europäischen Werten von Frieden, Demokratie, Menschenrechten und
Solidarität. Die Abschottungspolitik an den europäischen Außengrenzen steht diesen Werten 

Begründung

Europa hat kein Patent auf diese Werte & hält sich selbst nicht immer und überall an diese Werte...
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K-5-3305 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 582 bis 583 einfügen:
dienen, dass straffällig Gewordene nach ihrer Haft wieder voll in die Gesellschaft eintreten können
und nicht rückfällig werden. Denn die Resozialisierung der Gefangenen ist der beste und nachhaltigste
Schutz der Gesellschaft vor Straftaten. Der Strafvollzug ist außerdem der eingriffsintensivste Bereich
des Staates, weshalb wir den Grundrechtsschutz für Gefangenen und ihre Familien weiter verbessern
werden.

Begründung

Resozialisierung ist kein Selbstzweck. Da es sich um eine emotionales Thema handelt, was vielfach
kontrovers diskutiert wird, sollten wir erklären, warum wir dafür sind. Auch sollten wir betonen, dass
wir den Grundrechtsschutz der Gefangenen und ihre Familien verbessern wollen, da uns neben der
Resozialisierung auch die Grund- und Menschenrechte von Gefangenne ein Bedürfnis sein sollten.
Gerade Familien von Gefangenen leiden besonders, insbesondere ihre Kinder.

Unterstützer*innen

Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Robert Hahn (KV
Berlin-Mitte); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Veit Olschinski (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Ulrich Kraft (KV Berlin-Reinickendorf)
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K-5-3572-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 849 bis 851:
weiterentwickeln und alle nötigen Kompetenzen für eine gelingende Einwanderung – vom
Aufenthaltsrecht über die Versorgung und Unterbringung bis zum Integrationskurszur Verweisberatung
zu Deutschkursen etc. – bündeln. Die Willkommensbehörde soll der für Integration zuständigen
Senatsverwaltung unterstellt 
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K-5-3361 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 639 bis 647:
Wir wollen unsere Demokratie weiterentwickeln und stärken. Dazu wollen wir mit einem Gesetz zur
Durchführung von Bürger*innenräten, diese auf BezirksebeneBezirks- und auch auf Landesebene 
sowie zu einzelnen thematischen Schwerpunkten Bürger*innenräte etablieren, dieetablieren. Diese
sollen sich zu bestimmten Themen temporär bilden und die Institutionen repräsentativer Demokratie
ebenso wie die Instrumente der direkten Demokratie ergänzen. Die Teilnehmer*innen an den Räten
werden durch das Zufallsprinzip gelost, um die Bandbreitegesamte Breite der Gesellschaft in einem
Kiez abbilden zu können. Gemeinsam mit Expert*innen und der Verwaltung können dortdamit
Lösungen für konkrete Probleme im Kiezfür Berlin oder ganz konkret im BezirkKiez erarbeitet werden.
Dadurch wollen wir die demokratischen Entscheidungsprozesse stärker vor Ort verankern und die
Akzeptanz politischer Entscheidungen auf lokaler Ebene erhöhen.
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K-5-3305-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 583 bis 584 einfügen:
Gefangene sollen in der Regel im offenen Vollzug untergebracht werden, da dort ihre Resozialisierung
besser gewährleistet werden kann. Gefangene, die resozialisiert worden sind, haben im Gefängnis
nichts verloren und kosten nur unnötiges Geld. Daher wollen wir die Anzahl der vorzeitigen
Entlassungen erhöhen. Projekte wie „Arbeit statt Strafe“, bei dem Menschen gemeinnützige Arbeit
verrichten, statt 

Begründung

Der offene Vollzug ist ein Erfolgsmodell und dies sollte ausgeweitet werden. Er ermöglicht
Gefangenen, ihren Arbeitsplatz zu erhalten und Kontak zu ihrer Familie zu halten. Berlin gehört immer
noch zu den Schlusslichtern was vorzeitge Entlassungen anbelangt in Deutschland. Viele Gefangene
sitzen noch im Gefängnis, obwohl das Resozialisierungsziel längst erfüllt ist. Dem müssen wir
entgegenwirken.

Unterstützer*innen

Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Axel Bußmer
(KV Berlin-Kreisfrei); Ulrich Kraft (KV Berlin-Reinickendorf); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annkatrin Esser (KV
Berlin-Treptow/Köpenick); Jonathan Philip Aus (KV Berlin-Mitte)
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K-5-3688 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 965 bis 967:
Willkommensbehörde sollen alle Kompetenzen für eine gelingende Einwanderung gebündelt werden
– vom Aufenthaltsrecht über den IntegrationskursVerweisberatung zu Deutschkursen bis zur
Arbeitserlaubnis. Die Willkommensbehörde soll im Kompetenzbereich der für Integration zuständigen
Senatsverwaltung 

Begründung

BAMF-Integrationskurse sollten nicht unter dieser Behörde subsumiert werden. Diese Kurse werden
sowohl von privaten Bildungsträgern als auch bezirklichen Volkshochschulen angeboten. Darüber
hinaus bieten VHS diverse Deutschkurse an - u.a. für Geflüchtete, die keine Zugangsberechtigung zu
den BAMF-Kursen an. Volkshochschulen haben jahrelange Erfahrung mit Einstufung und Beratung
bzgl. Deutschkurse (BAMF-Kurse, landesfinanzierte Deutschkurse, VHS Elternkurse etc) - diesen großen
Bereich beim Landesamt für Einwanderung zu bündeln, wäre nicht praktikabel und mit erhöhtem
Verwaltungsaufwand verbunden. Aber eine gute Verweisberatung zu den Volkshochschulen sollte
durchaus beim Landesamt für Einwanderung angedockt werden.
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K-5-3528 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kreisverband Friedrichshain-Kreuzberg
Beschlussdatum: 09.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 805 bis 807:
Stadtteilinitiativen wollen wir bei der Umbenennung von Straßen und Plätzen, die noch heute den
Kolonialismus und die KolonialverbrecherKolonialverbrecher*innen ehren, bestmöglich unterstützen,
etwa indem wir auf Landesebene Ressourcen für die wissenschaftliche Erforschung dieser
Straßenhistorie zur 
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K-5-3310 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 588 bis 590 einfügen:
Strafgefangene brauchen mehr und zeitgemäße Möglichkeiten zur Weiterbildung und eine bessere
Betreuung vor und nach der Entlassung, besonders substituierte Gefangene. Wir haben daher das
bundesweit einzigartige Projekt „Resozialisierung durch Digitalisierung“ gestartet. In den kommenden
Jahren werden alle 

Von Zeile 593 bis 594 einfügen:
am Ende der Haft um einen Job zu bewerben. Nur so funktioniert Resozialisierung und wird die „zweite
Chance“ auch eine echte Chance. Beim gesamten Vollzugspersonal muss gewährleistet sein, dass sie
innerhalb der Justiz wechseln können, da die Arbeit im Gefängnis sehr belastend sein kann. Außerdem
sollten die Arbeitsmöglichkeiten im Homeoffice ausgebaut werden.

Begründung

Im Gefängnis gibt es vielfach Berufe, die zunehmend veralten und den Gefangenen nach der
Enlassung nicht weiterhelfen. Dies müssen wir weiter verbessern.

Gerade bei Gefangenen, die substituiert werden, gestaltet sich der Übergang oft schwierig und es
kommt vor, dass jahrelang erarbeitete Erfolge zunichte gemacht werden, weil die Betreuung direkt
nach der Entlassung nicht gewährleistet war.

Aufgrund der schwierigen Arbeitsbedingungen im Justizvollzug sollten wir auch den Arbeitsalltag für
das Personal verbessern.

Unterstützer*innen

Isabella Hoyer (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Heiko Kohl (KV
Havelland); Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Robert Hahn (KV Berlin-Mitte); Jan
Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Jacob Zellmer (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Juliana Wimmer (KV
Berlin-Mitte); Elisa Lorenz (KV Berlin-Kreisfrei); Ulrich Kraft (KV Berlin-Reinickendorf)
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K-5-3509 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 786 bis 788:
Wir wollen Berlins lebendige Clubkultur erhalten und dazu Standorte sichern. Um Nutzungskonflikte
mit AnrainernAnwohnenden zu entschärfen, haben wir 2018 einen „Lärmschutzfonds für Berliner
Clubs“ ins Leben gerufen und mit einer Million Euro ausgestattet. Diesen Weg wollen 

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Karin
Hausmann-Kasper (KV Berlin-Lichtenberg); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Claudia
Jung (KV Berlin-Pankow); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei);
Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Bianca Neumaier (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-5-3529 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 806 bis 808 einfügen:
den Kolonialismus und die Kolonialverbrecher ehren, bestmöglich unterstützen, etwa indem wir auf
Landesebene Ressourcen für die wissenschaftliche Erforschung dieser Straßenhistorie und für die
Errichtung von dezentralen Lernorten zur Verfügung stellen. An den Berliner Hochschulen sollen
endlich Postcolonial und Black Studies 
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K-5-3607 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 884 bis 885 einfügen:
Bundesebene setzen wir uns für ein Lieferkettengesetz ein, damit Verbraucher*innen Transparenz
erhalten und Umwelt- und Sozialstandards weltweit eingehalten werden.

Weltoffen und Europa im Herzen
Berlin ist eine weltoffene europäische und internationale Metropole. Rund 35% der Berliner*innen
besitzen eine Migrationsgeschichte. Insgesamt kommen rund 420.000 Menschen aus den anderen EU-
Ländern, davon sind mehr als 284.000 EU-Bürger*innen ohne deutschen Pass. All diese Menschen
fühlen sich als Berliner*innen und bringen sich in das Berliner zivilgesellschaftliche Leben ein. Sie
machen Berlin zu einem Ort vielfältiger Begegnungen und Projekte.
Ein klares Bekenntnis zu Europa gehört fest zur Zukunftsperspektive unserer Stadt. Langfristig wollen
wir als Hauptstadt im Herzen Europas dazu beitragen, gemeinsam mit unseren Bürger*innen die EU zu
einer föderalen europäischen Republik weiterzuentwickeln.

Berlin als eigenständiger Akteur europäischer und internationaler Politik
Es ist unser Anspruch, uns noch stärker für eine weltoffene, progressive, demokratische und
solidarische Europäische Union sowie für eine gerechte, humane und nachhaltige Welt einzusetzen.
Denn es wird in den Städten entschieden, ob internationale Initiativen wie bspw. die UN-Agenda 2030
für nachhaltige Entwicklung oder Maßnahmen zum Klimaschutz erfolgreich umgesetzt werden. Städte
sind auch der Ort, wo Menschen aus allen Ländern zusammenkommen und somit die Orte, wo Toleranz
und Verständnis füreinander entsteht, aber auch Motoren sozialer und technologischer Innovation. Die
Mitgliedschaft Berlins in bestehenden Städtenetzwerken, die sich für Klimaschutz, den humanen
Umgang mit Geflüchteten und gegen Rassismus einsetzen, wollen wir daher weiter ausbauen und
diese als transnationale Akteure globaler Demokratie stärken.
Es ist der historische Verdienst der Europäischen Union, einen Kontinent, der jahrzehntelang von Krieg
und Zerstörung gezeichnet war, in einen stabilen Frieden geführt zu haben. Der Blick in unsere
europäische Nachbarschaft zeigt, dass dies keine Selbstverständlichkeit ist. Als mittlerweile größte
Stadt in der EU wollen wir die Rolle Berlins als eigenständiger europäischer Akteur stärken. Als
mittlerweile größte Stadt in der EU, wollen wir die Rolle Berlins als eigenständiger europäischer
Akteur stärken. EU-Politik prägt direkt den Alltag aller Berliner*innen und wie wir in Zukunft leben
werden. Eine eigenständige EU-Politik Berlins spielte in der Vergangenheit in den politischen und
gesellschaftlichen Debatten leider zu häufig eine untergeordnete Rolle.
Wir werden uns daher als Land Berlin in Zukunft noch aktiver an den Rechtssetzungsprozessen auf
europäischer Ebene beteiligen. Insbesondere wenn Landeszuständigkeiten berührt werden und bei
Themen, die uns besonders am Herzen liegen (etwa die Rechte von Kindern und besonders
schutzbedürftigen Personen), wollen wir politische Prioritäten setze und die rechtlich vorhandenen
Mitwirkungsmöglichkeiten des Landes Berlin vollumfänglich und möglichst frühzeitig nutzen. Wir
werden dafür sorgen, dass der Berliner Einfluss auf die Festlegung der deutschen
Verhandlungspositionen im Rat der EU und in den Beratungsgremien der EU-KOM erhöht wird und
dass Berlin als benannter Ländervertreter neben dem zuständigen Bundesministerium an den
Verhandlungen im EU-Ministerrat teilnimmt. Zu Verhandlungen im EU-Ministerrat werden wir uns
öffentlich positionieren. Wir werden uns für eine Stärkung des EU-Ausschusses der Regionen einsetzen
und wollen seine Arbeit breiter in der Landes- und Regionalpolitik verankern.
Die Städteagenda auf EU-Ebene wollen wir nutzen um noch intensiver den Austausch und die
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K-5-3607 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Seite 2

Kooperation, besonders im Bereich des Klimaschutzes, der Kreislaufwirtschaft und der Energiewende,
zu suchen und zukünftig vor allem mit denjenigen Städten – vor allem in Osteuropa – gezielt
Kooperationen und Partnerschaften eingehen, die unsere Werte teilen.
Zusammen mit unseren europäischen Partnerstädten setzen uns dafür ein, dass EU-Mittel für
bestimmte Aufgaben den Städten und Kommunen von der Kommission auch direkt zur Verfügung
gestellt werden können, um ihrer gewachsenen Rolle im EU-Mehrebenensystem gerecht zu werden.
Zugleich setzen wir uns dafür ein, dass Mittel zur Unterbringung und Integration von Geflüchteten von
der EU künftig in gleicher Höhe um Mittel für die ländliche bzw. Städtentwicklung ergänzt werden.
Über die Verwendung dieser zusätzlichen Ressourcen sollen die Bürger*innen in den jeweiligen
Kommunen weitestgehend partizipativ entscheiden, um die gemeinsame Verantwortung für diese
Aufgabe zu unterstreichen und die mit Flüchtlingsaufnahme verbundenen Chancen und
Entwicklungsmöglichkeiten in den Vordergrund zu stellen.

Europäische Begegnungen schaffen und Europabildung verankern
Berlin soll als Herz europäischer Solidarität und Begegnung weiterwachsen. Indem wir Brücken bauen
und den europäischen Austausch voranbringen, gestalten wir die Europäische Union partizipativ und
stärken sie zugleich. Grenzüberschreitende Begegnungen im Bildungs- und Jugendbereich müssen
gefördert und zivilgesellschaftliche Strukturen gefestigt werden, die diese ermöglichen. Wir wollen
europaweite Austausch-, Kooperations-, und Fortbildungsprojekte, die durch EU-Programme wie
Erasmus + oder eTwinning zur Verfügung gestellt werden, ausweiten. Außerdem wollen wir
Europabildung in allen Bildungseinrichtungen anbieten, und dafür die Vielfalt der Berliner Träger und
Verbände nutzen. Wir wollen die Mehrsprachigkeit aller Berliner*innen fördern, und die Vielfalt der
Sprache im Unterricht widerspiegeln. Ebenfalls wollen wir die Staatlichen Europa-Schule Berlin (SESB)
mit ihrem umfassenden herkunftssprachlichen Angebot berlinweit ausbauen, und neue
Sprachkombination ermöglichen.

Begründung

Berlin ist weltoffen und europäisch. Wir sind pro-europäisch und wollen die EU gleichzeitig zu einer
föderalen europäischen Republik weiterentwickeln. Dies erfordert zugleich, dass das Land Berlin die
bestehenden europapolitischen Aktivitäten stärkt und weiter ausbaut. Eine Beschränkung auf die
Stärkung von "Partnerschaften in der Europäischen Union" greift zu kurz.

(a) Städte und Metropolen nehmen zunehmend eine wichtige Rolle als politische Akteure
internationaler/ europäischer Politik ein. Als größte Stadt der EU und internationale Metropole sollte
es Anspruch Berlins sein, eine eigenständige europäische/internationale Politik zu formulieren.

(b) Die Stärkung der direkten Vergabe von EU-Mitteln an Kommunen ist wesentliches Element, um der
bedeutender werdenden Rolle von Kommunen/Metropolen im EU-Geflecht gerecht zu werden. Zudem
ist die demokratische Selbstwirksamkeit der BürgerInnen vor Ort am deutlichsten erfahrbar, allerdings
nur sofern es auch wirklich etwas zu gestalten gibt - daher die Forderung nach einer partizipativen
Entscheidung über die Verwendung der Ressourcen in den Kommunen. Die Bereitstellung direkt
verfügbarer EU-Mittel an kommunale Akteure wurde so auf der LDK vom 07. Dezember 2019
beschlossen („LDK-Beschluss "Für ein solidarisches Europa: Geflüchtete von griechischen Inseln
aufnehmen") und greift zugleich eine Forderung im neuen Grundsatzprogramm auf.

(c) Zugleich wollen wir stärker europäische Begegnungen schaffen und die Europabildung in Berlin
verankern, um die Identifikation mit Europa und der EU zu stärken.

In dem Änderungsantrag wurden Elemente des Abschnitts "Partnerschaften in der Europäischen Union"
berücksichtigt. In einem zweiten Änderungsantrag wird die Löschung des Abschnitts "Partnerschaften
in der Europäischen Union" vorgeschlagen.



K-5-3623 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

In Zeile 901 löschen:
Partnerschaften in der Europäischen Union

Begründung

Der Antrag, diesen Abschnitt zu löschen steht in Verbindung mit einem weiteren ÄA der LAG Europa,
der Kernelemente des Abschnitts "Partnerschaften in der EU" aufgreift jedoch darüberhinausgehende
Vorschläge zur Stärkung einer "Berliner Europapolitik" formuliert.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3624 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 902 bis 912 löschen:
Es ist der historische Verdienst der Europäischen Union, einen Kontinent, der jahrzehntelang von Krieg
und Zerstörung gezeichnet war, in einen stabilen Frieden geführt zu haben. Der Blick in unsere
europäische Nachbarschaft zeigt, dass dies keine Selbstverständlichkeit ist. Wir müssen das
europäische Projekt aktiv am Leben halten, Brücken bauen und den europäischen Austausch fördern.
Deshalb wollen wir zukünftig vor allem mit denjenigen Städten – vor allem in Osteuropa – gezielt
Kooperationen und Partnerschaften eingehen, die unsere Werte teilen. Auch die Mitgliedschaft in
bestehenden Städtenetzwerke, die sich für Klimaschutz, den humanen Umgang mit Geflüchteten und
gegen Rassismus einsetzen, wollen wir weiter ausbauen und stärken. Auf EU-Ebene wollen wir die EU-
Städteagenda nutzen, um noch stärker den Austausch und die Kooperation, besonders im Bereich des
Klimaschutzes, der Kreislaufwirtschaft und der Energiewende, zu suchen.

Begründung

Der Antrag, diesen Abschnitt zu löschen steht in Verbindung mit einem weiteren ÄA der LAG Europa,
der Kernelemente des Abschnitts "Partnerschaften in der EU" aufgreift jedoch darüberhinausgehende
Vorschläge zur Stärkung einer "Berliner Europapolitik" formuliert.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3639 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 916 bis 920:
anderen Bundesländern der Fall ist. Darüber hinaus sollen die Bezirke über den Rat der 
BürgermeisterBürgermeister*innen besser in die Programmplanung des Landes Berlin für den
Europäischen Sozialfond (ESF) und den Europäischen Fond für regionale Entwicklung (EFRE)
eingebunden werden. Außerdem wollen wir das europäische Programm "NextGenerationEU" nutzen,
um dem Klimawandel und der digitalen Transformation mit Zukunftsinvestitionen zu begegnen. Die
Europabeauftragten auf Bezirksebene sollen gestärkt werden und regelmäßig über ihre Arbeit
berichten. Auch das Abrufen von EU-Geldern durch die Bezirksverwaltungen wollen 

Begründung

Im Rahmen des Verhandlungsprozess für den langfristigen EU-Haushalt für den Zeitraum 2021-2017
wurde ein Aufbauinstrument namen "NextGenerationEU" ins Leben gerufen, um die multiplen Krisen
(Klima, Corona, usw.) mit Zukunftsinvestitionen zu begegnen. Insgesamt beträgt das gesamte Budget
für die Europäische Union für diesen Zeitraum 1,8 Billion Euro. Allein für die Aufbau- und
Resilienzfazilität, das größte Programm von NextGenerationEU, steht Deutschland nach Einschätzung
der Europäischen Kommission 23,6 Mrd. Euro zu. Eine solche Gelegenheit zur Zukunftsinvestition
sollte vom Land Berlin unbedingt ergriffen werden, um sich gegen multiple Herausforderungen zu
wappnen. Insbesondere werden für die Aufbau- und Resilienzfazilität folgende Schwerpunkte benannt:
1. Klimapolitik und Energiewende; 2. Digitalisierung der Wirtschaft und Infrastruktur; 3. Digitalisierung
der Bildung; 4. Stärkung der sozialen Teilhabe; 5. Stärkung eines pandemie-resilienten
Gesundheitssystems; 6. Moderne Verwaltung und Abbau von Investitionshemnissen. Auch das
Programm "REACT-EU" und das Fond für einen gerechten Übergang können dabei eine Rolle spielen,
sind dennoch von den Investitionsmöglichkeit nicht mit der Aufbau- und Resilienzfazilität zu
vergleichen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3618 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 895 bis 897:
Problem, dass EU-Bürger*innen keine Ansprüche auf Sozialleistungen geltend machen können. Auf 
BundesebeneBundes- und EU-Ebene arbeiten wir darum dafür, dass Leistungsausschlüsse abgeschafft
werden. In Berlin wollen wir mit einer Clearing-Stelle dafür sorgen, dass zentral alle Möglichkeiten 

Begründung

Die Hebel dafür liegen auch bei der EU, zudem ist der Ausschluss von Sozialleistungen kein allein
deutsches Thema.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3555-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 832 bis 834 einfügen:
europäischen Asyl- und Migrationspolitik. Wir fordern stattdessen eine solidarische und
menschenrechtsbasierte europäische Flüchtlingspolitik, die allen Asylsuchenden ein faires und
individuelles Asylverfahren zusichert. Berlin hat bereits gezeigt, dass es bereit ist, Solidarität zu 

Begründung

Die aktuellen Vorschläge der Europäischen Kommission zum Asyl- und Migrationspakt lassen sich als
ein Versuch der Aushöhlung des individuellen Rechts auf Asyl (beschleunigte Verfahren bei
Nationalitäten mit geringer Anerkennungsquote, etc.) lesen, entsprechend wäre es wichtig, dass
nochmal hervorzuheben.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3557 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 834 bis 836 einfügen:
Asylverfahren zusichert. Berlin hat bereits gezeigt, dass es bereit ist, Solidarität zu zeigen und
Menschen aufzunehmen. Zusammen mit anderen aufnahmebereiten Ländern und Kommunen in
Deutschland und EU-Ländern wollen wir uns dafür einsetzen, dass solidarische Ansätze in der
europäischen Asyl- und Migrationspolitik wieder gestärkt werden. Bislang sind wir mit unserem
Landesaufnahmeprogramm immer wieder am Nein des Bundesinnenministers gescheitert. Diese
Ablehnung ist für uns Ansporn. 

Begründung

Progressive Städtepartnerschaften spielen eine wichtige Rolle im Einsatz für solidarische Ansätze in
der europäischen Asyl- und Flüchtlingspolitik. Dies sollte hier betont werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3235 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Lisa Paus (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 512 bis 514 einfügen:
organisierte Kriminalität vorgehen. Um Geldwäsche einzudämmen, haben wir eine Taskforce zur
intensiveren Überwachung der Pflichten der Notar*innen eingerichtet. Ein Immobilienregister, das die
wirtschaftlich Berechtigten offenlegt und die Verschleierung von Besitzverhältnissen über
Briefkastenfirmen beendet, kann das hohe Risiko der Geldwäsche in diesem Bereich absenken.
Generell sollen Immobilienkäufe nur noch unbar abgewickelt werden dürfen. Auch die Bauaufsichten
sollen bei unklaren Eigentumsverhältnissen berechtigt werden, vor Erteilung einer Baugenehmigung
Auskunft über die wirtschaftlich berechtigten Eigentümer zu verlangen. Den eingeschlagenen Weg,
das Vermögen aus der organisierten Kriminalität einzuziehen, wollen wir weitergehen und 

Unterstützer*innen

Canan Bayram (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg); Katrin
Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Franziska Eichstädt-Bohlig (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Erich (Ellis) Huber (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Joachim
Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Friedel Grützmacher (KV Berlin-Kreisfrei); Corinna
Balkow (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Christiane Fry (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan
Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Petra Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Heiko Glawe (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Christoph Wapler (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Thomas Kowalczyk (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Oliver
Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3577-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jian Omar (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 854 bis 856 einfügen:
soll ihnen ermöglicht werden. Die gesetzlichen Spielräume wollen wir konsequent zugunsten der
Betroffenen nutzen. Berlin setzt sich beim Bund dafür ein, dass auch Geflüchtete mit subsidiärem
Schutz Reisedokumente mit ihrem Aufenthaltstitel (analog zu den Geflüchteten mit anerkanntem
Asylstatus nach AsylG §72 Abs. 1.) erhalten, damit auch diese von der Beantragung eines nationalen
Passes der Herkunftsstaaten befreit werden, aus denen sie geflüchtet sind und ggf. dort noch immer
verfolgt werden. Diese nationalen Pässe sind oft mit zu hohen finanziellen Kosten für die Geflüchtete
verbunden. Darüberhinaus wollen wir die in Berlin bis 2018 geltende Sonderregelung, die eine solche
Passbeschaffung nicht zwingend machte, wieder einführen, bis eine entsprechende Reglung auf
Bundesebene für alle in Deutschland lebenden Geflüchteten mit subsidiärem Schutz beschlossen wird.
Dazu gehört, dass die, die arbeiten oder sich bilden, auch bleiben können. Ein prekärer
Aufenthaltsstatus darf nicht länger die Aufnahme einer Ausbildung, 

Begründung

Syrische Geflüchtete mit subsidiärem Schutz werden vom LEA gewzungen, ihren nationalen Pass bei
der syrischen Botschaft in Berlin verlängern bzw. einen neuen Pass beantragen, ansonsten wird ihnen
die Verlängerung ihres Aufenthalts verweigert. Die Kosten für diese nationalen Pässe sind zu hoch
(zwischen 250-665 Euro), damit finanziert das syrische Regime unter Assad seinen Krieg gegen die
eigene Bevölkerung seit Jahren und nutzt diese Reglung aus. Der Preis des syrischen Pass war vor dem
Krieg unter 100 Euro gewesen. Bis 2018 galt in Berlin eine Sonderregelung, die diese Passbeschaffung
aussetzte, wovon vielen Geflüchteten einerseits die zu hohen Kosten erspart waren und andereseits
der Gang in die Botschaft des Regimes, das sie verfolgt bzw. von dem sie geflüchtet sind, ebenfalls
erspart wurde.

Unterstützer*innen

Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Fiona Macdonald (KV Berlin-Mitte); Lela Sisauri (KV Berlin-
Mitte); Qosay Amer (KV Berlin-Neukölln); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Johannes Mihram
(KV Berlin-Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Urban Aykal
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Boaz Murema Murinzi (KV Berlin-Mitte); Markus Schopp (KV Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy (KV
Berlin-Mitte); Sadullah M. Abdullah (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Tarhan Omar (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2847 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 124 bis 126 löschen:
die in Berlin ankommen, müssen eine Chance erhalten, sich hier ein Leben aufbauen zu können. Wir
machen Berlin im Rahmen rechtlicher Möglichkeiten zu einer guten Heimat für all diejenigen, die in
einer weltoffenen, demokratischen und solidarischen Stadt leben wollen.

Begründung

Dass wir sowohl im Senat als auch im Abgeordnetenhaus im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten
handeln und nicht Gesetze brechen, ist selbstverständlich. Hierbei handelt sich v.a. um Bundesgesetze.
Jene, die nicht dem Menschenrecht auf Asyl dienlich sind - gar dieses verhindern, sollten wir als
Berliner Grüne versuchen zu verändern (z.B. per Bundesratsinitiative) .

Unterstützer*innen

Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Irina Herb (KV Berlin-
Neukölln); Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Sadullah M.
Abdullah (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-
Mitte); Andrea Nakoinz (KV Berlin-Lichtenberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Philipp Evenburg (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Fatos Topaç (KV Berlin-Kreisfrei); Enad
Altaweel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Magnus Heise (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Karin Beese (KV Berlin-Neukölln); Monika Herrmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Gülsah
Bayar (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Murat Cinar (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Nemezjusz Kasztelan (KV Berlin-Lichtenberg); Henrik Rubner (KV Berlin-
Mitte); Alexandra Heimerl (KV Berlin-Lichtenberg); Anne Burckhardt-Schön (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Sarah Jermutus (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Cihan Mutlu (KV Berlin-Kreisfrei);
Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Konrad Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Urban Aykal (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Michael Sebastian Schneiß (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Birgit Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Zeinab Shaker (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV
Berlin-Lichtenberg); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Deniz Yildirim (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tobias Stetter (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Luca Krauss (KV Berlin-Mitte); Gollaleh Ahmadi
(KV Berlin-Spandau); Vasile-Marian Luca (KV Berlin-Mitte); Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg);
Markus Schopp (KV Berlin-Mitte); Signe Stein (KV Berlin-Mitte); Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Jian Omar (KV Berlin-Mitte); Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2848-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 125 bis 126:
Wir machen Berlin im Rahmen rechtlicher Möglichkeiten zu einer guten Heimat für all diejenigen, die
in einer weltoffenen, demokratischenBerlin Schutz suchen und solidarischen Stadt leben wollen.

Begründung

Es gibt keine (gesetzlichen) Kriterien, anhand derer eine Stadt bezüglich ihrer "Weltoffenheit" und
"Solidarität" gemessen werden könnte. Wir Grüne engagieren uns dafür, dass Berlin solidarisch /
weltoffen etc. wird, aber auch die Berliner Institutionen sind durchzogen von institutioneller
Diskriminierung. An der Stelle, wo es um das Recht auf Asyl geht, sollte es vordergründig auch darum
gehen und nicht um unsere Idealvorstellung von Berlin.

Unterstützer*innen

Jonas Krone (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Irina Herb (KV Berlin-
Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Sadullah M. Abdullah (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Andrea Nakoinz (KV Berlin-Lichtenberg); Pascal Striebel (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Philipp Evenburg (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Fatos Topaç (KV
Berlin-Kreisfrei); Magnus Heise (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Gülsah Bayar (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Monika Herrmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Enad Altaweel (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Murat Cinar (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-Mitte); Nemezjusz Kasztelan (KV Berlin-Lichtenberg);
Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Alexandra Heimerl (KV Berlin-Lichtenberg); Anne Burckhardt-Schön
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sarah Jermutus (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Cihan
Mutlu (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Konrad Wolf (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Urban Aykal (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Michael Sebastian
Schneiß (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Birgit Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Zeinab
Shaker (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg);
Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Deniz Yildirim (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tobias
Stetter (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Luca Krauss (KV
Berlin-Mitte); Gollaleh Ahmadi (KV Berlin-Spandau); Vasile-Marian Luca (KV Berlin-Mitte); Jan
Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Signe Stein (KV Berlin-Mitte); Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Jian Omar (KV Berlin-Mitte); Vito Dabisch (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3031-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 309 bis 311:
Die Gesundheitsversorgung von Frauen und inter*, nicht-binären sowie trans* Personen werden wir
verbessern. Dazu gehört, das Angebot an Frauenärzt*innenGynäkolog*innen in allen Bezirken zu
sichern und den Zugang zu sicheren Schwangerschaftsabbrüchen zu ermöglichen, gerade in
Krisenzeiten. Gleichzeitig 

Begründung

Nicht nur Frauen gehen in die Gynäkologie, sondern auch inter*, nicht-binäre und trans* Personen. Ein
Besuch der Gynäkologie fällt gerade ihnen häufig sehr schwer, unter anderem, da ihre Anwesenheit
leider immer noch (insbesondere bei Transmännern) häufig für Irritation sorgt und es in Deutschland
nur wenige queer- und transsensible Gynäkolog*innen gibt. Die fehlende Sichtbarkeit ist hier ein
wesentlicher Faktor.

In Kapitel 5 dieses Wahlprogramms steht in Zeile 2771: "Für uns ist klar, Feminismus geht nicht ohne
Queer". Die Exklusion queerer Menschen ist jedoch nicht mit einem queerfeministischen Selbstbild
vereinbar.

Ab Zeile 3052 erklären wir: "Niemand darf wegen der sexuellen Orientierung, der sexuellen oder
Geschlechtsidentität, wegen des Geschlechtsausdrucks oder vielfältiger Geschlechtsmerkmale 
ausgegrenzt oder diskriminiert werden."

Dieser Änderungsantrag setzt diesen wichtigen Grundsatz um.

vgl:
https://www.deutschlandfunknova.de/beitrag/transgender-peinlicher-gang-zum-gynaekologen
https://taz.de/Vorurteile-gegen-trans-Maenner/!5700062/
https://ze.tt/was-trans-maenner-in-einer-gynaekologischen-praxis-erleben/

Unterstützer*innen

Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Irene Hilden (KV Berlin-Neukölln); Richard Steinberg (KV Berlin-
Neukölln); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Michael Haßlbeck (KV Berlin-Neukölln); Sebastian
Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Miriam Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Anja Kofbinger (KV
Berlin-Kreisfrei); Oliver Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Pascal Striebel (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte);
Jutta Brennauer (KV Berlin-Neukölln); Irina Herb (KV Berlin-Neukölln); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-
Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3040-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 317 bis 321:
Paare und Singles ausbauen. Dazu wollen wir genderbezogene Gesundheitsforschung stärken und
gezielt sowohl cis- als auch trans*-Frauen, inter*, nicht-binäre Personen, trans* und queere Personen in
der medizinischen Aus- und Weiterbildung fördern. Für Gynäkolog*innen und andere Heilberufe wollen
wir entsprechende Schulungen ausbauen, um sie für gesundheitliche Fragen von cis- wie von trans*-
Frauen, inter*, nicht-binären und trans* Personen, sowie für spezifische Fragen zur lesbischen
Gesundheit zu sensibilisieren.

Begründung

Nicht nur Frauen gehen in die Gynäkologie, sondern auch inter*, nicht-binäre und trans* Personen. Ein
Besuch der Gynäkologie fällt gerade ihnen häufig sehr schwer, unter anderem, da ihre Anwesenheit
leider immer noch (insbesondere bei Transmännern) häufig für Irritation sorgt und es in Deutschland
nur wenige queer- und transsensible Gynäkolog*innen gibt. Die fehlende Sichtbarkeit ist hier ein
wesentlicher Faktor.

In Kapitel 5 dieses Wahlprogramms steht in Zeile 2771: "Für uns ist klar, Feminismus geht nicht ohne
Queer". Die Exklusion queerer Menschen ist jedoch nicht mit einem queerfeministischen Selbstbild
vereinbar.

Ab Zeile 3052 erklären wir: "Niemand darf wegen der sexuellen Orientierung, der sexuellen oder
Geschlechtsidentität, wegen des Geschlechtsausdrucks oder vielfältiger Geschlechtsmerkmale 
ausgegrenzt oder diskriminiert werden."

Dieser Änderungsantrag setzt diesen wichtigen Grundsatz um.

vgl:
https://www.deutschlandfunknova.de/beitrag/transgender-peinlicher-gang-zum-gynaekologen
https://taz.de/Vorurteile-gegen-trans-Maenner/!5700062/
https://ze.tt/was-trans-maenner-in-einer-gynaekologischen-praxis-erleben/

Unterstützer*innen

Eva Seiwert (KV Berlin-Neukölln); Irene Hilden (KV Berlin-Neukölln); Richard Steinberg (KV Berlin-
Neukölln); Thore Hagemann (KV Berlin-Neukölln); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3365 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 642 bis 646 einfügen:
repräsentativer Demokratie ebenso wie die Instrumente der direkten Demokratie ergänzen. Die
Teilnehmer*innen an den Räten werden durch das Zufallsprinzip - aus allen betroffenen
Einwohner*innen ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit - gelost, um die Bandbreite der Gesellschaft in
einem Kiez abbilden zu können. Gemeinsam mit der Verwaltung können dort Lösungen für konkrete
Probleme im Kiez oder im Bezirk erarbeitet werden, wie dies bereits erfolgreich im Rahmen des
Pilotprojekts Bürgerbeteiligung in Tempelhof-Schöneberg praktiziert wurde. Dadurch wollen wir die
demokratischen Entscheidungsprozesse stärker vor Ort verankern und die Akzeptanz 

Begründung

Während die Forderung, Menschen ohne dt. Staatsbürgerschaft an Wahlen zu Beteiligung eine ist, die
sich an die Bundespolitik richtet, können und sollten das Land Berlin und die Bezirke bei
Bürger*innenräten, deren Arbeitsergebnisse nur Empfehlungscharakter an die politischen
Entscheidungsträger*innen haben, auf jeden Fall die Beteiligung aller Betroffenen anstreben.

Da das Format der Bürger*innenräte (noch) nicht allgemein bekannt ist, sollte zudem die Nennung
eines Beispiels erfolgen. Europäische Vorbilder gibt es mit Frankreich, Großbritannien oder Irland viele.
Das Pilotprojekt in Tempelhof-Schöneberg dürfte jedoch für die meisten Wähler*innen greifbarer sein.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3588 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 865 bis 867 einfügen:
Auch politisch Verfolgten wollen wir in Berlin eine sichere Anlaufstelle geben. Besonders
Menschenrechtsverteidiger*innen sind in autoritären Regimen - selbst innerhalb der Europäischen
Union - immer wieder massiver Repression ausgesetzt. Wir haben in dieser Legislatur mehrere
Programme zur Unterstützung von Menschen 

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2872-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 149 bis 150 einfügen:
Diskriminierung und rechtlich garantierte Chancen auf Teilhabe, gerechte Repräsentation und
Mitgestaltung in allen gesellschaftlichen Bereichen und staatlichen Institutionen. Das Beratungs- und
Empowermentangebot werden wir im engen Austausch mit der Zivilgesellschaft weiterentwickeln.
Dabei nehmen wir insbesondere den Umgang mit sozialer Ausgrenzung und Klassismus und
Diskriminierung im digitalen Kontext, etwa im Zuge des Einsatzes von Algorithmen und Künstlicher
Intelligenz, in den Blick und begegnen auch den (psycho)sozialen Auswirkungen von Diskriminierung
systematisch.

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Mathias Adelhoefer (KV Berlin-Reinickendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow);
Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Wera
Pustlauk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Alexander Grimm (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Laura Brehme (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Pascal Striebel (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Howe (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amelio Tornincasa (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ulli Reichardt (KV Berlin-Kreisfrei); Judith Bonifer (KV Berlin-
Lichtenberg); Tim Rössig (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Anja
Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Claudia Thiele (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sascha Krieger (KV Berlin-
Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Catherine Müller-Wenk
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Stefanie
Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2880 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 157 bis 159 einfügen:
Extremismus in der Berliner Verwaltung umsetzen und das Berliner Diversity Landesprogramm stetig
fortentwickeln[Leerzeichen]und auf eine gesetzliche Grundlage stellen. Wir wollen eine strukturelle
und einheitliche Verankerung von Antidiskriminierungsmaßnahmen im Verantwortungsbereich des
Landes und der Bezirke. Dazu gehören unabhängige diskriminierungskritische Untersuchungen der
internen Organisationsstrukturen und -abläufe, die Entwicklung von verbindlichen
Beschwerdeverfahren und -stellen bei Rassismus und Diskriminierung sowie die Implementierung von
Antidiskriminierungs- und Diversitätsstrategien in allen Verwaltungen.[Leerzeichen] Wir wollen in den
Fokus nehmen, wenn Menschen gleich aus mehreren Gründen Diskriminierungserfahrungen machen.

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Mathias Adelhoefer (KV Berlin-Reinickendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow);
Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta
Kamm (KV Berlin-Mitte); Wera Pustlauk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Aida Baghernejad (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Christopher Peter (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Alexander Grimm
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Laura Brehme (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Pascal Striebel
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Howe (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amelio
Tornincasa (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ulli Reichardt (KV Berlin-Kreisfrei); Judith Bonifer (KV
Berlin-Lichtenberg); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-
Kreisfrei); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Janina Abts (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia
Thiele (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Laura Benning (KV
Berlin-Pankow); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2881 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 158 bis 159 einfügen:
stetig fortentwickeln. Wir wollen in den Fokus nehmen, wenn Menschen gleich aus mehreren Gründen
Diskriminierungserfahrungen machen. Angelehnt an den sogenannten „Gender-Check“ wollen wir
zukünftig einen „Diversitätscheck“ einführen. Im Sinne eines modernen Diversity-Mainstreamings
sollen alle Maßnahmen des Senats vorab auch auf potentiell diskriminierende bzw.
diversitätsfördernde Wirkungen hin untersucht werden.

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Mathias Adelhoefer (KV Berlin-Reinickendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow);
Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta
Kamm (KV Berlin-Mitte); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bahar Haghanipour
(KV Berlin-Kreisfrei); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annika Weidemann (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Alexander Grimm (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Laura Brehme (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Howe (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amelio Tornincasa (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ulli Reichardt
(KV Berlin-Kreisfrei); Judith Bonifer (KV Berlin-Lichtenberg); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-
Lichtenberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Janina Abts (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Tabea Schoch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow);
Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Frank
Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Stefanie
Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-3182-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 459 bis 460 einfügen:
Rechtsschutzmöglichkeiten es gibt. Die kritische Aufarbeitung des Fehlverhaltens einzelner
Polizist*innen schafft Vertrauen und stärkt die Arbeit der gesamten Polizei. Überdies möchten wir, dass
als vertrauensbildende und präventive Maßnahme „Community Policing“-Konzepte entwickelt und
umgesetzt werden, die einen diskriminierungskritischen Austausch zwischen der Polizei und potentiell
von Racial Profiling betroffenen Communities fördert.

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Dorothée Marquardt (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Mathias Adelhoefer (KV Berlin-
Reinickendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta
Kamm (KV Berlin-Mitte); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Vasili Franco (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Annika Weidemann (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Alexander Grimm (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Laura Brehme (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Christiane Howe (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amelio Tornincasa (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ulli Reichardt
(KV Berlin-Kreisfrei); Judith Bonifer (KV Berlin-Lichtenberg); Hendrik Böckermann (KV Berlin-Mitte);
Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Janina Abts (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Tabea Schoch (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Igor
Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2746 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 23 bis 25 einfügen:
voran. Mit dem „Landesprogramm für Demokratie. Vielfalt. Respekt.“ unterstützen wir
zivilgesellschaftliche Organisationen in ihrer Arbeit gegen Rechtsextremismus, Rassismus,
Antiziganismus und Antisemitismus. Wir werden diese Programme in den kommenden Jahren weiter
ausbauen und mit 

Begründung

Wir brauchen in Berlin insbesondere auch eine (strukturelle) Förderung der Selbstorganisationen von
Sinti und Roma. Hier leben viele Sinti und Roma, die bereits jetzt sehr viel ehrenamtliche Arbeit für
Antidiskriminierung und Aufklärung leisten, dabei aber nach wie vor zu wenig staatliche Unterstützung
erhalten.

Unterstützer*innen

Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-
Mitte); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Vasili Franco (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Cornelia Hagemann (KV Berlin-Mitte); Luca Krauss (KV Berlin-Mitte);
Sebastian Weise (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Sven
Karim Mekarides (KV Berlin-Mitte); Taylan Kurt (KV Berlin-Mitte); Vasile-Marian Luca (KV Berlin-Mitte);
Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Mila Rabini (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte);
Thuy Chinh Duong (KV Berlin-Mitte); Rico Schulze (KV Berlin-Mitte); Lara Gromm (KV Berlin-Mitte);
Magdalena Matheis (KV Berlin-Mitte); Felix Niggemann (KV Berlin-Mitte); Markus Schopp (KV Berlin-
Mitte); Bettina Schoeley (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Lukas Ulrich (KV Berlin-
Mitte); Sven Drebes (KV Berlin-Mitte); Jonathan Philip Aus (KV Berlin-Mitte); Signe Stein (KV Berlin-
Mitte); Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Jeffrey Klein (KV Berlin-Mitte); Daniel Weßling (KV Berlin-
Mitte); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte)
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K-5-2899 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 176 bis 177 einfügen:
Vielfalt. Respekt.“ weiter ausbauen und mit einem Landesdemokratiefördergesetz einen stabilen
Rechtsrahmen und eine stabile Finanzierung der Zivilgesellschaft schaffen. Berlin wird sich weiterhin
an der Umsetzung der „UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft“ beteiligen. In enger
Abstimmung mit der Zivilgesellschaft sollen Maßnahmen gegen anti-Schwarzen Rassismus umgesetzt
werden, die im Kontext des Konsultationsprozesses erarbeitet worden sind. Wir unterstützen die
Einrichtung eines Schwarzen Community-Zentrums.

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Mathias Adelhoefer (KV
Berlin-Reinickendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Enad
Altaweel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Annika Weidemann (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Alexander Grimm (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Laura Brehme (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Pascal Striebel (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Howe (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amelio Tornincasa (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ulli Reichardt (KV Berlin-Kreisfrei); Judith Bonifer (KV Berlin-
Lichtenberg); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei);
Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Janina Abts (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Thiele (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow);
Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-3385 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 662 bis 667:
Rassismus und Antisemitismus“, der Initiative Geschlechtliche und Sexuelle Vielfalt (IGSV) und
zahlreichen anderen Programmen schon vieles getan. Aber wir wollen mehr: Wir wollen eine
dauerhafte und verlässliche Förderung solcher Projekte und deshalb wollen wir mit einem
Landesdemokratiefördergesetz dauerhafte Strukturen schaffen, um Engagement für Demokratie und
Vielfalt, gegen Hass und Rassismus zu stärken. Vor allem wollen wir Präventionsangebote stärken
sowie Anlaufstellen und Aussteigerprogramme verstetigen.Aber wir wollen mehr: Wir wollen das
Engagement von zivilgesellschaftlichen Projekten und Initiativen – gerade im Bereich der
Antidiskriminierungsarbeit, Demokratieförderung und des Empowerments – absichern und stärken –
und zwar verlässlich, langfristig und mit weniger bürokratischem Aufwand. Deshalb wollen wir ein
Demokratiefördergesetz für Berlin und eine Overhead- bzw. Gemeinkostenpauschale für alle
Zuwendungsprojekte einführen. Die Tarifangleichungen für das Personal von NGOs und freien Trägern
werden wir fortsetzen und die Eingruppierung von Projektstellen systematisieren und erhöhen. Auf
Bundesebenewerden wir uns zudem dafür einsetzen, dass das politische Engagement von Vereinen als
gemeinnützig anerkannt wird.

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Mathias Adelhoefer (KV
Berlin-Reinickendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Enad
Altaweel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Aida
Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei);
Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Judith Bonifer (KV Berlin-Lichtenberg); Laura Brehme (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg);
Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Howe (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf); Amelio Tornincasa (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Ulli Reichardt (KV Berlin-Kreisfrei);
Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Johannes Mihram
(KV Berlin-Mitte); Janina Abts (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Tabea Schoch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Frank
Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Stefanie
Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-3391 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 669 bis 672:
Wir wollen den Berlin Monitor fortführen. Er hat die Erfahrungen der Berliner*innen im
Zusammenleben wissenschaftlich untersucht und wertvolle Hinweise gegeben, um gezielt Probleme
anzugehen. Er ist ein wichtiges Instrument, um mehr über die politischen Einstellungen der
Berliner*innen zu erfahren und Zufriedenheit mit demokratischen Verfahren und mit politischer
Teilhabe zu messen. Er legt rechtsextremistischen, antisemitischen, rassistischen oder andere
menschenverachtende Haltungen offen und erfasst die Erfahrungen von diskriminierten
Berliner*innen. Damit ist er eine wichtige Grundlage für ganz gezielte Maßnahmen.

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Dorothée Marquardt (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Mathias Adelhoefer (KV Berlin-Reinickendorf); Svenja Borgschulte
(KV Berlin-Pankow); Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Henrik Rubner (KV
Berlin-Mitte); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Aida
Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei);
Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Judith Bonifer (KV Berlin-Lichtenberg); Alexander Grimm (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Annika Weidemann (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Laura Brehme (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Howe (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Amelio Tornincasa (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ulli Reichardt (KV
Berlin-Kreisfrei); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei);
Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Janina Abts (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Thiele (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow);
Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Frank Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3406 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

In Zeile 684 einfügen:
Hass und politische Gewalt bekämpfen - gegen jeden Antisemitismus

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta
Kamm (KV Berlin-Mitte); Enad Altaweel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Heider (KV
Berlin-Reinickendorf); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christopher Peter (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Judith Bonifer (KV Berlin-Lichtenberg); Annika Weidemann (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Alexander Grimm (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Laura Brehme (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Amelio Tornincasa (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ulli Reichardt (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-
Lichtenberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Claudia Thiele
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Tabea Schoch (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Frank
Schmuntzsch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Stefanie
Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3409 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 686 bis 688:
politisch motivierte und Hasskriminalität vorzugehen, und werden sie weiter stärken. Wir wollen damit
insbesondere Hassbotschaften im Internet Einhalt gebieten und der Bedrohung jüdischen Lebens
durch den wachsenden Antisemitismus entgegentreten. Daher haben wir auch eine
Antisemitismusbeauftragte bei der Generalstaatsanwaltschaft berufen, einen Ansprechpartner des
Landes Berlin zu Antisemitismus benannt und Hassbotschaften im Internet Einhalt gebieteneine
senatsübergreifende Landeskonzeption zur Weiterentwicklung der Antisemitismus-Prävention
vorgelegt. Diesen klaren Kurs werden wir auch künftig fortsetzen und entschieden gegen jeden
Antisemitismus vorgehen! 

Unterstützer*innen

Philmon Ghirmai (KV Berlin-Neukölln); Tuba Bozkurt (KV Berlin-Mitte); Willi Junga (KV Berlin-Treptow/
Köpenick); Mathias Adelhoefer (KV Berlin-Reinickendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow);
Maziar Taymoorzadeh (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte);
Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte); Enad Altaweel (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Aida Baghernejad (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Vasili Franco (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Judith Bonifer (KV Berlin-Lichtenberg); Annika Weidemann (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Alexander Grimm (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Laura Brehme (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Howe
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Bernd Schwarz (KV Berlin-Reinickendorf); Amelio Tornincasa (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Barbara Boeck-Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Ulli Reichardt (KV
Berlin-Kreisfrei); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei);
Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Sascha Krieger
(KV Berlin-Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Catherine Müller-Wenk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Frank Schmuntzsch (KV
Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Stefanie Klank-Podlich (KV
Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3544 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Markus Schopp (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 822 bis 826:
Wir wollen Berlin zu einer Stadt machen, die keinen zurücklässt. Unser Berlin sollist ein sicherer Hafen
für Menschen sein, die vor Krieg, Verfolgung, Elend, Armut oder der Klimakrise fliehen mussten, und 
soll eine gute Heimat für all dendiejenigen bieten, die in einer weltoffenen, demokratischen und
solidarischen Stadt leben wollen. Alle Menschen, die in Berlin ankommen, müssen eine Chance
erhalten, sich in unserer Stadt ein selbstbestimmtes Leben aufbauen zu könnenaufzubauen.

Begründung

Redaktionelle Änderung

Unterstützer*innen

Fiona Macdonald (KV Berlin-Mitte); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Birgit Vasiliades (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Qosay Amer (KV Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3557-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Markus Schopp (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 834 bis 836 einfügen:
Asylverfahren zusichert. Berlin hat bereits gezeigt, dass es bereit ist, Solidarität zu zeigen und
Menschen aufzunehmen. Gemeinsam fördern wir die Willkommenskultur und beteiligen uns aktiv in
Netzwerken wir Solidarity Cities und dem Bündnis Städte Sichere Häfen. Bislang sind wir mit unserem
Landesaufnahmeprogramm immer wieder am Nein des Bundesinnenministers gescheitert. Diese
Ablehnung ist für uns Ansporn. 

Unterstützer*innen

Fiona Macdonald (KV Berlin-Mitte); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Birgit Vasiliades (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Qosay Amer (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3628 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Sergey Lagodinsky (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 905 bis 908 einfügen:
Wir müssen das europäische Projekt aktiv am Leben halten, Brücken bauen und den europäischen
Austausch fördern. Deshalb wollen wir zukünftig vor allem mit denjenigen Städten, Gemeinden und
Initiativen – vor allem in Osteuropa – gezielt Kooperationen und Partnerschaften eingehen, die unsere
Werte teilen. Um den Austausch mit und Anbindung an unsere Nachbarregionen zu vereinfachen,
unterstützen wir den Ausbau der Schienen-Schnellverbindungen nach Polen und Tschechien und
somit auch in die Slowakei und nach Ungarn. Auch setzen wir uns weiterhin für den zügigen Ausbau
der europäischen Nachtzugverbindungen ein, besipielsweise nach Paris und Brüssel. Auch die
Mitgliedschaft in bestehenden Städtenetzwerke, die sich für Klimaschutz, den 

Begründung

Wertegeleitete Kooperationen soll nicht nur mit Städten, sondern auch mit Gemeinden und
Zivilgesellschaften vorangetrieben werden.

Mit schnelleren Zugverbindungen machen wir den Austausch zwischen Europäer*innnen einfacher und
somit Europa besser vernetzt und besser persönlich erlebbar.

Unterstützer*innen

Hannah Neumann (KV Berlin-Lichtenberg); Stefan Gelbhaar (KV Berlin-Pankow); Juliana Wimmer (KV
Berlin-Mitte); Elisabeth Mandl-Behnke (KV Oberhavel); Rainer Seider (KV Berlin-Mitte); Tobias Balke
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Frank Geraets (KV Berlin-Kreisfrei); Can Aru (KV Berlin-Pankow); Anne Ulrich (KV Berlin-
Pankow); Torben Wöckner (KV Berlin-Lichtenberg); Jakob Wilke (KV Berlin-Lichtenberg); Michael
Froneberg (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Karin Hieronimus (KV Berlin-Kreisfrei);
Pedro Brosei (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Kurt Hildebrand (KV Berlin-Mitte); Marla Luther
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Thomas Dikant (KV Berlin-Neukölln); Volkmar Nickol (KV Berlin-
Kreisfrei); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Oliver Powalla (KV Berlin-Neukölln); Barbara Boeck-
Viebig (KV Berlin-Reinickendorf); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Gerhard Buck (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Nicole Holtz (KV Berlin-Reinickendorf); Elke Klünder (KV Berlin-
Reinickendorf); Jens Augner (KV Berlin-Reinickendorf); Eva Marie Plonske (KV Berlin-Kreisfrei); Heiner
von Marschall (KV Berlin-Reinickendorf); Nikolas Becker (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Kay
Marx (KV Berlin-Kreisfrei); Andreas Rietz (KV Berlin-Reinickendorf); Eckhard Lüth (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Rachel Hamm (KV Berlin-Kreisfrei);
Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-
Reinickendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3606-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 883 bis 885:
Kleidung bis zu Baumaterial – Berlin muss fair, sozial und nachhaltig einkaufen. Auf Bundesebene
setzen wir uns für ein Lieferkettengesetz ein, damit Verbraucher*innen Transparenz erhalten und
Umwelt- und Sozialstandards weltweit eingehalten werden.mit verbindlicher Haftungsregelung ein,
damit Unternehmen weltweit menschenrechtliche und umweltbezogene
Sorgfaltspflichten einhalten müssen, Betroffene Zugang zu Gerichten in Deutschland bekommen und
Verbraucher*innen Transparenz erhalten.

Begründung

Ein Lieferkettengesetz ist gut, aber es muss auch Zähne haben. Dafür ist ein verbindlicher
Haftungsmechanismus der Schlüssel. Gerade schlingert die große Koalition auf Bundesebene und
versucht, einen extrem schwachen Kompromiss auf die Bahn zu bringen. Eins ist deshalb schon jetzt
klar: In der nächsten Legislatur muss die zukünftige Bundesregierung jedenfalls nachbessern. Da kann
und sollte eine entsprechend scharfe Initiative Berlins Rückenwind geben.

Unterstützer*innen

Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Nicole Holtz (KV Berlin-
Reinickendorf); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Bettina Schoeley (KV Berlin-Mitte); Markus
Schopp (KV Berlin-Mitte); Dominik Reich (KV Berlin-Neukölln); Madlen Ehrlich (KV Berlin-Kreisfrei);
Sven Karim Mekarides (KV Berlin-Mitte); Philip Schmitz (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Tobias Balke (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Signe Stein (KV Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-
Mitte); Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Karin Beese (KV Berlin-Neukölln); Lennard Gottmann (KV
Berlin-Mitte); Luca Krauss (KV Berlin-Mitte); Simone Motzkus (KV Berlin-Mitte); Daniel Weßling (KV
Berlin-Mitte); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Friedel Grützmacher (KV Berlin-Kreisfrei);
Martha Goldammer (KV Berlin-Mitte); Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Robert Hahn (KV Berlin-
Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3632 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 909 bis 911 einfügen:
humanen Umgang mit Geflüchteten und gegen Rassismus einsetzen, wollen wir weiter ausbauen und
stärken. Wir werden daher auch Berlins Mitgliedschaft im „Klima-Bündnis – Europäische Kommunen in
Partnerschaft mit indigenen Völkern“ mit konkreten Aktivitäten beleben und unterstützen. Auf EU-
Ebene wollen wir die EU-Städteagenda nutzen, um noch stärker den Austausch und die Kooperation,
besonders im Bereich des Klimaschutzes, der 

Begründung

Das „Klima-Bündnis Europäischer Kommunen in Partnerschaft mit indigenen Völkern“ besteht seit
1990 und ist ein Netzwerk von Städten, Gemeinden und Landkreisen, die sich verpflichtet haben, das
Weltklima zu schützen und konkret die Reduktion der Treibhausgas-Emissionen vor Ort zu reduzieren.
Mitglieder des Klima-Bündnisses sind mehr als 1700 Kommunen aus 28 europäischen Staaten. Damit
ist es das weltweite größte Städtenetzwerk, das sich dem Klimaschutz widmet und es ist das einzige,
das konkrete Ziele setzt. In Anerkennung des Einflusses der Lebensstile des globalen Nordens auf
besonders bedrohte Völker und Orte dieser Welt, verbindet das Bündnis lokales Handeln mit globaler
Verantwortung.

Die Arbeit in diesem wichtigen Bündnis sollten wir in Berlin weiter vorantreiben und würdigen, indem
wir das Bündnis in unserem Programm konkret nennen.

Unterstützer*innen

Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Bettina Schoeley (KV Berlin-
Mitte); Markus Schopp (KV Berlin-Mitte); Dominik Reich (KV Berlin-Neukölln); Sven Karim Mekarides
(KV Berlin-Mitte); Signe Stein (KV Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-Mitte); Philipp Läufer
(KV Berlin-Mitte); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Luca Krauss (KV Berlin-Mitte); Svenja
Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Friedel Grützmacher (KV Berlin-Kreisfrei); Martha Goldammer (KV
Berlin-Mitte); Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Robert Hahn
(KV Berlin-Mitte); Christian Jacobs (KV Berlin-Kreisfrei); Mats Kröger (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2758 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 35 bis 37:
prüfen einen verfassungskonformen Weg für ein Paritégesetz, damit sich alle Parteien verpflichten,
deutlich mehr Frauen in die Parlamente zu schicken, mit dem Ziel einer Ergebnisparitätum mindestens
50% der Macht den Frauen auch im Abgeordnetenhaus durchzusetzen. Hierbei setzen wir uns für eine
queer-feministische Auslegung der Quote ein, denn neben Frauen sind auch alle weiteren nicht cis-
männlichen Personen von struktureller Diskriminierung & Ausschlussmechanismen betroffen. Ihre
Perspektive werden wir besonders berücksichtigen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2793-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 70 bis 73:
Reihen schonungslos aufdeckt und so vielfältig und offen ist, wie unsere Stadt. Genau so entsteht
Vertrauen. Gewalt und Extremismus egal welcher Couleur haben keinen Platz in der offenen
Gesellschaft. Gegen islamistischen Terror, Rechtsextremismus oder linksradikaleGewalt und
Extremismus haben keinen Platz in der offenen Gesellschaft. Gegen Terror und Gewalt braucht es ein
entschlossenes staatliches Handeln und eine klare 

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2958 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 235 bis 237 einfügen:
weiblich sind. Gemäß dem Grundsatz „die Hälfte der Macht den Frauen“ prüfen wir einen
verfassungskonformen Weg für ein queer-feministsches Paritégesetz. Nur so erreichen wir langfristig
eine faire, geschlechtergerechte Politik.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3149 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 426 bis 429:
nicht Überwachung und Kontrolle, um zu verhindern, dass Delikte begangen werden. Uns geht es
darum, gesellschaftliche Konfliktlagen zu entschärfen, bevor sie entstehen, möglichen Täter*innen
Alternativen zu bieten und frühzeitig Grenzen aufzuzeigen, um sie von einer kriminellen Karriere
abzubringen.um Menschen davor zu bewahren, Täter zu werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3167 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 444 bis 446:
Kompetenzen in diversitätssensibler Kommunikation stärken, in der Aus- und Fortbildung ebenso wie
im Polizeialltag durch Supervision. Diskriminierung und, rassistische Tendenzen oder
Rechtsextremismus in der Polizei werden wir untersuchen und mit allen Mitteln bekämpfen – sie
haben in Berlin 

Begründung

Wir müssen das Kind schon beim Namen nennen, alles andere wäre Verharmlosung.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3182 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 459 bis 460 einfügen:
Rechtsschutzmöglichkeiten es gibt. Die kritische Aufarbeitung des Fehlverhaltens einzelner
Polizist*innen schafft Vertrauen und stärkt die Arbeit der gesamten Polizei.

Um strukturellen Problemen begenen & Veränderung gezielt ermöglichen zu können, wollen wir eine
unabhängig konzipierte und durchgeführte Studie zu strukturellem Rassismus, rechtsextremistischen,
rassistischen und antisemitischen Einstellung und Racial Profiling in den Berliner
Sicherheitsbehörden, angelehnt an den Berlin Monitor.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3190 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 467 bis 471:
Neueinstellungen verbessert und viele profitieren von höherer Bezahlung. Die Arbeitszeiten werden
wir familienfreundlicher machen, die Gesundheit der Beamt*innen besser und nachhaltiger schützen,
Millionen von Überstunden abbauen und die Ausstattung verbessern. Und natürlich werden wir 
Polizist*innen und Feuerwehrleuten, die im Dienst angegriffen werden, haben unsere Unterstützung
geben. Nach solchen Übergriffen braucht es verbindliche, destigmatisierende Hilfsangebote, die bei
Bedarf in Anspruch genommen werden können.

Begründung

Konkrete Hilfe ist besser als Solidaritätsbekundungen ohne tatsächliche Ideen. Der populistischen
Debatte sollten wir zudem mit konkreten Lösungsvorschlägen begegnen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3193-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 470 bis 471 einfügen:
Polizist*innen und Feuerwehrleuten, die im Dienst angegriffen werden, unsere Unterstützung geben.

Flexible Hilfsangebote für komplexe Lagen

Wir brauchen multiprofessionelle Kriseninterventionsteams, die nach einem Notruf statt oder
ergänzend zur Polizei losgeschickt werden können. Die Polizei ist oft nicht die richtige Antwort auf
soziale Probleme in unserer Stadt. Wer sich in einer akuten psychischen Krise befindet, marginalisert
ist, durch obdachlosigkeit in eine Notlage gerät oder Opfer häuslicher Gewalt wurde, sollte keine
Angst haben müssen, den Notruf zu wählen. Komplexe Lagen erfordern flexible Antwortmöglichkeiten,
die zur tatsächlichen Hilfe bei Betroffenen beitragen können. Angebote wie Storchenmobile wollen
wir stärken, auch um den Rettungsdienst zu entlasten.

Begründung

Notwendige Ergänzung

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2740 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Nach Zeile 18 einfügen:
Um dies zu erreichen, braucht es auch eine differenzierte Auseinandersetzung mit unterschiedlichen
Formen von Rassismus, etwa Rassismus gegen Schwarze Menschen, antimuslimischer Rassismus oder
antiasiatischer Rassismus. So hat Berlin als erstes Bundesland eine Expert*innen-Kommission zu
antimuslimischem Rassismus einberufen, von der wir uns als Partei wichtige Impulse und
Maßnahmenvorschläge für unsere politische Arbeit versprechen.

Begründung

Wir sollten als Partei differenzierte Konzepte zu spezifischen Formen von Rassismus entwickeln. Die
Expert*innen-Kommission zu antimuslimischem Rassismus ist ein gutes Beispiel dafür. Und es ist die
richtige Reaktion auf die zuletzt erschreckende Zunahme von antimuslimischen Angriffen, etwa auf
Frauen, die Kopftuch tragen oder sogar kleine Kinder, die als muslimisch gelesen werden. Auch der
rassistische Terroranschlag von Hanau fußte mitunter auf der Ideologie des antimuslimischen
Rassimus.

Unterstützer*innen

Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Luca Krauss (KV Berlin-Mitte); Vasili
Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Johannes Mihram (KV
Berlin-Mitte); Tim Rössig (KV Berlin-Kreisfrei); Lara Gromm (KV Berlin-Mitte); Magdalena Matheis (KV
Berlin-Mitte); Felix Niggemann (KV Berlin-Mitte); Lukas Ulrich (KV Berlin-Mitte); Sven Drebes (KV
Berlin-Mitte); Daniel Weßling (KV Berlin-Mitte)
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K-5-3204 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 481 bis 490:
Wir brauchen ein funktionierendes Frühwarnsystem gegenüber Verfassungsfeinden,
staatszersetzenden und demokratiegefährdenden extremistischen Personen, Strukturen und 
StrukturenBestrebungen. Dieses benötigt eine hohe demokratische Legitimation und eine
umfrangreiche parlamentarische Kontrolle, die wir auch zukünftig weiter stärken wollen.[Leerzeichen]

Der Berliner Verfassungsschutz musste sich in den letzten Jahren zwar wichtigen zusätzlichen 
Herausforderungen stellen, konnte beimhat aber dabei bewiesen, dass er in seiner jetzigen Systematik
nicht dafür aufgestellt ist, den Herausforderungen einer wachsenden Abstrakten & konkreten
Bedrohung durch diverse demokratiegefährdende Bestrebungen zu begegnen. Durch den
islamistischen Terroranschlag auf dem Breitscheidplatz und in, im Kontext der rechtsextremen 
Neuköllner Anschlagsserie aber nicht überzeugenin Neukölln oder durch die illegale Datenweitergabe
aus dem Verfassungsschutz direkt an die AfD und hat soder Berliner Verfassungsschutz weiter an
Vertrauen verloren und ist seiner Aufgabenerfüllung nicht gerecht geworden. Er hat sich in Bund und
Ländern nicht als Teil der Lösung, sondern als Teil des Problems bewiesen.

Um eine Alternative für diesen Verfassungsschutz zu schaffen, setzen wir auf eine wissenschaftliche
Evaluation und eine anschließende Erneuerung der Berliner und bundesweiten Sicherheitsarchitektur. 
So lange lehnen wir zusätzlicheWir wollen den Verfassungsschutz in seiner jetzigen Form mittelfristig
abschaffen. Zusätzliche Befugnisse oder Mittel für den Verfassungsschutz in seiner jetzigen Form 
lehnen wir ab.Das System der V-Leute muss stärker reguliert & so weit wie möglich zu reduziert
werden.
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K-5-3400 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 678 bis 679 einfügen:
Viele Menschen erleben Diskriminierung und Hass, sei es wegen ihrer Herkunft, ihres Geschlechts, 
ihres Glaubens oder ihrer sexuellen Identität. Die Betroffenen fühlen sich oft isoliert und
ausgeschlossen 
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K-5-3549 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 827 bis 835:
Wir bekennen uns zu den europäischen Werten von Frieden, Demokratie, Menschenrechten und
Solidarität. Die Abschottungspolitik an den europäischen Außengrenzen steht diesen Werten entgegen
und ist eine Schande für Europa. Die Unterbringung von Geflüchteten in menschenunwürdigen Lagern,
wie in Moria auf Lesbos, zeigt das Scheitern der bisherigen europäischen Asyl- und Migrationspolitik.
Wir fordern stattdessen eine solidarische und menschenrechtsbasierte europäische Flüchtlingspolitik,
die allen Asylsuchenden ein faires Asylverfahren zusichert.

Hierzu gehört für uns auch, dass Berlin sich nicht länger durch die Entsendung von
Landesbeamt*innen an menschenrechtswidrigen Frontexeinsätzen beteiligt.

Wir bekennen uns zu den europäischen Werten von Frieden, Demokratie, Menschenrechten und
Solidarität. Die Abschottungspolitik an den europäischen Außengrenzen steht diesen Werten entgegen
und ist eine Schande für Europa. Die Unterbringung von Geflüchteten in menschenunwürdigen Lagern,
wie in Moria auf Lesbos, zeigt das Scheitern der bisherigen europäischen Asyl- und Migrationspolitik.
Wir fordern stattdessen eine solidarische und menschenrechtsbasierte europäische Flüchtlingspolitik,
die allen Asylsuchenden ein faires Asylverfahren zusichert. Berlin hat bereits gezeigt, dass es bereit ist,
Solidarität zu zeigen und Menschen aufzunehmen. Bislang sind wir mit unserem
Landesaufnahmeprogramm immer 

Begründung

Europa darf keine Festung werden und Berliner Landesbeamt*innen dürfen sich nicht am Aufbau
dieser beteiligen.
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K-5-3552 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Erik Marquardt (KV Berlin-Treptow/Köpenick)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 829 bis 831 einfügen:
Solidarität. Die Abschottungspolitik an den europäischen Außengrenzen steht diesen Werten entgegen
und ist eine Schande für Europa. Mit dem Ziel der Abschreckung wird Seenotrettung auf dem
Mittelmeer systematisch kriminalisiert und verhindert, wodurch die Flucht aus Bürgerkriegsländern
wie Libyen immer schwieriger und gefährlicher wird. Wir stehen an der Seite der zivilen Seenottung
und setzen uns dafür ein, dass Berlin selbst einen aktiven Beitrag zur Seenotrettung im Mittelmeer
leistet, bis die Bundesregierung oder die Europäische Union diese Aufgabe endlich übernehmen.

Begründung

Mit einem aktiven Beitrag zur Seenotrettung kann Berlin Menschenleben retten. Angesichts der
Kriminalisierung ziviler Rettung und der Abwesenheit einer staatlich organisierten Rettung sollte
Berlin hier Verantwortung übernehmen.

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Aida Baghernejad (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Svenja
Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Karolina Ziehm (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Michael Sebastian
Schneiß (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-5-2924 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 201 bis 203:
und gleichzeitig auch die Hürden zur Einbürgerung senken. Einbürgerungen wollen wir in allen
Bezirken einheitlich und im Sinne der Einbürgerung gestalten; fürgestalten. Die Möglichkeiten der
Einbürgerung wollen wir aktiv und zielgruppengerecht bewerben, etwa durch eine Neuauflage der
Berliner Einbürgerungskampagne. Für Menschen, die seit Jahren hier leben, dürfen weder Sprachtests
noch Transferleistungsbezug ein Ausschlusskriterium 

Begründung

Berlin ist seit Jahren bundesweites Schlusslicht beim ausgeschöpften Einbürgerungspotential. Hier
kann gezielte Öffentlichkeitsarbeit neben weiteren rechtlichen und strukturellen Maßnahmen dazu
beitragen, dass wir höhere Einbürgerungszahlen erzielen.

Unterstützer*innen

Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Simone Motzkus (KV Berlin-
Mitte); Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Sven Karim Mekarides (KV Berlin-Mitte); Thuy Chinh Duong (KV
Berlin-Mitte); Tim Rössig (KV Berlin-Kreisfrei); Lara Gromm (KV Berlin-Mitte); Susanne Litzel (KV
Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-Mitte); Magdalena Matheis (KV Berlin-Mitte); Lukas Ulrich
(KV Berlin-Mitte); Burhan B. Cetinkaya (KV Berlin-Mitte); Felix Niggemann (KV Berlin-Mitte); Bettina
Schoeley (KV Berlin-Mitte); Markus Schopp (KV Berlin-Mitte); Sven Drebes (KV Berlin-Mitte); Jonathan
Philip Aus (KV Berlin-Mitte); Signe Stein (KV Berlin-Mitte); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Daniel
Weßling (KV Berlin-Mitte); Luca Krauss (KV Berlin-Mitte)
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K-5-3577-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 854 bis 857 löschen:
soll ihnen ermöglicht werden. Die gesetzlichen Spielräume wollen wir konsequent zugunsten der
Betroffenen nutzen. Dazu gehört, dass die, die arbeiten oder sich bilden, auch bleiben können. Ein
prekärer Aufenthaltsstatus darf nicht länger die Aufnahme einer Ausbildung, berufsvorbereitende
Maßnahmen oder den Abschluss eines angebotenen Arbeitsvertrages 

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2817-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

In Zeile 95:
Kulturhauptstadt Berlin 

Berlin - eine Kulturmetropole

Begründung

Kulturhauptstadt ist durch die "Kulturhauptstadt Europas" ein besetzter Begriff, den wir vermeiden
wollen. Zudem beschreibt er eine falsche Hierarchie, die Berlin über andere Städte erhebt. Das gilt
ebenso für den im ersten Satz des Entwurfs anklingenden Neid-Gedanken.
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K-5-2923 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 200 bis 202 einfügen:
und unabhängig von der Staatsangehörigkeit möglich sein muss. Dies wollen wir ermöglichen und
gleichzeitig auch die Hürden zur Einbürgerung senken und die Einbürgerungsquote erhöhen.
Einbürgerungen wollen wir in allen Bezirken einheitlich und im Sinne der Einbürgerung gestalten; für
Menschen, die seit Jahren 

Begründung

Die Einbürgerungsquote in Berlin ist relativ niedrig verglichen mit anderen Bundesländern. Wir sollten
uns die Erhöhung dieser Quote zur Aufgabe machen. Die entsprechenden Hebel werden in diesem
Absatz benannt.

Unterstützer*innen

Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Simone Motzkus (KV Berlin-
Mitte); Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Sven Karim Mekarides (KV Berlin-Mitte); Susanne Litzel (KV
Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-Mitte); Magdalena Matheis (KV Berlin-Mitte); Christopher
Schriner (KV Berlin-Mitte); Burhan B. Cetinkaya (KV Berlin-Mitte); Bettina Schoeley (KV Berlin-Mitte);
Markus Schopp (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Lukas Ulrich (KV Berlin-Mitte); Sven
Drebes (KV Berlin-Mitte); Jonathan Philip Aus (KV Berlin-Mitte); Signe Stein (KV Berlin-Mitte); Lennard
Gottmann (KV Berlin-Mitte); Daniel Weßling (KV Berlin-Mitte); Luca Krauss (KV Berlin-Mitte)
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K-5-3584 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 861 bis 863:
Schulzeit oder der Besuch einer Hochschule – müssen für die gesamte Familie konsequent
ausgeschlossen sein. Abschiebungen sollen generell nur in Ausnahmefällen erfolgen. Die
Abschiebungen in Krisen- und Konfliktregionen, wie nach Afghanistan, lehnen wir ab.

Abschiebungen lehnen wir ab, ebenso wie das Konzept der sicheren Drittstaaten.

Die Abschiebungen in Krisen- und Konfliktregionen, wie nach Afghanistan, lehnen wir ab.
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K-5-2817-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 95 bis 101:
Die Parallelität unterschiedlichster Lebensentwürfe ist Teil der Faszination, die von Berlin in die Welt
ausstrahlt. Dazu gehört auch die vielfältige Kunstszene – die freie Szene, die Clubkultur, die
Musikkultur, die vielen Museen, Kinos und Theater. Wir wollen, dass alle Menschen in dieser Stadt
ungehindert und barrierefrei teilhaben können an Kultur und Künsten. Dazu gehören breit gefächerte
Angebote, die eigene Kreativität zu entfalten, genauso wie der freie Zugang zu allem, was
Künstler*innen schaffen oder geschaffen haben. Jenseits der Grundvoraussetzungen des Lebens bilden
Kultur und die Künste das, was uns Menschen ausmacht. Und sie sind das, was bleiben wird. Sie bilden
einen wesentlichen Teil unseres geistigen und materiellen Erbes und stehen daher unter unserem
besonderen Schutz. Daher

Die Welt beneidet Berlin um seine Kunst- und Kulturszene – die freie Szene, die Clubkultur, die vielen
Museen, Kinos und Theater. Kunst und Kultur brauchen Freiheit, aber auch eine auskömmliche
öffentliche Förderung und hinreichend Räume. Infolge der Corona-Krise, durch Bodenspekulation und
Verdrängung ist die Situation vieler Kulturschaffender, Kreativer und privater Kulturorte heute prekärer
denn je. Umso mehr kämpfen wir für eine bessere soziale Absicherung von Kulturschaffenden, die
Schaffung und den Erhalt künstlerischer Freiräume 

Begründung

Dieser einleitende Abschnitt (Zeilen 2818 - 2829) des Entwurfs wiederholt sich inhaltlich nahezu
vollständig in der Einleitung zu Abschnitt 5.7., wo uns die Zusammenfassung der konkreten Politik-
Ziele richtig erscheint. An dieser Stelle erscheint es uns notwendig, den Stellenwert von Kultur und
den Künste grundsätzlicher zu fassen. Es kann dabei nicht nur um den 'Output' - also die entstehenden
Produkte - und dessen Voraussetzungen gehen. Damit würden wir ausschließlich die Perspektive der
Konsument*in oder Zuschauer*in einnehmen. Aber es geht um mehr: Neben der realen Welt unserer
Tätigkeiten, unserer Berufe und unseres Alltags, um die sich die Politik gestaltend bemüht, gibt es die
Welt der Fantasie, der Träume, auch der Emotionen, und der Fragen an die Welt und das Dasein, die uns
umtreiben und voranbringen. Das ist es, was Kultur und die Künste ausmacht und bewegt. Und das hat
mit Freizeit überhaupt nichts zu tun. In diesem Sinne wollen wir an das alte Beuys-Wort „Jeder Mensch
ist ein Künstler“ erinnern (heute würde er sagen: „… eine Künstler*in“). Da geht es nicht um den Pinsel
oder die Gitarre in der Hand. Es geht um diese grundsätzlich andere Dimension.
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K-5-3692 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 969 bis 970 einfügen:
Integrationsverwaltung übertragen werden. Gesetzliche Spielräume wollen wir konsequent zugunsten
der Betroffenen nutzen. Berlin setzt sich beim Bund dafür ein, dass auch Geflüchtete mit subsidiärem
Schutz Reisedokumente mit ihrem Aufenthaltstitel (analog zu den Geflüchteten mit anerkanntem mit
Asylstatus nach AsylG §72 Abs. 1.) erhalten, damit auch diese nicht auf die Beantragung eines
nationalen Passes von den Botschaften der Herkunftsstaaten, aus denen sie geflüchtet sind,
angewiesen sind. Diese nationalen Pässe sind oft mit zu hohen finanziellen Kosten für die Geflüchtete
verbunden. Zudem wollen wir die in Berlin bis 2018 geltende Sonderregelung, die eine solche
Passbeschaffung nicht zwingend machte, wieder einführen, bis eine entsprechende Reglung auf
Bundesebene für alle in Deutschland lebenden Geflüchteten mit subsidiärem Schutz beschlossen wird.
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K-5-2823 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 100 bis 107:
privater Kulturorte heute prekärer denn je. Umso mehr kämpfen wir für eine bessere soziale
Absicherung von Kulturschaffenden, die Schaffung und den Erhalt künstlerischer Freiräume genauso
wie für eine gute kulturelle Grundversorgung und Teilhabe aller Berliner*innen. Wir werden dafür die
bestehende Fördersystematik innovativ weiterentwickeln: durch mehr Mittel für Berlins Freie Szene,
junge Sparten und hybride Kulturformen, eine Stärkung der Ankerinstitutionen und kulturellen
Bildungsarbeit sowie eine bessere Repräsentanz der gesellschaftlichen Vielfalt – gerade auch in Jurys,
Intendanzen und Aufsichtsgremien. Das gilt auch für die freien Medien, deren Unabhängigkeit wir
gegen alle Angriffe verteidigen..

Ein Berliner Kulturfördergesetz kann die dafür notwendigen Rahmenbedingungen gesetzlich
verankern, den gesellschaftlichen Stellenwert von Kultur und den Künsten in unserer Stadt stärken
und die bestehende Fördersystematik innovativ weiterentwickeln. Wesentliche Kriterien hierbei sind
ökologische sowie soziale Nachhaltigkeit und Diversität.

Wir schaffen Transparenz bei der Vergabe Leitungspositionen und eine gerechte

Repräsentanz der gesellschaftlichen Vielfalt – gerade auch in Jurys, Intendanzen und Aufsichtsgremien.
Das gilt auch für die freien Medien, deren Unabhängigkeit wir gegen alle Angriffe verteidigen.

Begründung

Die hier bisher genannten Unterpunkte werden in der Einleitung zu 5.7. und Folgendem erneut
benannt und ausgeführt. Wichtig erscheint uns hier, dass die Corona-Pandemie uns gezeigt hat, dass
wir nicht mehr akzeptieren können und dürfen, Kultur und die Künste als Freizeitwert darzustellen. Die
gesellschaftliche Relevanz von Kultur und den Künsten muss zukünftig gesetzlich verankert und nicht
mehr in Frage gestellt werden. Dafür kann ein Kulturfördergesetz einen wesentlichen Beitrag leisten.
Ergänzen wollen wir außerdem neben einer gerechten Repräsentanz die Forderung nach Transparenz
bei der Vergabe von Leitungspositionen.
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K-5-2869 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: KV Treptow-Köpenick
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 146 bis 148 einfügen:
Menschen mit oder ohne Behinderung, Gläubige aller Glaubensrichtungen oder Nichtgläubige, LSBTIQ*,
Schwarze Menschen, People of Color, Jüd*innen, Sintize* und Romnja* ebenso wie Kinder, Jugendliche
und alte Menschen. Die Voraussetzungen dafür sind ein umfassender Schutz vor 
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K-5-3412 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 690 bis 704:
Berlin ist eine Kulturhauptstadt. Kaum eine andere Stadt hat ein so reichhaltiges Angebot an Theatern,
Museen, Orchestern und Chören, eine so vibrierende Film-, Literatur-, Musik- und Clubszene, mit der
Künstler*innen und Kreative Berlin spannend und lebenswert machen. Doch diese Kunst- und
Kulturmetropole ist unter Druck: Der übergroße Teil der Kulturschaffenden gehört immer noch zu den
Geringverdienenden in unserer Gesellschaft. Steigende Mieten und Lebenshaltungskosten haben
soziale Verdrängung und den Verlust künstlerischer Freiräume mit sich gebracht. Durch den Lockdown
in der Corona-Pandemie haben zahllose freischaffende Künstler*innen und private Kulturorte von
heute auf morgen ihre Existenzgrundlage verloren. Wir stehen für den Erhalt und Ausbau von Berlins
einmaliger Kulturlandschaft: Wir haben mit Mindesthonoraren und neuen Förderprogrammen für eine
Besserstellung von Künstler*innen gesorgt, durch die Sicherung öffentlicher Liegenschaften sowie
gezielte Immobilienankäufe neue Kulturräume geschaffen und die kulturelle Grundversorgung in den
Bezirken ausgebaut. Nun wollen wir den nächsten Schritt machen, indem wir die Kulturraum-Frage ins
Zentrum der Stadtentwicklungspolitik rücken, die Fördersystematik zugunsten von mehr Gerechtigkeit,
Transparenz und Diversität reformieren und die Dekolonisierung Berlins weiter vorantreiben.

Die Kunst- und Kulturmetropole Berlin ist unter Druck. Kaum eine andere Stadt hat ein so
reichhaltiges Angebot an Theatern, Museen, Orchestern und Chören, eine so vibrierende Film-,
Literatur-, Musik- und Clubszene, mit der Künstler*innen und Kreative Berlin spannend und lebenswert
machen. Doch der übergroße Teil von ihnen gehört immer noch zu den Geringverdienenden in unserer
Gesellschaft. Bodenspekulation, steigende Mieten und Lebenshaltungskosten haben soziale
Verdrängung und den Verlust künstlerischer Freiräume mit sich gebracht. Darüber hinaus haben durch
den Lockdown in der Corona-Pandemie zahllose freischaffende Künstler*innen und private Kulturorte
von heute auf morgen ihre Existenzgrundlage verloren.

Wir stehen für den Erhalt und Ausbau von Berlins einmaliger Kulturlandschaft: Wir haben mit
Mindesthonoraren und neuen Förderprogrammen für eine Besserstellung von Künstler*innen gesorgt,
durch die Sicherung öffentlicher Liegenschaften sowie gezielte Immobilienankäufe neue Kulturräume
geschaffen und die kulturelle Grundversorgung in den Bezirken ausgebaut. Nun wollen wir den
nächsten Schritt machen, indem wir die Kulturraum-Frage ins Zentrum der Stadtentwicklungspolitik
rücken, die Fördersystematik zugunsten von mehr Gerechtigkeit, Transparenz und Diversität
reformieren und die Dekolonisierung Berlins weiter vorantreiben.

Begründung

Auch im Text wollen wir den Begriff der Kulturhauptsadt vermeiden. Ebenso vermeiden wollen wir den
Begriff der "Kulturschaffenden", der inhaltlich ungenau und einengend und zudem historisch belastet
ist.

Den Aspekt der Bodenspekulation haben wir aus Zeile 2821 übernommen, alles weiter sind
redaktionelle Änderungen.
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K-5-3223 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 500 bis 502:
Verwaltungsgericht einziehen soll. Mit einem umfassenden Sanierungsprogramm haben wir
insbesondere begonnen die Justizvollzugsanstalten in Tegel und Moabit grundsaniertgrundzusanieren.
Wir sind dabei, Richter*innen mit mobilen Arbeitsgeräten auszustatten, haben für den Jugendarrest
eine 

Begründung

Inhaltlich falsch, die Sanierung ist noch nicht abgeschlossen. Im Wahlprogramm sollten keine Fehler
sein.

Unterstützer*innen

Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Axel Bußmer (KV Berlin-Kreisfrei); Tobias Balke (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Babette Metz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jonathan Philip Aus (KV
Berlin-Mitte); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Birgit Vasiliades (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-5-3480-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

In Zeile 758:
Ein Zentrum der Kunst und Kreativwirtschaft im Flughafen Tempelhof

Berlin ist Zentrum der Kreativwirtschaft

Begründung

Die Überschrift soll die Bedeutung der Kreativwirtschaft für ganz Berlin und nicht allein das
Flughafengebäude THF in den Blick nehmen.
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K-5-3480 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 758 bis 766:
Die Kreativwirtschaft ist schon seit Langem zu einem der wichtigsten Wirtschaftsfaktoren dieser Stadt
geworden. Wir werden kreative Innovationen, speziell von Kleinstunternehmen, Solo-Selbstständigen
und freien Gruppen, gezielt und unmittelbar fördern. Prekäre Arbeits- und Abhängigkeitsverhältnisse
werden wir nicht dulden und ein entsprechendes Paket von Maßnahmen auf den Weg bringen. Als
digitale Ergänzung werden wir eine landeseigene, virtuelle „Plattform Berlin“ aufbauen, in der sich alle
Branchen der Berliner Kreativwirtschaft unter dem Signum ”made in berlin” sammeln.

Wir wollen kreative Innovationen, speziell von Kleinstunternehmen, Solo-Selbstständigen und freien
Gruppen, fördern. Im Gebäude des Flughafens Tempelhof soll ein Zentrum für Kultur- und
Kreativwirtschaft entstehen, in dem Ateliers, Galerien, Proberäume und freie Spielorte ebenso wie
Produktions- und Präsentationsstätten für Design, Mode, Architektur oder Games Platz finden. Alles,
was dort produziert wird, soll unter dem Label „made in Berlin“ gezielt vermarktet und präsentiert
werden. Dazu wollen wir als digitale Ergänzung eine landeseigene virtuelle „Plattform Berlin“
aufbauen. Auch im ehemaligen Flughafen Tegel wollen wir Raum für die Kreativwirtschaft schaffen.

Das Gebäude des Flughafens Tempelhof wird zu einem Zentrum für Kultur und Kreativwirtschaft, in
dem Ateliers, Studios, Galerien, Proberäume und freie Spielorte ebenso wie Ausbildungs-, Produktions-
und Präsentationsräume für Film, Design, Mode, Architektur und Games Platz finden. Auch im
ehemaligen Flughafen Tegel werden wir Raum für Kultur und Kreativwirtschaft schaffen.

Begründung

Zwei unabhängige Projekte - die Zukunft des Flughafengebäudes THF und die digitale Plattform - sind
in dem bisherigen Entwurf vermengt worden. Zudem wollen wir die Bedeutung der Kreativwirtschaft,
gerade für Berlin, hervorheben und uns klar gegen prekäre Arbeitsverhältnisse positionieren. Darüber
hinaus sind es geringfügige redaktionelle Änderungen.
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K-5-3198-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jan Fährmann (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 475 bis 477 einfügen:
schaffen, erteilen wir eine klare Absage. Sicherheit entsteht nicht durch Überwachung und
Vorratsdatenspeicherung auf Kosten der Freiheit und Privatsphäre aller. Wir wollen die
Videoüberwachung in öffentlich zugänglichen Räumen auf das unbedingt erforderliche Maß
begrenzen, einem Missbrauch durch technische und organisatorische Vorkehrungen verhindern und
bestehende Befugnisse in diesem Sinne überprüfen. Den Einsatz biometrischer Überwachungssysteme
in öffentlich zugänglichen Räumen und Fahrzeugen des öffentlichen Verkehrs lehnen wir ab. Die
Sicherheitsbehörden brauchen effektive und wirksame Mittel im Kampf gegen Verbrechen und 

Begründung

Diese Diskussion ist sehr aktuell und wird mit dem technischen Fortschritt immer mehr Gegenstand
von politischen Diskussionen sein. Die anlasslose, technische Überwachung öffentlicher Räume
schränkt für manche Menschen deren Nutzung ein und bringt in aller Regel keinen Sicherheitsgewinn.
Das Thema hat uns in der Legislatur mit dem Volksbegehren für mehr Videoüberwachung beschäftigt
und wir haben uns klar dagegen positioniert. Ein Fehlen dieser Forderung könnte als eine
Befürwortung von Videoüberwachung auf öffentlichen Plätzen interpretiert werden.

Unterstützer*innen

Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Michael Servatius (KV Berlin-Kreisfrei); Filiz
Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg);
Thilo Klawonn (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Tobias Balke
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Laura Sophie
Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Jonathan Philip Aus (KV Berlin-Mitte); Jan Stiermann (KV Berlin-
Neukölln)
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K-5-3426 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Nach Zeile 704 einfügen:
Damit Berlins Kulturlandschaft aus der Corona-Krise so gut wie möglich wieder herausfindet, müssen
wir der Kulturszene in unserer Stadt Sicherheit für die Zukunft geben. Für uns ist deshalb klar, dass
etwaige Sparzwänge nicht zu Lasten des Kulturbereichs gehen dürfen!
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K-5-2804 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Digitales und Netzpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 81 bis 82 einfügen:
ist in der Planung, um Berlin für Notfälle sicherer zu machen. Diesen Weg, Ausstattung und
Arbeitsbedingungen für unsere Sicherheitskräfte zu verbessern, wollen wir weitergehen.

Es ist problematisch, dass Sicherheitsdebatten oftmals vorgeschoben werden, um polizeiliche
Überwachungsmöglichkeiten massiv auszuweiten. Die Ausweitung der Videoüberwachung im
öffentlichen Raum lehnen wir ab. Außerdem möchten wir ein berlinweites Verbot von
Gesichtserkennungs-Technologie in öffentlichen Videoüberwachungsgeräten durchsetzen.
Gesichtserkennung greift noch stärker als herkömmliche Videoüberwachung in unsere Freiheitsrechte
ein. Sie ist stark fehleranfällig und daher anfällig für Diskriminierung.

Das Sicherheitsgefühl in der Öffentlichkeit wollen wir trotzdem stärken, aber nicht mit intransparenter
Überwachungstechnik, sondern mit zugänglichen und bürger*innennahen Polizeibeamt*innen, mehr
Beleuchtung von öffentlichen Plätzen und der Förderung von Programmen zur Prävention von
Jugendkriminalität

Begründung

Gesichtserkennungstechnik hat drei große Probleme , die von der konservativen Sicherheitspolitik oft
verkannt werden: Sie hat diskrimierende Falscherkennungsraten, welche PoC und weibliche Personen
wahrscheinlicher fälschlicherweise als verdächtige Person identifizieren, sie erhöht den
Überwachungsdruck auf öffentliche Räume, weil jede vorbeigehende Person potentiell davon
ausgehen muss, dass ihre Position und Bewegungen erfasst werden. Selbst wenn dies in wahrheit
nicht so ist kann das schon zu Selbsteinschränkungen führen wie zb. zur Nicht-Teilnahme an einer
Demonstration. Drittens ist die IT-Sicherheit und organisatorische Kontrolle der Systeme kompliziert,
selbst wenn die Systeme nur extrem wenige Personen in der Öffentlichkeit suchen sind wir nur ein
Softwareupdate davon entfernt, dass die Systeme die Bewegungsmuster von allen Personen speichern
und erfassen. Ein Aufbau von Gesichtserkennungssytemen wäre ein Aufbau von einer Infrastrktur, die
im Zweifel sehr schnell zu einem Überwachungsstaat umfunktioniert werden könnte.
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K-5-3376 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Digitales und Netzpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 653 bis 658:
Engagement und Sachverstand der Bürger*innen ein in eine gemeinwohlorientierte Stadtentwicklung.
Dazu wollen wir einen „Stadtvertrag Beteiligung“ erarbeiten: weitere Stärkung der direkten
Demokratie, transparente Verwaltung und Zugang zu Verwaltungswissen, Ausbau der
Beteiligungsbüros in der ganzen Stadt, das neue Instrument der Bürger*innenräte,
Bürger*innenentscheide auf Bezirksebene verbindlich machen, eine*n Beauftragte*n einsetzen, um
diese Prozesse zu begleiten und voranzutreiben.
Wir wollen die Infrastruktur digitaler Beteiligung, wie sie derzeit etwa mit meinBerlin besteht,
ausweiten und damit das Prinzip offener Daten flankieren. Sie soll die Möglichkeiten voranbringen,
unter datenschutzfreundlichen Bedingungen eine Informations-, Diskussions- und
Beteiligungsgrundlage für Bürger*innen zu schaffen. So soll auf verschiedenen Ebenen, sei es der Kiez
oder der Bezirk, die Bereitstellung offener Daten gezielt mit einer möglichst inklusiven Gestaltung
durch die Bürger*innen verbunden werden. Für uns Grüne ist es dabei zentral, diese Infrastrukturen
nicht als externe Konsultationsmechanismen zu verstehen, sondern sie aktiv in demokratische
Verfahren und Praktiken zu integrieren und auch eine Schnittstelle zu bestehenden,
zivilgesellschaftlichen Projekten zu ermöglichen.

Begründung

Es ist sinnvoll, die Open Data Strategie mit einer Beteiligungsplatform zu flankieren (man denke an
DECICIM/DECODE in Barcelona), um nicht nur eine liberale öffnende Komponente drin zu haben,
sondern diese auch möglichst weitgehend und niedrigschwellig für Gestaltungsprozesse zugänglich
zu machen. Zugleich sollten bestehende zivilgesellschaftliche Infrastrukturen integrierbar sein (in
Richtung fixmyberlin o.ä.
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K-5-2725 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 2 bis 4 löschen:
Berlin ist die Stadt der Freiheit. Hier leben knapp vier Millionen Menschen mit den
unterschiedlichsten Biographien, Identitäten, Zielen und Träumen. Unsere Vision ist eine Stadt, die der
Vielfalt ihrer Bewohner*innen gerecht wird. Der Staat kann und soll das 

Begründung

Der Begriff „Identität“ kann als Überbetonung einer Gruppenzugehörigkeit missverstanden werden. So
wird glücklicherweise bis in die Alltagssprache hinein nicht mehr von „Behinderten“ gesprochen,
sondern von „Menschen mit Behinderung“. Die sprachliche Hervorhebung bestimmter Merkmale und
Gruppenzugehörigkeiten reduziert und stigmatisiert die Persönlichkeit der Betroffenen. Menschen sind
jedoch vor allem Individuen und sie sollten auch so behandelt und angesprochen werden.
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K-5-2894 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 171 bis 172 einfügen:
Staatsbürger*innenschaft darf nur in Berufen als Voraussetzung verlangt werden, in denen dies absolut
notwendig ist.

Wir möchten die Rechte von Trans*, Inter* und nicht-binären Menschen (TIN) stärken. Dafür sollen
Geschlechts- und/oder Namenseintrag sowie Anrede selbstbestimmt und unbürokratisch wählbar sein.
Dies betrifft Menschen an den Berliner Hochschulen als auch die landeseigenen Behörden. Die
Angaben können mittels eines formlosen Antrags auch rückwirkend geändert werden. Eine Änderung
wird nicht nur in internen, sondern auch in externen Dokumenten ermöglicht. Mitarbeiter*innen und
Lehrpersonal werden für die Anliegen von TIN Menschen sensibilisiert und jede Institution muss einen
Schlüssel an Beratungs- und Gleichstellungsbeauftragten für TIN Personen vorweisen!
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K-5-3015 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

In Zeile 293:
Selbstbestimmte Sexarbeit ermöglichen. Zwangsprostitution bekämpfen. 

Selbstbestimmte Sexarbeit stärken.
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K-5-2794 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 71 bis 74:
entsteht Vertrauen. Gewalt und Extremismus egal welcher Couleur haben keinen Platz in der offenen
Gesellschaft. Gegen islamistischen TerrorIslamismus, Rechtsextremismus oder linksradikale
GewaltLinksextremismus braucht es ein entschlossenes staatliches Handeln und eine klare
gesellschaftspolitische Haltung des Miteinanders aller Menschen, die sich auf dem Boden des 

Begründung

Es sollte auf eine Kongruenz der Begriffe geachtet werden. Es ist schwer nachvollziehbar, warum in
einem Fall der Extremismus als weiter gefasster Begriff verwendet wird, in beiden anderen Fällen
allerdings nur auf die schlimmste Konsequenz des Extremismus, die Gewalt resp. Terror, abgestellt
wird.

Das wichtigste Kennzeichen islamistischer Ideologie ist die Behauptung, dass Religion eine alle
gesellschaftlichen Bereiche übergreifende Sphäre ist; das Religion und Politik eine unteilbare Einheit
bilde. Der legalistische, nicht auf die Ausübung von Gewalt orientierte Islamismus unterscheidet sich
vom gewaltorientierten bzw. terroristischen Islamismus in Hinsicht auf die Methode zur Durchsetzung
der Ziele, deren ideologische Basis dieselbe ist. Der legalistische Islamismus hat viele Facetten und
Ausdrucksformen, als gemeinsames Gedankengut kann jedoch die Auffassung gelten, das die eigene
Religion nicht allein als Glaube und Ethik betrachtet wird, sondern als vollkommene Lebensform, die
als umfassendes Gesellschaftssystem alle Lebensbereiche durchdringen müsse. iIn einem legalen
Rahmen werden diese langfristigen ideologischen Ziele verfolgt, etwa eine Veränderung der
„bestehenden Verhältnisse und Gesetze so, …. dass sie dem islamistischen Verständnis von Scharia
entsprechen“*; d. h. die Einführung der Scharia als ein politisches und gesellschaftliches
Ordnungsprinzip. Der legalistische Islamismus rekrutiert im legalen Rahmen Anhänger*innen zur
Verbreitung seiner Positionen und bekämpft alternative (vor allem liberale) Islamvorstellungen*, deren
Vertreter*innen als „Kuffār“ (Ungläubige) verunglimpft und aus der Umma (Gemeinschaft der
Gläubigen) ausgeschlossen werden. Die islamistische Ideologie unterteilt die Menschheit in Muslime,
Christen, Jüden und Ungläubige und hierarchisiert die Unterscheidungen und ist damit zutiefst
diskriminierend und menschenrechtsfeindlich.

Es braucht ein klares Bekenntnis dazu, dass Extremismus in jedweder Form bekämpft werden muss, da
er im Widerspruch zu unserer pluralen Lebensweise steht und den Nährboden für
menschenverachtende Gewalt und Terror bildet.

* Die Zitate stammen aus einer Studie zum „Politischen Islam“, die von Prof. Dr. Mouhanad Khorchide
(Leiter des Zentrums für islamische Theologie in Münster) mit anderen erstellt hat.

Dort auch zur Definition von „Islamismus“ bzw. „Politischem Islam“:

https://www.dokumentationsstelle.at/wp-content/uploads/2020/12/Der-Politische-Islam-als-
Gegenstand-wissenschaftlicher-Auseinandersetzungen-und-am-Beispiel-der-Muslimbruderschaft.pdf

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3020-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 297 bis 301:
und -versorgung nachbessern. Essentiell ist, dass hierbei die Expertise und die Erfahrungen von
Sexarbeiter*innen einbezogen werden. Mit Blick auf bekannte Straßenstriche ist es unerlässlich, auch
die Perspektiven von Anwohner*innen zu berücksichtigen. Der von uns unter rot-rot-grün einberufene
Runde Tisch Sexarbeit hat ein Handlungskonzept vorgelegt, dessen Umsetzung wir weiter
vorantreiben, evaluieren und nach Bedarf anpassen wollen. Wir wollen der Stigmatisierung von
Sexarbeit entgegenwirken und gesellschaftliche Vorurteile abbauen. Einsatzkräfte und Beamt*innen
im Kontakt mit Sexarbeiter*innen müssen Weiterblidungen zu diskriminierungssensieblem Umgang
absolvieren.
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K-5-3016 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 294 bis 298:
Wir setzen uns dafür ein, dass Sexarbeit in Berlin stärker als bisher selbstbestimmt, sicher und unter
guten Arbeitsbedingungen stattfinden kann. Hierfür wollen wir die Einstiegs- und Umstiegsberatung
und mehrsprachige Kontaktstellen ausbauen sowie bei der Gesundheitsberatung und -versorgung
nachbessern.selbstbestimmt, sicher und unter gute Arbeitsbedingungen stattfinden
kann.selbstbestimmt, sicher und unter guten Arbeitsbedingungen stattfinden kann. Bestehende/neue
Beratungen und Hilfsangebote müssen vom Land finanzielle Mittel erhalten, damit ihre Arbeit
unabhängig von Spenden aufrechterhalten und ausgebaut werden kann. Diese Angebote müssen
ergebnisoffen, von ausgebildetem Personal angeleitet und für alle Menschen gestaltet sein. Wir wollen
Einstiegsberatungen, Gesundheitsberatungen und -versorgung für alle Sexarbeiter*innen zugänglich
machen. Zusätzlich schaffen wir Unterkünfte für Trans*, Inter* und nicht-binäre Sexarbeiter*innen. Wir
möchten explizit das Angebot für illegalisierte Sexarbeiter*innen ausweiten. Werder die Nutzung der
beschriebenen Hilfsangebote noch das Anzeigen einer Straftat darf negative Konsequenzen für die
Hilfe suchende Person bedeuten. Essentiell ist, dass hierbei die Expertise und die Erfahrungen von
Sexarbeiter*innen einbezogen werden. Mit Blick auf bekannte Straßenstriche ist es 
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K-5-3024 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 302 bis 307:
Es gibt Überschneidungen zwischen Sexarbeit als selbstbestimmter Tätigkeit und sexueller
Ausbeutung als Teil der organisierten Kriminalität. In den letzten Jahren haben wir die Bekämpfung
dieser organisierten Kriminalität im Zusammenhang mit sexueller Ausbeutung und
Zwangsprostitution ausgeweitet und werden dies fortsetzen. Schutzprogramme für Aussteiger*innen,
die vor Gericht aussagen, wollen wir weiter ausbauen. Hierbei ist ein sicheres Bleiberecht für alle
Betroffenen von Menschenhandel zwingend nötig.

Schutzprogramme für Sexarbeiter*innen aus ausbeuterischen Verhältnissen, die vor Gericht aussagen,
wollen wir weiter ausbauen. Hierbei ist ein sicheres Bleiberecht für alle Betroffenen zwingend nötig.
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K-5-2931 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 209 bis 210:
Zur Vielfalt Berlins gehört auch Mehr als 60% der Berliner Bevölkerung Ist konfessionsfrei. Der Anteil
der Konfessionsfreien an der Bevölkerung steigt stetig. Mit 25% sind Christ*innen die am stärksten
vertretene religiöse Gruppierung, ca. 10% zählen zu den Muslim*innen. Insgesamt sind in Berlin aktuell
rund 250 Religions- und weltanschauliche VielfaltWeltanschauungsgemeinschaften aktiv.
Gemeindezentren sind häufig wichtige soziokulturelle Orte im Kiez, Anlaufstellen für 

Begründung

Der ursprüngliche Satz enthält lediglich Allgemeinplätze. Es fehlen Informationen, um die
nachfolgenden Maßnahmen einordnen zu können.
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K-5-3198 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 475 bis 477 einfügen:
schaffen, erteilen wir eine klare Absage. Sicherheit entsteht nicht durch Überwachung und
Vorratsdatenspeicherung auf Kosten der Freiheit und Privatsphäre aller. Wir lehnen Eingriffe in die
intimste Privatsphäre ab und sprechen uns daher gegen den Einsatz von Staatstrojanern und Online
Durchsuchungen aus.Die Sicherheitsbehörden brauchen effektive und wirksame Mittel im Kampf
gegen Verbrechen und 
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K-5-3473 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 750 bis 751 einfügen:
einen Anfang gemacht. Nun wollen wir die Förderpolitik nach Vorbild des New Yorker „Culture-Plan“
umbauen.
Diskriminierungssensible Personalverantwortliche und Einstellungspraktiken sind Grundlage für einen
vielfältigen Kulturbetrieb. Deswegen wollen wir Antidiskriminierungsschulungen für
Personalverantwortliche in Kultureinrichtungen einführen.

Begründung

Wenn Kulturbetriebe nachhaltig diverser werden sollen, müssen wir auch bei der Personalführung und
-einstellung ansetzen. Dafür müssen die Personalverantwortlichen diskriminierungssensibel
ausgebildet werden, um so gut wie möglich zu verhindern, dass Menschen bereits beim
Einstellungsprozess diskriminiert werden.
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K-5-2941 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 218 bis 222:
und ihren Bestand sichern. Dafür wollen wir Gewerbemieten deckeln und bezirkliche Vorkaufsrechte 
wo möglich auch für religiöse und weltanschauliche Gemeinschaften ausüben. Beispielsweise sollen
Ausbau- und Umbaumaßnahmen von Moscheegemeinden, Cem-Häuser, Synagogen und
Kirchengemeinden, die ihre Räumlichkeiten für Veranstaltungen oder Angebote für den Kiez öffnen,
gefördert werden.ausüben.

Begründung

Hier soll eine Finanzierung religiöser Vorhaben gestartet werden, bei denen die erforderlichen
Finanzmittel von allen Berliner*innen (mehr als 60 Prozent Konfessionslose) aufgebracht werden
durch Steuern. Das ist unzumutbar. Es kann und darf nicht sein, dass bei ständigem Rückgang von
Konfessionsgebundenen in Berlin mehr Finanzmittel Religionsgemeinschaften zugeschoben werden.
Außerdem ist es nicht Aufgabe des Staates, Religionsgemeinschaften zu finanzieren. Die Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften haben selbst für die Möglichkeiten der Religionsausübung und der
Missionierung sorgen. Der Stadt kann und darf nicht dafür verantwortlich sein. Wenn es Angebote von
Seiten der Religions- und Weltanschaungsgemeinschaften geben sollte, die über ihre Klientel
hinausreichen, können sie sich dafür Räumlichkeiten in den Gemeinwesenzentren anmieten wie
beispielsweise auch Anbieter von Yogakursen und Selbsthilfegruppen. Anstelle der
Religionsgemeinschaften sollten die Finanzmittel dem Ausbau von Gemeinwesenzentren zu Gute
kommen. Damit kommt es allen zugute und nicht nur Religionsgemeinschaften.
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K-5-3536 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 813 bis 815 einfügen:
steht Berlin ganz besonders in der Pflicht, deren Geschichte aufzuarbeiten: Wir setzen uns für eine
systematische und transparente Provenienzforschung und die Offenlegung der Inventarlisten der
Berliner Museen und Sammlungsbestände ein. Koloniale Raubkunst und menschliche Überreste 
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K-5-3562 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 839 bis 841:
Bundesinnenministerium klagt. Intensiv bemühen wir uns um besonders schutzbedürftige Geflüchtete.
[Zeilenumbruch]
Das entsprechende Aufnahmeprogramm wollen wir verlängern und dafür sorgenausbauen und neue
Aufnahmeprogramme starten. Wir sorgen dafür, dass alleinreisende Frauen, Traumatisierte, Geflüchtete
mit Behinderungen, LSBTIQ* und Familien 

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3561 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 838 bis 840 einfügen:
Lagern einsetzen und haben erreicht, dass Berlin dafür sogar gegen das Bundesinnenministerium
klagt. Wir werden die Klage weiterverfolgen und auch von der künftigen Bundesregierung das
Einvernehmen erstreiten.Intensiv bemühen wir uns um besonders schutzbedürftige Geflüchtete. Das
entsprechende Aufnahmeprogramm wollen wir verlängern und dafür sorgen, dass 
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K-5-2949-9 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 226 bis 227 einfügen:
Rahmengesetzgebung so rasch wie möglich in konkrete Verhandlungen über die Ablösung der
historischen Staatsleistungen treten.
Wir wollen in Kooperation mit den Berliner karitativen und sozialen Einrichtungen in kirchlicher
Trägerschaft zu Vereinbarungen gelangen, in denen diese Betriebe auf die Anwendung des Kirchlichen
Arbeitsrechts verzichten.

Begründung

Krankenhäuser, Kindertagesstätten, Alten-, Behinderten- und Jugendhilfeeinrichtungen werden in
Berlin in großem Umfang von Betrieben in Kirchlicher Trägerschaft betrieben. Sie wenden bekanntlich
das sog. Kirchliche Arbeitsrecht an, das die Beschäftigten diskriminiert und ihnen die vollen
Arbeitnehmerrechte (etwa im Gegensatz zu vergleichbaren Betrieben der AWO, des DRK, der
Volkssolidarität usw. usw.) vorenthält. Und dies, obwohl diese Einrichtungen aus Steuern und Mitteln
der Sozialversicherungen finanziert werden. Und nicht etwa aus der Kirchensteuer. Bündnis 90 /Die
Grünen verlangt schon seit Jahren eine Beendigung der Diskriminierungen.

In kirchlichen Betrieben gibt es keine Betriebsräte und nur in Ausnahmefällen gelten Tarifverträge.
Auch wenn es in den letzten Jahren leichte Verbesserungen gab, besteht umfassender
Handlungsbedarf.

Siehe dazu: Städteinitiativen zum Kirchlichen Arbeitsrecht: https://hpd.de/node/18592/seite/0/
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K-5-3563 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 840 bis 842:
Geflüchtete. Das entsprechende Aufnahmeprogramm wollen wir verlängern und dafür sorgen, dass
alleinreisende Frauen, Traumatisierte, Geflüchtete mit Behinderungen, LSBTIQ*, Familien,
unbegleiteten Minderjährigen, Personen mit psychischen Erkrankungen und Familienbesonders
schutzbedürftige geflüchtete Menschen unmittelbar nach ihrer Ankunft die Beratung und Betreuung
bekommen, die sie benötigen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-2949-8 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 226 bis 227 einfügen:
Rahmengesetzgebung so rasch wie möglich in konkrete Verhandlungen über die Ablösung der
historischen Staatsleistungen treten.
Wir wollen erreichen, dass ab der kommenden Legislaturperiode die Zusammensetzung der Mitglieder
im ZDF-Fernsehrat und dem RBB-Rundfunkrat die Vielfalt in der Gesellschaft besser abbildet und für
die konfessions- bzw. religionsfreien Menschen jeweils ein Sitz eingerichtet wird.

Begründung

In einem Antrag an das Abgeordnetenhaus am 19.Mai 2015 verlangte die Fraktion Bündnis 90 / Die
Grünen eine konsequente Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur besseren
Abbildung der Vielfalt in der Gesellschaft.

Hiernach sollen sowohl die Evangelische als auch die Römisch-Katholische Kirche künftig jeweils nur
noch eine/n Vertreter*in den ZDF-Fernsehrat entsenden. Neben einem Sitz für eine Vertretung
muslimischer Gemeinden soll auch „die Gruppe der konfessionsfreien und nichtreligiösen Menschen
einen festen Sitz erhalten.“
http://be.saekulare-gruene.de/lag-saekulare-gruene-unterstuetzt-abgeordnetenhaus-fraktion-
gesellschaftliche-vielfalt-im-zdf-fernsehrat-verbessern/ Bis heute ist dieses Projekt nicht umgesetzt.

Auch hinsichtlich des RBB-Rundfunkrates ist eine entsprechende Änderung ebenfalls dringend
notwendig.
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K-5-3564-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 841 bis 842 einfügen:
alleinreisende Frauen, Traumatisierte, Geflüchtete mit Behinderungen, LSBTIQ* und Familien
unmittelbar nach ihrer Ankunft die Beratung und Betreuung bekommen, die sie benötigen.

Bei der Aufnahme Schutzsuchender werden wir alle landesrechtlichen Spielräume ausnutzen und uns
dabei auch für die Erteilung humanitärer Aufenthaltstitel durch die zuständigen Behörden einsetzen.
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K-5-3564-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 841 bis 842 einfügen:
alleinreisende Frauen, Traumatisierte, Geflüchtete mit Behinderungen, LSBTIQ* und Familien
unmittelbar nach ihrer Ankunft die Beratung und Betreuung bekommen, die sie benötigen.
Auf Bundesebene werden wir uns dafür einsetzen, dass die fortwährende Kriminalisierung ziviler
Seenotrettung durch Bundesministerien und nachgeordnete Bundesbehörden beendet wird.
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K-5-3564 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 841 bis 842 einfügen:
alleinreisende Frauen, Traumatisierte, Geflüchtete mit Behinderungen, LSBTIQ* und Familien
unmittelbar nach ihrer Ankunft die Beratung und Betreuung bekommen, die sie benötigen.
Auf Bundesebene werden wir uns dafür einsetzen, dass die fortwährende Kriminalisierung ziviler
Seenotrettung durch Bundesministerien und nachgeordnete Bundesbehörden beendet wird.
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K-5-2909 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 186 bis 188 einfügen:
Landesprogramm zu verzahnen. Wir wollen rechtsextreme und diskriminierende Strukturen in Berliner
Verwaltung und Sicherheitsbehörden und anderen Bereichen der Gesellschaft wie den
Bildungseinrichtungen des Landes identifizieren, die Racial Profiling, Rassismus, Antisemitismus,
Transfeindlichkeit und andere Formen der gruppenbezogenen 

Begründung

Die Formulierung des Programmentwurfs verengt den Auftrag der Enquete-Kommission auf den
Bereich der Behörden. Dies greift jedoch kurz und erfasst die Probleme nicht in dem gebotenen
Umfang. Diskriminierungen finden auch an anderen Stellen und mit anderen Verantwortlichen statt.
Insofern sollte sich die Enquete-Kommission auch mit den alltäglichen Fragen wie religiösem
Mobbing in den Schulen befassen. Dabei darf nicht länger außer Acht gelassen werden, dass
Diskriminierung nicht immer nur von staatlichen Stellen ausgeht, sondern auch von gesellschaftlichen
Gruppen, die auf diese Weise versuchen, anderen ihre Herrschaft aufzunötigen.
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K-5-2868-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 145 bis 147:
Verantwortungsgemeinschaften, sozial benachteiligte Familien, Menschen aller Geschlechter,
Menschen mit oder ohne Behinderung, Gläubige aller Glaubensrichtungen oder Nichtgläubigeund
Religionsfreie, LSBTIQ*, Schwarze Menschen, People of Color, Sintize* und Romnja* ebenso wie Kinder, 

Begründung

Die Begriffsbestimmung „Gläubige aller Glaubensrichtungen“ kann missverstanden werden. Sowohl
Islamist*innen wie auch militante Abtreibungsgegner*innen verstehen sich als Angehörige einer
bestimmten Glaubensrichtung. Es steht aber wohl außer Frage, dass diesen Gruppen in jeder Hinsicht
die Anerkennung zu versagen ist.

Das Wort „Nichtgläubige“ ist eine diskriminierende Bezeichnung. Begrifflich wird so als „Normalität“ die
Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft als ein Regel-Ausnahme-Verhältnis unterstellt. Diese
Sichtweise ist jedoch von der gesellschaftlichen Realität überholt. Knapp 40 Prozent der Menschen in
Deutschland sind religionsfrei. In Berlin ist der Anteil sogar deutlich höher und kann nicht mit einem
Regel-Ausnahmeverhältnis beschrieben werden. Die Abwendung von einer Religion veranlasst nur
wenige von ihnen zu einem Übertritt in eine andere Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft.

Die hier vorgeschlagene Formulierung „Gläubige und Religionsfreie“ stellt die Zugehörigkeit zu einer
Religion und die Religionsfreiheit gleichberechtigt nebeneinander und drückt so die Achtung vor der
freien Selbstbestimmung der Menschen aus.
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K-5-3055 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 332 bis 334 einfügen:
Geschlechtsmerkmale ausgegrenzt oder diskriminiert werden. Wir akzeptieren dies genauso wenig wie
Diskriminierung aufgrund des sozialen Status, der Hautfarbe, des Glaubens, des religionsfreien Lebens
oder der Herkunft. Besonders wichtig ist dies, wenn Menschen mehrfach diskriminiert werden, zum 

Begründung

Die Diskriminierung aufgrund des Glaubens einer Person ist leider immer noch an der Tagesordnung
in Berlin; genauso wie die religiös motivierte Diskriminierung und Ausgrenzung von religionsfreien
Menschen. Wo immer wir auf die Diskriminierung von Gläubigen hinweisen, dürfen wir die Menschen,
die religionsfrei leben oder gerne religionsfrei leben wollen, nicht vergessen.
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K-5-2735-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 12 bis 16 löschen:
wir uns als Partei auf den Weg gemacht und damit begonnen, Diskriminierungen und
Ausschlussmechanismen in unseren Strukturen zu identifizieren und abzubauen. Uns ist bewusst:
Menschen, die der weißen Mehrheitsgesellschaft angehören, müssen ihre eigenen Privilegien kritisch
reflektieren und aktiv Rassismus verlernen. Menschen, die in unserer Gesellschaft von Rassismus
betroffenen sind, müssen sichtbar werden und zu Wort kommen 

Begründung

Die im Programmentwurf erhobene undifferenzierte kollektive Schuldzuweisung führt in die Irre. Es ist
an keiner Stelle dargelegt, worin beispielsweise die Privilegien einer – weißen – Familie bestehen, die
auf staatliche Transferleistungen angewiesen ist; ebenso leben in Berlin viele Migrant*innen aus
europäischen Ländern in der Obdachlosigkeit, die von keinem Privileg profitieren. Der pauschale
Vorwurf des Rassismus gegenüber weißen Menschen baut seinerseits gesellschaftliche Schranken auf
Grundlage rassistischer Zuschreibung auf. Eine solche Aussage ist aber weder als analytische
Beschreibung der Realität noch als politischer Handlungsauftrag tragbar.

Rassismus ist ein strukturelles gesamtgesellschaftliches Problem. Seine Vielschichtigkeit und damit
auch seine Gefährlichkeit verkennt aber, wer alleinige Verantwortung für Rassismus auf eine „weiße
Mehrheitsgesellschaft“ überträgt. Eine derart verkürzte Täter-Opfer-Beschreibung übersieht, dass
Rassismus auch zwischen Minderheiten selbst stattfindet und keineswegs nur durch weiße Menschen
ausgeübt wird. Daher sollte bei aller besonderen Verantwortung der Mehrheitsgesellschaft die
Universalität von Rassismus nicht aus dem Blick geraten.
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K-5-2949-6 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 226 bis 227 einfügen:
Rahmengesetzgebung so rasch wie möglich in konkrete Verhandlungen über die Ablösung der
historischen Staatsleistungen treten. Staatsakte und Veranstaltungen im Rahmen der
Erinnerungskultur sind noch immer geprägt von religiösen Gemeinschaften, insbesondere den beiden
großen christlichen Kirchen. Berlin sollte jedoch im Rahmen eines breiten zivilgesellschaftlichen
Dialogs neue Formen von Gedenkveranstaltungen entwickeln, die der kulturellen Vielfalt unserer
Stadt besser gerecht wird. Bei der Eröffnung des nächsten Abgeordnetenhauses sollte auf den
üblichen kirchlichen Rahmen der Veranstaltung verzichtet werden.

Begründung

In Berlin finden zentrale Gedenkveranstaltungen noch immer unter zumeist maßgeblicher Beteiligung
der beiden großen christlichen Kirchen statt. Beide repräsentieren allerdings nur noch rund 25
Prozent der Menschen und unserer Stadt. Auch die Beteiligung jüdischer und muslimischer
Vertreter*innen spiegelt die Stadtgesellschaft in ihrer Gesamtheit nicht wider.

Die bisherige Praxis führt dazu, dass - etwa bei Trauerveranstaltungen - Angehörige in ihrem Schmerz
allein gelassen werden, die keiner der genannten Religionen angehören. Nicht wenige von ihnen
empfinden diese Vorgehensweise als Diskriminierung.

Berlin muss neue Veranstaltungsformen entwickeln, die dem wachsenden religiösen- und
weltanschaulichen Pluralismus unserer Stadt gerecht werden. Dies hatte bereits im Jahre 2015 eine
Fachkommission der Partei unter Leitung von Bettina Jarasch so vorgeschlagen. Dazu gibt es auch
einen Grundsatzbeschluss der Partei (http://be.saekulare-gruene.de/nachdenken-ueber-nationale-
trauerfeiern/).

Neue Formen der Gedenk- und Erinnerungskultur sollen die abrahamitischen Religionen Judentum,
Christentum und Islam keinesfalls ausgrenzen und durch künstlich geschaffene staatliche Rituale
ersetzen.

In Zusammenarbeit beispielsweise mit dem Haus der Kulturen der Welt, Humboldtforum und ggf.
einem Bürgerforum sollten aber in einem breiten zivilgesellschaftlichen Dialog neue
Veranstaltungsformate entwickelt werden, die Berlin besser repräsentieren als die unbesehene
Fortschreibung dessen, was schon immer so war.

Neue Formate stärken den gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang. Dies hätte beispielsweise der
zentralen Veranstaltung zum Gedenken an die Opfer des Terroranschlags am Breitscheidplatz gut
angestanden.

Als Zeichen für den Beginn eines Reformprozesses sollte bei der Eröffnung des nächsten Parlaments
auf überholte kirchliche Rituale verzichtet werden. Die regelmäßige Eröffnung der Wahlperiode des
Abgeordnetenhauses in einem derart überholten Rahmen ist aus der Zeit gefallen. Sie grenzt die
große Mehrheit der Stadtgesellschaft aus.
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K-5-3564-4 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Markus Schopp (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Nach Zeile 842 einfügen:
Auch Menschen ohne Papiere oder mit prekärem Aufenthaltsstatus haben ein Recht auf ein Leben in
Würde. Das bestehende Aufenthalts- und Asylrecht verweigert ihnen vielfach einen langfristig
gesicherten Status und damit die soziale, wirtschaftliche und kulturelle Teilhabe an der
Stadtgesellschaft. Zur Wahrnehmung ihrer Rechte in asyl- und ausländerrechtlichen Verfahren, beim
Zugang zu Wohnen, Bildung, Arbeitsmarkt, Gesundheits- und sozialen Leistungen sind diese Menschen
abhängig von einer niedrigschwelligen Rechts- und Sozialberatung. Diese wollen wir stärken und
langfristig sichern. Ebenso stärken wir den anonymen Krankenschein, denn Gesundheit ist ein
Menschenrecht.

Unterstützer*innen

Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Sven Karim Mekarides (KV
Berlin-Mitte); Fiona Macdonald (KV Berlin-Mitte); Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Simone Motzkus (KV
Berlin-Mitte)
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K-5-3553 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Markus Schopp (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 830 bis 832 einfügen:
entgegen und ist eine Schande für Europa. Die Unterbringung von Geflüchteten in
menschenunwürdigen Lagern, wie in Moria auf Lesbos oder in Lipa an der kroatischen Grenze, zeigt
das Scheitern der bisherigen europäischen Asyl- und Migrationspolitik. Wir fordern stattdessen eine
solidarische und 

Unterstützer*innen

Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Sven Karim Mekarides (KV
Berlin-Mitte); Fiona Macdonald (KV Berlin-Mitte); Philipp Läufer (KV Berlin-Mitte); Simone Motzkus (KV
Berlin-Mitte)
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K-5-3411-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Kultur
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Nach Zeile 689 einfügen:

5.7 Berlin - Zentrum der Kultur und der Künste 

Begründung

gemeint ist hier, die Überschrift zu ersetzen, die Streichung der ursprünglichen Überschrift nimmt das
Programm auch im zweiten Versuch jetzt nihct an.

s. Änderungsantrag zu Zeile 2817:

Kulturhauptstadt ist durch die "Kulturhauptstadt Europas" ein besetzter Begriff, den wir vermeiden
wollen. Zudem beschreibt er eine falsche Hierarchie, die Berlin über andere Städte erhebt.
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K-5-3490 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Medien
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 768 bis 777:
Die Medien erfüllen durch Information und Unterhaltung eine wichtige gesellschaftliche Funktion.
Freie Medien sind Grundlage für Demokratie. Mit großer Sorge verfolgen wir die Angriffe, denen freie
Medien verstärkt ausgesetzt sind. Wir stehen ein für Pressefreiheit und werden die Unabhängigkeit
von Journalist*innen wahren und sichern. Gerade der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat die Aufgaben,
die Breite der Gesellschaft abzubilden und Ort der offenen Debatte der Gesellschaft zu sein. Deshalb
ist es wichtig, dass die jeweiligen Medienformate in ihrer Darstellung auch die Diversität der
Gesellschaft widerspiegeln und adressieren. Um die Vielfalt und Teilhabe von unterrepräsentierten
Gruppen im rbb zu erhöhen, wollen wir den Rundfunk-Staatsvertrag zusammen mit Brandenburg
weiterentwickeln.

Wir wollen uns weiterhin für einen starken, inhaltlich und finanziell unabhängigen öffentlich-
rechtlichen Rundfunk einsetzen, sehen aber in der jetzigen Struktur des RBB Defizite in der
Abbildung unserer längst deutlich vielfältigeren Gesellschaft.

Hier wollen wir einen Reformprozess im öffentlich-rechtlichen Rundfunk anstoßen, der letztlich auch
die Akzeptanz der Bevölkerung zur Zahlung der Rundfunkabgabe weiter hoch halten
könnte. Dazu wollen wir zukünftig das föderale System besser nutzen und die relevanten Berliner
Akteur*innen stärker einbinden, um die entsprechenden Staatsverträge mitzugestalten.

Eine von politischer Einflussnahme freie und finanziell unabhängige Berichterstattung als
Säule unserer demokratischen Gewaltenteilung ist für die Zukunft wichtiger denn je.

Begründung

Die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks durch zwingende Rundfunkabgaben
muss gesellschaftlich wieder breitere Akzeptanz finden. Zahlreiche zahlende Bevölkerungsgruppen,
Zuschauer unter 60, Immigranten etc. finden sich nicht mehr im Angebot wieder.

Hier gilt es eine qualifizierte Balance der Diskussion zu etablieren, die zur Stärkung dieser
wichtigen Säule unserer Demokratie beiträgt, aber dennoch Raum für Reformdiskussionen
zulässt. Der RBB muss in die Lage versetzt werden, dichter an den kulturellen, sozialen und
gesellschaftlichen Entwicklungen dran zu bleiben und die bunte Vielfalt und Diversität Berlins
zukünftig zu berücksichtigen.

Die Politikferne in den Fernseh- und Rundfunkräten ist auf grüne Initiative hin längst auch
vom Bundesverfassungsgericht angemahnt worden. Bündnis90/Die Grünen Berlin hat diese
Praxis ohnehin jahrzehntelang angewandt. Mit diesem Antrag wollen wir das wieder umsetzen und
unsere Koalitionspartner ebenso dazu auffordern.
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K-5-3499 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Medien
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 776 bis 777 einfügen:
im rbb zu erhöhen, wollen wir den Rundfunk-Staatsvertrag zusammen mit Brandenburg
weiterentwickeln.

Auch ist es notwendig, angesichts der in der letzten Zeit aufgekommenen Diskussion über die
Rolle von sozialen Netzwerken, die Verantwortung der Betreiber für Rechtsverletzungen zu
forcieren.

Begründung

Der neue Medienstaatsvertrag hat den regulativen Umgang mit Plattformen und Intermediä-
ren, wie z. B. Youtube und Facebook, Netflix u.a., auf die Ebene der Länder gebracht und
somit auch in den regulativen Kompetenzbereich des Landes Berlin. Europarechtlich steht
eine weitgehende Regulierung durch den geplanten Digital Service Act kurz bevor. Hatespeech,
Sexismus und Rassismus, ebenso wie die Verbreitung von illegalen und demokratiegefährdenden
Inhalten, dürfen nicht außerhalb der Verantwortung der Plattformen, durch dies begünstigende
Algorithmen automatisiert vorangetrieben werden. Folglich muss dies in Länderkompetenz in
deutsche Gesetze umgesetzt werden.
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K-5-3501 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Medien
Beschlussdatum: 17.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 779 bis 784:
Der Film entwickelt sich zunehmend zu einem Aushängeschild der Berliner Kulturlandschaft. Um hier
ausgebildete Filmschaffende an Berlin zu binden, wollen wir ihnen in einem „Berlin-Jahr“ eine
Anschlussförderung und in Kooperation mit der Filmwirtschaft Arbeitsangebote bieten. Um
Möglichkeiten der Aus-, Weiter- und Fortbildung für Film- und Medienschaffende zu verbessern, wollen
wir die Angebote der Medienanstalt Berlin-Brandenburg ausweiten. Dazu soll die Medienanstalt auch
mit den Filmhochschulen kooperieren.

Die Produktion von Filmen für Kinos, Plattformen und Sender stellt einen wichtigen Teil der
Berliner Wertschöpfung dar und zählt mit knapp 200.000 direkt oder indirekt Beschäftigen zu
den größten Branchen Berlins. Um die durch Corona unter Druck geratene Branche zu sichern
und Berlin zu einem noch stärkeren, kreativen, internationalen Spitzenplatz des Films zu entwickeln,
werden wir das Filmfördersystem des Medienboards Berlin Brandenburg (MBB) optimieren. Wir werden
den Zugang zu Filmfördermitteln transparenter und unabhängiger von eingefahrenen Strukturen und
gewachsenen Abhängigkeiten ermöglichen. Dazu werden wir neue Förderinstrumente umsetzen und
Vergaben in qualifizierten Losverfahren, im Patenverfahren und mit automatischer Referenzförderung
einführen.

Für Erstlings- und Folgewerke werden wir einen neuen Fördertopf schaffen, der einen breiteren
Zugang und nachhaltigeren Berufsstart ermöglicht. Das MBB wird zu einer Überprüfung der
Einhaltung von Sozial- und Nachhaltigkeitsstandards geförderter Produktionen verpflichtet, um den
untragbaren Zustand des Unterlaufens von sozialen und tariflichen Mindeststandards zu beenden.

Begründung

Der neue Text formuliert in kompakter Form Forderungen für eine Änderung der filmpolitischen
Aufstellung, die sich aktuell aus einem Diskussionskreis Grüner Filmexpert*innen auf Bundesebene
heraus generieren. Das eingefahrene Filmfördersystem verhindert seit Jahren einen kreativen Film-
Output. Vielmehr ist der Zugang von unabhängigen Kreativen zu Filmfördermitteln eingeschränkt. Das
führt meist zu den immer gleichen Themen der immer gleichen Produzent*innen. Dem wollen wir mit
neuen Zugängen zur Filmförderung etwas entgegensetzen.

Auch ist es schlicht nicht hinnehmbar, dass Filme (natürlich ebenso nicht geförderte Filme)
trotz Unterlaufens von Sozialstandards mit Steuergeldern gefördert und finanziert werden.

Der zu streichende Text trifft die filmpolitische Realität aus vielfältigen Gründen nicht. Zum
einen wird im Entwurf des WP eine bereits hinreichend förderzugangsfähige Gruppe der
Filmhochschulabsolventen (vorhandene Programme der Sender wie z. B. „Debüt im Dritten“,
„Das kleine Fernsehspiel“, die „First Steps“, die Filmhochschulabschlussförderung etc. etc.)
noch mehr privilegiert, jedoch bleibt der Zugang unabhängiger neuer, kreativer und unab
hängiger Filmemacher*innen zu Fördergeldern weitestgehen verschlossen. Gerade in diesen
Bereich ist jedoch die kreative Auseinandersetzung in Filmen mit sozialpolitischen, migrantischen,
feministischen, kritischen und künstlerischen Blick. besonders ausgeprägt. Auch bildet
die Förderrealität kaum die tatsächliche kulturelle Situation unserer Gesellschaft ab. Somit
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erweitert unsere Änderung den Zugang von gesellschaftlich wichtigen Akteur*innen zu von
der Gesellschaft bereitgestellten Filmfördermitteln.



K-5-3334 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Andreas Otto (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-5

Nach Zeile 612 einfügen:
Nur wer die Vergangenheit kennt, kann die Gegenwart verstehen und die Zukunft gestalten.
Berlin ist die Stadt der Zukunft und der Erinnerung. Die Hoffnungen und Aufbrüche, aber auch das
Elend und die Verbrechen der Deutschen Geschichte begegnen uns in zahlreichen Gedenkstätten, die
wir weiterentwickeln wollen. Wir setzen uns dafür ein, dass der 8. Mai als Tag der Befreiung vom
nationalsozialistischen Terror bundesweit zum gesetzlichen Feiertag wird. Das ehemalige Stasigelände
in Lichtenberg soll zu einem „Campus der Demokratie“ und das ehemalige Polizeigefängnis in der
Keibelstraße zu einer Gedenkstätte entwickelt werden. Wir wollen die Auseinandersetzung mit der
deutschen Kolonialgeschichte fördern, die in Berlin einen ihrer wesentlichen Ausgangspunkte hat.

Unterstützer*innen

Sabine Bangert (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Louis Krüger (KV Berlin-Kreisfrei); Christoph Ludwig
Michael Göring (KV Berlin-Pankow); Cordelia Koch (KV Berlin-Pankow); Ruben Joachim (KV Berlin-
Pankow); Svenja Borgschulte (KV Berlin-Pankow); Arturo Buchholz-Berger (KV Berlin-Pankow); Bernd
Albani (KV Berlin-Pankow); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Konstantin Litke (KV Berlin-Pankow);
Delia Keller (KV Berlin-Pankow); Mathias Kraatz (KV Berlin-Pankow); Oda Hassepaß (KV Berlin-
Pankow); Theresa Theune (KV Berlin-Pankow); Heidrun Bäumker (KV Berlin-Pankow); Julia Schneider
(KV Berlin-Pankow); Verena Toussaint (KV Berlin-Pankow); Holger Thurm (KV Berlin-Pankow); Heidi
Christiane Heydenreich (KV Berlin-Pankow)
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K-5-3176 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 25.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 453 bis 455:
etwas mit Kriminalität zu tun. Polizeiliches Handeln muss sich nach dem Handeln der Verdächtigen
richten, deswegen lehnen wir verdachtsunabhängige KontrollenKontrollen, bei denen nicht im
Einzelfall eine konkrete Gefahr vorliegt, ebenso ab wie Verdächtigungen aufgrund des
Erscheinungsbildes oder persönlicher Eigenschaften. Wir werden daher solche verdachtslosen
Kontrollen abschaffen und kritisch prüfen, ob diskriminierende Fahndungsmethoden in der Berliner
Polizei vorhanden sind. Auch ohne verdachtslose Kontrollen verfügt die Polizei über genügend
Maßnahmen, um den Schutz der Bevölkerung zu gewährleisten.

Begründung

Die Anknüpfung an der Gefahr dient der Klarstellung, um
die Maßnahme von Kontrollen nach der StPO und dem Straßenverkehrsrecht
abzugrenzen. Verdachtslose Kontrollen sind nicht nur kein taugliches
polizeiliches Mittel, sie öffnen auch unnötige Räume für
Diskriminierungen bis hin zum Rassismus. Natürlich gibt es Beamte und
Beamtinnen die sachgerecht mit dieser Maßnahme umgehen und auch die
Lageeinschätzung wird oft richtig sein (manchmal aber auch nicht, die
Lagebeurteilung ist nicht öffentlich und wird so gut wie nie
kontrolliert). Aber es gibt auch Hinweise auf das Gegenteil und durch
die Entgrenzung der Maßnahme ist das gerichtlich sehr schwer zu
kontrollieren. Daher fordern zahlreiche Rechtswissenschaftler*innen,
Betroffene und deren Organisationen und auch einige Polizist*innen,
die verdachtslosen Kontrollen abzuschaffen, so geschehen jüngst in
Bremen.

Auch in anderen Ländern erfolgte dies. So hat Schottland bewusst
Kontrollen abgeschafft, die nicht an konkreten Verdachtsmomenten
anknüpfen, weil eine wissenschaftliche Untersuchung ergeben hat, dass
Menschen dadurch diskriminiert werden, insbesondere Kinder und
Jugendliche, ohne dass die Kontrollen besonders erfolgreich gewesen
wären. Bei Kontrollen, die an Verdachtsmomenten angeknüpft haben,
konnte die Polizei deutlich mehr verbotene Gegenstände auffinden und
Verhaftungen vornehmen. Ähnliche Ergebnisse gibt es in Ländern, in
denen es Kontrollquittungen gibt. Hier kontrolliert die Polizei
deutlich weniger, weil sie sich stärker an Verdachtsmomenten
orientiert. Die Anzahl der Verhaftungen hat trotzdem nicht abgenommen.
Offenbar werden nur weniger Menschen zu Unrecht kontrolliert, weil die
Polizei fokussierter vorgeht.

In Deutschland gibt es zahlreiche Beschwerden darüber, dass Menschen
mit einem bestimmten Aussehen (Herkunft, sozialer Status, Kleidung
etc.) deutlich öfter kontrolliert werden. Bisher werden aber
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entsprechende Untersuchungen, wie viele Menschen diskriminiert werden
und ob die Polizei mit diesen Maßnahmen erfolgreich ist, von den
Innenministern verhindert. Forschung, die als zu kritisch wahrgenommen
wird, wird diskreditiert. Deshalb haben wir in Deutschland keinen
Überblick darüber, wie sich verdachtslose Kontrollen auswirken. Es ist
aber davon auszueghen, dass Maßnahmen, die sich an konkreten
Verdachtsmomenten für Straftaten oder konkrete Tatsache, die auf eine
Gefahr hindeuten, orientieren, im weit überwiegenden Fall
erfolgreicher sind. Auch lassen die Merkmale des Tatverdachts und der
konkreten Gefahr der Polizei einen nicht unerheblichen
Handlungsspielraum. Dazu hat die Polizei auch die Möglichkeit, im
Rahmen von Steifen oder durch Befragungen etc. entsprechende Hinweise
zu erhalten. Bei einem KBO dürfte vielfach das Beobachten des Ortes
ausreichen, zumal die Akteure vielfach auch bekannt sein dürften.

Stereotype haben bei polizeilichen Maßnahmen nichts verloren. Diese
dürfen erst Recht nicht die Grundlage von Fahndungsmethoden werden. So
wurde jüngst bekannt, dass die Begriffe „Sinti“, „Roma“ oder
„Zigeuner“ in Ermittlungsakten der Berliner Polizei verwendet wurden.
Das verstößt nicht nur gegen geltendes Recht und diskriminiert
unzulässig Menschen, sondern kann auch dazu führen, dass die Polizei
in eine falsche Richtung ermittelt, da die Zugehörigkeit zu einer
Bevölkerungsgruppe nach sämtlichen kriminologischen Erkenntnisse keine
Rückschlüsse auf kriminelles Verhalten erlaubt. Es ist daher dringend
erforderlich zu prüfen, wie weit eine solche Praxis geht, um diese zu
beenden.



K-5-3513-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 790 bis 792 einfügen:
bauplanungsrechtlich besser abzusichern und ihnen einen einfacheren Zugang zu Fördermitteln zu
verschaffen, wollen wir diese Clubs auch offiziell als Kulturstätten anerkennen. Darüber hinaus wollen
wir das Gewerbemietrecht so ändern, dass auch Clubs geschützt werden und als ersten Schritt den
Milieuschutz auch auf Kulturorte wie Clubs ausweiten. Weiterhin setzen wir uns auf Bundesebene für
die Einführung von "Kulturschutzgebieten" , welche den Regulierungsdruck auf Clubs verringern. Uns
ist wichtig, Clubs in ihrer Funktion als Orte der gesellschaftlichen Begegnung und „Safer 

Begründung

Angesichts des fortlaufenden Clubsterbens müssen wir verschiedene gesetzliche Möglichkeiten
nutzen, um Clubs zu schützen.
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K-5-3513-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 790 bis 792 einfügen:
bauplanungsrechtlich besser abzusichern und ihnen einen einfacheren Zugang zu Fördermitteln zu
verschaffen, wollen wir diese Clubs auch offiziell als Kulturstätten anerkennen.
Lebendige Stadtentwicklung lebt von der Spontanität der Berliner*innen. Um das zu stärken, wollen
wir bürokratische Hürden für Zwischennutzungen abbauen und so auch die Entstehung neuer
Kulturorte stärken und dabei die Verwaltung zur aktiven Partnerin bei der Standortsuche machen.
Clubs sind auch Kreativlabore der Subkultur. Grade die kleinen Clubs dürfen nicht durchs Raster fallen,
wir wollen sie retten und mit gezielten Programmen unterstützen. Uns ist wichtig, Clubs in ihrer
Funktion als Orte der gesellschaftlichen Begegnung und „Safer 
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K-5-3517-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 794 bis 795 einfügen:
Betreiber*innen und der Clubkommission gegen Diskriminierung an der Tür und im Clubleben
vorzugehen.
In den letzten Jahren sind auch Open Air Tanz- und Liveveranstaltungen immer stärker besucht
worden. Momentan stehen die Veranstalter*innen aber oft vor rechtlichen Risiken und Unsicherheiten.
Grade in Zeiten der geschlossenen Clubs nehmen Open-Airs eine wichtige Funktion ein: Sie hält
kulturelles Schaffen am Leben und gibt Communities Hoffnung. Darum wollen wir in der nächsten
Legislaturperiode ein Open-Air-Gesetz wie in Bremen einführen um nachhaltige und rechtssichere
Open-Airs in Berlin zu ermöglichen.

Begründung

Ergibt sich aus dem Antrag. In einem Kapitel zu Kultur darf die Free-Open-Air-Szene nicht fehlen.
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K-5-3272 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 15.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 549 bis 552:
Justizvollzug werden wir den Gesundheitsschutz weiterentwickeln, um vor allem die negativen Folgen
der Schichtarbeit abzumildern. Um für genug Nachwuchs zu sorgen,In der Justiz und auch in anderen
Bereichen brauchen wir Jurist*innen, die gesellschaftliche Machtverhältnisse und ihre Rolle darin
bewusst wahrnehmen, Empathie gegenüber Rechtssuchenden aufbringen, Autoritäten kritisch
hinterfragen und die Vielfalt der Gesellschaft widerspiegeln. Deshalb wollen wir in der juristischen
Ausbildung die Jurist*innenausbildung reformierenGrundlagenfächer stärken, kritische
Rechtswissenschaft fördern und Diversity-Kompetenz als juristische Kernkompetenz anerkennen. Im
Gegenzug muss der Prüfungsstoff maßvoll reduziert werden. In den juristischen Prüfungen wollen wir
Diskriminierung und Willkür entgegenwirken und durch eine Verbesserung der Prüfungsbedingungen
unnötigen Druck abbauen. Eine Schwächung des universitären Schwerpunkts lehnen wir ab. Wir
werden möglichst schnell das elektronische Examen sowie die Möglichkeit eines Teilzeit-
Referendariats einführen.

Begründung

Bei der Forderung nach einer Reform der Jurist*innenbildung geht es uns nicht nur darum, für genug
Nachwuchs zu sorgen. Wir verfolgen damit ein breiteres politisches Anliegen: Die
Jurist*innenausbildung ist wichtig, weil nicht nur die Justiz, sondern auch viele andere wichtige
Entscheidungspositionen in Wirtschaft, Regierung und Verwaltung mit Jurist*innen besetzt sind. Wie
Jurist*innen ausgebildet werden, hat damit erhebliche Auswirkungen auf viele Lebensbereiche. Viele
Diskurse sind rechtlich überformt, viele Argumente werden juristisch legitimiert oder delegitimiert.
Jurist*innen haben eine wichtige Rolle darin, Rechtsstaat und Demokratie zu verteidigen, gerade in
Zeiten, in denen autoritäre oder rechte Gesinnungen in der Gesellschaft und in Institutionen verstärkt
auftreten. Hierzu müssen sie in der Jurist*innenausbildung befähigt werden.

Während uns klar ist, dass nicht sämtliche Detailvorschläge in ein Wahlprogramm aufgenommen
werden können, sind wir doch der Meinung, dass ein wichtiges Thema in einem Programm von fast
100 Seiten mehr als einen einzigen Satz verdient hat.

Zur Begründung der Einzelnen Positionen verweisen wir auf das Positionspapier zur
Jurist*innenausbildung der LAG Demokratie und Recht aus der ersten Beteiligungsrunde. (https://
gruene.berlin/news/lag-beschluss-vom-30072020-juristinnenausbildung_36)
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K-5-2784 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 15.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 61 bis 64:
innenpolitische Reformprogramm in Berlin seit Jahrzehnten realisiert. Mit der Novelle des
Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes haben wir Befugnisse zur Abwehr terroristischer
Straftaten oder ähnlich schwerer Verbrechen neu in das Gesetz aufgenommen 
Ordnungsgesetzes haben wir der Berliner Polizei bei konkretem Verdacht auf
terroristische Straftaten zusätzliche Kompetenzen zur
Telekommunikationsüberwachung unter Richter*innenvorbehalt eingeräumt.

Begründung

Die gegenwärtige Fassung erinnert m.E. zu stark an den auf „präventive Repression“ setzenden
Terrorismusbekämpfungs- und Kompetenzerweiterungsansatz der CDU bzw. an die „Berlin in
Sicherheit“-Wahlkampfagenda der SPD unter der Führung von Franziska Giffey. Um Missverständnisse
zu vermeiden und uns von nach Rechts blinkenden Politiker*innen der Inneren Sicherheit abzuheben
sollte aus meiner Sicht deutlich werden, dass die von uns mitverantwortete Änderung des Berliner
Polizeigesetzes unter rechtsstaatlichen Vorzeichen und mit Augenmaß vorgenommen wurde.
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K-5-3195 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 15.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 473 bis 480:
Der Tendenz der letzten Jahre und Jahrzehnte im Bund und in den meisten[Zeilenumbruch]
Bundesländern, immer weitere Kompetenzen der Sicherheitsbehörden auf immer[Zeilenumbruch]
schwammigerer rechtlicher Grundlage zu schaffen, erteilen wir eine klare Absage. Auch Geflüchtete
und Migrant*innen besitzen ein Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung.
Gesetzesinitiativen zur polizeilichen und sicherheitspolitischen Zusammenarbeit
in der EU wollen wir als Land Berlin kritisch und unter Ausnutzung der uns zur
Verfügung stehenden Mitwirkungsrechte begleiten. Sicherheit entsteht nicht durch[Zeilenumbruch]
Überwachung und Vorratsdatenspeicherung auf Kosten der Freiheit und Privatsphäre[Zeilenumbruch]
aller. Die Sicherheitsbehörden brauchen effektive und[Zeilenumbruch]
wirksame Mittel im Kampf gegen Verbrechen und Terrorismus, aber diese müssen[Zeilenumbruch]
klar definiert und an entsprechende Verdachtsmomente gebunden sein.[Zeilenumbruch]
Weitreichende Überwachungs- und Eingriffsrechte führen nicht zu Sicherheit,[Zeilenumbruch]
sondern zerstören das lebenswichtige Vertrauen in staatliche Institutionen.[Zeilenumbruch]

Begründung

Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung, das aufgrund seiner Herleitung aus dem
allgemeinen Persönlichkeitsrecht auch für Drittstaatsangehörige gilt, sowie der Schutz
personenbezogener Daten stehen aktuell vor großen Herausforderungen – insbesondere durch
Entwicklungen auf europäischer Ebene! Von den bereits verabschiedeten oder kürzlich
vorgeschlagenen gesetzlichen Neuerungen (Interoperabilitäts-Verordnungen 2019, Neuer Pakt für Asyl
und Migration, Europäisierung des Prümer Vertrags) sind in erster Linie Geflüchtete und Migrant*innen
betroffen. Ein starker EU-Bezug besteht auch bezüglich der Abschnittsüberschrift („Keine
Grundrechtseingriffe auf Vorrat“); die EU-Richtlinie 2006/24/EG zur Vorratsdatenspeicherung wurde
2014 vom EuGH für ungültig erklärt.
Wünschenswert wäre m.E. eine möglichst aktive und frühzeitige Beteiligung des Landes Berlin bei der
Vorbereitung von Rechtsakten der EU im Bereich der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit.
Die gesetzlichen Grundlagen für eine aktive Beteiligung des Landes Berlin in den entsprechenden
Arbeitsgruppen des Rates der EU (Inneres und Justiz), im Bundesrat und/oder über die Vertretung des
Landes Berlin in Brüssel sind bereits vorhanden. Nun sollten die zur Verfügung stehenden Gestaltungs-
und Mitwirkungsmöglichkeiten auch tatsächlich und umfassend genutzt werden.
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K-5-2945-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Säkulare Grüne Berlin
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 223 bis 224 löschen:
Wir stehen zur Religionsfreiheit in all ihren Dimensionen. Aber es gibt einige Sonderrechte für
anerkannte Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, wo wir dringenden Reformbedarf 

Von Zeile 226 bis 227 einfügen:
Rahmengesetzgebung so rasch wie möglich in konkrete Verhandlungen über die Ablösung der
historischen Staatsleistungen treten. Voraussetzung für eine öffentliche Unterstützung ist die
Ausrichtung der Arbeit der jeweiligen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaft an den
Grundwerten der Demokratie und der Menschenrechte und deren Unabhängigkeit von autoritären
Regimen.

Begründung

Nicht alle Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften lassen sie von demokratischen und
menschenrechtlichen Grundsätzen leiten. Muslimbrüder, militant evangelikale Abtreibungsgegner und
andere nutzen die vielfältigen Möglichkeiten, sich als Religionsgemeinschaften zu betätigen. Wer
jedoch die Vorteile staatlicher Hilfen in Anspruch nehmen will, ist den Normen des Grundgesetzes und
des Völkerrechts verpflichtet. Die Bundesarbeitsgemeinschaft Säkulare Grüne hat hierzu ein
detailliertes Papier entwickelt und konkrete Vorschläge gemacht, wie mit diesen Gruppen
umgegangen werden sollte (https://saekulare-gruene.de/beschluss-zum-kritischen-umgang-mit-
reaktionaeren-politischen-islam-verbaenden/). Eine entsprechende Formulierung findet sind auch im
neuen Grundsatzprogramm der Partei (S. 54 Absatz 190).
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K-5-2840 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 117 bis 120:
rechtspopulistischen und rechtsextremen Kräften in Polen, Ungarn und anderen Ländern droht die
Europäische Union insgesamt zu zerstören. Die LSBTIQ*Diesogennanten "LSBT*-freien ZonenZonen",
die die rechte Regierung Polensim EU-Mitgliedstaat und Nachbarland Polen vorantreibt, sind ein
dramatisches Beispiel dieser Entwicklung. Wir arbeiten über unsere Städtepartnerschaften für die
Rechte queerer Menschen in Polen und 

Begründung

Damit übernehmen wir die "offizielle" Bezeichnung dieser Zonen und machen sie durch weitere
Nennungen von Gruppen nicht "progressiver" als sie sind. Zudem werden diese Regionen jetzt so
betitelt, aber sind natürlich nicht LGBT frei.
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K-5-3019 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 296 bis 301:
Umstiegsberatung und mehrsprachige Kontaktstellen ausbauen sowie bei der Gesundheitsberatung
und -versorgung nachbessern.Wir setzen uns für einen erleichterten Leistungsbezug bei den
Jobcentern und Zugang zur Gesundheitsversorgung sowie für die Abschaffung des stigmatisierenden
"Prostituiertenschutzgesetzes" ein. Essentiell ist, dass hierbei die Expertise und die Erfahrungen von
Sexarbeiter*innen einbezogen werden. Wohnungslose Sexarbeiter*innen benötigen zudem Zugang zu
sicheren Unterkünften. Mit Blick auf bekannte Straßenstriche ist es unerlässlich, auch die Perspektiven
von Anwohner*innen den Dialog zwischen Sexarbeiter*innen, Beratungsstellen und Anwohnenden zu 
berücksichtigenstärken, um Stigmatisierung und Diskriminierung von Sexarbeiter*innen
entgegenzuwirken. Der von uns unter rot-rot-grün einberufene Runde Tisch Sexarbeit hat ein
Handlungskonzept vorgelegt, dessen Umsetzung wir weiter vorantreiben, evaluieren und nach Bedarf
anpassen wollen,um die Rechte und Arbeitsbedingungen von Sexarbeiter*innen zu verbessern.

Begründung

In dem Absatz sollte die Stärkung von Sexarbeiter*innen Rechten zentral sein. Hierzu wurden einige
dringende Bedarfe, die in Veranstaltungen zum Thema Sex Arbeit mit Organisationen wie dem
Frauentreff Olga oder Trans Sex Works benannt wurden , hinzugefügt um konkreter zu werden. Zudem
soll ein Dialog zwischen allen Gruppen gefördert werden und nicht nur eine Perspektive betont
werden. Der bereits eingerichtete Rundetisch heißt offziell "Runde Tisch -Verbesserung der Rechte und
Arbeitsbedingungen von Sexarbeiter:innen ", deswegen ist hier die Kontextinformation wichtig, damit
Lesende verstehen, dass hier die Stärkung von Rechten und Arbeitsbedingungen zentral ist.

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3075 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 352 bis 354 einfügen:
aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder ihrer Geschlechtsidentität ausgegrenzt, diskriminiert und
tätlich angegriffen. Wir sagen Diskriminierung und Gewalt den Kampf an. Wir werden die Präventions-
und Antigewaltarbeit für LSBTIQ* weiter ausbauen und eigenes Beratungsangebot für trans*, inter* und
nicht-binäre Betroffene von Queerfeindlichkeit einrichten. Wir haben eine Krisen- und
Zufluchtswohnung eingerichtet, in der LSBTIQ* in akuten 

Begründung

Hier fehlen bislang die konkreten Maßnahmen. Insbesondere Angebote für trans, inter und nicht-
binäre Personen fehlen bislang.
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K-5-2840-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 117 bis 120:
rechtspopulistischen und rechtsextremen Kräften in Polen, Ungarn und anderen Ländern droht die
Europäische Union insgesamt zu zerstören. Die LSBTIQ*-freien Zonen, die die rechte Regierung Polens
vorantreibt, sind ein dramatisches Beispiel dieser Entwicklung. Die sogenannten "LSBT*-freien Zonen"
in Polen, die Anti-LGBT Angriffe im russischen Tschetschenien sowie die Rücknahme von queeren
Rechten in Ungarn sind besorgniserregende Menschenrechtsverletzungen und müssen sichtbar
entgegengetreten werden.Wir arbeiten über unsere Städtepartnerschaften für die Rechte queerer
Menschen in Polen und 

Begründung

Hier wurde das Beispiel Polen nochmal spezifiziert und die offizielle Bezeichnung ergänzt. Zudem
macht es in diesem Zuge auch Sinn andere queerfeindliche Angriffe in Ländern mit Partnerstädten
aufzuführen.
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K-5-3309 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 586 bis 587 einfügen:
verantworten ist, setzen wir auf offenen Vollzug, um den Weg zurück in die Gesellschaft zu erleichtern.
Die besondere Situation von LSBTIQ* und für Menschen mit HIV im Strafvollzug werden wir weiterhin
besonders berücksichtigen und treten für einen diskriminierungsfreien Umgang ein.

Begründung

Auch im Straffvollzug muss Diversität berücksichtigt werden und besonderes vulnerable Gruppen den
nötigen Schutz vor Diskriminierung erhalten. 
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K-5-3564-5 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 841 bis 842:
alleinreisende Frauen, Traumatisierte, Geflüchtete mit Behinderungen, LSBTIQ* und Familien
unmittelbar nach ihrer Ankunft die Beratung und, Betreuung und Unterbringung bekommen, die sie
benötigen. Dabei schützen wir sie in allen Verfahrensschritten vor Diskriminierung und bieten
entsprechende Unterstützungs-, Beratungs- und Empowermentangebote an.

Begründung

Die Unterbringung von vulnerablen Gruppen wie LSBTIQ* oder alleinreisenden Frauen ist neben der
Beratung und Betreung sehr wichtig um einen sicheren Raum zum Ankommen zu schaffen. Hier sollte
auch der Schutz vor Diskriminierung sehr zentral sein um besonders schutzbedürftige Geflüchtete
entsprechend zu unterstützen.
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K-5-3631 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 908 bis 910 einfügen:
Auch die Mitgliedschaft in bestehenden Städtenetzwerke, die sich für Klimaschutz, den humanen
Umgang mit Geflüchteten und gegen Rassismus und Queerfeindlichkeit einsetzen, wollen wir weiter
ausbauen und stärken. Auf EU-Ebene wollen wir die EU-Städteagenda nutzen, um noch stärker den 

Begründung

Zu den bereits erwähnten, sogenannten "LGBT-freien-Zonen" in Polen sollte hier auch die Bekämpfung
von Queerfeindlichkeit als wichtiger Aspekt von Partnerstädten/ Austausch mit diesen Partnerstädten
betont werden
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K-5-2733-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 10 bis 12 einfügen:
gestalten. Für uns sind Respekt und Anerkennung die Leitprinzipien einer offenen Gesellschaft. Wo
verschiedene Formen der Diskriminierung und Ausgrenzung zusammenfallen, betrachten wir diese
stets in ihrem Zusammenhang: Beispielsweise müssen Frauen-, Queer- oder Inklusionspolitik immer
auch antirassistisch sein, so wie auch Antirassismus feministisch, queer und inklusiv sein soll.
Besonders wichtig ist dies, wenn Menschen mehrfach diskriminiert werden, zum Beispiel Schwarze
oder muslimische queere Menschen. Unsere Politik ist intersektional.

Begründung

Grüne Antidiskriminierungspolitik ist immer intersektional. Darum sollte dieses Aspekt nicht "nur" in
der Queer-Passage (Zeile 2770 ff. und 2050 ff.) genannt werden, sondern gleich hier zu Beginn des
Kapitels.
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K-5-2771 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 49 bis 57:
Für unsUnsere Stadt ist klar, Feminismus geht nicht ohne Queer und Queer-Feminismus nicht ohne
Kampf gegen Rassismusso bunt wie der Regenbogen und soziale Ausgrenzungeine vielfältige queere
Community gehört zum Herzen der Regenbogen-Hauptstadt Berlin. Wir denkenHier sollen sich alle
queeren Menschen willkommen, sicher und handeln deshalb „intersektional“, indem wir die
Verschränkungen verschiedener Diskriminierungsformen in den Blick nehmen.zuhause fühlen - Und so
verstehen wir auch unsere Queerpolitikegal ob hier geboren, zugezogen oder zu Besuch. Wir
unterstützen queere Infrastruktur, die offen ist für alle, und das in der ganzen Stadt. Dafür braucht es
Freiräume, die wir schützen wollen. Den bestehenden Maßnahmenplan, die "Initiative Geschlechtliche
und Sexuelle Vielfalt" (IGSV), werden wir gemeinsam mit den lesbischen, schwulen, bi-, trans*- und
inter*-Communities weiter ausbauen und neue Handlungsfelder erschließen, um quer durch alle
Ressorts die vielfältige Beratungs-, Empowerment- und Antidiskriminierungsarbeit für LSBTIQ* im
Bildungs- und Gesundheitsbereich über den Gewaltschutz bis hin zur Kultur- und Erinnerungspolitik zu
stärken. Durch einen ressortübergreifenden Maßnahmenplan, den der Senat gemeinsam mit den
lesbischen, schwulen, bi-, trans*- und inter*-Communities erarbeitet, entsteht eine dauerhafte Struktur
für Akzeptanzarbeit für LSBTIQ*. Gelingen kann dies nur, wenn möglichst viele Gruppen, Vereine und
Aktivist*innen zu Wort kommen und ihre vielfältigen, intersektionalen Perspektiven einfließen. Diese
gemeinsame Arbeit wollen wir fortsetzen und weiterentwickeln.

Begründung

Dieses Bekenntnis zur intersektionalen Antidiskriminierungspolitik ist sehr wichtig und zentral für
unsere queerpolitische Arbeit. Wenn es aber ausschließlich zu Beginn des Queer-Absatzes steht,
könnte ein missverständlicher Eindruck entstehen. Darum sollte dieser wichtige Gedanke dem ganzen
Kapitel vorangestellt werden (siehe ÄA in zeile 2724). Die Ziele grüner Queerpolitik werden hier
stattdessen noch einmal mit anderem Schwerpunkt beschrieben.
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K-5-3056 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 333 bis 337:
wenig wie Diskriminierung aufgrund des sozialen Status, der Hautfarbe, des Glaubens oder der
Herkunft. Besonders wichtig ist dies, wenn Menschen mehrfach diskriminiert werden, zum Beispiel
Schwarze oder muslimische queere Menschen. Für uns ist klar, queer geht nicht ohne Feminismus und
Queer-Feminismus nicht ohne Kampf gegen Rassismus und soziale Ausgrenzung – unsere Queerpolitik
ist „intersektional“.. Darum unterstützen wir die vielfältigen queeren Communities unserer Stadt dabei,
sichere und barrierefreie Räume in der ganzen Stadt zu finden, Teilhabehürden und Ausgrenzungen
abzubauen und gemeinsam mit anderen Gruppen für eine inklusivere und solidarische
Stadtgesellschaft zu streiten.

Begründung

Wie auch die Änderung in Zeile 2770 ff. geht diese darauf zurück, dass das Bekenntnis zur
intersektionalen Politik an den Anfang des Kapitels geschoben werden sollte. Darum wurde der Teil
hier etwas umformuliert.
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K-5-3079 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 357 bis 359:
, Durch eineneine kontinuierliche Weiterentwicklung und Stärkung dieses ressortübergreifenden
Maßnahmenplans, den der Senat gemeinsam mit den lesbischen, schwulen, bi-, trans*- und inter*-
Communities erarbeitet, entsteht nun eine dauerhafte 

Begründung

Die ursprüngliche Formulierung war irreführend. Denn die IGSV - die am Ende des Absatzes davor
genannt wird - ist diese Maßnahmenplan.
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K-5-3088 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 365 bis 369:
Angelegenheiten benennt, die als Schnittstelle zwischen Senatsverwaltung, Bezirk und Akteur*innen
fungiert. Auch an Kitas und Schulen mussmüssen Geschlechterstereotype hinterfragt und
geschlechtliche und sexuelle Vielfalt stärker gelebt werden könnenanerkannt werden. Hierbei
brauchen sie Unterstützung. Wir unterstützen die „Fachstelledie Fachstellen für queere Bildung“und
intersektionale Bildung, die Initiative „Schule in Vielfalt“Ansprechpersonen für LSBTIQ* an allen
Berliner Schulen und die Vielfaltsbroschüre für Kita-Fachkräfte der zuständigen Senatsverwaltung.

Begründung

Diese Formulierung macht etwas deutlicher, was wir genau wollen und nimmt zugleich ein breiteres
Spektrum an Stellen auf.
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K-5-3389 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 666 bis 667 einfügen:
und Vielfalt, gegen Hass und Rassismus zu stärken. Vor allem wollen wir Präventionsangebote stärken
sowie Anlaufstellen und Aussteigerprogramme verstetigen. Zivilgesellschaftliches Engagement
braucht Räume, um sich entfalten zu können und für alle leicht erreichbar zu sein. Angesichts
weiterhin steigender Konkurrenz um bezahlbaren Raum in der Stadt wollen wir zivilgesellschaftliche
Räume vor Verdrängung schützen. Auch gewerbliche Räume wir Bars oder Clubs können wichtige
Freiräume für demokratisches Engagement darstellen, die wir mit einem Gewerbemietendeckel
schützen wollen.

Begründung

Die steigenden Mieten treffen auch zivilgesellschaftliche Träger und "Safer Spaces" von
marginalisierten Communities sehr stark. Dazu sollten wir an dieser Stelle nochmal eine klare
Botschaft senden.
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K-5-3473-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 750 bis 751 einfügen:
einen Anfang gemacht. Nun wollen wir die Förderpolitik nach Vorbild des New Yorker „Culture-Plan“
umbauen. Auch die Repräsentation queerer Menschen und Perspektiven in der Berliner Kunst- und
Kulturszene muss verbessert werden. Queere künstlerische Positionen sind besonders zu fördern,
bestehende Hürden für queere Künstler*innen abzubauen und queere Sichtweisen auch in Jurys und
Auswahlgremien zu stärken.

Begründung

Jüngst hat die "ActOut"-Kampagne verdeutlicht, dass auch queere Menschen nach wie vor mit großen
Hürden und Vorbehalten in der Kulturszene zu kämpfen haben. Die Repräsentation queerer
Lebensweisen ist alles adere als selbstverständlich.
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K-5-3361-4 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Digitales und Netzpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 639 bis 645:
Wir wollen unsere Demokratie weiterentwickeln und stärken - mit digitaler Dividende statt digitalem
Divide. DazuDies digital wie analog zu fördern, darf weder nur privilegierten sozialen Schichten zu
Gute kommen noch nur für sie attraktiv zu nutzen sein. Deshalb wollen wir niedrigschwellig, digital
breitenwirksam und mit den Partnern von Sozialarbeit und Quartiersmanagement kommuniziert auf
Bezirksebene und auch auf Landesebene sowie zu einzelnen thematischen Schwerpunkten
Bürger*innenräte etablieren, die. Dazu zählen insbesondere (digitale) Vereinsamung, aktive
Nachbarschaft und Zusammenhalt abseits digitaler Filterblasen. Die Bürger*innenräte bilden sich zu
bestimmten Themen temporär bilden und ergänzen die Institutionen repräsentativer Demokratie
ebenso wie die Instrumente der direkten Demokratie ergänzen. Die Teilnehmer*innen an den Räten
werden durch das Zufallsprinzip gelost, um die Bandbreite der Gesellschaft in einem Kiez abbilden zu
können. Gemeinsam mit der Verwaltung können dort transparente und nachhaltig spürbare Lösungen
für konkrete Probleme im Kiez oder im Bezirk erarbeitet werden. Dadurch wollen wir 

Begründung

Es sollte das Problem zerfallender Nachbarschaften in Berlin u.a. durch digitale Filterblasen
angesprochen werden und wie Präsenz- und digitale Beteiligung in den Räten Zusammenhalt und
aktive Nachbarschaft fördern kann; Statt digital divide und Spaltung mehr digitale Dividende (wer
nutzt digitale Tools intensiv zur Beteiligung? Oft stärker die Privilegierten, weniger sozial
Benachteiligte!)

Es ist wichtig zu fragen, wo digitale (niederschwellige, alltagsintegrierbare) Beteiligungimpulse und -
tools wichtig sind, wo ist leibliches Aufeinandertreffen und Zusammensein für Zusammenhalt
wichtiger?
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K-5-3426-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 703 bis 704 einfügen:
Stadtentwicklungspolitik rücken, die Fördersystematik zugunsten von mehr Gerechtigkeit, Transparenz
und Diversität reformieren und die Dekolonisierung Berlins weiter vorantreiben. Wir möchten eine
Koordinationsstelle „Taskforce für bedrohte Räume“ einrichten, die Ansprechpartner für Künstler*innen
und, Kulturschaffende, aber auch für Sozialprojekte und und Kleinbetriebe bedroht durch
Mieterhöhung oder Neubau ist. Sie vernetzt Land und Bezirke, um zeitnah passende Ersatzflächen zu
finden.

Begründung

Weitere Erläuterungen bei Bedarf gerne mündlich.
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K-5-3566 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 844 bis 852:
In Berlin profitiert seit Jahrhunderten davon, dass Menschen aus anderen Ländern hier ein neues
Zuhause finden - egal ob freiwillig in der Hoffnung auf ein besseres Leben, auf der Suche nach neuen
Herausforderungen oder unfreiwillig die alte Heimat aufgebend. Sie bringen neue Ideen mit,
bereichern die Stadt mit ihren einzigartigen Erfahrungen und sorgen für soziale wie technologische
Innovationen. Hier
ist die postmigrantische Einwanderungsgesellschaft schon lange Realität und in den kommenden
Jahren wird sie noch pluraler werden, als sie es jetzt schon ist.: Etwa drei von zehn Berliner*innen
haben einen Migrationshintergrund, etwa die Hälfte davon besitzt den Pass eines anderen EU-Landes.
Nun gilt es, diese Realitäten in Politik und Verwaltung abzubilden. Es muss unser Ziel sein, ein
friedliches, gerechtes und freies Leben für alle Berliner*innen zu ermöglichen. Dafür werden wir das
Berliner Landesamt für Einwanderung zu einerm echten WillkommensbehördeWelcome Center
weiterentwickeln und alle nötigen Kompetenzen für eine gelingende Einwanderung – vom
Aufenthaltsrecht über die Versorgung und Unterbringung bis zum Integrationskurs – bündeln.
[Leerzeichen]Die Willkommensbehörde neuen Einwohner*innen der Stadt werden bei dieser Behörde -
nach dänischem Vorbild - alle Amtsgeschäfte mit Landes- und Bezirksbehörden nach dem Prinzip des
einzelnen Schalters auch in Fremdsprachen anstoßen können. Menschen ohne ausreichende
Deutschkenntnisse werden von der Behörde im Umgang mit der Verwaltung unterstützt. Durch
gezielte Informations- und Beratungsangebote auf Englisch sowie nach Möglichkeit in weiteren
Fremdsprachen soll ihnen auch dabei geholfen werden, mit Herausforderungen des Alltags
zurechtzukommen. Dazu wird das Welcome Center die Zusammenarbeit mit darauf spezialisierten
Einrichtungen wie der Verbraucherzentrale Berlin, dem Berliner Mieterverein, den Sozialverbänden und
den Gewerkschaften usw. suchen, bei denen die Bereitstellung solcher Angebote mit zusätzlichen
Landesmitteln ermöglicht werden soll.
Das Welcome Center soll der für Integration zuständigen Senatsverwaltung unterstellt werden. Ebenso
soll die Zuständigkeit für das Aufenthaltsrecht nicht länger im Innenressort 

Begründung

Das bestehende "Willkommenszentrum Berlin" sollte mit dem Landesamt für Einwanderung zu einem
echten "Welcome Center" zusammengeführt werden.

Die Gründung eines Welcome Centers ist in einer Stadt wie Berlin überfällig. Allerdings sollte das
zugleich nicht nur das alte Landesamt für Einwanderung unter neuem Firmenzeichen sein, sondern
eine Behörde, die für alle Menschen, die egal aus welchen Gründen nach Berlin kommen und
dauerhaft hier leben möchten, Unterstützung bietet.

Darunter fallen auch die hunderttausende EU-Bürger*innen, die aus dem Recht auf Freizügigkeit
Gebrauch machen und diese Stadt mit ihrer Einzigartigkeit, Ambitionen und Engagement bereichern.
Für sie (auch für solche, die seit langen Jahren schon in Berlin leben) ist der Umgang mit Behörden auf
Deutsch - ob persönlich, telefonisch oder schriftlich - eine der größten Herausforderungen und
Benachteiligungen. Es wird höchste Zeit, das Zeitalter der Mehrsprachigkeit auch in der Berliner
Verwaltung einzuläuten. Wichtig ist zudem, dass diese Menschen, denen oft Kenntnisse auch über
alltägliche Herausforderungen fehlen, auch von den Beratungsangeboten, die das Land mitfinanziert,
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K-5-3566 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit
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profitieren können. Dafür sind zusätzliche Mittel (auch an externe Träger) für mehrsprachige
Beratungs- und Informationsangebote unumgänglich.

P.S.: So läuft's in Dänemark: https://www.nyidanmark.dk/en-us/contact/contact-dalrir/
contact_international_citizen_service.htm



K-5-3565 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

In Zeile 843:
Eine echte Willkommensbehörde für Berlin

Ein echtes Welcome Center für Berlin

Begründung

Das bestehende "Willkommenszentrum Berlin" sollte mit dem Landesamt für Einwanderung zu einem
echten "Welcome Center" zusammengeführt werden.

siehe auch ÄA: https://berlin.antragsgruen.de/programm21/
vielfalt_leben__in_freiheit_und_gleichheit-34501/42233
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K-5-2754 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 32 bis 33 einfügen:
Politik von und für Frauen gehört seit 40 Jahren zu unserer grünen DNA – und wir sind erfolgreich. In
der grünen Fraktion im Abgeordnetenhaus sind 60 Prozent der Mandatsträger*innen weiblich. 

Begründung

vermutlich eher redaktioneller Art, da in Zeile 2952 bereits "von und für" steht. Außerdem ist eigentlich
klar, dass bei uns Grünen Frauen schon von Beginn an Politik ganz entscheidend mitgestalten.
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K-5-3061 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 339 bis 341:
Wir haben die ganze Stadt im Blick. Der Zugang zu queerer Infrastruktur und wollen, dass
esinsbesondere Beratungs- und Empowermentangeboten darf nicht davon abhängen, wo LSBTIQ* in 
allen BezirkenBerlin wohnen. Gleiche Chancen, gleicher Zugang zu Unterstützungsangeboten,
flächendeckende und barrierefreie queere Infrastruktur gibtmuss es für alle überall geben. Wir haben
in den letzten Jahren dafür gesorgt, dass Angebote dazugekommen sind, sei es das erste queere
Jugendzentrum, generationenübergreifende Wohn- 

Von Zeile 345 bis 349:
und Beratungsstellen für queere Menschen, insbesondere Jugendliche, Ältere und mehrfach
diskriminierte Gruppen wie Geflüchtete. Dazu gehören auch spezifische Betreuungsangebote und Safe
Spaces für besonders marginalisierte Gruppen wie trans, inter und nicht-binäre Personen. Gleichzeitig
müssen die Bedürfnisse von LSBTIQ* in allen bestehenden und neuen Einrichtungen 
mitgedachtberücksichtigt und ernstgenommen werden. Egal ob Familienzentrum, Senior*innenheim
oder Jugendclub – wir wollen, dassin all diesen Einrichtungen muss es Angebote für LSBTIQ* 
gibtgeben. EinrichtungenQueere Infrastruktur, darunter auch Safe Spaces wie Bars und Clubs, vor
Verdrängung zu schützen, ist dabei eine zentrale Aufgabe. Die großen queeren Veranstaltungen im
öffentlichen Straßenraum, die jedes Jahr viele Gäste aus der ganzen Welt nach Berlin locken, wollen
wir nach den harten Einschnitten der Pandemie gezielt und dauerhaft unterstützen.

Begründung

Wir wollen stärker herausstellen, als es im bisherigen Entwurf der Fall ist, dass es keine Rolle spielen
darf, wo LSBTIQ* in Berlin leben, damit sie die nötige Unterstützung und queere Kultur wahrnehmen
können.
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K-5-3094 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 371 bis 373 einfügen:
In der Koalition haben wir das Ziel vorgegeben, die öffentliche Aufmerksamkeit für Lesben, lesbisches
Leben und lesbische Belange in Berlin zu erhöhen. Das gilt auch für die Zukunft. Die neu gestarteten
Projekte wollen wir fortsetzen, den Preis für Lesbische Sichtbarkeit auch in den kommenden Jahren
verleihen, die Antigewaltarbeit ausbauen und neue Handlungsfelder erschließen, bei denen die
besonderen Bedarfe von Lesben bislang zu wenig Berücksichtigung finden, etwa bei der
gesundheitlichen Versorgung. Die Verwirklichung des ersten, inklusiven Frauen-/Lesbenwohnprojekts
ist uns ein besonderes Anliegen. Zudem werden wir eine wissenschaftliche Aufarbeitung des
Sorgerechtsentzugs in Berlin in Auftrag geben. Noch bis 
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K-5-3506 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Henry Arnold (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-5

Nach Zeile 784 einfügen:
Green Culture - Kultur und Ökologie

Wir wollen Kultureinrichtungen in ihrem Bestreben nach ökologischer Nachhaltigkeit stärker fördern,
also auch konkret bei der Emissionsreduktion. Die zentralen ökologischen Umdenkprozesse werden
bereits jetzt von den Künsten aufgegriffen und begleitet. Ein nachhaltiger Kulturbereich soll künftig
von einer gemeinsam mit allen Akteur*innen entwickelten und vom Land Berlin mitgetragenen
Umweltagenda gefördert werden. Dabei braucht es zum Beispiel den Auf- und Ausbau eines
Nachhaltigkeitsmanagements in Kulturinstitutionen. Zudem müssen ökologische Kriterien auch in der
Kulturförderung eine stärkere Rolle spielen und finanzielle Mittel für die Transformation hin zur
ökologischen Kulturproduktion bereit gestellt werden, insbesondere da die Künste ein hohes
Engagement zeigen, ihrer Vorbildfunktion nachzukommen.

Begründung

In der LAG Kultur wurde beschlossen, einen Änderungsantrag zu erarbeiten, der das Thema
Nachhaltigkeit zu einem eigenen Unterpunkt erweitert. Der hiermit vorliegende Antrag wurde
gemeinsam erstellt. Kultureinrichtungen, insbesondere in alten, großen Bauten verbrauchen sehr viel
Energie und sind technisch oft nicht auf dem neuesten Stand – andererseits sind sie auch oft Vorbilder
und befördern Debatten. Energetische Sanierungen und nachhaltiges Facility Management,
umweltbewusste Gastspielreisen und klimaneutrale Festivals – es gibt unglaublich viele Ansätze um
im Kulturbetrieb auf dem Weg zur Klimaneutralität voranzukommen. Ziel ist daher, die politische
Legitimation und Grundlage zu haben, um in der nächsten Legislatur bessere Rahmenbedingungen
schaffen zu können und den vielen bereits aktiven Initiativen und Akteur*innen mehr Unterstützung zu
ermöglichen.

Unterstützer*innen

Kerstin Quitsch (KV Berlin-Kreisfrei); Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Christina
Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Annette Knaut (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-5-3650 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 927 bis 930:
geschlechtergerecht zu verteilen, wollen wir das Gender-Budgeting weiter vorantreiben, indem wir ein
Gender-Budgeting-Referat in der Finanzverwaltung einsetzen. Und damit feministische Politik für
Frauen endlich als Querschnittsthema in allen Bereichen mitgedacht wird, wollen wir mit allen
Verwaltungen eine verbindliche, datenbasierte und ressortübergreifende 
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K-5-3444 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Henry Arnold (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 721 bis 726 löschen:
einer Schule können im Idealfall auch gleich neue Räume für die bezirkliche Musikschule oder
Jugendkunstschule entstehen. Dabei denken wir Kunst und Klimaschutz zusammen: Auch der
Kulturbereich muss seinen Anteil an der Einsparung von CO2-Emissionen auf dem Weg zu einer
klimaneutralen Stadt erbringen. Das gilt insbesondere für die Museen und den Gastspiel- und
Festivalbetrieb, die zu den größten Treibhausgas-Emittenten gehören. Deshalb unterstützen wir
Konzepte für ein „Green Culture Desk“ und die Einrichtung eines entsprechenden Fonds.

Begründung

Mitglieder der LAG Kultur schlagen vor, dem Thema Nachhaltigkeit ein eigenes Unterkapitel zu
widmen und nach Zeile 3507 einzufügen (siehe dort) und haben hierfür einen Änderungsantrag
gestellt. Daher der Antrag, die Sätze an dieser Stelle im Kapitel "Räume" zu streichen.

Unterstützer*innen

Kerstin Quitsch (KV Berlin-Kreisfrei); Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Christina
Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Annette Knaut (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf)
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K-5-2985-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 262 bis 264:
Frauen und Kinder sind häufiger Opfer physischer und psychischer Gewalt.Besonders lesbische Frauen,
Muslimas, obdachlose Frauen, Frauen mit Behinderung, Trans*, Inter*trans*, inter*, Schwarze Frauen und
Women of Color sind Gewalt ausgesetzt, was sowohl unmittelbare als auch langfristige 

Begründung

trans*, inter* sind Adjektive/Platzhalter für Adjektive und werden klein geschrieben.
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K-5-3005 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 283 bis 284 einfügen:
Wir wollen ein Berlin schaffen, in dem Frauen, trans*, inter* und nicht-binäre Personen nicht mehr von
physischer, psychischer und digitaler Gewalt betroffen sind. Der erste Schritt ist, Gewalt 

Begründung

Wenn man hier trans und inter auslässt, bezieht man eine Position, die als transfeindlich verstanden
werden kann. Z.B. werden trans* Männer teils weiblich gelesen, erfahren die gleiche Gewalt, werden
hier aber nicht mitgedacht. Inter Personen können in ihren Körpermerkmalen stärk von dem binären
Bild abweichen und erfahren dadurch ebenfalls in starkem Maße Gewalt. Ferner suggeriert die
Aufzählung, dass nicht-binäre Personen bei Geburt stets dem weiblichen Geschlecht zugeordnet
wurden. Ein Vorurteil, dass für nicht-binäre Menschen, denen bei Geburt das männliche Geschlecht
zugewiesen wurde, weitreichende Konsequenzen in der Anerkennung ihrer Person hat.

sowie nicht-binär statt nichtbinär
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K-5-3031 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 309 bis 310 einfügen:
Die Gesundheitsversorgung von Frauen, trans*, inter* und nicht-binären Personen werden wir
verbessern. Dazu gehört, das Angebot an Frauenärzt*innen in allen Bezirken zu sichern und den
Zugang zu 

Begründung

Der Besuch als trans* Mann oder inter* Person beim Gynäkolgen ist alles andere als einfach. Gleiches
Problem gilt natürlich auch für trans Frauen, aber die sind hier als einzige durch die Nennung von
Frauen mit abgedeckt. Im übergroßen Teil der Praxen ist es der pure Horror.
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K-5-3032-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 309 bis 311:
Die Gesundheitsversorgung von Frauen und nicht-binären Personen werden wir verbessern. Dazu
gehört, das Angebot an Frauenärzt*innenGynäkolog*innen in allen Bezirken zu sichern und den
Zugang zu sicheren Schwangerschaftsabbrüchen zu ermöglichen, gerade in Krisenzeiten. Gleichzeitig 

Begründung

Wenngleich das Wort Gyne nur das griechische Wort für Frau ist, so wird der Begriff doch von vielen
nicht weiblichen Personen mit Vulva/Uterus als inklusiver Verstanden.
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K-5-3040-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 317 bis 321:
Paare und Singles ausbauen. Dazu wollen wir genderbezogene Gesundheitsforschung stärken und
gezielt sowohl cis- als auch trans*-Frauen, trans* Männer, inter* und nicht-binäre Personen und queere
Personen in der medizinischen Aus- und Weiterbildung fördern. Für Gynäkolog*innen und andere
Heilberufe wollen wir entsprechende Schulungen ausbauen, um sie für gesundheitliche Fragen von
cis- wie von trans*-FrauenFrauen, trans* Männern, inter* und nicht-binären Menschen sowie für
spezifische Fragen zur lesbischen Gesundheit zu sensibilisieren.

Begründung

trans*-Frauen sind Frauen und trans*-Männer wurden vergessen. Beide Gruppen haben Bedarf nach
gynäkologischer Behandlung. Gleichzeitig sind nicht nur Fragen zur Gesundheit von Frauen
unzureichend geschult, auch die von, trans* (Frauen und Männer!), inter* und nicht-binären Menschen.
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K-5-3110 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 387 bis 388 einfügen:
allen öffentlichen Einrichtungen und der Berliner Verwaltung berücksichtigt wird, inklusive der
Anpassung aller Formulare. Bestehende Hürden bei einer Änderung des Geschlechtseintrags wollen
wir weiter abbauen.

Begründung

Damit wird verdeutlich, dass es nicht "nur" um derartige Formulare geht, sondern auch andere Hürden
bestehen, die abgebaut werden müssen.
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K-5-3400-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG QueerGrün
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 678 bis 680:
Viele Menschen erleben Diskriminierung und Hass, sei es wegen ihrer Herkunft, ihres Glaubens, ihres
Geschlechts oder ihrer sexuellen IdentitätOrientierung . Die Betroffenen fühlen sich oft isoliert und
ausgeschlossen und brauchen deswegen Anlaufstellen, denen sie vertrauen können. Wir wollen solche
Stellen 

Begründung

Geschlecht wurde vergessen, sexuelle Orientierung ist passender als Identität, da sexuelle
Orientierung fälschlicher Weise oft mit geschlechtlicher Identität gleichgesetzt oder verwechselt wird.
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K-5-3003 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 280 bis 282 einfügen:
Für Frauen, die selbst oder deren Töchter von Genitalverstümmelung betroffen oder bedroht sind,
wollen wir das Beratungs- und Behandlungsangebot durch den Einbezug der relevanten Communities

Begründung

Ohne den Einbezug der relevanten Communities sind Betroffene schwer zu erreichen. Für den Erfolg
der Angebote ist es essentiell, dass die Netzwerke und die Expertise von Selbstorganisationen der
Communities miteinbezogen und mit angemessenen Mitteln gefördert werden.
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K-5-3024-3 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 302 bis 305:
Es gibt Überschneidungen zwischen Sexarbeit als selbstbestimmter Tätigkeit und sexueller
Ausbeutung als Teil der organisierten Kriminalität. In den letzten Jahren haben wir die Bekämpfung
dieser organisiertenIn den letzten Jahren haben wir die Bekämpfung organisierter Kriminalität im
Zusammenhang mit sexueller Ausbeutung und Zwangsprostitution ausgeweitet und werden dies
fortsetzen. Schutzprogramme für 

Begründung

Die Formulierung Überschneidung zwischen Sexarbeit und Gewalt ist hochproblematisch.
Selbtbestimmte Sexarbeit ist Arbeit. Sexuelle Ausbeutung als Teil der organisierten Kriminalität ist
Gewalt. Hier gibt es keine Überschneidung. Diese Formulierung impliziert, dass Ausbeutung von und
Gewalt gegen Sexarbeiter*innen im Tätigkeitsfeld sozusagen angelegt sind. Diese Vermischung wird
sowohl von Verbänden, die Sexarbeiter*innen vertreten, als auch von Organisationen gegen
Menschenhandel, vehement abgelehnt.
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K-5-3024-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 302 bis 307 löschen:
Es gibt Überschneidungen zwischen Sexarbeit als selbstbestimmter Tätigkeit und sexueller
Ausbeutung als Teil der organisierten Kriminalität. In den letzten Jahren haben wir die Bekämpfung
dieser organisierten Kriminalität im Zusammenhang mit sexueller Ausbeutung und
Zwangsprostitution ausgeweitet und werden dies fortsetzen. Schutzprogramme für Aussteiger*innen,
die vor Gericht aussagen, wollen wir weiter ausbauen. Hierbei ist ein sicheres Bleiberecht für alle
Betroffenen von Menschenhandel zwingend nötig.

Begründung

Zwangsprostitution ist Gewalt und hat nichts mit selbstbestimmter Sexarbeit zu tun. Der Absatz zu
sexueller Ausbeutung als Teil der organisierten Kriminalität muss daher im Teil zu Gewalt verortet
werden Diesen Absatz daher verschieben in das Gewaltkapitel (nach Z. 3014, siehe auch oben)
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K-5-3014 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 291 bis 292 einfügen:
Konvention konsequent umzusetzen. Polizist*innen, Staatsanwält*innen und Richter*innen wollen wir
gezielt für das Thema sensibilisieren und dafür weiterbilden.
In den letzten Jahren haben wir die Bekämpfung organisierter Kriminalität im Zusammenhang mit
sexueller Ausbeutung und Zwangsprostitution ausgeweitet und werden dies fortsetzen.
Schutzprogramme für Aussteiger*innen, die vor Gericht aussagen, wollen wir weiter ausbauen. Hierbei
ist ein sicheres Bleiberecht für alle Betroffenen von Menschenhandel zwingend nötig.

Begründung

Absatz verschoben aus dem Kapitel zur Sexarbeit (siehe unten).
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K-5-3049 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Frauen* und Gender
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 326 bis 327 einfügen:
Gender Care Gap und den Gender Pay Gap, für ein echtes Entgeltgleichheitsgesetz und das Ende des
Ehegattensplittings sowie die (steuer-)rechtliche Gleichstellung von heterosexuellen,
gleichgeschlechtlichen und Ein-Eltern-Familien

Begründung

Die Abschaffung des Ehegattensplittings allein löst nicht die bestehende Ungleichbehandlung von
gleichgeschlechtlichen und Ein-Eltern-Familien (Alleinerziehende und Solomütter) auf. Es geht dabei
auch nicht nur um Fragen des Gesundheitsversorgung (Zeile 3037-3039).
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K-5-2919 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Ario Ebrahimpour Mirzaie (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 196 bis 197:
Schwarze Menschen, als türkei- und arabischstämmig wahrgenommene Menschen, Sintize* und
Romnja* –, bei der Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen einzubeziehen.

Wir begrüßen die Einrichtung eines Beirats für Roma und Sinti im Rahmen der Novelle des
Partizipations- und Integrationsgesetzes und wollen dessen Arbeit konstruktiv begleiten.

Begründung

Der Beirat für die Berliner Sinti und Roma soll partizipativer und wertschätzender sein als der vielfach
kritisierte "Berliner Aktionsplan zur Einbeziehung ausländischer Roma" von 2013.

Unterstützer*innen

Lela Sisauri (KV Berlin-Mitte); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Anne-Kathrin Bachnik (KV Berlin-
Mitte); Luca Krauss (KV Berlin-Mitte); Signe Stein (KV Berlin-Mitte); Shiva Saber Fattahy (KV Berlin-
Mitte); Martha Goldammer (KV Berlin-Mitte)
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K-5-3479-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Jana Eva Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 756 bis 757 einfügen:
Regiepositionen entgegenwirken – dort, wo es sich wie beim Berliner Theatertreffen realisieren lässt,
gegebenenfalls auch in Form einer Quote. Insbesondere Frauen mit Kindern sind in leitenden
Funktionen unterrepräsentiert, weil sie den familienunfreundlichen Erwartungen an Führungskräfte
häufig nicht gerecht werden können. Deshalb setzen wir uns weiterhin für eine bessere Vereinbarkeit
für Familie und Beruf im Kulturbereich ein.

Begründung

Bei der Förderung von Frauen im Kulturbereich dürfen wir Frauen mit Kindern nicht außer Acht lassen.
Das hohe Maß an Care-Arbeit, das sie in der Regel leisten, wird bei Beförderungen zu häufig als
Argument gegen sie verwendet oder schließt sie vom informellen Netzwerken aus. Deswegen braucht
es zusätzlich zu einer Frauenquote Maßnahmen, die sicherstellen, dass Führungspositionen auch für
Frauen mit Kindern erreichbarer werden. Für Männer hingegen sind Kinder selten ein
Hinderungsgrund für ihre Karriere.

Unterstützer*innen

Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Laura Neugebauer (KV Berlin-Mitte); Sebastian Walter
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Emma Lou Unser (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Daniela
Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Philine Niethammer (KV Berlin-Neukölln); Sebastian Weise (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Katinka Wellnitz (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-5-2877 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Hannah Wettig (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 154 bis 156 einfügen:
Teilhabehürden, institutioneller Rassismus und andere strukturelle Diskriminierung müssen
identifiziert und abgebaut werden. Dazu gehört auch, die Verwaltung mehrsprachig auszurichten.
Deshalb wollen wir für Verwaltungsmitarbeiter*innen mit Kundenkontakt verstärkt
Englischsprachkurse anbieten.

Unterstützer*innen

Volkmar Nickol (KV Berlin-Kreisfrei); Oliver Jütting (KV Berlin-Pankow); Markus Schopp (KV Berlin-
Mitte); Corinna Steinwärder (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Konrad Wolf (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Cordelia Koch (KV Berlin-Pankow); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei)
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K-5-2942-2 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: LAG Bündnisgrüner Christ*innen Berlin
Beschlussdatum: 18.02.2021

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 219 bis 222:
Vorkaufsrechte wo möglich auch für religiöse und weltanschauliche Gemeinschaften ausüben.
Beispielsweise sollenkönnen Ausbau- und Umbaumaßnahmen von 
Moscheegemeinden,Gemeinderäumen von Kirchen, Moscheen, alevitischen Cem-Häusern, Synagogen
und Kirchengemeinden, anderer Religionsgemeinschaften,

Begründung

Das religionspolitische Anliegen einer Öffnung der Gemeinden der einzelnen Religionsgemeinschaften
in ihr jeweiliges gesellschaftliches und bezirkliches Umfeld ist zu begrüßen und ist in vielen Fällen
schon jahrzehnte- bzw. jahrhundertelang gelebte Tradition. Daher sollte die Förderung vor allem
bereits bestehende Strukturen in den Bezirken stärken und keine großen bürokratischen Hürden
aufbauen. Somit ist ein möglichst großer Entscheidungsspielraum der Verwaltung an diesem Punkt
sinnvoll und sollte durch die Verwendung des Modalverbs „können“ angezeigt werden. Die weitere
Umstellung der Aufzählung der Gemeinschaften entspricht nur der religionspolitischen Realität. Die
Cem-Häuser sollten für die bessere Einordbarkeit kurz durch ein Adjektiv „alevitisch“ beschrieben
werden. Die Betonung auf die Verwendung der Finanzmittel für Gemeinderäume und nicht für
Gebetsräume folgt aus dem Gebot für den Staat zur positiven religiösen Neutralität.
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K-5-3472 Vielfalt leben – in Freiheit und Gleichheit

Antragsteller*in: Laura Neugebauer (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-5

Von Zeile 749 bis 751:
und dem Berliner Projektbüro für Diversitätsentwicklung (Diversity Arts Culture) haben wir einen
Anfang gemacht. NunDiversität wollen wir die Förderpolitik nach Vorbild des New Yorker „Culture-
Plan“ umbauenauch langfristig als ein festes Förderkriterium mit aufnehmen und mit den
Empfänger*innen institutioneller Förderung verbindliche Zielvereinbarungen Treffen.

Unterstützer*innen

Theodor Urban Griffin (KV Berlin-Mitte); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Lennard
Gottmann (KV Berlin-Mitte); Daniel Weßling (KV Berlin-Mitte); Jana Eva Brix (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-6-3792 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 99 bis 101 einfügen:
Eine endgültige Abkehr von der Privatisierungspolitik früherer Zeiten ist uns aber nicht genug. Wir
wollen das städtische Vermögen weiter aufbauen und dabei neue Formen der wirtschaftlichen
Beteiligung von Bürger*innen etablieren. Weil Grundversorgung in öffentlicher Hand die beste
Versorgung für alle garantiert, wollen wir kritische 

Von Zeile 103 bis 105 einfügen:
Rückkauf des Berliner Stromnetzes beendet nicht nur einen jahrelangen Rechtsstreit, sondern
ermöglicht endlich gezielte Investitionen in die Infrastruktur der Energiewende der Stadt und die
genossenschaftliche Beteiligung der Bürger*innen zur aktiven Mitgestaltung über die BürgerEnergie
Berlin. Den Einfluss des Landes Berlin werden wir auf alle Energienetze ausweiten. Zur langfristigen 

Unterstützer*innen

Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Jennifer Rasch (KV
Berlin-Neukölln); Peter Ugolini-Schmidt (KV Berlin-Mitte); Barbara Wünsche (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/
Köpenick)
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K-6-3803 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Stefan Taschner (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 110 bis 113:
gegenüber, da durch sie häufig höhere Kosten für die öffentliche Hand entstehen und Gewinne meist
an die Privaten gehen. Sinnvolle Ausnahmen wie das Energie-Contracting in der Berliner Energie-
Agentur,sind zum Beispiel die Zusammenarbeit von Energieanbietern und Rathäusern zur
Energieeinsparung, (Energie-Contracting) oder genossenschaftliche Beteiligungen von Bürger*innen.
Sie können im Einzelnen geprüft und gefördert werden.

Unterstützer*innen

Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Selma Clara Kreibich (KV Berlin-Neukölln); Jennifer Rasch (KV
Berlin-Neukölln); Peter Ugolini-Schmidt (KV Berlin-Mitte); Barbara Wünsche (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/
Köpenick)
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K-6-3877 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 184 bis 186 einfügen:
und Dienstleistungsportal zu einem digitalen Bürger*innenamt weiterentwickeln, das so viele
Verwaltungsdienstleistungen wie möglich automatisiert und mobil vorhält. Ihnen zustehende
Leistungen sollen den Bürger*innen wo möglich proaktiv vorgeschlagen werden, die nötigen Anträge
fristgerecht schon vorausgefüllt mit den vorhanden Daten der Bürger*innen bereitstehen. Das ist
komfortabel für die Nutzer*innen und hilft zugleich der Verwaltung, Ressourcen einzusparen. So
können 

Begründung

Leitmotif des digitalen Bürger*innenamts sollte die "proaktive Verwaltung" sein, die von sich aus aktiv
wird und auf die Bürger*innen zugeht, wo diese Anspruch auf Leistungen des Staates haben oder
haben könnten. Verfügbare Daten sind - datenschutzgerecht - im Interesse der Bürger*innen so
zusammenzuführen, dass Anträge vom Staat selber soweit wie möglich fristgerecht vorausgefüllt
vorbereitet werden. Eine proaktive Verwaltung nimmt den Bürger*innen somit große Teile der
Antragspflicht ab und entlastet sie so. Die typischen Abläufe sind soweit wie möglich zu
automatisieren – mit dem expliziten Ziel, sie aus Bürger*innensicht so einfach wie möglich zu
gestalten.

Proaktiv geht also über rein digital und automatisiert hinaus.

Die proaktive Verwaltung beseitigt die gegenwärtige Ungerechtigkeit, dass Leistungen de facto
denjenigen vorenthalten werden, die sich nicht um die oft komplizierte Antragsstellung kümmern oder
kümmern können. Von dieser Problematik sind häufig gerade besonders leistungsberechtigte
Personengruppen betroffen. Eine proaktive Verwaltung ist somit auch eine sozial gerechtere
Verwaltung.

Für BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN bietet sich mit dem Leitmotiv der proaktiven Verwaltung die Chance,
sich an die Sperrspitze der Digitalisierung zu setzen und eine Vision für eine soziale und bürgernahe
Verwaltung im 21. Jahrhundert zu formulieren.

Weitere Hintergrundinformationen zu den Situationen in Estland und Dänemark:

https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/digital-vorreiter-im-baltikum-behoerdendienste-erledigen-
sich-in-estland-kuenftig-von-selbst/25385494.html

https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/vorreiter-daenemark-so-lebt-es-sich-in-einem-land-das-
vollstaendig-digitalisiert-ist/24406554.html

Unterstützer*innen

Stefan Ziller (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte); Jakob Wilke (KV
Berlin-Lichtenberg); Philipp Ahrens (KV Berlin-Lichtenberg); Can Aru (KV Berlin-Pankow); Hans
Hagedorn (KV Berlin-Pankow); Ruben Joachim (KV Berlin-Pankow); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-
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K-6-3877 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt
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Charlottenburg/Wilmersdorf); Michael Servatius (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Sophie Dornheim (KV
Berlin-Lichtenberg)



K-6-3991 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: André Schulze (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 299 bis 300 einfügen:
Auch die direkte Beteiligung von Bürger*innen wollen wir stärken. Wir wollen verbindliche 
Bürger*innenentscheide in den Bezirken. Die Idee der Bürger*innen-Haushalte wird bislang 

Begründung

Die bereits existierenden Bürger*innenentscheide wollen wir verbindlich machen (siehe auch
Stadtvertrag für Beteiligung in 5.6).

Unterstützer*innen

Georg P. Kössler (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Carola Scheibe-Köster
(KV Berlin-Neukölln); Christa Emde (KV Berlin-Neukölln); Jan Tjado Stemmermann (KV Berlin-
Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln)
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K-6-3896 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 203 bis 205:
Zusammenspiel dieser neuen zentralen Einheit mit den Bezirken gut funktioniert, werden wir auch in
jedem Bezirksamt eine*n zentrale*n Digitalisierungsbeauftragte*n einführenden aktuellen Prozess zur
Schaffung klarer IT-Rollen und einer sinnvollen Aufgabenteilung zwischen Senats- und
Bezirksverwaltungen weiter treiben und die nötigen Mittel für eine moderne IKT-Ausstattung
bereitstellen.

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Der Vorschlag orientiert sich an aktuellen Forderungen aus der Fachpolitik und an laufenden
Prozessen aufgrund des “Zukunftspakts Verwaltung”. Die veralteten “Verwaltungsvorschriften zur IT-
Steuerung” bzw. die “IT-Organisationsgrundsätze” müssen ohnehin abgelöst werden. Nach dem über
mehrere Jahre erarbeiteten neuen Rollenmodell, das auf dem E-Government-Gesetz Berlin beruht, liegt
gesamtstädtische Verantwortung für landesweite IT-Aufgaben beim Senat. Für bezirkliche Beauftragte
bliebe daher wenig Raum; die Forderung sollte daher nicht so absolut gestellt werden. Das Grüne
Wahlprogramm sollte hinter den aktuellen Sachstand nicht zurückfallen.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Mariella Perna (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte);
Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christian Wilke (KV Berlin-Mitte); Timur Ohloff (KV
Berlin-Mitte); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte); Madlen Ehrlich (KV Berlin-Kreisfrei); Mathias Kalweit
(KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Veit Olschinski
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-6-3909 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 216 bis 217 einfügen:
auch die Politik. Mobiles Arbeiten, digitale Kompetenz und eine neue Fehlerkultur sollen Bestandteil
von Weiterbildungen der Verwaltungsmitarbeiter*innen werden.

Für neue Vorschriften - von Gesetzen über Verordnungen bis hin zu Verwaltungs- und
Ausführungsvorschriften - soll es künftig einen Digitalisierungs-Check geben, damit nicht wichtige
Fragen zur Umsetzung viel zu spät gestellt werden und dann die Verwaltung überfordern - sondern
stattdessen “digital ready” zur Verwaltungskultur wird. Schon für die Rechtsetzung fordern wir daher
digital-taugliche Entscheidungen, in denen Recht, Organisation und IT von Anfang an zusammen
gedacht und multiprofessionell angegangen werden

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Der Vorschlag orientiert sich an aktuellen Forderungen aus der Fachpolitik sowie an Projekten auf EU-
Ebene zum Thema, hinter denen das Grüne Wahlprogramm nicht zurückfallen sollte.

Ein konsequent und flächendeckend eingesetztes Instrument des Digitalisierungs-Checks führt
mittelfristig auch zu einer erhöhten Kompetenz und Wissensbasis in den Bereichen Digitalisierung und
Prozessmanagement, wenn neue Vorschriften immer auch unter diesen Aspekten bewertet werden
müssen.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Thomas Hess (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Mariella Perna (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Peter Broytmann (KV
Berlin-Neukölln); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Manfred Herrmann (KV Berlin-Neukölln); Martin
Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christian Wilke (KV Berlin-Mitte); Timur Ohloff (KV Berlin-
Mitte); Dinah Schmechel (KV Berlin-Mitte); Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana
Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Veit Olschinski (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-6-3723 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 30 bis 31:
müssen wir den nächsten Schritt gehen und die Modernisierung der Strukturen auf Landes- und
Bezirksebene weiter beschleunigenzügig umsetzen .

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

“beschleunigen” in Zeile 3723 ist in Anbetracht der bisherigen Umsetzungsstände zu euphemistisch.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Christian Wilke (KV Berlin-Mitte); Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Madlen Ehrlich
(KV Berlin-Kreisfrei); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Christoph
Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow)
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K-6-3743 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 50 bis 53:
funktionieren, wenn dabei alle Ebenen und die Ressorts eng zusammenarbeiten. Darum werden wir die
sogenannte „gesamtstädtische Steuerung“ und Zuständigkeiten neu ordnen. Zu allen relevanten 
Themen und Aufgaben von gesamtstädtischer Bedeutung wollen wir ressort- und
ebenenübergreifende Zielvereinbarungen schließen. Reibungsverluste und Verantwortungswirrwarr
zwischen 

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Nicht zu jeder Aufgabe bedarf es Zielvereinbarungen, wie jetzt vorgesehen, sondern es geht um
Aufgaben von „gesamtstädtischer Bedeutung“. “Relevant” ist zu unbestimmt.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Martin Harder (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Philine Wedell (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christian Wilke (KV Berlin-
Mitte); Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christopher Algier (KV Berlin-
Mitte); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Christoph Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow)
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K-6-3746 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 53 bis 55:
Zielvereinbarungen schließen. Reibungsverluste und Verantwortungswirrwarr zwischen
Hauptverwaltung und Bezirken wollen wir so konsequent beseitigen. InZur Sicherung der Einhaltung
der vereinbarten Ziele wollen wir für die Aufgaben von gesamtstädtischer Bedeutung, die die Bezirke
wahrnehmen, die Fachaufsicht der jeweils zuständigen Senatsverwaltung wieder einführenIn den
kommenden Jahren wird ein erheblicher Teil der Beschäftigten altersbedingt ausscheiden. Wir wollen
diesen 

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Die Zusammenführung von Zielvereinbarung, Fachaufsicht, Finanzzuweisung und dem politischen
Bezirksamt sind ein guter Kompromiss zu den bisher sehr strittigen Positionen. Das ist eine Lösung auf
„Augenhöhe“.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Manfred Herrmann (KV Berlin-Neukölln); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Peter Broytmann (KV Berlin-
Neukölln); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Philine Wedell (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Julie Habersetzer (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-6-3751 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 59 bis 61:
In den Bezirken legen wir einen Schwerpunkt darauf, die lokale Demokratie weiter zu stärken,

sodass die Bezirke über die Aufgaben, die sie in eigener Verantwortung wahrnehmen, tatsächlich vor
Ort entscheiden können.

In den Bezirken legen wir einen Schwerpunkt darauf, die lokale Demokratie weiter zu stärken. Die
Bezirksämter wollen wir künftig nicht mehr nach Parteienproporz besetzen, sondern eine 

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Ergänzung um klarzustellen, um was es bei “lokaler Demokratie” geht.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Martin Harder (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Borkamp (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Annika Gerold (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Claudia Jung
(KV Berlin-Pankow); Christoph Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow)
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K-6-3753 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 60 bis 66:
In den Bezirken legen wir einen Schwerpunkt darauf, die lokale Demokratie weiter zu stärken. Die
Bezirksämter wollen wir künftig nicht mehr nach Parteienproporz besetzen, sondern eine echte
Bezirksregierungein Bezirksamt schaffen, mit klaren Verantwortlichkeiten für das Regierendie
Entscheidungen auf der einen Seite und klarer Oppositionsrolle der nicht im Bezirksamt vertretenen
Parteien auf der anderen, die dafür zusätzliche Rechte für ihre Fraktionen in der
Bezirksverordnetenversammlung erhalten. Nur mit einem solchen „politischen Bezirksamt“ wird für die
Bürger*innen ersichtlich, wer für welche Politik geradesteht. Damit geht einher, dass wir die
Bezirksverordnetenversammlungen (BVV) stärken wollen, zum Beispiel dadurch, dass künftig noch
mehr ihrer Beschlüsse tatsächlich eine bindende Wirkung haben. Für die dafür erforderlichen
Änderungen in der Verfassung werden wir uns einsetzen.

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Ein Bezirksamt kann in einer Einheitsgemeinde keine „echte Regierung“ sein. Und wer A sagt, sollte
auch B zur Opposition sagen. Da diese Forderung der Verfassungsänderung bedarf, könnte die
Stärkung der “Opposition” die Zustimmung erleichtern. Checks and balances.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Martin Harder (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Borkamp (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Christa Markl-Vieto Estrada (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Christiane Heiß (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg)
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K-6-3866-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 173 bis 175:
zugleich Maßgabe für unsere Arbeit in der kommenden Legislaturperiode. Wir wollen zu allen 
relevanten Themen und Aufgaben von gesamtstädtischer Bedeutung ressort- und
ebenenübergreifende Zielvereinbarungen treffen. Diese Zielvereinbarungen berücksichtigen neben
quantitativen auch qualitäts- und wirkungsorientierte Aspekte öffentlicher Leistungserbringung. Die
Bezirke wollen wir auch zukünftig personell und finanziell stärken, um vor Ort 

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Nicht zu jeder Aufgabe bedarf es Zielvereinbarungen, wie jetzt vorgesehen, sondern es geht um
Aufgaben von „gesamtstädtischer Bedeutung“. Siehe Zeile 3743

Die Zielvereinbarungen sollen außerdem gewährleisten, dass auch die Qualität und Wirkung von
öffentlichen Dienstleistungen stärker in den Blick genommen werden.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Martin Harder (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Borkamp (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Annika Gerold (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Claudia Jung
(KV Berlin-Pankow)
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K-6-3948 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 255 bis 258 einfügen:
alle nachziehen, was zu einer fatalen Abwärtsspirale führt. Diese Logik wollen wir durchbrechen,
indem wir die mit der Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) verbundene Budgetierung neu aufstellen.
Wir wollen neben Kostendaten auch Leistungs- und Qualitätsdaten erfassen, denn sie sind auch ein
Merkmal guter Politik. Der Preis darf nicht alleiniges Merkmal guter Politik sein. Konkret wird das zum
Beispiel beim Klimaschutz. Wir 

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

KLR und Budgetierung sind zwei verschiedene Dinge.

Außerdem redaktioneller Vorschlag für bessere Lesbarkeit.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Martin Harder (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Philine Wedell (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Mathias Kalweit (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Peter Broytmann (KV
Berlin-Neukölln); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christa Markl-Vieto Estrada (KV
Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Christoph Ludwig Michael Göring (KV
Berlin-Pankow)
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K-6-3962 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 269 bis 273:
Angebote zeichnen sich durch viele Besucher*innen aus, andere durch eine lange Verweildauer. Das
lässt sich nicht in Preis-Mengen-Kategorien fassen. Darum wollen wir Kultur- und Weiterbildung in
einem Pilotprojekt ganz aus der KLR herausnehmen und stattdessen die Zuweisungen in anderer Form
berechnen – etwa in einer Mischung aus der Fortschreibung bestehender Projekte und tatsächlicher
Neubedarfe.Darum wollen wir

ausprobieren, ob und wie Kultur- und Weiterbildung und die mit den stadtweiten Zielvereinbarungen
verbundenen Aufgaben aus der Globalsummen-Budgetierungen herausgenommen und stattdessen die
Zuweisungen in anderer Form berechnet werden können.

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Vorsichtiger formulieren, weil die Umsetzung noch nicht im Detail klar ist.

Unterstützer*innen

Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Dominik
Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jana
Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Katrin Schaar (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christiane
Heiß (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)
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K-6-3982 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 289 bis 291 einfügen:
anders als auf Bundes- und Landesebene, wo eine politische Mehrheit die Regierung bestimmt. Dieses
Prinzip wollen wir - soweit es mit der verfassungsrechtlichen Vorgabe der „Einheitsgemeinde Berlin“
vereinbar ist - auch im Bezirk als „politisches Bezirksamt“ einführen. Nur so wird für die Bürger*innen
nachvollziehbar, welche Parteien für welche Politik in der 

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Der Verfassungsrahmen sollte genannt werden, um nicht falsche Erwartungen aufkommen zu lassen.
Wir wollen die Grundkonstruktion von Berlin nicht aufheben.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Christa Markl-Vieto Estrada (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Christoph Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow);
Christiane Heiß (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3986 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 293 bis 295:
Mehr Demokratie bedeutet auch, das bezirkliche Parlament, die Bezirksverordnetenversammlung
(BVV), zu stärken. Derzeit verfügen die BVVen nur in einigen Bereichen über 
BeschlussrechteEntscheidungsrechte und können überall sonst lediglich Verwaltungshandeln anregen.
Das soll sich ändern, wir 

Begründung

Antrag aus dem Grünen Verwaltungsnetz (Netzwerk von Grünen Verwaltungsdienstkräften und –
expert*innen; keine LAG).

Beschließen können sie jetzt schon viel, ohne dabei wirklich etwas zu entscheiden. Begriffsschärfung
angezeigt.

Unterstützer*innen

René Meier (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Hess (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Lucas Gerrits (KV Berlin-
Mitte); Martin Harder (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Mathias Kalweit (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Peter Broytmann (KV Berlin-Neukölln); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Katrin Schaar
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Christoph Ludwig Michael Göring (KV Berlin-Pankow); Julie
Habersetzer (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3953-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 260 bis 261:
der Bezirksfinanzierung integrieren. Auch das Gender-Budgeting, also die Prüfung, ob die Mittel Frauen
gleichermaßen zugutekommengeschlechtergerecht eingesetzt werden, wollen wir stärker
verankernweiter stärken.

Unterstützer*innen

Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Pascal Striebel (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Miriam Siemon (KV Berlin-
Kreisfrei); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annika Weidemann (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf); Christopher Peter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Anna Hoppenau (KV Berlin-
Neukölln); Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Julia
Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Daniela Billig (KV
Berlin-Pankow); Jette Nietzard (KV Berlin-Lichtenberg); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amina Gerlach (KV Berlin-Kreisfrei);
Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Claudia Jung (KV Berlin-
Pankow); Mandy Riemer (KV Berlin-Lichtenberg); Veronika Gräwe (KV Berlin-Mitte); Jana Eva Brix (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Santina Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Oliver Edgar
Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-
Kreisfrei); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3837 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 144 bis 146 einfügen:
formulieren und verbindlich umsetzen, zum Beispiel um Lohnungleichheiten zwischen Berufsgruppen
auszugleichen, die eher von Männern bzw. Frauen ausgeübt werden. Künftige Konjunkturprogramme
wollen wir unter einer geschlechtergerechten Perspektive berücksichtigen. Wir setzen uns ferner dafür
ein, dass sich die gesellschaftliche Vielfalt in Berlin auch in der 

Begründung

Konjunktur- und Krisenpolitik wird die nächsten Jahre wie auch im vergangenen Jahr ein
dominierendes Thema bleiben, denn die Coronakrise ist noch nicht überwunden. Erste Analysen zeigen
bereits: Die Konjunktur- und Investitionsmaßnahmen sind gleichstellungspolitisch weitgehend blind.
Wir wollen bestmöglich sicherstellen, dass öffentlichen Finanzausgaben systematisch den Aspekt der
Geschlechtergerechtigkeit berücksichtigen. Mit dem Gender-Budgeting in Berlin zeigen wir bereits,
dass der Finanzhaushalt die Geschlechterperspektive berücksichtigen kann. Als feministische Partei
sollten wir den Aspekt der Geschlechtergerechtigkeit berücksichtigen, falls Berlin
Konjunkturprogramme beschließen wird.

Unterstützer*innen

Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Miriam
Siemon (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Susanna Kahlefeld (KV
Berlin-Neukölln); Stefanie Klank-Podlich (KV Berlin-Kreisfrei); Paula Walk (KV Berlin-Kreisfrei); Daniela
Wannemacher (KV Berlin-Neukölln); Julia Scharf (KV Berlin-Marzahn/Hellersdorf); Julia Dittmann (KV
Berlin-Kreisfrei); Vivian Weitzl (KV Berlin-Neukölln); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Johanna Martens (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Amina Gerlach
(KV Berlin-Kreisfrei); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Oliver Edgar
Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Jutta Brennauer (KV Berlin-
Neukölln); Wolfgang Schmidt (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3833-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Sebastian Walter (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 141 bis 146:
Die zweite Gerechtigkeitsfrage ist, wie Mittel ausgegeben werden. Seit Jahren arbeiten wir in Berlin
daran, Mittel geschlechtergerecht einzusetzen. Die Daten liegen mittlerweile ausreichend vor, in der
nächsten Legislaturperiode wollen wir konkrete Zielmarken formulieren und verbindlich umsetzen,
zum Beispiel um Lohnungleichheiten zwischen Berufsgruppen auszugleichen, die eher von Männern
bzw. Frauen ausgeübt werden. In den vergangenen Jahren haben wir das Gender-Budgeting-Verfahren
in Berlin novelliert und weiter vorangetrieben. In der nächsten Legislaturperiode werden wir die
Berliner Finanzpolitik durch ein geschlechterspezifisches Controlling, ein Gender-Budgeting-Referat,
einen zivilgesellschaftlichen und wissenschaftlichen Beirat sowie durch Weiterbildungen innerhalb
der Verwaltung noch geschlechtergerechter gestalten.

Unterstützer*innen

Bahar Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Anja Kofbinger (KV Berlin-Kreisfrei); Pascal Striebel (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Ingrid Bertermann (KV Berlin-Mitte); Miriam Siemon (KV Berlin-
Kreisfrei); Miriam Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christopher Peter (KV Berlin-
Tempelhof/Schöneberg); Kathleen Judith Hughes (KV Berlin-Neukölln); Johannes Mihram (KV Berlin-
Mitte); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Julia Dittmann (KV Berlin-Kreisfrei); Annika Gerold (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Daniela Billig (KV Berlin-Pankow); Jette Nietzard (KV Berlin-
Lichtenberg); Claudia Thiele (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Tabea Schoch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Amina Gerlach (KV Berlin-Kreisfrei); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Claudia Jung (KV
Berlin-Pankow); Mandy Riemer (KV Berlin-Lichtenberg); Veronika Gräwe (KV Berlin-Mitte); Jana Eva
Brix (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Santina Wey (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Oliver
Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Stefanie Klank-Podlich (KV
Berlin-Kreisfrei); Martina Zander-Rade (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Wolfgang Schmidt (KV
Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3973 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 280 bis 284:
All diese Veränderungen müssen sich in der Gesamtsumme der bezirklichen Mittel widerspiegeln.
Darum wollen wir die Bezirke künftig frühzeitiggesetzlich festgeschrieben an der Erarbeitung desund
Bewirtschaftung der Bezirksplanfonds beteiligen. Wir wollen ein Bezirkefinanzierungsgesetzes
beschließen, um Verbindlichkeit und Nachhaltigkeit in der finanziellen Zusammenarbeit zwischen
Senat und den Bezirken festzuschreiben. Unrealistische Einnahmevorgaben wollen wir absenkenso
vermeiden und konkrete Bedarfe in den Mittelpunkt stellen – inklusive hoherhöherer Qualitäts- und
Nachhaltigkeitsstandards.

Begründung

Wir brauchen ein Bezirkefinanzierungsgesetz, da wir gegenwärtig in den Bezirken, aber auch auf der
Landesebene, unzureichende Planungssicherheit hinsichtlich der finanziellen Rahmenbedingungen
haben. Oftmals werden in der konkreten Bewirtschaftung der Bezirkshaushalte im Sinne des
demokratischen Willen der BVVen durch nachträglichen Rundschreiben der Finanzverwaltung
erschwert. Die sozial-ökologische Transformation erfordert mehr Planungssicherheit, welche durch
eine Festschreibung der Rahmenbedingungen der finanziellen Kooperation sicher gestellt werden
kann.

Unterstützer*innen

Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); André Schulze (KV Berlin-Neukölln); Nicole
Rudner (KV Berlin-Kreisfrei); Karl-Heinz Garcia Bergt (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Dorothée
Marquardt (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Clara Herrmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg);
Sarah Jermutus (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Vasili Franco
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jörn Jaath (KV Berlin-Mitte); Christoph Wapler (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Monika Herrmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tonka Wojahn
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Rainer Penk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Philipp Evenburg (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Jana Borkamp (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3992 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Susann Worschech (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 299 bis 302:
Auch die direkte Beteiligung von Bürger*innen wollen wir stärken. Wir wollen Bürger*innenentscheide
in den Bezirken. Die Idee derLokale Partizipation soll durch Bürger*innenräte und Bürger*innen-
Haushalte wird bislang ganz unterschiedlich umgesetztdauerhaft etabliert werden. WirDazu wollen 
wir gemeinsam mit Wissenschaftler*innen die verschiedenen[Leerzeichen]Ansätze evaluieren und die
bestenjeweils passende Formate in allen Bezirken etablieren. Lokale Klima-Büger*innenräte sollen
hierbei als Pilotprojekte direkt umgesetzt werden. Aus Respekt vor der zivilgesellschaftlichen
Partizipation ist den Vorschlägen, die aus diesen Formaten resultieren, eine hohe Verbindlichkeit
einzuräumen.

Begründung

Auf lokaler Ebene sind verschiedene partizipative Formate gut umsetzbar, neben
Bürger*innenhaushalten und -räten sind dies auch Planungszellen, deliberative Befragungen und
ähnliches. Um die jeweils passenden Formate für eine Kommune/einen Bezirk und ein spezifisches
Problem oder Ziel herauszufinden, bedarf es wissenschaftlicher Expertise, denn partizipative Formate
haben ganz unterschiedliche Stärken. Den Ansätzen gemein ist der basisdemokratische Gedanke,
lokale Probleme und Fragen unter Einbezug möglichst vieler von der jeweiligen Entscheidung
Betroffener zu klären. Insbesondere beim zentralen Zukunftsthema, dem Klimaschutz, ist die
konsequente Diskussion und Ideenfindung durch die Gesellschaft selbst ein wichtiger Aspekt einer
konsequenten Umsetzung von Maßnahmen.

Unterstützer*innen

Carola Scheibe-Köster (KV Berlin-Neukölln); Christian Hoffmann (KV Berlin-Neukölln); Sebastian Haße
(KV Berlin-Neukölln); Martin Kupfer (KV Berlin-Neukölln); Kadir Sahin (KV Berlin-Neukölln); Beate
Bruker (KV Berlin-Neukölln); Jan Tjado Stemmermann (KV Berlin-Neukölln); Linda Schwarz (KV Berlin-
Neukölln); Jan Stiermann (KV Berlin-Neukölln); Igor Leonidovic Fayler (KV Berlin-Neukölln); Christina
Hilmer-Benedict (KV Berlin-Neukölln); Charlotte Foerster-Baldenius (KV Berlin-Neukölln); Swantje May
(KV Berlin-Neukölln); Femke Hustert (KV Berlin-Neukölln)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3884 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Lucas Gerrits (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 191 bis 192 einfügen:
Müllmanagement sorgt für saubere Kieze, die Versorgung mit Kitaplätzen vor Ort wird automatisch
mit den Geburten- und Meldedaten in den Stadtteilen abgeglichen. Um Daten systematisch zu
erfassen und nutzen zu können, wollen wir Datenhoheit bei Verträgen mit privaten Anbietern
sicherstellen.

Begründung

Datenhoheit regelt das Recht, jederzeit auf Daten zugreifen zu können. Datenhoheit ist häufig nicht in
Verträgen zwischen Städten und Unternehmen geregelt und muss nachverhandlet werden. Ohne
Datenhoheit besteht bspw. kein Zugriff auf Rohdaten, Daten können nicht über den vertraglich
vereinbarten Zweck, Bürger*innen bereitgestellt oder von anderen internen Fachbereichen genutzt
werden. Das Problem fehlender Klausel oder Vertragsklausel, die die Datensouveränität relevanter
Daten einschränken, betrifft viele Städte in Deutschland (siehe dazu Studie "Datensouveränität in der
Smart City" von PD Deutschland aus dem Februar 2020). Damit Berlin in Zukunft Daten für intelligente
Steuerung nutzen kann, muss Datenhoheit sichergestellt sein.

Unterstützer*innen

Juliana Wimmer (KV Berlin-Mitte); Nicolas Scharioth (KV Berlin-Pankow); Tarek Massalme (KV Berlin-
Mitte); Michael Wustmann (KV Berlin-Mitte); Heike Kähler (KV Berlin-Mitte); Stefan Lehmkühler (KV
Berlin-Mitte); Thomas Hess (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Thomas Nicklisch (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Laura Kroschewski (KV Berlin-Mitte); Florian Maaß (KV Berlin-Mitte); Michael Froneberg
(KV Berlin-Mitte); Lara Liese (KV Berlin-Mitte); Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg);
Johanna Hartz-Goiteom (KV Berlin-Mitte); Jan Seifert (KV Berlin-Mitte)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3804 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 111 bis 113:
meist an die Privaten gehen. Sinnvolle Ausnahmen wie das Energie-Contracting in der Berliner
Energie-Agentur, zum Beispiel die Zusammenarbeit von EnergieanbieternEnergieanbieter*innen und
Rathäusern zur Energieeinsparung, können im Einzelnen geprüft und gefördert werden.

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Karin Hausmann-Kasper (KV Berlin-Lichtenberg); Bahar
Haghanipour (KV Berlin-Kreisfrei); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Miriam
Wirsing (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Claudia Jung (KV Berlin-Pankow); Miriam Siemon (KV
Berlin-Kreisfrei); Anna Hoppenau (KV Berlin-Neukölln); Johanna Braun (KV Berlin-Kreisfrei); Bianca
Neumaier (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3978 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Tobias Wolf (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 286 bis 288:
Die Bezirke sind Orte lokaler Demokratie und aktiver Beteiligung. Dieses VersprechenDeshalb wird
über die Struktur der Bezirksämter in jedem Bezirk selbstständig entschieden. Gleiche, starren
Geschäftsbereiche in allen Bezirken lehnen wir ab. Die Vielfalt der Bezirke muss sich auch in den
Bezirksamtsstrukturen abbilden. In Zukunft wollen wir die lokale Demokratie stärker mit Leben füllen
und Strukturen neu ordnen. Bislang werden Bezirksämter nach Proporz besetzt – die Parteien stellen
Stadträt*innen entsprechend ihrem Wahlergebniss, 

Begründung

Ein aktueller Gesetzentwurf der Senatsinnenverwaltung sieht vor die Geschäftsbereiche der
Bezirksämter zentral und berlineinheitlich für alle Bezirke gesetzlich festzuschreiben. Damit entfielen
demokratische
Freiheitsgrade auf Bezirksebene, die wir in diesem Abschnitt eigentlich einfordern wollen. Als Grüne
Bezirkspolitiker*innen wollen wir diese Einschränkung der bezirklichen Demokratie nicht hinnehmen
und fordern deshalb auch weiterhin vielfältige Geschäftsbereiche, die die Vielfalt unserer Bezirke und
Kieze abbilden.

Unterstützer*innen

André Schulze (KV Berlin-Neukölln); Annika Gerold (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Tonka
Wojahn (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Gollaleh Ahmadi (KV
Berlin-Spandau); Robert Pohle (KV Berlin-Lichtenberg); Christoph Wapler (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Rainer Penk (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Dorothée Marquardt (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Monika Herrmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Julian Schwarze
(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Pascal Striebel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Vasili Franco (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Jörn Jaath (KV Berlin-Mitte); Johanna Haffner (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Sarah Jermutus (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Philipp Evenburg (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3855 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 162 bis 164 einfügen:
Service garantieren kann und in der bei jeder Aufgabe stets alle Abläufe schnell und reibungslos
ineinandergreifen. Das soll auch denen zugutekommen, deren Muttersprache nicht Deutsch ist. All das
funktioniert nur mit klaren Strukturen, der richtigen Technik, qualifizierten Leuten und einer zentralen
Steuerung im Sinne gemeinsamer Standards. 

Begründung

An deutscher Behördensprache und Behördenmentalität verzweifeln täglich hunderttausende
Berliner*innen, deren Muttersprache eine andere als Deutsch ist. Was in anderen (EU-)Ländern längst
üblich ist, nämlich, dass Bürgerdienste neben der Landessprache auch in Englisch oder auch weiteren
Sprachen angeboten werden, ist in Berlin immer noch die Ausnahme. Für eine Stadt, die u.a. davon
lebt, dass kreative Köpfe aus aller Welt hierher kommen um Hightech-Fabriken zu gründen oder Essen
auf Fahrrädern nach Hause zu liefern, ist das ein skandalöser und unhaltbarer Zustand der
Diskriminierung.

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3877-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 184 bis 186:
und Dienstleistungsportal zu einem digitalen Bürger*innenamt weiterentwickeln, das so viele
Verwaltungsdienstleistungen wie möglich automatisiert,mobil und mobilmehrsprachig vorhält. Das ist
komfortabel für die Nutzer*innen und hilft zugleich der Verwaltung, Ressourcen einzusparen. So
können 

Begründung

An deutscher Behördensprache und Behördenmentalität verzweifeln täglich hunderttausende
Berliner*innen, deren Muttersprache eine andere als Deutsch ist. Was in anderen (EU-)Ländern längst
üblich ist, nämlich, dass Bürgerdienste neben der Landessprache auch in Englisch oder auch weiteren
Sprachen angeboten werden, ist in Berlin immer noch die Ausnahme. Für eine Stadt, die u.a. davon
lebt, dass kreative Köpfe aus aller Welt hierher kommen um Hightech-Fabriken zu gründen oder Essen
auf Fahrrädern nach Hause zu liefern, ist das ein skandalöser und unhaltbarer Zustand der
Diskriminierung.

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3897 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 204 bis 205 einfügen:
auch in jedem Bezirksamt eine*n zentrale*n Digitalisierungsbeauftragte*n einführen und die nötigen
Mittel für eine moderne IKT-Ausstattung sowie für die Schaffung mehrsprachiger Bürgerdienste bzw.
Beratungs- und Informationsangebote bereitstellen.

Begründung

An deutscher Behördensprache und Behördenmentalität verzweifeln täglich hunderttausende
Berliner*innen, deren Muttersprache eine andere als Deutsch ist. Was in anderen (EU-)Ländern längst
üblich ist, nämlich, dass Bürgerdienste neben der Landessprache auch in Englisch oder auch weiteren
Sprachen angeboten werden, ist in Berlin immer noch die Ausnahme. Für eine Stadt, die u.a. davon
lebt, dass kreative Köpfe aus aller Welt hierher kommen um Hightech-Fabriken zu gründen oder Essen
auf Fahrrädern nach Hause zu liefern, ist das ein skandalöser und unhaltbarer Zustand der
Diskriminierung.

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3705 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 12 bis 18:
handlungsfähig, so massiv waren die Finanzkürzungen und der Personalabbau. Die Berliner
Wasserbetriebe waren verkauft, genau wie die vormals landeseigene
Wohnungsbaugesellschaftlandeseigenen Wohnungsbaugesellschaften „Gemeinnützige Siedlungs- und
Wohnungsbaugesellschaft“ (GSW) und "Gemeinnützige Heimstätten-, Spar- und Bau-Aktiengesellschaft"
(GEHAG), die als börsennotierte Gesellschaft mittlerweile zum Verbund der „Deutsche Wohnen“
gehörtWohnen SE“ gehören, und die "Gewerbesiedlungs-Gesellschaft" (GSG Berlin), die ursprünglich
einmal für günstige Gewerbeflächen sorgte. Regelmäßige Entwicklungskonzepte für die Bezirke und
die Stadt und die Sicherung von Flächen für soziale Infrastruktur waren Fremdworte - stattdessen
wurden Schulstandorte verkauft. Berlin hing bei der Bezahlung der Beamt*innen weit hinter der
Bezahlung in anderen Bundesländern zurück, eine gesamtstädtische Steuerung gab es nicht, der
Begriff Digitalisierung war für große Teile der Politik ein Fremdwort und eine Senatsstrategie gegen
die Klimakrise noch nicht mal am Horizont 

Begründung

Es lohnt sich, die gesamte Geschichte zu erzählen, denn es wurde ja nicht nur die GSW privatisiert.
Außerdem eine genauere und leicht verständliche Erläuterung, was unter einer "gesamtstädtischen
Steuerung" ganz praktisch zu verstehen ist, und auf was es bei einer vorsorgenden Stadtpolitik
ankommt.
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K-6-3744 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 51 bis 53 einfügen:
wir die sogenannte „gesamtstädtische Steuerung“ und Zuständigkeiten neu ordnen. Zu allen relevanten
Themen und Aufgaben wollen wir ressort- und ebenenübergreifende Planungen und Strategien für
eine klimaneutrale und gerechte Stadt entwickeln und entsprechende Zielvereinbarungen schließen.
Reibungsverluste und Verantwortungswirrwarr zwischen 

Begründung

Zielvereinbarungen sind kein Selbstzweck - wenn sie wirken sollen, müssen sie auf gemeinsam
abgestimmten und entwickelten Grundlagen (Planungen und Strategien) aufbauen. Auf diese
Grundlagen kommt es letztlich an!
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K-6-3860 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 167 bis 168:
die Basis für Kreativität und Motivation. Berlin soll auf den 1,5-Grad-Pfad kommen, die Berliner
Verwaltung muss auch hier zum Vorbild werdenund ermutigt und in die Lage versetzt werden, neue,
bessere und schnellere Konzepte auf dem Weg zu diesem Ziel in die Umsetzung zu bringen.

Begründung

Forderungen an die Verwaltung zu stellen ist wichtig - ihr dazu aber auch die notwendige politische
Rückendeckung zu verschaffen, aber noch viel wichtiger! Gerade auch angesichts der anstehenden,
erheblichen Herausforderungen und Innovationsbedarfe.
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K-6-3866 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 173 bis 175 einfügen:
zugleich Maßgabe für unsere Arbeit in der kommenden Legislaturperiode. Wir wollen zu allen
relevanten Themen und Aufgaben ressort- und ebenenübergreifende Zielvereinbarungen treffen, die
gemeinsam entwickelt und abgestimmt werden. Die Bezirke wollen wir auch zukünftig personell und
finanziell stärken, um vor Ort 

Begründung

Betonung der gemeinsamen Aufgabe, entsprechend unseres Änderungsantrags zu Zeile 3744.
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K-6-3950 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 257 bis 259 einfügen:
neben Kostendaten auch Leistungs- und Qualitätsdaten erfassen. Der Preis darf nicht alleiniges
Merkmal guter Politik sein. Konkret wird das zum Beispiel beim Klimaschutz und bei der sozialen
Infrastruktur. Wir wollen einen Anreiz für klimafreundliches und ressourcensparendes Haushalten in
die Logik 

Begründung

Bessere Qualitäten brauchen wir auch bei der sozialen Infrastruktur.
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K-6-3974 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 281 bis 284:
widerspiegeln. Darum wollen wir die Bezirke künftig frühzeitig an der Erarbeitung des
Bezirksplanfonds beteiligen. Unrealistische Einnahmevorgaben wollen wir absenken und konkrete
Bedarfe in den Mittelpunkt stellen – inklusive hoher Qualitäts- und Nachhaltigkeitsstandards. Die
eigenständige ämterübergreifende räumliche Entwicklungsplanung zur Konkretisierung der Berliner
Flächennutzungsplanung (FNP) und zur damit begründeten Sicherung von Flächen für das
Gemeinwohl und den Ausbau sozialer und grüner Infrastruktur muss wieder personell und finanziell
gesichert sein.

Begründung

Betonung eines zentralen Defizits, das die Handlungsfähigkeit der Bezirke heute massiv beeinträchtigt.
Wenn die Bezirke in ihrer Eigenständigkeit gestärkt werden sollen, müssen sie (wieder) zu einer
eigenständigen Entwicklungsplanung in der Lage sein.
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K-6-3998 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 305 bis 307 einfügen:
auf die kommunale Ebene übertragen, müssen dem auch die notwendigen finanziellen und
personellen Ressourcen folgen - und zugleich müssen die in der Vergangenheit entstandenen Lücken
weiter geschlossen werden. Diversität ist für uns bei der Personalgewinnung ein zentrales Kriterium.
Ziel ist, die Bevölkerung in all ihrer Vielfalt abzubilden.

Begründung

Es gilt, beides zu tun - und es wäre fatal, wenn der Eindruck erweckt wird, dass es gar keinen
"Reparaturbedarf" mehr gibt. Es ist weiterhin viel zu tun, nicht nur bei den "neuen" Aufgaben.
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K-6-4019 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 326 bis 327 einfügen:
transparenter, kann effektiver kontrolliert werden und fließt stärker in die politische
Entscheidungsfindung ein. Gleichzeitig ermutigen wir die Verwaltungen, neue Konzepte und
Technologien zu erproben und umzusetzen.

Begründung

Betonung der (dringenden) Notwendigkeit weiterer Innovation, und der notwendigen politischen
Rückendeckung, die dafür erforderlich ist.
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K-6-4022 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 329 bis 331 einfügen:
Viele Aufgaben sind derzeit sowohl auf Landes- als auch auf Bezirksebene verankert. Dies führt nicht
selten zu Doppelstrukturen und lückenhaften, unklaren Zuständigkeiten. Für uns gilt der Leitsatz:
Aufgaben gehören auf die Ebene, die dafür am besten geeignet ist. Dabei sollen 

Von Zeile 337 bis 339:
die Modernisierung der Stadt, beispielsweise indem der Bau von Radinfrastrukturen bei Hauptstraßen
und dem Rad-VorrangnetzRadschnellverbindungen zukünftig komplett auf Landesebene, bei
Nebenstraßen komplett auf Bezirksebene angesiedelt ist.

Begründung

Das Problem sind häufig auch Lücken in den Zuständigkeiten, und nicht nur unklare Zuständigkeiten.
Das Rad-Vorrangnetz verläuft häufig über Nebenstraßen - vermutlich sind hier die
Radschnellverbindungen gemeint, sonst wäre die Aussage widersprüchlich.
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K-6-3845 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Lisa Paus (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 152 bis 154:
die Grunderwerbsteuer umgehen, wollen wir auf Bundesebene schließen. Außerdem werden wir zur
Finanzierung nötiger Investitionen Initiativen im Bundesrat ergreifen – zur Wiedereinführung einer
Vermögensteuer und um die Schuldenbremse auch für die Länder flexibler zu gestalten.: Wir wollen
die Einführung einer neuen Vermögensteuer zugunsten der Länderhaushalte, nicht nur um der immer
größeren Ungleichheit von Vermögen entgegenzuwirken, sondern auch um die notwendigen
Bildungsaufgaben von der Kita bis zur Hochschule zu finanzieren.

Wir setzen uns zudem für die Einführung einer Anzeigepflicht für sogenannte Steuergestaltung und
ein Bundesfinanzamt für (internationale) Konzerne und Einkommensmillionäre ein, um
Steuereinnahmen wirkungsvoll zu sichern, und wir werden keinen Steuerreformen zustimmen, die zu
Mindereinnahmen führen und die Schere zwischen Arm und Reich vergrößern.

Unterstützer*innen

Katrin Schmidberger (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte);
Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Alexander Kräß (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Fabio Voss (KV
Berlin-Mitte); Daniel Weßling (KV Berlin-Mitte); June Tomiak (KV Berlin-Kreisfrei); Jan Tjado
Stemmermann (KV Berlin-Neukölln); Marlene Jahn (KV Berlin-Kreisfrei); Juliana Wimmer (KV Berlin-
Mitte); Justus Zimmermann (KV Berlin-Pankow); Henrik Rubner (KV Berlin-Mitte); Philipp Läufer (KV
Berlin-Mitte); Markus Schopp (KV Berlin-Mitte); Lucie Schröder (KV Berlin-Mitte); Erich (Ellis) Huber
(KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Friedel Grützmacher (KV Berlin-Kreisfrei); Corinna Balkow (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Tobias Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Christiane Fry (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Hans Joachim Lehnert (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Petra
Vandrey (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Christoph Wapler (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Thomas Kowalczyk (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Oliver
Edgar Münchhoff (KV Berlin-Kreisfrei)

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3776 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Grüne Jugend
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 83 bis 87:
Soforthilfeprogrammen vor dem Ruin gerettet, mit Konjunkturmaßnahmen ermöglichen wir der
Wirtschaft einen guten Start aus der Krise. DieEs wäre die falsche Antwort die Kosten der Krise mit
überzogener Sparpolitik begleichen zu wollen, wäre die falsche Antwortt, da sie die Krise nur noch
teurer macht. WirDaher bleiben wir auf Kurs. Wir bekennen uns weiterhin zu einer nachhaltigen
Haushaltspolitik und dem Schuldenabbau, ebenso wichtig sind aber Investitionen in die Zukunft. Dazu
gehört, eine gute 

Begründung

Redaktionelle Änderung
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K-6-3791 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 99 bis 103:
Eine endgültige Abkehr von der Privatisierungspolitik früherer Zeiten istreicht uns aber nicht genug.!
Wir wollen das städtische Vermögen weiter aufbauen. Weil Grundversorgung in öffentlicher Hand die
beste Versorgung für alle garantiert, wollen wir kritische Infrastrukturen wie Energienetze in die
öffentliche Handden Besitz des Landes zurückholen. Der vollständige Rückkauf des Berliner
Stromnetzes beendet nicht nur einen jahrelangen Rechtsstreit, sondern 
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K-6-3798 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 105 bis 107:
Den Einfluss des Landes Berlin werden wir auf alle Energienetze ausweiten. Zur langfristigen
Stabilisierung des Berliner Wohnungsmarktes streben wir an, dass in 30 Jahren 5070 Prozent aller
Wohnungen in Berlin in gemeinwohlorientierter Hand sind, und vergeben öffentliche 

Begründung

Enstsprechend unserer Forderung in Kapitel 3
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K-6-4008 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 315 bis 317:
Infrastrukturen wie Energienetze in die öffentliche Hand zurückholen. Zur langfristigen Stabilisierung
des Berliner Wohnungsmarktes streben wir an, dass in 30 Jahren 5070 Prozent aller Wohnungen in
Berlin in gemeinwohlorientierter Hand sind, und vergeben öffentliche 

Begründung

enstsprechend unserer Forderung in Kapitel 3
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K-6-4014 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 321 bis 323:
Gebäude, Gewerbe, Abfallwirtschaft etc. – weist ein eigenes jährliches Klima-Budget aus. Maßgeblich 
sind dieist das Pariser Klimaziele1,5°-Ziel sowie der daraus abgeleitete CO2-Einsparpfad für Berlin.
Wird der nicht eingehalten, müssen die zuständigen Verwaltungen zugunsten 
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K-6-3810 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 117 bis 119:
finanzpolitischer Entscheidungen machen. Dafür führen wir ein „Klima-Budget“ für die Haushalte in
Land und Bezirken ein. Wenn einzelne Bereiche hinter dendem Pariser Klimazielen1,5°-Ziel und dem
davon abgeleiteten Berliner Einsparpfad zurückbleiben, muss zugunsten weiterer 
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K-6-3953 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 260 bis 261 einfügen:
der Bezirksfinanzierung integrieren. Auch das Gender-Budgeting, also die Prüfung, ob die Mittel Frauen
und weiteren Geschlechtern gleichermaßen zugutekommen wie Männern, wollen wir stärker
verankern.
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K-6-3931 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 238 bis 240 einfügen:
queere Menschen, Menschen mit Behinderung oder Menschen aus bildungsferneren Milieus attraktiver
zu machen, setzen wir bei Einstellungsverfahren bewusst auf Diversität und setzen uns für eine
verbindliche Quote ein. Alle Führungskräfte der Verwaltung sollen Fortbildungen zum Thema
Diversität bekommen.
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K-6-3919 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 226 bis 227 einfügen:
mit europäischen Partnerstädten, Qualifizierungsangeboten oder Möglichkeiten, die Laufbahn zu
wechseln, attraktive Perspektiven schaffen. Darüber hinaus werden wir die Einstellungsverfahren in
der städtischen Verwaltung beschleunigen, um z.B. wichtige Stellen in der Verkehrsplanung zu
besetzen
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K-6-3833 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 141 bis 147:
Die zweiteEine weitere Gerechtigkeitsfrage ist, wie Mittel ausgegeben werden und wer davon
profitiert. Seit Jahren arbeiten wir in Berlin daran, Mittel geschlechtergerecht einzusetzenoffenzulegen,
wie die Haushaltsmittel im Hinblick auf Geschlecht verteilt werden. Die Daten liegen mittlerweile
ausreichend vor, in. In der nächsten Legislaturperiode wollen wir konkrete Zielmarken formulieren und
verbindlich umsetzen, zum Beispiel um so eine geschlechtergerechte Verteilung öffentlicher Mittel zu
erreichen. Dadurch sollen auch Lohnungleichheiten zwischen Berufsgruppen auszugleichen, die eher
von Männern bzw. FrauenFINT* Personen ausgeübt werden, geschlossen werden. WirFerner setzen wir 
uns ferner dafür ein, dass sich die gesellschaftliche Vielfalt in Berlin auch in der öffentlichen
Förderung widerspiegelt. Um Bürger*innen mehr direkte Mitsprache über die 
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K-6-3879 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Digitales und Netzpolitik
Beschlussdatum: 23.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 186 bis 187 einfügen:
für die Nutzer*innen und hilft zugleich der Verwaltung, Ressourcen einzusparen. So können sich deren
Mitarbeiter*innen besser um persönliche Belange und Einzelfälle kümmern.

Automatisierte Systeme und Künstliche Intelligenz (KI) können hier einen wertvollen Beitrag leisten,
wenn ihr Einsatz strengen Kriterien unterliegt, um Diskriminierungsfreiheit und Transparenz
sicherzustellen.

Wir fordern daher, dass Forschungsvorhaben und Start-Ups, die entsprechende Schwerpunkte haben,
besonders gefördert werden können. Dafür soll ein Gremium aus Expert*innen Qualitätsstandards
definieren, die Algorithmen und KI auf ihre Diskriminierungsfreiheit hin bewertbar machen. Dabei soll
ein Fokus auf die anzustrebenden Standards beim Einsatz in der Verwaltung und anderen öffentlichen
Stellen liegen.

Solche Qualitätsstandards können sich beispielsweise auf die Entwicklung der Algorithmen, die
Zusammensetzung des Entwicklungsteams, die verwendeten Trainingsdaten und die, die
Überprüfbarkeit und Transparenz (bspw. Open Source) beziehen. Auch bereits vor der eigentlichen
Entwicklung der Technologien müssen Kriterien der Diversität im Recruiting stärker in den Fokus
gelangen.

Außerdem sollen für den Einsatz von KI in der öffentlichen Verwaltung qualitätssichernde Prozesse,
Tests und Dokumentationspflichten vorgegeben werden, die die Entwicklung von möglichst objektiven,
gesetzeskonformen Algorithmen dokumentieren.

Begründung

Einstimmig von der Frauen-VV angenommen:

https://gruene.berlin/beschluesse/mehr-ki-weniger-diskriminierung_162
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K-6-3879-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Peter Broytman (KV Berlin-Neukölln)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 186 bis 187 einfügen:
für die Nutzer*innen und hilft zugleich der Verwaltung, Ressourcen einzusparen. So können sich deren
Mitarbeiter*innen besser um persönliche Belange und Einzelfälle kümmern. Die bestehende
Ordnungsamt-App wollen wir zu einem umfassenden "Mängelmelder" weiterentwickeln, um die
Kommunikation zwischen Bürger*innen und Verwaltung zu modernisieren.

Unterstützer*innen

Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Sophie Maxie Finkenauer (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Thomas Hess (KV Berlin-Steglitz/
Zehlendorf); Dominik Pross (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annika Gerold (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Julie Habersetzer (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)
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K-6-3826-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 133 bis 136:
eigene Abgaben können die Bundesländer einen Beitrag zur Umverteilung von Reichtum und zu mehr
Chancengerechtigkeit leisten. Wir wollen die Weiterentwicklung der Grundsteuer zu einer
Bodenwertsteuer prüfen und dazu eine Machbarkeitsstudie in Auftrag geben.Um soziale Gerechtigkeit
zugleich mit mehr Lenkungswirkung zugunsten des Umwelt- und Klimaschutzes zu verbinden, wollen
wir die geeignete Ausgestaltung oder Weiterentwicklung von Abgaben und Steuern prüfen. Unser Ziel
bleibt, Spekulation mit Boden einzudämmen, den öffentlichen Anteil am Grundbesitz deutlich zu 

Begründung

Die Verengung einer Prüfung auf nur ein spezielles Modell zu nur einer Landessteuer ist nicht
zielführend. Darüber hinaus birgt gerade das auf Bodenrichtwerten als Besteuerungsmaßstab
basierende Modell der Bodenwertsteuer die Gefahr eines weiteren Schubs der Gentrifizierung und
Verdrängung weniger zahlungskräftiger Bewohner*innen (und auch Eigentümer*innenschaft)
insbesondere in den innenstädtischen Hochburgen der Bodenspekulation. In eine Prüfung sind
deshalb zumindest auch andere Steuern, Steuermodelle und Abgabenarten einzubeziehen.

Unterstützer*innen

Theodoros Ioannidis (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Katrin Schmidberger (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Hans Joachim Lehnert (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Beate
Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Herbert Nebel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Elfi Jantzen (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Delphine Scheel (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-6-4029 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 336 bis 339:
Bürger*innendienstleistungen Zielvereinbarungen abschließen. Damit beschleunigen wir auch die
Modernisierung der Stadt, beispielsweise für die Verkehrswende, indem der Bau von
Radinfrastrukturen, Busspuren oder Fußgängerüberwegen bei Hauptstraßen und dem Rad-Vorrangnetz
zukünftig komplett auf Landesebene, beijedes Umgestaltungsvorhaben in Nebenstraßen dagegen 
komplett auf Bezirksebene angesiedelt ist.

Begründung

Die Umformulierung dient der Klarstellung, dass die Zuständigkeitsverteilung jeweils komplett - also
jeweils auch alle Verkehrsarten umfassend - entweder beim Senat oder beim Bezirk angesiedelt sein
sollte.

Unterstützer*innen

Elfi Jantzen (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Susan Drews (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Franziska Eichstädt-Bohlig (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Alexander Kaas
Elias (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-6-3781 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 88 bis 89 einfügen:
Daseinsvorsorge zu sichern, in die funktionierende Stadt zu investieren, Berlin klimaneutral zu machen
und für mehr Gerechtigkeit zu sorgen. Heute bleiben Fördergelder oft ungenutzt. Wir wollen daher
Spitze beim Nutzen von Förder- und Investitionsmitteln des Bundes, des Landes und der EU werden,
und bauen dazu die Investitionsbank Berlin zu einer Serviceagentur “Booster für nachhaltige
Investitionen” aus. Adressaten sind die Verwaltungen von Land und Bezirken, engagierte Bürger*innen,
Initiativen, Vereine und Betriebe, die die Mittel einsetzen können.

Begründung

Ergibt sich bereits aus dem Änderungsantrag selbst - für einen erfolgreichen Umbau der Stadt muss es
gelingen, vorhandene Fördermittel sehr viel besser und effizienter abzurufen als bisher. Dies muss ein
Schwerpunkt der kommenden Legislatur sein!

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3798-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 105 bis 109:
Den Einfluss des Landes Berlin werden wir auf alle Energienetze ausweiten. Zur langfristigen
Stabilisierung des Berliner Wohnungsmarktes und zur Sicherung einer guten sozialen und grünen
Infrastruktur streben wir an, dass in 30 Jahrenmindestens 50 Prozent aller Wohnungen in Berlin in
gemeinwohlorientierter Hand sind, sichern Grund und Boden für das Gemeinwesen und vergeben
öffentliche Grundstücke grundsätzlich nur noch als Erbbaurechte. Bei Vergabeverfahren setzen wir auf
das beste Konzept, nicht den höchsten Preis. Public Private Partnerships stehen wir kritisch 

Begründung

Der Satz fasst wesentliche Botschaften aus Kap. 3.1 zusammen und lehnt sich an die dort
eingebrachten Änderungsanträge an. Wichtig ist, dass die "50 Prozent" Teil einer sehr viel breiteren
Offensive für eine gemeinwohlorientierte Stadt sind.

Einschub "grundsätzlich" - in wohlbegründeten Einzelfällen sollten auch Verkäufe noch möglich sein.
Sie sollten aber die Ausnahme bleiben.
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K-6-4008-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 315 bis 318:
Infrastrukturen wie Energienetze in die öffentliche Hand zurückholen. Zur langfristigen Stabilisierung
des Berliner Wohnungsmarktes streben wir an, dass in 30 Jahrenmindestens 50 Prozent aller
Wohnungen in Berlin in gemeinwohlorientierter Hand sind, sichern Grundstücke für soziale, kulturelle
und grüne Infrastruktur und vergeben öffentliche Grundstücke grundsätzlich nur noch als
Erbbaurechte.

Begründung

Der Satz fasst wesentliche Botschaften aus Kap. 3.1 zusammen und lehnt sich an die dort
eingebrachten Änderungsanträge an. Wichtig ist, dass die "50 Prozent" Teil einer sehr viel breiteren
Offensive für eine gemeinwohlorientierte Stadt sind.

Einschub "grundsätzlich" - in wohlbegründeten Einzelfällen sollten auch Verkäufe noch möglich sein.
Sie sollten aber die Ausnahme bleiben.

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3826 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 133 bis 136 löschen:
eigene Abgaben können die Bundesländer einen Beitrag zur Umverteilung von Reichtum und zu mehr
Chancengerechtigkeit leisten. Wir wollen die Weiterentwicklung der Grundsteuer zu einer
Bodenwertsteuer prüfen und dazu eine Machbarkeitsstudie in Auftrag geben. Unser Ziel bleibt,
Spekulation mit Boden einzudämmen, den öffentlichen Anteil am Grundbesitz deutlich zu 

Begründung

Der Änderungsantrag ergibt sich unmittelbar aus den von uns beantragten Änderungen in Kap. 3.1 ab
Zeile 1203 und muss in diesem Kontext be- und verhandelt werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3861-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

In Zeile 169 einfügen:
Gesamtstädtische Steuerung als gemeinsames Handeln – die Beziehungen von Land und Bezirken neu
ordnen

Begründung

Gesamtstädtische Steuerung wird in unserem Verständnis einer starken lokalen Demokratie nur dann
effizient funktionieren, wenn sie Hand in Hand organisiert und umgesetzt wird. Dies muss immer
wieder betont werden, damit der Begriff der "gesamtstädtischen Steuerung" nicht falsch verstanden
wird.

Dieser Antrag ersetzt einen früheren Antrag ("als gemeinsames Management"), den wir zurückziehen.

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3884-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung
Beschlussdatum: 24.02.2021

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 191 bis 192 einfügen:
Müllmanagement sorgt für saubere Kieze, die Versorgung mit Kitaplätzen vor Ort wird automatisch
mit den Geburten- und Meldedaten in den Stadtteilen abgeglichen. Mit dem digitalen Bauamt
beschleunigen wir energetische Modernisierungen und die Schaffung bezahlbaren Wohnraums. Das
Wohnungs- und Mietkataster ermöglicht eine effektive wohnungspolitische Kontrolle.

Begründung

Das digitale Bauamt und das Wohnungs- und Mietkataster sind wichtige Beiträge zur Digitalisierung
aus Kap. 3.1. Daher sollten beide Elemente hier aufgenommen werden.

Programm-LDK am 19./20. März



K-6-3747 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Julia Schneider (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 54 bis 58:
Hauptverwaltung und Bezirken wollen wir so konsequent beseitigen. In den kommenden Jahren wird
ein erheblicher Teil der Beschäftigten altersbedingt ausscheiden. Wir wollen diesensehen den
demographischen Wandel als Chance für die Verwaltungsmodernisierung wahrnehmen. Dafür
werdenDamit frischer Wind in die Verwaltung kommt, machen wir das Land Berlin zu einer attraktiven
Arbeitgeberin, bei der sich Mitarbeitende wohl und willkommen fühlen. Wir richten das Arbeitsumfeld
auf die Arbeitsbedingungen verbessern,Bedürfnisse der Menschen ein: Mit zeitgemäßer
Arbeitsplatzausstattung, flexiblen Arbeitsmodellen und neuen Raumkonzepten für kreatives Arbeiten
und zum Austausch unter Kolleg*innen werden wir neue kluge Köpfe werben und binden, Motivation
und Eigeninitiative fördern und die Berliner Verwaltung so divers aufstellen, wie es die Bevölkerung
dieser Stadt längst ist.

Begründung

ein positives Arbeitsumfeld motiviert und sorgt für eine stärkere Identifikation mit der Arbeitgeberin;
dies kann zu deutlich besseren Arbeitsergebnissen führen. Die Arbeitsbedingungen lediglich zu
verbessern ist bei einem niedrigen Standard kein großer Wurf. Viele hochqualifizierte und junge
Beschäftigte ziehen es vor, in einer moderneren Umgebung "mit Warmwasser" zu arbeiten und finden
im Berliner Arbeitsmarkt leicht ebenso sinnstiftende Arbeit unter besseren Bedingungen. Das ist fatal -
wir benötigen gutes, kreatives und proaktives Personal; unbesetzte Stellen können wir uns nicht
länger leisten!

Unterstützer*innen

Can Aru (KV Berlin-Pankow); Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Jung (KV Berlin-
Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Helene Bond (KV Berlin-Pankow); Louis Krüger (KV
Berlin-Kreisfrei)
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K-6-3860-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Julia Schneider (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 167 bis 168:
die Basis für Kreativität und Motivation. Berlin soll auf den 1,5-Grad-Pfad kommen, die Berliner
Verwaltung muss auch hier nicht nur zum Vorbild werden; als größte Arbeitgeberin hat sie auch eine
enorme Hebelwirkung. Deswegen müssen Standards zur klimaneutralen Behörde festgeschrieben und
konsequent verpflichtend umgesetzt werden. .

Begründung

Durch zentrale Versorgung der Beschäftigten (gemeinsame Teeküchen mit Ausstattung wie
Gemeinschaftskühlschrank und Wasserkocher o.ä.) wird Energieverschwendung vermieden. Die kleinen
Energiefresser summieren sich bei 130.000 Beschäftigten auf enorme Größen. Es muss Bewusstsein
für den eigenen Fußabdruck der Behörden konsequent vorhanden sein.

Unterstützer*innen

Can Aru (KV Berlin-Pankow); Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Jung (KV Berlin-
Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Helene Bond (KV Berlin-Pankow); Louis Krüger (KV
Berlin-Kreisfrei); Mathias Kraatz (KV Berlin-Pankow); Holger Thurm (KV Berlin-Pankow); Jörg Barnstedt
(KV Berlin-Pankow); Sabine Ponath (KV Berlin-Pankow); Daniel Freudl (KV Berlin-Pankow); Sascha
Krieger (KV Berlin-Pankow); Justus Zimmermann (KV Berlin-Pankow); Axel Lüssow (KV Berlin-Pankow);
Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Janik Feuerhahn (KV Berlin-Pankow)
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K-6-3885 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Julia Schneider (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 193 bis 205:
Um auf diesem Weg voranzukommen, wollen wir die Zuständigkeiten für Digitalisierung, die derzeit in
der Senatskanzlei, in der Innen- und der Wirtschaftsverwaltung liegen, besser strukturieren und
zusammenführen. Wir brauchen eine zentrale Steuerungsstruktur mit Mandat, Ressourcen und Budgets.
Wir haben dafür gesorgt, dass heute im Service-Portal Berlins über 100 Dienstleistungen online
erledigt werden können – von der Beantragung von Kita-Gutscheinen bis zur Gewerbeanmeldung. Bis
2026 wollen wir alle öffentlichen Gebäude ans Glasfasernetz angeschlossen haben und wir werden
dafür prüfen, inwieweit ein landeseigenes Unternehmen den Ausbau des Glasfasernetzes schneller
meistert. Auf Landesebene wollen wir die Verantwortung für die Digitalisierung in einer zentralen
Steuerungsstruktur zusammenfassen, anstatt es weiterhin über mehrere Senatsverwaltungen zu
verteilen. Damit das Zusammenspiel dieser neuen zentralen Einheit mit den Bezirken gut funktioniert,
werden wir auch in jedem Bezirksamt eine*n zentrale*n Digitalisierungsbeauftragte*n einführen und
die nötigen Mittel für eine moderne IKT-Ausstattung bereitstellen.

Um bei der Digitalisierung voranzukommen, müssen wir den Prozess zentral steuern, statt die
Zuständigkeiten für Digitalisierung über die Senatskanzlei, die Innen- und die Wirtschaftsverwaltung
zu verteilen. Wir brauchen eine zentrale Steuerungsstruktur, die mit Durchgriffsrechten,Ressourcen und
Budget ausgestattet ist. Für das Zusammenspiel dieser zentralen Stelle mit den Bezirken werden wir in
jedem Bezirksamt eine*n zentrale*n Digitalisierungsbeauftragte*n einführen und die nötigen Mittel für
eine moderne IKT-Ausstattung bereitstellen.
Wir haben dafür gesorgt, dass heute im Service-Portal Berlin über 100 Dienstleistungen online
erledigt werden können – von der Beantragung von Kita-Gutscheinen bis zur Gewerbeanmeldung. Bis
2026 wollen wir alle öffentlichen Gebäude ans Glasfasernetz angeschlossen haben und wir werden
dafür prüfen, inwieweit ein landeseigenes Unternehmen den Ausbau des Glasfasernetzes schneller
meistert.

Begründung

Der Absatz war inhaltlich zerfasert und ist nun logischer strukturiert. Die inhaltliche Aussage, dass die
Steuerung der Digitalisierung der Verwaltung gebündelt erfolgen soll, wird so deutlicher.

Unterstützer*innen

Can Aru (KV Berlin-Pankow); Felix Köhler (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Claudia Jung (KV Berlin-
Pankow); Laura Benning (KV Berlin-Pankow); Helene Bond (KV Berlin-Pankow); Louis Krüger (KV
Berlin-Kreisfrei)
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K-6-3944 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Titel

Ändern in:
Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Änderungsantrag zu K-6

In Zeile 252:
BesteSozial und ökologische Qualität statt billigster Preis –in die Finanzierung der Bezirke neu
aufstellenintegrieren!

Begründung

Preise und Qualitäten stehen, wenn die Preise sozial und ökologisch qualifiziert werden, nicht im
Widerspruch. Daher kommt es auf die soziale und ökologische Qualität bei deren Abbildungen
innerhalb von Preisen an.

Unterstützer*innen

Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Tobias
Balke (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Christian Nünning (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Ingeborg Hofer (KV Berlin-Tempelhof/
Schöneberg); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf); Baptiste Aguila (KV Berlin-Mitte);
Brigitte Kallmann (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Gudrun Pinn (KV Berlin-Kreisfrei); Roland
Thiel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)
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K-6-3945 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Titel

Ändern in:
Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 253 bis 261:
Das Prinzip der Finanzierung der Bezirke ist derzeit bei knappen Mitteln Wettbewerb um den billigsten
Preis. Wenn die Aufgabe in einem anderen Bezirk billiger erfüllt wird, müssen alle nachziehen, was zu
einer fatalen Abwärtsspirale führt. Diese Logik wollen wir durchbrechen, indem wir die Kosten- und
Leistungsrechnung (KLR) neu aufstellen. Wir wollen neben Kostendaten auch Leistungs- und
Qualitätsdaten erfassen. Der Preis darf nicht alleiniges Merkmal guter Politik sein. Konkret wird das
zum Beispiel beim Klimaschutz. Wir wollen einen Anreiz für klimafreundliches und
ressourcensparendes Haushalten in die Logik der Bezirksfinanzierung integrieren. Auch das Gender-
Budgeting, also die Prüfung, ob die Mittel Frauen gleichermaßen zugutekommen, wollen wir stärker
verankern.

Wir konnten in den vergangenen Jahren die Finanzierung der Bezirke entscheidend verbessern. Die
durch jahrelange Einsparungen ausgelöste Abwärtsspirale für viele öffentlichen Leistungen der
Bezirke konnte in eine Aufwärtsspirale umgewandelt werden. Um den Bezirken auch weiterhin einen
hohen Grad an fachlicher und finanzieller Eigenverantwortung zu ermöglichen halten wir daran fest,
dass den Bezirken insgesamt eine “Globalsumme” und daraus jedem Bezirk sein Anteil (=bezirkliche
Globalsumme) zur Verfügung gestellt wird.

Begründung

Das Programm sollte auch an dieser Stelle die Finanzierungsrealität der Bezirke und deren
Verbesserung in den Vordergrund stellen. In dieser Wahlperiode war die Realität positiv und nicht
negativ, wie der gegenwärtige Programmentwurf suggeriert. Besonders als Regierungspartei sollten
wir eine GRÜNE Finanzierungspolitik mit dem dem Willen zur Gestaltung für die Bezirke betreiben.
Der ziel- und wirkungsorientierte Einsatz zeitgemäßer Finanzierungsinstrumente muss ausgebaut und
die Instrumente müssen insbesondere im Hinblick auf die Berücksichtigung von Qualitätskriterien für
öffentliche Dienstleistungen verbessert werden. Hierzu gehört auch, dass die vorhandenen vier
Finanzierungsinstrumente (Produkte, Qualitätsindikatoren, Kostenrechnung und Budgetierung)
verstärkt für den Abschluss von Zielvereinbarungen zur Verbesserung von Dienstleistungen eingesetzt
werden.

Unterstützer*innen

Lennard Gottmann (KV Berlin-Mitte); Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/Köpenick); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei);
Christian Nünning (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf);
Doris Fortwengel (KV Berlin-Kreisfrei); Joachim Schmitt (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
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Ingeborg Hofer (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Baptiste Aguila (KV Berlin-Mitte); Roland Thiel (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Gudrun Pinn (KV Berlin-Kreisfrei)



K-6-3945-2 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Titel

Ändern in:
Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 253 bis 261:
Das Prinzip der Finanzierung der Bezirke ist derzeit bei knappen Mitteln Wettbewerb um den billigsten
Preis. Wenn die Aufgabe in einem anderen Bezirk billiger erfüllt wird, müssen alle nachziehen, was zu
einer fatalen Abwärtsspirale führt. Diese Logik wollen wir durchbrechen, indem wir die Kosten- und
Leistungsrechnung (KLR) neu aufstellen. Wir wollen neben Kostendaten auch Leistungs- und
Qualitätsdaten erfassen. Der Preis darf nicht alleiniges Merkmal guter Politik sein. Konkret wird das
zum Beispiel beim Klimaschutz. Wir wollen einen Anreiz für klimafreundliches und
ressourcensparendes Haushalten in die Logik der Bezirksfinanzierung integrieren. Auch das Gender-
Budgeting, also die Prüfung, ob die Mittel Frauen gleichermaßen zugutekommen, wollen wir stärker
verankern.

Finanzierungsinstrumente qualitativ aufwerten!

Die Kostenrechnung hat sich für die Ermittlung der notwendigen finanziellen Mittel für die
Globalsummen grundsätzlich bewährt, muss aber nach 20 Betriebsjahren endlich und jetzt zügig
durch zusätzliche Qualitätskriterien (z.B. ausreichende Beratungszeiten, schnelle Antragsbearbeitung,
Bürgerbefragungen zur Dienstleistungs- bzw. Produktqualität) ergänzt werden. Für die Verteilung der
Mittel an die Bezirke und in den Bezirken hat sich das Instrument der “Produktbudgetierung bzw.
Dienstleistungsbudgetierung” mit Einschränkungen bewährt; es stellt die Bezirke in einen regulierten
Wettbewerb untereinander: Wer viele Dienstleistungen/Produkte zu einem günstigen Preis erstellt,
erwirtschaftet sich finanzielle Vorteile. Nach 15 Betriebsjahren muss die Produktbudgetierung einen
Qualitätspush erfahren. Sie muss für die Finanzzuweisung an die Bezirke und die Verteilung der Mittel
innerhalb der Bezirke die soziale und ökologische Qualität der Dienstleistungen ebenso
berücksichtigen, wie deren Mengen und Kosten.

Begründung

Das Programm sollte auch an dieser Stelle die Finanzierungsrealität der Bezirke und deren
Verbesserung in den Vordergrund stellen. In dieser Wahlperiode war die Realität positiv und nicht
negativ, wie der gegenwärtige Programmentwurf suggeriert. Besonders als Regierungspartei sollten
wir eine GRÜNE Finanzierungspolitik mit dem Willen zur Gestaltung für die Bezirke betreiben. Der ziel-
und wirkungsorientierte Einsatz zeitgemäßer Finanzierungsinstrumente muss ausgebaut und die
Instrumente müssen insbesondere im Hinblick auf die Berücksichtigung von Qualitätskriterien für
öffentliche Dienstleistungen verbessert werden. Hierzu gehört auch, dass die vorhandenen vier
Finanzierungsinstrumente (Produkte, Qualitätsindikatoren, Kostenrechnung und Budgetierung)
verstärkt für den Abschluss von Zielvereinbarungen zur Verbesserung von Dienstleistungen eingesetzt
werden.
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Unterstützer*innen

Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Christian Nünning (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Thomas Rost (KV Berlin-
Reinickendorf); Ingeborg Hofer (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Baptiste Aguila (KV Berlin-Mitte);
Roland Thiel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Gudrun Pinn (KV Berlin-Kreisfrei)



K-6-3958 Fundament stärken – die zukunftsfeste Stadt

Antragsteller*in: Friedemann Dau (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg)

Titel

Ändern in:
Berlin neu denken – eine Metropole für Mensch und Natur

Änderungsantrag zu K-6

Von Zeile 266 bis 273:
Bezirksfinanzierung mit Climate- und Gender-Budgeting 

Über die Logik der KLR, in der über sogenannte „Produkte“ Einzelleistungen abgerechnet werden,
können zum Beispiel Kosten für kulturelle Angebote kaum abgebildet werden. Manche Angebote
zeichnen sich durch viele Besucher*innen aus, andere durch eine lange Verweildauer. Das lässt sich
nicht in Preis-Mengen-Kategorien fassen. Darum wollen wir Kultur- und Weiterbildung in einem
Pilotprojekt ganz aus der KLR herausnehmen und stattdessen die Zuweisungen in anderer Form
berechnen – etwa in einer Mischung aus der Fortschreibung bestehender Projekte und tatsächlicher
Neubedarfe.

Wir wollen die Instrumente der Bezirksfinanzierung auch im Klimaschutz nutzen, um
klimafreundliches Haushalten in den Bezirken noch stärker zu verankern. Das Gender-Budgeting, also
die geschlechterorientierte Ausrichtung der Haushaltspolitik, vollzieht sich bereits seit Jahren in den
Bezirken mit Hilfe der Kostenrechnung für über 100 Produkte/Dienstleistungen. Im nächsten Schritt
wollen wir hier die fachliche und finanzielle Steuerung durch die Einführung eines Gender-Budgeting-
Controllings verbessern und für das Climate-Budgeting einführen.

Begründung

Das Programm sollte auch an dieser Stelle die Finanzierungsrealität der Bezirke und deren
Verbesserung in den Vordergrund stellen. In dieser Wahlperiode war die Realität positiv und nicht
negativ, wie der gegenwärtige Programmentwurf suggeriert. Besonders als Regierungspartei sollten
wir eine GRÜNE Finanzierungspolitik mit dem Willen zur Gestaltung für die Bezirke betreiben. Der ziel-
und wirkungsorientierte Einsatz zeitgemäßer Finanzierungsinstrumente muss ausgebaut und die
Instrumente müssen insbesondere im Hinblick auf die Berücksichtigung von Qualitätskriterien für
öffentliche Dienstleistungen verbessert werden. Hierzu gehört auch, dass die vorhandenen vier
Finanzierungsinstrumente (Produkte, Qualitätsindikatoren, Kostenrechnung und Budgetierung)
verstärkt für den Abschluss von Zielvereinbarungen zur Verbesserung von Dienstleistungen eingesetzt
werden; darüber hinaus kann nur auf diese Weise der weitere Ausbau des kostenrechnungs- und
produktgestützten Gender-Budgeting erfolgen.

Unterstützer*innen

Philip Alexander Hiersemenzel (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Annkatrin Esser (KV Berlin-
Treptow/Köpenick); Hartwig Berger (KV Berlin-Kreisfrei); Christian Nünning (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Christiane Heider (KV Berlin-Reinickendorf); Doris Fortwengel (KV Berlin-Kreisfrei);
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Thomas Rost (KV Berlin-Reinickendorf); Reinhard Koppenleitner (KV Berlin-Reinickendorf); Baptiste
Aguila (KV Berlin-Mitte); Roland Thiel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf)



K-7-4066 Wir sind bereit, Verantwortung für die Zukunft Berlins zu übernehmen

Antragsteller*in: GRÜNE JUGEND Berlin
Beschlussdatum: 22.02.2021

Änderungsantrag zu K-7

Von Zeile 18 bis 20:
Der Blick in die Welt zeigt – es stehen zwei Optionen zur Debatte: Der Weg der rechten Populist*innen,
der VerfechterVerfechter*innen illiberaler Demokratien, der Klimaleugner*innen und Spalter*innen.
Und der Weg in eine klimaneutrale, lebenswerte und gerechte, eine offene und 

Begründung

redaktionelle Änderung
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K-7-4067 Wir sind bereit, Verantwortung für die Zukunft Berlins zu übernehmen

Antragsteller*in: Michael Sebastian Schneiß (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Änderungsantrag zu K-7

Von Zeile 19 bis 21 einfügen:
Populist*innen, der Verfechter illiberaler Demokratien, der Klimaleugner*innen und Spalter*innen. Und
der Weg in eine klimaneutrale, lebenswerte und gerechte, eine offene, antirassistische und freie
Weltstadt der Zukunft. Wir Grüne stehen für den zweiten Weg und wir sind überzeugt: 

Begründung

Gern mündlich.

Unterstützer*innen

Vasili Franco (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Karolina Ziehm (KV Berlin-Treptow/Köpenick);
Laura Sophie Dornheim (KV Berlin-Lichtenberg); Dorothée Marquardt (KV Berlin-Friedrichshain/
Kreuzberg); Silvia Rothmund (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Hendrik Goldammer (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); Filiz Keküllüoglu-Abdurazak (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg)

Programm-LDK am 19./20. März
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